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Mit  dem  vorliegenden  Band  übergebe  icb  der  Oeffentlicbkeit 
den  ersten  Theil  der  Arbeit,  die  ich  auf  eine  im  Frühjahr  1891 

eriraii^eiir  i^inladuiig  des  Herrn  Professor  Dr.  A.  Wairiier  fflr  das 
von  diesem  )ioraiisgeij:o))eiie  ,,Lelir))ucli  der  politisch en  üeko- 
nomie*-  zu  schreiben  mich  entschlossen  habe.  Dieser  Entschluss 
ist  mir,  wie  ehrenToll  auch  eine  sololie  Einladung  mich  bedfinken 
mochte,  keinoBwega  leicht  gefallen,  und  zwar  nicht  nur  wegen  der 
Susseren  Schwierigkeiten,  die  fSr  einen  mit  umfangreichen  fierufs- 
pflichten  belasteten  Ikiimten  der  auch  nur  leidlich  befriedigenden 
L»'^sung  oincr  solchen  Aufgabe  sich  entgegenstellen,  sondern  auch 
wegen  des  nahe  liegenden  Zweifels,  ob  meine  literarische  Vertraut- 
heit mit  dem  Stoff  ausreichend  sich  erweisen  werde,  um  die  mir 
fibertragene  Arbeit  in  einer  den  wiBsenschafUichen  Ansprüchen  des 
Wagnerischen  Gesammtwerks  entsprechenden  Weise  durchsufdhren. 
Inwieweit  mir  dies  gelungen,  muss  ich  dem  ürtheil  <ler  Leser  des 
Buchs  anheimstellen,  die  Tielloicht  geneigt  sein  werden,  den  Einen 
Vorzug  ihm  einzuräumen,  dass  ein  warmes  Interesse  für  den  be- 
handelten Gegenstand  die  Feder  geführt  hat  und  dass  der  Verfasser 
bemüht  gewesen  ist,  bei  der  Behandlung  der  vielen  bestrittenen 
Gebiete  dieses  Tbeils  der  Wirthschaftspolitik  sein  ürtheil  ohne 
Voreingenommenheit  und  stets  nur  nach  gewissenhafter  Abwägung 
des  ..Für"  und  , .Wider"  abzugeben. 

Die  Veröfientiichung  eines  neuen,  das  gesammte  Agrarwesen 
systematisch  behandelnden  Handbuchs  mag  im  Uebrigen  Vielen 
erwünscht  kommen,  da  das  denselben  Gegenstand  behandelnde 
klasBiscbe  Werk  Ton  Wilhelm  Boscher  wegen  der  vorwiegend 
hiBtorischen  Betrachtungsweise  des  Stoffs  gegenüber  manchen  be- 
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sonden  wichtigen  agrarischen  Fragen  der  Gegenwart  die  Antwort 

versagt;  und  wieder  andere  Schriften ,  wie  das  bekannte  Buch  von 
H.  Settegast  (Die  Landwirthscliaft  und  ihr  Betrieb)  oder  dio  die 
Landwirthschaft  behandelnden  neuerlichen  Aufsätze  von  Conrad. 
Freiherr  v.  d.  Goltz  und  Meitzen  in  v.  Schönberg's  Handl)ueh 
der  politischen  Oekonomie  nach  Anlage  und  Zweck  der  betreffenden 
yeröffentiichungen  von  einer  erschöpfenden  Darstellung  des  ganzen 
Stoffgebiets  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  Umgang  genommen 
haben.  Hat  sich  ferner  in  den  letzten  Jahrzehnton  die  Arbeit  dor 
Theoretiker  und  Praktiker  zumeist  in  Speciahmtersuchungen  und 
monographischen  Bearbeitungen  einzelner  besonders  wichtiger  Ge- 
biete des  Agrarwesens  verzweigt,  so  mag  es  vielleicht  ganz  zeit- 
gemäss  erscheinen,  dass  nunmehr  wieder  einmal  das  in  zahllosen 
Einzelstudien  zerstreute  Material  gesammelt  und  zu  einem  fiber- 
sichtlichen Gesanimildld  dessen,  was  den  Inhalt  des  Agrarwesens 
bildet,  vert'inigi  werde. 

Indem  der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  in  diesem  Sinn 
seine  Aufgabe  erfasst  und  mit  einer  Darstellung  des  historisch 
Gewordenen  zugleich  eine  kritische  Wflrdigung  des  Agrarwesens 
der  Gegenwart  verbunden,  d.  h.  auch  die  Möglichkeit  und  Noth- 
wendigkeit  der  l'm-  und  Fortbildung  der  agrarischen  Zustände 
zum  Gegenstand  seiner  Betrachtungen  gemacht  hat,  befindet  er  sich 
allerdings  in  grundsätzlichem  Widerspruch  mit  Roscher,  der  solcher 
„idealistischen  Methode'*  in  der  Behandlung  der  NationalOkonomik 
die  Berechtigung  absprechen  zu  sollen  meint;  doch  wird  vieUeicht 
eben  diese  Behandlungswelse,  die  im  Auffassungskreis  der  historischen 
Schule  als  ein  Mangel  des  Buches  erscheinen  mag,  als  ein  Vorzug 
in  den  Angen  Anderer  erscheinon;  wie  denn  insbesondere  auch 
A.  Wagner  in  demselben  grundsätzlichen  Widerspruch  zu  Koscher 
in  diesem  Punkt  steht,  worüber  er  sich  in  der  demnächst  erscheinen- 
den 3.  Auflage  seiner  „Grundlegung**  in  einem  umfassenden  Kapitel 
Uber  Methodologie  u.  s.  w.  eingehend  verbreitet  Und  in  der  That 
kann  man  denn  auch  wohl  von  der  wissenschaftUehen  Behand- 
lung eines  wirtlischaftliclien  Stoffgebiets  heutzutage  mit  Recht  be- 
;iii-[iruchen,  dass  sie  nicht  bloss  über  das  Seiende  in  seinen  Vorzügen 
und  Mängeln^  sondern  auch  über  das,  was  zu  erstreben  sei  imd  mit 
welchen  Mitteha  dies  zu  geschehen  habe,  unterrichtend  und  auf- 
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hellend  sieli  yerbreite;  wobei  hinsichtlicli  der  Berechtiguncr .  ja 
Xothwendigkeit  solcher  Behan«llimgsweise  auf  die  Ausfülniinpfon 
in  dem  Buche  selbst  (S.  2  unten  luid  S.  63  ff.)  verwiesen  sein  mag. 
Es  hängt  mit  dieser  Behandlungsweise  zusammen,  dass  eine  Eeibe 
Ton  Stoffgebieten,  die  Boscher  nur  flOcbtig  oder  doch  sehr  knapp 
behandelt  hat  (z.  B.  die  Fragen  des  l&ndlicben  Arbeiterwesens,  der 
inneren  Colonisation,  des  landw.  Versichenmgswesens ,  der  landw. 
Polizei,  des  Genossenschaftswesens)  in  den  l)ei(len  Theilen  dieses 
Werks,  entsprechend  der  Wichtigkeit  jener  Fragen  gerade  für  die 
Gegenwart,  eine  ebensolche  sorgfältige  Erörterung  gefunden  Imben, 
beziehungsweise  finden  werden,  wie  etwa  die  Fragen  des  Erbrechts 
oder  der  landwirthschaftlichen  Creditorganisation. 

Die  Art  der  Systematik  des  Stoffs  wird  inuner  etwas  Will- 
kührliches  liaboii,  und  ich  liin  sehr  woit  entfernt  von  dem  Anspruch, 
die  Aufgabe  der  Stoffgliederung  in  vollkommenerer  Weise  als  meine 
Vorgänger  gelöst  zu  haben;  mein  Bestreben  war  darauf  gerichtet, 
die  innerlich  verwandten  Gebiete  in  dem  grossen  Bereich  des 
Agrarwesens  zu  in  sich  abgerundeten  Barstellungen  zu  Tereinigen, 
wobei  freilich,  wegen  des  IneinandeigTeifens  der  einzelnen  Stoff- 
gebiete, Verweisungen,  ja  selbst  Wiederholungen  nicht  immer  zu 
vermeiden  waren.  Die  Anlage  des  Buchs  ist  so  gedacht,  dass  «lor 
Inhalt  auf  zwölf  Kapitel  sich  vertheilt,  von  denen  der  nun  vor- 
liegende erste  Theil  neben  der  „Einleitung  in  die  Agrarpolitik^' 
die  Abldsungsgesetzgebung;  die  Bechtsformen  der  Bewirthsohaftung 
und  des  Besitzes;  die  Politik  der  Landescultur;  weiterhin  das 
Gebiet  d^^s  i^rljK  chtb  und  der  inneren  Colonisation  (Landpoliiik; 
und  die  ländliche  Arbeiterl'nig«'  hohandolt.  Der  zweite«  Thoil. 
den  ich  so  fördern  zu  kOnnen  hoffe,  dass  er  längstens  binnen 
Jahresfrist  erscheinen  wird,  soll  in  drei  unmittelbar  sich  an- 
schliessenden Kapiteln  die  restlichen  Gebiete  des  eigentlich««- 
Agrarrechts  (landwirthschafklicher  Credit;  landwirthschaftliche 
Versicherung:  landwirthschaftliche  Polizei),  in  drei  weiteren  Kapiteln 
das  Gebiet  der  A^i^rarpfl eice  (Hodenproduction  und  Thierhaltung; 
Genossenschaftswesen;  landw.  Bildungsmittel  und  hnulw.  Interessen- 
Organisation)  und  in  einem  Schlusskapitel  die  llück^irkungen  der 
Absatz-  und  Preisyerhftltnisse  auf  das  landw.  Gewerbe,  inbesondere 
unter  den  Einwirkungen  der  neuzeitlichen  transoceanischen  Con- 
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currenz,  und  die  Stellung  der  allgemeinen  Wirthschafts- 
politik  7.U  der  hierdurch  goschatVonon  Lage  zur  l)ai\stolliing  bringen. 

Hinsichtlich  der  Lite raturangaben,  die  regelmässig  an  die 
Spitze  jeden  Kapitels  gestellt,  zum  Theil  auch  in  die  Anmerkungen 
zum  Text  Terwiesen  worden  sind,  mag  mir  die  Bemerkung  gestattet 
sein,  dass  diese  Angaben  keineswegs  den  Zweck  Terfolgen,  eine 
Gesammtübersicht  über  die  einschlägigen  literäriscben  Erscheinungen 
zu  geben;  vielmehr  habe  ich  mich  überall  darauf  beschränkt,  nur 
jener  Schriften  Erwähnung  zu  thun,  deren  Inhalt  mir  vertraut  ist 
tmd  die  ich  bei  der  Niederschrift  dieses  Buches  benutzt  habe.  Ich 
bin  mir  dabei  sehr  wolü  bewusst,  dass  bei  der  Yon  mir  getroffenen 
Auslese  manche  bemerkenswerthe  literärische  Erscheinung  nicht  zu 
ihrem  Recht  gelangte;  ich  war  aber  aus  den  eingangserwähnten 
Gründen  genOtliigt,  die  literärischen  Vorstudien  innerhalb  gewisser 
Grenzen  zu  halten,  wenn  anders  das  ßuch  in  absehbarer  Zeit  er- 
scheinen sollte.   Doch  darf  ich  vielleicht  immorliin  das  Zeugniss 
ftbr  mich  in  Anspruch  nehmen,  den  literärischen  Erscheinungen  der 
letzten  40  Jahre,  wenigstens  soweit  Deutschland  in  Frage  kommt, 
im  Grossen  und  Ganzen  gerecht  geworden  zu  sein  und  auch  die 
ältere  deutsche  Literatur  in  ihren  Hauptvertretem  benlcksichtigt 
zu  haben,  wie  dies  die  literarischen  Vermerke  im  Text  und  in  den 
Anmerkungen  und  das  diesem  Band  am  Schlüsse  beigegebene 
NamensTerzeicbniss  der  im  ersten  Theil  benfltzten  Schriftoteller 
nachweisen  mag.   Lebhaft  habe  ich  bedauert,  dass  das  in  land- 
wirthschaftlichen  Zeitschriften,  femer  in  den  Verhandlungen  der 
land^virthschaftlichen  Interessen-Vertretungskörper  seit  Jahr/^  Imten 
aufgespeicherte  agrarpolitische  Material,  wegen  der  Massenliaftigkeit 
des  Stoffs,  nur  zum  kleinen  Theil  in  lietracht  gezogen  werden 
konnte;  und  doch  hätte  dieses  für  die  Entwicklung  des  Agrarwesens 
aud  fOr  die  BeurUieilung  der  Terschiedenerlei  Strömungen  auf 
agrarpolitischem  Gebiet  besonders  wichtige  und  dankenswerthe 
Material,  das  in  Form  von  Aufsätzen,  Eeteraten  imd  sonstigen 
Ausführungen  Vertreter  des  Grundb<'sitzes,  GeneralsocretSre  der 
landwirthschaftlichen  Vereine   und   sonstige  Praktiker   in  hin- 
gebungsvoller Arbeit  fflr  die  Interessen  des  landw.  Gewerbes 
geliefert  haben  imd  unausgesetzt  liefern,  in  hOheim  Maasse,  als  es 
geschehen  ist,  Anspruch  darauf  gehabt,  in  diesem  Buch  literftrisch- 
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kritisch  irewürdigt  7.u  worden,  eine  Lücke,  die  auözui'üllen  vielleicht 
einer  spätem  Arbeit  vorbehalten  sein  mag. 

Bei  der  Niederschrift  des  Buchs  habe  ich  nicht  lun-  das  Lese- 
und  Studiumsbedürfniss  der  studirenden  Jugend  auf  Universitäten 
und  landw.  Hocbscbulen  im  Auge  gehabt,  sondern  auch  gerade 
▼on  der  Absieht  mieh  leiten  lassen,  mit  diesem  Buch  den  Yer- 
waltung^ibeaniton,  den  in  den  landwirthschaftlicheu  Vereinen  und 
den  sonst  im  öffentlichen  Leben  thätigen  Persönlichkeiten  die 
Möglichkeit  leichterer  Orientinnig  über  das  geltende  Agrarrecht  und 
die  schwebenden  Fragen  des  Agrarwesens  zu  geben.  Und  wenn 
ich  mich  bemflht  habe,  flberaU  Bichtwege  zu  fixiren,  die  geeignet 
erscheinen,  in  dem  Irrgarten  agrarpolitischer  Streitfragen  die 
Znrechtfin  luiig  zu  erleichtern,  so  bin  ich  IVeilich  weit  entfernt, 
den  xVnsprucii  zu  erlieben,  duss  die  von  mir  angedeuteten  Wege 
die  einzig  gangbaren  sind  und  dass  nicht  eine  bessere  Erkenntniss 
andere,  besser  oder  rascher  zum  Ziele  führende  Wege  aufzufinden 
vermag.  Besshalb  wird  der  Zweck,  den  ich  bei  der  Kiederschrift 
dieses  Buches  mir  setzte,  schon  dann  in  meinen  Augen  erreicht 
sein,  wenii  nur  überhaupt  dessen  Inhalt  die  Einsicht  von  der  Noth- 
wendigkeit  einer  nachhaltigen  und  kräftigen  Staatsfursorge  auf 
landwirthschaftlichem  Gebiete  in  weiteren  Kreisen  stärken  und 
zur  Befestigung  der  Auffassung  beitragen  wtürde,  dass  eine  in 
obigem  Sinn  sich  beth&tigende  Wirfchscluftspolitik  keineswegs,  wie 
so  oft  behauptet  werden  wiB,  als  ein  schwftchtiches  und  unbe- 
rechtigtes Zugeständniss  an  „agrarische  ßegohrlichkeiten"  sich 
darzustellen  braucht:  und  es  würde  mir  zur  grossen  Genügt huung 
gereichen,  wenn  es  mir  gelungen  sein  sollte,  in  meiner  Arbeit  den 
Xachweiss  zu  liefern,  dass  eine  Lässigkeit  oder  Gleichgöltigkeit 
gegenttber  den  Interessen  des  ländlichen  Grundbesitzes  eine  schwere 
Versänmniss  in  sich  schliesst,  die  dem  Staatsganzen  nachhaltig 
unmöglich  frommen  kann. 

Karlsruhe,  im  September  1892. 

A.  Bacheuberger. 
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Einleitung  in  die  Agrarpolitik. 


Li  teraturüb  ersieht. 

Die  ^KinleitUDf"  ist  der  Be^'^ründun^  der  Nothwendigkeit  einoi  uacli- 
haltii^'tii  stantsfiireoTge  auf  landwirthschaftlichcm  Gebiete  gfewidmft.  Zu  diesem 
Zweck  war  auf  das  Wesen  des  lAudwirthschaftlichea  Betriebs  selbst  näher  einzugehen 
mid  sn^leicli  die  SteUmig  der  Landwirthsehaft  im  Staat  an  ond  fttr  sich  und  im 
Verhältniss  zu  anderen  Gewerbszweigen  nach  der  ^nrthschaftlichen,  socialen  und 
politisrhon  Seite  r.n  belewrhten.  Die  im  ersten  Abschnitt  behandelten  Gebiete  fallen 
zwar  /AI  einem  wewutlicheu  Theil»  wie  •/,.  B.  die  Erörtornugeti  über  die  Betriebs- 
aysteme  und  die  Bodenstatik,  der  landwirthschaftlichen  Betriebslehre  an*, 
sie  sind  aber  zur  richti>reii  Würdigung  der  Aufgaben  der  Ap-arpolitik,  wie  sie 
später  xor  Erörterung  gelangen  werden,  nicht  zu  entbehren.  liei  R&u  finden 
neh  die  besüglichen  das  fandwirthschallliche  Gewerbe  alt  eolchea  behandeln- 
den Erörterungen  im  I.  Band  seiner  politischen  Oecononue  nnd  awar  im  fUnfteu 
PvikU:  «Die  hervorbringenden  Gewerbe**,  wenn  auch  im  Einzelnen  «nvollsfänflipr; 
ciDe  sehr  ausführliche  und  wie  gewöhnlich  mit  wirthschafts-  und  kulturgeschicht- 
Uehea  aowie  stataatiachen  Angaben  in  reidister  Fftlle  ausgestattete  Daratellnng' 
dagegen  bei  Roscher,  Nationalökonomik  des  Ackerbaues  und  der  verwandten  Ur- 
prodnctioneu,  §  7  bis  mit  46.  (Die  Oitate  bei  Kaa  beziehen  sich  auf  die  V.,  bei 
Boacher  auf  die  XI.  Auflage.) 

Der  Verfasser  musste  im  Hinblick  auf  den  Zweck  des  vorliegenden  Hand- 
bnrhes  sich  Hesi  hränkungen  in  der  Darstellung  dieses  Theils  der  Materie  aut'erle^n 
nnd  konnte  dies  auch,  im  Hinblick  auf  die  vortreffüehe  Literatur,  welche  wir 
gerade  in  Deaticbland  im  Gebiet  der  ^landwirthachaltliehen  Betriebalehre"  beintaen, 
wobei  vor  allem  das  sehiine  Buoh  von  Seftep^ast.  Die  T>andwirthschafl  und  ihr 
Betrieb.  188.5,  .3  Bände,  zu  erwalmen  ist,  an  das  die  Darstelhnifr  mehrfach 
anknüpft.  Nebstdem  wurden  zu  Rathe  gezogen  und  /.war  von  lilterea  Sehrift- 
ateliem:  A.  Thaer.  Grundsätze  der  rationellen  Landwirthschaft,  neu  heraosgegebcn 
V  II  <;  Krafft  u.  A.,  IWO,  V  TliitTien.  Der  isolirte  StAat  in  Beziehung  auf  Land- 
wiftiuit  hatt  und  Natioualükouoiuie,  herausgegeben  von  Schuhmacber-Zarchlin,  1875; 
Schlipf,  I'opnläres  Handbuch  der  LandwMihschaft  etc.,  neu  heransgegeben  1879; 
rj.  Walz,  Landw.  Betriebslehre,  neu  aufgelegt  1887.  Von  neueren:  Dünkelberg, 
Die  landw.  Betriebslehre  in  ihren  nnturgesrhirbtl.,  volkswirthscliaftl.  nnd  knltur 
technischen  Grundlagen,  1890;  Hau dbuch  der  gesammten  Landwirthschaft,  heraus- 
gegeben von  T.  d.  Golta,  1888/90,  Bd.  I,  Abschnitt  I  n.  IV;  Bd.  II,  Abschnitt  X-, 
V.  d.  Goltz,  in  Schönberpr's  Hdl).  d.  polit.  Oeknuomie,  H.  Aufl..  1891  (Bd.  11, 
Abthlg.  Landwirlhschai));  Derselbe,  liandbuch  der  landw.  Betriebslehre,  1886; 
G.  Kraffi,  Lehrbuch  der  Landwirthschaft,  1880;  Pohl,  LaudwirthschaftL  Betriebs- 
lebre,  1885.  —  Für  die  Entwlcklvngsgeschichte  des  landw.  Gewerbes  ina> 
besondere  wurden  benutzt:  Fr  aas,  Geschichte  der  Landbau-  und  Forstwissen- 
schaft  18<>5;  Derselbe;  Geschichte  der  Landmrthschaft,  IHöl;  Langethal,  Ge- 
fcMcbte  der  dentschen  Landwirthschaft,  4  Binde,  1847/66;  Lttbe,  Abrisa  der 
Gesclilclif»-  der  deutscheti  Tiandwirtlischaf!  von  der  ältesten  Zeit  bis  /.\ir  Gegenwart, 
187H;  Settegast,  Die  deutsche  Landwiiilischaft  vom  knltur^rescliiehtliehen  Stand- 
punkt (in  Thiel's  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  XJll.,  S.  177  ti).  Krämer.  Die  Entwick- 
lung der  Landwirthschaft  in  den  letsten  100  Jahren,  1884;  Marchet,  1808— 18B& 
Ein  Uiu-kblick  auf  die  Ent\nckeliing  der  Oesterr.  Agnrverwaltang,  18S9. 
Baeli«aberg*r,  A.,  AgnipoLitik.  L  1 
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2      EiDleitung.  AWchn.  L  Weben  and  £ntwickluiigsgaiig  der  LiuidwirthMhaft. 


Ein  sehr  wichtige«  Orienturangbuiitti'l  tür  die  Kenntuiss  der  landwirthscbaft- 
Uclmi  Zvftftiide  eiaxflBer  I^MliKeblete  trieteo  eine  Reihe  amtlicher  und  halb- 
amtlicher PablieatioiieB  sowie  die  in  verscliicdeucn  Läudorn  veranstalteten 

AgrarenqiH'ten,  von  welchom  Material  bei  Abfassung  dieses  Handbuchs  iimf  inL'-- 
reidier  (iebrauch  gemacht  worden  i«t;  zu  erwähnen  sind  hier  namentlich:  Auithche 
Berichte  ttber  Prevssens  landw.  Verwaltnnir,  von  1875  ab;  im  Oanxen  4  Bde.; 
A.  Mt'itzen,  Der  Boden  und  dii»  landu.  VcrhälfnisM'  fl)  Preuss.  Staats  Hr., 
4  Bändts  1868/71;  Die  Landwirthächatt  in  Bayern,  lÖDU;  Die  Landwirthschali 
im  Königreich  Sachsen,  bearbeitet  durch  v.  Lmigüdorff,  3  Bde.  (1876,  1881  und 
:  die  Jahresberichte  des  Badischen  Handttlaninisteriums  und  i\m  Badischen 
Ministeriums  des  Innern  von  1872  ab;  femer  von  Kuqueten:  Krhebungen  üb*  r 
die  Lage  der  Landwirthschaft  im  Uroüsh.  Baden,  4  Bde.,  1883;  Die  landw. 
BnqüMe  im  GroMh.  Hetiep,  2  Bde.,  1884/86;  UDtersacfamig  der  Lage  und  Bedilif- 
nisse  der  Landwirthschaft  in  Elsasg- Lothri ngcn,  1884;  Ergebnisse  der  Erhe- 
bungen über  die  Lag(^  dr  r  bäuerlichen  Landwirthsehaft  in  6  Gemeindet!  von  W  ü  r  f  t  e  m  - 
berg,  1884/85:  Krmittelungen  über  die  Lage  der  Landwirthschali  iü  Pieua^eu, 
1888/89  (in  Thiers  landw.  Jahrbttchem,  Bd.  XVm,  Ergänz.-Bd.  III  und  Bd.  XIX, 
Ergänz.  Hd.  IVi;  Hätierliche  Z  ti .-' f  ii  n  d  i-  in  Dent^eh  la  iid  .  Reriehte,  verriffeiitlicbt 
vom  Verein  für  Socialpolitik,  3  Bde.,  18^vi;  Nasse  und  Ueitzenstoiu, 
Agraruiche Zmttftnde  in  Frankreich  nnd  England,  in  Schriften  d.  V.  f.  Socialp., 
27;  Eheberg,  Agrarische  Zustände  in  Italien  (ebenda  29K  Endlich  ist  auf  die 
den  Fachmännern  wohlbekannte  nnd  nnentbenrlii  )ie  7  e i  t  s ebri f( e  n  1  i  t  pr  atur  zu 
verweisen,  insbesondere  auf  die  folgenden:  Hiede  rmann  s  Zentrulblatt  für  Agri- 
cidtarchemie  und  rationellen  Laodwi^Bcbaftabetrieb  (Ldprig);  l>eiit«che  landwMh- 
scbaffliebe  Presse  'Berliti';  K(ililin;;'s  I.andw.  Zeitung  (Lei it/,i;r^ ;  Mileli/tj^.  (Bremen»; 
Mittbeilungen  des  Vereins  zur  Förderung  der  Moorcultur  (Berlin};  ThieTs  landw. 
JahrbQcher,  Zeitschrift  für  mssenschafll.  Landwirthsehaft  und  Archiv  des  Prenss. 
LandeeÖkonomiet  <db>>riiims  (Berlin);  Wiener  landw.  Zeitim^'^;  ferin  r  auf  die  Fach- 
organe der  zahlreichen  hiiulw.  Vereine  (auch  Spocialvereint>  für  Wein-,  Ob.st-,  Garten- 
bau, Thierzucht  etc.)  in  Preusseu,  Bayern,  Sacluieu,  Württemberg,  Baden,  Hessen  etc., 
insbesondere  anch  anf  die  Jahrbücher  der  Deutschen  Landwirthschaftsgresellscbaft 
(bis  18*»2  6  Bde.).  Für  französische  agrarische  Zustünde  ist  sehr  instmctiv  die 
vom  fr  an  z  ÖS.  Ackerban  minist  eri  um  herausgegebenen  Zeitschrift:  Bulletin; 
Docujnent.s  officiels;  Stutistiniie ,  Kapports;  t'omptes  reudu»  de  uiissions  en  France 
et  k  ^itranger  (Paris). 

Her  in  Abschnitt  II  der  EiDb-iliiii<j:  („Wesen  nnd  Inhalt  der  Airmr- 
politik")  behandelte  Gegenstand  ii»t  von  Kau  im  11.  Bd.,  §  1  bis  mit  9  und  §  44 
erörtert;  Roseher  ibdet  sieb  mit  dem  (jegenstand  in  etwas  knnser  Weise  und  swar 
im  XIV.  Kapitel:  „landw.  Unterricht**  (!)  ab;  dessen  grundsätzlich  ablehnend« 
Haltung  gegenüber  d<  r  selbststandigen  Heli;iii(!hing  der  Volkswirthschaft.spolitik  im 
Sinn  der  Aufstellung  programmatischer  Fonlerungen  und  Zielpunkte  (Roscher  will, 
anter  Verwerfung  der  id califltischen  Methode  in  der  Nationalökonomik,  das« 
letztere  sieh  duraiif  beschränke,  die  Natnrjresetze  der  V(dks\>  irtlix«  hilf!  nnd  den 
Erfolg  der  biühcrigen  Getietxe  und  Anordnungen  der  Staatsgewalt  zu  untersuchen, 
während  es  dem  PriJctiker  überiassen  bleibt,  sich  Meratis  nach  den  jedesmaligen 
Umständen  die  Regeln  für  sein  Verhalten  zu  suchen  •  Roscher,  Bd.  I,  S  23  ff.) 
hat  der  \  f  rfilssi  r  dieses  Handbuchs  selbstredend  nidif  zn  thetbM»  vermocht  (siehe 
unter  $  l  'A  Zitier  5),  wie  denn  Roscher  selber  seinem  Princip:  kein  wirthschalUiches 
Reformprogramm  so  entwickeln,  nichi  durchweg  tren  geblieben  ist.  Treffende  AuS' 
führungen  über  die  hi>fnri>(  Ii  phy.'iiologische  Methode  einer-,  die  idealistische  Methode 
anderseits  bei  Eisenhart,  (leschichto  der  Nationalökonomik,  18^1.  Ferner 
darüber  jet/.t  auch  Wagner,  Grundlegung,  3.  Aufl.,  1.,  Buch  1,  Kap.  2.  —  Ans  der 
sonstigen  Literatnr  über  die  Aufgaben  di'S  Staats  v'<'I?euüber  der  Volkswirt hschafl 
im  Alluremeinen  und  gepreniiber  dem  landw.  dt  weihe  insbesondere  ist  namentlich 
auf  L.  V.  Stein,  Handbuch  des  Verwaltungsrechtü,  1888,  11.  Bd.,  S.  217  ff.  u.  645  ff.; 
anf  V.  Mo  hl,  Polixci  Wissenschaft  nach  dm  timndsätxen  des  Bechtsstaates,  8  Bde., 
1866  (II.  Bd.,  S.  159  ff.),  ferner  auf  v.  d.  Goltz  im  Hdb.  der  ge.snnimten  Land- 
wirthsehaft, Bd.  I,  S.  f).58  ff.,  endlich  auf  das  mehr  parteipolitisch,  als  sachlich  ge- 
schriebene Buch  von  .higer,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  3  Abthlgn.  1884/88 
(hier  Abthlg.  II,  Kap.  XVII,  S.  281  ff.)  an  verweisen. 
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Abschnitt  I 


Wesm  und  EntwieUiuigsguig  der  Landwlrthsehaft 

§  1.  Verhältniss 
zur  Jagd,  Fischerei  und  Nomaden-Wirtkäcliatt^). 

Bei  allen  Völkern  ist  der  landwirthscliat'tlichon  (bodenbostellen- 
dcn)  Thätigkeit  eine  occupatorische  vorausgegangen,  die  sich  auf 
der  niedersten  Stufe  durch  einfache  Wegnalime  der  von  der  Natur 
freiwillig  dargebotenen  Gaben  im  Weg  der  Jagd  und  Fisclicrei, 
auf  entwickeltexen  Stufen  durch  Ausnutzung  der  natflrlichen  Weide- 
grflnde  mittelst  gezähmter  Haustbiere  —  Weidewirthschaft 
der  Hirten-  und  Nomadenvölker  —  kennzeichnet.  Jagd,  Fischerei 
und  Nomadenthum  hat  man  desshalb  nicht  unpassend  „Yorstufen** 
der  Landwirtiischaft  genannt,  Uber  welche  Vorstufen  freilich  manche 
Völker  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  hinau?;ir«'lniigt  sind.  Die 
Weidewirthschaft  bedeutet  gegenilber  dem  Zustand  des  reinen 
•läger-  und  Fischeivolkes  offwis?  eiiii'u  namliatton  Fortschritt;  sie 
aeijit  bereits  wesentliche  Merkmale  <!er  lainlwirtlisehaftlichen  Be- 
triebsthätigkeit  auf.  insofern  die  natürliclien  Weidegründe  in  einem 
mehr  oder  weniger  regelmässigen  Turnus  in  Benutzung  genommen 
zu  werden  pflegen  und  als  bei  ihr  eine  planmässige  Zähmung  und 
Züchtung  von  nutzbaren  Thieren  (Rind,  Pferd,  Scha^  Platz  greift; 
Iber  auch  ihr  ist  noch  in  ausgedehnten  Maass  der  Charakter  der 
occupatorischen  Tbfttigkeit  aufgeprägt,  da  sie  sich  auf  die  Nutzung 
der  von  der  Natur  aus  freien  Stücken  producirten  FutterstolTe 

'  Firi  j.  hfiidf  ('}i;ir;"k->  1  i  tik  fli  r  Jiiper-.  Fisilirr-  nnd  Nomadfnvölkrr.  nirlit 
tloss  uacli  der  wirthsclmUliclieu,  soutleru  auch  nach  der  gcsellBchattlicheu,  eihischeu 
«ad  TttHfiSsea  Seite  ihm  Weseni  bei  RoBCher,  a.  a.  O.,  $  7  ff.;  vgl.  fenwr  Schdn- 
berg,  Politisclie  Oekonomief  Bd.  I,  f  16  ff. 
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beschränkt.    Erst  dann,  wenn  die  in  der  Erde  wirksamen  Natur- 
kräfte mit  bewusster  AbsichtHehkeit  genöthiirt  werden,  pflanzliche 
Stoffe  ^^anz  bestimmter  Art  (Nähr-  und  Nutzpflanzen)  hervorzu- 
bringen, die  geeignet  scheinen,  den  Nahrungs-  und  weiterhin  anderen 
Bedflrfniasen  (Genuas-,  BekleidungsbedHrfnissen)  unmittelbar  oder 
mittelbar  zu  dienen,  wird  die  am  Grund  und  Boden  sich  abspie- 
lende Arbeitsbethätigung  zum  landwirthschaftlichen  Gewerbe 
(Land bau)  im  eigentUchen  Sinn  des  Wortes.  Der  nilchste  Zweck 
dieser  Bodenarbeit  ist  zwar  auf  die  Erzeugung  von  Rohstoffen  ge- 
richtet und  er  wini  erreicht,  indem  mittelst  der  Cultur  des  Bodens 
die  unorganischen  Bestandtheile  d*>s  Bodens  und  der  Atmosphärfl 
unter  dem  Eintiuss  der  Wärme  und  des  Lichtes  der  Sonne  durch 
Fortentwicklung  des  püanzliclien  Keimes  in  o  rga ni  s c h e  Produrte 
flbergetührt  werden.  Aber  zu  dieser  rohstotferzeugenden  Thätigkeit 
tritt  vielfach  auch  eine  stoffiimformende  hinzu,  um  diese  Producte 
entweder  Oberhaupt  oder  doch  in  höherem  Grade  zur  Erfüllung  ihrer 
Bestimmung  als  Lebensmittel  geeignet  oder  auch  zugleich  der 
Förderung  der  Wiedererzeugung  dienstbar  zu  machen  (Viehhaltung 
und  technische  Gewerbe).    Die  Landwirthschaft  steht  in  naher* 
Verwandtschaft  zur  Forstwirthschaft  und  zur  G&rtnerei  und  bildet 
mit  diesen  zusammen  das  Gewerbe  der  Bodencultur*). 

Die  fortschreitende  Entwicklung  von  der  occupatorischeu  Thätig- 
keit der  Jager-,  Fischer-  und  Nomadenvölk*M-  zu  der  bod«Mi- 
bestellenden  Arbeit  des  Ackerbauvoikes  hat  zur  Voraussetzung, 
das»  das  schweifende  Leben  des  Jägers,  Fischers  oder  Nomaden 
zum  Stillstand  kommt  dass  an  Stelle  der  losen  Verbindung  des 
Menschen  zur  Erde  ein  Haften  an  derselben  sich  einstellt,  dass  also 
die  wandernden  Völker  oder  Stämme  sesshaft  werden  und  eine 
dauernde  Verbindung  mit  dem  In  Besitz  genommenen  Gnmd  und 
Boden  eingehen.  Von  jenem  glticklichen  Zufall  an,  der  den  Menschen 
in  den  Samen  der  wild  wachsenden  Getreidearten  ein  Nahrungs- 
mittel erkennen  Hess  und  ihn  lehrte,  dass  das  Ausstreuen  dieses 
Samens  in  die  g<'lockerte  Erde  neue  Pflanzen  der  gleichen  Be- 
schaft'enheit  hervorbringt;  von  jenem  Zeitpunkt  ab.  wo  der  einfache 
Stab  des  Hirten  erstmals  den  liifden  ritzt«'  und  diesem  „die 
heiligen  Könier'  anvertraute,  tritt  der  he/eiciinejidste  Wendepunkt 
in  der  Geschichte  eines  jedes  Volkes  ciu;  denn  die  Cultur  des 


Diese  begrifflichen  Sätse  sind  jdemlich  wdrtUcli  dem  AuÜMtai  tob  Kraatr 
im  Hdb.  d.  gm,  Laiidwirtli«cbAft,  L  Bd.,  S.  61  ff.  etttDommMi. 
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Bodens  ist  dlt^  Quelle  und  Ursprung  der  Cultur  überhaupt;  erat 
wenn  das  Volk  ein  ackerbauendes  und  damit  ein  seashaftes  gewor- 
den ist,  beginnt  die  Möglichkeit  der  staatUchen  Bildung  und  diese 
selbst  Indem  das  Volk  feste  Wofanstfttten  errichtet,  sind  die 
Bedingungen  zun&chst  für  ein  r&umlich  begrenstes  Gemeinde- 
leben, weiterhin,  durch  Zusammenschluss  der  einzelnen  Gemeinde- 
wirthschaften,  auch  zur  Bildung  gr  ö  s  s  e  r  e  r  s  t  a  a  1 1  i  c  h  o  r  IJildungen 
gegeben;  in  dioson  aber  kommt  nicht  nur Heimathsgefühl.Heimaths- 
liehf^  lind  <lu>  H^nvusstsein  gemeinsampr  Interessen  zur  kräftigen 
E»tt;ilt[iiig.  ea  erzeugt  auch  die  Besonderlioit  der  Bezipluingen  dor 
Stammesangehörigen  zu  dem  in  Besitz  und  Cultur  genommenen 
Boden  eine  den  Jagd  -,  Fischer-  und  Nomadenvdlkern  fremde 
höhere  Rechts*  und  Wirthschaftsordnung  mit  eigenartig  gestalteten 
Eigentbums-  und  Erbrechten,  die  hinwiederum  Ursache  fort- 
schreitender Culturentwicklung  wird.  „Statt  der  HordenTerfossung 
des  Jftgers  und  StammTerfassung  des  Nomaden  kommt  es  erst 
bei  ackerbauenden  Völkern  zu  einem  Staatsleben  im  höheren  Sinn 
des  Worts*'  (Koscher).  So  folgenreich  und  schicksalsschwer 
ist  dieser  Uebergang  zum  Ackerbau,  dass  Mythe  und  Dichtung 
fast  jeden  Volks  in  den  fruchtbaren  Kömern  und  der  Kunst  der 
eine  unmittelbare  Gabe  der  Gottheit  erkennen  ujid  dass 
alttdirwürdiire  Hriiuehe.  welclie  die  göttliche  Herkunft  der  Kunst  des 
Ackerbaus  in  d«Mn  ( iedüchtniss  der  Lebemli  ii  torterlialteu  sollen, 
auch  heute  noch  bei  einzelnen  Völkern  des  Orients  in  Hebung  sind. 

In  wirthscha ftlic her  Beziehung  tritt  die  Bedeutung  des 
AVandlungsprocesses  in  der  grösseren  B(*ständigkeit  und  Stetigkeit 
der  Daseinsbedingungen  und  der  Erweiterung  des  natürlichen 
NahrungBspielraums  zu  Tage.  Durch  grOsste  Abhängigkeit  von  der 
Süsseren  Natur  und  den  zuf&lligen  Gaben,  die  sie  spendet,  ist  das 
Wirthschaftsdasein  der  Jäger-,  Fischer-  und  selbst  der  Nomaden- 
TMker,  durch  zunehmende  Unabhängigkeit  von  der  äusseren  Natur 
dasjenige  der  Ackerbauvölker  gekennzeichnet.  Fisch-,  Jagd-  und 
Weidegründe  sind  verhältnissmassig  rasch  erschöpft  und  diese  Er- 
schöpfuncr  nöthigt  zu  immer  neuen  Wandenmgen  und  blutigen 
Kämpfen  mit  benachbarten  Horden  und  Stämmen ;  und  trotz  der 
mit  elementarer  Gewalt  sich  geltend  maelienden  Gegentendenzen 
gegen  eine  irgend  rasche  Zunahme  der  Bevölkerung  (häufige  Kriege, 
grausame  Bräuche,  welche  dieTödtung  von  Kindern  und  Greisen  vor- 
^hreiben),  wächst  die  Bevölkerung  doch  immer  wieder  leicht  über 
die  Grenze  des  Nahrungsspiehraums  hinaus  und  wird  desshalb 
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immer  von  neuem  zu  Baubzflgen  und  Massenvernichtuugen  ge- 
trieben. Zeitweiser  Ueberfluss  und  darbende  Noihi  Bohheit  und 
Grausamkeit  sind  daher  Merkmale  des  Jftger-  und  Fischer-,  in 
minderem  Grade  des  Nomadenvolks,  das  in  seinen  Heerden  erst- 
mals Nahrungswerthe  in  grösserem  Umfang  aufzuspeichern  yermag 
und  dessen  patriarchalisches  Familien-  und  Stammleben  milderen 
Sitten  Eingang  versclialU.  Erst  in  (1(mii  tosten  Friedtni,  der  unter  dem 
Schutz  der  Sippe  und  w^itcrhiiidcs  L^anzen  Volks  das  Haus  des  Acker- 
bauern uni'jiolit.  in  d<'in  niliiiri^n  <  Jloicliinaass  der  Arbeit  am  (innulund 
Boden,  mit  dt^m  er  und  seine  Kanülie  verwächst,  wurzelt  die  viThält- 
nissmässige  Stetigkeit  seiner  Daseinsbedingiiugen ,  aber  auch  jene 
gesittetere  Anschauungs-  und  Lebensweise,  die  den  Ausgangspunkt 
jedes  weiteren  Culturfortschritte  darstellt;  während  für  die  Jäger- 
und  FischervOlker,  in  gewissem  Grade  auch  für  die  NomadenvOlker 
das  Stationäre  ihres  Wesens  in  Wirthschaft  und  Cultur  so  seiir 
bezeichnend  ist  „Es  ist  nicht  mOglich,  das  Leben  der  Jäger-. 
Fischer«-  oder  Hirtenvölker  anders  als  den  Strandkies  zu  betrachten, 
der  unlebendig  das  Meer  der  Geschichte  umsäumt"  (Ton  Stein). 
In  der  Bemeisterung  der  Kräfte  des  Bodens  lernt  der  Monsch  seine 
eigene  Kraft  kennen  und  würdicren  und  die  Zuriuklialtung  der 
Natur  gegenüber  stärkeren  Aiit<>i.i«Tungen  an  dii'selbc  erheischt 
erhölitcn  Scharfsinn  und  Lrcscliicktrre  Ausnützung  der  gebot(MHMi 
Daseinsinöglichknitm.  Die  Bevölkerung  kann  imgehindert  wachsen, 
weil  mit  der  zunehmenden  Einsicht  des  Menschen  in  das  Walteu 
der  Natunnächte  der  Naluungsspielraum  stetig  sich  erweitert:  joder 
Fortschritt  in  der  Bodencultur  ermöglicht  eine  weitere  Zunahme 
der  BeTölkerung;  während  der  Verfall  des  Ackerbaus,  wie  die  Ge- 
schichte Koms  warnend  beweist,  Volk  und  Staat  mit  Vernichtung 
bedroht,  und  ausgesprochene  HandelsvOlker  nicht  mit  Unrecht 
ehernen  Kolossen  verglichen  werden,  welche  auf  thOnemen  Fassen 
stehen. 

§2.   Eutwicklungsga  n  LT  der  Ti  h  n  d  w  i  rthscha  it;  Empirie 

und  W issienächalt 

Für  die  Weit^Tcntwicklung  zu  höherer  Bodencultur  und  in 
Wechselwirkung  damit  zu  höherer  Gesittung  bleiben  tlie  Gunst 
oder  Ungunst  der  äusseren  Production s bediugungen 
(natürliche  Bodenfruchtbarkeit  und  klimatische  Verhältnisse)  nicht 
ohne  maassgebende  Bedeutung.  Unfiruehtbarer  oder  wenig  fruchtbarer 
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Boden  (wie  der  Sandboden  eines  Tlieiles  der  norddeutschen  Tief- 
ebene, Moor-  und  Sumpflftndereien)  bildet  an  sich  zwar  noch  kein 
Hindemiss  jener  Fortentwicklung,  weil  die  fortschreitende  Technik 
in  Verbindung  mit  der  Wissenschaft  auch  ihm  steigende  Ertr&g- 
nisse  abzuj^ewinnen  weiss;  gerade  auf  dem  märkischen  Sand  ist 
ein  besonders  kraftvolles  Staatswesen  erwachsen  und  dip  neuere 
Bodentechnik  feiert  ihre  schönsten  Siege,  indem  sie  die  au  sich 
wenig"  enriebisren  Heidefläclieii  und  Moore  unter  den  Pflug  nimmt 
und  aus  ihnen  durch  Entwässorunor.  geeignete  Bodemnischungen 
und  starke  Verwendungen  mincraiibcher  Düngemittel  ein  wertlivoUes 
Culturiaud  schafft;  die  bewund erswerthen  Be-  und  Entwässenmgs- 
anlagen  in  den  Culturstaaten  der  alten  Welt  haben  eine  üppige 
Bodenvegetation  auf  Ländereien  erzielt,  die  erst  mit  dem  Zerfall 
jener  Anlagen  wieder  WOste  und  Oedland  geworden  sind.  Wohl 
aber  bildet  ein  solches  Hindemiss  die  übermässige  Gunst  oder 
Ungunst  der  klimatischen  Verhältnisse;  in  der  kalten  Zone  bei 
kurzer  Yegetationsdauer  kann  auch  der  höchste  Scharfsinn  des 
Menschen  der  Mutter  Erde  doch  nur  spärlichste  Erträgnisse  ab- 
gewinnen; und  in  den  tropischen  und  subtropischen  Ländern  wirkt 
die  unersehöptlicho  Fülle  der  Natur  lähmend  und  ers»  liUliend  auf 
die  mensi  hliehe  Katur.  A\  eun  wenige  Woclien  Arix-it  im  Jahr 
hinreichen,  mehrfache  Ernten  zu  erzielen,  und  eine  kleine  Fläche 
Landes  bei  müheloser  Arbeit  reichlich  die  Bedürfnisse  der  Familie 
deckt;  wenn  die  Gunst  eines  solchen  Klimas  eine  weitgehende 
Sorge  für  die  Befriedigung  des  Bekleidungs-  und  Wohnungsbedüif- 
nisses  nicht  aufkommen  lässt,  fehlt  jener  äussere  wichtige  Sporn, 
der  den  Menschen  im  Kampfe  mit  der  Natur  zu  erhöhter  Be^eb- 
samkeit  und  Geschicklichkeit  langsam  beflhigt;  imd  jene  kleinen 
oder  grösseren  Staatswesen  im  Innern  Ton  Afrika  oder  auf  den  Süd« 
seeinseln  mögen  daher  noch  heute  auf  keiner  anderen  Stufe  der 
Entwicklung  stehen,  als  vor  1000  und  mehr  Jahren,  wo  sie  den 
Uebergancr  von  der  rein  occupatorischeu  Thätigkeit  zu  derjenigen 
von  mein  «»diT  weniger  sesshafben  Ackerbauern  vollzogen. 

Desshalii  ^uid  es  wesentlich  die  Landstriche  der  gemässigten 
Zone,  iu  denen  der  Uebergang  zum  Ackerbau  und  die  Begnin- 
dung  fester  Ansiedelungen  den  Keim  für  liöhere  Gesittung  in  sich 
barg,  weil  die  äussere  Natur  hier  weder  unterdrQckt  und  regel- 
mässig das  Geschaffene  raub  wieder  zerstöii.  noch  auch  so  ver- 
schwenderisch ist,  dass  nicht  ein  ständiges  Hingen  mit  derselben 
nöthig  wäre,  um  die  Daseinsbedingungen  zu  behaupten ;  in  diesem 
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aiifcrondtliiii^trii  UiiiLicii  und  Sorgen  lio<rt  ahor  der  Quell  alier  üaus- 
wirthscbatllicheti  Tugenden,  des  Ertindungs-  und  Entdockungs« 
geistes  und  joglielien  geistigen  wie  materiellen  Fortschrittes  über- 
haupt. In  solcher  Lage  het'anden  sii  li  l>eiBpielswei86  alle  Völker- 
schaften, welche  die  das  mitiellftndische  Meer  umsäumenden  L&nder 
in  Besiedelung  genommen  hatten,  und  in  ihnen  erwuchs  daher  zu- 
erst jene  höhere  Boden-  imd  im  Anschluss  daran  jene  feinere 
Cultur  in  Sitten  imd  Bräuchen,  im  gesellscbafUicfaen  und  staatlichen 
Lehen,  welche  als  Erbtheil  auf  die  Völker  und  Staatswesen  der 
heutigen  Culturwelt  übergegangen  sind. 

Der  Fortschritt  in  der  Bodcncultur  eines  jeden  vor- 
wärtsstrebenden Volkji  zt^igt  sich  iinUebrimMi  in  zweifacher Richtunir: 
einmal  darin,  dass  der  Kreis  der  nutzbariMi  l'HanztMi,  welche  Uegt'n- 
stand  der  Wirthschaft  sind,  und  ebenso  der  Kreis  der  nutzbaren  Haus- 
tliiere  sich  erweitert:  zu  den  Nahnmgsptlanzea  für  den  menschlichen 
Gebrauch  treten  Futterpflanzen  für  die  Thiere  und  weiterhin  Ge- 
wächso.  die  über  das  blosse  Nahrungsbedflrfniss  hinaus  als  Genuss- 
mittel dienen  (Obstbaum,  Bebe,  Wfirzpflanzen)  oder  die  Stoffe  zur 
Befriedigung  des  Kleidungs-  und  sonstiger  Haushaltsbedfirfnisse 
liefern  sollen,  wie  die  Gespinnstpflanzen.  Sodann  aber  tritt  jener 
Fortschritt  auch  darin  zu  Tage,  dass  in  dem  Maasse,  wie  die  Be- 
dürfnisse sich  nicht  nur  meluren,  sondern  auch  innerhalb  einzelner 
bevorzugter  Klassen  des  Volks  sich  vorfeintMu,  das  Bestreben  nicht 
mehr  bloss  auf  die  höchstmöglichst  f  Steigerung  des  Ertrages,  sondern 
auch  auf  die  wachsnule  Verbesserung  der  Besehaffenheit  der 
Erzeugnisse  der  Wirtliseliat't  gerichtet  sich  zeigt.  Dabei  führt  die 
aufmerksamere  Beobachtung  der  beim  Bestellen,  Säen,  Wachsthum 
und  Einernten  der  Gewächse  sich  abspielenden  Vorgänge  zunächst 
rein  erfahrungsmässig  zur  AufsteUung  von  Koireln  über  die 
beste  und  wirksamste  Art  der  Vornahme  der  einzelnen  landwirth- 
schaftlichen  Arbeiten;  ähnlich  wie  in  der  Thierhaltung  bestimmte 
Brfahrungssätze  darüber  sich  herausbilden,  aiif  welchen  Wege  eine 
Nachzucht  am  sichersten  erzielt  wird.  Zufall  und  Nachdenken, 
Versuche  und  vergleichende  Beobachtungen  lehren  in  ähnlicher 
Weise  diejenigen  Bedingungen  kennen  und  erfassen,  welche  die  Güte 
und  den  Wuhlgeschniuck  einer  Fniclit,  die  Feinheit  der  Gespinnst- 
tasern,  die  höhere  Brauchbarkeit  der  Hansthiero  (als  Reit-  und 
Zngthiere,  als  Fleisch  und  Milchproducenten)  sehadUeii  o<ier  günstig 
beeinflussen.  Feberall  hat  sich  auf  diesem  rein  empirischen 
Wege  das  laudwirthschafüiche  Gewerbe  ailmähücb  in  grösserer  ^ 
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VoUkommenfaeit  emporgeningen  und  man  kann  wohl  sagen,  dass 
die  Landwirtbscbaft  im  ganzen  klassischen  Alterthum,  ja  bis  an 
die  Schwelle  dieses  Jahrhunderts,  wesentlich  eine  auf  empirische 
Segeln  sich  aufbauende  E uns t  war,  während  es  unserer  Zeit  vor- 
hehalten  blieb,  diese  Landwirthschaftskimst  zu  einer  (ngenüichen 
Landwirtlischafts  Wissenschaft  zu  erheben,  d.  h.  die  Praxis  und 
das  Wie?  und  WasV  derst>lbt*ii  wisseiischattlich  zu  beu^rfindeii.  Krst 
mit  der  Anwendung  der  naturwissenschaftlichen  Erkoimtnisse  auf 
die  im  landwirtlischaftlichen  Betrii'bt*  sich  abspiob'n(b'ii  Xaturvor- 
fränsre  ist,  entrückt  den  dncb  imnu'r  nur  ortlich  und  zeitlicli  hv- 
dingt  berechtigten  Kegeln  und  Erfahrungsätzen,  eine  Grundlage 
gewonnen  worden,  auf  die  fussend  das  landwirthschaftliche  tie- 
werbe in  unseren  Tagen  auf  eine  Höhe  der  Technik  sie  Ii  empor- 
gearbeitet hat,  welche  auch  in  der  blühendsten  Zeit  des  Alterthiuns 
nicht  erreicht  worden  ist 

T'^cVt«' rblick  der  pr^'srhi  rh  tÜrhen  En t wi  rk  1  u n  Anssornrdcntlich 
lange  Zeiträume  mögen  vertlossen  sein  von  jeuer  rohesten  Hestellniig  der  Felder 
ab,  die  sich  eines  BannittsteB  ssam  Ziehen  der  Ackerflirelien  bedient  nnd  als  Boden- 
frufhtc  nur  wr-ni^ro  (lotrcidcrutcii  kciiiit ,  Iii««  zu  Jener  Stufe  vcrft  iiH  i  tcii  A(  l<oi- 
baaes  und  jener  Mannichfaltigkeit  von  -Nahrung-s-  und  NutzpHaazen  aller  Art,  diu 
in  den  re^lmässigen  Landwirthschaftsbetrieb  der  Landbebaner  in  den  uralten 
Cttltnnvicben  des  Nillandes  und  der  mesopotamischen  Nied  i  i  .r  einbezogen  waren 
und  von  da  ihr»-  Wjuidminp'  nnch  Vorderasien,  (Jrit  c  lienland  und  Italien  vnll/n;ren. 
Die  Soldaten  der  alten  Culturstaaten  waren  Ackerbauer  und  ihre  Eroberungszuge 
dedialb  fleichseiti^  Thaten  der  C^vitisationt  weil  sie  die  nnterjoehten  ^Barbaren'  mil 
den  Segnungen  der  (^ultur  der  heimischen  Scholle  bekannt  machten.  So  waren 
vor  allem  auch  die  Soldaten  der  römischen  Heere  Massongeudboteii  für  die  Hcrhei- 
fbhrting  höherer  Hodeiuultur  in  Gallien,  Britannien  und  Germanien;  der  r<)uiit>che 
Ifiles  im  Fdndesland  wurde  mm  Oolonisten  und  seine  Feldzilge  haben,  indem  sie 
den  römisclien  Adler  anfjiflauzton,  zTitrlcich  das  grosse  Werk  iler  inneren  roloiiisntion 
jener  Ländergebiete  vorbereitet.  Alle  iiodencultur  der  keltisch-germauischen  Völker 
Westenropas  Ist  rCmisdie  Cnltnr  und  der  gan^e  Betrieb  der  Landwirthschaft  vor 
tiod  lang«  Zeit  nach  der  Völkerwandening  schöpft  ans  den  Kenntnissen  und 
lU^/eln.  rn  welchen  der  Ackerbaustaat  der  römischen  Bepublik  langsam  sich  durch- 
gearbeitet hatte. 

In  der  Thaf  kennen  bis  zur  Entdeckung  von  Amerika  die  europäischen 
Staatswesen  kaum  eine  <  nltiiriitian/.»',  welche  nicht  si  liou  die  Kömer  gepflanxt 
hatten,  und  die  Ardiati  und  Üchaiulluugsweiso  erhebt  sich  nicht  über  die  im  Alti  r- 
Ihum  erreichte  Stute  der  Technik,  bleibt  vielmehr  vielfach  hinter  dieser  noch 
snrfick.  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  darauf  hinxnweisen,  dass  nnsere  mehlhaltigen 
Bodenfrüchte  (mit  Ausnahme  des  von  Amerika  eingeführten  Mais  sa turnt  und 
S'mders  schon  im  Alterthum  und  namentlich  bei  den  Römern  angebaut  waren,  also 
namentlich  Weizen,  Dinkel,  Gerste,  llafer,  Hirse,  während  der  Koggen  erst  mit  der 
VnikerwanderuTig  nach  Europa  gekommen  zu  sein  scheint;  von  Hülsenfrüchten 
Krbsen,  Bohnen,  Wickln  nnd  l^upinen:  von  unseren  (dlialti<,''en  Gewiirlmen  iiameut 
Ikh  Mohn;  dasä  dagegen  Wurzelgewächse  und  Futterkrauter  in  der  Ackerbestellong 
«ine  erhebliehe  Rolle  damals  und  bis  in  das  letste  Jahrhttndert  nicht  spielten^ 
*obl  aber  die  Cultnr  der  (iespinnstpflanzen  (Hanf  und  Flachs),  des  Obstes,  der 
iteben  in  hoher  Rinthe  stand.  Die  Bestellung  der  Felder  und  die  I)tin<rimfr  'auch 
4ie  Gründüngung  war  bekannt)  wurde  sorgfältig  vorgeuouunen,  auf  Auswahl  und 
BAaudlme  des  Saalgiites  grosser  Werth  gelegt;  «neb  hi  Zfichtnng  nnd  Baltmig 
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der  Thier«  Vortroffliches  itfeleislet,  wie  die  über  diese  Gepejistüiule  erhalten  gebliebenen 
Srhriften  von  ('jito,  Varro,  ('olumella,  Plinius,  Verplius  /.t-igfu. 

Dmn  die  Technik  des  n'iinigclien  Ackerbaus .  trotz,  der  Htürnie  der  Vdlker- 
wandf'i  iiii<r,  iti  den  neu  sii  fi  bildenden  Staaten  erhalten  blieb,  darf  al>  t  iii  wesrnf- 
lieheü  VurdieuHt  auch  der  Klöster  damaliger  Zeit  bezeichnet  werden,  deren  stille 
Bewohner  die  Technik,  namentlich  in  den  feinen  Künsten  des  Garten*,  Obst-  und 
Rebbans  den  späteren  (>e»chleehtcni  recht  eigentlich  vermittelten.  Die  Ausbildung 
der  grossen  (irnndherrschaften  itn  iVäiikisi  lu  n  Reit  h  ^mit  ihrem  grossartigr,  einheit- 
lich eingerichteten  und  geleiteten  ökonomischen  Hetriebe",  in  den  uns  da&  C'apitulare 
de  Tillis  KarVs  de«  Grossen  einen  Einblick  gewtthrt,  war  ebenMls  Veranlassnngt 
den  Landliau  über  das  Niveau  der  ;.'eur>linlii  lieii  bäuerlichen  Betriebsweisen  empor- 
zuheben; denn  anf  den  herrschaftlichen  Frohnhofen  entfaltete  sich  schon  frühzeitig 
„ein  reges  mauuiehfaltiges  Lehen  und  eine  Keichhaltivrkeit  der  l'roducte  konnte 
endelt  und  eine  Ausnutzung  der  vorhandenen  Arbeits  und  Kapitalkräfte  erreicht 
werden,  welche  stark  ab»*ti(lit  ;rfjren  dif»  Monotonie  und  KAieusitiit,  welche  den 
cbaraktemtischeu  Zug  in  der  WirtliJichaftälülu-uug  der  (iemeinlreien  bildete",  wobei 
insbesondtnre  der  üelwirgang  aus  der  rohen  regellosen  Feldgraswirthsehaft  au  einer 
8chlajnnäs.si;fen  Kintheilun^  der  Felder  und  sodann  die  Verme]irun;r  des  Bestandes 
an  Arbeitsvieh  nfiridpr)  vtm  Hedetitun^r  wurde').  In  besnn»lereiu  Maa'ise  erblühte 
freilich  der  Aikerbuu  in  seinen  veisichiedeucn  Verxweiguuifeu  nur  in  einzeliicu 
i  heilen  Frankreichs,  in  Belgien  und  in  der  Rheinthalebene,  wo  der  zunehmende 
Wohlstand  ri'  i  r  (lielitgedräntrtf^Ti  Hfvnlkpniiijr  f^nc  sorgfältigere  Bestellung  lohnte 
und  der  verfeinerte  Geschmack  die  Erzeugung  auch  hochwerthigerer  E»eaguii»»e 
veranlasste;  wShrend  im  ITebrigtm  bis  tief  in  das  Mittelalter  hinein  die  Felder* 
bestellung  im  Wesentlichen  in  den  ursprünglichen  einfachen  Formen  der  Feldgnt* 
oder  der  l>reifelderwirthscliaft  sieJi  bewehrte  und  w esetiflieli  unf  die  rrdduotinn  von 
Körnerfrüchten,  alleufallü  von  (respinnstptlanzen  sich  beschriinkte  und  das  Futter 
fQr  die  weniff  sablreidien  und  in  Form  nnd  Nntenngseigenseliafken  nur  ansnahms- 
\veise  hetvoiingenden  landwirthichafilichen  Hausthiere  die  natürlichen  Weiden 
liefern  mussten. 

Ein  im  16.  und  17.  Jahrhundert  sich  bemerkbar  machender  Fortschritt  im 
Landwirthschaftsbetrieb  erlitt  durch  den  dreissigjährigen  Krieg,  für  I>eut>rlibmd 
wenijrstens,  eine  jähe  Unterlne«  liun;:  und  erst  im  18.  Jahrhundert,  zumal  in  der 
zweiten  Uälfte  demselben,  erhielt  derselbe  eineu  ueueu  Auüichwuug,  wobei  zwei 
bedeutungsvolle  Vorgänge  eine  besondere  Rolle  spielten:  einmal  £e  feldmSssige 
Einführung  des  Kartoifelbaues  und  die  damit  in  Verbindung  stehende  theilweise 
Bebauung  der  Brachfelder  mit  diesen  und  anderen  Wurzelgewächsen,  sodann  die 
durch  Joh.  Chr.  ächubart  („Edler  von  dem  Kleefelde'')  besonders  gefiirderte 
Einbürgerun;:  und  Ausdehnung  der  kleeartig«n  (iewächse  (Ackorfotterbnu) ;  denn 
mit  diesen  Fminirensrhafton  Kinenprunir  der  reinen  Uraclie.  I?e^tellung  der  Brach- 
felder mit  sog.  Braciifrüchteu.  A«  kerfutterbau  —  war  nicht  uur  die  3löglichkeit 
grasseren  Produktionsertrags  gegeben ,  (londem  es  hatte  gerade  auch  die  gesteigerte 
Futtererzeugung  die  folgenreichsten  Fünwirkungen  anf  die  Viehhaltung  (reberganif 
zur  Stalltütternng)  und  im  Znsainnienhnn;r  damit  auf  <lie  I)im'jr«'rj)roduction,  wahrend 
die  Einsihiehnng  der  biutiurtigeu  IJruchfrüchie  in  die  Keiiienfolge  der  (Jewächse 
wegen  d<>r  Verschiedenheit  ihrer  Anspr&che  an  die  Bodenkräfle  im  Verhältnis^  rn 
den  TfalmfrüchtcTi .  wegen  ihrer  wohlthätigeti  Itndenbeschattenden  und  de<>Hhalb 
uukrautääubemden  Wirkung  und  wegen  der  Horgfältigüren  Ikistellung  uud  Behaod> 
Inng  des  Bodens,  die  sie  erheischen,  wiederum  mittelbar  und  unmittelbar  ertrage 
atdgemd  wirkte. 

Per  Im  dir<^eti  Verbältnissen  bedingte  Auf-  und  rmschwung,  der  für  jene  Zeit 
in  Deutschland  mit  den  Namen  Thaer,  Koppe,  Schwerz,  l'abst,  Schub  1er 
unauflöslich  verknüpft  ist  (von  Oesterreichem  besonders  verdienl  J.  Bürger  und 

Hlubeck,  in  Frankreich  Domliasle.  (!a>pariti.  in  der  .Schweiz  Fellf  nberg), 
wurde  gegendeuweise  durch  die  ebenfalls  in  diu  letzte  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 


V.  Inama-äternegg,  I>ie  Ausbildung  der  grossen  Gruudherrschailea  in 
Dentschlaud  während  der  Kaiolingerzeit ,  1878  <8.  78  ff.  und  8.  lOB),  und  Der*, 
selbe,  SaHandstudien,  in  der  Festgabe  Ittr  G.  Hanssen,  1889,  8.  98  ff. 
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fallende  feldmässige  Einbürgerung  verschiedener  sog.  HundcKspilanaeil  (nameiitlit  Ii 
HopfiMi  nnd  Tabak)  noch  verstärkt  und  weiterhin  durch  das  Aufkommen  und  die 
Verbreitung  besserer  (ieräthe  mächtig  gefordert,  wobei  uameutlich  au  diejenigen 
Verbessernntren  zu  erinnern  ist,  die  nm  jene  Zeit  dem  «richtigstell  Ackergerlläe, 
diTii  Pflug,  zu  Theil  wunlfn  f v's(  her  I*flii^'-  in  England  und  Uebertra{riiii;r  dcs- 
irciben  nach  Nurddeut6chlaud  durch  A.  Thaer,  Verbringung  des  lielgiächen  i'Üugs 
dnrcli  J.  K.  Scliverz  in  vertnderter  Gestalt  unter  dem  Namen  „Hohenbeimer  Pflug" 
nach  dem  Sfi^n  von  Deutschland;   Aufkommen  der  mehrscharigen  Pfiiige  wie 
Häufelpflüge,  Exstirpatorcn' ;  sowie  au  alle  jene  zahlreichen  soiiKtifren  Bodt-nw t-rk- 
xeuge  und  Und wirthüchaft liehen  Maschinen,  welche  seit  jener  Zeit  und  uameutlich 
in  der  sweiten  Hälfte  dieses  Jahrhnnderts  fttr  die  verschledenaten  Bedärfbisse  des 
Betriebs  (Ejtl^  u  und  AVaV/.cn.  Säe   und  Dn'llniiischinen,  Ernte-  und  Dreschmaschinen. 
Üeinigungsapparate  für  das  Haatgut.  Obst-  uudWeiupri'Sscn.  Entsrhlrtuli  riinjrsapparate 
Är  Milch:  Centrifugen  und  Separatoren)  mehr  und  uu  In,  ju  iRidiugs  auch  in  den 
Buttleren  und  kleinsten  Wirtfaschaften  sieh  eiubür^^t  rtcn. 

Besontlt  rs  bedeutungsvoll  wurden  die  1i;ihnl)rt  (  Ih  ikIch  Koisthnngen  von  Justus 
ii lebig,  welcher  durch  die  wisüeui»chaftiiche  Begrüuduug  die  Mineraltheorie  den 
Hebleier  von  der  EntShmngsweise  der  Pflanzen  zog  und  indem  er  die  Nothwendigr« 
keit  der  Minernlstoffe  für  die  Pflanzenemähmng  unwiderleglich  nachwies  und  damit 
die  wahren  T^rsiuhiii  der  Bodenerschöpfung  und  Bodenannnth.  namentlich  an  den 
relativ  seltenen  und  det>»halb  wichügäten  Stoflfen  (Kali  und  i^iiosphorsäure;  aufdeckte, 
die  Lehre  von  der  Düngung  unserer  Cnltnrpflanzen  anf  eine  feste  winenschaftlidie 
(ürundlas"c  «rrstellt  und  Anstoss  zur  Ausbeutung,'  nnd  Mnsscnvor« t'ndun<r  joner 
küntitlicbeu  Uilfsdünger  gegeben  liat,  welche  iu  den  Guano-  uud  Kalila<r*-i  n.  in  den 
Phosphorit««  und  Apatiten  in  tut  nnerschöpf lieber  Weise  zur  Yerfügung  stehen 
nnd  deren  wachsende  Ueberföhmny  anf  die  Felder  «ne  früher  nicht  geahnte  £r- 
trs^ssrf  iLTnnijr  lierbeizuführen  vermochte. 

iiaiid  in  Hand  mit  diesen  Yerbes&enmgea  in  der  Bodentechnik  gingen  iu  diesem 
Jahrirandert  anch  jene  in  der  Thierhaltnng  nnd  Thierzueht,  Indem  durch  ga- 
st hirkto  und  planmässige  Zueilt  wallt  innerhalb  dtr  »'inzchu-ii  (Jaltnnp-f'n  '  l'fcrd,  Rind, 
bchaf,  Schwein)  unter  dem  Vortritt  englischer  Züchter  (.Hake well)  bestimmte  üe- 
braochstjpcn  für  die  verschiedenen  Zwecke  des  landwirthscbnftlichen  Betriebs  und  des 
menschlicheii  Gebrauchs  überhaupt  lierangezüchtet  und  diese  in  sich  immer  weiter 
vervollkommnet  wurden  h\<  -/.u  jmrr  Stufe  des  Adels  und  der  höchst*  !»  Hrauchbar- 
keit  sowie  nachhaltiger  \  ererb uugb kraft,  welche  ein  Thier  zum  „Vollblut'*  stempelt; 
und  indem  durch  die  hier  ebenfiills  bahnbrechende  üntersncbung  Liebig's  auch 
die  Thiereniährung  in  rationellere  Bahnen  gelenkt  wurde.  NähereEinzelheiteu  hierüber 
wie  über  die  Einwirknngen  der  vertieften  nnturwissetischaftlichen  Erkcnntniss  auf 
die  laudwirthschafilichen  Betriebsyerhältnisse  zu  bringen,  wird  später  sich  (ielegen- 
heit  ergeben,  wenn  die  BtaBilkhenlTeranstaltungen  snr Forderung  der  Bodenproduction 
und  Thierhaltung  zur  Darstellung  gelnnj^nn:  hier  s(dlte  über  die  Entwicklung  der 
Landwirthscbaft  nur  ein  flüchtiger  Ueberblick  gegeben  werden,  um  das  Oben- 
bemerkta  fiber  die  unter  verhUtnissmässig  günstigeren  Umständen,  wenn  auch  nur 
sehr  langsaui  sicli  geltend  machende  Tendenz  der  Vorwärtsbewegung  vom  Ursprüng- 
lkhen,Roheu,  Einfachen,  zum  Besseren,  Zweckmässigeren,  ToUkommneren  zu  erhärten. 

§3.  Der  natürliche  Staudort  einzelner 
Produktionszweige^). 

Mit  der  allmäUicben  VervoUkominnung  der  Teebnik  der  Land- 
wirthschaft  preht,  wie  erwähnt,  eine  weitgeliende  Vervielfältii^ing 
der  Gegi'iisUiule  der  Erzeugun<j:  einher;  an  Stelle  der  wenigen 

M  Vgl.  zu  dem  folgenden  Paragraphen  besonders  aneh  Krämer  im  Hdb.  d.  ges. 
Uiidwirthschaft.  I.  Bd.,  P  179  IT.,  und  W.  Hamm,  Das  Wesen  und  die  Ziele  der 
Widwirthscbaft,  1872,  Kap.  III,  IV  und  V;  im  letzteren  übersichtliche»  Verzeichnisa 
der  earopüschen  Nnt^ianaen  eiBachBessUeh  der  Foratpflauxen. 
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Nährptianzeii  der  ursprüiigiichsten  Bewirtlisciiaftuugssystemo  zählt 
man  jetzt  300 — 400  Ciiltiirgewächse  und  die  Zahl  derselben  erhebt 
sich,  wenn  man  die  zur  Anpflanzung  kommenden,  durch  fortgesetzte 
Züchtung  und  auf  dem  Wege  der  Hybridisation  erzielten  Varietäten 
mit  berflcksichtigen  wollte,  zu  vielen  Tausenden;  schon  allein  im 
Gebiet  der  Obstcultur,  welche  ausserordentliche  Mengen  an  ein* 
zelnen  Obstarten  der  verschiedenen  Obstgattungen!  Aehnlich  im 
Gebiet  der  Getreidearten,  wo  die  züchterische  Hand  nicht  nur 
immer  vollkommnere,  d.  h.  widerstandsfähigere  und  ortragsreichere, 
sondern  auch  solche  Varietäten  zu  erzioh'U  bemüht  ist,  die  be- 
stimmU'ii  lioden-  und  Kliniavorhältaidseii  am  leichtesten  sich  an- 
passen (z.  R.  rasili  rcilViide  Hafervarietäten  für  ( it»bir2:sgegeudeii 
mit  kurzer  Vegetatioiisdauer).  Ebenso  vollzieht  sich  in  der  Thier- 
zucht diese  Scheidung  nach  GebraiK  hsspecialitäten  in  immer  um- 
fassenderem Maasse,  wobei  es  genügt,  an  den  Gegensatz  zu  erinnern, 
der  etwa  zwischen  den  für  die  schwersten  Lastfuhren  bestimmten 
Pferden  der  Clydesdale-Basse  und  dem  englischen  Yollblutrenner 
besteht  Diese  grossere  Mannichfaltigkeit  und  Vielseitigkeit  der 
Formen  eines  voigeschrittenen  Landwirthschaftsbetriebs  ist  freilich 
untrennbar  mit  einer  weitgehenden  Arbeitstheilung  verbunden,  wie 
diese  ja  auch  in  sonstigen  Zweigen  der  Erwerbsthäligkeit  die  zu- 
nehmende „Specialisirung*"  zu  begleiten  pflegt.  Im  Gebiet  der 
Lanilwirthschaft  n1)er  lieruht  diese  Arbeitstheilung  (Scheidung  nacli 
einzelnen  Prodm  ti  usrielitungen)  weniger  auf  dem  freien  Belieben 
der  einzelnen  \Vii  t listdiatteii  als  auf  den  mehr  oder  weniuer  iinah- 
änderlicii  gegebenen  äusseren  Bedingungen  der  Erzeugung,  also 
namentlich  auf  den  Versciiiedenheiten  des  Bodens  und  Klimas. 

1.  Die  Böden  sind  je  nach  ihrer  chemischen  oder  mecha- 
nischen (physikalischen)  Beschaffenheit  der  Ackf^rknime  und  df^s 

Untergrundes  sehr  verschieden  culturwürdig ;  der  magere  Sandboden 
widerstrebt  dem  Anbau  des  Weizens  ebenso  ^vie  der  Zu*  lit  eines 
grobknoehigen.  schweren  Thiers,  und  auf  Böden  mit  kiesigem  oder 
nassem  Untergrund  können  die  eine  Pfahlwurzel  treibenden  Obst- 
bäume nicht  gedeihen:  gewisse  Handelspllanzen  (Tabak)  verlangen 
hinwiederum  leichten  humoseu  Sandboden,  wenn  sie  ein  den  An- 
forderungen dos  Consums  entsprechendes  Product  liefern  sollen, 
und  wieder  andere  Pflanzen  (wie  namentlich  einzelne  kleeai*üge 
Oewftchse)  bedflrfen  zu  ihrem  guten  Gedeihen  eines  bestimmten 
Kalkgehalts  in  den  zu  ihrer  Aufnahme  bestimmten  Böden. 
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2.  Binflttssreicher  noch  als  die  jeweilige  Bodeabeschaffenheit, 
deren  Einseitigkeit  und  M&ngel  im  gegebenen  Fall  durch  ent- 
sprechende Dtingiingsweisen  sich  abschwächen  lassen,  erweist  sich 

d«rEinflus8  des  Klimas  einer  Gegend  auf  die  Vf>o:otation,  welches 
einestheils  von  der  geographischen  Lage  des  Ortes  der  Pro- 
duction  zum  Aequator.  aiidcriitheila  von  der  Hölienlago  desselben 
abhängig  ist.  Jede  Cultnrpflanzf^  bedarf  einer  bestiniMiu^ii  Menge 
von  Wärmeeinheiten  und  lMni('htigkeitsiiieng<Mi  zu  ihrer  Entwick- 
lung und  ihre  Erzeugung  wird  unlohneud,  sobald  ihr  diese  in  dem 
erforderlichen  Umfang  nicht  zur  Verfügung  stehen;  daher  die  Vege- 
tation und  damit  auch  die  Richtung  des  landwirtbschaftlichen  Be- 
triebs um  so  einförmiger  wird,  je  ungflnstiger  in  der  einen  oder 
anderen  oder  in  beiden  Bichtungen  die  klimatischen  Verhältnisse 
einer  Gegend  sind.  So  ist  Europa  mit  seinem  gem&ssigten  Klima 
für  eine  Vielseitigkeit  in  der  landwirthschafUichen  Productions- 
tiiStigkeit  unendlich  günstiger  gestellt  als  etwa  das  Innere  von 
At'ijMi.  mit  dessen  ,,Continentalklinia''  nicht  nur  die  grössten 
Tempel  atufvxtreme,  sondern  auch  der  Mangel  ausgiebiger  perio- 
discher Niederschlagt»  in  Verbindung  stehen  und  dessen  vieltausend 
Jahre  alte  Steppenwirtbsehaft^^ii  daher  kaum  je  die  Hand  des 
Menschen  wesentlich  wird  umzutormen  vennögen.  Aber  auch  inner- 
halb der  einzelnen  europäischen  und  der  unter  ähnlichen  äusserenVer- 
bältnissen  wirthschaftenden  aussereuropäischen  Länder  ergeben  sich 
starke  örtliche  VerscMedenheiten  des  Klimas  durch  die  Besonder- 
heit der  Thal-  und  Gebiigsbüdungen,  durch  die  Lage  zum  Aequator, 
durch  Höhenlage,  durch  den  Mangel  oder  das  Vorhandensein  yon 
Wasserläufen;  und  dies  erklärt,  im  Zusammenhang  mit  den  durch 
die  Bodenyerschiedenheiten  bedingten  Einwirkungen,  eine  räumliche 
Sonderung  und  Scheidung  einzelner  Productionsrichtungen  im  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe,  wodurch  schliesslich  tür  jede  dieser 
Hauptrichtungen  ein  „natürlicher  Standort"  sich  heraus- 
büdet. 

Nur  wn  besomiprs  günstige  Boden-  und  Kiinia Verhältnisse  zu- 
sammentreffen, wird  die  Production  eine  denkbar  mannichialtige 
sein  krinnen,  z.  B.  in  einzelnen  Theilen  im  Süden  des  Deutschen 
Reichs  (..Garten"  Deutschlands),  ebenso  in  Südfrankreich,  Italien, 
Gebiete,  in  denen  daher  neben  den  gebräuchlichen  Kährpflanzen 
alle  feineren  Handelsgewächse,  Obst  und  Wein,  Feigen  undEastanien 
gesogen  werden  können.  Im  Gegensalase  hierzu  die  zunehmende  Ein- 
ififmigkeit  der  Production  in  den  nOrdlich  gelegenen  Ländern,  z.  B. 
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in  Norwegen,  wo  zwischen  dem  60.  und  70.  Breitegrade  mir  noch 
Gerste  und  Hafer  fortkommt  und  darüber  hinaus  eine  laudwirth- 
schaftliche  Froduction  überhaupt  nicht  mehr  stattfindet  Wie  hier 
in  horizontaler  Bichtung,  so  wirkt  auch  die  veiticale  Erhebung  über 
dem  Meeresspiegel  auf  den  natürlichen  Standort  der  Culturpflanzen 
maassgebend  ein  und  bedingt  starke  Verschiedenheiten  in  der  Pro- 
ductionsrichtung  selbst  auf  engnmschriebenem  Gebiet  (Verschieden- 
heit derProdnction  in  derThalbohle,  im  Hügelluiidt'  und  im  Gebirije). 
Den  glücklit  hon  Umstand  aber,  dass  in  Europa  horizontalen 
Regionen  der  Pflanzenanhamnuglichkeit  sehr  viel  nördlicher  sich 
erstrecken  als  ht'ispiolswtuso  in  Asien  oder  Amerika,  verdankt  das- 
selbe neben  doii  Einwirkungen  des  Golfstroms  dem  temperirenden 
ausgleicheudea  Einflüsse  der  es  umspülenden  Meere,  welche  sein 
Klima  zu  einem  eigentlichen  Insel-  oder  Seeklima  gestaltet  haben. 

Innerhalb  dieser  Grenzen  der  Anbaumöglichkeit  erhält  also 
jedes  Land  durch  die  Besonderheiten  seinei^  Boden-  und  Elima- 
verhüttiisse  sein  eigenthfimliches  landwirtbschaiUiches  Gepräge: 
z.  B.  die  gebirgigen  TheÜe  Europas  und  die  niederschlagsreichen 
Kfistengegenden  durch  die  Weide-  und  Milchwirthschaft^  das  Bhein- 
thal,  Südfhinkreich  und  Italien  durch  seinen  ausgedehnten  Wein-, 
Obst-  und  Handelsgewächsbau,  die  sandigen  Böden  Norddeutscli-  ' 
lands  durch  die  bflicrrschende  Kartoffelcultur  und  die  auf  ihm 
ruhenden  landwirthsc haltlichen  Nebengewerbe 

§4.  Wirthscha ftlic her  Standort  einzelner 
Productionszweige'). 

Neben  dem  natürlichen  Standort  der  einzelnen  landwirthschafl- 
lichen  Prodnctionszweige  kaaii  man  sclir  wohl  auch  von  einem 
wirthschaftli  eben  Standort  <hMst»lhfMi  sprechen,  insofern  für 
diesen  Standort  die  besonderen  wirthscliaftlichen  Beziehungen,  in 

^)  Uebentcht  über  die  Regionen  der  Nntspflaneen  in  Europa  nach  Uanatischen 

Einflüssen  bei  Hamm,  a.  a.  O.,  S\  56  ff. 

^»  V.  Thiin»»n  nnhm  brknnnflirti .  um  don  Einfluss  dor  KTitforniinp  vom 
Markt  auf  den  Ackerbau  oliut;  h*>ni>tigf  störendi;  Nt-bt'nein Wirkungen  r.u  ermitteln, 
einen  iaoUrteUt  kreisrunden  8taat  an,  dessen  einziges  Verzohrscentmni  in  der  Mitte 
sich  befindet;  wnterr  AnTi.ihmo  war,  dass  der  Bodeu  dunlnvprr  von  frloirh  trntpr 
üeidiaffeiilieit  ist  and  dasm  die  landwirtbschaftUchen  Eneuguisse  nur  auf  Fuhr- 
werken tum  yensehrnmittelpirakt  befördert  werden  k<innen;  nnd  er  weist  nna 
nicht  nur  naeh,  wie  sich  die  <  ina«laen  ProductionKxwei^o  in  conceutriaehen 
Ring'en  um  diesen  Mittelpunkt  lagern,  ie  Tin<  hdem  sie  vprmn<rf  ihres  Marktwerthes, 
der  Koütüu  des  Landtransport*«,  ihrer  natürlichen  Heschaiicnheit  i  leiclitc  V  erderblich- 
keit) eine  Veraendnngr  auf  kurze,  mittlere  oder  weite  Strecken  ertragen,  wmdem  aach, 
.wie  mit  der  Entfenrnnp  vom  Marktort  die  Nötkigmig,  an  den  Prodoetionskosten 
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welche  die  laiidwirihschailtreibende  Bevölkerung  mit  den  anderen 
Kreisen  der  Bevölkerung  tritt,  sowie  die  PreisTerhältnisse  des  Grund- 
und  Bodens  selber  von  maassgebender  Bedeutung  werden,  wobei 
folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht  kommen: 

1.  Nfthe  von  Oonsumtionscentren.  Solange  ein  Volk 
ein  reines  Agriculturvolk  ist,  bleibt  die  landwirthschaiUiche  Pro* 
dnction  wesentlich  Ei<?enproduction :  denn  ein  Austausch  und  Ab- 
satz und  eine  hierauf  sich  richtende  Productionsthätigkeit  wäre 
in  diesem  Fall  und  so  lange  wejren  des  ^faiimds  geeigneter  V'er- 
k^'li^^H«'Lr,.  uiul  Verkehrsmittel  an  eine  Pruductioii  etwa  für  fremde 
Volker  nicht  gedacht  werden  kann,  zweck-  und  gegenstandslos. 
Anders,  sobald  sich  aus  der  Landbevölkenmg  eine  städtische  her- 
ausschält, die  ursprüngliche  haus-  und  familienwirtlisrhaftliche 
Qewerbetbfttigkeit  aus  diesem  Verbände  sich  löst  und  eine  besondere 
Klasse  von  Gewerbtreibenden  entsteht,  die,  weil  sie  selbst  nicht 
mehr  Landwirhschaft  treiben,  für  sich  und  ihre  Arbeiter  auf  den 
sUndigen  Ankauf  von  Erzeugnissen  des  Feldbaus  und  der  Vieh- 
zueht  angewiesen  sind.  Denn  nunmehr  entwickelt  sich  ein  Aus- 
ttiMch  von  Froducten  des  ländlichen  einer-,  des  städtischen  Gewerb- 
fleisses  anderseits  und  die  Bewohner  des  flachen  Landes  werden 
III  dem  Maasse.  als  für  sie  die  Oewerbeerzeuiinisse  AVerth  und  Be- 
deiitimir  gewinnen,  ilber  den  eigenen  Bedarf  liiiiaus  und  zwar  vor- 
«ieLreiid  .solche  l'roducte  zu  erzeuiren  sieh  bemühen,  web'he  im 
Lregebenen  Fall  Gegenstand  einer  besonders  regelmässigen  Nach- 
trage sind  und  daher  immer  leichten  und  lohnenden  Absatz 
änden.  Während  nun  im  Allgemeinen  in  Kömerbau  und  Vieh- 

%a  üpareu,  bei  der  Krzeuguug  voluminuser  Gegeustäude  U«  Ii-  KorulrüchteJ  /u  immer 
extensiYereaWurtluchaftssTsteinen  dHbugt.  In  de»  inneiBten  Kreis  Hilm  danach  der 

liarteD-  nnd  (iemüsebau,  die  Milchwirthschaft  mit  dem  Anbau  von  Fatterpflaim>n  etc.; 
in  dl  n  7w  citJMi  die  Forstwirthschaft,  in  die  drei  folgenden  die  Körnerwirtlisrhattt  n  mit 
2QD<fhmeiider  Kxtensitüt  de«  Detricbi»,  in  den  seduitcn  die  Viehzucht,  die  Uraiuitwein- 
Bramerei  nnd  die  Handelsfrewäclise,  darfiber  hinans  lohnt  sich  der  Landban  nicht 
ai<*hr  '.T,'i;2"f  r-.  KiKchcrTölkfr Die  jfeistvollen  Tiitti >iichunpen  v.  Tliünrti's  tialxii 
»ucb  heute  noch  ihre  Hedeutunp,  wie  sehr  selbstrtnlend  das  Aufkommen  des  Wasscr- 
«od  Eisenhahn trnnsportH  und  die  Einführung  billif?ster  Frachttarife  förden  Pemyerkehr 
-  auch  ffanz  ah;:» -i  lirii  von  den,  v.  Thune u  in  seinem  Idealbild  nicht  berück- 
>i<hti>ften  l'ntt  rsi  tii(  (|(  II  in  der  KodcTi-nifi'  nnd  im  Kodenwerth,  der  Versrliicrlt  )!- 
b«t  in  der  Bescbatfenheit  der  Transportwege  und  Tranüportmittel^  den  Einttussen 
IwfMichbarter  Consnmtioniieentren,  der  Vervduedenheit  der  Waamipreifle,  der  Arbeita- 
l<»hne  und  des  Zinsfusses  eine  weitjrehendo  Verschiebunjr  der  Kinselstandorte  im  Oe- 
t»ife  haben  mnssten;  siehe  hierzu  die  IJetrwhtnnfjen  im  Text. 

Bei  Kau  finden  si<h  Ausführunjri'n  über  diese  Materie  nicht;  bei  Koscher 
«■  dritten  Kapitel,  wo  aber  der  KinHuss  der  Bodenwert  he  auf  den  Standort  nicht 
treböhrend  frewilnli^'t  ist.  Eine  anziehende  Betrnchtunff  über  diu  (Jejfenstand  giebt 
^W£h  En  gelbrecht,  Dqt  Standort  der  Landwirtbschattszweige  in  Nordamerika  (in 
Thiele  Jahrb.,  Bd.  XII«  8.  466  ff,). 
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haltung  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Yolksemährungf  aber  auch 
wegen  der  Emiöglichung  der  Gespannarbeit  im«]  einer  ausreichen* 
den  Dflngung  der  Schwerpunkt  der  landwirthschafUicben  Thfttigkeit 
zwar  regelmässig  liegen  wird,  bringt  es  der  besondere  tftgUehe 
Nahningsbedaif  der  stfidtischen  Bewohner  an  Gegenständen  wie 
MUch  und  Butter,  Gemflse  und  Obst  mit  sich,  dass  in  der  Um- 
gebung dieser  grosseren  Yerzehrsmitt^lpunkte  die  landwirthschaft- 
liehe  Erzeugung  gerade  (liesen  Specialitäten  in  höherem  Maasse 
als  in  den  weiter  iil»,LC«^legonen  rrotiuctiondbczirken  sich  zuwendet. 

2.  Die  verhaltnissmüsöige  geriiiiro  Haltbarkeit 
gewisser  Er/Aniiinisse  und  die  daraus  entstehende  Schwierigkeit 
ihrer  Versenduug  auf  lange  Entfernungen  muss  offonbar  in  gleicher 
Kichtung  eine  Wirkung  ausüben;  denn  je  Irischer  solche  Erzeug- 
nisse auf  den  städtischen  Markt  verbracht  werden  können,  je  regel- 
mässiger die  Zufuhren  erfolgen,  um  so  williger  werden  sie  auf- 
genommen und  entsprechend  bezahlt  Auch  aus  diesem  Grunde 
entstehen  daher  allmählich  im  Umkreis  jeder  grl^sseren  Stadt  be- 
sondere Arten  der  landwirthschafüichen  Productionsthätigkeit,  deren 
Schwerpunkt  nach  der  Seite  gewisser  Specialitäten  hin  sich  mehr 
und  mehr  verschiebt:  —  Hilehwirthschaften,  GemUse-  und  Obst- 
gärtnoreien  —  Wirthschaften  also,  in  denen  die  Krzeugung  von  Brod- 
frucht, von  ilaudelspflanzen  und  die  Aufzuclit  von  kindwiiihsehatl- 
lichen  Niitzthieren  zunicktritt,  ja  wolil  auch  gänzlich  verschwindet 
Die  wachsende  Kunst  der  Waarencouäervirung,  die  Verbesserung 
der  Verkehrswege  und  der  Verkehrsmittel,  die  durch  letztere  er- 
möglichte Beschlennigung  und  Verbilligung  der  Versendung  schwächt 
wohl  mit  der  Zeit  den  Eintluss  <ler  in  Rede  stehenden  Factoren 
auf  den  Standort  dieser  Specialitätenproduction  ab,  ohne  indess 
ilm  gänzlich  aufheben  zu  können,  wie  ein  Blick  auf  die  Wirth- 
schaffcsweise  und  -ricbtung  der  Landbewohner  im  Umkreis  jeder 
grosseren  Stadt  deutlich  zeigt. 

S,  Die  Kosten  der  Versendung  der  Erzeugnisse 
vom  Productions-  zum  Yerzehrsort  sind  in  hervorragendem  Maasse 
für  den  Stundort  der  einzelnen,  nach  Boden  und  Klima  überhaupt 
möglichen  Productionszweige  maassgebend:  weil  eine  Erzeugung* 
über  den  eiLienen  Wirthsrhaftslx^lart  liimuis  äusserstenfalls  doch 
nur  dann  noch  Sinn  hat,  wenn  dem  Wiiiljsehatter  nach  Auiwendunir 
der  Versendungskosten  ein,  wenn  auch  kleiner  Oe^iinn  übrig 
bleibt.  Die  Grenze  der  Unwirthschaftlichkeit  einer  für  den  Absatz 
bestimmten  Production  wird  um  so  eher  erreicht  sein,  je  Verhältnisse 
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mm^lg  geringer  der  Werth  der  Waare  zu  ihrem  Yalumen  ist,  je 
rerhältnissrnftssig  kostspieliger  sich  also  der  Transport  derselben 
gestaltet  und  je  mehr  daher  mit  der  wachsenden  Entfernung  der 
Transportpreis  weitere  Bruchtheile  des  Marktpreises  am  Verzehrs- 
orte  Terschlinirt :  die  Grenze  wird  um  so  mehr  MnausgerQekt,  jo 
hoehwerthiu^er  das  Product  ist,  einen  je  uerinireren  Hruclitheil  des 
M.irktpri'i.NOS  mithin  die  V^ersenduneskosten  iretjebenenfalls  darstellen. 
In  der  letzteren  mlnsticron  Laire  l»etia<l<Mi  su  li  /.  B.  die  Handel>j- 
gt'VMiclise  (Wein.  Talmk.  Hr.picn.  Flachs.  Haut),  und  in  riner  um 
so  irünstigeren,  je  hocliwertliifrer  dieselben  sind;  und  für  die  hoch- 
wi'rtliiirsten,  z.  B.  die  tropischen  Gewürzpflanzen,  ist,  weil  die  Ver- 
seodungskosten  bei  ilni 'u  eine  Rollo  kaum  mehr  spielen,  von  einer 
Grenzlinie  der  wirthsehaftlicben  Erzeugungsmöglichkeit,  hiugeseiien 
auf  die  Lage  zum  Ahsatzort,  überhaupt  nicht  mehr  die  Kode. 
Anders  bei  den  minderwerthigen  Erzeugnissen:  Brodkom,  Kartoffeln, 
Vieh,  Holz,  Ist  z.  B.  der  Preis  eines  Doppelcentners  Weizen  am 
Marktort  20  M.,  betragen  die  Erzeugungs  kosten  10  M.  und  die 
Ko8t4»n  des  Transports  an  ersteren  10  M.  oder  mehr,  so  kann  eine 
tirzeumnii;  zum  Zweck  des  Altsat/.t's  <prt('iil)ar  dorthin  nicht  mehr 
j^t.itrtiiidrii :  es  s»'i  dmii.  dass  eine  Imwauahmg  des  niinderwert.hiiren 
K"Ii|ir(Hlu«;t»'>  in  ein  hocliw t'rtliigere.s  aublülirbar  ist,  z.  ß.  von  Ivorn 
in  Melil,  von  Kartoffeln  in  Sprit,  von  lebenden  Thieren  in  coiiser- 
virtes  Fleisch,  von  Holz  in  i^esehnittene  Bretter. 

Je  vollkommenpr  das  Transportwesen,  je  vorgeschrittener  die 
Technik  der  Kohstoffveredlung  sich  L^estaltet,  um  so  weiter  rückt 
die  Grenzlinie  der  wirthschaftlichen  Absatz-Productionsmdglichkeit 
auch  für  die  minderwerthigeren  Erzeugnisse  hinaus;  je  geringer 
jene  Entwicklung,  um  so  schärfer  scheidet  länderweise  und  inner- 
halb der  einzelnen  Länder  gegendenweise  der  Standort  der  ein- 
zelnen Productionszweige  in  ihrer  Lage  zum  Marktort  sich  ab; 
und  die  zum  Marktort  ungünstigst  gelegenen  Productionsgebiete 
v»'ihurren  dann  möglicherweise  lange  Zeiträume  himliirfh  im  Zu- 
stand der  Eigenjircduetion.  Iiis  steigende  Preise.  \  erbilligung  der 
Fr.irhten  etc.  auch  ihnen  die  Möglichkeit  <les  Zuliiües  ziun  Markt 
uri'l  "ine  daranf  basirende  Krzeui;ungsweise  gewähren.  So  ist  der 
indische  Kornbauer  erst  im  letzten  Jahrzehnt  concurrenzl'ähig  auf 
dem  europäischen  Markt  geworden  und  hat  in  demMaasse.  dies 
der  Fall  war,  die  KOmererzeugimg  auszudehnen  vermocht;  so 
nehmen  noch  heute  in  Russland  nur  diejenigen  Wirthschaften  am 
Oetreidebandel  Theil,  deren  Entfernung  Ton  der  nächsten  Eisen- 
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bahustation  höchstens  60  km  beträgt  oder  die  in  der  Xälif  einer 
Wasserstrasse  liegen,  da  der  Landstrassentransport  über  die 
bezeichnete  Entfernung  hinaus  den  Werth  des  Getreides  aufsaugt 
(JoUos);  AigentinieE  verharrte  bis  in  die  neuere  Zeit  vorliegend 
im  Zustand  der  Weidewirthsehaftt  und  selbst  von  deren  Erzeug- 
nissen  konnten  lange  Zeit  hindurch  (ausser  Fleischextraet)  nur  die 
Häute  und  der  Talg  für  die  Zwecke  der  Ausfuhr  nach  Europa 
verwerthet  werden,  bis  die  Kunst  der  Fleischconservirung  und  die 
billi-»'ren  Frachtsätze  auch  die  Antheihiahme  an  der  Versorgun^r 
der  europäischen  MSrkte  mit  Fleisch  selber,  neuerdings  auch  mit 
Koriitrucliten  ermögliv  httui '). 

4.  Die  Einwirkung  der  Bodenwerthe  auf  den  Standort 
der  Productionszweige  zeigt  sich  darin,  dass  auf  besonders  hoch- 
werthigen,  d.  h.  regelmässig  marktnahen  Ländereien  der  Anbau 
minderwerthiger  Froducte  wegen  der  Btlcksiehtnahme  auf  die  einen 
erheblichen  Bruchtheil  der  Gesammterzeugungskosten  bildende  Ver- 
zinsung des  Bodenkapitals  unlohnend  und  dass  «eine  Verlegung 
derselben  auf  marktfeme  Gebiete  mit  geringeren  Bodenpreisen  tot- 
theilhafter  erscheint.  Boggenbau  «nd  Schafhaltung  z.  B.  wird  aus 
diesem  Gründe  in  (legenden  der  ersteren  Art  verscliwinden  und 
auf  die  marktfernen  (}«vbiete  sich  zurück/.iehen :  es  ist  bekannt,  wie 
sehr  der  russische  iiuL^orenbaii  dnn  westeuropäischen,  wie  die  austra- 
lische Schat'zuciit  die  (h'utsrhe  scharf  coneurrenzirt :  und  es  hängt 
mit  derselben  Ursache  zusammen,  wesshalb  z.  B.  der  Anbau  der 
erwähnten  Halmfrucht  in  den  parcellirten  und  desshalb  im  Preise 
hochstehenden  Kornböden  des  Südwestens  von  Deutschland,  auch 
abgesehen  von  den  Einflflssen  der  Bodenbeschaffenheitf  eine  sehr 
viel  geringere  Bolle  spielt  als  im  Norden  und  Nordosten.  Wo  bei 
dichtgedrängter  Bevölkerung  die  Bodenwerfche  am  höchsten  stehen, 
sind  die  Bebauer  auf  die  Cultur  hochwert higer  Pflanzen  mit 
besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen:  daher,  im  Unterschied  von 

Wälireud  vordem  vorwiegend  nur  hochwerthij^e  Artikel  (liulustrieer/eufj- 
iiisse)  KUr  Versendung  auf  weit«  KntfernunpL'n  sii  li  ei^^neten,  bilden  jetzt  die  von 
der  rrprodueiion  gelieferten  Itolistoifü  üÜ  807o  des  geaammten  Güterverkehrs. 
Vfrl.  Setteprast,  II.  Bd.,  8.  37  ff.  Auf  wolchen  Entfeniiii^n  der  Werth  landwiith- 
schaift Heller  Krzeugnisse  durch  die  Transportkosten  auffi^esogim  Avird.  in  einer  irut«  n 
UebersiclU  «beada  8.  4B  ff.  dargestellt;  unter  Zugnmdel^puig  des  Ki^onbalmtranü- 
ports  K.  B.  Grfinfiitter  and  Kartoffeln  »chon  auf  20  uod  beaw.  60  Meilen,  Weisen 
eis!  auf  400.  Spiritus  auf  800,  Weiwnstärke  auf  1200,  Hopfen  auf  mn  Wolle  auf 
HMM,  Fleisfhi'xtract  auf  24000  Meilen.  I)?»hpr  di(^  Nothwendigkeit  für  markt- 
foruo  Gebiete,  geiingwerthige  Erzeugnisse  (itauhtutter,  Kartoffeln  etc.)  iu  muge- 
waadelter,  d.  h.  bochwerthiger  Form  (Wolle,  Stftrke,  Spmtoa  etc.)  dem  Markte  au- 
mftthren. 
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dem  Idealbild  des  Thflnen'schen  Staats,  ausgedehnter  Tabak-  und 
Hopfenbau  in  unmittelbarster  Nähe  der  Consumtionscentarent  wie 
im  Südwesten  von  Deutschland;  daher  die  Soigfalt,  die  hier  dem 
Obstbau,  dem  Gemflsebau  zugewendet  wird;  ähnlich  in  Belgien 
mit  spiiior  ausgedehnten  Ciiltur  von  Arzneipflanzen.  In  solchen 
(le^endon  wirft  selbst,  der  Weizfiibau  unter  Umständen  eine  Rente 
nicht  mehr  ab  gegcnübtT  dorn  Wettbpwpib  auB  marktferneren 
Ländern.  Wie  man  ilberhaupt  Lran/.  ailiiemein  saL^fii  kann,  dass 
Marktiiähe  die  Besitzer  hoch  werthiger  Grundstücke  nur  insoweit 
vor  der  Concurrenz  der  Hinterländer  schützt,  als  die  der  Mai  Ivtnahe 
zu  Gute  kommende  Ersparung  an  Transportkosten  die  Wirkung 
geringeren  Bodenwerths  marktfemer  Läudereien  noch  auszugleichen 
Termag;  aus  welchem  Grund  z.  B.  der  Anbau  von  Speisekartoffeln 
gerade  auch  im  Umkreis  grosserer  Städte  sehr  wohl  rentabel  sein 
kann,  während  die  marktfemen  Güter  eine  für  den  Verkehr  arbei« 
tende  Kartoffelcultur  nur  durch  Umwandlung  des  Products  in  hoch- 
werthige  d.  h.  leichter  transportable  Stärke  oder  in  Spiritus  auf- 
rechtzueriiuiU'ii  vuiinugen 

§5.  Der  Standort  extensiver  und  intensiver 

Betriebsweisen. 

Die  Sonderung  der  landwirthschaftlichen  Froductionszweige 

m  iiiäss  den  obwaltenden  besonderen  natürlichen  Verhältnissen  (§  3) 
und  \virtb>;rhaft;licben  Beziehungen  (§  4)  äussert  sieh  übrigens  ge- 
int'iiiliin  nl(  lit  bloss  nai  Ii  der  Seite  der  in  die  Productionsweise  ein- 
)>ez«»geuen  vorlierrscheuden  Gütorart  ((it  treide.  Flt'isrli.  Handels- 
pflanzen, Wolle,  Holz  etc.),  sondern  sie  tritt  auch  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Energie  zu  Tage,  mit  der  die  natürlichen 
Productionskräfte  zur  Erzeugung  bestimmter  Güterarten  in  Bewegung 
jL'esetzt  werden,  welche  Verschiedenheit  hinwiederum  im  gegebenen 
Fall  von  dem  zum  Zweck  der  Erzeugung  aufgewandten  Maass  von 
Arbeit  (menschlicher  und  thierischer  Arbeit)  und  Kapital  (in 
Form  von  Saatgut,  Dünger,  Arbeitsgeräthen,  Maschinen  etc.)  ab- 
hängig ist  Nun  spricht  man  von  einem  extensiven  (schwachen) 
landwirthschaftlichen  Betriebe  da,  wo  diese  Arbeits-  und  Kapital- 
vprwi'ndiingcn.  auf  finc  iM'stiniuite  Flätlie  Landes  bezogen,  in  un- 
!  rkiUlicbt'Ui  Mdor  minder  erheblichem,  von  einem  intensiven 
(hchwujighalleu),  wo  öie  in  erheblichem  Lralang  Platz  greifen.  Für 

h  Hettegast,  a.  «.  0.,  II,  S.  64. 
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die  Erklärung  aber  der  Sondorung  der  einzelnen  Wirthscliatlen 
in  solche  mit  extensiTem  und  in  solche  mit  intensivem  Betrieb  ist 
im  Auge  zu  behalten,  dass  zwar  jede  sorgföltigere,  d.  h.  mit  mehr 
Arbeit  Terknflpfte  Bestellung  der  Felder  und  ebenso  die  reichlichere 
Verwendung  von  Kapital  auf  den  Boden  (Verwendung  besseren  Saat* 
guts,  Zufnhnmg  von  mehr  und  wirksamerem  Dflnger,  Trockenlegung 
nasser,  Bewässerung  trockener  Böden,  rnterbringung  des  Viehs 
und  der  Erzeugnisse  in  zwiH-knulssigeren  Bawu  ii  ek.)  duroli  stärkere 
Ernten,  bessere  Ergiebigkeit  der  Vidilialtung  gelohnt  zu  werden 
pflegt;  dass  nber  für  flcn  verständigen  WirthschattiT  Veranlas- 
sung zu  solch'  reichlicheren  Arbeits-  und  Kapitalverweuilungen  doch 
erst  dann  vorliegt,  wenn  sie  in  dem  zu  erwartenden Producüonamehr- 
Werth  volle  Deckung  finden.  Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  im 
Zusammenhang  mit  dem  in  §  4  Bemerkten  die  nachstehenden  Folge- 
rungen: 

1.  Da  das  wesentliche  Merkmal  der  extensiven  Anbauweise 
darin  besteht,  dass  bei  ihr  eine  wesentlich  grössere  Bodenilftche 
erforderlich  ist,  um  dieselbe  Menge  von  Nahrungs-  etc.  Mitteln  zu 

erzeugen,  als  bei  einer  intensiven  —  „In  der  Tendenz  der  inten- 
siven Wirthschafk,  sagt  Settegast,  liegt  die  Steigerung  der  Pro- 
ductionsniittel  mit  Beschränkung  des  Iviimnes.  in  der  TeiultMi/.  »les 
»^xionsiron  Betriebs  d'io  räiniilicbo  Ausdoliiiuug  des  W  irkmigsgebiets 
mit  möglichster  Beschrfinkung  von  Arbeit  und  Kapital**  —  so  ist 
die  extensive  Wirthschaft  privat-  und  volkswirthächatllich 
berechtiirt  fiberall  da.  wo  die  Bevölkerung  dünn.  Grund  und 
Boden  desshalb  in  Ueberfluss  vorhanden  ist  und  wo  die  verhfiltniss- 
mässig  geringere  Production  gleichwohl  durchaus  hinreicht«  den  Land- 
bewohnern eine  auskömmliche  Existenz  zu  gewähren  und  sie,  nebst 
den  fibrigen  Volkskreisen,  mit  den  nöthigen  Nahrungs-  etc.  Mitteln 
zu  versorgen;  sie  wird  unberechtigt  imd  mtiss  zunehmend  inten- 
siveren Bestellungsweisen  weichen,  wenn  die  Bevölkerungszahl  und 
der  Nahrungsbedarf  wächst,  eirund  und  Boden  relativ  seltener  und 
die  < inindbesitzgrössen  daher  im  I Mirchschnitt  klciui  r  werden,  mit- 
liiu  starker  ausgenützt  w<Tden  müssi.'u,  wenn  ihre  Inhnbor  dasselbe 
Maass  des  AiiskniiiniiMis  halx^n  sollen  wif  die  i"nih»M'i'ii  Besit7»»r 
grösserer  VV  irtlisohatts(»inheiten.  Dieser  VVandlungsprocess  wird  uni 
so  dringlicher,  je  mehr  der  Grund  und  Boden,  statt,  wie  einst, 
herrenloses  Gut  zu  sein,  Tauschwerth  erhält,  der  Erwerb  desselben 
geldliche  Opfer  auferlegt  und  die  WirtbschaftsfClhrung  des  Besitzers 
nicht  bloss  mehr  auf  den  Ersatz  der  Arbeits-  und  Kapitalverwen- 
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dangen,  sondern  auch  auf  den  Ersatz  der  in  dem  Wertbkapital  des 
Grund  und  Bodens  selber  steckenden  Nutzungen  (Zinsen)  ange- 
wiesen ist;  am  dringlichsten  dana,  wenn  ein  Theil  dieses  Werth- 
kapitals im  Wege  der  Verschuldung  in  die  Hände  Dritter  überge- 
gangen ist. 

So  erkl&rt  sich  die  allmähliche  Fortentwicklung  im  land- 
wirthschaitlichen  Gewerbe  TOn  der  Extensität  zu  wachsender  Inten- 
sität des  Betriebs,  die  demgemäss  in  den  dichtest  bevOlkersten 
Staatswesen  (China)  den  denkbar  höchsten  Grad  anzunehmen  pflegt 
Wo,  wie  in  der  rmgebung  grösserer  Verkehrs-  und  Vcrzehrsmittel- 
l»unkte,  die  Bodenpreisp  am  frühosten  zu  stoigen  pflcgon.  tritt  aiR  li 
am  er.-^teii  die  Xotlnvcadigkoit  zu  Tage,  durch  intensivste  Aus- 
nutzung dt's  l^nl.'iis  die  höchsten  Roh-  und  Reinerträurnisse  zu  er- 
zielen:  dtihiT  die  garteuailige,  durch  die  Leichtigkeit  <les  Bezugs 
^städtischer  Fäkalien  wirksam  uiitirstütze  Ausnutzung  des  Grund 
und  Bodens  im  Umkreis  der  Grossatädte,  die  hochgesteigerte 
Nutzung  des  Melkviehs  durch  Verwendung  von  Kraftiiittermitteln 
in  den  Milchwirthschaften  etc.  eben  daselbst. 

2.  Niu  Ii  wrlchcr  Seite  im  Uehrigen  —  ub  nach  der  Seite  der 
ArlM'its-  (»der  der  Kapitalvenv^eudung  hin  —  die  lutensivitiit  sich 
»•niwickeit.  hängt  länder-  und  gegondenweise  von  der  mehr  oder 
minder  grossen  Knst>?pieligkcit  der  Beschaffung  des  einen  oder 
anderen  PnMluctionstactors  ab;  wo,  wie  in  England,  eine  hochent- 
wickelte Industrie  die  Arbeitslöhne  hochhält,  der  wachsende  Reich- 
thum der  Nation  aber  die  Kapitalien  verbilligt,  wird  eine  kapital- 
intensiye;in  Ländern  mit  dichter  Bevölkerung,  niedrigen  Arbeits- 
löhnen bei  verhältnissmässig  hohem  Werth  der  Kapitalion,  eine 
arbeitsintensive  Bodenbestellung  das  A  ngemessene  sein  (Indien, 
China).  Wo  femer  die  mittel-  und  kleinbäuerliche  Bevölkerung  über- 
wiegt, bei  "ler  (nn  wesentliches  Merkmal  der  Wirthschaftafühning  in 
dem  Mangel  eutsprechenden  Betriebskapitals  liegt  (wie  im  Süden 
und  Südwesten  von  Deutschland,  einem  grossen  Tliril  Fraukn  ic  Iis, 
Itiiieu  ••tc),  neigt  die  Kutwicklung  ebenfalls  mehr  zu  ariicits- 
intensivem  Betrieb,  während  der  grösseren  Grundbesitzer,  der  aus- 
schliesslich fremde  und  mit  der  Zeit  waclisemle  T.ohnansprüche  er- 
h»»bpn de  Arbeitskräfte  einzustellen  gonöthigt  ist,  deukaj»ii;ilintensiven 
Betrieb  vorziehen,  insbesondere  ako  die  theure  Menschenarbeit  mehr 
and  mehr  durch  Maschinenarbeit  (Dampfpfläge,  Säe-,  Ernte-,  Dresch- 
maschinen etc.)  zu  ersetzen  sich  bemfihen  wird.  (So  in  England, 
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den  östliclH  ii  Staaten  Ton  Amerika,  im  ndrdlichen  mid  mittleren 
Deutschland  etc.) 

Immer  aber  ist  im  Auge  zu  behalten»  dass  eine  Steigerung 
der  Roh-  und  Beinertarftgnisse  durch  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  über  ein  gewisses  mittleres  Maass  hinaus  Ton  der  ver- 
hftltnissmässigen  Gunst  der  die  Emtepigebnisse  beeinflussenden 
all^^einoinon  Factoren  (Bodenirüte,  Wärme,  Feuchtigkeit)  abhänirig 
bleibt:  dem  Uoberj^Mug  /.u  nitensiveri'n  Bauweisen  sind  daher  auf 
minder  erträijlielipn  Böden  und  in  rauheren  d.  h.  hoch  oder  nörd- 
licher ji^eleji^enen  (It'Licinlen  Schrankon  gesetzt:  dn  aber  in  lotzter<*n 
weisen  dor  düniKMi  lJevölkerunj2^  und  überall  bei  \  orliandener 
minderer  f-^rgiebigkeit  des  Bodens  die  Bodenpreise  nieder  zu 
stehen  pflegen,  so  hat  die  Beibehaltung  einer  mehr  extensiven  Wirth- 
schaftsweise  ebenda  iliro  relative  Berochti<run<2r.  Auf  diese  Weise 
erklärt  sich,  selbst  in  Ländern  mit  hochentwickelter  Landwirth- 
schaftstechnik,  das  gleichzeitige  Fortbestehen  Ton  extensiTen  neben 
intensiven  Wirthschaftsbetrieben,  z.  B.  in  den  gebirgigen  Cregenden 
und  auf  den  von  Gebirgszflgen  auslaufenden  Hochebenen  Süddeutsch- 
lands,  ebenso  auf  vielen  Sand-  und  Moorböden  des  deutschen  Nordens 
und  Nordostens. 

4.  Der  Fortschritt  zu  höherer  Intensität  wird  selbstredend 
mächtiq-  üc fördert  durch  das  Stoiafen  der  Pro  du  ctenprei  s  e. 
weil  diese  iiüheren  Preise  den  Erfolg  einer  mit  grösseren  Arbeits- 
und Kapitalvom  endungen  producirenden  Wirthschaft  wesentlich  ver- 
stärken: jedes  mit  der  Zunahme  dor  Bevölkerung  Hand  in  Hand 
gehende  Anziehen  jener  Preise  zieht  daher  immer  weitere  Boden- 
fiächen  in  den  Bereich  intensiverer  Wirthschaftsweiseii.  (^■gl.  auch 
§  9.)  In  gleicher  Richtung  wirkt  die  VerbiUigimg  der  Transport- 
kosten zum  Marktort,  weil  diese  einer  Erhöhung  des  Marktpreises 
am  Productionsorte  gleichkommt;  daher  die  Vervollkommnung  des 
neuzeitlichen  Communieationswesens  mit  seiner  wachsenden  Yer- 
billigung  der  Frachten  den  Zonenkreis  der  intensiven  Wirthschaften 
ausserordentlich  hiiiausgerückt  haben.  Ein  Sinken  der  Preise 
landwirtlis*  liaftlicher  Erzeugnisse  braucht  zwar  nocli  nicht  von  dieser 
Bahn  intensiven  Betriebs  abzulenk«»iK  ja  es  niaL*"  für  viele  Wirth- 
schaften  die  Veranlassung  bietim.  ihm  durch  eine  besonders  ..lon'irte'* 
Wirthschaft  die  Spitze  zu  bieten;  ebenso  nahe  aber  liei^l  die  Vor- 
suehung,  der  veränderten  Conjunctur  durch  Minderung  der  Hr/euguii^rs- 
kosten  Bechnung  zu  tragen,  d.  h.  ah  Arbeit  und  Kapital  möglichst 
zu  sparen.  Da  aber  die  Herausnahme  von  Kapital  aus  dem  land«- 
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wirtfaschaftlicben  Gewerbe  schwierig,  jedenfalls  nur  langsam  mOg- 
lieh,  bei  manchen  Kapitalarten  (Meliorations-,  Gebäudekapitalien) 
aber  flberfaaupt  unthunlich  ist,  so  pflegt  ein  Anhaltendes  Sinken 
der  Productenpreise  von  den  schmerzlichsten  Erschfltterungen  für 
die  jf^wi^ilisren  Wirthschaftsinhaber  begleitet  zu  sein,  zumal  man 
sich  uitlit  l«'i(:l)t  zum  Ueberiranc:  in  ein  anderes  luicrewohntes  Be- 
triebssystem entscliliejist.  Am  ras(  hosten  liisst  noch  dur  IModiiotions- 
facUir  „Arbeit'*  eine  Einschränkung  zu.  woraus  sich  erklärt,  Uass 
beispielsweibo  in  England  seit  der  transoeeanit^ehen  Concurrenz  die 
Weizenläuder»  ieii  dieser  ihreer  Bestimmung  tlieilweise  entzogen  und 
zu  Gras-  und  Weideländereien  niedergelegt  werden,  und  dieser 
l'ebergang  von  der  arbeitsintensiven  Körnerwirthschaft  zur  arbeits- 
extensiven Weidewirthsehaft  immer  weiter  um  sich  greift  Und 
es  ist  in  letzterer  Hinsicht  nicht  ohne  Interesse,  aus  den  amtlichen 
englischen  Statistiken  zu  ersehen,  dass  seit  Anfang  der  siebziger 
Jahre  das  Pflugland  beständig  abgenommen  hat  (von  18,2  MilL 
Acres  in  1871/75  bis  16,5  in  1891,  d.  h.  um  1,7  Mill.  Acres),  und 
dass  von  dem  laudwii-thscliiiftlichon  Gelände  mit  im  Ganzen  Mill. 
Acres  rund  die  Hälfte  (ItJ.  i  Mill.)  Weideland  ist.  Eine  Wandlung, 
dif  s*'ll)striMl('nd  für  das  Staatsirunze.  sowohl  vom  Gesichtspunkt 
d^T  l>('ckuiig  des  Getreidebedarls  wie  (1<m-  Verschiebung  der  Knvcrbs- 
und  Einkommonsverhältnisse  sicher  bedt  utungsvoll  ist  und  schon 
jetzt  gestreift  wurde,  weil  bei  solchen  Vorgängen  Betrnehtvingon 
über  die  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  einer,  starke  Er- 
schütterungen des  landwirthschafUichen  Berufslebens  fernhaltenden 
oberen  Staatspolitik  fast  von  selber  sich  aufdrängen. 

Zu  r!i.  m  Vor^'^aiii^  Ix-merkt  die  neueste  franziKisrlu^  .\;;riir<'i!quete  von  1882 
i.Statisriqne  ajrricolo  de  U  PVanre,  Nancy  1887)  uirlit  mit  l  imclit  :  ,de  plus  eu 
plo»  le  pcuple  britanuique  se  rend  tributnire  d©  retraii^'i  i  ponr  son  pain  quotidien.** 
Nach  der  letzten  enjj Ii  ^^•!n■ll  A>rr;irt  iH^uete,  (siehe  Nasse  in  den  Seliriften  de» 
VereiuH  fiir  Socialpolitik.  XX,VJI,  S.  liO)  wurden  als  iu  der  Laudwirtbschaft  erwerbfl- 
thsüge  Ptirüoueu  ermittelt: 

1861  2010454 
1881  1383184 

tonth  eine  Abnahme  fest},'estellt  von  627270  Köpfen.  Der  UmwandlangfSproceBS, 
Her  sich  in  riiLriaiifl  ^l  it  den  siebadger  Jahren  vidlzofipen  hat,  war  daher  von  einer 
starken  Eutvotkerang  de^»  tlachen  Lande«,  der  Abstossung  massenhatter  Land- 
elnocnte  in  die  Industrie  mit  dem  Gefolfre  weiterer  Yermehmnip  des  städtischen 
iVuli  t.iri:it>.  vt'r^rliitrften  Concurrenzkampfj  s  <lt'r  iiuliistriclli'ri  Arbeiter  etc.,  Ijt'^lt  itet, 
ornl  man  dart  billig  fragen,  ob  diese  Naehtheile  durch  den  Vortheil  des  billigsten 
B^zHjr^  der  Brodlimcht  auf  den  Weltmarkt  ausgeglichen  worden  sind,  aueh  ganz 
abffesehen  von  dem  Zusammenbruch  vieler  Pächterexistenzen,  von  denen  wohl  ^cht 
hIIc  den  Rückgang  der  rerenlienproiso  anf  die  Veqiächter  im  Wege  der  Minderung 
dtr  Paehtzinse  haben  abwälzen  können,  wie  »ehr  auch  die  Kurzfristigkeit  der  Pacht- 
vttttiipe  in  nroHbritaanien  diesem  Pioeess  be^fünstigen  mnsste  (siehe  §  33).  Bass 
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«He  Kapital  intfiuität  cl«  s  Hi  triebes  heim  r«lH'rjriuip  zur  Weidewirtbiichait  nichl 
y.u  leid«'!!  braiu  ht  (Nasse,  a.  h.  ()..  S.  Iß*)),  dürfte  fiir  die  allgemdii  voHrvrirtbschaft- 
liche  Wiirdi(:un^  des  VoifTUifirs  nicht  von  entscheidender  Bedetttmi^  sein. 

Der  I  ( l>t  r^-anjr  G  r  oss  ?  i  f  nii  n  ie  n  s  V(H!  der  Körner -Wirthschatt  z\i 
einer  ausf^esproiheneu  Feldgrus«  irthschaft  erhellt  aus  der  Thutsaiho,  daiü»  im 
Jahre  1867  noch  9,6  Hill.  Acres  mit  Weisen  (der  Haoptbrodfracbt)  bestellt  waren, 
181K)  (lafrefrt'u  nur  !i(»rh  2.Ö  Mill.  Acre«*,  wogep«>n  in  dersellun  Zeit  die  in  der  Hotatlun 
hetindlirlie  Klee-  und  (iraslntidfläche  von  4.4  Mill.  aut  5,1  Mill.  Aeres  stie^'  und  hei 
de»  laudwirthschaftliehen  Nuizthieren  eine  VeriueJiruntr  eintrat  seit  lH7t)  bis  IKiK): 
bei  Pferden  von  1  'äM  m)  auf  1  488000;  bei  liindvieh  v(.n  5  403  000  auf  «^58  000; 
hei  Sc  hweinen  von  2  171  OÜO  anf  t?  S81H)m;  während  die  Schafe  mit  starken  Jahres- 
schwankungun  —  gegen  1870  eiueu  Rückgang»  gegenüber  Anfangt»  der  acbxiger  Jahre 
aber  «rieder  eine  Zunahme  ausreisen,  indem  die  Zahl  betragen  bat:  1870:  28388000; 
1881:  24  581000:  18iKj:  27272(X)0:  1891:  2  889(m  In  dersellM  ii  Zeit  mmk  di« 
Terxvendunjr  von  H i  1  f s<l  ii  n  jr er n  (KnnclH  iinu'lil,  (lunnn.  rhn>pli;ite  rtr. '  von  jVJMill.  M. 
iu  der  Periode  1871/75  auf  iJtiMill.M.  in  l?>Hii.  Kin  alinlielier  l'roeess  vollzog  su  h  auch 
in  Irland,  wo  ron  1861  bis  1886  das  Ackerland  eine  Mindemn«r  von  4.6  Mill.auf  2,9  Mill. 
Aeres  erfahren  hat,  walirtMid  in  derselben  Zeit  das  AViesen-,  Klee  iiiid  Weidelatid  von 
rund  10  Mill.  auf  12.1  Mill.  Aeres  anstieg',  (  VyrI.  hier/.Ji  l'aas<  lie  in  il.  .lahrh.  1.  N.^ 
u.  St.,  X.  K.,  lk\.  21,  uud  Wohltmann  in  Fiihliugt»  Laudw.  Zeitjj.,  1892,  lieft  5.> 

§  ü.  Die  Betriebssysteme:  Brand-  und  Feldgras- 

wirthüchaitea. 

Unter  dem  Einfluss  verschiedenartiger  EinwirkuDgcn ,  sei  es 
der  äusseren  Natur  oder  wirtlischaftlicher  Verhältnisse  oder  beider 
zugleich,  tritt  der  Landwirthschaftsbetrieb  in  den  manni|orfalt!^sten 

Formen  und  Gestalttiitm'u  in  die  Ersclieinunir;  tmd  diest»  Mamii;^- 
talticrkeit  wird  nun  durch  die  besondere  Art  und  Weise,  in  welcher 
innerhalb  einer  bestimmt«'!!  Frodiictionsriclitunc:  die  wichtigeren 
laiKlwirtlischaftlnhcn  iM-trifbsarboiten  mit  eiiiaiiii»M-  verknüpft  er- 
scheinen ,  nocli  weiter  vermehrt.  Die  vorwieirend  dem  Friicbtban 
sich  zuneigenden  Wirtlischaften  (sog.  Kömerwirthschaften)  bauen 
weder  durchweg  dieselben  Fruchtarlt  n .  noch  diese  in  derselben 
Reihenfolge  an;  und  die  auf  Aufzucht,  Milch-  und  Fleischproduction 
gostfltzten  Wirthschaften  verfolgen  ihr  Wirthschaftsziel  ebenfalls 
auf  sehr  verschiedenen  Wegen.  Diejenigen  Grundsätze  und  Kegeln, 
nach  denen  innerhalb  einer  Wirthschaffc  bei  der  Erzeugung  von 
pflanzlichen  und  thierischen  Stoffen  verfahren  wird,  bilden  in  ihrer 
Gesammtheit  das  B etriebss vstem  dieser  Wirthschaft;  und  unter 
gbdchen  Verhültni.ssen  pflegen  die  Laiiduirlhe  dasselbe  Betriebs- 
(Wirthschafts-)  System,  das  man  wohl  auch  das  (J  esetzbuch  des 
W  irth  Schaft  Hb  etrieb  es''  genannt  hat.  einzuhalten.  Die  oben 
benprochenen  IJebergiinge  vom  T"^nvollk<(miuenen  zum  Vollkommenen 
lassen  sich  auch  bei  den  Betriei)ssystemen  verfolgen:  aber  es  hängt 
mit  der  Natur  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  und  der  es  Aus- 
übenden zusammen,  dass  unvollkommene  und  vollkommene  zeitlicb 
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und  räunilicli  iiobon  einander  bestehen.  Eine  Aufgabe  der  Land- 
wirtbschaftspoUtik  liegt  daher  gerade  auch  darin,  wo  hierzu  die 
allgemeine  Entwicklung  der  wirthschaftlichcn  YerbSltuisse  Anlass 
giebt  die  Ueberfühning  der  ersteren  Betriebsarten  In  die  letzteren 
herbeizuführen,  d.  h.  die  Fortschritte  in  der  Technik  des  Betriebs 
und  der  Betriebsorganisation  allmählich  zu  einem  Gemeingut  thunlich 
der  g»»sanimten  Landhevolk^  ruiiL:  zu  machen. 

Hierbei  ]>leiht  freilich  wohl  zu  beachten,  dass  das  Zii'l  der 
M'iiilischatt:  höchster  Productionserfolir  mit  verhältnisamässig  ge- 
nuLTstem  Aufwand,  auf  sehr  verschiedenen  Wo^en  sich  erreichen 
lässt:  dass  die  Art  der  Ausu^estaltung  der  Betriebssysteme  eben- 
sowohl von  den  natarlichen  wie  von  den  allgemein  wirthschaftUchen 
(gesellschaftlichen)  Verhältnissen  abhängig  ist;  und  dass  die  Frage, 
ob  ein  Betriebssystem  genüge  oder  nicht,  nur  unter  Beracksichtigung 
dieser  natdrlichen  und  gesellschaftlichen  Factoren  beantwortet  werden 
kann.  In  gewissem  Sinne  ist  „jedes  landwirtlischaftliche  Betriebssystem 
zuirleich  das  Produkt  seinerzeit'*  (Krämer),  freilich  mir  so  lange 
»i iialtiintrswertli.  es  jenen  Factoren  anirepasst  ersclieint.  Die 
Kritik  <l('r  H»'triel)><\ >tenie  darf  jedenfalls  von  keinem  willkürlich 
c<»ji>iniii-t4>ii  Idealbild  ausgehen  nnd  wird  daher,  unter  Beachtung 
des  historisch  gewordenen,  eine  Fort-  und  Umbildung  nur  da  fordern, 
die  natürlichen  und  die  ^nrthscbaftlichen  Voraiissetznngen  des 
Landbaues  eine  S'^dclie  zulassen  und  sofern  durch  die  Thatsache 
der  Fort-  und  Umbildung  ein  höherer  ökonomischer  Effect  ge- 
sichert erscheint. 

Rein  historisch  betrachtet,  lassen  sich  (mit  Krämer)  als  in 
stufenweiser  Fortsclireituug  vom  Einfachen  zum  Vollkommenen, 
v<^n  exttMUivcn  /.u  intensiven  Bewirthschafkungsweisen  folgende  Be- 
triebes \\>tt'nir  untersrlieiden '):  1)  Extensivste  Benutzunü"  d.-s  Bodens 
ausschliesslicli  /ur  (Jrasweide;  nur  Viehliaitung:  kein  Feldbau: 
tyjdsch  vertreten  in  «Icv  Xomadie:  kann  aber  als  Begleitbestand- 
tlieil  oder  Theilstuck  <le.s  landwirthschaftlichen  Betriebs  auch  auf 
höheren  Culturstufen  mit  allerdings  sorgfältigerer  Handhabung  des 
Hystx^ms  vorkommen  (Alpenländer).  2)  Das  extensiv  wilde  Feldgras- 
oder das  sibirische  System;  weit  vorwiegend  Viehhaltung:  Vorstufe 
des  systematischen  FeldbaueSt  häufig  als  sog.  Brandwirthschafb  auf- 
tretend. 3)  Der  extensive  planmässige  oder  geregelte  Feldbau  mit 
weit  fiberwiegender  oder  doch  erheblicher  Blicksicht  auf  Kömer- 

'i  Kriner  im  Hdb.  d.  geB.  Laadwlrthschaft,  1890,  Bd.  I,  8,  353  ff. 
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prodiu  tinn.  in  der  doppelten  Form  einerseits  der  Felder-  auderer- 
seits  der  Feldgrassyflteme,  je  nachdem  Körnerbau  oder  Produktion 
thierischer  Erzeugnisse  überwiegt  4)  Der  planmässige  oder  ge- 
regelte Feldbau  auf  mittlerer  Intensitätsstufe,  mit  stark  her^orlre- 
tender  Bflcksicht  auf  Futterproduction  und  Viehhaltung  (Frucht- 
wechsel-Wirthschaften).  5)  Die  Betriebssysteme  auf  der  Stufe  der 
vollen  Intensität;  Hoehbetrieb,  vielfEU^h  in  Verbindung  mit  technischen 
Nebenjrewerben. 

DieDarstellunGT  der  verseliiedenen  landwirthscbaftUcben  Betriebs- 
Systeme  ijehörtin  da»  Gebiet  der  landwirthschaftlichen  Betriebs- 
lehre; hier  kann  es  sich,  neben  einer  flüchtigen  Skizzirung  ihres 
Wesens,  nur  um  ihre  nationalökonomische  Würdigung,  d.  h.  eben 
um  die  angedeutete  Frage  ihrer  zeitlichen  Berechtigung  oder  Nicht- 
berechtigung  handeln,  wobei  im  Anschluss  an  die  Haupttypen  der 
Betriebssysteme  Folgendes  zu  bemerken  ist: 

1.  DieBrandwirthschaften.  Die  unvollkommenste  roheste 
Form  derselben  findet  sich  in  den  Steppenwirthschaften 
Binnenasiens,  Südamerikas,  wo  die  dürr  gewordene  gestrüppartige 

Vegetation  in  Brand  gesteckt  wird,  um  dem  frischen  IJnterwuchs 
von  Futteri)iiair/,<'n  Luft  zu  inaeben,  oder  aucb.  um  iiuf  der  abge- 
sengten Steppe  etwas  BrodlVucht  einzusäen  (SüdsiljiritMi) :  oder  es 
soll  dai^  Feuer  dazu  dienen,  den  unbeytiedelten  Urwalill)oden  in 
culturtähiges  Land  umzuwandeln  ffibliche  Art  der  Koduni:  bei  der 
Besiedelung  Nordamerikas  und  auch  jetzt  nocli  in  Gebrauch);  in 
allen  diesen  Fällen  dient  die  711  nick  bleibende  Asche  zugleich  als 
Düngung.  Auf  ähnlichen  Kücksichten  rascher  und  leichter  Boden- 
sftuberung  und  wirksamer  Düngung  beruht  aber  auch  die  noch 
heute  in  den  gebirgigen  Theilen  Europas  und  in  den  Moorböden 
Norddeutschlands  vielfach  vorkommende  Wirthschaftsweise,  welche 
dort  unter  den  Bezeichungen :  Hackwald-,  Haubergs-  oder 
Reutfeldwirthschaft,  hier  als  Moorbrandwirthschaft 
bekannt  ist.  Wo  es  sich  hierbei  um  einen  mehr  oder  weniger 
regelmässigen  Wechsel  in  der  Benutzung  des  Landes  als  Weide - 
(Grasland)  und  zur  Ackerbestellung  handelt,  sind  diese 
Brenn wirthschaften  wohl  nur  eine  Unterart  der  vielverbreitetcn 
Foldgraswirthschaften  (Ziffer  2);  je  nuch  ihrer  Hrgiebin- 
keit  pflegen  die  Böden  nach  erfolgter  Schälung  und  Verbrennung 
der  Vegetationsdecke  ein.  zwei  und  mehr  Jahre  zum  Anbau  von 
Sommergetreidefirüchten  (Hafer,  Buchweizen,  Sommerroggen),  wohl 
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auch  Ton  Kartoffeln  oder  OelfrQehten  benutzt  und  dann  wieder 
als  Weide-  und  Grasland  liegen  gelassen  zu  werden,  um  je  nach 
ktoeren  oder  längeren  Zwischenräumen  dann  abermals  in  der  be- 
sprochenen Weise  zu  Anbauzwecken  Verwendung  zu  finden.  Wo- 
ir^'iren  die  meist  an  steileren  Einhängen  betriebenen  Haekwald- 
oder  Hauberirswirthschaften  (in  der  Siesrenpr  Gesr*»nd.  im  Schwur/- 
wald.  Odenwald  etc.)  auf  einem  Wechsel  von  W  a  l  d  -  luul  A  c  k  e  rb  a  u 
ii«'ruli(Mi :  «lie  vorlu'rrschende  Holzart  sind  Eichen,  die  auf  Lohe 
und  Hol/.  LitMiützt  und  meist  nach  15  bis  20  Jahren  nhirotrieben 
werden,  worauf  der  durch  Brand  gesäuberte,  mit  der  gewonnenen 
Asche  gedüngte  Waldboden  einige  Jahre  der  Getreide-  und  Kartoffel- 
cultiir  dient. 

Alle  diese,  wenn  schon  ursprünglichen  Bewirthschaftuugsfonnen 
sind  nicht  schlechthin  zu  verwerfen,  sondern  als  ein  berechtigter 
Xothbehelf  mindestens  insolange  anzusehen,  als  nicht  die  Tor- 
geschrittene  Wissenschaft  vollkommenere,  d.  h.  in  der  Wirkung  mehr 
Erfolg  verbOigende  in  Vorschlag  bringen  kann.  Letzteres  trifft  z.  B. 
hinsiehtiicb  der  Moorländereien  zu,  und  als  eine  der  wichtigeren 
Aufgaben,  welche  der  Landwirthscliafksvorwaltiing  in  Staaten  mit 
Lrrossen  Moorflächen,  z.  H.  Preussen.  gestellt  sind,  stellt  sich 
Uü/.wt'itelhart  die  Verdiängung  der  alten,  auf  kärgliche  F]rnten  ange- 
wiosenen  Hrandcuitur  durch  eine  mit  den  Mitteln  der  nifMlernen 
Technik  arbeitenden  Wirthschaftsweiso  dar.  In  Gebirgsgegenden 
indess  mit  rauherem  Klima,  zumal  beim  Vorhandensein  ungünstiger 
Torrainverhaltnisso  (mehr  oder  weniger  steile  Hänge)  und  magerer 
Boden,  wird  die  Brennkultur  eine  gewisse  Daseinsberechtigung 
wohl  immer  haben;  und  es  kann  sich  hdchstens  darum  handeln, 
sie  da  einzuschränken  oder  selbst  auf  ihre  völlige  Beseitigung  hin- 
zuwirken, wo  durch  Auflockenuig  und  Umbrechen  des  Weidelandes 
an  steilen  Hängen  die  Gefahr  des  Abschwemmens  der  gelockerten 
oberen  Bodenschichten  besteht  oder  wo  die  natürliche  Wieder- 
berasun<r  wegen  der  Annntlt  des  Bodens  verhindert  wird  unil 
die  al»\\  tM  hselnde  Benützung  des  (4ras-  nder  WeideLmdes  zur  feld- 
!iiar^»ioFii  P>estellung  zugleicii  (his  Aul'kuniiuen  von  Unkräutern  (Farne. 
Münster.  Mo.ir^e  etc.)  fördern,  d.  \\.  die  allnialiliehe  Entartunir  und 
^tf'rilitat  der  betreifenden  Flachen  herbeiführen  müsste  —  Frschei- 
Quogen,  wie  sie  in  einzelnen  Cantonen  der  Scliweiz,  in  Südfrankreich, 
in  Tyrol,  im  südlichen  Schwarzwald  vielfach  deutlich  zu  Tage  ge- 
ilen sind.  Wird  gar  durch  eine  solche  Wirthschaftsweise  im 
üebirge,  d.  h.  im  ürsprangsgebiet  grösserer  Wasserläufe  durch 
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lias  Abschwömmen  der  Bodenkrume  die  natürliclie  Aul'saugun^s- 
fähigkeit  dt  s  Bodens  gemindert  oder  ganz  aufgehoben,  so  ist  der 
Schaden  ein  doppelter,  weil  mit  der  Zerstörung  des  Gebirgscultur- 
landeä  auch  der  Wasserablauf  ein  ungeregelter  wird  und  weil  die 
plötzliche  und  rasche  Abführung  des  Wassers  bei  der  Sehnee- 
schmelze und  bei  Begenfällen  das  im  Thal  liegende  Culturgelände 
mit  Hochwassern,  üeberscfawemmungen  und  Verschfittung  bedroht 
Ausgedehnte  Holzhiebe  in  den  steileren  Einhängen  des  Gebirgs- 
lundes  zeitig»'ii  iiluiliche  Wirkuiigi'ii ;  und  so  erklären  sirli  jene 
Muassnahim  ii  (icr  neueren  WirthMchaftspolitik .  die  tlifils  im  Wecfe 
der  ( M'>t't/L:vl)UiiLi ,  theils  in  jennm  (Irr  YtTwaltuiiL^stliätiLikcil  iivn 
durch  uugeurdneten  Lainiwiitlischalls- uinl  ForstlictritO»  \ <Maula<?>ten 
Störungen  in  den  hydrographischen  Verhältuiöbeu  entgegeiizuwirkeu 
bestimmt  sind^). 

'2.  Die  Feld  gm  swirth schuft.  Ihr  Wesen  besteht  darin, 
dass  «liissi'lltt'  Lainl  ;il>u * » hsclnd  eine  Ixcilie  von\  Jahren  /iir  Hr- 
zeuirung  Voll  (ictreide  (und  anderen  ( Jfw iichsen)  und  sodann  kürzere 
oder  längere  Zeit  als  (Grasland  l>rnutzt  wird:  demnach  können  die 
obenerwähnten  Brandwirthschaften  ebenfalls  unter  den  Hegritf  der 
Feldgraswirthschaften  fallen.  In  seiner  unvollkommensten  Form 
war  dieses  Hetriebssystem  in  dfMi  ältesten  Zeiten  wohl  das  in 
Deutsctüand  gebräuchlichste,  und  die  Worte  von  Tacitus:  „Arva 
per  annos  mutant  et  superest  ager**  (Germ.  26)  werden  wohl  am 
richtigsten  auf  dieses  Wirthschaftsystem  gedeutet*):  ein  Theil  des 
Oberhaupt  {»Hugbaren  Landes  wird  mit  EOrnerfrflchten  insolange 
bestellt,  als  der  Ertrag  noch  lohnend  erscheint,  worauf  es  zur 
natürlichen  Wioderberasunix  lieiren  bleibt  und  als  Weideland 
dient;  an  irgend  feste  Keireln  über  die  Zeitdauer  dieser  ab- 
wechselnden Xützungsvvcisc  bindet  man  .^iili  nicht.  Aus  dit'>er 
ungeregeUen  Feldgraswirthschaft  v<>ll/,ielit  sich  alluialilicli  (in 
Deutschland  vorwiegend  in  der  zweiten  Hallte  des  vorigen  .lahr- 
iumderts)  der  Tebergang  ziu:  geregelten:  die  für  den  Ackerbau 
bestimmten  Lüudereien  werden  in  10 — 15  Schläge  (Koppeln)  ein* 
getheilt  und  diese  nach  Torausbestimmteni  Plan  in  regelmässigen 
Zwischenräumen  als  Acker-  bezw.  als  Weideland  (bezw.  zur  Futter- 
nutzung) in  Verwendung  genommen;  je  ausgebildeter  dann  die 
Fruchtfolge  auf  dem  in  Benutzung  kommenden  Ackerfeld  und  je 

Näheren  hicrttber  wie  über  die  Moorcultnr  im  Kap.  Ilf ,  Abachn.  IV. 
*)  Kau,  a.  «.  0.,  ],  %  382,  Amn.  6,  und  Roscher,  o.  a.  0.,  $24. 
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ToUkommener  die  Ausnutzung  des  letzteren  wird  (durch  ülinfägung 
auch  anderer  Oulturgewächae  als  Kömer  in  die  Botation:  Htßsen- 
Mchte,  Knollengewächse,  Elee),  um  so  mehr  gewinnt  die  Wirth- 
schaftsweise  intensiven  Charakter.  —  Dieses  Betriebssystem  eignet 
sich  in  besonderem  Grade  fttr  Gegenden  mit  feuchtem,  den  Gras- 
wuchs  fonlcnidtMii  Kliinu,  und  es  hat  daher  seine  vornehmste  Ter- 
hreitiinGT  in  <ien  iinrdlii  iit'u  und  iiürdüstlichen  Theilen  Deutschlands 
(H'dsk'iu.  Mocklejibur^^,  Pommern,  Ost-  und  Wesipn-usscii.  Posen): 
ebenso  in  Nordfmnkreieli ,  in  einzelnen  Tlieilen  von  Kugland:  in 
Sfiddeutschland  vorwieirend  in  den  ^iebirLrsucgenden,  wo  es  (z.  B. 
io  Bayern)  unter  dem  Xamen  Eggartenwirthschaft  bekannt  ist, 
flbrigens  vereinzelt  auch  in  das  Gebiet  der  Hochebene  vordringt. 
Der  reichliche  Futterertrag  der  Feldgraswlrthschailen,  die  Möglich- 
keit des  Weidegangs  der  Thiere  während  einer  längeren  Zeit  des 
Jahres  eignet  naturgemftss  die  Gegenden  mit  dieser  Betriebsform 
in  besonderem  Maasse  fttr  die  Haltung  und  Aufzucht  von  Thieren 
(BindTieh-,  Pferde-,  Schafzucht),  welche  Productionsrichtung  daher 
in  der  Mehrzahl  der  obengenannten  Staatsgebietstheile  zu  besonderer 
Blüthe  gt»dieheii  hi. 

Wenn  der  Feldbau  hinter  »ler  Benutzung  des  Cnlturlandes  zur 
Futlerer/t'Ugung  zunnktritt,  so  kann  dn>  Betriebssystem  den 
l'harakter  der  W ei  de  w  i  rthsc  h  at't  annehjiu'ii ,  wie  sidclie  in 
den  Innern  hochgelegenen  Theilen  der  Schweiz,  im  hohen  Schwarz- 
wald, in  den  bayrischen  und  österreichischen  Alpen  etc.,  aber  auch 
in  einzelnen  der  ohencrenannten  an  der  Mein-esküste  gelegenen 
Ländergebieten  (Holland«  Ostfriesland,  Schleswig-Holstein)  und 
weiter  östlich  in  den  Mündungsgebieten  der  Ostseekflste  vorzu- 
kommen pflegt.  Sofern  solche  Weidewirthscbaften  mit  einem  yer- 
hältnissmässig  geringen  Anlage-  und  Betriebskapital  in  Form  Ton 
Gebäuden,  Geräthen.  Arbeitslöhnen  etc.  arbeiten,  zählen  sie  zu  den 
extensiven  Betriebssystemen:  sie  können  alter  sehr  wohl  auch  einen 
ausiresprochenen  kapitalintensiven  Cliarakler  annehmen.  n;iiu!ich 
veruiögi"  des  liolien  Werl  Iis.  (ien  im  gegebenen  Fall  «lie  durch  Zucht 
veredelten  Viehbestände  annehmen,  oder  wegen  der  besonderen  Ein- 
richtungen und  Kapitalaufwendungen .  die  ein  hochentwickeltes 
Molkereiwesen  erfordert  (Herstellung  eigener  (lebäude  für  die  Milch- 
wirtbschaft, Aufstellung  kostspieliger  Maschinen  und  Molkerei- 
^eräthe  et^.),  und  die  holländischen,  englischen  und  norddeutschen 
Weidewirthschaften  dürfen  aus  diesem  Gnmde  auf  die  Bezeichnung 
kapitalintensiver  Betriebe  vollen  Anspruch  erheben. 
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Die  Ausdf^hiiuni;  der  ung-esclimaierten  Weule-  und  üraswirüischaiteu  iu 
extensivster  Form  schützt  Settejmst,  u.  a.  ().,  U,  65  ff.  auf  «wei  Drittel  des 
geBammten  (lebir;r>-  luni  Ti.  t  liinilt  s  mit  der  Betrachtnnir,  dass  danach  auf  dem 
üherwip^Tiulcii  Tluil  di-r  Krd«'  dir  f'nltur  über  das  erste  Kindesalter  noch  nicht 
hinaiui  ist  und  desshalh  die  .Sorge,  die  (irenze  der  Bevölkerungszunahme  werde  in  nicht 
ferner  Zeit  erreiclit  sein,  „in  nichts  xerfliesst.  Befinden  sich  doch  noch  frrosse  Länder 
mit  anbauwiiidigstem  Hoden  (in  Amerika,  Australien,  Asien  etc.)  in  cineui  >iid(}if7i 
V()lkswirth>rii  ittliclicn  Kr»tarnin<i<znst!«nde,  dass  ihr  (»ebiet  kaum  mehr  Menschen 
ernährt,  als  es  Quadratmeilen  umtatst''.  -  Wie  sehr  die  Weidewirthschaft  kapital- 
intensiv betrieben  werden  kann,  darüber  giebt  die  englische  Aprrarenquete  von 
ISTil  S:?  bemerkenswert}!»*  A uf<c  liliissi- :  /..  Ii.  schützt  der  AsM'stinit  ("niiiinissioiit  r  tlir 
den  Norden  den  Bedarf  eines  l'äcbtcrs  au  Betriebskapital  aul  einer  Farm  mit  A  c  k  er- 
bau pro  Acie  anf  B— 10  Ttä.  St,  auf  einer  Gras-  nnd  Weidefarm  auf  10  bis 
12  Pfd.  St.;  bei  Milchwirthschaften  wird  sogar  (Aussage  des  Land-Steward  des  Herzog- 
thums  Tornwalli  2()  l'td.  St.  auf  den  Acre  verlangt.  (Nasse,  Agrarische  Zustande 
iu  England,  in  Schritten  der  Y.  f.  Sucialpulitik,  XXVU,  8.  169.) 

§7.  Fortsetsimg.  Die  Dreifelderwirthschaft 

3.  Dio  Fei (1  erwirthschafton.  Das  bozeichiiendp  Merkmal 
der  hierlif  r  2:ohörigen  Betriphssysteme  drückt  sich  darin  aus,  dass 
ein  bestimmter  Theil  der  Feldflur  als  Ackerland,  ein  anderer 
als  Wies-  und  Weideland  in  landwirthschaftliche  Nutzung  ge- 
zogen ist,  jener  eigentliflmliclie  Wechsel  in  der  Benützung  der- 
selben Fläche  als  Acker-  und  Grasland,  wie  bei  den  Feldgras- 
wirtbscbaften,  demnach  fehlt  Je  nach  der  Art  der  landwirthschaft- 
lichen  Nutzung,  welche  dem  Ackerland  zu  Theil  wird,  und  der 
darauf  beruhenden  Eintheilung  des  Ackerlandes  in  Schläge  unter- 
scheidet man  zwei-  und  mehrfeldrige  Betriebssysteme,  die, 
mit  einander  in  wirthschaftlichen  Vorgleich  gesetzt,  wiedenun  das  Auf- 
steigen von  uüvollkiiiiimnereii  zu  vollkommneren  erkennen  lassen. 
Als  rolieste  Form  dieser  Felderwirthschaften  darl"  wolil  «licjeniire 
bezeichnet  werden,  ^v eiche  eine  Scblageintlieiliing  überhaupt  nicht 
kennt,  tilsn  das  Ackerhind  uinmterln-ochtMi  der  Erzeuirunir  dersellH'ii 
Ptianzenart  (Körnerfrucht)  widmet  und  von  deren  Vorkonuueii  m 
Südeuropa.  Vorderasien  gemeldet  wird,  die  aber  in  grösserem  Um- 
fanc:  nodi  heute  auf  den  srrossen  Weizenfarmen  Nordamerikas 
heimisch  ist,  wo  der  jungfräuliche  Boden  und  der  in  ihm  ent- 
haltene Beichthum  von  Kährstoifen  eine  solche  Wirthschaftsweise 
wenigstens  vorflbergehend  als  Tortheilhaft  erscheinen  lassen  kann. 

Tm  l'ebrigen  ist  alh  n  Felderwirtlischaften  im  Anfang  eigen- 
thümlich.  dass  niemals  die  ganze  Feldflur  gleichzeitig  der  Pflanzeu- 
erzeugung  dient,  sondern  ein  bestimmter  Theil  derselben  sich  im 
Zustand  der  Ruhe,  der  soir.  Brache  befindet;  bei  den  Zweifelder- 
wirthschaften  die  Hälfte,  bei  den  Dreifelderwirthscbaiten  ein  Drittel, 
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bei  der  Yierfelderwirthschaft  ein  Viertel  des  Ackerlandes.  Der 
Süssere  Anlass,  der  zur  Üinsehiebung  der  BraeMur  fuhrt,  lag  alle- 
mal in  der  Beobachtung  der  Abnahme  der  Ergiebigkeit  der  BlVden 
bei  fortgesetztem  Anbau  derselben  und  war  desshalb  da  ge^^^ohen,  wo 

die  Dflngimg  der  Felder  in  ungenügender  Weise  sich  vollzog :  also 
überall,  wo  der  Viehstaud  wegen  der  Unbekanntschaii  mit  ertrag- 
reichen, .Ulf  dem  Acki'rliuid  zu  erzieleiiden  Fntterstoffni  (Klee)  in 
seiner  Ern;ihning  auf  das  meist  boschränki  \orhand»Mi(»  Wies-  und 
das  in  der  Hegel  nicht  sehr  erL;iohi,m*  uatürliche  Weideland  ange- 
wiesen, mithin  nothwendigei-weise  ein  dünner  und  wo  desshalb  auch 
die  Düugermeugiing  eine  beschränkte  war:  zumal,  wenn  wegen 
des  vorherrschenden  Weidebetriebes  die  sorgfältige  Sammlung  der 
natürlichen  Dfingstoffe  und  deren  ausschliessliche  Yerwerthung  für 
das  Ackerfeld  verhindert  wurde.  Unter  der  Einwirkung  ähnlicher 
Verhältnisse  tritt  daher  die  Brache  auch  bei  den  Feldgraswirth- 
schaften  und  den  diesen  verwandten  Betriebssystemen  auf. 

Wirthschafblicli  betrachtet  bedeutet  die  Einschiebung  der 
Bracht  einen  Verlust  von  Land  und  den  Verzicht  auf  eine  an  sich 
mögliche  Froduction  von  Pflanzenstoffen;  dieser  Verzicht  ist  aber 
insolange  berechtigt,  als  nur  mit  Zuhilfenahme  dieser  Einrichtung 
die  Felder  in  einem  ertragsfilhigen  Zustand  erhalten  werden  können. 
Da  ferner  die  Brache  und  die  mehrfache  Bearbeitung,  die  der 
Boden  während  dieser  Zeit  der  Vegetationsruhe  erfahren  kann, 
unkrautsäubernd  und  weiterhin  auch  physikalisch  und  chemisch: 
durch  Lockenmg  und  Durchlüftung  des  Bodens,  Löslichmachung  der 
in  ticr  Krdt'  betin«! liehen  Mineralstotfc  günstig  („bodenbereichernd'*) 
wirkt .  so  kann  sie  auf  Bo<liMiarlen ,  die  ihrer  Natur  luicli  «»ine 
längere  Durcharbeitung  ertbrdern  (zähe,  schwere  Böden,  wie  der 
strenge  Thon-  und  Lehmboden)  sogar  dauernd  berecht ii-t  sein  und 
behauptet  daher  selbst  in  ausgebildeten  Fruchtwechsel wirthschaften 
(mhe  unten)  noch  ihre  Stellung. 

Neben  Her  Z w eif el d erwirth sc h a ft,  die  früher  in  den 
KhoiiiLrcL^tMidfii  und  im  südli«-ht'n  Frankreich  häufig  war  un<l  iitxh 
)t*izi  in  südeuropäischen  Ländern  (namentlich  in  Spanien)  ver- 
breitet ist,  darf  die  Dreifelderwirthschaft  als  der  charak- 
t<»ristischste  und  verbreitetste  Kepräsentant  der  Felderwirtlischaften 
mit  reiner  Brache  angesehen  werden;  sie  war  in  Deutschland  schon 

Zeit  Kari's  des  Grossen  bekannt  und  hat  bis  in  dieses  Jahr- 
hundert, wo  nicht  die  Feldgraswirthschaften  und  dieser  ähnliche 
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Betriebssystem 0  sich  beiiaupteteu ,  überall,  wo  die  bäuerliche  Be- 
Tölkerung  dominirte ,  das  vorwaltende  Betriebssystem  gebildet'). 
Ihr  Wesen  besteht  darin,  dass  das  Ackerfeld  in  drei  gewöhnlich 
gleich  grosse  Theile  (Fluren,  Zeige,  Felder)  getheilt  wird,  Ton 
denen  der  eine  im  jährlichen  Wechsel  brach  liegt,  einer  mit  Winter- 
getreide, einer  mit  Sommergetreide  angebaut  wird.  Der  Futter- 
erzeugiiiig  dienen  die  etwa  vorhandenen  Wiesen,  die  ständigen 
Weiden  und  die  Stoppelweide  auf  dem  abgeenitoten  Theil  der 
Ackerrtur.  in  alterer  Zeit  micli  die  Weide  in  den  Waldungen.  Eine 
DüiiLiiing  findet  LCtiiiieiiiliiii  nur  in  der  Brachflur  statt,  wobei  man. 
je  !i;Mdid(Mn  die  lirnche  jedesmal  <>der  nur  das  zweite  edcr  gar  das 
dritte  mal  gedüngt  wird,  eine  reiche,  vermögende  und  arme  Drei- 
felderwirthschaft  unterscheidet 

Die  Dreifelderwirt lisehaft  stellt  in  der  streng  geregelten  Form, 
in  der  sie  sich  vnll/irht.  silien  rein  technisch  einen  wesent- 
lichen Fortschrift  üeüenüber  der  Feldirraswirtlisehaft  der  <leuts(  lien 
Urzeit  ilar :  aber  auch  einen  w  i  r  t  Ii  s  c  Ii  a  1 1 1  i  c  h  e  n  Fortschritt, 
weil  sie  als  eine  ausgesprochene  Komerwirthschaft  in  ausgedehn- 
terem Maasse  die  Versorgung  des  Volkes  mit  den  wichtigsten 
Nahrungsstoffen  vermittelt  Für  niedere  und  mittlere  Stufen  der 
Volksbildung  empfiehlt  sie  sich  schon  wegen  der  schematischen 
Einfachheit  des  auf  sie  sich  gründenden  Wirthschaftsbetriebs,  dem 
auch  die  minder  Begabten,  minder  Geschickten  leicht  zu  folgen 
vermögen.  Die  flurweise  Bestellung,  Anbltlmung  und  Abemtung 
der  Feldmark,  wie  sie  der  Dreifelderwirthschaft  eicrenthümlich  ist 
entsprang  übrigens  mit  einer  gewissen  Nothwendigkeit  jener  be- 
sonderen Aul'theilnng  des  Landes,  die  der  einzelnen  Hufe  die  ihr 
zugehörigen  Landparcellen  zerstreut  in  der  (leniarkunii  zuwies 
(G  e  w 'a  n  n  \  e  r  ta  s  s  u  n  g  mit  T}  e  m  e  n  tz  e  1  a  c ),  weil  beim  Mani^el 
ausreichender  >'oldwege  die  willkürliche,  auf  das  Naclibargnuid- 
stück  keine  Rücksicht  nehmende  Bestellung  etc.  der  Felder  ohne 
grosse  Schädigung  der  nachbarlichen  Interessen  (z.  B.  durch  Ueber- 
fahren  etc.)  gar  nicht  ausfährhar  gewesen  wäre.  Aus  solchen  Back- 
sichten  gegenseitiger  Schonung  wurde  daher  die  flurweise  gemeinsame 
Felderhestellung  ein  wesentlicher  BestandtheU  des  Flurrechts  (Flur- 

1)  Kasse,  üeber  die  initt<>1alter1jc1ie  Fpldei^emeinschafk  in  England,  1869, 
weist  nach,  sviv  dir  n  im-  I)n  ili  I(lt  r\virtlKchaft  mit  niiiinq-obauter  Brache.  Flnrzwnti'.- 
und  ^eiueiiuaioer  Weide  auch  gcj^^eu  Mitte  dieses  .lahrhmiderts  selbst  in  Ku^laud, 
diesem  danislii  in  der  Anbanteeknik  im  Uebri^eu  vorgescbrittensten  Lande,  noch 
stark  verbreitet  war  (S*  2  SX 
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zwang),  und  dieser  Flurzwang,  weit  entfernt,  in  Zeiten  unent- 
wickelterer wirthschaftlicher  und  roherer  BildungSTerhältnisse  als 
eine  nachtheilige  Belästigung  empfunden  zu  worden,  erwies  sich 
Ton  dem  Gesichtspunkt  der  Allgemeinheit  aus  sogar  als  wohlthfttig, 
weil  in  dem  Bann  desselben  auch  der  TJnfleissige  und  Träge  t\a 
rechtzeitigen  Vornahme  der  n6thigen  Feldarbeiten  angehalten  wurde, 
da  jede  Yersfiumniss  hierin  durch  die  Unmöglichkeit  ihrer  späteren 
Nachholung  sich  gerächt  hätte.  Die  Mängel  des  BetriebBsystems 
aber,  wesentlich  bestehend  in  der  durch  die  stündisre  Aufeinander- 
folge von  Körnerfrüchten  veranlasston  stärkeren  V  enuikrautung  der 
Felder,  in  der  nianirelhaften  Düntrinii^.  die  namentlich  dem  Wieder- 
ersatz der  durch  die  reireimassiuen  (iotreideemten  erfolgenden  Ent- 
ziehnnir  von  Fhosphorsäure  im  Hoden  nicht  hinreichend  Rechnung 
trug  und  die  durch  diese  Momente  sowie  durch  die  Brachhaltung 
bedingte  verhältnissmässig  geringe  Kömerproduction  fielen  insolange 
nicht  sonderlich  schwer  ins  Gewicht,  als  die  Bevölkerung  noch 
dflnn,  der  Bedarf  an  Brodfirftchten  deshalb  ein  mässiger  und  bei 
dem  üeberfluss  an  Land  jede  IntensiTere  Ausnutzung  des  in  Cultur 
genommenen  Bodens  ohnehin  zwecklos  war. 

§  8.   Die  verbesserten  Feldersysteme. 

Die  technischen  un<l  wirthschaftlichen  Mängel  des  Dreifelder- 
systems mussten  daqfecren  und  zwar  in  steigendem  Maasse  sich 
g^'ltcnd  machen,  als  mit  der  Zunahnu'  der  BcvölkoruriL;-  das  für 
nt'up  Ansiedelungen  \  erfüi^liare  Markland  melir  und  uiciir  zusammen- 
schrumpfte, der  Boden  also  seltener  und  theurer  wurde  und  die 
stärkern  Ausnutzung  der  Bodenkraft  im  Hinblick  auf  die  Lebenshal- 
faing  der  Bebauer  sowie  die  Brodversorgung  der  übrigen  Volksbe- 
standtheile  sich  gebieterisch  geltend  machte;  als  ferner  mit  der 
zunehmenden  Umwandlung  von  Weide-  und  Waldland  in  Ackerland 
die  Ernährung  des  Yiehs  auf  wachsende  Schwierigkeiten  stiess  und 
eben  dadurch  auch  das  Missverhältniss  zwischen  Dftngerbedarf  und 
Dängererzengung  ein  stärkeres  wurde.  Die  reine  Brache  musste  all- 
mählich als  eine  wirthschaftliche  Verschwendung  von  Land  erscheinen ; 
und  dies  sowie  die  Schwierigkeiten  in  der  Ernährung  des  Viehes, 
die  sichtliche  Abnahme  der  Friirlitharkeit  der  Getreidelündereien  in 
Folge  ilir»T  nnc^cnrii^enden  \ frsorguiiLT  mit  DünLCSt-illoii  nöthigte 
mit  der  Zeit  zum  Verlassen  der  reinen  Dreifelderwirthschaft  und 
zum  Uebergang  in  vollkommenere  Betriebssysteme  t  wobei  im 
Einzelnen  zu  bemerken  ist: 
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a)  Den  Hauptanatoss  zu  diesem  bedeutungsvollen  üebergang 
bildete  die  Eiiitulirunir  <los  Kurtoffelbaues  einer-,  des  Kleebaues 
anderseits,  und  du  hindv  Errungenschaften  (k  m  vongt'ii  .lahiliundert 
ane<'hören  (§  2),  so  «latirt  von  da  an  auch  die  sog.  verbesserte 
D reife Iderwirth Schaft  mit  besömmertrr  ürache.  bei  der  also 
das  Brachfeld  ganz  oder  tbeilweise  mit  FtitterpÜanzen,  KartoÜ'elD 
und  anderen  Wurzel c:o wüchsen ,  wie  Hülsenfrüchten  etc.  bestellt 
wird.  Und  da,  wie  die  Erfahrung  bald  zeigte,  Klee  auf  demselben 
Feld  nur  in  längeren  Zwischenräumen  angebaut  werden  kann,  so 
wurde,  um  dieser  sog.  Kleemftdigkeit  des  Bodens  Rechnung  zu 
tragen,  das  Ackerland  je  nachdem  in  6,  9,  12  oder  15  Felder 
getbeilt,  derart,  dass  ein  Drittel  derselben  wie  vordem  mit  Winter-, 
ein  weiteres  Drittel  mit  Sommergetreide,  der  Rest  aber  in  bestimmtem 
Turnus  mit  den  obigen  Früchten,  denen  sich  alluuihlich  auch 
Handelspllaü/tii  (Kaps,  Talnik  etc.)  gesellten,  angebaut  wurde'). 

Die  verbesserte  Dreifei dorwirthschaft  ist  zur  Zeit  neben  der 
geregelten  Feldgraswirthschalt  wolil  das  weitverbreitetste  Betriebs- 
system, die  reine  Dreifelderwirthsohafb  dagegen  nur  noch  ausnahms- 
weise vorkommend,  nämlich  dort,  wo  äussere  swingende  Verhält- 
nisse der  Feldverfassung  (Mangel  an  Feldwegen)  die  Anblfimung, 
die  sommerliche  Bearbeitung  und  die  Abwartung  der  Brachfelder 
nicht  gestatten. 

h)  Aber  auch  der  verbesserten  Dreifelderwirthschaft  haften  noch 
bemcrkenswerthe  Mängel  an;  indem  sie  zwei  Drittel  des  Acker- 
feldes dem  K6merbau  zuweist,  ist  beim  Fehlen  ausreichender, 
guter  Wiesen  und  wegen  der  SprOdigkeit,  die  die  kloeaiiigen  Ge- 
wächse bestimmten  Bodenarten  gegenüber  bethätigen,  in  ihr  fOr 
eine  ausreichende  Futter-  und  damit  für  eine  ausreichende  Dünger- 
erzeugung  nicht  überall  die  Grundlage  gegeben  und  die  Nachhaltig- 
keit des  Ackerertrages  keineswegs  gewährleistet  Allerdings  kann 
die  Einschiebung  anderer,  minder  anspruchsloser  Futterpflanzen 
und  die  Verwendung  von  mineralischen  Hilfsdüngern  jenen  Mnngel 
abschwächen,  wohl  aucli  ganz  beseitigen;  dagegen  Ideibt  inuiur 
der  andere  bestehen,  dass  die  unmittelbare  Aufeinanderfolge  zweier 


'i  Als  Hcispicl  einer  I2feldri{ren  Wirthgcfaaft  Stellt  sich  folgende  Äufeinauder- 
folpe  dar:  ]}  Krnche,  2)  Winterung,  3)  Sommentng  etc.,  4)  Wurzclfrücht«'.  '))  W., 
ö)  S.,  7)  Klw,  8)  W.,  i))  S.,  10)  Hülsenfrüchte,  11)  W.,  12)  S.  Die  Brache  ist  also 
auf  ein  Minimum  eingeschränkt  und  durch  die  EinBehi^miff  von  Klee-  und  Warml- 
ürürliten  für  ditf  bessere  Ernähnnig  oder  Btürlcere  Haltung  ▼<m  Vieh  die  Chmndlece 
gewooueD. 


Digitized  by  Google 


$6.  Die  verbeawrten  Felden^steme. 


HalmMchte  die  Veninkrautimg  der  Felder  befördert  und  den  Boden 
ndthigt,  zwei  Jahre  hintereinander  das  Nährmaterial  für  dieselbe 
Pflanzenart  zu  liefern.  Da  aber  die  im  Boden  befindliehen  Nftfar- 
Stoffe  nur  langsam,  im  Wege  der  chemischen  Zersetzunp;,  in  die  zur 
Aufnahme  durch  die  Ptiaiizenwurzelii  geeignete  lösliche  Form  über- 
p'tülirt  werden,  so  ist  ottVnl»ar  eine  Anbaiiwoise,  welche  solche 
l'tian/.(*n  autoiiiiUKit'rlolL^eii  läöst.  verscIiitMh'iiartiLio  Ansprüche 
an  <lio  Bodennährkraft  erheben,  richtiger;  und  besonders  vortheil- 
hatt  muss  ein  solcher  Wechsel  (Fruchtwechsel)  wirken,  wenn 
dieser  zwischen  Pflanzen  stiittfindet»  von  denen  die  einen  vorwiegend 
die  obersten  Theile  der  Erdkrume  (Flacbwurzler)  und  die  andern 
Torwiegend  die  tieferen  Bodenpartieen  ausnutzen  (Tiefwurzler). 

Ein  Wirthschaftssystem,  welches  in  dieser  Weise  einen  ge- 
reirolten  Wechsel  zwischen  Pflanzen  der  bezeichiu'ttMi  Art  eintreten 
tit'i^st  Fruchtw  echse  1  wirthschaft  und  seine  ('l)i'nfalls 
in  lias  voriue  Jahrhundert  fiillende  Einfühnmg  leitet  daher  wiedcruiu 
einen  l»t'zoichnonden  Wendepimkt  in  der  Technik  dns  Landwirth- 
scbaftabetriebs  ein;  wobei  übrigens  der  äussere  Anlass  zu  dieser 
Befonn  wohl  weniger  in  obiger  Erwägung,  als  in  dem  W^msche  be- 
gründet lag,  durch  stärkere  Vertretung  von  Futterpflanzen  in  der 
Frachtfolge  (Rotation)  die  Grundlage  fOr  eine  noch  ausgiebigere 
Viehhaltung  und  Ddngerhaltung  als  in  der  verbesserten  Dreifelder- 
wirthschaft  zu  gewinnen.  Solche  Erwägungen  waren  z.  B.  fOr  die  Ein- 
fahrung der  Fruchtwechselwirthschaft  in  B  n  g  1  a  n  d  mitbestimmend 
und  der  Typus  der  englischen  Fruuhtwechselwirthschalt,  der  sog. 
..Norfolk  er  Fruchtwechsel**,  weist  folgendes  Schema  auf: 
1.  IMbeji.  L>.  Gerste  ujnl  Hafer,  3.  Klee.  4.  Weizen.  Thaer  und 
nach  iiiiii  Schwerz  h;il)eii  das  Verdienst,  auf  die  Redeiituiii!:  der 
1  ruclitwechselwirthschaft  mit  besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen 
und  ilire  zunehmende  Einbürgung  in  Deutschland  herbeigeführt 
zu  haben*). 

Die  Vorzüge  eines  solchen  Betriebssystems,  welches  niemals 
Halmfirflcbte  unmittelbar  aufeinander  folgen,  sondern  diese  mit 
linderen  Gewächsen,  der  sog.  Blattfrucht  wechseln  lässi  treten, 
abgesehen   von   der  besseren  Ausnutzung  der  Bodenkraft,  noch 

Eine  in  Hoheu  hei  ui  ein^jcluln  it'  und  unu-r  tleui  Xauieii  Hohfiiht.>iiiit' r 
Frarhtwcchael  bekannte  Rotation,  welche  den  Fehler  des  Norfolker  FrnchtwechMbi 
itllznhäuti^vr  Aufein«n<lf'rtn|}r(.  des  Klees  g^lücklirh  vermeidet,  zci^^to  nr^prüiijflich 
iulgnidei  Schema:  1)  Brache,  2)  Kap«,  3)  Wintergetreide,  4)  Wurzelf rüdUe,  ü)  »Sonuner- 
?(Mle,  6)  Kl«e,  7)  Wiatergetreide. 

3* 
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darin  liorvor,  dass  die  Blattfrüchte  eine  bodenbeschattendo  und 
dadurch  unkrautsäubernde  Wirkung  äussern;  dass  die  meist  tief 
wurzelnden  BlatUrachte  die  physikalisebe  Beschaffenheit  des  Bodens 
Terbessern  und  ihn  in  einem  für  die  Halmfrttchte  günstigeren  Zu- 
stand zurücklassen ;  dass  die  Arbeiten  sich  gleichmässiger  im  Jahr 
vertheilen  und  der  stärkere  Anbau  von  Futterpflanzen  die  Haltung 
▼on  mehr  und  von  besser  genährtem  Vieh  ermöglicht,  dadurch 
aber  nicht  allein  dii^  Kente  aus  dem  Stall  steigert,  sondern  auch 
die  Diinc:erpi'odüction  günstig  bceinflusst.  Rechnet  iiuiu  hier/u  die 
grösser»'  Unabhängigkeit  von  luitürlichon  rjrasländereien  und  die 
durch  die  Maniiichfaltigkeit  der  Krzcui,nüöse  bedingte  höhere  Gleich- 
mässigkeit  der  Ernten,  so  erklärt  sich,  dass  dieses  Betriebssystem 
nicht  bloss  bei  den  ausgesprochenen  Felden^irthschaften,  sondern 
auch  iimerhalb  der  Felderrotationen  der  Feldgraswirthschaften  sich 
wachsende  Geltung  verschafft  hat. 

Im  Vergleich  mit  der  reinen  Breifelderwirthschaft  weist  die 
Fruchtwechselwiithschaft  eine  Kinengimg  des  für  den  Fruchtbau 
bestimmten  Ackerlandes  auf;  aber  diese  Einengung  ist  doch  nur 
eine  scheinbare.  Denn  die  Breifelderwirthschaft  mit  reiner  Brache 
bedarf  aiisi!:«MU'hnter  Weidt'lläelien  zur  Ernährung  des  Viehes  und 
man  niiiinit  dcsslialh  an.  <lass  bei  ihr  höchstens  30  Proc.  der  t>anz(Mi 
Feldmark  zum  Anbau  mit  Körnertrüchten  übris:  bleibt,  wout'L^en 
die  FriK-litwecliselwirthseliatt  mit  StalltÜtteruiiL,'-  des  Viehes  diesem 
Anbau  leicht  50 — 60  Proc.  widmen  kann:  hierzu  kommt  der  durch 
die  rationellere  Fmchtfolge,  die  sorgfältigere  Bestellung  und  reich- 
lichere Düngung  ungleich  höhere  Roliertrag  der  Wirthschafbssysteme 
der  letztbezeichneten  Art  Ber  für  jedes  Land  so  wichtige  K  örner-> 
bau  braucht  daher  beim  Fortschreiten  zu  diesem  Betriebssystem 
keineswegs  Noth  zu  leiden.  Freilich  stellt  dasselbe  besonders 
starke  Anfordenuigen  an  den  Wirthschafter,  seine  Umsicht  und 
Intelligenz;  denn  nicht  jede  Frucbtfolge  passt  unter  allen  Verbält- 
nissen und  nur  eine  Individualisirung  des  Wirthschaftsbetriebes, 
die  mit  den  gegebenen  Boden-  und  allgemeinen  Wirthschafts- 
verhältnis.sen  rechnet,  wird  mit  ihr  nachhaltige  ErtVdgt^  erzielen. 
Kechnet  man  hierzu  die,  grosse  Kapitalien  ertbrdernde  Intensität 
des  Betriebes,  bei  dem  die  Brache  ganz  ausgesehlossen.  oder  auf 
einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gesammtgutes  eiuL^eengi .  ein  be- 
deutender Aufwand  an  Maschinen-  wie  Handarbeit  erforderlieh  ist. 
Zukaufe  an  kfiustlichen  Bflnger-  und  Futtermitteln  in  der  Kegel 
nicht  zu  entbehren  sind,  so  erklärt  sich  leicht,  dass  nur  da,  wo 


Digitized  by  Google 


§  9.  yfdxdigmg  der  Terschiadenen  B«<rieb>Bygt«ne. 


37 


ein  Stand  henronagrad  tflchtiger  und  kapitalkräftiger  Landwirthe 
sich  herangebildet  hat  (Tbeile  der  Bheinebene,  Ifitteldeutschland, 
Belgien,  Bfldliches  England,  einzelne  Theüe  Ton  Norditalien),  dieses 
Eetiiebssystem  breiten  Boden  gewinnen  kann,  während  in  Gegenden 
mit  Torherrsehend  bäuerlichem  Besitz  die  leichter  m  Ubersehenden 
und  zu  leitenden  Betriebssysteme  der  verbesserten  Dreifei derwirth- 
schaften  sich  zu  behaupten  pflegen,  obwohl  Ausnahmen  natürlich 
auch  hier  vorkommen^). 

Ihirii  Höhepunkt  findet  die  vorbcsproclienc  Hntwicklunir  der 
Bt*tripl»ssysteme  in  den  sog.  freien  W  irtiisc  haften  (Specu- 
lativs)  s  t  «>  inen),  in  denen  man  sich  von  den  strengen  Kegeln  in 
Bezug  auf  Fnichtfolge  frei  macht  imd  bei  mehr  gartenartigem 
Betneb  und  Spatencultur  jeweils  den  nach  Absatz*  und  Preis- 
Terhältnissen  gerade  lohnendsten  Cuituren  sich  zuwendet,  eine 
Betriebsweise,  wie  sie  bei  den  kleinbäuerlichen  Wirthschaften  in 
Sfiddeutschiand,  namentlieh  in  den  Gegenden  des  Handelsgewächs- 
baues und  bei  ähnlichen  Besitzverhältnissen  in  Belgien,  Italien, 
Fiankreieh,  femer  in  China  anzutreffen  ist.  In  grösseren  Guts- 
bt»trieben  hat  die  freie  Wirthschaft  dagegen  wohl  nur  aiisnahms- 
vM'isp  Einsrang  gefunden,  nicht  bloss  wcgpn  ilcr  nngewöhnliclu'n 
Änforderujii^tMi  ,,an  die  Sachkcnntiiiss,  Urthoilskratt,  Energie  und 
denKapitaUn'sit/  dos  Wirthschaftsleiters  undüntomohmers",  sondern 
auch,  weil  der  Umfang  imd  die  Complicirtheit  grösserer  Betriebe 
eine  fest>toiu'nde  Organisation  räthlicher  erscheinen  lassen,  (von 
der  aoltz.)^) 

g  9.   Würdigung  der*  verschiedenen  Betriebssysteme. 

Es  bedarf  nach  den  vorausgegangenen  Erörterungen  eines 
besonderen  Hinweises  nicht,  dass  keinem  der  verschiedenen  Be- 
triebssysteme die  Eigenschaft  absoluter  Vorzflglichkeit  innewohnt 
und  daher  die  unbedingte  Empfehlung  des  einen  oder  anderen 
nicht  in  Frage  kommen  kann;  dass  vielmehr  die  Entscheidung 
fftr  und  wider  ebensowohl  von  dem  Stande  der  allgemeinen 
Tolkswirthschaftlichen  Entwicklung  wie  von  den  natürlichen  und 


*)  «Ohne  die  Hillsmittel,  welche  das  moderne  wirthschaftliehe  Leben  dnrch 
tuverlägßijre  Arbeiter,  günstigen  Markt,  lebhaften  Verkehr  und  ani^'t-messene  Pro- 
dnctions%sciH«-  ^^  währt,  ist  die  ßinlenkung  in  da«  System  der  WDohseiwurthachaft 
«an  Fehlgriff  Settej^ast.  a.  a.  ().,  U.  Bd.  S.  107". 

*J  Beispiele  Holuher  freier,  nicht  selten  mit  techuiticlieu  Nebengewerben  ver- 
tHndaier  Wirtbiclwliaqrtteiiie  bei  Dttnkelberg,  &.  lu  O.,  II.  Theil,  |  109. 
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wirtliöcliaftlichen  Staadortsbedingungeii  der  laudwirUischaftlichen 
Ereeugimg  abhäni^ig  m  machen  ist. 

Im  Allgemeinen  ist  nur  das  unbestreitbar,  dass  die  Gegenwart 
mit  besonderer  Dringlichkeit  auf  die  £inbttrgenmg  Tolikommenerer 
Betriebssysteme  an  Stelle  der  filteren  und  einfacheren  hindrfingt; 
und  wenn  nun  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  die  landwirth- 
schafttreibende  Bevölkerung  im  Grossen  imd  Ganzen  bemüht  sich 
zeigt,  ihren  landwirthschaftlicben  Betrieb  mit  den  schwieriger 
gewordenen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  setziMi.  d.  h.  im  ge- 
gebenen Fall  je  iKu  lidem  den  Process  des  Kenterückganges  durch 
intensiveren  Anbuu  liochwerthiger  Früchte  oder  durch  Steigerung 
des  liodenertrages  überhaupt  zum  Stillstand  zu  bringen;  so  ist 
doch  ebenso  richtig,  dass  diese  Umbildung  der  überkommenen 
Wirthschaftsformen  nur  langsam  und  gegendeuweise  noch  gar  nicht 
sich  vollzieht  imd  dass  der  Widerspruch,  in  dem  sich  weithin  die 
technische  Betriebsoiganisation  zu  den  allgemeinen  Forderungen 
des  Verkehrs-  und  Wirthschaftslebens  noch  immer  befindet,  wie 
zu  allen  Zeiten  so  auch  in  der  Gegenwart  eine  wesentliche  Ursache 
der  drackenden  Lage  vieler  Inhaber  landwirthschaftlieher  Betriebe 
bildet,  ünd  es  gehört  mit  zu  den  bedeutungsvollsten  Au%aben 
der  Landwirthschafbspolitik,  gerade  auch  auf  die  Beseitigung  solchen 
Widerspnichs  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  kräftig 
hinzuwirken. 

Erfordert,  wie  aus  den  früheren  Betrachtungen  erhellt,  bei 
fortschreitender  Volkswirthschaft ,  zunehmender  Volkszahl  und 
steigenden  Bodenpreisen  der  Betneb  höhere  Arbeits-  und  Kapital- 
aufwendungen zum  Zweck  der  thunlicbsten  Steigerung  der  Boh- 
und  Beineiträgnisse ,  so  müssen,  je  mehr  die  Wirkungen  jener 
allgemeinen  Aenderungen  im  Wirthschaftsleben  sich  geltend  machen, 
diejenigen  Betriebssysteme  unvortheilhafter  erscheinen,  die  ihrer 
Natur  nach  zu  den  extensiven  gehören,  d.  h.  die  ungeregelte  Weide- 
uud  UruswirtlLschaft  (einschliesslich  der  BrennwirthHehafteii)  und  die 
einfache  Dreifelderwirthdcliatt ;  und  jene  Betriebssvstenie  au  Be- 
deutung  gewinnen,  die  als  mehr  oder  minder  intensive  sich  dar- 
stellen, wie  die  genagelte  Feldgraswirthscliaft.  d'n'  Fruchtwechsel- 
wirthfichail  und  die  verbesiierteu  Systeme  der  DreilelderwirthschafU 

Boich  er  (a.  a.  ü.,  §  dS)  veranscbauUcht  die  relative  Berechtigung  d«r  Ter- 
adiiedMun  Wut1uchafts.syst«me  einer-,  die  TortiieilhafltiglcDit  des  Uebergangfs  m 
illteilliTere&  BctriebsweiHen  andt  rscits  recht  gut  durch  ein  schematisches  Bild  über 
die  Bob*  und  Bemertrftgnisse  des  UetreidebMief  in  4  auf  Terschiedene  Weise  bewizth' 
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schafteteB  GQtern  gleicher  Grösse  und  Bodciilx  gchaffenheit ,  das  mit  einigea 
Aenderungen  in  den  Zahlenangaben  auch  hier  Platz  finden  mö^e,  wobei  zu  bemerken 
ist,  daüs  in  der  Tabelle  einer  jeweiligen  Steigerung  der  üetreidepreise  um  das 
Doppelte  eine  eokbe  der  EnMngiiiietkotteii  im  das  fiinoodbalbfiiidie  gegenaller' 
irr>tr-llt  ist,  welches  ZaUenverhältniSB  man  mit  Reeeher  als  im  Allgemeinen  sntrelhiid 
wird  erachten  dürfen. 


L  ExteniiTBte  Wirthscbaft: 


Bohertrag 

£rlös 

Erzeugrongfl» 

in  Getreide 

kosten 

betragen : 

t'tr. 

M. 

H. 

1  M. 

400 

400 

200 

200 

2  M . 

400 

800 

900 

fiOO 

4  M. 

400 

1600 

400 

llfiO 

8  M. 

400 

3200 

67d 

2S86 

n.  Dreifetderwirlhseliaft. 

1  M. 

1200 

laoo 

1200 

2  M. 

2400 

1800 

600 

4  M. 

1200 

4800 

2700 

1900 

8  M. 

laoo 

9600 

4060 

5660 

m. 

Wirtheehaft  mittlerer  Intensität. 

1  H. 

aooo 

:w)0 

4000 

1000 

2  M. 

3000 

6000 

4  M. 

3000 

12000 

yooo 

3000 

8  M. 

9000 

24000 

13500  1 

IV.  Wirthscbaft  höchster  Intensität 

1  7000  7000         12tKM)  —5000 

2  M.  7000  14000  löOOO  —4000 
4  M.  7000  18000  24000  4000 
8  M.  7O0O        66000        80000  20000 


Aus  diesem  scliematischen  Bild  ergiebt  sich: 

Bei  sehr  niederen  Getreidepreisen,  d.  b.  auf  niederen  Stufen 
derVolkswirtbschaft  behaupten  die  extensiven,  bei  hohen  Oetroide- 
preisen^  d.  h.  inmitten  vorgeschrittener  volhswirthschaftlichef  Ver- 
hältnisse, die  intensiven  Systeme  den  Torrang;  letztere  wären 
nach  obigem  Bild  bei  einem  Getreidepreise,  der  unter  4  M.  liegt, 
sclilechthiii  msgeschlossen,  während  sie  von  dieser  Grenze  ab  und 
mit  jedem  uriteren  Steigen  derselben,  unireaeht^t  der  gleichzeitioren 
beträchtlichen  Zunalime  der  Erzeugungskosteu,  wailisondo  Kcin- 
erträgni??e  tr(\ir«'nübf'r  den  extensivcron  abwerfiMi.  woliei  die  inten- 
sivsten Wirthschatten  (IV)  das  ausgesprochene  Uebergcwicht  gegen- 
über minder  intensiven  (III)  allerdings  erst  bei  relativ  hohen 
Preisen  erlangen.  Die  Bereclitigung  nicht  iiur,  sondern  auch  die 
Nothwendigkeit  der  intensiven  Betriebsweisen  wächst  in  dem 
Maasse,  in  welchem  die  allgemeinen  Wirthschaftsunkosten  (Schuld- 
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Zinsen,  Steuern,  erhöhter  Lebensbedarf)  zunohmendo  Bruchtheile 
des  Botriebsaiifwandes  darstellen,  wie  re^i^elmässip:  im  Gefolge 
fortschreitender  Entwicklung  der  Fall  ist  Daher  da,  wo  die 
natürlichen  (Boden-  und  Klima -)Verhftltnisse  einen  intensiven 
Betrieb  überhaupt  nicht  zulassen  oder  einen  solchen  nach  dem 
jeweiligen  Stand  der  Betriebstechnik  noch  nicht  ermöglichen, 
jEfleichwohl  aber  die  betreiFenden  Wirthschaften  von  dem  Steigen 
jenor  allc:emeinen  Wirthschaftskoston  initergiflfen  werden,  der  Rein- 
ertraLT  li'icht  auf  ein  Minimum  sinken  und  die  Besitzer  der  be- 
treffenden Hüter  in  schwere  Bedra njzniss  sreratlion  können,  die 
dann,  wie  mancherorts  in  den  rauhen,  t^obirgigen  Layen  Deutsch- 
lands. Onsterreichs  etc.,  in  zalilreichen  Zwangsveräusserungen  oder 
in  LandbeHitzverschleuderungen  an  ausserhalb  der  Landbevölkerung 
Siehende,  die  mit  einer  Yerzinsunir  des  Grundkapitals  nicht  zu 
rechnen  brauchen,  zu  Tage  tritt.  Die  vor  sich  gehenden  Auf- 
forstungen ehemaliger  Höfe  in  den  sfiddeutsehen  Waldgebieten 
nach  deren  IJebergang  in  kapitalkräftigere  Hftnde  (Staat,  Standes- 
herrschaften  etc.)  sind  aus  fihnlichen  Ursachen  zu  erklfiren,  deren 
Beseitigung  zu  den  schwierigsten  Problemen  der  Landwirtbschafts- 
Politik  der  Gegenwart  gehört  und  noch  am  ehesten  gelingt,  wenn 
der  ungenügende  Ausfall  der  Bodenrente  in  industriellen  Neben- 
besch riftigungen  eine  Deckung  zu  finden  vermag*). 

Die  mit  dem  Ueberpan^  zu  intrn«?i%'en'ii  Systemen  verknüpfte  .Steig-erung' 
der  Produetionskosten  hat  Set  t  f;ra  >,t  in  folgendem  Schema  zn  verdeutlichen 
gesucht,  wobei  <\w  angegebenen  Zahlenwerthe  selbstredend  nur  omiilidrnde  Richtig* 
keit  beanapnu  hcn  dürfen '').  Kh  entt'nlleu  damush  «of  den  NeilBiorgeii  ('/«  Hektar) 
an  Arbeits*  imd  Kapitalaufwand  für  die 


§  lü.  Die  Betriebs-Systemo  unter  dem  Gesichtspunkt 

der  Statik»). 

Der  Landwirthschaftsbetrieb  kann  nachhaltig  nur  dann  auf  he* 
fnedigende  Bohertrfignisse  rechnen,  wenn  dem  Boden  die  mit  der 

*)  Vgl.  bad.  landw.  Erhebungen.  T^d.  TV,  S.  42  flf.  und  ö8  ff. 
')  Scttegaiit,  a.  a.  0.,  Bd.  U.,  S.  Hb. 

^  Vgl.  zu  diMem  Abschnitt  ausser  der  bereite  angefBhrten  Literatur  noch 
wcater:  J.  Lieb  ig.  Die  Chemie  in  ihrer  Anwendung  auf  Agrlcnltiir  nnd  Phjsia» 
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Ernte  ontiiomnuMion  Nährstoffe  in  der  Form  der  I)ün<riin2:  wi(>d«r 
zugeführt  werden.  Und  zwar  kommen  hierbei  sowohl  die  luft- 
förmigen  Befitandtheile«  welche  an  dem  Aufbau  der  Pflanzen  mit- 
wirken, wie  die  mineralischen  Bestandtheile,  allerdings  in  sehr 
unterschiedlicher  Weise,  in  Betracht.  Von  jenen  steht  nämlich 
nur  die  Kohlensäure  in  Folge  des  natürlichen  Kreislaufs,  der  im 
Leben  der  organischen  Welt  sich  vollzieht,  in  der  Atmosphäre  in 
unerschöpflicher  Weise  zur  V<Mt(iiiiinLr:  wo<2:eoen  die  Htickst4iff  haltigen 
Nährstofte  nur  von  hi'stimmteii  lMI;iii/.»Miartt'n (Leuiuiiiu  n)  mimittel- 
har  der  Atmosphäre  eiitiiommoii  urnicn  können  (Sticksioit'saiiinilcr), 
von  den  meisten  aber  (StickÄtofizehrer)  nur  dann ,  wenn  dieselben 

logif,  Biuttniicfaw.  18(iö;  fenn-r  dcssj'u :  Naturwissoiis<'lmftl.  Hrit'f«'  über  «Ii»'  lUDilri  iif 
LRudwirtlisrhaft,  1859:  fiTiicr:  A.  Mayer,  Das  Dün^rorkapital  und  der  HatihUHU.  1HÜ9; 
Drechsler,  l>u'  Statik  di»>  Land  bau  s,  18(>ü;  Conrad,  Ag^raibtutitit.  l.ntcrüuchuugt;» 
in  Hildebrand'ft  Jahrbfichern  für  Vnt.-Oekon.  etc.,  1871  und  1872;  Arbeit«*?!  in  denen 
die  ],i«'bi  g' '  «i<  lif  Foidrnin;.''  des  jedi-rzeitif^en   vollen  Ersatzes  der  in  der 
Kmtf  we<;}retnhrten  inineniliäcben  Bestandtbeile  auf  das  riebtijfe  Maass  znrückjr»'lübrt, 
nuob  nirbt  «ibne  (irnnd  betont  wird,  dium  für  die  Frajr»^  des  Wiederersat/es  und  des 
l'mfanjrs,  in  dem  er  »  intn  i«  n  s(dl,  auch  der  wirtb schaftliche  Caicul  mit  zu  ent- 
«•h.  id.-n  babe.    In  sehr  rt  i(  lu  n,  besonders  neu  in  Ciilittr  «genommenen  Höden  (Nord- 
Amerika),  femer  b«i  extensiver  Wirtbüchttfts weise,  kann  eine  „Kaub wirtbüchaft** 
(in  tKime  Liebi^'s)  wiiihtchaftUch  eine  Zeit  lan^  ganz  gerechtfertigt  erscheinen; 
wogegen   unter  den  Verbaltnissen,  unter  denen  die  meisten  europäischi  n  Staaten 
pnidaciren  ( bohe  Kauf-  und  f';irlitpreise.  Xnthwendigkeit  hiichster  Trodm  lionssteige* 
nmg,  aber  im  Allgemeinen  hu(  b  t  iu  rteisstaud  der  huidwirtliscbaftiieben  Krzeug- 
aime,  welcber  die  Aufwendungen  für  stärkere  Dfin|^n|ir  besahlt  macht),  die  Stoffer- 
"^nt  / wirt  Ii  sichaft  dir-  ric^M-l  wird  biliii  ii  iiiii—  -i.    T>ass  Liebitr  diis  Mninciit  der 
Wirthschaftlichkcit  bei  der  Frage  des  i>uiigersat2eii  nicht  geuügeud  beachtet«; 
4a«  er  in  Üebertreibnng'  Deiner  Mineraltheorie  den  ▼  ollen  Ersatz  aller  mit  der 
Ernte  entnommenen  mineralisc ben  Stoffe   gefordert  bat,  wo  dix  Ii   nach  unserer 
ietzigen   'he^serf^n    Krtinfnis^    dttii    (Ic^jet/    dos    SidfTcrjsatres    srlioii    dann  Genüire 
geäi-biebt,  wenn  die  im  Hoden  in  ungenügender  .Menge  oder  in  uicbt  auiiiebmbarbr  Form 
verhandenen  Nährstoffe  (vor  Allem  Phosphorsänre,  Kali,  von  luAfbmiigen  Nähratoffen 
der  Stickstoffi  mit  der  Dün^r"»;.'-  •/iirii(k;r<';r<'bon  werden;  da.-s  dif»  von  ihm  nicht 
vorber7.n»eheode  Mogliebkeit  der  Herstellung  künstlicher  Düngemittel  seine  For- 
derung der  unbedingten  Znrückfiihrung  der  menscblicbcn  Auswurfstoffe  auf  die 
Ackerböden  heute  als  minder  wichtig  erscbeinen  lässt,  obwohl  Niemand  die  lleden* 
tung  der  Vei  %v  »  rtbung  der  Kiikalstoffe  für  die  Zwecke  der  Laiid\virth'^<'haft  leugnen 
wird  (vgl.  ilejdeu,  Müller  und  v.  Laugüdorff,  Die  Verwertbuug  der  i>tädti- 
tehcn  Fäkalien,  1885,  und  die  spftteren  Ausführungen  im  Kap.  IX);  dass  endlich 
Liebig  XU  gewagten  Scblussfolgerungen  betreffs  des  Niedergangs  einzelner  Staats- 
wesen als  Folgen  des  ..Kaubbaus'*  sieb  verleiten  Hess       kann  selbstredend  dem 
Verdienste  dieses  grossen  Gelehrten  in  keiner  Weine  Abbruch  tiiun  ;  das  für  die 
Fortentwicklung  der  Landwirtbscbaft  so  bedeutungsvolle,  «pBter  ^Kap.  XI)  sm  erör- 
lemdc  1  ;i  n  <l  wi  r  t  b  s  (•  Ii  a  ft  Ii  c  b  e  Versucbswpsoii  ist  rerlit  fi^^Tntlii  Ii  fiiic  Frucht 
der  Liebig'bcheu  Arbeiten.      Mit  dem  Unutaud,  dass  der  durch  aussaugende  Wirtb- 
•ehafiaweise  heruntergekommene  Boden  schon  durch  Terwittemngsjirocesse.  jeden- 
falls  aber  durch  kiinstlichc  Zufuhr  von  düngendem  8loff  für  den  Ackerbau  wieder 
voll  nutzbar  werden  kann .  hängt  es  zusammen .  dass  «remeinbin  die  Staaten  mit 
K««ht  davou  absehen,  besouderü  Scbutzm>ia.ssregeln  repressiven  CbarakttirH  gegen 
Saabbau  au  eingreifen;  anders  freilich,  wenn  die  Bodensnbstana  selber  bäroht 
^  «ie  bd  gewinen  Formen  der  Bnsd-  odM*  Weidewirthschall,  s.  oben  8. 27. 


Digitized  by  Google 


42     Kialdtnng.  Abschn.  L  Weaan  und  lilntwiokiaiigsgiiig  der  Londwirthschaft. 

ihnen  in  ^Hlöster  Form  im  Bodon  selbst  (Ammoniak  und  Salpeter- 
säure) zugetüiirt  werden,  sei  es  in  der  Form  der  Verwesung  oder 
Vertauliinu:  offranischer  Substanz  oder  durch  Zuführung  besonderer 
stickstortlialtiger  Verbindungen.  Von  den  mineralischen  Nähr- 
stoffen sind  manche,  wie  Kalk,  Schwefelsäure,  Kieselsäure,  Thon, 
Eisen  etc.  meist  fiberreichlich  im  Boden  vorhanden  und  eines  Ersatzes 
dieser  Stoffe  bedarf  es  daher  in  der  Bogel  nicht;  wohl  aber  ist  ein 
solcher  betreffs  jener  geboten,  die  in  verhiltnissrnftssig  geringen 
Mengen  sich  vorfinden,  wie  namentlich  Phosphorsfture  und  fOr  ge- 
wisse Boden  auch  Kali.  Nun  müssen  aber  nach  dem  jetzigen  Stand 
des  Wissens  alle  zum  Aiill»au  der  Pflanzen  notliwendigen  iuft- 
förmigen  und  mineralischen  Subatonzen  in  ausreichendem  Maa^^se 
zur  Verfügung  stehen,  wenn  die  P Hunzen  normal  sich  entwiek»  ln 
sollen,  wahrend  die  ]?rM)»»n  ihre  Leistung  versagen,  wenn  auch 
nur  einer  der  Pflanzeunährstoffe  nicht  oder  in  unzureichender 
Menge  vorhanden  ist.  Man  hat  dies  auch  so  ausgedrückt  dass 
die  Production  Ton  Pflanzenmasse  im  gegebenen  Falle  nach  der 
Menge  des  in  relativ  geringster  Quantität  im  Boden 
enthaltenen  Nährstoffs  sich  richtet  und  ein  noch  so  grosser 
Ueberschuss  von  anderen  Nährstoffen  bedeutungslos  ist,  da  die 
Pflanze  für  denselben  keine  Verwendung  hat  (Gesetz  des  Mini- 
mums). 

Die  Erhaltung  des  Gleichgewichts  im  Boden  (der  Boden- 
statik)  zwischen  der  Entnahme  von  Bodennährstoften  durch 
die  .lahresernten  und  dem  Wiederersatz  dieser  Stoffe  durch  regel- 
mässige Düngung  bildet  dalicr  i  in  wichtiges  Gesetz  des  Ii;ind])aues: 
lind  die  Thatsache  des  Kückgungs  der  Ernten  auf  längere  Zeit 
in  Cultur  genommenen  Böden  ist  eine  so  aiit'lällige  I]rscheinung,  dass 
die  Erörterung  der  Mittel,  die  ursprüngliche  Fnichtbarkeit  zu  er- 
halten, fiberall.  wo  einigennaasson  intensiver  Landbau  betrieben 
wurde,  schon  frflhzeitig  (auch  im  Alterthum)  den  Gegenstand  be- 
sonders eingehender  Betrachtungen  und  daraus  abgeleiteter  Begebt 
gebildet  hat  Die  erhöhte  Aufinerksamkeit,  welche  seit  dem 
17.  Jahrhundert  in  Europa  dem  Landbau  zugewendet  wurde,  zeitigte 
von  da  ab  eine  reiche  Literatur  gerade  über  diesen  Gegenstand, 
die  man  in  ihrer  zeitlichen  Aut<'inandei*folge  in  diejenige  der  Haus- 
väter (17.  Jahrhundert),  der  Exjterimeiital-Oekonomen  (zweite  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts)  und  der  Kationellen  (Anfang  des  VJ.  Jahr- 
hunderts) /erlegen  kann  und  deren  ä1trn'  \  ertreU^r,  wenn  sie  auch 
im  Einzelnen  aui'  Grund  sorgiäiUger  üeobachtuugen  brauchbare 
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Fingerzeige  gaben,  doch  im  Wesentlichen  aber  das  Wissen  der 
^It^n**  nicht  Mnauskamen,  theilweise  sogar,  wie  namentlich  in 
den  Schriften  der  „Hausväter^S  in  scholastischem  Mystieismus  sich 
verloren,  weil  eben  die  Kenntniss  der  chemischem  Vorgänge  im 
Boden  und  der  Gesetze  der  Flanzenemähning,  Aber  die  man  sich 
in  den  aberteuerlichsten  Yorstellongen  bewegte,  mangelte Selbst 
der  geistvolle  Vertreter  der  Schule  der  „Ratlonellen*S  A.  Thaer, 
derBegrfinder  der  modernen  Landwirthschaftswissenschaft,  bewegte 
sich,  wenn  er  auch  die  Walirheil  alijite,  noch  in  dem  toigensehweren 
Irrthnm.  dass  die  Pflanzen  nur  organische  Bestandtheile  (Hnmus, 
>i<»«ler)  in  sich  auf/imehnicu  V(>rmögpn  (il  ii  ni  u  s  t  h  e  (» r  i  e)  und  dass 
iVip  unorganisclien  Bestandtheile  nur  mittelbar  (durch  Belebung  der 
Humusthätigkeit)  die  Pflanzen  Vegetation  befördern.  Eine  klare 
Erkenntnis»  der  Vorgänge  der  Pflanzenernährung  konnte  erst  mit 
den  in  diesem  Jahrhundert  bahnbrechenden  Entdeckungen  im  Gebiet 
der  Chemie  erlangt  irerden,  und  es  ist  das  bleibende  grosse  Ver- 
dienst Ton  J.  Lieb  ig,  durch  seine,  von  Männern  wie  K.  Sprengel 
allerdings  Torbereitete  Mineraltheorie  die  Gesetze  des  Land- 
haus auf  eine  unerschlltterlich  feste,  weil  wissenschaftliche  Grund- 
lage gestellt  zu  haben.  Die  ältere  Lehre,  dass  es  bodenbereichemde 
und  bodenangreifende  Gewächse  gebe  und  dass  desshalb  schon 
eine  „rationelle"  Fnichtfolgo  genüge,  die  Statik  im  Boden  her7u- 
stellen,  erwies  sich  miunielir  als  ein  ust»  irng  wie  die  einseitige 
Ueberschätzuug  des  tliierischen  Düimers.  Und  man  weiss  jetzt, 
dass;  keine  Fnichtfolge  und  kein  Betriebssystem,  welches  Früchte 
oder  Milch  oder  Fleise!»  aus  der  AVirthschaft  ausführt,  die  Boden- 
Terannung  an  bestimmten,  schwach  vertretenen  mineralischen  Be- 
sfcandtheilen  aufhalten  kann,  dass  diese  letzteren  also  in  gewissem 
Sinn  „ein  unantastbares  Kapital  sind,  das  der  Landwirth  ohne 
Gefährdung  der  Ertragsfthigkeit  der  Grundstäeke  nicht  mindern 
darf^  (Settegast);  wobei  freilich  der  Anspruch,  den  die  einzelnen 
Ciiltmrpflanzen  zu  ihrem  Gedeihen  an  das  Vorhandensein  bestimmter 
Mineralbestandtheile  stellen,  je  nach  ihrer  Gattung  ein  sehr  ver- 
schiedener ist:  manche,  wie  die  kleeartigen  Gewächse,  erfordern 
Tor  allem  Kalk,  Getreide-  und  ( J rasarten  Phophorsäure.  Karte fteln, 
Tabak.  Küb*'n  das  Kali.  Da,  wie  oben  bemerkt,  die  Böden  im 
Allgemeinen  mit  Phophorsäure  sehr  reichlich  nicht  ausgestattet 


')  y^L  bierfiber  die  DarsteUimg  bei  Flmas,  QescMchte  der  Landbav-  und 
'«•Mmeclnft,  Mflncben  VSßb.  .  . 
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sind  uud  das  Kali  in  maiichon  Böden  ebenfalls  schwach,  in  anderem 
in  einer  nieiit  unmittelbar  aufnehmbftren  Fomi  vertreten  ist,  so  ist 
die  (tefahr.  dass  bei  einer  andauernden  Entnahme  dieser  Stoffe 
mit  den  Jahreseraten  der  Boden  allrnfthlich  an  ihnen  verarme, 
flberall  nahe  gerflckt  Diese  Gefahr  ist  nur  da  ausgeschlossen  oder 
doch  sehr  gemindert,  wo  ein  Verkauf  von  Frflchten  und  eine  Eni- 
äusserung  von  Aschenbestandtheüen  nicht  oder  nur  wenig  stattfindet, 
wie  in  den  Weide-  und  Graswirthschaften,  oder  wo,  wie  in  den  garten- 
ailig  betriebenen  Kleinwirthschaften  die  Sammlung:  der  thierischen 
und  menschlielieii  Auswurl'stofi'e  zu  Düiigungöz wecken  in  sorfrlältigster 
Weise  »resrhieht;  sie  ist  am  srrössten,  wo  regclniiissig  der  Haupte 
boiandtlit'il  der  Krntf  /um  Verkauf  irt'langt,  soweit  nicht  eine 
Tuiwandlung  der  Erzeugnisse  in  eine  Form,  welche  die  Aschen- 
bestandtheüd  dem  Boden  erhält,  stattgefunden  hat,  wie  etwa  bei 
der  Umwandlung  von  T\;irtoftVln  in  Spiritus,  der  Zuckerrüben  in 
Zucker  und  die  betreffende  Fabrikationsrückstände  im  Wege  der 
Verfiltterung  an  die  Thiere  dem  Boden  wieder  zugeführt  werden« 
Auch  kann  da,  wo  eine  Wirthschaft  Uber  namhafte  Wiesengrflnde 
verfttgt,  die  Verarmung  der  dem  Fniehtanbau  gewidmeten  Acker- 
felder zwar  aufgehalten,  niemals  aber  das  statische  Gleichgewicht 
der  Gesammtwirthschaftsflftche  selbst  behauptet  werden,  da,  wie 
Settegast  zutreffend  hervorhebt,  ein  Haushalt  dadurch  nicht  be- 
reichert, wird,  da.ss  ..man  die  N  orrathe  aus  Kellern  und  Kammern 
zusammensehleppt,  um  >ie  in  einem  Kaum  aufzuliaulen*'.  Je  geringer 
der  natürliche  Reichthum  au  Wiesen  und  ^Veide  ist.  je  mehr  die 
Wirthschaften  auf  die  Absatzerzeugung  angewiesen  sicii  sehen,  um 
so  rascher  muss  daher  die  Bodenverarmung  zunehmen,  wenn  dem 
Gesetz  d^  r  stofflichen  Wiedererstattung  volle  Bücksicht  nicht  ge- 
tragen wird* 

Eine  mittlere  Ernte  anf  dem  Hektar  enthttlt  u  KohlenstolT  beiläuitf  2400  ke 
und  von  anderen  Stoffen,  nimlieh: 
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Das  folgende  bild  verauüc haulicht  für  die  einzelnen  Betriebssysteme,  die  mit 
dfln  Ernten  erfolgende  Entnahme  der  besonders  wichtigen  Minerulstofie,  falls  eine 
DQngung  nur  mit  den  in  der  Wirthscliatt  selbst  pcwoimpnen  Stoffen  tUittlindet, 
wobei  für  alle  Systeme  ^rlcidus  Klima,  di  r  Anbau  der  i^leichcu  PHunxcn  uud  die 
Art  der  Thierhaltung  zu  (irunde  gelegt  ist.  {Vgl,  W.  Hecke,  Die  Feldsysteme  u. 
die  Bodenerschdpfbng,  Allgem.  luidw.  n.  forstvr.  Zeitnnif,  l¥ien  1866,  mitgeth^t 
Ixd  0.  Krafft,  a,  a.  O,,  IV.  Bd.,  8.  133.)  Die  Zahlen  haben  selbstredend  nur 
vergldchswris»»  Bedeutung,  zeip-cn  nhvr.  dass  mit  der  zunehmenden  Intenütät  des 
Betriebe  aiuli  die  Krschöpfiniir  nti  iiiinfraliMlu'ii  Bodennährstoffen  steisrt. 
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§  11.  Fortsetzung;  Kaub-  und  Stoff ersatz wir thschaften. 

Wirthschaften,  welche  dem  Grundsatz  der  stofflichen  Wieder- 
entatkung  nicht  gerecht  werden,  bezeichnet  man  als  Bauhwirth- 
sehaften,  im  Gegensatz  zu  den  Stoffersatzwirthechaften; 
in  welcher  Weise  aber  das  jeweilige  Düngerdefidt  zu  decken  ist« 
Aller  dessen  Grösse  der  statische  Calcfll  auf  Grund  der  von  der 
Agriculturchemie  gelieferten  Aschenanalysen  Auskunft  giebt  kann 
nur  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden.  Jedenfalls  hat  das  im 
Hinldick  auf  dit'  in  dn\  mcnschliclMMi  AnswurfstotlVii  piitlialtenen 
Nälurbestandthcih',  wolch«'  meist  nur  yuni  !iorini;st«Mi  'riu'ile  dem 
Boden  wieder  zugefülirt  werden,  von  l^i^'luiL:"  h<'raun)»'schworen<* 
Oespenst  der  Bodenverannung  desshalb  seinen  bcdrohlichoii  (Miarakter 
verloren,  weil  in  den  künstlichen  mineralischen  Düngern  (Hilfs- 
tegem),  welche  die  Kunst  der  Chemie  in  einer  für  die  Pflanzen 
uifiiahmeföhigen  Form  in  Toraussichtlich  unerschöpflicher  Weise  zu 
tiefem  vermag  (Phosphat-  und  Ealidfinger,  auch  ktlnstLiche  stick- 
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stoffhaltigo  Dflnji^emittel)  der  Landwirthschaft  das  Mittel  zur  Her- 
stellung des  statischen  Gleichgewichts  gegeben  ist.  Der  Zukaut' 
von  Eraftfuttermitteln  zur  Verfatfcerung  m  die  Thiere,  die  Aus- 
beutung von  Mergellagern,  die  Nutzbannachung  der  mineralischen 
Bestandtheile  des  Wassers  bei  der  Wiesencultur  etc.  virkt  in 
gleicher  Biehtung.  Der  Gefahr  eines  Stickstoff  deficite  im  Boden 
kann,  wcfj^en  der  Möglichkeit  der  Bindung  des  atmosphärischen 
Stickstoffs  durch  die  Leguminosen,  durch  tMitsi)i(»chende  Frucht- 
tblgen,  wobei  in  <lon  Wurzohückstäutien  und  durch  die  sog.  Grün- 
dOngunir  der  Boden  immer  neu  mit  StickstotV  bereichert  wird, 
selbst  ohne  Zuhilicuuiune  künstlicher  iSeidüuger  begegnet  werden. 

A  II  m  «  r k  u  11  ^.  1)  In  seinen  Lahn- IMiosphaten  und  K ;ii  n  i  f  1  h  »  r n  hesitrt 
Deutschiaiul  eine  Dün^rcrquclle  von  unschätzbarem  W«  rth.  Der  Kai nii verbrauch  im 
Deutschon  Reich  hat  sich  von  1882  von  H()438ö  Doppt  lr.  iitnem  auf  2.4MiIl.  Doppel- 
cüiitnt  r  bis  18i)l  pesteijjert;  und  di  r  (iesammt verbrauch  von  diesem  wii  hti-m  Diinpe- 
mittel  i«  diesen  10  .lahren  bclautt  >i(  b  auf  10  Mill.,  im  Ausland  nnf  12..')  Mill.  I)opi>el- 
centner.  (Vgl.  Märker,  Die  Kalidüiiguug  in  ihrem  Werth  für*üie  klrhuhuu^  und 
Verbilli^nin^  d«r  teadw.  Prodnctson,  welche  Schrill  dem  Gatsbenitzer  Bchnls- 
Lupitz .  der  fiir  die  Bedeutung;  der  Kftlid&ngung  zuemt  bahnbrechend  voi^rinip:, 
jjrewidmcf  isf/>  Die  inländische  Ery-eugimp  von  Thom  asphos ph  ii  t  irr  (  Ii  1  wird  für 
1889  uut  t>,ö  Mill.  Ceutner  angegeben,  die  vom  Ausland  eingetulirte  Meuge  auf 
H—  900000  Centner,  wosn  noch  nmd  1  Hill.  Bohschlacke  tritt.  NenesteiiK  berechnet 
Wafi^iifr  den  Hcdiirf  der  deutschen  Landwirthschaft  an  Thumasschlacke  auf  10  Mill. 
Centuer,  den  von  Superphosphat  auf  12  MiU.  Ccutuer.  Das  Thomasmelü  wird  ius- 
beeondere  ftir  die  kalkarmen  i>andbuden,  die  kalkannen  Moorböden,  die  oninoorig«» 
Bddeo,  die  htunuBreichen  kalkannen  Wiesenhöden  mit  bestem  Erfolge  eagewendet* 

2)  Nach  neuerlichen  .Arbeiten  yon  Frank  nnd  Hellriegel  ist  die  Annahme  be- 

reclitijrt.  dnss  die  Kiiidiin^'  df"^  ntmosphürischen  Sfi(  kstoffs  durch  Vennittelunfr  riitcs 
Pilzes  (durch  S^NTubiosc)  erfolge  und  dass  man  daher  in  legumittoseuiahigeu  Bödeu  oder 
in  solchen,  die  dnrch  Beigabe  von  „Imjtferde'*  in  diesen  Zustand  versetzt  worden  sind,  die 
StickstofTbereicherunf?  der  Ackerkrnmo  ohne  kttnstliche  DUngemittel  in  der  Hand  hat, 
ein  ForschunfTNcrprehiiiss  folirenschurrstt  r  Bedeutung,  das  in  dem  Wirthsrhaftssy«»tpm 
von  Schulz-Lupitz  iLandw.  Jahrb.,  lu.  IUI.,  H.  777)  seine  praktiticho  Krjmibung  und  iu 
einer  Reihe  von  {rrife^eren  Wirthschallen  verständniisvolle  Nacbahmnnir  iireftinden 
hat.  Mittelst  der  fvinjiHiiirnng  der  priinen  l'flanz<nTii;i^-;c  des  l.«'L''iiniiTinM'nwnchses 
kann  man  also  den  }>tullniii>t  {rewiHsenn nassen  dircct  auf  dem  Felde  erzeugen, 
wobei  n«Hi  dpm  <re«er7.  de»  Minimums  (siehe  oben  S,  42i  dio  Regel  zn  biMibaclitcu 
sein  uiid.  di-ii  /ur  (iründüngnng  angebaaten  (4tickstoffsamnil«  rii  die  mineralischen 
NnlirstolVf  I'liosphorsäure,  Kali»,  auf  kalkaniifi  !5  (Ir-i  am  Ii  Kalk  im  reichlichsten 
Alaasse  zur  Verfügung  xu  stellen,  d.  h.  ^sie  gowisskinmassen  mit  allen  Nährstoffen 
mit  Ansnaihme  des  Stickstoffs  so  ilberfttttem,  wodurch  sie  stiekstoffhungrig 
gemacht  und  veranlasst  werden,  den  atmosphärischen  Stickstotr  möglichst  bis  zu 
der  unter  den  obwaUcndrTi  Vo  liiiltrns'j^'n  überhaupt  i-rrrichbaren  (irenzf»  aus- 
zudehnen. Mit  einer  Kikliph(}-»phut(lüuguug  von  ca.  40  M.  pro  ha  kann  mau  auf 
armen  Sandboden  ca.  50  (iO  kg  Stickstoff  aus  dem  atmosphaii-i  )h  n  M  igaain 
herbeiliid' !)  ^- riebe  etwa  ßO  M.  an  Werth  repräsentiren  nnd  in  Wahrliiit  nalirzn 
kostenlos  beachalft  sind,  weil  das  xn  ihrer  Ciewinuung  autgewaudte  ivali 
und  die  Phosphorsänre  snm  atlergrössten  Theil  noch  bei  der  nachfolgenden  Halm- 
frucht  zur  Wirkung  gelangen. "  (v.  Thümen  in  Kühliug*»  Landw.  Zeituttg,  1^91, 
Nr.  24  J  T'iid  W  « <rn  e  r- Darmstadt  sagt;  „IH«'  Hrkonntnis«;,  da«!?;  der  nnenne»j>liih 
grosse  uitil  unersdiopf  lieh  reiche  StickstoÜvorrath,  der  lei<:lit  direcl  <»der  nulirect  allen 

fulturpflanxen  sngftnaHch  gemacht  werden  kann,  nnd  dai»  Phosphorsänre  und 
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lali  pewigsermaassen  die  Fan^^rme  sind  fiir  (tan  Atmosphärischen  Sticlutoff, 
Ph«vphorsäure  und  Kali  iHo  Mittel  «^irul .  welche  uns  dns  Stick •itoffinHg'azin  der 
Luft  und  thetlweise  auch  da«  .StickstoAmagazin  des  Moorbodens  erschUeäsen  — 
ÜMe  Efk«BBtnlM  ist  durch  welche  die  Fabrikatioii  des  Snperphosphat«,  die 
Herstellung  der  Kalisalxe,  die  Phosphatproduktioti  der  Tliouiaswerke  eine  Bedeutuuj? 
gewoaneu  haben,  wie  wir  sie  in  gleichem  Maasso  /aivor  nicht  kaooteil/  Zur 
nioitrinuif;  der  Wirkuuj^  rationell  durchgeführter  Gründiiiitriiii>7  ist  auf  die  neuer- 
lichen  Versuche  auf  dem  Weilerliot  bei  Darmstadt  zu  verweisen,  wo  im  Jahre  1890 
fif  tl<*n  ha  150  C'tr.  organische  Troekensuhstanz  mit  250  Kilo  Stickst<»ff  und  ein 
nunlerer  £eiuer^ag  von  7Ü  Ctr.  vom  ha  erzielt  wurden  (Landw.  Pr^se,  Nr.  25  von 
1892K  ,1s  den  Stickstoflhnagaanen  der  Luft  haben  wir  eine  Schatskammer  erkannt, 
welche  einen  unberechenbar  {rrossen  Ueichthum  für  die  Landwnrthschaft  bir«^ 
und  aus  welcher  mit  vollen  H finden  zu  schöpfen  unsere  Aufgabe  ist. . . .  Und 
eine  ähnliche  Schatzkammer  liegt  in  dem  Stickstotl'  der  Moore,  iuübesondere  der 

Niederungsmoore         Auch  diese  BtickstofFqnelle  Iftsst  sich  mit  PhoephonSure  und 

Kali  (iffneii  und  reiche  Erträgnisse  wird  man  da  Pr/.ielfn .  wo  seither  st(»rile 
Flächen  da«  Land  deckten  und  spärliche  Weiden  dem  liuugurudeu  Vieh  sich  boten''. 
(Wagner.)  —  AI«  OrOndongspflamen  kommen  je  nach  der  Art  der  Böden  Lupinen, 
SMella^  Sandwicke,  getbor  Hopfto'  und  Bockhoniklee  in  BeiMcht. 

3)  Die  Entnahme  von  Stickstoff,  Phosphorsäure  und  Kali  durch  die  Ernten 

«ird  durch  folgende  Zahlenangaben,  entnommen  dem  ^Handbuch  der  '-es  Laud- 
wirtkfchaft'',  I.  Band,  ti.  ö60  ff.,  veranschaulicht.    Es  ist  enthalten  iu  iUU  Theileu: 

Stickstoff  Phosphors.  Kali 

bei  fietn  i.learten   1,60—2,20  0,56-  0,90  0,2»-  0,62 

,  Hülsealhicbtcn  u.  Kleearten  3,0&-ö,66  0,78—1,45  0,8(K-l,3ö 

„  Rüben   —  0.75—1,18  0,85-1,46 

,  Oelrrewächsen   2,61—3,68  l,a')    l  .(i9  0,5B- -1,00 

I  .  Rebholz   0,41  n.l4  0.41 

*  ,  Traubeu   0,17  0,14  0,50 

,  Kartoffeln   0,34  0,16  0,58 


Die  mit  einer  Jahresernte  von  der  Flftcheneinheit  entnommenen  Stoffe  nnd  das 

Maas»  den  Wiederersatzes  la.sseii  sich  unter  Znhilfenalime  von  anf  Kiti/.el- Analysen 
Mige«teUteu  Düugertabellen  tiir  jedes  Out  berechnen,  lieber  die  iiierbei  -jm 
Iwaditenden  OnmdiSize  nnd  die  danach  zu  verwendenden  Düngermengen  sowie 
aber  das  richtige  Verhältniss  der  einzelnen  Düngerstolfe  zu  eiuander  giebt  die 
landwirtli>(  liaftlieh»*  Productionslehre  Aufschluss.  Besondere  Verdienste  auf  diesem 
•itbiet  durch  Klarstellung  der  Düngungsfrage  und  durch  Anweisungen  über  die 
pnktiBche  Verwerthbarkeit  der  wissenschaftlichen  Ponchuugscrgebnisse  haben 
WagQer>DannBtadt  und  Mir k er- Halle. 


Xm  df»n  vorstehenden  Botrachtunpfcn  prsripl»!  sich  itMlentuUs, 
'U^s  eine  lüiubwirthschaft,  st»lb8t  pri  v  a  t  wirtlisclKiftlicli  lictmchtet, 
unter  den  regelmässigen  Verhältnissen  der  Gegenwart  (d.  h.  so- 
Uoge  nicht  etwa  unbesiedeltes  Land  iu  Fülle  /aut  Yeittigung  steht, 
iji  Nordamerika  seither  der  Fall  gewesen,  dessen 
Fimier  das  ohne  Düngung  jahrelang  mit  Weizen  bestellte  Land 
Dach  eingetretener  Erschöpfung  einfach  wieder  aufgaben,  tun  andere, 
noch  ungebrochene  jungfräuliche  Lftndereien  in  Gultur  zu  nehmen) 
doch  nur  relativ  als  Tortheilhaft  erscheinen  kann,  weil  mit  der- 
selben eine  Entwerthuiig  des  Bodenkapitals  Hand  in  Hand  geht, 
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weil  femer  eisehöpfte  Bödm  erst  nach  längerer  Dauer  in  den  Zu- 
stand normaler  Fruchtbarkeit  und  jedenfalls  nur  unter  Aufwen- 
dung finanzieller  erheblicher  Opfer  gebracht  werden  kennen.  Die 
auch  für  die  Landwirthschaftspolitik  praktische  Frage  der  Boden- 
statik spitzt  sich  nun  dahin  zu,  ob  unter  unseren  Verhältnissen, 
bei  denen  jode,  auch  die  kleinste  bäuerliche  Wirthschafk  fQr  den 
Verkauf  erzeucrt,  d.  h.  Aschenbestandtheile  des  Bodens  in  die  Städte 
und  damit  nach  dem  jetzigen  Stand  der  I'äkulfrage  in  der  Regel 
unwiedorbrijiglich  ausführt,  die  Stoifprsatzwirtlisehaft  sich  einge- 
bürü:ert  habe  oder  ob  die  Raul)bauwirtli^(  halt  noch  fortbestehe. 
Diese  »age  darf  für  die  «grösseren  und  mittleren  Güter  im  Allge- 
meinen bejaht,  iOi  eine  grosse  Zahl  der  bäuerlichen  Anwesen  inuss 
sie  leider  noch  immer  verneint  werden Namentlich  sind  es  die 
ausgesprochenen  Kömer-,  also  die  reinen  und  verbesserten  Dreifelder- 
wirthschaften,  die  dem  Gesetz  des  Stoffersatzes  noch  nicht  in  aus- 
reichenden Maasse  gerecht  werden;  denn  die  Sammlung  der  thie- 
rischen Dängstoffe  ist  noch  häufig  eine  sehr  mangelhafte,  massenhaft 
gehen  durch  ungenügende  Einrichtungen  der  Düngerstätten  werth- 
Tolle  Dfinger-Bestandtheile  verloren,  die  Viehhaltung  ist  vielfach 
eine  luigenügende  und  die  Verwendung  mineralischer  Kunst-  und 
sonstiger  Hilfödüuger  beuiiuit  (h>€li  erst  seit  kurzer  Zeit  nich  Rahn 
zu  ^irechc'n.  In  die  äussert'  Hrscheinung  tritt  diese  Raubwirth- 
»cliaft  als  FoIl^c  eines  elironischen  Düngerd<'ticits  durcli  (lit>  im  Ver- 
gleich y.ii  den  Stofferhatzwirthschatlen  ungenügenden  Ernten  an 
Körnern  (auf  den  Hektar  bäuerlicher  Wirthschaften  20 — 30  Centner. 
auf  den  rationell  umgetriebenon  f Gütern,  z.B.  in  Mitteldeutschland, 
50 — 80  Oentner),  woran  freilich  die  mangelhafte  Bodenbestellung 
und  Saatgutauslese  ebenfalls  Schuld  trägt*).   Das  „JammerbUd'% 

*)  Bad.  laudvv.  Krhebuugfu  von  iV.  Bd.,  S.  10/11;  Württemb.  laudw. 

Erhebttüf^eii  von  1884/85,  S.  XXIII;  Hesaisohe  landw.  Erhebtingen  von  1884^ 
T.  Bd.,  S.  2ö/2(j;  Klsass- Lotli rinpeii ,  niit<;rsudmng  über  die  Lage  der  Land- 
wirth-^rhaft,  S.  25;  Die  l^andwirthschaft  in  Bajern»  S.  163.  Stadsüqae  agrioole 
de  Iii  France  1882,  S.  2bb. 

*)  ^Han  kann  ji-t/t  mit  derselben  Wahrscheinliclikeit  bei  Weuen  und  Hnfer« 
iTish(>stindrrc  dm-  Ii  \  rrl>t's-«('nin;r  der  auirH^nntrn  iiiirl  Kitiführuug  passendfr  iieut'f 
iiorteu,  aui  eiub  Krute  vuu  80  (.'eutuer  ä  Hektar  rechueu  vdo  früher  aaf  eiue  solche 
von  40—60  ('entner.**  (FfiMinp  Landw.  Zeitgchr.  von  1892,  Ko.  1);  aber  dieses  SSel 
ist  eben  dorli  nur  z.  Z.  auf  den  mittleren  und  yjösseren  kapitalkräftigen 
Wirtlist  haften  erreicht.  J>io  Worte  Liebig's:  „Der  kleine  Orundeigenthünier  ersetzt 
dem  Kelde  (ergänze:  mit  den  Auswürfen  des  eigenen  Haushalts)  nahezu  volLstäadig, 
was  er  demielben  nimmt «  der  g:roHse  fülirt  Korn  und  Pleiscli  den  groRKen  Mittel- 
punkten des  Verbrauchs  zu  und  vtMli<'rt  danim  di»-  Hn-j-tnit'f'Tf  ihrer  Wiedorerzeu- 
gung.  N}uh  einer  Eeibe  von  Jahren  ist  diestss  Land  eiue  Einöde  wie  die  römische 
Csoipagne''  (Chendsche  Briefe  47),  waren  icbon  t&r  seine  Zeit  sehr  anfechtbar,  sind 
es  aller  heutsutag«,  wo  die  niineralischen  Hilfiidttng«niittel  die  meaaehlichem  Ans- 
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welches  Koppe  von  der  DreU'elderwirthschaft  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  entworfen  hat,  ist  zwar  heute  in  dieser  Allgemeinheit 
mdit  mehr  zutreffend,  deeh  auch  keineswegs  TöUig  verschwunden; 
und  die  besonders  rflhmlichen  Ausnahmen,  welche  zahlreiche  bäuer- 
liche Wirthschaften  in  den  continentalen  Staaten  aufweisen, 
namentlich  in  der  Umgebung  grösserer  Städte,  wo  die  Versorgung 
des  Bodena  mit  menschlichen  Auswurfstoffen  leichter  eriiiüglicht 
ist,  lassen  den  (iegtiiiäatz  zu  den  Ii  aal»  wirthschaften  in  anderen 
Gearenden  nur  um  so  greller  hervortreton.  Es  ist  Aufgabe  der 
jjpätertMi  Darsteiiuug,  die  Mittel  zu  iMveit  hneii,  mittelst  deren  dieser 
Widerspruch  zwischen  den  Ansprüchen  der  fortschreitenden  wirth- 
schaftlichen  Entwicklung  und  dem  Beharren  der  bodenbebauenden 
Bevölkerung  in  irrationellen  Betriebsweisen  zu  lösen  ist;  an  dieser 
Stelle  genOgt  es,  auf  das  Vorhandensein  solcher  Widerspräche  hin- 
zuweisen, deren  Erklärung  freilich  Dejyenigen  schwer  &llen  muss, 
welche  gewohnt  sind,  aber  die  Vorgänge  des  Erwerbslebens  lediglich 
mittelst  des  nationalökonomischen  Bechenstifts  sich  zu  unterrichten, 
anstatt  auch  die  psychologischen  Einwirkungen  zu  beachten,  auf 
Oinnd  deren  die  Wirthschaftsthätigkeit,  zumal  der  minder  gebildeten 
Bevölkerungsclassen,  so  häufig  eine  Ablenkung  von  den  Wegen 
erföhrt,  auf  welch»'  der  wirthschaftliche  Calcul  an  und  für  sich 
But  Xothwendigkeit  hinweist 

Abschnitt  II. 
Wesen  und  Inhalt  der  Agrarpolitik. 

§  12.    Allgemeine  Begründung. 

L'iiter  Agrarpolitik  versteht  man  den  Inbegriff  der  Grund- 
sätze, von  denen  der  Staat  bei  der  Pflege  des  landwirthschaftlichen 
Oewerbe.-.  sich  leiten  lägst.  Eine  solche  staatliche  Pflege  (land- 
wirth  b  c  h  a  ft  1  i  e  h  e  S  tu  a  tsf  ü rso  r  g  e  )  ist  in  allen  Culturstaaten 
wabrzimeliiiien  imd  findet  ihre  Erklärung  und  Kechtfürtigimg  in  dem 

wurfKiofTc  -/«  ersetzen  ^eei^et  sind.  iukIi  viel  mehr.  —  Dass  übripens  oin  (jut 
*aüi  ohne  Zuliilfenahiue  künstlicher  Diingemittei  im  sUtischtiu  Gleichgewicht 
ytngenTMt  erhalten  werden  kann,  zmfui  die  m^lischaft  Selchow,  die  im  Wesent» 
Kcheii  flios  Kr^'ebniss  durch  ausgedehnten  Futterbau  (Kartoffeln,  T.uzerue,  Seradella 
■nd  Lupinen)  mit  Gründüngung  und  durch  beste  Zusanuneuhaltung  von  Mist  und 
eiille  durch  aasgedehnte  T  orfauwenduug  ais  Couserviningsmittel  erzielt.  (Mit- 
thrilangea  am  dar  dentaehan  LaadwirOududiigewltoehaft  von  1890/01«  Heft  29.)' 
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Intorosse,  das  das  Staatsiranze  an  dem  Wohlergehen  der  Land- 
bevölkerung sowie  daran  hat,  dass  die  Bodoncultur  jederzeit  den 
der  allgememen  Tolkswirthschaftlichen  Entwicklung  entsprechenden 
Intensitätsgrad  aufweist,  femer  in  den  Wechselvirkungen,  weiche 
zwischen  Bodencultur,  Wohlstand  der  Träger  des  landwirthschafb- 
liehen  Gewerbes  und  allgemeiner  Volkswohlfahrt  erfahrungsgem&ss 
sich  geltend  machen.  Im  Einzelnen  ist  auf  folgende  Gesichts* 
punkte  hinzuweisen: 

1.  K  i  n  V  or w  ü  r tösc hrei tf  u  im  lundw  i rt  Ii  sc  ha  I  t  Ii  c he  n 
Gewer  1)1'  hat  von  jeher  sich  langsam  vollzogon.  obwohl  von  Be- 
triebsgeheimnissen, wie  in  Gewerbe  und  Industrie,  nicht  gesprochen 
werden  kann,  da  ja  die  tochnisch<'n  Vorgänge  gewissermaassen  \m 
Freien  sich  abspielen  und  Jedermann  vor  Augen  liegen.  Als  Ur- 
sachen fQr  diese  Erscheinung  sind  anzuführen: 

a)  Gewisse  psychologische  Eigenthümlichk eilen 
der  LandbeTölkerungf  die  in  der  l^genart  ihres  Gewerbes 
selber  wurzeln.  Der  landwirthschaftUche  Betrieb,  selbst  wenn  die 
Gegenstände  der  Erzeugung  eine  gewisse  Mannich&ltigkeit  ange- 
nommen haben,  verläuft  von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  gewissen  Begel- 
mässigkeit  und  Stetigkeit,  die  fQr  den  Landmann  fast  den  Charakter 
des  Gesetzmässigen  annimmt  und  ihn  jede  Durchbrecimnu  <[es 
eingelebtcn,  geregelten  Ganges  der  Wirthsohatt  als  eine  unliebsame 
Störung  überkommener  Gewohnheiten  und  Kegeln  emplmden  lässt: 
wie  es  der  Vater  und  Gross vater  gemacht,  will  es  auch  der  Sohn 
halten. 

Hierzu  konunt,  dass  die  Abgeschlossenheit  des  Lebens,  die  Enge 
des  Kreises,  in  dem  er  sich  bewegt,  das  geringe  Maass  fachlicher  Bil* 
dung,  welches  er  sich  anzueignen  Gelegenheit  hat,  naturgemäss  den 
geistigen  Horizont  des  Bauern  verengen  und  ihn  imfähig  machen,  den 
Gründen  und  innersten  ürsachen  seines  wirthschafüiehen  Verfalls 
nachzuforschen;  nur  stark  im  passiven  Ertragen  von  Ungemach  fehlt 
ihm  die  Spannkraft  zu  activem  Widerstand,  und  misstrauisch  gegen 
Alles,  was  gegen  die  überlieferten  Gewohnheiten  verstösst,  hält  er  an 
den  ererbten  Bräuchen  und  Lebensweisen  mit  zaheni  Sinn  auch  dann 
noch  fest,  wenn  die  Macht  der  Verhältnisse  eine  Aendenmq:  im 
Sinne  stärkerer  Anspannung  der  Kräfte  des  Bodens  durch  rationeili  i  en 
Betrieh  gehietevisch  heischen.  Man  weiss,  dass  kaum  eine  neue 
Cultnrpflanze,  ohne  dem  zähesten  Widerstand  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung zu  begegnen,  hat  eingeführt  werden  können:  der  Kartoffel- 
bau, vielfach  auch  der  Kleebau  mussten  polizeilich  erzwungen  wer* 
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den;  ohne  solchen  polizeilichen  Zwang  wftre  die  Viehzucht  meist 
nicht  auf  dem  Stand,  auf  dem  sie  sich'  bei  uns  in  Deutschland  im 
Allgomeinen  befindet;    für  die  Vertilgung  der  Schädlinge  der 
Pflanzenwelt  ist  ersterer  auch  heute  noch  kaum  zu  entbehren.  Man 
weiss  uielit  minder,  dass  da,  wo  <las  (Jebiet  des  polizeiliehen  Zwanges 
endet,  nur  im  Wege  mühsamster,  ausharren dster.  geduldigster  Be- 
lehnmg  Erfolge  sich  erzielen  lassen;  das  landwirthschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen z.  B.,  för  Deutschland  jedenfalls  eines  der  wirk- 
samsten Heilmittel  gegenüber  der  dermaligen  Krise  —  ist  weder 
ein  dem  bäuerlichen  Geistesleben  entsprungener  Oedanke,  noch 
hat  dieser  Gedanke  ohne  Weiteres  in  den  Dorfgemeinden  Wurzel 
ge&sst;  es  hat  Tielmehr  überall  der  grössten  Anstrengungen  be- 
durft, um  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit  dem  Wesen  des  Ge- 
nossenschaftsprincips  zu  befreunden.  In  der  Betonung  dieser  Ver- 
hältnisse liegt  kein  Vorwurf  gegen  das  bäuerliche  Element  und 
Nivlits,  was  für  letzteres  kränkend  wäre;  denn  die^e  Fehler  und 
Mängel  seines  Wesens  erklären  sich  theils  aus  dem  Maass  der 
ihm  zuLräiiLrlichen  liildiiii«^-.  theils  stehen  sie  im  innigr^ten  Zusammen- 
hang mit  jenen  Charaktereigenschaften  des  ruhigen  Keliarrens  und 
der  consenratiTen  Gesinnung^^weise,  welche  den  Bauemstand  gerade 
wieder  zu  einem  so  werthvollen  Element  des  Staatswesens  erheben. 
Man  muss  aber  über  jene  dem  Bauernstand  gewissermaassen  in- 
härenten Fehler  und  Mängel  sich  klar  sein,  wenn  man  nicht  in 
Bezug  auf  die  Anforderungen,  die  man  an  ihn  betreffs  des  Maasses 
der  Selbsthilfe  stellt,  zu  ungerechten  Folgerungen  gelangen  will. 

Je  eeriiiL^er  die  Durchschnittsbilduusc  der  Landbevölkerung 
ist,  je  ungünstiger  die  äusseren  socialen  Verhältnisse  sind,  unter 
denen  dieselbe  lebt,  um  so  stärker  pflegt  sich  dessen  ]iassiver 
Widerstan<l  gegen  Keforinen  im  iiebiet  der  Bodencultur  geltend 
zu  machen,  um  so  schwieriger  erweist  sich  die  Aufgabe  für  die 
in  solchem  Sinne  wirkende  obere  Staatsfflrsorge,  um  so  weniger 
bleiben  ihr  Täuschungen  erspart').  In  diesem  Jahrhundert,  mit 
der  Sprengung  der  alten,  die  bäuerliche  Bevölkerung  moralisch 
und  intellectuell  ungünstig  beeinflusst  habenden  gutsherrlichen  Ter- 
&88ung,  mit  der  Verbesserung  des  Volksschulvesens,  mit  der 
Verdichtung  der  Verkehrsmittel  hat  sich  jener  Charakterzug  viel^ 

^Es  gebdrt  tsa  den  tehwierigsteii  Aui^beii  der  ürnttren  Yerwaltiui^,  den 

Raoer  vorwärts  zu  trriben,  olme  öbb»  er  die  Absicht  merkt;  seine  Kntwicklung  zu 
lortltm,  (»line  sie  aus  ihren  eifrenthümlichen  Bahnen  herauszuheben.^  (Hielil  in 
Bi(uiU4;hU';>  deuUcbem  StaHtsw«>rterbuch,  Art.:  ^ Bauernstand.'')  « 

i 
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facli  al)geschwäeht,  ohne  indess  gänzlich  verloreu  gegangen  zu  sein. 
Mit  ihm  mnss  daher  auch  heute  noch  die  AgrarpoHtik  rechnen, 
und  wenn  sie  —  zumal  im  Gebiet  der  Technik  —  die  froher  häufig 
angewandten  Mittel  des  gewaltsamen  Zwangs  im  Grundsatz  ver- 
meidet, so  vermag  sie  doch  auch  jetzt  noch  nicht  durchweg  ohne 
solche  Maassregeln  durchzukommen,  wie  die  spSteren  Darlegungen 
über  die  Aufgaben  im  Gebiet  der  Landeskultur,  der  landw.  Polizei 
etc.  zeigen  werden*). 

h)  Mittellosigkeit  der  liandbevölkerung.  Bei  Allem 
ist  sehr  woU  zu  beachten,  dass  jeder  Culturfortschritt  in  der  Regel 
nicht  bloss  ein  Mehr  der  Bethfttigung  an  persönlicher  Arbeitskraft 
und  wirthschafUicher  Einsieht,  sondern  auch  die  Aufvrendung  be- 
stimmter Geldmittel  (Kapitalien)  zur  Voraußsetzuncr  hat  und  dass. 
wo  letztere  fehlen,  auch  die  einsiehtigste  Agrarpolitik  tauben 
Ohren  prediGfen  wird.  Je  mittelloser  der  Bauernstand,  um  so 
schwieriger  fällt  es,  ihn  auf  Wege  zu  leiten,  die  ihn  hefähigen 
wtlrden,  dem  von  ihm  bewirthschafteten  Hoden  höhere  Erträgnisse 
abzugewinnen,  weil  ohne  bestimmte,  wenn  auch  im  gegebenen  Fall 
kleine  Verauslagen  jene  Wege  nicht  gangbar  sind.  Der  Ceber- 
gang  von  der  Weidehaltung  zur  StallfÜtterung,  von  der  reinen 
Brache  zur  besOmmerten,  die  Verwendung  besserer  Bodengeräthe, 
die  Anflanzung  von  Obstbäumen  und  vieles  Andere  könnte  im  ge- 
gebenen Falle  die  Erträgnisse  des  Bodens  und  damit  die  Wohl- 
standslage der  Bebauer  zu  steigern  sehr  wohl  geeignet  sein,  muBs 
aber  wegen  der  Unmöglichkeit  der  hierzu  nMhigen  MittelbeschaflPiing 
gleichwohl  häulig  unterbleiben.  Die  in  diesen  Verhältnissen  be- 
gründeten Schwierigkeiten  wachsen  in  dem  Maasse.  je  mehr  die 
kleinbäuerliche  Bevölkerung  überwiegt  und  in  St4iatswesen.  wo 
diese  den  vorherrschenden  Bestandtheil  der  grundhesitzenden 
Klassen  bildet,  erwachsen  daher  der  obersten  landwirthsc haftlichen 
Staatsi'Orsorge  besondere  Aufgaben,  die  an  Staaten  oder  Staatstheile 

')  Vgl.  das  hekannio  Wmt:  „Wenn  der  BainT  nicht  mtuis,  rührt  er  weder 
Hand  noch  Futö."  Blumenlesen  von  Auiti^rüchen  über  bäuerliche  Cbaraktereigai* 
Schäften  in  C.  J.  Web  er 's  flDemokritoa'^,  AnswaU  in  3  Binden,  Berlin,  m.  Bd. 
S.  28  ff.  Ran,  a.  a.  O.,  IM  sa^  gaiut  richtig:  „Der Zustand  der  LaiuhvirthM-baA 
in  einem  T.nndc  hängt  grossentheils  von  den  Regiemngsmaassregeln  ab,  die  ihr 
Schutz  und  ünterstützung  gewähren,  und  die  Erfahrung  zeigt,  da&s  nicht  gerade 
die  von  der  Natur  am  meisten  gesegneten,  sondern  die  am  besten  ref^ierten 
I-iiiid<'r  am  urhöosten  angebaut  sind",  wobei  in  der  Note  auf  Tortuti^a  1  ver- 
wiesen wird,  „wo  ungeachtet  eines  höchst  müden  Klimas  doch  die  eine  üältt«  des 
Landes  öde  liegt,  die  andere  nur  schlechte  Gemeinweiden  enthält''.  Ob  dies  auch 
heilte  noch  luttÜft?  ^ 
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mit  günstigeren  Besitzverhältniesen  nicht  oder  doch  in  geringerem 
Maasse  herantreten. 

c)  Besonders  stdrend  für  die  Entwieklung  zum  Besseren  und 

VoUkommeneren  miiss  dieser  Umstand  wirken,  wenn  der  ruhige 
(iaiii:  <l4>r  allf^eraeinen  volkswirthschaftlichoii  P^iitwicklunfi:  Hem- 
mungen und  Störungen  erfährt,  die  im  laniiwirthricliaftliclit'u  (le- 
werbe mehr  als  in  aixloren  Erwerbstbätigkeiten  empfiiKllicli  wirken, 
weil  jenes,  vorwicLiond  mit  festen  Ka]>itali»'ii  arbeitend,  den  je- 
weiligen Aenderungen  des  Verkehrslebens  nicht  rasch  zu  folgen 
vermag  und  daher  sich  genöthigt  sieht,  in  bestimmten  Formen  des 
Wirthschaftens  auch  dalm  noch  zu  verharren,  wenn  solche  mit  den 
veränderten  Verhältnissen  nicht  mehr  im  Einklang  stehen.  Nun 
ist  aber  das  landwirthschafUiche  Gewerbe  wohl  zu  keiner  Zeit  von 
solchen  Erschütterungen  heimgesucht  worden,  als  in  der  zweiten 
Hilfte  dieses  Jahrhunderts,  welche  im  Gefolge  der  neuzeitlichen 
Entwicklung  des  Verkehrswesens  und  des  dadurch  erm()glichten 
Wettbewerbes  fenist(?r  Productionsländer  aufgetreten  sind;  Er- 
schütterungen, die  um  so  heftiger  in  ihrer  Wirkung  waren,  als  sie 
zeitlii'h  mit  einschneidonden  Aenderungen  auf  dem  Gebiete  des 
Wirllischaftsrechtes  — -  mit  der  Gewähnuvir  ^veitgehender  socialer 
Freiheitsrrclitf  und  einer  denkbar  grossen  Freiheit  der  wirthschaft- 
lichen  Bewegung  überhaupt  —  zusammentrafen;  als  gleichzeitig 
die  Landwirthscbaft  auch  in  ihren  kleinsten  Besitzgruppen  mehr 
und  mehr  in  eine  ihr  bis  dahin  fremd  gewesene  Geld-  und  Credit- 
wirthschaft  hineingedrängt  wurde,  ohne  dass  alsbald  überall  die 
richtigen  Pormen  gefunden  worden  wären,  dieses  Geld-  und 
Creditbedüifniss  zu  befriedigen.  Indem  die  grosse  Masse  der 
bSuerlichen  Bevölkerung  in  einer  verhältnissmässig  kurzen  Spanne 
Zeit  aus  dem  Zustand  einer  gewissen  socialen  und  wirthsehaftlichen 
Abhängigkeit  (hireli  eine  Gesetzgebung  grossen  Stils  in  denjenigen 
vollster  l  naliluuimgkeit  und  einer  nahezu  schrankenlosen  wirth- 
sehaftlichen Freiheit  versetzt  wurde,  war  die  unaushleibliehe  Folg«, 
da?*^  nicht  immer  und  üherall  von  dieser  Freiheit,  zumal  im  (iehiet 
'  des»  Credit«,  ein  vernünftiger,  maass voller  Gebrauch  gemacht  wurde, 
während  der  Zunahme  der  Creditverpflichtungen  und  den  wachsen- 
den sonstigen  geldlichen  Verbindlichkeiten  gegenüber  (für  die  An- 
spräche des  Staats,  der  Gemeinde  und  des  eigenen  Hauses)  die 
auf  ein£Msheren  Verhältnissen  gegrOndeten  flberkommenen  Wirth* 
achaftsformen,  wiederum  namentlich  in  der  breiten  Masse  der  bäuer-» 
liehen  6ev6lkerung,  sich  mehr  und  mehr  als  unzulänglich  erwiesen. 
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Seit  dieser  Zeit  in  viel  höherem  Maasse  als  früher  darauf  ange- 
wiesen, far  den  Marict  zu  produciren,  d.  h.  die  Erzeugnisse  der 
Wirthsehaft  in  Geld  umzusetzen,  befanden  sieh  Tausende  Ton  Land- 
wirthen  gleichwohl  in  einer  ständigen  Geldklemme,  weil  ihnen  die 
Anschmiegung  an  die  BedHrfhisse '  des  Marktes  nur  schwer  und 
theilweise,  wegen  der  höheren  Anforderuugen  an  die  Beschaffen- 
heit der  Waare  von  Seiten  der  Abnehmer,  wohl  auch  gar  nicht 
gelang.  Und  in  dif'scn  denkbar  scliwiorigen  Uebergangsprocess 
setzte,  wie  erwähnt,  zuerst  langsam,  dann  al)pr  mit  immer  rascheren 
Stessen.  <'in(>  bis  dahin  unl>okanut  uoweseuo  ^Vcttbewerbnng  ent- 
legener Kr/.eugung8gebiete  als  neuer  störender  Factor  verwirrend 
ein.  AUe  diese  einer  gedeihlichen  Entfaltung  des  landwirthschaft- 
lichen  Berufslebens  feindlich  sicli  in  den  Weg  stellenden  Hemm- 
nisse haben  daher  den  Aufgabebereich  der  Agrarpolitik  der  ein- 
zelnen Staaten  sehr  erheblieh  erweitert;  und  die  besonderen  Ursachen, 
welche  diesen  Hemmungen  zu  Grunde  liegen,  mussten  Veran- 
lassung sein,  frftherhin  weniger  nOthige  oder  entbehrliche  Veran- 
staltungen nunmehr  ins  Werk  zu  setzen.  Die  Agrarpolitik  ist 
daher  heutzutage  —  trotz  der  relativ  hohen  Stufe  der  Technik  des 
landwirthschaftlichen  Gewerbes  im  Vergleich  zu  früheren  Zeiten 
—  ein  besonders  wichtiger  Theil  der  allgemeinen  Staatspolitik 
geworden  und  wird  diese  Wichtigkeit  anscheinend  noch  für  lauge 
Zeit  behaupten:  denn  es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gerade  im 
Landvolk,  seiner  vorherrschenden  Charaktereigenschaften  willen,  eine 
vorhandene  Nothlage  viel  eher  Muthlosigkeit  als  energisches  Auf- 
raffen erzeugt  und  dass  es  desshalb  verfehlt  wäre,  den  anzustre- 
benden Heikmgsprocess  Ton  der  werkthfitigen  Selbsthilfe  der  Be- 
theiligten allein  zu  erwarten. 

2.  Das  allgemeine  staatliche  Interesse  an  dem  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe  ist  zwar  ganz  vorwiegend  auf  die 
Bedeutung  zurflckzufülhren,  welche  mit  der  wachsenden  Bevölkerungs- 
zahl der  ausreichenden  Nahrungsnüttelversorgung  des  Landes  zu- 
kommt. Doch  ist  es  nicht  bloss  dieses  Froduetionsintcresse,  welches 
ein  förderndes  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  den  EntwicklüH^^gang 
der  Landwirthsehal't  zum  Zweck  der  Kmporhebung  derselben  auf 
eine  höhere  Stufe  der  Technik  rechttertigt,  sondern  auch  das  In- 
teresse an  d eni  W tt h  1  ergehen  der  Landbevölkerung^ über- 
haupt, d.  h.  daran,  dass  diese  letztere  wirthschaftlich,  social  und 
politisch  einen  den  übrigen  Gliedern  des  Volkskörpers  ebenbflrUgeii 
Bestandtheü  darstelle  und  nicht  durch  ökonomische  Verkflmmerung 
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ihrer  DaseinsbedinguiigeD  quantitativ  und  qualitativ  zurftckgehe, 
womit  dann  auch  das  landwirthsehaftliche  Produtionsinteressd 
selber  wieder  gefährdet  wftre.   Es  genügt,  in  dieser  Beziehung 

hauptsächlich  hervorzuheben : 

a)  Die  auf  die  Bodenbewirthschaftnng  angewiesenen  Glieder 
<i«*rYn]k8gemeinschaft  stellen  ungeachtet  der  Zunahme  der  städtischen 
Befdikenmg  auch  heute  noch  in  den  meisten  Staatswesen  einen  an- 
sehnlichen Bruchtheü  der  GesammtbevOlkerung  dar;  die  wirthschaft- 
liche  Kraft  des  Staates,  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit  wie  jene 
der  übrigen  Zwangsgemeinschaften  (Kreis,  Gemeinde)  ist  daher,  wo 
jenes  der  Fall,  zu  einem  Theil  in  Abhängigkeit  von  der  jeweiligen 
Lage  der  Landbevölkerung  selber. 

b)  Der  sociale  Aufbau  oinos  Staats körpers,  au  dem  die  Land- 
wirthschafb  einen  wesentlichen  Antiieil  hat,  geniesst  mannichfache 
TorzOge  Tor  jenon  Staatswesen,  in  denen  die  Landwirthschaft 
gegenüber  der  Industrie  zurflcktritt;  denn  gegenüber  der  fiue- 
tuirenden,  unruhigen,  in  St&dten  zusammengedrängten,  von  den 
augenblicklichen  Geschäftsconjuncturen  abhängigen  und  manchmal 
beschäftigungslosen  Arbeiterwelt  weist  die  grosse  Masse  der  land- 
whthschaftlichen  Kleinbesitzer  wesentlich  günstigere  Daselns- 
bedingun^ron  schon  desshalb  auf,  weil  wenigstens  einen  Theil  der 
VAU  ihr  beiiöthigten  Nahrungsmittel  ihre  eigene  Arbeit  hcschaftt 
und  daher  Nnthstände.  welche  das  „Arboiterprolotariat*'  der 
grossen  Tiniu-ti  i«Hi'iitren  zoitwiiÜL;  lniiiisuclion.  auf  ilom  flachen 
Lande  unbekannte  Erscheinungen  bilden.  Wie  denn  hier  ül)erhaupt 
die  Gegensatze  von  Heich  und  Arm  nicht  in  dem  Maasse  scharf 
sich  ge^enübertreten,  wie  in  den  Sammelpunkten  des  städtischen 
Gewerbfleisses,  zumal  der  Grossindustrie. 

c)  Die  Landbevölkenmg  in  ihrer  Eigenschaft  als  Consument 
von  ErzcuLtnissen  des  städtischen  Gewerbfleisses  ist  ein  wesent- 
licher Factor  iür  das  wirthschaftliche  GedfiluMi  ii(*s  letzteren;  je 
\virtli»chat'tlioh  krät'tiircr  sie  selber  ist,  um  so  aufnahmefähiger  wird 
"i*»  ffir  di«'s<'  Erzeuirniss»'.  um  so  bofruchtonder  wirkt  sie  auf  die 
Belebung  von  Gewerbe,  Grossindustrie  und  die  davon  abhängigen 
Handelsgeschäfte  ein.  Wie  sehr  auch  mit  der  Verbossenmg  der 
Verkehrsmittel  von  Land  zu  Land  und  dem  wirthschattlichen  Auf- 
whluss  entfernter  Gebiete  die  Absatzmöglichkeit  der  Industrie 
nsch  Aussen  in  diesem  Jahrhundert  gewachsen  ist,  bleibt  doch  die 
Bedeutung  eines  grossen,  aufnahmefähigen,  inneren  Marktes  nach 
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wie  vor  iinvenaindert  bestehen :  jede  Stadt  weiss  7a\  würdigen,  was 
ein  wirtbschafUicii  kräftiges  Hinterland  für  sie  und  ihr  ^ewerb- 
lichea  AuCblttheii  bedeutet,  und  jeder  stftdtische  Gewerbe*  und 
Handeltreibende  ist  sich  der  Einwirkungen  einer  Sehwftchung  d«r 
Kaufkraft  der  Landbevölkerung,  wie  sie  schon  durch  eine  einzige 
weniger  gflnstige  Ernte  herbeigefahrt  werden  kann,  sehr  wohl 
bewusst.  Diese  iriinstipe  Wechselwirkung  zwischen  dem  Wohlstand 
auf  den  Landorteii  und  in  diMi  Städten  k.nia  daher  ein  förderndes 
Eingreifen  des  Staats,  selbst  mit  Aufwendunfr  von  allgemeine]! 
Staatsuiitteln.  auch  vom  Gesichtspunkt  der  städtischen  Interessen 
aus,  als  woiiigerecblertigt,  ja  nöthig  erscheinen  lassen*). 

d)  Die  Art  der  Beschäftigung,  welcher  sich  die  LandbeTdlkerung 

hingiebt,  und  ihre  gesammte  Lebensweise  ist  eine  der  Gesundheit 
zuträglichere  als  diejenige,  welche  in  den  Städten  uatiniiothwendig 
Platz  greift:  zumal  die  ärmere  städtische  Hevülkenuig  verfällt 
leicht  in  Folge  der  nngilnstigen  Einflüsse  des  fortgeBet/ten  Arheii^ins 
in  Lreschlossonen  Arbeitsräuinen  und  des  Wohnens  in  räumlich  un- 
zulänglichen und  Honst  mangelhaft  beschatl'enen  Wohnstätten  dem 
kftr|>erlichen  Siechthum,  während  aucli  der  unbemitteltere  Land- 
bewohner sich  seine  körperliche  Kraft  und  Frische  bei  der  regel- 
mässigen Beschäftigung  in  freier  Luft  zu  erhalten  vermag.  Der 
körperlichen  und  häufig  auch  moralischen  Degeneration  eines  Theils 
der  städtischen  Bevölkerung  gegenüber  bildet  daher  die  Land- 
bOTdlkerung  ein  heilsames  Gegengewicht  und  die  nachwachsende 


*)  H.  List  (Die  Theorie  de»  iiationnlen  Systems  der  politischen  Oeko!u»mie, 
neu  nufgelcf^t  1877)  beleuchtet  umifckehrt  die  {rüustigre  Einwirkung  der  „Manufactnr* 
auf  die  ^Agrioultur"  durch  Erweiterung  des  AbsatzgebieleB  ffir  landw.  Producte 
und  dadurch  herbeifrffuhrte  Prei8stpifr''nujp  und  Rentenzunabme,  sowio  dur»h  den 
wuhlthätigen  Eintiuss  des  gesteigerten  geistigeu  Lebens  (Ertiuduugeu  und  Knt- 
declniiigmi)  auf  daa  flache  Land.  ^Die  höchste  Theilung  der  Geschäfte  and  die 
höchste  C(mfüderation  der  produetiven  Kräfte  bei  der  niateriollen  riorliu  tion  ist  die 
der  AfnicnltTir  nnd  Mannfartnr  .  .  ,  Eine  Nation  die  bloss  Agricultur  treibt,  isr 
ein  hulividmim,  dem  in  seiner  materiellen  rrt»duction  ein  Arm  fehlt.**  So  richtig 
diese  Sat/c  ^ind,  so  wird  doch  der  (iedankengang  der  Schrift  selbsts  der  auf  höbe 
Schutz:  Iii  tür  die  Industrie  bei  völlig  firii  r  Einfuhr  der  Hod  cn  er/rn  rr- 
nisse  hiuzielt  (,die  Nationen  sind  um  so  mächtiger  und  weii»«r,  je  mehr  sie 
Fabrikwaaren  aQsfiUureti  und  je  mehr  sie  Lebenfmfttel  und  Rohstoffe  einführen  *") 
und  sich  in  dieser  Beziehung  mit  einseitigen  mercaatilistischen  Anschauungen  deckt, 
heiitn  nicht  ohne  Wiederspruch  bleiben  können;  wobei  freilic  Ii  wohl  zu  beachten 
ist,  dass  List  mit  einer  durch  die  neuzeitlichen  V  erkehrsiubtruuiente  enuögUchteo 
MasticnUberschwenuniui^  des  enropilischen  Marktes  mit  landw.  Eneugnissen  anderer 
Länder  bei  Abfassun^r  imh*  r-  FscInifT  nifht  rechnen  konnte,  obwohl  rr  in  der  Vor- 
ahnung der  Umwälzuug  der  Wirthschaft»-  und  Verkehrsverhaltniäse  durch  das 
(damals  noch  in  den  MTindeln  liegenden)  Eisenhahntransportwesen  alle  Zeitgenossen 
an  prophetischem  BUok  weit  üherrngt  hat 
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Geneiatioiii  die  sie  aussendet,  bedeutet  oftmals  eine  Blutau£&ischung 
der  in  körperliche  Schwäche  verfallenden  städtischen  Geschlechter 
Ton  nicht  zu  unterschätzender  hygienischer  Bedeutung;  und  man 
hat  desshalb  das  Landvolk  mit  Recht  als  den  „Jungbrunnen*'  der 
Volkspfomeinschafb  bezeichnet.  Mit  aus  diesem  Grunde  stellt  das 
Landvolk  im  Verhältiiiss  zu  seiner  Menir^^  auch  das  ansehnlichste 
Köiitinirent  für  die  bewalfnete  Macht,  Moment  von  besonders 
folgeubchwerer  Bedeutung,  zumal  iu  den  contiuentaleu  Staatswesen. 

e)  Endlich  ist  auch  hier  noch  einmal  darauf  hinzuweisen,  dass 
das  Landvolk  vermöge  der  ihm  innewohnenden  Charaktereigen- 
schaften und  Lebensanschauungren,  die  ©in  Product  seiner  Lebens- 

iiiul  WirthschaftHweise  sind,  in  (l»'r  HcLiel  einen  ans,2:eprägtLUi  Sinn 
nicht  nur  tür  Keligion,  sondern  aurli  ffir  dit^  Krlialtnn<r  des  Be- 
stf^henden  im  Staate  aufweist,  so  dass  mau  nicht  mit  Uurtulit  den 
sudtisclii  ii  Bürgern  und  ProUaarierii  als  ^Aon  Mächten  der  socialen 
Bpwegiini^"  den  Adel  und  die  Bauern  als  „die  Machte  des  socialen 
Beharrens**  gegenüberirestvllt  hat  (Riehl).  Wie  das  Landvolk  in 
seiner  eigenen  Wirthschaftsführung  bedächtig  am  Traditionellen 
festhält  und  nur  langsam  und  schwerfällig  zu  Neuerungen  sich 
entschliesst,  so  sind  ihm  auch  gewaltsame  Aenderungen  im  weiteren 
Umkreis  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Lebens  unwillkommen 
und  von  jeher  hat  daher  das  Landvolk  als  eine  der  sichersten 
StQtzen  ffir  Thron  und  Altar  gegolten  und  die  geltende  Verfassung 
findet  in  ihm  ihren  treueston  Wächter.  (Settegast.) 

FreiUeh  gilt  dies  Alles  nur  insolange,  als  dem  Landvolk  auf 
dem  ererbten-  oder  erworbenen  Besitz  die  Bedingungen  des  Qe- 
deihens  in  Wirklichkeit  geboten  sind.   IHe  agrarischen  Unruhen 
und  Schilderhebungen  im  alten  Hellas  und  Born  und  die  Bauern- 
aufstände des  Mittelalters  reden  in  dieser  Hinsicht  eine  sehr  deut- 
liche Sprache.    So  verhängnissvoll  pflegen  in  der  That  die  Rück- 
wirk\mgen  eines  Niedi  ru.uiges  der  L.uitlbevölkerung  wirth.^chaftlich, 
social  und  politisch  auf  das  Staatsganze  zu  sein,  dass  es  kaum 
eine  wichtigere  Ki'gicruiigsaufgabr  tnobt.   als  diejenige,  welche 
darauf  abhebt,  die  Bewohner  des  flachen  Laiuh^s  vor  ökonomischem 
Verfall  zu  bewahren.    „Dnr  Zustand  und  das  Schicksal  der  Land- 
wirthschaft  sind  das  Schick      'I'n  Volkes."    (Settegast.)  Man 
bat  die  Landwirthsi  hnft  sehr  häutig  das  Fundament  des  Staates 
genannt  und  damit  der  Ueberzeugung  Ausdruck  geben  wollen,  dass 
das  Staatsgehftude  selber  gefthrdet  wäre,  wenn  jenes  Fundament 


Digitized  by  Google 


58 


Einleiiaiig.  Abtclm.  IL  W«86ii  und  Inhalt  der  Agnurpolitik. 


ins  Wanken  kommt.  Man  hat  die  Landmrtliscbaft  auch  -A»  Kück- 
grat  des  Staats  und  damit  bildlich  als  den  wichtigsten  Bestaudtbeil 
di's  staatlichen  Organismus  bezeichnet,  dessen  Gesundheit  und 
Wohlergehen  von  der  Gesundheit  und  dem  Wohlergehen  der 
ersteren  abhängig  und  bedingt  erscheine.  Und  die  Lobsprüche, 
die  dem  Landhau  und  dem  Landvolk  seit  alter  Zeit  zu  Theil  ge* 
worden  sind^  bilden  in  denkbarer  Mannichfaltigkeit  doch  nur  eine 
Umsehreibung  immer  eines  und  desaelben  Gedankens  von  der 
Wichtigkeit  der  ]">haltuns:  eines  gesunden,  wirthschaftlich  kräftigen 
liaiicnistaiKh's  und  von  der  daraus  entspringenden  Notliwcndigkeit 
einor  thatkräftigen,  dieses  Ziel  stetig  im  Auge  behaltemhMi  Staats- 
tursMi^c.  Denn  wie  L.  von  St»' in  sagt:  ,.Ks  gilit  wenig  Dinge, 
die  der  Landwirthschaft  an  allgenieineni  Interesse  gleichkommen, 
gar  keines,  das  sie  überträfe.''  Aber  auch  das  ist  erwiesen,  da?s 
w^o  immer  die  Staatsgewalt  in  früherer  Zeit  die  bäuerliche  H»  - 
völkerung  ihrem  Schicksal  überlassen  hat,  sie  entweder  von  der 
Bildflfiche  verschwunden  ist^  wie  in  England  und  Schottland,  oder 
im  wirthschaftlichen  £lend  zu  verkommen  droht,  wie  in  Irland  und 
einzelnen  Provinzen  Italiens.  Nirgends  mehr  als  in  ihrer  An- 
Wendung  auf  die  landwirthscbaftliche  Bevölkerung  pflegt  sich  die 
Politik  des  laisser  faire  et  laisser  aller  zu  rächen;  nirgends  mehr 
als  bei  dieser  tritlt  «'s  zu,  dass,  wenn  sie  eiiuual  zu  einer  gewissen 
Stufe  der  Verarmuug  herabgesunken  ist,  sie  nach  ihrer  ganzen 
psychischen  A'eranlagung  gar  nielit  mehr  im  Stande  sich  hetindet, 
aus  solchen  Zuständen  ohne  fremde  Hilfe  sich  herauszuraffen.  in 
dieser,  in  besonders  eindringlicher  Weise  durch  die  neueste  italie- 
nische Agrarenquetc  bestätigten  Thatsache  liegt  eine  besonders 
dringende  Mahnung  wie  KechtferUgung  für  eine  den  bäuerlichen 
Interessen  Rechnung  tragende  und  sie  fördernde  krftftige  Agrar- 
politik. 

Du  Nittelalter  and  dt«  spiteren  Jahrhnnderte  vennocKten  «icli  sa  einer 

richtiji^u  Wür(U<^un^  des  Bauenist  an  des  nicht  an&DFaffen ,  wie  denn  die  Ver- 
kenninp-  «icim  r  Hedentun^f  in  dem  Wurt:  rnstica  g'ens.  optima  flen»,  possima  ridens 
drastisch  xu  Ta^e  tritt;  die  Laudhevulkeniog  Jahrhuuderte  liindurch  lediglich  die 
oontribnens  niinra  plebs,  fpxt  dura,  die  Launen  der  Grossen  sn  befriedigen.  Wie 
anders,  wenn  die  Zendavc-^tn  di-n  Laiulinanii  die  „(iinllt'  dts  robcrfliiss«"-'  rfMit 
und  Cicero  von  dem  Ackerbau  sagt:  (lainium  rerum,  ex  ^uibus  aliquid  eonqairitur, 
nihil  est  agrirnltnm  melius,  nihil  uberius,  nihil  dnlcios,  nihil  homine,  nihil  libero 
digniui»!  Weitere  literarische  Hlumenlese  zum  Lob  des  Ackerbaues  Im  Koscher, 
a.  a.  (>.,  S.  70  ff.  Vjrl.  auch  Ituii.  n.  n.  ().,  II.  Bd.,  S.  89.  Richtig  Würdifrung 
des  Bauemstaudes  auch  im  kanonischen  Hecht,  weiches  für  den  Ackerbau  eine 
besondere  BegOnsti^ng  schon  desshnlb  verlangt,  weil  er  Gottesfurcht  nnd  Gerechtig- 
keit in  höherem  Grade  als  irgend  ein  anderer  Erwerhiswdg  lehre  und  dadurch  den 
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Charakter  ilerjenigen  veredle,  welche  ilun  oMir^^cii.  ^Dcr  hnwersman  muss  in  allrni 
sicher  siu  und  gefördert  werden",  sagt  K^-n  criütlich  ennanung,  „denn  siu  arbeit 
tot  allen  f-htfnmesmg  not  vom  kayser  an  bis  zu  den  mindesten  der  nienschen,  und 
Ut  siner  hende  werck  insonderheit  »uMiliiift  und  gottß^efellig,  l);iiiiiiil>  schiit/.tm  ihn 
{.'«•istlifhe  und  werntUche  recht'*  f  inc  Ansicht,  die  freilifii  .lalirlmtidiTtr  laut,'-  «-in 
*  froBUuer  Wunsch  blieb.  (Vgl.  Jaui>seu,  Geschichte  des  deutschen  Volks,  1.  Bd., 
8.  402.)  Und  wm  Meitsen  (xtinächft  in  Anwendung  aof  die  PrenstiBelie  Land' 
winhschaft)  schön  betont:  daSB  weil  sich  aus  dir  Landwirthschaft  alle  nndei^n 
Stände  und  Erwerbszweige  ergänzen  und  danach  die  Hpdinfrnnjren ,  nntcr  denen 
jene  lebt,  über  den  Charakter  der  Gesanuntheit  entscheiden,  der  bestimmende 
Cmritand  nicht  genng  su  würdigen  sei,  dasa  dem  Landwirth  von  seinem 
Boden  ans  Arbeit,  Fleiss,  Geniirf«;aiiikt  if.  lUsoiniciilieit  anerzogen  werden,  aber  auch 
Ermi,  InnerlicJikeit,  Frömmigkeit  und  geringe  Werthschätzung  des  Aeusserlichen, 
sowie  widentandsföhige  Hannhaftigkeit,  Pflichtfcrene,  Mscher  Muth  in  Mühe  und 
Ge&hren  —  mag  aüvIi  für  andere  Staatswesen  mit  einer  noch  gesunden  Landbe- 
Tölkemng  antreffend  sein. 


S  13.  Aufgaben  und  Grundsätze  der  Agrarpolitik. 

Zu  einer  planvollen  landwirthschaftlichen  StaatsfOrsorge  wie 
zu  einer  schöpferifiMshen  Thfttigkeit  auf  volkswirUiBchafllichem  Gebiet 
überhaupt  wird  der  Staat  immer  erat  dann  gelangen,  wenn  die  Auf- 
fassung sich  durch£?eniimt4i  hat.  dass  die  staatliche  OrgaDisation 
noch  etwas  mehr  bedeute  als  das  Mittel,  den  Angehöritren  Schutz 
un<l  >i«'herheit  des  Besitzes  gegen  rechts wi driften  Eingrifi'  darzu- 
bieten: dass  sie  vielmehr  di«'  liOcliste.  von  wirtlischaftliclion,  sitt- 
Hchen  und  religiösen  Ideen  erfüllte  Interesseugemeiiischiift  aller 
in  ihr  Lebenden  darstellt,  in  der  jedes  einzelne  Glied  des  viel- 
gestaltigen Organismus  Förderung  seiner  wirthscliaftUchen  wie  sitt- 
Uehen  Zwecke  durch  den  Staat  und  seine  Machtmittel  zu  erwarten 
und  zu  beanspruchen  habe.  Der  Staat  als  eine  wirtbsc haftliche 
Gemeinschaft  hat  danach  die  Fflichtf  darflber  zu  wachen,  dass  die 
wirthschafUiche  Kraft  eines  Jeden  zur  freien  Entfaltung  gelange 
und  dass  ihm  Hilfe  werde  in  der  Beseitigung  der  ihm  für  diese 
Entfaltung  entgegenstehenden  Schranken;  als  eine  sittliche  Ge- 
meinschaft wird  ihm  die  Aufgabe,  darüber  /u  wachen  und  dafür 
zu  sorgen,  dass  in  der  Art^  der  Bethätigung  der  wirthschaftlichen 
Kräfte  der  Einzelnen  die  allgemein  gültigen  Gesetze  guter  Sitte 
Tii«^ht  zu  Schaden  kommen:  und  als  religiöse  Gemeinschaft, 
•iie  von  den  Gedanken  christlicher  Barmherzigkeit  sich  beherrschen 
lääst,  wird  er  auftretende  Notbstände  Einzelner  und  ganzer  Berufs- 
klassen  nicht  ohne  Weiteres  als  das  naturgesetzliche  Product  ge- 
sehicbüicher  Entwicklung  gelassen  hinnehmen,  sondern  diese  Zu- 
stände auf  ihre  Besserungsmöglichkeit  prflfen  und  wenn  mCglieh 
^e  erstrebte  Besserung  herbeiführen. 
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Der  hier  gekennseichnete  Standpunkt  ist  also  von  den  beidou 
Extremen:  der  Tolkswirthschaftlichen  Omnipotens  des  Staats 
auf  der  Grundlage  einer  eudfimonistiBchen  Bevormundung  des  ge- 
sammten  wirthschaftUehen  Lebens,  welche  dem  17.  u.  18.  Jahrhundert  . 
eigenthUmlich  ist,  und  dem  Grundsats  ^^der  volkswirthschafUichen 
Yerwaltungslosigkeit**  (von  Stein), die  ihre  wissenschaftliche 
Begrdndung  in  der  sog.  Manchesterlehre  findet,  gleich  weit  ent- 
fernt. Er  weist  vielmehr  dem  Staat  in  der  Ordnung  auch  der 
wirthschaftliclKMi  x^ii^olcLiciihoiten  eine  maassvoll  waltende  Thätitr- 
keit  zu,  und  fiiulot  die  Begniiidunsr  für  dieses  wirthschaftliche 
Walten  in  der  Erwüniinpr.  dass  die  „KntwicklmiL:  des  Ganzen  durch 
das  Maass  dor  Kutwicklung  des  Einzelnen  Lic^eben  sei  '  und  das?? 
demgemä.ss  die  Kraft  der  Gemeinschatt  das  Mittel  abzugeben  habe 
für  die  Entwicklung  der  wirthschaftUehen  Einzelgebiete  Für  die 
grundsätzliche  Gestaltung  der  Agrarpolitik  ist  im 
Uebrigen  Folgendes  zu  beachten: 

1.  Jede  Staatsrürsorge  auf  wirthscliaftlicheni  Gebiet  muss  auf 
alle  Fälle  von  der  Gnindanscliauung  sich  leiten  lassen,  dass  Jeder 
Einzelne  zunächst  selber  für  die  Folgen  seines  Thuns  oder  Unter- 
lassens verantwortlich  bleibt,  und  dass  daher  jede  Art  des  staat^ 
liehen  Eingreifens  zu  vermeiden  ist,  die  das  Gefühl  der  wirth«- 
schaftlichen  Selbstverantwortlichkeit  schwächen  oder  gar 
aufheben  müsste;  weil  jede  hierauf  abzielende  Politik  nicht  in  einem 
Staatswesen  mit  im  Grundsatz  freier  wirthschaftlicher  Bewegung, 
sondern  nur  in  einem  socialistischen  Zwangsstaat  Kaum  li;itt(\  Die 
Aufgabe  der  Agrarjiolitik  kann  daher  wie  jede  rolitlk  auf  dem  <  ie- 
biet  des  Erwerbslehcus  nirht  die  sein,  dem  Einzelnen  iMue  auskömm- 
liehe Existenz  zu  gewälu-ieiston ,  gleichviel  welches  Maass  v«m 
persönlicher  Arbeitskraft  er  aufbieten  will  und  kann;  wohl  abt^r 
die,  jedem  Einzelnen  die  Möglichkeit  der  vollen  wirtlischaftUchen 
Bethätigung  nach  Maassgabe  seiner  Kräfte  und  Fähigkeiten  inner- 
halb der  bestehenden  Kechts-  und  Sittenordnung  zu  eröffnen.  Die 
Aufgabe  der  Agrarpolitik  wird  also  vornehmlich  darin  bestehen, 
einmal  gewisse  Schranken  und  Hemmnisse,  die  einer  von  der 
jeweiligen  Zeitlage  geforderten  Bewirthschaftungsweise  entgegen* 
stehen  und  deren  Ueberwältigung  dem  Einzelnen  nicht  gelingt, 
mit  den  Mitteln  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  aus 


*)  stein,     a.  0.,  II.  Bd.,  6.  221  IT.;  Settegast,  L  Bd.,  8.  50  C 
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dem  Wege  zu  räumen  (negative  Seite  der  Jüaudwirthschafts- 
]»oliiiik);  und  darflber  hinaus  den  staatlichen  Beistand  tiberall 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  ohne  diesen  ein  nach  den  gegebenen 
Guliur- Verhaltnissen  gebotener  Fortschritt  zum  Schaden  des 
Staatsg^anzen  nicht  oder  nur  schleppend  sich  vollzöge  oder  wo, 
ebenfalls  zum  Nachtheil  der  übrigen  Glieder  der  Volksgemeinschaft, 
die  ^unclbcbii/.tMuien  Klassen  durch  unverschuldete  Ursuchcu  zeit- 
weise in  Noth  und  Bedrän;;niiss  7u  ijerathen  Gefahr  huifeu  (posi- 
tive Seite  der  LandwirUisch.iftsprlitik).  Zu  dieser  Auf'fasjiuiig  seuier 
voiköwirthschaftlichen  Thatii^keit  hat  sieh  der  Staat  freilich  erst 
gpät  eniporgerafft;  und  im  tiebiet  der  Landwirtlischaft  sehr  nel 
später  als  in  demjenigen  der  Industrie  und  des  Handels.  Unter 
der  Herrschaft  des  Mercantil Systems  waren  Worte  wie  die 
von  Sully:  „le  päturage  et  le  labourage  sont  les  deux  mamelles 
de  r^tat*^  vereinzelt;  erst  mit  Quesnay  und  der  von  ihm  begrOndeten 
phy  siokratischen  Schule,  in  Deutschland  erst  mit  dem  Auf- 
treten der  Kameralisten  versteht  man  die  Bedeutung  derLand- 
wirthschaftunddieNothwendigkeit  nachhaltiger  staatlicher  Förderung 
richtiger  zu  würdigen. 

2.  Weil  alle  Stünde  lier  Volksgemeinsi  li  ift  gleichen  Anspruch 
auf  Sehutz  und  Fördeniii^  ihrer  Interessen  haben,  so  wird  die 
Agrarpolitik  nicht  mit  Mitteln  arheiten  dürfen,  die  von  einer 
Schädigung  anderer  Volksglieder  begleitet  wären.  Jede  einseitige 
Interessenpolitik  ruft  einen  Kampf  der  verschiedenen  Erwerbs*- 
gruppen  gegen  einander  wach,  den  zu  entfesseln  der  Staat  als 
oberster  Hilter  der  gesammten  Yolkswohlfahrt  vor  Allem  sich 
hllten  muss.  Wie  wichtig  daher  auch  die  in  dem  Grund  und 
Boden  festgelegten  Interessen  sind,  so  darf  doch  der  Staat  im 
Grundsatz  niemals  zu  einer  einseitigen,  die  allgemeinen  Volks- 
Interessen  missachtenden  Agrarpolitik  sich  verleiten  lassen,  wobei 
freilich  eine  hestuiintte  Einzel-Maassregel  der  landwirthsehaftlichen 
Staats tür><»rL'^<'.  selbst  im  Falle  einerthatsäehlichen  SeliadlLTunir anderer 
Bevölkonin'jskhisüen,  unter  Umständen,  nämlich  dann  gereeht fertigt 
stdn  kann,  wenn  auf  andere  Weise  die  den  landwirthsehaftlichen 
Interessen  drohenden  Gefaliren  sich  nicht  abwenden  lassen.  Das 
Grenzgebiet,  auf  dem  solche  InteressengecrfMvsätze  sich  am  meisten 
abspielen  können  und  thatsichlich  abspielen,  ist  dasjenige  der 
i!lei8ch-  und  Brodversorgung  des  inl&ndischen  Markts,  da  die 
Gesammtheit  der  nicht  dem  landwirthsehaftlichen  Berufsstand  An- 
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oTPh^rigeii  im  Allgemeinen  einer  thunlichsten  Wrbilligung  der 
Brod-  lind  Fleischpreise  naturgemÄss  zustrebt,  während  die  Land- 
wirthsehafttreibenden  im  Grossen  und  Ganzen  das  unigekclirte 
Interesse  haben.  Die  Agrarpolitik  muss  daher  auf  diesen  schwierigen 
Grenzgebieten  mit  besonderer  Vorsicht  verfahren,  es  wird  aber 
nur  eine  zugleich  einsichtsTolle  und  starke  Begierung  das  richtige 
Maass  in  der  Durchfttbnmg  der  hier  in  Bede  stehenden  wirth- 
schaftspolitischen  Maa»suahme  oiiizuhalien  und  zu  behaupten  wiBsen. 

Im  Uebrigen  wird  eine  Agrarpolitik  auf  wirkliehe  Erfolge 
nur  rechnen  dürfen,  wenn  sie  ihre  Maassnabmen  unter  gewissenr 
hafter  Berflcksichtigung  des  Gewordenen  und  Seienden  trifft  und 
jedes  Schematisiren  streng  yermeidet;  je  mehr  sie  individualisirt, 
um  so  erfolgreicher,  je  mehr  sie  ;^MMieralisirt,  um  so  wirkungsloser 
wird  ihr  Bemühen  bleiben.  Tbatsiiehlieh  zeigt  denn  auch  die 
Agrarpolitik  der  verschiedenen  Staatsgebiete,  obwobl  im  Gnni«!«« 
liasst^lbe  Ziel  verfolgend,  im  Einzelnen  ein  denkbar  buntes  Bil«!: 
Erfolge,  die  mit  l)e.stiinniten  Maassnabmen  im  gegebtMieii  Fall 
erzielt  wurden,  verbürgen  nicht,  dass  eine  Nachahmung  dieser 
Maassnahmeu  an  anderer  Stelle  gleiche  Wirkung  habe;  und  so 
sehr  ein  aufmerksames  Verfolgen  der  landwirtbscbaftspolitischen 
Aufgaben  und  ihrer  Durchführung  von  Land  zu  Land  für  jede 
Begierung  unerlftsslich  ist,  so  würde  doch  jedes  rein  mechanische 
Beschreiten  des  gleichen  Wegs  manche  Enttfiuschung  bereiten. 
Vor  Allem  trifft  auch  hier  wieder  der  tiefgreifende  Gegensatz 
zwischen  Lündergebieten  mit  yorwiegend  grosserem  und  solchen 
mit  vorwiegend  kleinem  Gnnidbesitz  zu  und  der  Zuschnitt  der 
laiidwii-thschaftlichen  Staatslür^^orge  muss.  ^ve^n  Misserfolge  ver* 
hütet  werden  wollen,  hier  ein  wesentlich  anderer  sein  als  dort 

4.  Wie  die  ganze  Staatspolitik,  so  ist  auch  die  Agrar- 
Politik  in  den  grossen  Zügen  ihrer  Gesammtgestaltung  abbilngig 
Ton  dem  geltenden  Beeht,  also  auch  von  den  überkommenen 

Grundlagen  der  allgemeinen  Staats-  und  Wirtbschaftsordnung:  diese 
letztere  bildet  die  Schranken,  innerhalb  deren  jene  sieb  zu  bewegen 
liat ;  und  wenn  diese  Orundlagon  im  Einzelnen  vielleicht  aueb  an- 
fechtbar ^^ind.  so  würde  docb  c!ie  Agrarpolitik  in  den  Bereieb 
von  UtopitMi  sich  verlieren,  wenn  sie  mit  Plänen  und  Aufgaben 
sich  befassen  wollte,  welche  zu  ihrer  Verwirklichung  die  völlige 
Beseitigung  der  geltenden  Staats-  und  Wirtbscbaftsordnung  zur 
Voraussetzung  haben.    Eine  wissenschaftliche  Darstellung  der 
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Agnurpolitik  wttrde  zwar  ihren  Auigabenkreis  za  eng  umschreiben, 
wenn  sie  sich  anf  eine  Schildenmg  des  Erreichten  bescbr&nken 
wollte;  sie  soll  auch  Zielpunkte  aufstellen,  kann  aber,  wenn  sie 
dannf  hftlt,  mit  realen  Verhältnissen  zu  rechnen,  doch  nur  die 

nächste  Zukunft  im  Auge  haben,  nicht  aber  die  möglich»'  Kiit- 
wiclvhmg  zu  völlig  anderen  Zuständen  der  Veriassimg  und  Wirth- 
:>chaftäordnung  in  einer  femereu  Zeit*). 

5.  ElM'nsowcuig  aber  als  die  Agrarpolitik  sich  ins  Ziellose 
urlicreii  soll,  darf  sie  verknöchern  und  der  Staat  würde  seine 
Aufsähe  verkennen,  wenn  er,  unbekümmert  iiiii  den  Fluss  der 
Ereignisse.  Formen  des  Bechts  und  der  Verwaltung  beibehalten 
wollfc.  \v(«lche  zu  dem  anders  gewordenen  Leib  des  laudwirthscbaft- 
lichen  KOrpers  nicht  mehr  passen. 

Im  Gegensatz  zum  i'ri  vatrecht,  welches  die  rechtlichen 
Beziehungen  der  Einzelwirthscbaften  unter  einander  auf  einer  im 
tiefsten  Kechtsbewusstsein  eines  Volkes  wurzelnden  Grundlage 
ordnet  und  desshalb  —  einmal  codificirt  —  regelmässig  auf  lange 
Zeit  hinaus  unverändert  sieb  erhält,  ist  das  Recht  derwirth- 
schaftlichen  Verwaltung,  als  der  Niederschlag  der  zur  Herr- 
schaft gelaugten  Ideen  Über  die  jeweilige  Stellung  des  Staats  zur 
Volkswirthschaft,  im  Einklang  mit  dem  ununterbrochenen  Fluss  des 
wirthschaftlichen  Lebens,  in  ständiger  Bewegung  und  wird  mir  da, 
"Wo  letzteres  selber  erstarrt,  ebenfalls  dein  Versteinerungsproiess 
unterliegen.   Die  treibenden  Kräfte  im  volkswirthschaftiichen  Leben 

Sehr  treffend  bemerkt  in  dieser  Hinsicht  Knies  (PoliUäche  Oekouomic  vom 

leMUehtlicheB  dtandpiinkt,  1883,  8.  485):  ^  Dass  nur  wirklicli  Hdgr- 

liches  und  Erreichbares  ins  Ange  (refasst  werde,  ist  ohne  Frage  die 
erste  Fordern  njf,  welcher  die  Voik  swirtlislohre  hier  zu  genügen  hat. 
Wie  erhebend  die  Aufgabe,  wie  über  alle  Maasüen  vortrettiich  für  das  sittlich-poUtniche 
\A^h^xi  der  Vdlker  m  ersclicineii  möcbl«,  w«iui  etwa  alles  matorielle  Ungendgen  und 
Leiden  fiir  alle  noclt  »  vit-lc  Kiii/.flneii  i-iilft  rnt  ndcr  in  lillcn  Mcnsrhcn  die  wcrk- 
tkät^  Unverdrossen  hei  t  in  dem  Schatfen  tnr  Andere  hervorgeriüen  würde,  so  lassen 
•cb  doch  dergleichen  Zielpunkte  auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  bo  wenig 
»rreichen,  wie  von  der  Heilkunde  die  BeseitiEfiuig  des  Todes,  obwohl  sie  ihn  fort^ 
während  hfk;uiipft  nud  innorhalb  citior  «rf^wissi  n  IV>S(  hriinkung  mit  Erfolg  bekämpft. 
Iq  uanerer  Zeit  kann  man  sich  mit  einem  so  rohen  Beispiele  begnügen,  da  es  eine 
Solle  in  der  WiiUichkeit  gespielt  hat.  Daa  Sprichwort,  daas  der  Feind  des  Goten 
<ias  Bessere  ist,  oder  sagen  wir  lieber:  das  Beste,  erhalt  einen  neuen  Sinn,  wenn 
«an  das  Bestp  unmöglich  anseh<'n  mnss.  Währrnd  diejenigen,  welche  Druck 
«Dpfiuden  und  b^achtenswerthe  Forderuu^eu  erheben  kiiuuten,  nur  als  ungefügige 
^ti^er  jedes  Ocmeinweseiia  erscheinen  werden,  wenn  sie  mit  überhaupt  unerfüll- 
baren Anspnlchrn  anftrptfii.  wfndnn  sich  IM  i  rrigen,  welche  im  (it'imss  iiiisslirber 
^  «anheile  sind  und  iür  Zugestündniüäe  bereitwillig  gemacht  werden  könnten,  leicht 
*>ch  von  dem  Möglichen  ab«  wenn  d«  Umndflidie  verlangt  worden  ist." 
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ZU  beobacliten,  dio  Stellung  düö  Staats  ihnen  gegenühor  für  eine 
gegeben©  Zeit  zu  bestimmen  imd  danach  die  praktischen  Schluss- 
folgeningen  zu  ziehen,  ist  zunächst  Autgabe  der  Staatspolitik;  die 
Wissenschaft  flbenchreitet  aber  sicher  nicht  die  ilur  gezogenen 
Grenzen,  wenn  sie  ihrerseits  ähnliche  Betrachtungen  anstellt  und 
die  danach  gebildete  Theorie  zum  Auagangspunkt  formulirter 
Forderungen  fftr  das  wirthschaftspolitische  Verhalten  des  Staata 
nimmt;  wenn  sie  also  Uber  eine  blosse  Kritik  des  geltenden  Wirth- 
schaflsrechtes  hinaus  zutreffendenfalls  für  eine  den  veränderten  Ver- 
hältnissen anzupassende  F  o  r  tb  i  1  d  u  ii  g  oder  Umformung  dieses 
Kecht«  eintritt.  Je  vielgestaltiger  und  v^Twirkelterdie  Beziehungen  der 
wirthschattlichen  Intercsseakn'isc  unter  ciiiaiuhT  werden,  je  starkt  re 
Reibungen  im  Räderwerk  dor  hier  thätigon  Kräfte   sich  föhlbar 
marlien,  um  so  mehr  handelt  die  Wissenschaft  als  treue  Dienerin 
des  Staats,  wenn  sie  rechtzeitig  auf  Hemmungen  und  Störungen 
und  auf  die  Mittel  der  Abhilfe  hinweist,  also  auch  zu  ihrem  Theil 
bemüht  ist,  gegen  einen  etwa  Torhandenen  lähmenden  Stillstand 
in  der  wiithschafOichen  Gesetzgebung  anzukämpfen  oder  tot  einer 
bestimmten  Richtung,  die  letztere  einnimmt,  ihre  warnende  Stimme 
zu  erheben^). 

Ü.  Das  Thätigkeitägebiet  der  Agrarpolitik  selber  ist  zweifacher 
Art:  theils  verdichtet  es  sich  zu  bestimmten  Rechtsnormen, 
welche  das  Berufsleben  der  landwirthschaftlichen  •  Bevölkerung 
unter  sich  und  mit  anderen  Ständen  regeln  und  beeinflussen« 
tiieils  tritt  es  in  Gestalt  von  fordernden  Einzelmaassnahmen  und 


*)  Die  grandsütsliclie  Bichtigkeit  der  in  dieMm  Bnch  festfifelialtenen  idesli- 

stisihrri  Methode  im  Geg-ensatz  zu  der  hiKtnriscli  -  i)li,vsi(il<»>ri.st  hen  Meth<Kle 
Kosclier's  kaan  uicht  ätutn;ifender  als  mit  den  Wort«iu  Eisenhart' s  (a.  a.  O., 
8.  234  (T.)  ^ezeicbnet  werden:  „llechtäwiKHenschal't  und  Katioualökonoinik  habt« 
ea  mit  Ni<  liit;n  nur  mit  I<  m  üt  iri  tx  nMi  („Wa«  ist  und  wie  ist  es  gewordiw?"!»  xu 
thuu,  soiidi-ni  ....  zuglcii  Ii  iiiii  dem,  was  in  ihm  verwirkliilil  u<M(li'n  >  H  mit 
»eiuer  Uestimmun^  oder  Idee,  die,  ijm)fi>ru  und  insoweit  sie  noch  uiciu  veiv\irküeht 
ist^  ein  ttber  ihr  waltende«  Ideal  bleibt,  das  die  allein  dacn  befähigte  Wiiaenachaft 
zu  erfors(-heu  und  diunit  allerdings  «las  liehen  zu  leiuai  hat  ....  Wenn  es  über- 
haupt die  Aufgabe  der  Wissenschaft  i>t .  (l.is  Vorstäiidntss  des  vielversrhlnugenen 
Lebens  dnrc^li  eine  berufsmässige  Forschung  /.u  oiiuitteln,  »o  sehliesst  sich  unmiU«l- 
iMur  daran  die  andere,  liisst  sieh  von  ihr  gar  nicht  trennen  und  gehört  mit  nnr 
Krkcnntniss  dieses  L«  lu  iis.  (Lisselbe  auf  seine-  Kifolge  zu  prüfen,  beobachtete  Lücken 
in  der  Cuusequeuz  seines  Kutvvicklimgfgangeü  blotu»  »u  le^n  und  vermöge  dieser 
Ihrer  tieferen  Erkenntniss  winee  Wesens  mit  eigenen,  ans  demielben  geaolil^pllaD 
Kntwürfen  auaaiifUleu.  Was  Alles  nieht.s  Anderes  heisst,  als  die  Fortbüdnng^  des 
liobeus  «'iiildten  .  .  .  Daher  denn  „tlio  letzte  Gestalt,  welche  die  organi«che 
Wissensdiiili  in  der  h  i st u rischeu  Schule  gewonueo  bat,  sich  doch  in  ilirer  vor- 
nehmeo  Ablehnung  jeder  praktisch  fortbildenden  Tendenx  ebeoEtoweoaig  habbar 
erwiesen  hat«  als  dereinst  auf  dem  Boden  ihrer  juristiMifaeit  Schwester**. 
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Tenuistaltu Ilgen  in  die  ftussere  Erscheinung.  In  ihrer  Gesammi- 
heit  bilden  jene  das  landwirthschaftliche  Verwaltungs- 

rechi  diese  die  laml  wirth  sr  h  1 1  tliche  Verwal  i  uii<rs])flege. 
Landwirtlis(  liattsrecht  uüil  [.  iii  iw  u  l  hscliaftspflege,  der  Ni««(lorgchlag 
der  Agraq)olitik,  werdtMi  uiul  müssen,  als  das  Product  theib  gege- 
bener landwirthscliaftlicher  Vcrhältnisso .  theils  der  herrschenden 
Aiiffa.ssung  der  Stellung  des  Staats  zur  Volkswirthschatt,  länder- 
und zeitweise  eine  sehr  verschiedenartige  Ausgestaltung  aufweisen. 

Im  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  der  ersten 
üftlfte  dieses  Jahrhunderts  ist  die  Agrarpolitik  im  Wesentlichen 
von  der  Aufgabe  in  Anspruch  genommen,  den  Grund  und  Boden 
und  seine  Bebauer  von  den  Fesseln  zu  befreien,  die  in  Form  schwer 
lastender  Herrschafts-  und  Bienstbarkeitsverhflltnlsse  den  gesamm- 
ten  Bauernstand  schwer  bedrücken  und  ein  Vorwärtsschreiten 
desselben  zu  höherer  Bodencultur  unmöglich  machen;  mit  dem 
Auftreten  Liebig's.  dem  Aufschwung  der  naturwissenschaftlichen 
Ki<  lituiie  in  der  I/aiidwirthschaft  und  der  Fülle  von  neuem  Licht, 
vvt'lrlu's  die  VV«'L:t'  der  LandNvirthsehaft  von  dii  alt  erhellte,  begann 
in  t'in»^ni  Mtia^se,  wie  kaiun  zuvor,  «>iii  thatkräfti[res  Einsetzen  der 
•^laat^ifiln^orLie .  diese  wissenschat'tlit  li(>ii  Krrungenschaften  in  die 
Praxis  liberzutühreii ;  heute  hat  die  Entfesselung  des  Verkehrs, 
welcher  die  ganze  Erde  umspannt,  in  Verbindung  mit  einer  auf 
freiester  (irundlage  aufgebauten  Wirthschaftsordnung,  das  land- 
wirthschaftliche Gewerbe,  ungeachtet  alles  technischen  Fortschrittes, 
in  ebenso  ungeahnte  als  schwierige  Lagen  versetzt^  deren  Herbig- 
keit  zu  mildem  den  Brennpunkt  der  modernen  Agrarpolitik 
bilden.  Um  ein  völlig  richtiges  Bild  der  Agrarpolitik  der  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart  zu  erhalten,  mUsste  ihre  DarsteUung 
freilich  zu  einer  Specialschilderung  der  Verhältnisse  aller  wichtigeren 
Kinz»dstaaten  sich  enveitern.  Eine  solche  zu  gelten  liegt  aher  nicht 
in  der  Absicht  dieses  Haiidl>n(  hs  und  eine  erschöjdcmle  und  rirhtige 
Wi*»<!eri:ali»'  i>t  \v(dil  nur  in.  diesen  besonderen  Zweck  verto|«rendeu 
^pt't  ialw  erken,  wie  solclie  zahlreich  vorliegen,  möglich  und  aus- 
fahrbar      Wohl  aber  kann  und  muss  eine  DarsteUung  der  Agrar- 


V;,--!.  (ii«-  in  dtT  Literrtturiil)<'r-.i(  lit  vcr/fichucton  amflii  lu'u  Werk«?  iib<>r  die 
l*iMi».  ZutiUude  einzelner  Staatsgebiete  und  die  Verwaltuiigsthätigkeit  der  ob«r»t«»n 
Undwirthwhaltebehdrdfln;  weitere  Qoctllen  sind  die  xaMTeidien  Specialwerfce  fiber 
pomtiveh  VerM altungfsreeht,  auf  ^vch  In-  späterhin  bei  den  einzelnen  A1)S(  Imiftcn  zu 
*«n^ei!»^n  ist.  Für  Baden  einjjeluude  DarirtoUun^  in  den  Vt  rfn  ssers  Handbuch: 
^  Verwaltiinj^reclit  nnd  die  Pflege  der  Laud«irtlischatt  in  iJadon,  1888. 
t«€k«ab»rK*r,  A.,  AgrM-politik,  t.  5 
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poütik  aus  der  „ErscheinungeD  Flucht*^  beBÜmmte  gemeinsame 
Züge  fixiren  imd  ein  Gesammtbild  zu  gewinnen  sich  bemühen, 
welche  keine  charakteristischen  Merkmale  verloren  gehen  Iftsst,  und 
weiterhin  bestrebt  sein,  an  den  zu  beobachtenden  £in*  und  Bück- 

wirkunj?en  betiiutiniti  r  Kechtsnormen  und  Kinzülinaassiiahinen  auf 
die  unter  ähnliclu  ii  Verhältnissen  wirthschaft^nden  Landbaukreise, 
einen  Maassstab  zu  ^owinnen  für  die  H»Mirthoilimg  der  Zuliinu:lichkpit 
oder  Unzulänglichkeit  des  im  gegebenen  Fall  wirklich  }:^rreichteD. 

§  14.  Laudwirthschaftliche  BehOrdunorgauisation. 

Zum  Vollzug  (b'r  AulLralx'n  dor  Ai^n'ar])olitik,  als  Aiisliuss  il«'r 
obersten  staatliche!!  Fürsorge  für  die  bodenbesitzenden  Klassen, 
bedarf  es  bestimniter  Organe;  dieses  sind  entweder  die  überhaupt 
für  den  Vollzug  staatlicher  Anordnungen  bestehenden  Behörden, 
also  namentlich  diejenigen  der  inneren  Verwaltung,  oder  be- 
stimmte, im  speciellen  Dienst  der  Landwirthschaftsverwaltung 
stehende,  für  diesen  Dienst  besonders  ausgebildete  Functionjire : 
und  zwar  scheidet  sich  gewöhnlich  diese  specielle  Organisation  des 
landwirthschaftlichen  Behf^rdenwesens  in  ©inen  culturtechnischen 
Zweig,  dem  die  Losung  der  Aufgaben  auf  dem  Gebiet  der  Ent- 
und  Bewässerungen  und  anderer  Aufgaben  der  soir.  Landescultur, 
na!n»Mitlicli  auch  im  Hpr(Meli  der  Uemeinheitstheilungen  und  Feld- 
bereinigungen obli<\ü"t:  und  in  jenen  anderen  Zweig,  zu  dem  einer- 
seits das  landwirthschaftliche  Versuchsweseu  (mit  seinen 
(Inrcli  die  Specialgebiete  der  Agriculturcheniie,  Pflanzen-  imd 
Thierphysiologie  bedingten  weiteren  Verästelungen),  andererseits 
das  landwirthschaftliche  Wanderlehrthum,  ausgefibt 
diurch  landwirthschaftliche  Fachmänner  und  Yeterinärtechniker, 
zfthlt,  wobei  die  letzteren  zugleich  und  zwar  vorwiegend  als  Voll- 
zugsorgane fQr  die  zum  Schutz  der  landwirthschaftlichen  Hausthiere 
zu  erlassenden  besonderen  Sicherheitsanordnungen  als  Seuchen- 
polizeibeamte  dienen. 

£ine  unentbehrliche  Unterlage  für  eine  erfolgreiche  Th&tigkeit 
der  Landwirthschaftsverwaltung  bildet  weiterhin  die  Kenntniss  der 
thatsftchlichen  Verhältnisse  des  landwirthschaftlichen  Berufslebens 
in  allen  seinen  Veraweigungen ;  denn  nur  auf  Grund  der  erschöpfen- 
den Kinzelkenntniss  des  jeweiligen  Zustandes  des  lumlwirthschalt- 
lichen  Gewerbes  und  der  m  diesen  Zuständen  eintretenden  Aende- 
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nuigen  kanu  die  oberste  Staatsbehörde  ein  zutreffendes  ürtheil 
darüber  sich  bilden,  ob  unbeMedigende  Verhältnisse  entstehen,  die 
einer  Abhilfe  bedtlrfen,  aber  auch,  ob  die  Ursachen  der  eisteren 
solche  sind,  dass  sie  ein  Eingreifen  der  Staatsfflrsorge  liberhaupt 
geboten  erscheinen  lassen.  Diese  Einzelkenntniss  wird  durch  die 
Statistik  vermittelt  und  eine  gute  Organisation  des  statistischen 
Dienstes  gehört  daher  zu  den  wichtigsten  Hestandtlicilen  der  laiid- 
wirthsthaftlichen  Beliördonorgiinisation.  Landvviilhschaftlich-stati- 
«ti>jc]i»*  Kriuittelimgen  pllegt»n  mit  einor  ^«'wissen  Eogolmässigkeit 
allerdings  erst  dann  angestellt  zu  werden,  wenn  der  Staat  »lern  Ge- 
deihen des  landwirthschaltli(  hen  Gewerbes  seine  Aufmerksamkeit 
planmässig  zuwendet;  daher  die  Anfänp^o  oiiipr  T.andwirthschafls- 
statistik  in  das  vorige  Jahrhundert  und  mit  dem  Wirken  der 
Physiokraten  und  ihrer  Schule  (in  Deutschland  der  „Kameralisten**) 
zeitlich  zusammenfallen')»  Heutzutage  verwendet  jeder  Cultur- 
Staat  einen  grossen  Theil  der  statistischen  Arbeitskrilfte  auch  auf 
die  Ermittlung  der  überhaupt  zahlenmässig  festzustellenden  Er- 
scheinungsformen des  hmdwirthschaftlichen  Berufslelx  iis.  uiul  in 
ilen  folgenden  Kapiteln  wird  an  die  Ergehniss«'  dieser  Eniiitwlungon 
vielfach  anzuknüpfen  sein.  <  legenst;i?i«l  r^L'-elniässicrer  (meist  all- 
jährlich statttindender)  Erhebungen  pflegen  die  Anbau-  und  Ernte- 
Terhaltnisse  zu  sein,  während  die  Besitzverhältnisse  und  die  Be- 
wegvmg  in  den  Schuldverhältnissen  meist  nur  in  periodisch  längeren 
Zwischenräumen  erhoben  werden.  Da  in  der  Gegenwart  die  Be- 
wegimg  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  von  Land  zu  Land 
und  innerhalb  Landes  (nationale  und  internationale)  von  besonderer 
ictueller  Bedeutung  ist,  so  bildet  diese  ebenfalls  einen  wichtig 
gewordenen  Bestandtheil  der  regelmässigen  statistischen  Aufnahmen 
der  Gugenwart*). 

Insofern  aber  die  Statistik  nur  über  das,  was  zahlenmässig 
i^ich  ermitteln  lässt,  Aufschluss  ortheilt,  nicht  auch  über  die  das 
landwirtiischaftliclie  Benifsleben  bewegenden  Factoren,  so  bedarf 
itie  Arbeit  der  statistischen  Organe  nicht  selten  einer  Ergänzung 
durch  besondere  „Erhebungen"  (Enquiten)*  Solche  zeit- 

'  fii  PreoBsen  r«|^lroftagige  untliehe  Erhebungen  aber  Gelreideaabw  «ral- 

■Uis  durch  Frirrlrir!!  M.  ITTH  vf  r  inlasst. 

Vgi.  hierzu  den  Art.  ^Agrarstatistik"  von  Conrad  im  Uandb.  d.  Staatüw. 
«od  die  daselbit  dtirte  nmfaugfreiche  Literatur,  desgleichen  die  litemriflchen  An- 
gibett  im  Bin^an^  der  „Einleitung^.''    Ale  ein  cla^ssisches  Muster  landw.  statistincher 
Darstfllnn^  ist  da^  \V«rk:  .\.  >hMt/(<n,  Der  Boden  und  die  iHudw.  Verhiltniaae 
Preutei»chen  ätaat»,  4  Bde.,  1^/71,  m  besecicbnen. 

6* 
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weise  zur  Durchfahning  gelangte  „Erhebungen^*  (Agrarenqudten), . 
welche  die  tieferen  Ursachen  wahlgenommener  üebelst&nde  auf- 
zudecken, je  nachdem  auch  Vorschlftge  Aber  die  Mittel  der  Abhilfe 
entgo<(oiizunehmen  bestimmt  sind,  bilden  daher  ebenfalls  einen 

wichtigen  Hilfsapparat  der  Laiidwirthschaftsverwaltung.  Zu  ihrer 
Veranstaltimg  ist  namentlich  unter  dem  Eindruck  der  durch  der* 
trausoit'iniisclion  Wettbewerb  geschaffenen  „Nothlage^*  der  euro- 
päisrluMi  La^d\virth^?ehaft  geschritten  worden  und  es  haben  die  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  einzelnen  Staaten  (Preusson.Württembei^, 
Baden,  Hessen.  Elsass-Lothringen)  sowie  in  ausserdeutschen  Staaten 
(Frankreich,  England  und  Italien)  in  bald  mehr,  bald  minder  um- 
fassender Weise  herausgegebenen  amtliehen  Werke  vermöge  des 
durch  sie  vennittelten  besseren  Einblicks  in  die  den  landwirtli- 
schaftliehen  Betrieb  der  europäischen  Gegenwart  beeinflussenden 
Factoren,  den  AuBgangspimkt  ftlr  eine  Reihe  landwirthschafts- 
^  politischer  theoretischer  Erörterungen  und  praktischer  Maassnalimen 
gebildet  auf  welche  in  d»'n  tolgenden  Kapiteln  iiähcr  einzugehen 
sein  wird,  wenn  auch  nicht  über  alle  diese  schwebenden  Fragen 
und  die  glücklichste  Art  ihrer  Lösuug  jetzt  schon  ein  abschliessen- 
des ürtheil  sich  gewinnen  lässt. 

Neben  dieser  berufsmässigen  Organisation  des  landwirth- 
schaftlichen  Verwaltungsdienstes,  die  ihre  leitende  Spitze  in  A  c  k  e  r- 
bauministerien,  in  kleineren  Staaten  wohl  auch  in  besonderen, 
gewöhnlich  dem  Ministerium  des  Innern  beigegebenen  Ab- 
theilun^en  hat,  sind  als  freiwillige  Mitarbeit^^r  im  Dienst  der 
laudwirthschaftlichen  Verwaltung  von  Bedeutung  auch  die  land- 
wirt hs chaftl i c h en  Vereine  geworden.  Ihnr  vermittelnden, 
anregenden  Thjitigkeit  ist.  namentlich  soweit  es  sieli  um  Aufgaben 
im  Bereich  der  Technik  und  Oekononiik  handelt,  das  Vorwärts- 
schreiten der  Landwirthschaft  in  diesem  Jalnhnn<lert  in  besonderem 
Maasse  zu  verdanken  und  in  der  I'tlege  des  landwirtbschaltlichen 
Vereinslebens  und  des  aus  demselben  herausgewachsenen  land- 
wirthschaftlichen  Genossenschaftswesens  erblickt  daher 
die  neuzeitliche  Agrarpolitik  eine  besonders  wichtige  Aufgabe. 
Auch  hat  sieh  aus  dieser  Vereinsoiganisation  allmählich  in  den 
Terschiedenen  Staaten  eine  Art  ständiger  Interessemrertre- 
tung  mit  häufig  amtlichem  Charakter  entwickelt,  aus  deren  Scbooss 
vielfach  die   fruchtbringendsten  Anregungen  für   die  leitenden 

^>  Vgl.  die  Literadirübersicht  im  Eiugiuig  dov  „ELaieitung". 
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Staatsbebörden  hervorgegangen  sind  und  deren  Bedeutung  dadurch 
nicht  abgeschwächt  wird,  dass  zeitweilig  in  diesen  EOrpem  die  land- 
wlrthsehafttiehen  Interessen  mit  einer  grewissen  Ausschliesslichkeit 

und  Schärft"  sich  GeltuiiL:  zu  s(  liatIVii  bestrclit  bind,  wie  dies  gi-rade 
wieclerimi  in  der  Gegenwart  iler  Fall  ist^). 

g  15.  Hauptzahlen  der  Agrarstatistik. 

■ 

* 

In  Nachstehendem  sollen  einige  Hauptzahlen  der  landwirth* 
scbaftlicheti  Statistik  gegeben  werden,  welche  das  in  den  voraus- 

L'psrantrenen  Abschnitten  über  die  Bedeutung  des  hiiidwirthschaft- 
lirlit'ii  (icwerbes  für  das  Staatsgarizo  und  Mn'  VolkswirthHcliaft.  sowie 
ütitT  die  Notbwcudigkeit  von  Iii  ti  i>'l)>t'irl- 'Uritteii  Bemerkte  be- 
leuchten mögen;  einzelstatistiscbe  Angaben  (über  Gnnideigentliums- 
vertheilung,  Arbeiter-,  Pacht-,  Vorsichernngswesen,  Verschnldnng  etc.) 
finden  sich  in  den  sp&teren  Kapiteln  und  Unterabschnitten,  auf  die 
hier  zu  verweisen  ist 

1.  Der  Umfang  der  im  landwirthschattlichen  Gewerbe 

thätlgen  Personen. 

In  Deutschland  entlicli'n  nach  der  Zahlung  vom  5.  Jnni  1882  von  einer 
'ff^ammtbevolkerunp  von  45222113  auf  die  dem  Beruf  der  Land-  und  For8t- 
wirthschaft,  Tliit  r/.iu  lit  und  Fischerei  angehörigen  Personen  (einschliesslich 
der  Dienenden  nnd  Kaiiiilicnaii^rrlinriqrfn^  15^225455  oder  42,5°/o.  auf  Land  •«\  r-tlis(  liiif>. 
Xltienmcbt  luid  Gärtnerei  allein  18704028  oder  41}37o*  £rwtirb»thätige 
{ohae  Batugefilnde  ond  nidit  mHarMtflnde  Angehörige)  waren  m  in  der  Landwirtii- 
«chaft  8063966,  welche  deh  wie  folgt  vertheUen: 

1.  Auf  Relbstst&ndige  (ohne  leadwirdiachAftllche  Taglöhnerai)  2262531  —  27,9  "/„ 

2.  Auf  Selbst  ständige  (mit  land\%irtb8chaftUGber  Tagltthnerei)      8()6  493=- 10,8  7o 

:i  Auf  laiirlwirthschaftliche  Ta^Mohnerf^i  1  lU-l  774  —  17,0  7o 

4- Auf  mitarbeitende  selbststandige  Familienangehörige     .    .    1  9ii4  (>15  =  24,0  V« 

&.  Auf  Knechte,  Mägde  16890B8*->  19,7 7o 

6.  Auf  Verwattaiigsbeamte   47465«-  0,67» 

Bei  einer  g«R«»mten  landwirdiachaftUchen  Fliehe  von  31868972  ha  (ein- 
*fh!if>>li(  h  des  cultivirtm  Weidejireals)  entfalN'ii  sornii  auf  TfKK)  ha  s^N  ln  r 
FUche  rund  690  zur  Laiulwirthschaft  überhaupt  gehörige  Personen  und  rund  2(iO 
in  dieeer  erwerbsthätige  Personen.  —  Von  1000  Einwohnern  aber  gehören 
itt  Landwirtbschaft  416,6,  anr  Forst wirth Schaft  und  Jagd  6,8,  zur  Fischerei  1,7, 
zusammen  425.1  :  (la?t>gen  zur  Industrie  360,1,  zu  Handel  und  Verkehr  100,2,  an 
(iea  übrigen  Beruisstandeu  119,6. 

')  Wegen  der  Darstellung  der  Organisation  und  (iliederung  der  land- 
wifthsehafttiehen  Behördenorganisation  im  Binaelnen  einschliesslich  des 
Undwirthschaftlichen  Yrn  i  n  s  \s  esens  ist  auf  die  SpftteMD  Aosfilhningen  iH 
Icxt  Unsbeaoadere  in  Kap.  1,  lU,  iX,  JU)  an  verweis«!. 
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Innerhnlb  der  einzefm n  ItpichHp'biotstlunlt'  pr^n^'^'t  sich  dalxi  :illor(lin<r*  rtn 
sehr  verochiedeuüs  Bild;  deuu  vou  lOCX)  Kin wohnern  kamen  aut  die  der  Land-  und 
Fontwirthschaft,  avch  Fucheni  lugehöngisu  Personen  in: 


1.  Poien   646.7 

2.  08tpreu88on   643,9 

9.  Westpreuüsea   605,5 

4.  Pommern   545,1 

f).  Siidbaveni   533,0 

6.  Uoide  Mecklenbniif   526,9 

7.  Oldenburg   522^ 

8.  Haaiioyer   6ßOS 

9.  Baden   491,2 

10.  Die  drei  Franken  

11.  Württemberg   481,7 

12.  BhelnpfUx   466  3 

13.  Schlesien   447,9 

14.  HrHudciiburi^  iolme  Berlin)   444,3 

15.  SehI<Miwig-Uoktmi  *   *  442,2 

KlH>is8-Lothriniren   419,3 

17.  '  ii  ■-■-•!-ir  -7r.':^Miiirn  HtHMIl    ......    •  11'>.rj 

18.  Hessen-Nassau   40ä,3 

19.  Provina  Sacbsen   87S,0 

20.  Die  acht  thfiringischen  Staaten   367,6 

21.  Brannschwei pr,  Anhalt,  Waldeck,  beide  Lippe  367,1 

22.  Westfalen   351,6 

28.  Kheinlattd  mit  flohen«>lleni   3173 

24.  Kiiin^^rfich  SiichseO   ' 

2ü.  Drei  Hansestädto   64,3 

26.  Berüu   7,7 


Ein  Verglaich  mit  anderen  Staatsgebieten  ergtebt  folgendes  BUd: 


(fpsninnitzfthl 
der  zur  hand- 
u.  Forstwirth- 
.schaft  einschl. 
Fischerei 
gehörigen 
Personen 


Deutschos  Reit  h 

(5.  Juni  1882) 
Oesterreich  (31.  Dec.  1880) 
ünparn  CM.  Dec.  1880) 
ItaÜen  (31.  Dec.  1871) 
Schweis  (1.  Dec.  1870) 
Frankreich  (18.  Dec.  1881) 
Dänemark  (1.  Febr.  1880) 
Norwegen  (I.Jan.  1876) 
Schweden  (81.  Dec.  1870) 
England : 

Wales  ^4.  April  1881) 
Schottland    ^  „ 
Irland         ^  „ 
Yer.  Staaten  mn  Amerika 
(1.  Juni  1880) 


19  225  465 
12199044 


1  333  696 
18  249  209 
849  209 
997  059 
2286809 


Procentr 

verhältniss 

zur 
Qesanunt- 
hev61ke- 
ntng 


42,5 
66^1 


42,6 

483 
45,2 

65,2 

543 


Qesammualil  der 
hl  Land-  n.  Forst- 

wirthschaft 
einschl.  Fischerei 

erwerbs- 
thitigen  Per- 
sonen ((^hre  das 
HauAgesiude) 

8236  496 
6  161  246 
4  520  671 
8659  074 
547  946 
6466416 


1  3^1  979 
2tk>  740 
992467 

7713  757 


Prooeni« 
Terfailtniss 

%nr  Qe- 
sammtxalil 

aller 
Erwerbs- 
thitigen 

46,7 
59,8 
67.2 
62,6 
453 
463 


14.0 
18,8 
483 

473 
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Diese  Zahlen  in  Vcrbindurifr  mit  dfr  vnrhprprph<*n(l»Mi  Tabelle  lassen  deutlich 
erkennen,  wie  die  landwirtli^cUaltliche  Btjvulküruug  einer  Au/.ahl  eiuopaihcher  Staaten 
darrh  die  sonstigen  Berufsstände  bereits  Qberholt  ist,  diese  Staaten  also  (Deutsch- 
Umi  Fmiikrt'ich.  Schweiz^  in  die  Hoilie  der  ausgesprnrhonen  Indusfrifstaaten  (Eng- 
land, Schuttlaudj  eiiuculeiikeu  begiuueu ;  aber  sie  zeigen  auch,  wie,  2.  B.  in  Deutsch- 
land, territoml  bald  das  kndwirthschaftlich«,  bald  daa  gowerbliche  Boraftelemenl 
nt^rwiegt.    Die  Gebietsthdle  nüt  der  in  Deutschland  relativ  sablreicbates  laad- 
wirthschaftlichen  Bevölkcnmg,  also  Posen,  Ost-  und  Wcstpreusson,  Pommern  und 
Sädbajeru,  stehen  £ast  aui  gleicher  Stufe  mit  Oesterreich,  italiea  und  Norwegen; 
aar  ia  Schweden  and  Ungarn  (wenn  die  Bahlrelehen  Lohnarbeiter  wechselnder  vnd 
unbestimmter  Art  mit  berücksichtigt  werden)  scheint  ein  noch  grösserer  Theil  der 
Bevölkerung  der  T.jindwirthschaft  anzugehören.     Ferner  stehen  die  (Jebietstheile 
inil  einer  nach    UeutÄclieu   Verhültui^seu  mihelstarkeu  landwirthscbaftlicheu 
Berölkentug,  wie  die  drei  Franken,  Württemberi?,  Rheinpfalz,  Elsass-Lothringen, 
Hi^Äscn.  Hes^en-N';i^-,ni  Brandenburg  (ohne  Pi  rün    ^'rhleswig-Hol^triii  und  .Schlesien, 
miv  denjenigen  fremden  Staaten,  die  im  Vergleich  zu  den  übrigen  eine  mittlere 
Vertretung  dieser  Bemfsabtheilung  aufweisen,  nämlich  mit  der  Schweiz,  Frankreich, 
Irland.  Dänemark  und  den  Yereinigten  Staaten  von  Amerika,  anf  gleicher  Stnfew 
r,..r,.„  j^t  selbst  in  Sachsen,  wo  die  landwirthschaftliche  Bevölkerung  (abgesehen 
vviti  iierlin  und  den  drei  Haosestüdteu)  am  schwächsten  vertreten  ist,  diese  gleich- 
wohl inuaer  noch  sehr  viel  lahlrdcher  als  in  Chroishiitannien  (ohne  IrUuMl)^. 


II.  Anbau-,  Erntestatistik  und  Nahrungsmlttelbilanz. 

BuM  re^lmSsrii^  ErbebunfT  der  Anbau-  und  firnteverhiltnisse  b^innt 

erst  ^eit  vii  ryifj-pr  7nhren  ^Belp-ien  seit  1HAC),  Württemberg  seit  1852,  Baden 

seit  England  »vh  1S67);  für  das  deutsche  iteichsgebiet  ist  eine  solche  erst- 

mal»  1878  veranstaltet  worden  und  soll  alle  10  Jahre  wiederholt  werden,  während 
daneben  in  einer  Reihe  deutscher  Staaten  jährliche  Aufnahmen  dieser  Art  einher- 
gehen*!. Die  foltrenden  TabelloTi  /fi^ren  (nach  Conrad)  die  Aühnnverluiltnisse  der 
baaptsächlichst  in  Betracht  kommende  Länder  und  das  Proceutverhältniss  der 
eiaaelnen  Fr&chte. 


^  !^äuimt1iche  vnrsfrh  nde  Angaben  «iflid  entnommen  dem  Baad  U  der  Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  im4,. 

Näheres,  namentlich  auch  über  die  Methode  der  Anban-  and  Emteetatiatlk 
ia  dem  obenerwihntea  Conrad*schen  Artikel:  «Agrarstatistik.' 
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1.  Anbauflächen  nach  Hauptculturgruppen. 


HHck- 

Ackfr- 

und 

friirhto 

Futter- 

Handels- 

weide 

Luid 

?•§ 

Hülsen- 

lIlSl»t'>. 

krftnter 

gewftchso 

und 

früchte 

Kartoffeln  i 

Brache 

_  h 

h 

DeutfchegKeich 
Proc.  d.  Acknrfl. 

Froc.  d.  Ack<'rli. 
Bajmi  

Proc.  d.  Ackerfl. 
Württembenäf  .  .  . 

I'roc.  d.  Ackerfl.  ' 
Ha<len   1883 

Pro.-,  d.  Ackerfl.  ' 
«leaterreich   .  . 

Proc.  d.  Afkt  rti. 
Ver.  Hrii.  Krieh 

Prot.  (I.  A,  k.-rfl. 
Gro8t>britau.  .  , 

Proc.  d,  Ackerfl. 
Irland  i  188ö 

Proc.  (1.  Ackerfl. 
Frankreich  ...  1882 

Proc.  d.  Ackerfl.  ' 
Belgien  1 1880 

Proc.  d.  .\rkrrfl. 
Nlederlaud«  .  .  |  1884 

Italien  ;  1881 

Seh  wt' (1  fn  .  .  , 
Norw<'LM-i)  .  .  , 


1883 
188:^ 

ms 

1883 


188« 
1885 
1885 


1882 
!  1875 


15  723967    3943  63ö| 
tiO  1     '     15.1  ' 
10  575  759  2  644  827»)' 


60,4 


183B9S8  407373*) 


540  593 
61,5 


3S4806   117  948^ 


'>:V0 
6  542  914 

61,52 
4  458155 

22,99 
3*5*7  ö73 

25.79 

<u:)  im 

10. 4M 
15  440128 
59,34 
967  756 
48,79 
464  054 
8  435  883*1 

1  'm  \m 

un  215 


15,1 


13.4 

n6  955M 
13,3 


19.2 
1090  458-) 
10,25 
1  929  2(Ui 


1  425  749; 
10,82 

493  591 1 
8,01  I 

2  131  792, 
8,19  I 

49  857 
2,51 
11I2147 

70120 
167  700: 


1 

2  404  650 

:^2  315 

3  3;%  829 

9.2 

1,3 

12.7 

1  4Ö9  910 

195  304 

2  442  696 

8,3 

1,1 

13,9 

320133 

61760 

976  799 

10,5 

1,7 

12.3 

110682 

24  235 

76  6*97 

12,6 

2,8 

8,7 

82613 

20760 

6028S 

13,5 

3.4 

9,2 

2  728  791 

73  670 

10  6»  >5 .578 

14,07 

0,33 

54.68 

1884  281 

29  8a5 

6438389 

14.34 

0,23 

4a36 

823  793 

43  7S5 

4  155  871 

13,37 

0,71 

♦u.44 

4  096  797 

705066 

3  643  799 

15,76 

2,71 

14,01 

ia5  778 

103  874 ') 

231  964 

9,37 

5.24 

1 1 .69 

141  543 

;i3  179 

16  374») 

3  434  126 

82H  200 

28000 

429  900 

:U  S79*  t 

")  iiicl.  (temühe,      nur  Kartottttln,  -^j  nur  Braclie,  *)  iucl.  Rei^  und  Mais. 

2.  Anbaufiftchen  von  Brodgetreide  insbesondere. 


Laad 


OeHammt- 
An  bau- 
fläche 


Davon  ist  auj^^baut  mit 


Weizen     £.  ,  ^        Ins-       £  •  « •'-.^  3-^  r- 

SpeU,  Ein- ?f         Roggen    ,^^1,  gcaianmit  ^«fSt^sf» 


;( Brotfrucht ) 


Di  SC 


Deutschland  .  . 

l'reusscn  

Bayern  

•Sachsen  

Würtlemberg  .  .  .  . 

Baden  

E]m«8- Lothringen  . 
Frankreich  .  .  . 
Uelgieu  ...... 

Oesterreich  .  .  . 
Bngland,Schott- 
land  n.  Wjiles 

Irland  

tirossbritannien  .  . 


26177  351 
17  527  740 
3061347 
k:^i  226 
879  109 
612  974 
692  782 
26  017  582 
1983570 
10686872 
(in  Acres) 
17  175041 
4  896  529i 
25173  77ll 


2  306  726:  «8 

1  117  512,  6.4 
416744  13,6 

ii\m  5,8 

221  823  25,2 
115  260|  18.8 
183  051  i  26,4 
6  866  054  26,4 
328445  16,6 
11070B1  10,41 
(in  Arce«) 

2  677  038  15.61 

69  008  1,4 1 
2750668)12,41 


5  817  049 
4  423115, 
641  313; 
213.345 
36  200 
43  614 
m  174 
1  723  195 
277  640 
1966492 
(in  Acres) 
47  040, 
71521 
542841 


25,2 
17,7 
25,7 
4,1 
7,1 
5,2 
6.6 
13,9 
18,7 

0,3 

02, 

0,21 


8  123  775 
5r>40  627 
957057 
261  341 
258  023 
158  874 
21!»  225 
^  5S!)  241» 
606085 
3093573 
Ün  Acres) 
2  724  078 
76)6t) 
2804822 


31,0 

31,6 

31,41 

31,5 

2*>,4  I 

25,9 

.11,6 

;w,o ; 

.30.5 
!29,1 

1.5.9 
J,6 
12,6 


ö  7(is 

ö  III 

561» 

12  176 
7  7:« 

10  078 
7  i  Mi 

7158 

67  947 
12437 
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3.  Mittlere  Getreideproduction  dor  Krde  im  Durch- 

schnitt  der  Jahre  1378/87'). 

(In  MUlioneii  bl.) 


I.  Kuropftueb«  Staaten 

in  den  Jahren 

kl 

? 

s 

1 

"->. 

1 

'S 

T>«  in><  }u>s  [{c'irii  .... 
lUuutliuiU  uud  Polen  . 

OMl«mieb-T'ii;::)m  .  . 

nrfj<:>Tirit.  Vi,  Irland.  . 

fipurittn  ........ 

Tiirkci  aaü  Bnlgtrieu. 

StfÜMai  .  .  •  

ri:i)j<'Miark 

bciiwt^dtm  

Nij'dcrlaiulö  

Kiiiiiliinii  .  ,«,.*•• 

1R78  87 
,  1888/87 
1878/87 
lh78  87 
1>0^4  87 

i»7y;»7 

HittplArntn 

Ap])r<i\ini;iL 

Approxiiiiiit. 
18H5 
1H7S  87 
1878  87 
187HW 
1H78/87 
1 878/87 

1876/86 
A^roximat. 

38.4 

8(;,7 

KM.l 

r)3.K 

27.4 

32.8 

20.;') 
!>.(; 
l.i) 
Iii 
l.s 

l,a 

8,1 

2.1 ) 

(M  )4 
•> 

0,1 
1.6  1 

so.i: 
2:)(),(i 

'>4.3 
43.2 

7,4 

7,1 

1,0 

im; 

0.7 

.").;» 

5.9 
3.7 
3.8 
1,7 
0,4 
0,0 

3r).(  t 

60,7 
18,2 

3.->.4 
28.0 

17.4 

7.7 

l.l 

0,3 
7.8 
5,6 
1.3 
1.7 
\}.) 
0,7 
1,6 
0,8 

iyt>,ü 

83,9 
.*)().() 
68.3 

ti.l 
2,6 

3.3 
1  > 

0.8 
1,8 

11.1 

ia,3 

9,0 
4.4 
3.6 
0,3 
3,2 
0,0 1 

G,3 
9,4 
43,8 

2ö,8 
7,8 

7.6 

•>•-»  "» 
w ._  .*  / 

3,tS 

6,2 
14 

2.4 
41,8 
16,6 

8,9 

0.1 
0  7 

0.4 
2.3 

23 
0,8 

8.1 
0,1 

0,7 
03 

ZtLeammeo 

437«7  1  446,4 

^4,1 

507,6 

13G,2 

88.2 

 o  -  _ 

IL  A  iisofri  nntpUsehtt 
Sti\:it»-ij : 

\tr.  .S(.  V.  Aiin  rlka 
Brit.  Indii^oi  

Cuada  .  *  

Allst ralu-H 

^^bOa  .«*••«.._.. 

1S78/S7 
1882/:-^  8(;/7 
188:187 
1878.87 
AppruiLÜuat. 
,  1876/a5 
!H78''H7 
188*).87 

lti86 
1878/87 

157.1 
H<i.2' 

1 2.8 

4,7 

K.l 

8,7 

0,7 

- 

0,01 

• 

17,8 

7,7 
0.!» 
3,4 
1,0 
123 

182,i 

31,7 

5,5 

03 

— 

4.6 

4^7 
0,3 
0,1 
6.7 

4,0 
0»7 

328.7 

'  9,4 

43,1 

230.0 

677,7 

6,1 

/lUBanniiOTi '  i  uttd  11 

7i>*i,4 

466,8 

^7.2 

777, J> 

713.U 

94,3 

T>nr  (I  r  <;imrii  t  wr  rth  ( iner  {^t«'ii  Könierfruclitprnti'  ih-r  Welt  darf  mif  21  2*2 
HilliardcD  Mark  geschätzt  worden,  von  der  etwa  10  Milliarden  in  den  unmittel- 
baraa  CoDsnm  der  ackerbantreibenden  Bevölkernng  selber  überdrehen.  Vor  einem  Jabr* 
bindert  schätzte  TnrgOt  den  intemutionalen  Kombandcl  der  Erde  auf  10  11  Mil- 
lionen Iii  (m  ftvi^le,  während  er  %.  B.  für  1887  auf  rund  670  Mill.  hl  fit  treide  und 
Xehl  veranschlagt  worden  ist.  Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerungszahl,  mit  der 
die  Intenait&t  dee  Ackerbavi  niebt  gldcben  Scbritt  bialt,  sind  die  wefltlichen  enro- 

'  Vt:l.  liirr/ii  iiinl  fHe  weiteren  folprend«  !!  Aiii.Mbcii .  TT^ebersichten  der  Welt- 
^irthflchatt,  heraate|{egeheu  von  v.  J  Uran  check,  Jahrg.  1886/89. 


üiyiiizeü  by  Google 


74 


Einloituug.  Abschn.  II.  Wesen  und  lalialt  der  A^prarpoUtik. 


päidclieu  Staaten  im  l<aut'e  des  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  getreidecinführeude 
Länder  gr^worden,  deren  Nahninf^ittelTersor^iumr  in  ateigendem  lüuMfle  Btuslaiid, 

die  Doiiaulander,  Amerika,  Indien  etc.  übeniehnien  müssen.  Es  hat  betragen  im 
Jahre         der  Hinfuhr-  und  Austiihrwertli  in  Oi  treide  und  Mehl  in  Millionen  M.: 


a)  einführende  Staaten: 

Deutschland  , 

Chttssbritannien  .... 
Niederlande  ...... 

Frankreich  

Hel^^eu  

Italien  

Scliweiz  , 

Spanien  , 

Portugal  < 

Skandinavische  Staaten  .  , 
Griechenland  


Einfuhr 
211^ 
1047,9 

237,6 
128,4 
82,5 

55,0 

23,2 

m,2 

27,0 


Ausfuhr  M 

143 

173.(; 

11,7 
73.8 

ia2 

1,6 
.  8,2 
03 

38,1 
0,2 


e  h  rci  nfuhr 
177,0 
1082,4 
149,1 

288,1 
163,8 
118.2 

81,0 

46.8 

22,4 

60,1 

'>6.8 


Summa  2533,4 


367,7 


216Ö.7 


h)  H  MS  führende  Staaten: 
Kussland     .  . 
Nordamerika 

f'anada  .  .  . 
Brit.  Ostindien  . 
Oesterreich-Ungarn 
Baminieo  .  . 
Aiisti-alien  .  . 
Argentinien  .  . 
Bulgarien 
Aegypten    .  . 


Einftihr 

13 

83,7 

2,5 
10,7 

03 

42,1 

03 
0,1 
6,0 


Ausfuhr  Meh rausfahr 


796,4 
£203 
713 

.^10,1 
2t)ü,l 
166,4 

863 
58,4 
38,1 

22,4 


794,5 
486,6 

40,8 
307.6 
258,4 
165,6 
42.9 
58,1 
38,0 
16,4 


Summa    1283      2387,7  22083 

In  welchem  Maa.sso  das  Deutsche  Reich  insbesondere  hinsichtlich  von 
Kahrungs-  und  (»enussmittelu  auf  die  ßinfithr  vom  Ausland  angewiesen  ist,  ist 

aus  folgender  Uebersicht  au  entnehmen: 


4.  Ein- 
landwirthschaftli 
nach  und  a 

W a n r e n j,'  rii  [)  j> e : 

1.  Getreide  und  anden>  uu  h- 
Kge  NahrungsstoflPe,  und 
«war: 

a)  Rohstoff.-  .... 

b)  i<'abrikate  .... 
(Mals.  Main,  Mehl) 

2.  Obst,  Früchte,  Gemfise, 
fri'.ch  oder  getrocknet  . 

3.  Hupfen  

4.  Wein  und  Moet .... 

(auch  .Schaumwein) 
6.  Vieh  und  andere  lebende 
Thiere  

6.  Eier.  

7.  Käse  

8.  Sclunak  von  .Schweinen 
und  Gänsen  

9.  Bnttar  atich  MarKurine 

Summa 


>  und  Ausfuhr  einiger 

eher  Erzeugnisse  im  Jahre  1890, 

U9  dem  Deutschen  Beiche. 


Einfuhr. 


Ausfuhr.  Mehrcinfuhr.  Mehrauafuhr. 
Werth  in  1000  Mark. 


395  371 
461Ö9 


73  410 
6153 
43691 


22U586 
56  775 
12698 

65983 
12644 


6  291 
84003 


17  342 
45  630 
18023 


29  845 
1703 

12865 


389  080 
12  lb6 


56068 
25568 


199  741 
56  775 
10895 

55983 


39  477 


21 


982300 


165506 


806296 


39498 
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Es  hat  demnach  im  Jahre  1890  im  fJanzen  dir  M  Ii  l  o  i  n  fu  Ii  r  an  Nahninjrg- 
mitUfhi  and  Ueuussmitteln  den  lietrag  von  7667itöÜÜÜ  M.  erroicht,  darauter  für 
Brod-  tmd  MehlMcbte  allein  rnud  400  Mill.  M. 

Im  Durchgchnitt  der  Jaluc  1884/89  hat  Deutschland  in  runden  Heträ<!ren 
o  Mill.  I)opp«'li  pntnf»r  Weizen,  7.7  Mill.  Hnf^'qvn  t*iii<rf"fiihrt  und  (nliclit  sich  die 
frage,  ob  nicht  durch  Steigerung  der  Erträgnisse  die  inläudiscUe  üetreiduenseugung 
im  Stande  sean  sollte,  ndt  der  Zeit  diesee  Deficit  wenigstens  tarn  Theil  Mieder  e«  decken* 
In  Beriicksichtigang  der  früher  gemachten  Angaben  (§  9  ff.)  Uber  die  dermaligea 
Anb  iiivt  rhnltnisse  in  vit  lrMi  <J<'.T(»nden  des  Deutschen  Reit  Iis  kann  bei  plamnässlgem 
Einwirken  auf  die  buUeubcuauende  Bevülkeruug  im  8iun  der  Verwendung  be»Herer 
GetniderarietjiteD  als  Saatgut,  der  ZnhilflBnaluaie  künstUcher  IHIngeinittel  und  sorg^ 
filtijrerer  Bestellung  überhaupt,  jene  Fiii^j^c  allordini^s  bejaht  werden;  e«  wäre  hien'.u 
lediglich  nöthig.  dass  im  Durchschnitt  vom  Hektar  Weizen  nur  2  Doppelcentner,  vom 
Hektar  Roffg^n  stark  1  Doppelceutiitr  uielir  geerutet  würdeu,  ein  Ziel,  das  wohl 
prreichliar  erscheint.  «Hier  liegen",  sagt  ein  bekannter  AgrarjH>litiker,  „200—300 
Mill.  ialirlirlirr  Mchrwerthe  auf  der  Strasse,  wenn  man  sich  nur  die  Mühe  <;el)en 
wollte,  sich  danach  zu  bücken."  .  .  ,  Erwägt  mau  ^die  politische  und  nationale 
Wichtigkeit  der  Unabhängigkeit  einer  Nation  von  fremder  Einfuhr  der  nnentbehr 
Behsten  Lebensbedürfnisse,  so  sollte  man  meinen,  Volk  und  Regiernn«^  könnten  keine 
drinrrendere  und  Uduiendere  Aufgabe  linden,  als  n)it  allen  /iilassi;^en  und  zweck- 
nuissigen  Mittein  die  laudwirthschaftliche  i'roductiou  durch  Hebung  des  Cultur- 
snstandes  der  lindlieben  BevöUcerung,  Yerbrritung  tüehtiger  Fachbildung  nnd 
materielle  Erleichterung  der  Productiousverwerthung,  insbesondere  durch  entsprechende 
Eisen  bahn  tarife  für  alle  Productionsniittel.  speriell  für  künstlichen  Dünger,  zweck- 
mässige Organisation  der  Waasen^irthschaft  und  sonstige  Cult urtechnische  Maass- 
regeln zu  fördern')*'.  Unter  diesem  Oetdchtsponkt  gewinnt  aber  anch  «ine  masavolle 
Z.dlpolink  betreffs  der  Zerealien  eine  Bedeutung,  ge<rcnüber  welcher  das  Moment 
jederzeitiger  biiligäter  Versorgung  des  inläudiachen  Marktes  mit  Brodfmcbt  jeden- 
fidls  an  ausechlaggebendes  nicht  wird  sein  dttrfen. 


5.  Mittlere  Kartolfelproduction  der  Erde. 


1885 

1  1886 

1  1887 

1888 

1889 

in  1000  Doppelcentnem. 

Drutsehes  Keich    .  .        27  9ö4 

2h  143 

25  273 

21  91 1 

2()B(U 

Üttsfland  uud  Poleu  .  . 

Ii  72t> 

12  821 

I3  9;i:i 

13  318 

14148 

0«terr.-Ung.  m.  Bosnien 

13485 

12014 

12  623 

11  703 

12808 

11  24(5 

11  288 

11  7(x; 

10  345 

10  700 

Vit. .Staaten  von  Amerika 

.')  122 

4086 

(i  U>7 

5  8:^) 

32ü0 

3  218 

3  622 

3X08 

3645 

iriand  

3247 

2711 

3626 

2663 

2893 

3  027 

3(U4 

2  m) 

1  .3^>4 

2  796 

2  07(» 

1  948 

2  340 

2  15(> 

2  ir)<i 

8cii»edcm  

1513 

1587 

1  8B1 

12^>8 

2157 

*»-«-  ' 

1630 

1630 

1  m) 

1690 

1  63<J 

Spanien  

1  585 

1  585 

1  585 

1  585 

1  585 

(i2ü 

«)2r. 

t;2r» 

626 

626 

741 

£42 

420 

798 

685 

ItaUen  

798 

751 

739 

r,7o 

my 

V'?A\ 

449 

4(n 

r-i" 

430 

503  1 

484 

44ü 

446 

AnMIidi»  Ookolni  , 

419 

486 

503 

421 

446 

248 

248 

248 

248 

23 

23 

23 

23  i 

28 

* 

88779 

85739 

88749 

80729  1 

90508 

*)  Geh.  Bath  Thiel  in  No.  12  der  deutechen  iandw.  Fresse,  1891.   Auch  der 
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().  Tabak. 


Die  gcjiommtti  Tabukerzeuj^ung  der  europttiüchen  Staaten  ist  1884/B5  anf 
2260000  Boppeloentner  enoitteU  worden.   Bs  wurden  entengt  in 

I)(»ppelct*iitner 


J^eutschland     .    .    .    .  471^)30 

Oesterreich-Ungarn    .    .    .  807  530 

RuBHland   ölO  240 

Frankreich   1(V2«30 

Griechenland   76  800 

ItaUen   60180 

IJelfirieu   47  1 40 

Rumänien   80  000 

Niederlande.    .....  29760 


etc.  etc. 

Der  Werth  der  ennipäischen  (ietuunmtemte  kann,  den  DdppelcenUier  xu  80  M.. 
anf  180  Mill.  K.  aagenonmen  werden. 

JHp  lulirtsor/.enfTiiiipr  des  aniwereurop.'üschcn  Tabaksgebiets  wird  auf  rund 
ö  Mitl.  l>opp(;l<::entuer  geschätzt,  wovon  (1884i8ö)  über  2  MilL  Doppelceutaer  in  den 
enropäischen  Conenm  ühergeliihrt  wurden. 


7.  Hopfen'). 

Die  ErKcognng  einer  mittleren  Welternte  in  Hopfen  wird  anf  706800  Doppel- 
ceutner  geschätzt.   I>ie  Eraeugting  betrug  in 


1890 

1891 

Doppelcentner 

r>47  000 

223600 

55000 

71000 

Fraukrrich  

'H  )  (MM) 

im 

17  ÖUU 

aoooo 

12  500 

17600 

220000 

Andere  europäin»  lic  Staaten     .  . 

1  (XK) 

1  500 

Ver.  Staaten  von  Nord-Amerika  . 

16Ö000 

167  ÖOO 

6000 

3500 

674300 

.762100 

Bei  dem  Dnrchnittaprds  tob  160  M.  i  Dopp^centner  eigiebt  neb  ein  Werft  der 
(<*  sanimtcmte  Von  nmd  110-  140  Hill.  M*,  wovon  rund      auf  Bentschland 

entfallen. 


Franzose  Gran  denn  (La  prodnction  agricole  en  fVance,  son  präsent  et  mn  aveiur, 

188.'))  ist  (1(1  ^leiniing,  dass  wenn  in  einzelnen  Departements  (^ie  z.  B.  in  Haute 
Vieune)  die  Komerproduction  im  Laule  dos  JahrhundrrtH  tim  6  hl  anf  den  ha  ge- 
stiegen ist,  nicht  daran  gezweifelt  tm  wenlen  braucht,  dass  wenn  alle  Factoren  der 
Bodenprodnction  zusammenwirken,  Frankreich  sich  von  den  Getreideeinfuhren  mit 
der  Z^'ir  rir  wohl  wieder  frei  machen,  ja  wieder  ein  weizenansfohrendes  Land 
werden  kann. 

Nach  dem  Bericht  der  Uandelskaouner  in  Mannheim  für  1891. 
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8.  Wein. 

ihe  mittlere  Woinerzougiui^  der  JEjrde  kann  2a  122  Mill.  hl  veranachla^ 
werden.    Es  eutUUeu  uuf 


T  lacn  ro-i  n  naii 

Jäbrliclicr 
Dtirehschn.*Ertr! 

t^vAfilrMti^li 

1  jWÄ/  vämj  na 

^      «j^j  \J^J^l  iKJU  Iii 

Almnun 

0  r^M)  1  UM) 

J         ,"1  M      n  f 

TT 

X     9*ryj  V/VA-/  n 

25  (ÄAJ  UXi 

600000  „ 

10000000  n 

]r>()0(j()  ^ 

Deutsch land   

2UUU00  r> 

4UÜ0UJ0  , 

100000  « 

3  5(X)0ÜO  „ 

150000  „ 

1  r>o()fM«i  ^ 

75  OU)  , 

lö(X>OUO  „ 

Veraiiiigte  Staatoi  von  Arnika  .   .  . 

45  000  „ 

1600000  , 

80  000  „ 

1000(X)0  „ 

ScIiweiTT  

An^m  „ 

10000  „ 

1000000  n 

«000  „ 

Aaorea,  Caoamche  InMln  vl,  Madeira  . 

l()()üü0  , 

Total 

7173000  ba 

m  1^50  000  kl 

DiT  DurclisfhnitUwertl»  der  jiihrlicbeu  Weinerträge  bereclmet  sich  auf  minde- 
sten-» 2Vi  ililliarden  Mark.  (Naeh  Wfirtteaber^er  im  Dwitochm  WeinbaukaUnder 
f&r  1892,  8.  172.) 

Die  B  i  e r  crz^ugruug  hat  (nach  derselben  (ludle)  im  Jahre  1888  ISl 700000  hl 
betn^im,  also  das  Wem«triigni8S  nm  30  Mill.  hl  überflügelt. 


9.  Zuckerrüben^). 

Für  einen  Theil  der  europäischen  Staaten  hat  seit  den  öüer  .Jahren  die  Zucker- 
rfibenenseu^ng  eine  besonders  ^osse  Bedeutung:  gewonnen,  wobei  Deutschland 
in  enter  ^he  tteht.  wo  die  jährliche  Röbenmenge  (1890/91)  rund  100  HilHoneii 
Doppf'lcentnf r  ini  Wcrthr  von  200  Mil!.  M.  fdantüx  t^'cwfmnfnie  Znrkenueng'e  rund 
12  MilL  Doppeicentner)  betrügt,  zu  deren  Erzeugung  4,5  Mill.  Morgen  Land  in 
höchster  (Hiltiur  m.  halten  sind  nnd  deren  Bäck  st  in  de  die  Hacfcfhich^tterrationeB 
Tür  rund  600000  Stück  Rind\ieh  liefern.  Von  lies«  hcidi  nen  Anfängen  zu  einem  der 
^Tiisi^tfn  ExpoTtgewerbe  sich  cnjpornrhfitfTrd.  weist  dir  dentsrhr  Zuckerindn-^trie  in 
iHRy  90  Ausfuhrwerthe  von  über  1^5  Will.  iM.,  für  den  ganzen  Zeitraum  vou  1875/8y 
von  1787  MUl.  IL  ani'.'  Von  den  fibiigeu  europSischeo  Staaten  nehmen  an  der 
J'uf k ererzoiip-ini  '  ^nthell  Frankreich  mit  7.7.  Oegterreich  mit  7,4,  Belgien  mit 
1,7  MilL,  Kunüland  mit  nur  4  Büll.  Iloppelceutner. 


^)  VgL  hienm  die  Schrill  tob  Oörs,  Die  Znckemtenenrorlage,  Berlin  1891. 
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III.  Viehstatistik. 


1.  Vieh8t«nd  (ohne  Pferde)  der  europftischen  Staaten  in  absoluten 
Zahlen  (nach     Jarascbeckt  a.  a.  0.,  8.  18i  if.>: 


l);irnni  tlcr 

oder  Be* 

Hinilpip 

MmmVfm^Mm 

8chweinfl 

recbnnng  (BO 

1      II  1  S  ( ,  Ii  r  >    U  r  M  II 

7  tvw-» 

II)  tni}  (tri 

1  *•  )  K<t  71  '-i 
J  • '  1  A,  >  M  < ) 

•>  /Ml» 

'/    1  Hi4Si 
A.    1  JVxi 

^  <  J>^  U>>  1 

IC  ■)•>()  1  in 

1  '.»71;  i'i7 

III  7J>>  {i71 

^TauJErKtCn  ...... 

1  Q  1177  t^i^M 

1  MAMtfV 

1        « JovT 

W  \JvJ  1  \1 1 
n  <  )cV*  yfit 

(  »»"^T"  ........ 

7     t  kW  1 

äöiM  84;i 

1  1    1  K-l  liM 

mm 

U     liirti  tUMU 

I>.  «1  UUl  XOoO 

i'%  1  7K  K-.*  1 

CO  WJO  A'ÄtJ 

S  iiiiii  HIT 

ty  toff  ißBU 

7     I  WSi  1 
/j .   1  no  l 

4  (Ol)  _0_ 

o  •}.'!>  H  »n 

hlTi  "Ii  )? 

t^l   II  IT  l  Wt  II           .  . 

l>.    J  «>r>  4 

1  "i77  *Wl 
l  •  >  4  1  1  >0*  1 

(Kl  -vL8 

'>71  114 

liuiuüuicu  

Ji.  1888 

2  25!  >  874 

4  807  12() 

77o:i>i 

B.  1888 

1 493  9(K) 

778  00() 

löil  700 

480  000 

Spanien   

1  4<)()  2ÖH 

13  773  804 

2  010  281 

1  ir>2«7fi 

Z.  1H88 

1  455)  ;>27 

1225  19Ö 

9  331 

770  785 

Z.  1880 

1  .182  815 

\mm 

248  77ft 

M.  1S87 

1  249  877 

1  (W2  78!) 

18  700 

184  7;>o 

Srhwt'i/,   

Z.  IHNi 

1  21 1  tt: 

4151H0 

3!>4  4,11 

Z.  lö?ö 

1  XüiObl* 
8966601 

i  böti  <i^^ 

a22  861i 
9S6706 

B.  1882 

8620  7fi(^ 

1087910 

PorttJj^al   , 

Z.  1870 

ml  5>2i) 

3  au  210 

<J7*^  ^'^ 

1  o;)i  im 

(iriotheiiluntl  .... 

n.  1884 

873  ().')4 

3  4rt4  !)r>4 

2öllll»70 

17o(V)l 

H.  1887 

370  8<;2 

8  7;-«)  788 

1  ß2*)  654 

501  926 

Haha  

B.  1887 

10  673 

i4<;oi> 

ZlUHUttinen  i 

lQe468666|l8743e8M|  16988784|  46741801 

2.  Relativer  Tbierbestand  in  den  eoropttischen  Staaten. 

Es  kommen  auf  1000  Einwohner: 


Kinder 

Schafe 

Schwei] 

Dänemark  (1888)  

.  683 

573 

mt 

.  662 

933 

55 

463 

82 

8chwed4in  (1887)  

2U2 

121 

Serbien  (1882)  

.  446 

1964 

676 

Schwciü  (18861  

.  416 

117 

136 

Kunninien  (1888)  

.  411 

874 

140 

Ot'stem'jch-Ungaru  (1880/84; 

.  :-i68 

390 

208 

Frankreich  (1888)  

.  349 

691 

152 

I)«nts(  li.'s  Ire  ich  (1883)  .  . 

,  34", 

•410 

201 

Niederlande  UH88j  

.  3^i6 

174 

109 

Rnsfiland  mit  Polen  (1888)    .  . 

.  293 

606 

113 

(irussbritaunien  und  Irland  (1889) 

•  29119 

772 

101 

Bclpni  flK80?  

.  251 

66 

117 

.  180 

1670 

84 

ItaUea  (1881)  

.  168 

aoe 

41 

690 

837 

Hulfrarien  (1887)   

,  119 

2819 

162 

87 

827 

68 
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3.  Bestand  an  Pferden  insbesondere: 

Stück  auf  1000 
Einwohner 

Deutfichland  (1883)  3522316  77 

Oesterreich  (1880)   1 4r>3  282  66 

ünjrarn  (1880)   1819Ö08  133 

ItÄlien  (1881)   6Ö7  544  20 

Frankreich  (1880)   2  848  800  76 

Grossbritannien  n.  Irland  (1880)  .  1 928,080  öo 
Yer.  Staaten  von  Amerika  (1880)  .10307688  207 

Tu  Italien  Aviinlen  ansserdcm  968 114  Maulthiere,  Maulesrl  und  Bsd;  in 
Frankreich  666678,  in  Nordamerika  1812808  solcher  Xhicro  gczühlu 

» 

4.  IHe  vergleichende  Statistik  zeigt  im  rebrigeu,  dass  seit  den  letzten 
Dezennien  in  einer  Ansahl  enropMischer  Staat«n  (Deutschlaad«  Grossbritannien,  wohl 
•och  Frankreich  und  Oesterrricli-Ungam)  der  Vi  -Iistaud,  ver ^1  i  c  Ii c ti  mi  t  der 
Bevölkerungszahl,  also  relativ,  abgenomua-ii  hat,  wobei  man  aber  sehr  wohl 
Imrieksichtigen  mnss,  dass  in  der  gleichen  Zeit  nach  allgemeinen  Beobachtungen 
gerade  in  den  Ltndern  der  Abnalime  das  mittlere  Körpergewicht  der  Thiere  erheb- 
lich ^Ti^PTiommon  li.iboii  dürft*',  wuh  der  von  fin/eliun  Schriftstellern  (l.ambl) 
beklagten  nOepekoration'  einen  grossen  Theil  der  ihr  angedichteten  liedenkeu 
«isnit,  wibraid  die  AbmUime  des  Schafbestandes  in  landwirthsch.-fortsclureitend«ti 
'^'tauten  am  wenigsten  /.u  T^egorgnissen  Anlass  geben  kann  („Das  Schaf  weicht  der 
Coltur'').    Für  Deutschland  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 

auf  1000  Einwoliiu'r  Stück 
Zählungen  Rindvieh      Schafe     Schweine  Ziegen 

der  60.  Jahre.   ...   392  733  169  40 

▼on  1873    384  609  174  57 

TOB  1883    346         419         201 .  96 

(Da  dbrtgens  der  Jahresbestand  an  landwirthschaftlichen  Hatisthieren  wesent- 
lich v<ni  dem  AnsfisU  der  Ernte  von  Futtergewächsen  bei  Schweinen  auch  von 
iCartoffeln  —  abhängt,  so  sind  die  Erjrcbuissf  der  nur  in  län<r<'re)i  Z\vis(  lH'ui;iuTnen 
—  in  Deutschland  seither  alle  10  Jahre  vorgenommenen  Zäiiluugen  überhaupt 
söcht  geeignet,  ein  antreffendes  Bild  Ton  der  Bewegung  im  Viehstand  an  geben.) 

Ein  besonders  starke  absolute  Zanahme  des  Thierbestandes  weist  (Iross- 
britannien  auf,  was  mit  dem  Uebergaug  von  der  Kömerwirthschafl  zum  fVld- 
gragsjTBtem  zusanun^ihängt  (§  5  nnd  $  6  am  Schluss);  es  stieg  in  diesem  Laude 
von  der  Periode  1871/76  bis  1891  der  Bestand  an 

Ffeiden  von       1 286000  auf  1 488000 
UndviehTon     6813000  ,  6863000. 

Den  bewunderungswürdigüt^n  Aufschwung  aber  hat,  wie  auf  anderen  Gebieten 
dis  laadbanes,  so  auch  in  jenem  der  Thierhaltnng  Nord- Amerika  an  ver- 
U     worden  nlmlicb  geaiklt  in  Millionen  Stück 

Pferde      Rinder       Schafe  Schweine 
1870  7.1         i>:},8         28,4  2.0,1 

1889         14,2        Ö2,8        443  51,6 


6.  Werth  des  Haujithier bestaudcs.  huk-m  die  reichsstiitiöiisi;he  Auf- 
naloie  von  lOl  Jinoar  1883  erstmals  auch  Ermittlungen  fiber  das  (iewicht  d^ 
Han^thirre  machte,  war  damit  zugleich  die  (irundlage  für  eino  Wt  rtlibcrprhntnifr 
«ierseiben  gegeben.  Der  (iesammtwerth  des  Thierbestaades  in  Deutschland  (ein- 
«Uiessiich  der  Pferde)  ist  demnach  m  5  57633800011.  ermittelt  worden;  davon 
"iTfallcn  in  runden  Beträgen  auf  Pferde  1678  Hill.  Mark  iB()J7„  des  (iesammt- 
«rothsi,  anf  Bindrieh  8074  MiU.  M.  (Ö5|l*>/«},  anf  Schafe  306  MiU.  M.  (ö^7«)i  «nf 
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SdnvMiie  476  Mill.  M.  R,(r'  auf  Ziejtreii  'lO  Mill.  M.  <0,T,o^;  Am  noch  K^el. 
Maulthiere.  Maulesel  im  Werth  von  99<>(KH)  M.    Iiiniluli  z.  St.  d.  D.  R.,  1884,  S.  13i. 

In  Frankreich  wurde  (nach  der  Erhebiiuj;  vom  30.  Nov.  1882)  ein  (leHamiat- 
werth  des  Thierbestandes  (einschUesslich  Pferde)  von  ö*/«  Milliarden  Frrs,  ermittelt, 
mit  einem  jährliclHii  rntdiutionswfrth  an  Arbeit,  Dünger  und  Fleiscli  von  mnd 
7  Milliarden  Frcs.  \  der  jüJiriiche  i'rodueütmtiwurtli  au  Fleisch ,  Milch,  Wolle,  Eier, 
Bonig  und  Wachs  wird  auf  9,2  Milliarden  Frcs.  veransrMagt 

In  Nordamerika  (Vereiui^'leu  Staaten)  Mird  (in  dem  Bericlit  des  Ackerbau - 
niiuisters  für  18i^l)  iSahl  ttnd  Werth  der  landwirtiuichaülichen  HaaeUuere  wie  folgt 
angegeben : 

rt'erde   941802  200  Doli.  =  :i9öä5<i9  450  M. 

Maulesel  ....  178743912  ,  «  7r)0  724  431  „ 
Milcl.kiihe  .  .  .  .  346  343  641  „  1 4M  643  300  „ 
Da»  übrige  Kindviüh   649011404     ,    «  2  725  847  896  „ 

Schafe   106577840    ^   ^    4Ö602&928  ^ 

Schweine   .  .  .   .  210094199     „   =    882396634  , 

Zusammen  2434573248  Doli.  »10225207640  H. 

IV.  Grund-  und  H «  triebskapital;  Verschuldung 
und  TilgungsmOgliehkeit. 

Den  (iesauimtbodeuwerth,  der  sich  iu  Deutsciilaud  in  landwirth.schalüii  her 
Benntxung  befindet,  wird  man,  mttssig  veranschlagt,  zu  fiO  Milliarden  M.  annehmen 
können;  in  ilcr  weiteren  Annahme,  dass  das  pesammte  Betriebskapital  n»'btiiflf 
todt«s  Inventar  und  umlaufendes)  etwa  30"/«  des  (irinidkapitalwerths  betrage'),  so 
würde  das  in  der  Land\virthHchaft  anj^legle  (ti^auuntkayital  einen  Werth  ▼on 
6i>  70  Milliardt  n  M.  darstellen,  töne  Zahl,  die  selbstredend  auf  ii^end  welche  Zu- 
v^•^In<^i;:k<■i;  l<i-iii<rlri  Anspnir})  irlulit.  Im  Vcr^-^bicb  hierzu  sei  bemerkt,  dass  in 
Frankreich  der  Werth  des  iaudwirthseh.  üruud  und  Bodeu«  auf  rund  85  Mil- 
liarden Frcs.  (68  Milliarden  M.)  ge«chätxt  wurde  0>ei  einem  Dnrchschnittswerth  des 
t)a  von  2197  Fres.):  in  Heltrien  Muf  (18  Milliarden  Frc«.  (bei  einem  Durchschnitts» 
Werth  des  ha  Ackerlandes  von  4261  Frcs.). 

Die  thatsäehliche  Höhe  der  Verschuldung  des  land« 

wirthschaftliclion  Cinind  und  Hodens  entzieht  sicli  noch  immer  einer 
genauen  Fi^ssteUung;  wollte  man  (mit  Stüpel)  aiuu'hmt'U.  duss  in 
Deutsciilaud  mit  einer  Gesaninii.siiiuldenlast  von  20  Milliarden  M. 
zu  rechm'ii  wart»,  so  niüsstc  iu\^  den  Krlrägaisi^eii  ffir  Verzinsung 
eine  Jaluvsjiuinme  von  8CHX)  Millionen  M.  und  zur  Tilginig  (in  1**', 
Annuitäku)  ein  weiterer  Betrag  von  200  Millionen,  im  Gauzea 
eine  Summe  von  1  Milliarde  M.  jährlich  vorweu:  entnommen  werden; 
ob  in  den  $Oer  Jahren,  bei  den  gedrückten  Preisen  für  Cerealien, 
dies  durchweg  möglich  war,  darf  wohl  bezweifelt  werden.  Für 
Baden  darf  der  beleihbare  Werth  der  Grundstöcke  auf  nmd 
1,7  Milliarden  M.,  die  hypothekarische  Verschuldung  auf  (hoch 
gerechnet)  500—600  Mill.  M.  veranschlaget  werden,  welche  mc 
Verzinsung  und  Tilgung  jährlich  rund  20  Mill.  M.  erfordert»). 

Handbuch  der  gea.  Landwirthscfaaft,  1.  Bd.,  8.  S79. 

*|  I><r   DnrchscbniUskaufwcrtli   (Km    landu.  bennizten    I.i<>i'MiK'''i;ift»>'!  in 
Ii a den  {im  (tanzen  ruud  877000  ha;,  der  tur  die  Ueieihung  maaüsgubeucl  ist,  kaun 
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Aut  Mio  l'rsacln'ii  solcher  Sclmidiioth  und  ihre  Höhe  in  t'iii/.<*liieii 
Staatäwesen  ist  an  anderer  Stelle  (11.  Theü,  Kap.  VI)  näher  oinzugelien 
und  hier  lediglich  zu  betonen,  wie  sehr  eine  solche  Belastung  des 
Grund  und  Bodens  mit  Zinsverpflichtungen  ernsteste  Beachtung 
lier  Staatsleitung  und  eine  thatkrftftige,  auf  die  Pflege  und  den 
Sekutz  des  landwirthschafUiclien  Gewerbes  gerichtetet  weitere  Ver- 
sehuldung  verhütende  Politik  gebieterisch  fordert.  Wie  übrigens 
schon  allein  eine  die  Productionstechnik  YorthMlhaft  beein- 
fiussende  landwirthschaftliche  Staatsfürsorge  in  dieser  Hinsicht 
bedeutungsvoll  werden  kann,  soll  an  einem  der  Viehhaltung  ent- 
nommenen Beispiel  erläutert  werden.  In  Jiaden  belief  sich  hei 
einem  (am  n.  Der.  181)0  ermittelten)  Bestand  von  :J28  387  Milch- 
kühen die  .lahreserzeugung  an  Milch  (2ÜÜ0  Liter  vom  Thiere)  auf 
nuid  650  Millionen  Liter,  die  in  dnr  grossen  Mehrzahl  der  bäuer- 
li<  ht^n  Wirthschafton  etwa  zu  6 — 12  Pf.,  im  Durchschnitt  des  ganzen 
Landes  höchstens  zu.  9  Pf.  verwerthet  werden.  Die  in  der  letzten 
Zeit  betriebene  Einführung  des  Separatorenbetriebs  im  Molkerei- 
wesen hat  eine  Steuerung  der  Beute  um  2 — 3  Pf.  zur  Folge 
gehabt:  die  seit  Jahren  einsetzenden  Bemühungen  auf  Verbesserung 
der  Rindviehzucht,  welche  u.  A.  gerade  auch  in  der  grösseren 
Milchergiehigkeit  der  veredelten  Seliliige  bezw.  der  Möglichkeit 
besserer  Verwertlumg  des  Futters  in  die  Erscheinung  tret^^n.  wirken 
in  gleicher  Weise  rentenst^igemd.  Nun  wän'  «»ine  höhen»  Ver- 
wi'rtlmng  der  Milch  um  nur  2  Pf.  vom  Liter  einer  Mehreiunahme 
von  im  Ganzen  12  Mili.  Mark  gleich  zu  achten;  und  eine  in  nicht 
femer  Zeit  sehr  wohl  erreichbare  Steigenmg  der  mittleren  Vieli- 
ausbeute  der  einzelnen  Thiere  selber  (jetzt  2000  Liter)  um  10% 


1900  M.  den  ha  Hngonommen  werden.  Nnch  den  bad.  laiidw.  Krlu  bniigien,  mit 
ifTfn  Er;:tl»iiisst  n  in  ilit>*?er  Heziehung:  anderweite  KrmittchinK-  iilurciiistimmen  (vgl. 
H«L  IV  jener  Erhebungen,  S.  89  ff.,  G.  Kuhlaud,  Die  Lösung  der  laudwirih- 
'cfctftticheii  Kreditfrag«,  1886,  S.  26)  ut  dag  Veraclialdungsprooent  in  d«i  iiiit«r* 
sten  Besitzgruppen  regelmHtiüig  um  stärksten,  nimmt  aber  mit  der  Griisse  de»  Be- 
Mizeü  ab,  um  in  d<»Ti  oberen  Gruppen  «selbst  in  an  sich  hochverschuldoten  Grmf'iudeu 
»oftmals  nahezu  zu  verschwinden".  DauHi-li  kann  t'iir  Baden  folgende  AutVitelluug 
BWacht  werden: 
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Würde  einen  Meiureitrag  von  65  Millionen  Liter  im  Werth  tob 
6 — 7  Millionen  M.  zur  Folge  haben.  Nur  auf  diesem  einen  6e* 
biet  des  Molkereiweseus  lasst  sich  daher  in  einem  kleinen 
Land  wio  Baden  bei  zielbfwusstem  Eiinvirki  u  üuf  die  Bevölkemnji 
di's  tiaclicn  Landes  eine  Mehreinnahme  von  nind  18 — 20  Mil- 
lionen M.  lu'ibeiführen,  d.  h.  eine  Summe,  die  ausreichend  erscheint, 
eine  Scluild  von  4()0  Millionen  M.,  d.  h.  jedenfalls  den  grösseren 
Theil  der  gesammten  jetzt  vorhandenen  Immobiliarschuld  zu  verr 
Zinsen  und  zu  tilgen.  Die  voran siregangenen  Erörterungen 
über  die  Angemessenheit  und  Nothwendigkeit  einer  unausgesetzt 
arbeitenden  landwirthschafUichen  StaatsfQrsorge  erhalten  durch 
solche  beispielsweise  Zahlenangaben  eine  weitere  Bestätigung;  diese 
Zahlen  lassen  aber  auch  das  deutlichst  erkennen,  dass  neben  den 
grossen  Gebieten  des  Agrarrechts  nicht  am  wenigsten  auch  die 
Gebiete  der  Technik  und  Oekonomie  des  iaiidvMithschaftlichen 
Betriebs  es  sind,  in  deren  sorgfältiger,  nach  praktisch«'!!  Gesichts- 
punkten verfahrender  l'Hege  elienfalls  wichtige  Bedingungen  für 
die  Zukunttsentwicklung  der  Landbevölkerung  gegeben  sind.  Einer 
nicht  selten  zu  hörenden  Meinung  gegenüber,  welche  venneint, 
mit  einer  anderwoiten  Ordnung  des  Agrarrechts  allein  (auf 
den  Gebieten  des  £rb-,  Credit-  und  Yerschuldungsrechts,  des  Pacht- 
rechts, des  Versicherungswesens,  der  Zoll-  und  Steueipolitik)  den 
Schwierigkeiten  begegnen  zu  können,  mit  welchen  am  Ausgang 
des  Jahrhunderts  die  europftische  Landwirthschaft  zu  ringen  hat, 
ist  es  nicht  überflüssig,  schon  an  dieser  Stelle  zu  betonen,  dass, 
wie  in  allen  Gewerbszweigen,  so  auch  im  landwirtli^«  hattlichen 
Gewerbe,  neben  den  rechtlichen  Beziehungen  und  A  i  rli altnissen, 
unter  denen  die  Erwerbsarbeit  sich  vollzieht,  doch  auch  Art,  Gang 
und  Kichtuug  des  landwirthschaftliehen  Botriobs  selbst,  die  Lage 
und  Zukunft  der  Träger  desselben  maassgebend  beeinflusst  und 
dass  daher  den  eigentlichen  pfleglichen  (betriebsfordern- 
den) Seiten  der  landwirthschaftliehen  Staatsfürsorge  eine  ebensolche 
Bedeutung  als  dem  agrarrechtlichen  Theil  der  Staatsaufgabe 
beizumessen  ist 
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Die  Agrarpolitik  im  Becht  und  in  der 

Verwaltung. 


Erster  Haupttheil. 

Kapitel  I: 

Bäuerliche  Unfireikeit  und  Ablösaugi^gesetzgebuiig« 

Literaturüb  ersieht. 

Rinzelue  hierher  gehörige  Fragen  sind  bereits  von  A.  Wagner  in  der  ^(Jrund- 
le^aug'*  erörtert  worden,  wobei  insbesondere  auf  den  2.  Hauptabt^chuitt :  „Die 
Unfreiheit.''  §  201  ff.  zu  verweisen  ist.  Vom  Verfasser  wurde  im  Anscliluss  an 
llan  die  Ablösnngsgesetat^bnng,  als  die  weitaus  bedeutungsvollste  Action,  weich« 
j»'  7.U  filinsten  des  Raucmstandes  durehfreführt  worden  ist.  an  die  Spitze  des  agrar- 
rechilicheu  Theils  des  üandbuchä  gesteilt  Kau  widmet  dieser  Jtfaterie  30  Para- 
frraphen  und  «r  dtif  das  Terdientt  in  Ansprach  nehmen ,  eine  ^gtematiache  Dar- 
>tenung  dic:i€s  änssi  rst  verwi«.-keltcn  und  schwer  übersehbaren  (lesetzgebungsgebiets 
angebahnt  zti  haben;  doch  ist  eine  historische  Entwirkhm;:  der  banerlirhen  l'nfreibeit 
2^  vermiüsen.  —  Bei  Koscher  sind  die  einschlagigen  Materien  zerstreut  in  ver- 
iehiedenen  Th«ileii  deg  W«rk«8  behandelt,  nimlich  in  Band  I  nnd  dann  in  Band  II 
in»  H.  nnd  9.  Kapitel:  theils  hierdurch,  tlieils  in  Folye  des  T'mstundes.  dass  Vieles 
aod  manche«  Wichtige  in  die  Anmerkungen  verwiesen  worden,  hat  die  Darstellung 
•n  Einheitlichkeit  und  ITebersichtlichkeit  einigermaassen  eingebüsst.  —  Von  den 
'^»n.stigen,  bei  der  Niederschrift  benutzte»  Werken  sind  zu  erwähnen:  a)  ImAllfre- 
mcinet):    I..   v.  Stein.  Innere  Verwaltungslehre  Hd.  7  'Aufstellung  de«  • 

Begriffs  der  „Entwährung'*  im  (iejrensatz  sur  ,£nieiguuug';  die  von  Stein  aufge- 
ttetlte  nnd  derDnrstellnngsnGmnde  gelegte  Scheidung  «wischen  „Grande  ntlastnng*^ 
^ad  ^  A  b  1  <•  s  u  n  ;r "  dürft«  etwas  Willkührlichet  haben;  I)e8(mder8  ausführliche 
lUrst^llung  der  Cnindentlasftin^  in  Knprland);  v.  Mohl,  Polizeiwjssenscliaft.  II 
H36ffj;  8ngcnheim,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  H«»rig- 
keh  in  Europa  «tc,  1861;  A.  Jndeich,  Die  Gnmdentlaetang  in  Dentschlaad, 
Meitzen.  Aprarptditik .  in  Schönberg's  TTandbueh  der  ptd.  Oekinunnie.  1891; 
b  Von  Spezi al  werken  insbesondere:  das  auf  quelleumässigen  Arbeilen  beruhende, 
Weutungsvolle  Buch  von  (J.  F.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung 
der  Laa^irb^ter  in  den  älteren  Theilen  PrenssenST  1887;  Fuchs,  Der  Untergang 
^  Baaerastaadea  nnd  das  Anflieinnien  der  Gntsherrschaft  in  ^ieo-Vorpommem  und 
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Rüt^n.lHXS:  Herkncr,  Die  irisihe  Agrarfrüt;«'.  im  .lahrh.  f.  Nat.  und  Stat.,  N.  F., 
Bd.  XXi;  Meitzen,  Die  irische  Lnndfra^  und  die  iSUnii-Hardenbergische  liesetz- 
gebuDg,  in  Schmoller's  Jahrb.,  Bd.  V.  Endlicb  die  Aufeätze:  „  Bauernbefrei  nnjr** 
im  Hundwb.  d.  8t.-W.  (Knappe  Bnchenberger,  P.  Canwte  und  Ch.  (Hde,  v.  d.  Lindoo, 
8chailiii<r .  Fahlbeck,  MorfrctisiirrT;  !  .  Honuer,  v.  Konss'ler)  xuni  die  Aufsiitzr: 
fiAblüsung"  io  Stenf::<  rs  Wurtorbuch  des  deutschen  VerwaltuugsrechU ,  18yU 
(OUitsel,  Seydel,  G.  Mivn,  JoUy,  Hchenket,  Zeller);  ebenda  lahtreiche  weitere 
T>il«<ratitraiipil)<ii.  Als  ältere  wiMsenschaftliche  Vorkämpfer  für  die  (irundent- 
lastunp;  in  Deutschland  sind  von  den  „Kameralisten"  vor  allem  v.  Justi  zn  erwähnen, 
der  „Vater  der  eudämooistisehen  Polizei wiüseuticbaft^,  der  in  seiner  „tirimdieste  zu 
der  Macht  und  Olfickseligkeit  der  Staaten  oder  ausführliche  Voretellnn«r  der  fE»> 
sammton  Polizriwisscnscliaft".  170O/fil  Irhliaft  i:»'jr*'n  die  ..monströse  Vi'i-fa^>nn<:.'* 
die  auf  ,,L  nterthänij(keit  oder  Leibeigenschatt"  beruht,  eitert,  „^ie  nur  in  den  aller- 
barbarischsten  Zeiten  habe  bestehen  können  (I.  Bd.,  1.  Buch,  §  182  ff.);  femer  v.  M  öser , 
der  namentlich  tiir  die  rmwandlung  der  unbestinunten  (it  talU>  in  fi'ste  Kenten 
eintritt  (Patriotische  Phantasien,  lU,  S.  321).  c)  In  lictrefl'  des  w  irt  h schaff  s- 
historischeu  Theile  ist  namentlich  auf  die  ff.  Werke  und  Aufsäts&e  zu  verweisen: 
Gothel n,  Wirtitedhaflafeichjehte  des  SehwaMEwaldes  nnd  der  angrennenden  Land- 
schaften, 1892;  Derselbe,  Die  La;^  des  Bauernstandes  am  Knde  des  Mittelait««, 
in  d.  Westd.  Zeitschr.,  Bd.  IV.  (i.  Hanssen,  A irrirhistorische  Abhnndhni^D, 
2  Bde.,  188Ü  u.  1884;  v.  Inama-S  ternegg,  Deutsehe  Wirthschaftsgeschirht«,  1879; 
Derselbe,  Die  Ansbildnng  der  grossen  OrnndberrBchaften  in  Dentechland  wlliiwnd 
der  KÄrolin;.M  izi'it,  1878.  K.  Lani  p  re  eh  t ,  Deutsches  Wirtlisrhaftsl»-bi'n  im  Mittel- 
alter, 4  Bde.  188H;  Ders.,  Die  Enfuickinnf,'  des  deutschen,  namentlich  des  rheinischen 
Bauernstandes  während  des  MitU'lalters,  iu  der  Westd.  ZeitAchr.  liir  Geschichte  und 
Knnst,  Bd.  VI;  Derselbe.  Das  Schicksal  des  deutschen  BauemstAudes  bis  zu  den 
ajrrarisclu'n  T'nrnhcn  des  15.  nnd  IB.  Jalirh..  in  den  Preuss.  Jahrh.  Bd.  56;  Derselbe. 
Artikel  „Bauer",  „Bauerngut**  und  .ünmdbesits^  in  üaudwörterb.  der  äL-W.; 

Manrer,  Geschichte  der  FrofanhCro,  der  BanemhAfe  nnd  der  HdVerftwntng  io 
DeMsehland,  4  Bde.,  18(>2/63;  Meitzen,  Der  Boden  nnd  die  laiidw.  Verhältnisse 
des  preuss.  Btaiitg  nach  dem  OehietsnmfiAng  vor  186t>,  4  Bde.,  1868y71  (wirlhschafta- 
historischer  Theil  im  I.  Bd.,  8.  843  ff.). 


Abschnitt  I. 

Die  Entwickl  Uli  stufen  der  bftnerlichen  rnfVeiheit  and  der 
äussere  Yerlanf  der  Abldsnngsgesetzgebiuig* 

g  16.  Entstehung  der  Unfreiheit;  die  ünlreieu  im 

älteren  deutschen  Becht 

Die  geschichtliche  Betrachtung  zeigt,  dass  die  persönliche 
Unfreiheit  einzelner Bovölkerungaklassen  wesentlich  auf  zweiHaupt- 
Ursachen:  einmal  auf  die  rohe  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
Becht  des  Stärkeren  (Kriegsgefangenschaft,  Unterwerfung  der 
Landesbewohner,  Menschenraub),  sodann  auf  ungfinstige  wirth- 
schaftliche  Lage  (Verschuldung,  Mangel  an  £rweib8gelegeuheit) 
surdckzufttbren  ist  In  letisterem  Fall  kann  die  Begebung  in  ein  Ver- 
hältniss  der  Uui'reiheit  tkoil«    ein  er^wungeues  seiii  (strengcsi 
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Schttldrecht  im  Alterthum,  aber  auch  bei  den  alten  deutschen  Yolks- 

sUmmen).  thoils  auf  eigener  Entschliessung  desBedtbftigen  beruhen, 
liui  die  (uüüdlapre  einer  Kxistenz  zu  gewinnen,  letzteres  namentlich 
dann,  wenn  «lio  I)aseinsmöglichkoiten  hA  niaiigehider  Arbeits- 
gliederung wesentlich  auf  der  Bewirthsciiattuiig  von  Land  benihen 
und  daher  ohne  Landbesitz  nicht  behan]»tet  werden  können.  In 
den  mederen  Stuten  des  volkswirthschattliclien  Lebens  bei  fehlen«- 
dor  Gewerbsthätigkeit  müssen  daher  diejenigen ,  welche  ihren 
Landbesitz  mit  ioder  obne  Schuld  eingebüsst  haben,  nothwendiger- 
weise  in  ein  AbhängigkeitsTerhftltniss  zu  den  Besitzenden  gerathen 
und  auf  Seiten  der  letzteren  wird  das  Bestreben,  dieses  Yerh&ltniss 
zu  erhalten,  nacbdiflcklich  sich  flberall  geltend  machen  kOnnen, 
weil  in  diesen  Zeiten  der  Grundbesitz  die  Qnelle  aller  politischen 
(iewalt  ist  und  die  grundbesitzenden  Klassen  daher  zugleich  die 
h»>rrsrhenden  Khissen  des  Volkes  sind.  Wird  auf  diese  Weise 
tlaü  Verhältniüs  der  I  nfreiheit  bestimmter  Bevölkemugstheile,  wenn 
nöthig  mit  (tewalt.  behauptet,  reclitiuh  weiter  ausgestaltet  und 
durch  das  System  der  Vererbung  (Minservirt.  so  kann  in  der  ge- 
ächüderten  Entwicklung  gleichwohl  die  Möglichkeit  c\üturellen 
Fortschritts  begründet  liegen,  sofern  sie  die  Ausbildung  einer 
fieirenklasse,  d.  b.  einer  von  der  roh  mechanischen  Tagesarbeit 
befreiten  und  desshalb  feineren  Bildungsbedflrfiiissen  zugänglichen 
und  für  diese  Bedflrfiiisse  thätigen  BoYOlkerungsschichte  im  Gefolge 
bat  Dabei  braucht,  solange  der  Gedanke  der  Menschenwflrde  und 
der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  als  ein  das  Staatsleben  be- 
herrschendes sittliches  Princip  das  Bewusstsein  des  Volkes  noch 
nicht  durchdnmgen  hat.  der  Zustand  der  Unfreiheit  für  die  in 
Mchem  Zustand  Lobenden  nielit  ohn«'  V\  eueres  etwas  Drückendes 
iü  haben:  denn  „das  Bedürfniss  der  Freilieit  wächst  erst  in  dem- 
selben Maasse  wie  die  Geistesbildung"  (Roscher).  Auch  kann, 
wo  bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft  oder  mehr  extensivem 
Betrieb  des  landwirtbschaftlichen  Gewerbes  höhere  qualitati?e  An- 
forderungen an  die  Landbauarbeit  nicht  gestellt  werden,  der  wirth«- 
MhafUiche  Eifect  der  erzwungenen  Arbeit  sehr  wohl  ein  befrie- 
digender sein.  —  Und  es  erkl&rt  sich  daraus,  dass  im  Alterthum 
die  Sklaverei  ganz  allgemein  wbreitet  war,  von  benorragenden 
Philosophen  wie  Aristoteles  vertheidigt  wurde  und  dass  die  Zeit 
noch  nicht  weit  zurückliegt,  dass  Zustände  der  Unfreiheit  der 
Undücben  lievoikenmgsklassen,  aus  Gründen  des  Staatsmteresses, 
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8el1)Bt  in  Deutschland  als  nfltelich  und  nothwendig  erachtet  wurden 
(so  von  Beneckendorff  in  seiner  Oekonomia  forensis  1775/89) % 

Den  deutschen  Volksstäiiimen  war  das  Institut  der  Sclaverei 
«'Im  II  Ullis  sehr  wohl  hekaniit,  und  nach  deu  alten  Slam  iiirechten 
wird  difrii'lbe  nicht  bloas  durch  die  obenangegebenen  Ursachen 
(Kri(\ij:s^>'faiii;cii?ii'h;itt,  Zahlun<;suiifahigkeit,  freiwillige  Hrgehini'j. 
Geburt  von  unlreien  Eltern)  begründet,  sondern  auch  Heirath  mit 
Unfreien,  ja  selbst  ^.unfreie  Luft'S  d.  h.  einspmchsloser  AufentluJt 
au  bloss  Ton  Unfreien  bewohnten  Orten  während  eines  gewissen 
Zeitraums  führen  zur  Knechtschaft  (serritus),  und  selbst  Verknechtung 
zur  Strafe  wird  erwähnt  Der  in  solcher  Knechtschaft  (Leib- 
eigenschaft) Befindliche  wird  als  Sachen  behandelt,  kann  ver- 
kauft, verschenkt,  selbst  getödtet  werden,  ist  zu  unbedingter  Dienst- 
leistung verpflichtet,  erwirbt  iiichtB  für  sich,  sondern  Alles  für  den 
Herrn  imd  darf  ohne  Zustiimmini'  des  letzteren  keine  Ehe 
schliessen  etc.  —  Dieses  ältere,  .^irenij^e  Recht  erfuhr  indes;?  mit 
dem  Aiitknnunen  des  Christenthums  uianuichfache  Milderungen; 
abgesehen  davon,  dass  Freilassung  aus  der  Leibeigenschaft  als  ein 
gottgefälliges  Werk  erschien  und  daher  häufig  geübt  wurde,  wurden 
unter  dem  Einfluss  der  Kirche  die  strengsten  Folgen  des  Leib* 
eigenschaftsrechts  abgeschwächt  oder  ganz  beseitigt,  insbesondere 
der  Verkauf  von  Knechten  (Leibeigenen)  ausserhalb  Landes  oder 
an  Heiden  verboten  (schon  unter  Karl  M.),  spftterhin,  was  be- 
sonders wichtig  war,  die  Yeräusserung  nur,  wenn  sie  mit  der  Scholle 
selbst  erfolgte,  für  statthaft  erklärt  ;  weiter  die  ünwldemiflichkeit 
des  Eheoonsenses  und  die  l  nau)  I' >lichkeit  der  Ehe  von  Unfreien 
durchgesetzt  und  der  (rrundsatz,  dass  die  Ehe  mit  Unfreien  den 
Freien  verkuechte,  beseitigt  (9. — 12.  Jahrhimdert).  Auch  im  Ge- 


^Die  Verhältnissmäsüigkcit  der  Baueniualiruii<:en  mit  den  ihnen  auferl«^eu 
Diensten  nebst  der  ftchuldigen  (iestelluug  tüchti^^cu  G^sindeü  und  Gespannes  .  .  . 
sind  die  wahren  GruudHäulen  einer  vernfinftigen  und  sweckmäKsigen  Einrichtung  .  .  . 
Ho  r>ionst<',  nis  v'm  T'iit«'rtli;tii  vifit  ^riinT  Nahrung,  olin*  dabei  zu  (Iriind«' 

zu  gttheu,  leiiiteu  kann,  ist  er  der  Hemchatt  zu  verrichten  »chuldig,  dieaesi  war 
der  allgemeine  Ornndsats  der  ersten  Stifter  dos  dentscfaen  Baoemstaades ;  and  er 
mnss  auch  anjetzt  beobachtet  werdeilr  ^^'^il  Vernunft  und  dem 

Naturrecht  selber  bftgrtind<M  is^t."*  Welche  nnverbliinite  und  zugleich  naive  R«<'ht- 
fertigung  eines  rüchsichtüioseu  Auäbeutuugsrechts  der  herrschenden  Klasaeul  Daa 
Citat  seHMft  ist  Fraas«  a.  a.  O.,  S.  119,  entnommen.  Dan  in  einselnesi  modernen 
Cultursfa;ifi»n  die  Sklaverei  bis  in  die  neuere  Zeit  sich  i-rhalteii  koiiiit«'.  fXord-  und 
Hüdamerika,  spanisrlie  f 'dlonii^enl.  ist  wnlil  MpsontHt  h  aiicli  auf  den  Kacenunt^r- 
schied  zwischen  Herrschfiu  uud  Ueherrsehtfu  zuruckzuführi'U  und  auf  die  will- 
kührliche  üntenteUnng  einer  geistigen  Inferiorität  der  Neger.  Auf  diese  Institution 
näher  einzv^^rhoii ,  Ueit  indes«  nicht  im  Aafjy[abebereich  dieses  Handbuchs.  Vgl. 
anch  ^Grundlegung'',  |  218. 


Digitized  by  Google 


i  16.  Entstohan^  der  Unfreiheit  ;  die  Cofimen  im  älteren  deutseben  Recht  Si 


biet  des  YenTiörrpnsrechts  mihlerte  sich  die  Lage  der  Unfreien;  die 
Leistungen  derselben  an  den  Herrn  wurden  auf  bestimmtes  Maass 
festgestellt,  Einziehungen  der  Habe  des  Knechts  von  der  Kirche 
als  Sflnde  bezeichnet,  so  dass  schon  im  7.  Jahrhundert  bei  Frei- 
lassungen die  Belassung  der  Freigelassenen  im  Besitz  ihrer  Habe 
oder  doch  des  grössten  Theils  derselben  Kegel  war.  Ebenso 
bildete  sich,  hauptsächlich  wohl  durch  wirthschaftliche  Erwägungen 
des  Gutsherrn  seibor  veranlasst,  die  Gewohnheit,  den  Kneclit  nicht 
ohne  triftisren  Onmd  vom  Hof  zu  vertreiben  und  die  ihm  zur  Re- 
wirthscliattiniLr  £!:»\Lren  bestimmte  Leistungen  und  Abgaben  zuge- 
wieseneu  Ländereieu  vom  Vater  auf  den  Sohn  vererben  zu  lassen. 

Oab  es  ursprQnglich  nicht  bloss  auf  dem  flachen  Lande,  son- 
dern auch  in  den  Städten  Unfreie,  so  änderte  sich  dies  wegen 
der  zahbreichen  Freilassungen  in  den  letzteren  sowie  in  Folge  des 
Tielen  derselben  eingeräumten  PriTilegiums,  dass  der  Aufenthalt 
in  ihnen  („die  Luft")  den  eingewanderten  Eignen  in  kurzer  Frist 
frei  mache,  allmählich  dahin,  dass  die  Unfreien  mehr  und  mehr 
7.U  einer  bestimmten  Klasse  der  L  a  n  d  1)  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  wurden, 
welche  zwar  an  die  Sclu^lle  gebunden  (glebae  adscripti),  aber 
•  ti^n  dadurch  auch  gegen  willkürliche  Veräusserung  seitens  der 
Herren  geschützt  waren  Ihre  rechtliche  Verbürgimg  erhielt  aber 
diese  fortschreitende  Entwicklung  durch  das  Institut  des  sogen. 
Hofrechts  (jus  cuiiae),  welches,  neben  dem  fOr  die  Freien 
geltenden  Volksrecht  allmählich  sich  ausbildend,  in  den  von  den 
Unfreien  selbst  —  allerdings  unter  der  Leitung  des  Grrundherm 
bezw.  des  ihn  vertretenden  obersten  Wirthschaftsbeamten,  des 
Meiers,  geflbten  Ho fg erlebten  (Hof -  Hubtagen)  gehandhabt 
wurde  und  zu  einer  wirl  samon  Garantie  für  die  einmal  erworbenen 
Hechte,  s^nvie  eegen  ^vili kürliche  Ein-  und  üebergrifle  der  Grundr 
herren  sich  gestaltete'). 

*;  Vgl.  hinsichtlich  des  Vorstehenden  ausser  der  oben  angeführten  Literatur 
loch  den  Art.  Leibeigenschaft  von  F.  Dahn  im  Deutschen  Staatswörterbuch.  Wie 
übrij^ens  auch  in  den  Städten  die  LcibeigenschaA,  wenn  schon  in  milder  Form, 
th^ilwiis,«  laiifr»*  "n»I  bis  in  (Ho  neuere  Zeit  (>rhalten  hlif^  siehe  E.  Gotbfin, 
Winhschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  (S.  143  ff.);  ebenda  ans  dem  13.  Jahrh. 
(StnHche  Tansdig^nchifte  mit  hiirigen  Handwerkern  gemeldet;  häufig  ist  lehtteren 
■Kh$  einmal  di  r  freie  Zag  {^göuut  (8.  167). 

*  .Die  Diseiplinargewalt  des  Herrn  erschninf  schon  rcjnjHrt  durch  die  fiscalisch- 
feQo»sexuM:haftUche  Rechtsprechung  de»  Banndings,  wie  durch  die,  wenn  auch  be* 
4ie|[i»  vtoA  vertretiiogKweiM  Eintonefaimip  dee  Unfreien  in  die  ftffentliehe  Rechl* 
»prechung.  Auch  social  tiiid  wirthsdiafHiclt  stehrii  tVw  rnfn-icn  \v»'5f  üb«>r  dem 
Niweau  der  Lraeit,  sie  «iiul  als  Hiitner  aiit^osetast,  ihre  »»konumischcii  IiCistnn«j;^n 
ftr  dea  Herrn  sind  tixirt  uud  gute  Führung  befähigt  zu  socialem  Aufsteigen,  wenn 
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§  17.  Verkflnunerung  der  Freiheit  der  ehemals 

•Yollfreien. 

Während  auf  die  beschrieben*'  Weise  in  dea  von  deutschen 
Stämmen  in  Besitz  genommenen  G  «^bieten  Westeuropas  die  Lage 
der  ursprflnglich  Unfreien  sich  mehr  und  mehr  milderte,  ging  ziem* 
lieb  gleichzeitig  ein  eigenthümlicher  Process  einher,  vermöge  dessen 
der  grösste  Theil  der  ehemals  freien  Grundbesitzer  diese  Freiheit 
einbflsste  und  in  die  Stellung  von  unfreien  oder  bal bfr ei  en  Bauern 
herabsank.  Die  einzelnen  Phasen  dieser  Entwickelung  darzustellen, 
ist  Sache  der  Wirthschaftsgeschichte :  es  g«Miüu:t  hier  hervorzuheben, 
dass  dieselbe  im  W^eseiitlichen  mit  dem  Aufkouimt>ii  des  L»»hons- 
wesens  und  der  (irundlierrlichkcit,  dem  Entstehen  grosser  (iruiid- 
herrschaften  und  mit  Hör  wachsonden  Schwierigkeit  für  die  kleinen 
Grundbesitzer,  den  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Pflichten,  nament- 
lich der  Heerbannspflicht,   zu  genügen,  zusammenhängt.  ..Die 
Grundherrlichkeit  wird  das  Grab  der  dorfgenossenscbaftlichen  Frei- 
heiV'  (v.  Maurer).  Bei  der  ursprflngUcben  Landauftbeilung  in 
den  Ton  den  erobernd  vordringenden  deutschen  VMkerstämmen  in 
Besitz  genommenen  Ländern  war  die  Herbeiführung  eines  für  alle 
Stammcsgonossen  gleichen  Besitzes  allerdings  der  beherrschende 
^uuixUatz  gewesen;  wenn  jeder  Hansvater  gleiche  wirthscliaftliche 
und  politische  Rechte  und  Pfii«  littMi  hatte,   so  sollto   auch  der 
TrägiT  (1i('?jer  Rechte  und  TMln  lilcii.  d.  Ii.  dan  .I(m1»mii  zuLrcthciUo 
Gut  (dii'  Huie)  von  gleicher  Grösse  und  Besi  liatlciihoit  srin.  (Siehe 
auch  §  44  unten.)   Solche  Gleichheit  blieb  iodess  nicht  lange  er- 
halten; abgesehen  von  jenen  Aendenmgen  in  den  ursprünglichen 
Besitzverhftltnissen,  welche  der  natürliche  Lauf  der  Entwickelung 
(durch  Erbschaft,  Kauf,  Vermdgenszerfall)  zu  bringen  pflegt,  wurden 
durch  die,  schon  unter  den  fränkischen  Königen  Ablieben  und 
immer  häufiger  werdenden  Landverleihungen  an  die  Glieder  der 
weitverzweigten  Ki^nigsfamilien,  an  die  Grossen  des  Reichs  und 
den  zahlreichen  Beamten-  und  Dienstadel  (die  Reichsministerialen), 
femer  durch  niastscnhafte  Schenkungen  an  die  Kirche,  sj)ätprliin 
auch  durch  die  coloniöatorischen  Enverbungen  in  der  Ostmark, 

HUck  zunächst  nur  iuuerhalb  der  Beamtoiistaflfel  der  fiscaliiichen  Venvaltung" 
(Lampf'eclit).  —  Man  pflegt  im  AnicMiiM  «n  die  Sltore  Spraehweise  der  OeMtoW" 

Terminologie  auch  diesi^s  ab^niiMtrtj'  VirVi  Itui^  d-r  T^iiVrirn  alH  Leibeicrtn- 
gchaft  /.)]  bezeichnen,  während  Hörigkeit,  iiruudimideuthum,  ächoUenpflichti^keit, 
üutsunierthänigkeit  richtiger  wäre. 


Digitized  by  Google 


%  17«  Vetkomneniiifir  der  Fraiheit  der  ebemalB  VoUfteioi. 


89 


sowie  durch  die  Rodungen  im  Markland  Besitzungleichheiten  ge- 
sehaffen  und  die  in  solcher  Besitzungleiehheit  fflr  die  minder  Be- 
gttteiten  liegende  Gefahr  wurihsehaftlicher  Vergewaltigung  durch 
die  Schaffung  der  sog.  Immunitftten,  d.  h.  von  Freigehieton, 
innerhalb  deren  die  Hoheit  im  Bereich  der  Rechtspflege,  der 
Polizeigewalt,  der  Heeresverwaltung,  Finanzthätigkeit  an  den  Be- 
schenkten (Grundherrn)  übcrüiim.  auch  nach  der  politischen  Seite 
hin  verstärkt.  Waren  ursprünalich  die  den  grossen  Herren  gehörigen 
(ri\ier  ausschliessiicii  von  UjitVoicn  (Hörigen)  Ijewirtli^diiittet  worden, 
«lie  aul  dem  vom  Herrenhaus  aus  bewirthschaftctoii  (iutpm  (Frohu- 
höfeu,  saiischea  Land)  einige  Tage  in  der  Woche  l'rohudioiisto  zu 
leisten  und  von  dem  ihnen  zur  Nutzung  tiberlassenen  Land  (hinter- 
»issige  Güter)  Naturalabgaben  su  leisten  hatten,  so  bemühten  sich 
bald  auch  verarmte  oder  landlose  Freie,  von  den  Mächtigen  des 
Beichs  gegen  ähnliche  Leistungen  angesetzt  zu  werden,  d.  h.  sich  in 
das  Yerhältniss  der  Hintersassenschaft  zu  begeben.  Aber  auch  die 
in  gQnstigerfifr  Lage  befindlichen  Freien  trugen  ihr  Eigen  nicht 
ungern  den  LTossen  Grundherren  („dem  Grafen  und  dem  Zentenar, 
dem  Iniiiiimituisiu'rm   oder   seinem  Advocaten")  oder   auch  der 
Kiri  ho  auf.  um  es  als  Boneficiimi  wieder  zurück/ucuipt'augen,  weil 
sie  dann  hotten  durften,  eines  aus^ii'bigen  Scbutzen  in  friedloser  Zeit 
tbeilhaftig  zu  sein  und  weil  dieö  gleichzeitig  ein  Wog  war,  der  von 
der  alten  Stammesverfassung  her  als  Last  der  Hufe  erhalten  ge- 
bliebenen, mit  der  Zeit  für  die  kleinen  Leute  immer  drückender 
gewordenen  politischen  Pflichten,  namentlich  der  kriegerischen 
Dienstpflichten,  enthoben  zu  werden,  für  welche  als  Gegenleistung 
der  Gutsherr  eintrat;  weil  endlich  die  Minderung  der  persönlichen 
Freiheit  das  kleinere  Üebel  erschien,  „um  dem  grossen  Uebel  der 
Verarmung  zu  ontgehen,  das  diejenigen  bedrohte,  welche  den  un- 
gleichen Kampf  mit  der  Ökonomischen  Uebcrlegenheit  und  amt- 
lichen Gewalt  der Grundherren  aufnahmen"  (v. I nam a - Ste rnegg). 
Aber  auch  social  wurd»'  die  1/age  jener  Leute  eine  ungünstigere 
und  mindestens  ihr  Kechtsverliältniss  zum  Grundherrn  verdunkelt 
durch  die  Gleichartigkeit  der  Leisümgen,  welche  Freie  wie  ün-  * 
freie  dem  Gnindherrn  zu  leisten  hatten  und  mit  deren  Einzieliung 
die  gleichen  Organe  (Zinshebestelle  am  Herrenhofe  und  Zwischen- 
hebesteilen für  die  entfernt  gelegenen  Höfe  —  sogen.  Meierhöfe) 
betraut  waren'). 

'>  _I)f'r  Fesit'/.  dr-r  (irundhenren  lafc  nichi  mir  an  wciii}r»'ii  Ortni,  wie  etwa 
beot  HU  Tage  diut  iu  Uoiuuucn    concentrirte  Latidei^euihuui  det>  Staates  oder  der 
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Auf  dioso  Weise  kam  es,  dass  sehr  bald  in  der  äusserliclien 
Lage  der  Unfreien  und  der  ehemals  Freien  in  ihrem  Verliältniss 
zu  den  (vrinidherren  ein  Unterschied  kaum  mehr  wahrzunehmen 
war;  die  beiden  Klassen  verschmolzen  vielmehr  zu  einem  Stande 
halbfreier  Bauern,  „Grund holden^*,  die  unterschiedslos  unter 
dem  einen,  ursprünglich  nur  für  die  Unfreien  bestimmten  Hofrecht 
standen.  Dieser  Process  nahm  etwa  im  8.  Jahrhundert  seinen 
AnfaiiL^.  steht  ohne  Zweifel  auch  im  Zusammenhang  „mit  der 
inasHriihaiten  Verarmung,  welche  wir  in  der  Karolingerzeit  in 
der  unteren  Klasse  freier  ( imndbesitzer  finden'*  (v.  Inama- 
Sternea'Sf),  spieltv  sich  nicht  nur  in  Dontschland,  sondern  auch 
in  anderen  Ländern  ab,  überall,  wie  erwähnt,  mächtig  gefördert 
durch  den  die  damalige  Oulturwelt  beherrschenden  Gedanken  des 
Lehenswesens,  der  in  dem  Satz :  „nulle  terre  sans  seigneur*  seinen 
bezeichnenden  Ausdruck  erhielt,  sodass  schliesslich  jeder  Landbesitz, 
auch  der  der  kleinen  Leute,  in  der  allumfassenden  Lehensverfassung 
eingereiht  und  das  Eigenthumsrecht  am  ganzen  Grund  und  Boden 
in  der  Person  des  Königs  als  obersten  Lehnsherrn  vereinigt 
erschien*). 

Die  vorbeschriebene  £ntwicklung  hatte  indess,  worauf  schon 
der  friedliche  Verlauf^  den  sie  nahm,  hinweist,  zunächst  für  die 


grosseu  .SiAiide^iherreu,  ....  gonderu  weit  zerüU'eut  durub  viele  Durter.  Die  Güter 
der  Abtei  Prfim  %.  B.  retchtou,  in  virie  Hunderte  von  Pörfbm  «erBpUltert,  Ton  der 

N«Tkarniündun;r  bis  zu  dem  luilliindischi'n  Rhcindelta  und  \on  den  (iui'lleii  der 
LaUu  bis  Ang-tTK  tind  Koueii.  Fiir  diesen  besitz  g^alt  es  zur  Karolingenceit  eine  in 
sich  ab>;:esclilu8seue  Or^^anisation  aufzuütcUen.  Sie  konnte  selbstverständlich  nicht 
nnf  die  Errichtnnj^  grosst  r  ivitterjsfüter  hinauslnafiBn,  sondern  nur  nuf  die  Einrichtung 
{ffwis^icr  Steuer-  nml  7  i  n  s  r  i  n  ii  a  h  m  os  f  f  11  cii  iniil  die  Aiisbilduiijr  eines  ^ere^lten 
1  rausportweüeus,  um  den  Erlot«  der  einzelneu  iünnahmestellen  an  Naturalproducteii 
an  den  ffits  der  Gmndherrschiift  m  schallen.  Zn  diesem  Zwecke  bildete  man  fiberall, 
wo  eine  Äuxabl  von  Hufen  derselben  Orundberrschaften  in  benachbarten  Dörfern 
znHaninienla<|fen,  einen  besonderen  Verbisni  dieser  hörigeu  Hufen  imi  einem 
Bauernhöfe  im  Haupt  ort  aU  Mittelpunkt;  und  diesem  Haupthole  wurde  eilt 
gmndherrlicher  Beamter  vorgesetat,  der  Meier,  welcher  die  Zinse  aller  vom  Meier 
bof  ressortirendt  ii  (iriiiHllidlilen  in  F.inpfati>r  nahm  und  fiir  deren  riehfi;,''«*  AMieferung 
au  den  Gnnidherrn  sorgte.  -  Her  erste  Blick  schon  zeigt  es:  diese  grund herrliche 
Verwaltung  ist  nicht  so  sehr  mit  unserro  Rittergutsbetrieb,  wie  >iebnehr  mit 
unserer  Stenerverwaltnng  %u  vergleicben,  nur  dass  die  Steuern  und  Zinse  nicht 
In  Geld,  sondern  in  den  maiiiii<  ht  u  h  •m  Naturalprodnclen  abgeliefert  werden.* 
(Lauprecht,  in  Preuss.  Jabrbii(  Iu  ra,  lUi.  :A\.) 

')  Bäuerlicbe  Lehensgüter  namentlich  in  .Süddeutscblaud  lun-h  bis  in  die  neueste 
Zeit  vorkommend  und  erst  im  Gefolge  der  AblösungHgeset/.gebung  beseitigt  (siehe 
nnten).  Conse(iuent  durchgeftthrte  Lebens  Verfassung  bis  in  die  jüngste  Zeit  auch  in 
iTapau;  der  Hauer  Lehensninnn  dts  r)iiimio  und  seine  Alt^abe  ((inindsteuer)  mit 
dem  Charakter  des  £rb;dniies  behattet.  (M.  Fesca,  Beitrage  nur  Keuntniss  der 
japaniscbmi  Landwirthschaflt) 
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davon  betroffenen  freien  Bauern  nichtB  Bonderlicli  Beschwerendes; 
denn  jeder  sah  sich  „schliesslich  im  herrschaftlichen  Verband  ge- 
schätzt und  gefordert.  Mit  seiner  Macht  deckte  ihn  der  Grund- 
herr, wenn  ihn  die  Vergewaltig^ung  eines  Grossen,  die  Habsucht 
eines  Nachbarn  hodroht»*;  von  der  Ht'prl)umiptliclit  b»>fivite  ihn 
mn  Dieustverhältiiiss  und  <lir  Last  (l»*r  Tlieilnabme  an  öttViitlichen 
Au^iL'iegenheiten  ging  auf  seiiK'ii  Herrn  Ober.  So  koiiiitr  er  seine 
Zinseshufe  friedlich  bestellen  und  ihre  Früchte  ruliig  geniesaen; 
und  wenn  er  diese  auch  mit  seinem  Herrn  theilen  musste,  so  ge- 
währte ihm  doch  die  Anlehnung  an  die  Wirthschaft  des  Frohnhofs, 
zu  dem  er  gehftrte,  gar  manche  Förderung  seines  ökonomischen 
Betriebs,  die  ihm  leicht  als  Ersatz  der  verlorenen  Freiheit  erscheinen 
konnte.  Und  wenn  die  Noth  der  Zeit  einmal  an  ihn  herantrat, 
wenn  Misswachs  und  Krieg,  ja  selbst  wenn  eigene  Schuld  imd 
Unverstand  ihm  die  Früchte  seiner  Wirthschaft  raubte  ....  da  war 
der  Werth  des  herrschaftlichen  Verbandes  erst  recht  empfunden. 
Denn  es  lag  im  Wesen  <ler  i:rundli«'iTli('hen  Organisation,  dass  sie 
für  die  äussersten  Bedürfnisse  ihrer  Angehörigen  im  ^otlifall 
immer  eintreten  musste;  auch  wo  es  nicht,  wie  in  unzähligen 
Fällen,  ausdnicklich  bei  der  Commendation  und  der  persönlichen 
Ergebung  in  fremden  Dienst  ausgesprochen  war,  dass  dadurch  ein 
ünterstfltsungsanspruch  erworben  sei,  v^erstand  es  sich  von  selbst, 
dass  der  in  die  Familie  oder  das  Mundium  eines  Grundherrn  Auf- 
genommene hier  diese  letzte  Sicherung  seiner  Existenz  fände*^ 
(Ton  Inama-Sternegg.) 

Hierzu  kam,  dass  die  Zinsungen,  von  Anfang  ab  massig  ge- 
griffen, und  ebenso  die  persönlichen  Dienstleistuniren  auf  (U^m  15e- 
sitzthuni  d»'r  Grundherren  in  dem  Maasse  einsclii  üiniaten.  als  diese, 
dem  Hof-  und  Kriegsdienst  sicli  widmend,  mehr  und  mehr  die 
liewirthschaftung  der  Güter  anfiraben  und  solche  in  der  Form  der 
Zeit-  oder  Erbpacht  den  Bauern  überliessen.  (Uebergang  von  der 
Arbeitsgrundherrschaft  zur  Rentengrimdberrscliaft.)  Da  ferner  die 
Zinsungen  der  Grundholden  unter  dem  Schutz  des  Hofrechts  fest- 
standen, so  kam  der  vom  10.  Jahrhimdert  ab  ununterbrochen  sich 
Tollziehende  Fortschritt  der  Bodencultur  und  der  mit  den  lohnen- 
den Absatzmöglichkeiten  in  die  auf blnhenden  Städte  reichlicher 
Iiiessende  Bodenertrag  den  Bauern  ausschliesslich  zu  Gute;  für  die 
nachwachsende  Generation  aber  boten  die  zut  Bebauung  in  reicher 
Fülle  noch  vorhandenen  Ländereien  Kaum  und  Unterschlupf;  und 
Tor  Allem  waren  es  die  östlich  der  Elbe  gelegenen  slavischon 
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Gebiete,  in  welciie  unz&hlige  deutsche  Bauern  des  Nordens  und 
Nordwestens  im  13.  und  14.  Jahrhundert  colonisirend  vordrangen, 
so  auf  slavisehem  Grund  und  Boden  die  ersten  Keime  zu  einem 
neuen  deutschen  Staatswesen  legend.   Vielfach  lOste  sich  sogar, 

mit  dem  wachsenden  Wohlstand  der  bäuerlichen  Be^Mkenmix,  das 
ehemalige  (_lruiiUholdeiithuni  in  ein  freieres  Verhältnis^  (Pac'Ltv»'r- 
hältniss:  Erh-,  Vital-.  ZiMtpacht)  um  und  die  ßcsiedelung  d»*s 
Ostens  von  DtMitsclilands  (Tfol^tH  soojir  vorwiegend  in  der  Form 
der  Landsiedelleihe,  d.  h.  gegen  Kntriciitiuifr  eines  Erbzinses  und 
wobei  diese  so  besiedelten  Güter  frei  vererbUch  und  veräusserlich 
waren.  (Lamprecht.) 

Anin.  1)  Auch  einsichtige  Ffirstcn  löKt«n  vereinzelt  die  Hörigkeitsfess«?!  adergab«>.n 
wenigstens  den  Kronbauern  die  Froilieit  ziirihk:  Aiifhebun^f  der  T,(»ihei«rensrhii/i 
{j;egt)u  Uuiwaudlung  iu  eiue  Grundabgabe  in  Frankreich  üchon  unter  Plüiipp  iV. 
wenigstens  theilwelBe  dnrchgeAhrt;  FreUMsniig  der  KroniMtieni  unter  Ladw%  X.; 
in  Italien  l^rfreiuii^r  der  Kroul» lun  durch  Friedrich  IL;  ain  Schlut>ä  des 
14.  .la!iriiuii(hTt>  dir  I.(ih«-i«,n'ns«ha!"t  in  Italifit  fränzlich  abgeschafft;  in  Bern 
uliuuihiiclie  AhioHung  .seit  Antan(^  des  16.  .lahrhuuderts,  in  Zürich  lö2d;  in  Eng- 
land unter  Elisabeth.  (VgrL  die  Angaben  bei  Roscher,  I.  Bd.,  zu  73.) 

2)  Nach  LamprtM  lit  Initti-  sich  im  Gebiet  dor  Mosi'l  nnd  d«»s  Mittelrhrins  der 
Werth  des  (irund  und  iiodens  vom  10.  bis  Kum  IB.  Jahrh.  versiebxehnt'ai  lit.  Ks 
stellte  sich  der  Preis  eines  Morgens  Ackerland  ohne  gmndh<1rigc  Belastung  u^>'gen 
das  .lahr  800  auf  100  M..  dagegen  von  11—1200  auf  11S4  M..  vcn  li^Ol  KKlO  auf 
KiTl  .M..  von  1-JOO— 1350  auf  2110  M.,  von  13.50  14(X)  hu!  ;KJ8ö  M.  Der  Werth 
grundhüriger  Utiien  i»chwaukt«  iu  dem  Zeitraum  vuu  800  1300  zwiüchtjn  100  IL 
and  440  H.  „Wenden  wir  diese  Hiatsacbe  auf  die  Lage  der  Gmndholden  tind  die 
Iteurtheilung  ihrer  Helastung  an,  so  heisst  das:  die  Zinsbelastuug  der  (inuid- 
holden  hatte  si(  !i  vnm  10.  bis  /nm  13.  Jahrhundert  um  das  iüebxebnfache  Ter»- 
ringert  -    sie  war  wirthschaftlich  gleich  Null  geworden." 

8)  Bei  dieser  EntwicUnng  der  Dinge  kuin  es  nicht  Wunder  nefameUf  dass  die 
/f'itfr»'nnssischnn  T'rkiuHli  ii  fast  überall  den  wachsenden  Wohlstand  der  dam  ili^-^i-n 
bäuerlichen  Bevölkerung  rühmen.  In  Pommern  und  Rügen,  heisst  e«,  „sind  die 
Banem  reich;  sie  tragen  nur  englisch  luid  andre  gut  gewoud,  ja  so  schön,  als 
ehemals  der  adel  und  hurger  gethaa  haben**.  In  Westpbüen,  wird  von  Adsügeii 
bemerkt,  ^bekoiiinit  ein  Hauer  schon  mehr  geliehen,  als  zehn  von  uns  zn>;uTu?v  n 
oder  thut  Kapitalien  aus,  wi«  er  will''.  Von  deu  elsässi«chen  Bauern  sc)ir«ib( 
Wimpbeling:  „Durch  Reichthnm  sind  die  Banem  in  unserer  Gegend  nnd  in 
manchen  Theilen  I'ri  ischlands  üppig  und  übermüthig  geworden.  Ich  keme  Bauern, 
die  bei  der  Hochzeit  von  Snriiii"n  oder  Töchtern  oder  bei  Kindtaufen  so  viel  Auf- 
wand machen,  dass  man  tlului  ein  Haus  und  ein  Ackergütcheu  nebst  einem  Ideinea 
Weinberg  kaufen  könnte.**  Üeber  die  Kftmthner  Bauern  heisst  es  aus  dem  Jahre 
147H:  _sie  tragen  bessere  kleider  und  trinken  bessere  winne.  denn  ire  Herren*. 
Dieser  Wohlstand  wirkte  auch  auf  die  Lage  des  Gesindes  und  der  Tagelöhner 
günstig  ;2urück;  in  wohlfeilen  Jahren  konnte  sich  ein  solcher  für  seinen  Lohn  wohl 
«täglich  ein  Pfund  Fleisch  oder  sieben  Eier,  ein  Viertel  Erbsen,  ein  Maass  Wein 
und  das  nöthige  f?r<>d  dazu  erschaffen  und  oriibritrto  doili  noch  di«-  Hallte  der 
Kinnahme  für  Wohuuug,  lÜeiduug  und  sonstige  Uedürüiisse''.  (J.  Janssen,  Ge- 
schichte des  deutschen  Volks,  1,  8.  902  1F.) 

g  18.  Fortsetzung;  Besiegelung  der  Unfreiheit 

Die  verhängnissvollü  Wende  in  dieser  aufsteigenden  Ent- 
wicklung der  deutBcbeu  Bauemsckaft  trat  schon  im  14.,  mein  noch 
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im  15.  Jahrhundert  ein,  wobei  Dr^iorlei  einwirkte:  1.  Der 
ökonomische  Vorfall  der  Angehörigen  des  grossen  und 
Ideinen  Gnindadels,  die  mit  den  alten  Zinsungen  den  flppiger  ge- 
wordenen Lebensaufwand  und  die  ihnen  alsKronTasallen  obliegenden 
Pflichten  nicht  mehr  zu  bestreiten  Termochten  und  nunmehr  eine 
Steigerung  derselben  mit  allen  Mitteln  Tersuehten;  2.  ein  all^ 
mähliches  Sinken  der  Productenpreiso  im  15.  Jahr  Ii.,  deren 
Ursache  theils  in  den  auagleichenden  Wirkungen  den  iUiidcla, 
vielleicht  auch  in  ♦•iiier  gewissen  Ueberproduction  zu  suchen  ist  und 
dm'n  Folffpn  durch  die  in  joner  Zeit  wahrnehmbare  Zunahme  der 
Verschuldung  der  Bauern  gegenüber  den  städtischen  geldkapita- 
listischen Kreisen  wesentlich  verscli&rft  wurden;  3.  das  seit  dem 
U.  Jahrhundert  erfolgte  Eindringen  des  römischen  Hechts, 
in  dessen  Gefolge  mit  den  Hofrechten  und  Hofgeriehten  (Bauern* 
gerichten)  aufgeräumt  wurde,  an  deren  Stelle  allgemach  wesentlich 
Ton  polizeilichen  Gesichtspunkten  dictirte,  d.  h.  den  Bauern 
ungflnstige  Landesrechte  und  gleichzeitig  grundherrliche  (Patri- 
monial-) Gerichte  traten,  bei  deren  Inhabern  eine  unbefanueue  Wflr- 
diginiLT  häuerlicher  Beschwerden  nicht  vorauszusetzen  war,  während 
bei  der  politischen  Ohnmacht  und  Schwäche  der  königlichen  (rewalt 
nnd  d<»r  Nachsiclit  der  Territorial lierrschnfton  LfOLreniilier  selbst 
maasslosen  LebergriÖen  in  die  alten  Bauernrechte ,  Klagen  der 
Bauernschaft  über  unbilligen  Druck  wirkungslos  verhallten.  Besonders 
folgenschwer  für  die  nachmalige  Entwicklung  erwies  sicii  dabei 
das  Unverm^^gen  der  in  dem  recipirten  rQmischen  Recht  aufge-» 
wachsenen  Juristen,  die  rechtliche  Natur  der  Grundholdenschaft  der 
ehemals  freien  Bauern  richtig  zu  erfassen;  indem  man  die  bäuer- 
licben  Besitzrechte  in  die  überlieferten  römisch -rechtlichen  Be- 
•griffsschablonen  einzwängte,  gelangte  man  dazu,  in  ihnen  —  und 
da»  war  ntx  li  der  günstigste  Fall  —  ein  emphyteuti.-^ches,  in  an- 
deren Fällen  ein  reines  Zeit]ia(  litverliältniss  zu  erhlicken,  eine  He- 
'  urtheilunL^  «lie  tür  da>  inuarienhatte  „Legen'*  der  Bauernhöfe  während 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  in  einem  grossen  Theil  Norddeutscli- 
lunds,  sowie  in  Dänemark  den  erwünschten  Bechtsboden  schuf, 
in  Schottland  und  Irland  die  Bauern  zu  Zeitpächtern  ihrer  Clan- 
hAuptlinge  herabdrackte  und  im  üebrigen  dazu  führte,  die  ehe- 
malige Grundherrlichkeit  Aber  die  Insassen  einer  Dorfgemarkung 
ab  eme  Grundherrschaft  Aber  das  Gemarkungsterritorium  selber 
anzusehen.  Ein  ähnlich  mangelhafkesBechtsverstftndniss  griff  gegen- 
über dem  Harkland;  Weide^  undWald^  Platz;  auch  es  wurde  als 
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Kis:<^nthum  des  Grundherrn  und  bezw.  des  Landesheiru,  wo  diesem 
die  Markherrlichkeit  unmittelbar  zustand,  in  Anspruch  genommeiu 
in  Verbindung  damit  das  Fiseherei-  und  Jagdrecht»  letzteres  unter 
rflcksiehtsloser  Ausflbung  desselben,  den  Dorfinsassen  entzogen, 
das  alte  NutssungsrecM  am  Markland  aber  wie  eine  Dienstbarkeit  auf 
herrBChaftiichem  Grund  behandelt  und  willkürlichst  eingeschrftnkt 
Die  Klappen  und  Beschwerden  der  auf  ihre  alten  Rechte  sich  be- 
rufenden Baut  III  crscIiieiuMi  iils  ünbotmässigkeiten  gegen  die 
geltende  RechtHor<liiunj^  un<l  hatten  statt  Abstellung  von  Miss- 
»tändeu  meist  erueuteu  Druck  und  GewaltUiat  zur  Folge. 

Maocbe  Laudrecbtt;)  gestanden  nur  solcheu  Bauern  Erbrecbt  am  Uofe  zu,  die 
einen  urkandlichfin  Beweis  dafür  erbringen  1c5nnen,  80  das  Bayrische  Land- 
recbt  von  1518  in  Betreff  der  herrschaftticbeu  Bauern  (vgl.  Boseher,  II,  Anm.  5  m 
S  108).  —  Für  die  an  dem  römischcu  R<»rht  gebildeten  Juristen  %%ar  das  Hnh<Mmi*:rhe 
Becht  ein  ^robes  und  bHurisches",  dessen  „böse  und  unvernüuMge  Gewolinheiten* 
nach  HdfrUcbkflit  beseitigt  werden  mnielen.  ^Ein  römiscb  gesehidtw  Bemftstand*, 
sagt  Git-rkc,  „dessen  ^'(•rsf('llm^gsweise  dem  Volke  choiiso  fremd  blit-b,  w'u-  ihm 
selber  die  iortlebonde  Vorstellungsweise  des  Volkes,  impoitirte  die  freraden  Begriffe, 
eroberte  langsam  Gerichte,  Gesetzgebung  und  Verwaltung  und  xwang  nach  er» 
rungener  Henrsehait  das  Leben«  sieb  dieaem  bnchgelebrten  BegriffiMjston  an  Ifigen." 

Der  Unwille  des  gemeinen  Volkes  fiber  das  neae  Recht  nnd  seine  gelehrt« 

Virtnter  äussert«  sich  in  drastischer  Weise:  die  Jiirist<ii  nannt«^  man  .Fkiuhtv- 
bieger",  „Beutelschneider''  und  ^Blutsauger",  und  in  einer  Hugschrilt  von 
heisst  es  von  denselben :  „Die  bringent  fremdes  recht  ins  lant,  es  ist  ein  jamnu-ni 
nnd  klagm,  die  weisen  lii-rren  voll  unvernt^ind  die  wird  man  all  verjag« 
(.1  aussen,  a.  a.  O..  S.  478  ff.)  Der  von  den  Vonu-hmen  seif  rtii  ser  Zeit  wadiMi  -l 
geübte  Druck  mag  übrigens  schon  früher  viellach  versuclii  wurden  sein,  wie  die 
Worte  in  Yridaakes  Beschefdenheit  (IS.  Jahrhnndert)  bexengen: 

Die  vürsten  twingeui  mit  Gewalt 
▼elt,  steine,  waaoer  nnde  walt; 

darzuo  wilt«  unde  zam; 
PI»»  taptpu  lüfte  gerne  alzam; 
der  muos  uns  nocli  gemeine  sin. 
möhtens  nns  de  sane  schin 

verbiotpn,  wint  niuir  rr"_n'Ti. 

man  muste  idns  luit  golde  wegen.  — 

In  England  konnu'  jcno  tiofr  Hcrabdrückung  der  Bauern,  wie  nftmentlirli 
in  Deutschland  und  Frankreich,  nicht  Platx  greifen,  weil  über  die  in  die  court  roll 
eingetragenen  Leiatnngen  dt»  Gmndholden  bei  verkommenden  Streitigkeiten  «wiacben 
Henr  und  villain  das  königliche  Gericht  entschied  (v.  Stein,  Innere  Verwaltongs- 
lehre,  1868,  7.  Tbeil,  8,  144). 

Für  S  li  d  dcutschland  war  nach  flothein  die  Ausschliessung  von  der  Kcchts- 
bildung  in  Folge  tteception  des  römischen  Hechts  da.s  grössere  Uebel,  die  wirth- 
schaftliche  Beeintrftchtignng  das  geringere-,  in  diesem  Tbeil  Deaischlaadi 
habe  dvT  römische  Eigenthumsbegriff  den  bäuerlichen  Grundbesitz  nicht  gefiUlidet; 
Fälle  von  Hnnemlegiiug.  wie  im  Osten,  wf<  der  .lunker  norli  TiUndwirth  war  und 
wo  diesem  romische  Kechtfibegriffc  zur  willkommenen  Handhabe  dikutüu,  um  sein 
Ackergnt  anf  Kosten  seiner  Unterthanea  an  tergrössem**,  hn  Siden  nidit  bekannt. 
fOothrin.  in  Westdeutsche  Zeitsdirin.  Jalirgang  IV,  S.  12.)  Dass  übrigens  nach- 
mals länderweise  (z.  B.  in  Hannover  Tiüneburg>  gerade  ro  misch-reeht- 
licbe  AulTassuug  dazu  beigetragen  habe,  dem  Uaiionistaud  ein  besseres  Besitzrecht 
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zu  g<»ben,  nämlich  die  ZeitpachtverliiiliiiisM-  in  f>ni  p Ii  vteu tisch o  titnznwandeln, 
hat  V.  Bf^nttiggen  aulässiich  der  Berathun^  der  üeimätattei'rajj^c  im  Deutechen 
Rflichst<i<:  im  Jahre  1892  henrArgehoben. 

Aach  für  die  Mark  Brandenburg  hat  G r o s s mann  (Ueber  die  ;^Miish<  rrlich 
bäuerlichen  RechtNVi  rh:ilfiiissf  in  der  Mark  Brandenburg  vom  16.— 18.  Jahrhundert, 
IKK)/  wohl  überzeugend  nachgewiesen,  dass  weniger  der  Beception  des  rümiiichea 
Rechts  als  vielmehr  der  Schwäche  der  Kegieruugsgewalt  und  dem  politischen  Ueber» 
gewicht  der  herrschenden  Stände  die  allmätiliche  Verschlechterung  der  Besitz-  und 
Ke<'hi8verhäItnisH<»,  dif  in  drr  T.egimg  der  Bauernhöfe  pipfelte,  zugeschrieben  werden 
ffiUä^.  Wie  üeuu  die  gruiidKä.tzliche  Verurtheilung  mmiscb-rechtlicher  Institute, 
der  man  in  neuerer  Zeit  so  vielfach  begegnet  nnd  Aer&k  vornehmster  Vertreter  der 
(JfniiHT;!*^"  »Jicrkr  ist,  sichcr  cIx  tich  vnn  Einseitigkeit  sengt,  al^  dio  unbedingte 
Leoguuug  der  wirthschaftlichen  Sclkuden,  welche  dio  Durchdringung  einzelner  Uebiete 
des  Bechtelebens  mit  römisch-rechtlicben  Grundsätzen,  insbesondwe  im  Bereich  des 
F.rh-  und  Verschuldungsrechts,  doch  swetfeUoB  im  Gdblge  gehabt  hatf  worüber  in 
d«o  Iblgenden  Kapiteln  das  Nähere  an  sagen  ist. 

Die  oben  geschüderten  Vorgänge  in  Verbiodung  mit  der  Ver-^ 
wiming,  welche  mit  dem  16.  Jahrbundert  im  Geldwesen  in  Folge 
des  Sinkens  des  Werthes  der  edlen  Metalle  einiiss  und  unter  dem 

i?leichzeitigen  Eiufluss  relisriöser  BeweLTuiigen  riefen  weithin, 
namentlich  in  Süddeutscliland  ,  Ba uornauf  ständ e  hervor,  nach 
deren  hliiticrer  NiederschluLrunu:  eine  nm  so  gewaltthätigere  lieaction 
einsetzte  und  mit  völliger  Knechtung  der  Bnnernsehaft  <Midete 
Die  Sclireckeu  des  Dreissia;inhrip:en  Krieges,  die  Verwüstung  der 
Dörfer  und  Marken  vollendeten  den  Niedergang  des  häuerlicben 
Standes  und  das  nach  Beendigung  des  Krieges  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland  um  sich  greifende  planmässige  Ein- 
ziehen der  verlassenen  Bauemhtyfe  zum  Herrengut,  das  in  dem 
Aufkommen  rationeUerer,  eine  grössere  Arrondirung  bedingender 
Betriebsweisen  gegendenweise  eine  wenigstens  Äussere  Rechtfertig 
irung  haben  mochte,  war  in  einzelnen  Ländergebieten  sogar  von 
dem  endgültigen  Verschwinden  bäuerlicher  Besitzer  begleitet, 
an  deren  Stelle  nunmehr  auf  dem  Hen-engrunde  angesetzte  Tage- 
löhner (liij^ten.  Heuerlinge)  traten.  Von  der  Erfüllung  der  in 
der  Zeit  der  agrarischen  Aufslände  des  15.  Jahriiundorts  gestellten 
Forderungen  des  Bauernstandes:  „Abschaffung  der  Un- 
freiheit als  wider  Gottes  Gebot  streitend,  ZurflckfOhning  der 


^)  Aufstünde  in  Kempten  1491,  Pfalz  lo()2,  Württemberg  und  Ungarn  1514, 
Hegau  1.522  (in  spätorrr  Zeit  in  Böhmen  UiH()  und  1775,  in  (isilizien  1846).  Die 
teDdeuziöse  Darstellung  der  Ursachen  der  mittelalterlichen  liaueruautiitHnde  in  dem 
Jans  gen 'sehen  (l«8eiilclitowei^  tUwreh  H.  Delbrück  in  den  PfMiM.  Jahrbüchern 
•'»3  mit  dem  Hitiwf-is  znriirkp'f wiesen  fS.  r>4f»  fi". ).  dass  dieso  ans  drr  willkiir- 
iichen  Steigerung  der  feudalen  i^asten,  aber  auch  aus  der  allgemeiueu  Hebung  des 
><e1bs(gaföhl8  der  Bauernschaft  al8  Folge  des  Aufkommeiui  tibamt  vea^inderteii  Kri^rs' 
verfuMuig  (Landsknechtswesens)  und  ans  dem  Schwinden  des  Ansehens  des  Adels, 
d.  h,  aus  ^f>ri  H 1  w  i  rthscb  » tt  Ucli  pol  i  t  i  sc  Ii  cn  Aciiderungen  äu  erklären  und  nicht, 
Janüsen  e»  versucht,  vorwiegend  auf  Couto  der  Keformatioji  m  setactiu  sind. 
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bäuerlichen  Lasten  auf  ihr  durch  Herkommen  cder  Vertrag 
bestimmtes  Haass;  Wegfall  des  Todtfallrechts  (Mortuaiiums),  Ab- 
schaffung der  wülktthrliehen  Geldbussen  bei  der  gutsherrliehen 
Rechtspflege;   Rflckgabe  der  Gemeindewaldungen;  Anthei!  der 

Bauern  an  der  gemeinen  Mark,  an  Wald  und  Wasser,  Wild  und 
•  Fisch,  gütroue  Verwendung  des  Zehnten  zu  wirklich  kirchlichen 
Zwecken''  war  die  llnH'nischaft  am  Ende  dieser  Entwickhmg 
(Anfang  des  18.  .lahrlnili(lert^)  weiter  als  je  entfernt.  T^nd  es 
versanken  die  Angehörigen  des  Bauemstandes  unter  dem  Druck, 
mit  dem  ein  hartes  Recht  und  die  oft  willkürliche  Handhabun«: 
desselben  auf  ihnen  lastete,  in  einen  Zustand  sittlicher  Stumpfheit 
und  wirthschaftlicher  Verkommenheit^  dem  sie  erst  in  diesem  Jahr- 
hundert, als  eine  grossartige  Gesetzgebung  zu  ihren  Gunsten  ein- 
setzte, allmählich  wieder  entrissen  worden  sind. 

AnnL  1)  Auf  den  Zusammen  hau  ^,  in  uckluMii  die  Vorschlechterung  der  Besitz* 
verhfiltniHse  der  Bauern  und  die  Le^np  der  Bauernhöfe  auch  mit  dem  Anfkomjnen 
de»  ratiouellerea  Betriebs,  der  eine  bessere  Arrondiniug  des  gnmdiicrrlicbea 
Strettbeaitses  wOnsehmiswertli  eracli«iiien  Hess»  sowie  mit  der  Helnimir  heiTMlieB- 
den  Kreise  über  di»^  technische  und  ökouomische  Ueberleircnluit  dts  CnisslHsif ^>'* 
sticht,  wcitw'u  Knapp  und  Furhs  hin;  nur  sollte  man  ni<'ht.  wie  Herkner  6>ehr 
zutreffend  hervorhebt,  mit  Fucli»  in  diesem  l*r()ce88  geradezu  ^cinc  geschichtliche 
Nothwendilfkeit'*  erblicken,  da  doch  die  Möglichkeit  einer  Kmporhehung  auch 
i\fv  Raaemg^iitcr  zu  höherer  Wirthschaftsfülirung^,  wii>  ju  auch  narlminl-«  ein- 
getrüten  ist,  nicht  erusUiafi  in  Frage  guiitelU  werden  kann^  und  da  doch  der  Nadi- 
weis  enH  noch  za  erbringen  wära^  daes  tluttfliclilicb  «dÄe  von  Oatslierren  ehige- 
Mgenen  Baucmländereien  wirkücli  einer  besseren  BewirdiBelufkang  (durchweg) 
entg^engeführt  wurden**. 

2)  In  Meckh  nl)U  r'-  ^^;;r(l^•  die  Entsetzbarkcit  der  Bauern  1621  fünnlich  aner- 
kanut;  und  während  es  1628  auf  ritterschaftUchem  Boden  noch  X2(XX>  Bauern  gab, 
waren  es  1794  nnr  noeh  1968.  (legen  das  von'  der  Ritterschaft  in  diesem  Lande  in  A>- 
sprach  genommene  Recht  des  „Legens"  haben  die  Laiifloslicrren  lange  vergeblich  anzih 
kämpfen  vnrsiu  lit.  Das  KinTijre,  was  sieim  Iniidt^sgmndgesotzlichen  Erbvergleich  von  1755 
erreichen  konnten,  war  das  Verbot  derLegiuig  ganzer  Bauerdöfer  ohne  Genehmigung 
des  Landesherm.  Tratadem  waren  aUein  von  1756  bis  1788  etwa  49  DSrfer  lIiede^ 
«rplt'srt.  weil  die  Ritterschaft  den  Vergleich  so  ans/.til«  ^••(■n  siiditf,  als  wenn  nur  für 
den  Kall,  dass  „Verarmtuig  und  Venninderung  der  llnterthanen"  daraus  entstehe, 
das  Legen  der  Dorfscliaften  verboten  sei  ^Beschwerde  der  Ritterschaft  an  den  Küiüer 
gegen  den  Landesfürsten  vom  April  1782,  siehe  H.  Pausche  in  Bäuerliche  Zustftade 
in  Deutschland,  III,  349  ;  und  iiorli  vnn  1794  ab  sind  in  dtti  folfrcnd  i:  I)<»ceunien 
in  den  ritterscbaftlichen  Aemteru  von  Mecklenburg-iSchwerin  die  Bauernhöfe  von 
1968  dtaf  14S4  attsammengeschmobBen.  Angesichts  solcher  Vorgänge  schreibt  nicht 
mit  Uniecht  der  Freiherr  v.  Stein:  ^Die  Wohnung  des  meddeobnif^cheu  ESdet- 
manues,  der  seine  Bauern  legt,  statt  ihren  Znstand  zu  verbesseni.  kommt  mir  vor. 
wie  die  Höhle  eines  Haubthiers,  das  Alles  um  sich  verödet  und  sich  mit  der  .Stille 
des  Grabes  nmgiebt  (Perts,  Steinas  Leben,  I,  S.  192).  —  I»  Pommern  afellte  die 
IJaiirmordnung  von  1616  Ijcibeigenschaft,  ungemessene  Frohiiden  nud  Nichterblicb- 
keit  der  Hufe  als  Regel  nnf;  in  Folge  dessen  niaHHpnhafte  Kinssiehung  der  Baaem- 
giiter  durch  den  Adel,  während  Domanium,  iStudt«^,  Kirclien  etc.  die  Bauern  in  Zwt- 
pichter  umwandelten.  —  In  der  nenmärkischen  revidirten  Banemordnung  von  168& 
witrdc'i  atlsreissende  llnterthanen,  die  nicht  anf  Krfordcni  znriu'kk*  hn -i .  mit 
cwigt^m  Kerker  und  selbst  Todesstrafe  bedroht.  —  in  Dänemark  umfaugreicbcs 
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Legen  der  Haut>nihüfc  zwkrlien  1530  nnd  1680.   (Vgl.  hiem  Roscher,  II,  Anm. 

12  n.  14  zu  ^  K«  u.  7  zu  § 

3.  DaHs  im  Mittelalter  auch  die  Kirche  die  Bauern  kdne^wegü  glimpflich  be« 
haodehe,  si^e  bei  £.  Gotbeitt,  Wirthschaftsgeflchidite  des  tJchwarxwaldes,  Bd.  I, 

2.')0  ff..  \v(i  f  in  Mandat  Maximilians  gefjeii  rlrn  Abt  in  Geuffenbarh  ii.  A.  den 
Vomurt  erhobt,  seine  Li'nte  zu  Leibeijfoneu  pmuclit  zu  haben  und  der  nnbann- 
hendfTßn  Praxis  des  Klosters  zur  Last  pelejrt  wnrd,  dass  „so  viele  Höfe  nnd  Unter 
rtr^jii^eu.  verödet  und  zu  Wäldern  {ri  wurden  si  icn".  In  der  Klaffe  der  Stadt  i^ejfen 
dii.ssrlbc  Kloster  <1484)  wird  an^feführt,  dass  in  den  letzten  Tahren  12  Bauernhöfe 
durch  Schuld  der  nUuerbittlicheo  Zin&nieiüter^  abgej^augcu  seien.  Ebenda  (H.  237 
«ad  ^7)  Fälle  spitzfindifrster  Ausdehnung  der  sog.  Fftllpflichtigkeit:  s.  B.  Verbot, 
wenn  der  Bauer  in  v'uw  1«  bensg-eföhrliche  Krankheit  verfiillt,  noch  Vieh  zu  verkaufen, 
damit  das  Besthaupt  dem  Abte  ja  nicht  rntzof^en  werden  kann:  strengste  Durch- 
führung dcü  üruuds^eü,  da&>  iuuerhull)  enies  gewiiuteu  TheiU  des  Klustergcbiets 
die  Loft  Qtt  frei  mache,  ja  selbst  auf  dnrchreiSMide  Fremde  angewendet  (S.  254). 
IVi!m  r  nicht  zu  venvunderii.  dass  die  Bauernaufstände  in  der  Ortenau  und  siuist 
jfe^eu  Adel  und  (Geistlichkeit  gleichmässig  sich  kehrten.  Selbst  ein  vom  eiu- 
seitipiten  katholischen  Staudpunkt  aus  nrtheilender  Schriftsteller  wie  Janssen  kann 
niciit  umhin,  einzuräumen,  dass  der  Grundsatz  der  Kirche:  „nicht  der  persönliche 
Vj»rtheil.  >Mtnlt'ru  die  in  brüderlicher  Liebe  vi  icinigte  Gesainnitheit  Aller  Millen  den 
Ausgangs])unkt  der  wirthschaftlicheu  Thätigkeit  bilden'^,  im  15.  Jahrhundert  \icltach 
verloren  <re;ran}ren  war,  dass  yiebnehr  auch  bm  dem  Welt*  und  Ordensklems  wie 
beim  wt  itlit  hen  Adel  „die  abschrecköliden  Erscheinungen  nngebändigter  Selbstsucht 
tnifl  Ilabu'i«  r  hiiiifig  hervortraten",  in  der  Snrlit  sich  offenbarend,  „die  kirchlichen 
Ut-uteu  und  KiukiinfU:  .  .  .  nach  Möglichkeit  zu  erbüheu'' ;  was  um  »o  schlimmer 
war,  als  fast  ein  Drittel  des  gesammten  Gmnd^genthums  sich  damals  in  den  Händen 
der  Kirche  befanfl.    Janssen,  a.  a.  ().,  S.  59HJ 

4.  Nur  sehr  vereinzelt  sind  die  (»ebiete,  in  denen  die  Bauonischatt  es  verstanden 
hat,  ihre  Freiheit  zu  beltaupten  oder  diese  doch  frühzeitig  zurückerwarb:  Freiheit 
der  friesischen  Bauern  durch  Kaiser  Sigismund  anerkannt  (1417):  Leibeigensehati 
tmd  Hörijrkeit  in  Flandern  und  ^'r  ibant  int  12.  und  13.  Jahrhundert  beseitigt; 
in  der  Schweiz  in  vielen  Kantuueu  (Giaru»,  Appenzell,  Zürich,  J3eru,  Suiüthum, 
fissel)  im  15.  nnd  16.  Jahrhundert  die  meisten  gntsherrlichen  Lasten  zur  Ablösung 
gebracht,  in  Tburgau  da<re}ren  erst  in  diesem  Jahrhunderts  (Roscher,  a.  a.  O.,  Anm. 
7  zu  §  11*. t  Wie  sich  die  Banemsehaff  in  einem  Thei!  derOrtenau  'nämlich  im 
llannersbacher  Thal  des  bad.  Schwazwaldes)  ebeutall  allniählieh  „zu  einer  bäuer- 
Udi^emokmtischen  Terfiusung,  gleich  den  Schweiser  Urcantonea,  emporarbeiteto, 
derart.  da>>  »in  Vcrtri;:  von  1718  mit  der  Stadt  Zell  die  völlijrt'  I^nabhängigkeit 
der  kleinen  Banemrepublik  fest.stellte,  womit  dann  „der  Kampf  um  die  wirthschaft-. 
Kche  Befreiung  des  Landmanns  in  „.des  heiligen  Kelches  freiem  Thal  Uarmersbach"*' 
von  den  Bauern  aus  eigener  Kraft  siegreich  beendet  worden  war",  liehe  Oothein, 
Wirth8chaftsgeschi(  hte  etc.,  S.  297  ff.  In  Schweden  und  Norwejjen  war  ein 
oulreies  Verhältniitö  der  Bauern,  wie  im  übrigen  Europa,  überhaupt  unbekannt;  im 
letzteren  Land  die  Bauern  bis  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  allerdings  meistens 
FÄchter,  aber  in  Völlig  freiem  VertnigsTerhältiuss;  später  meist  in  Erbpacht-  und 
i^igenthiunsbanerD  umgewandelt 

§  ly.  Die  Reformb ewegiing  zu  Gunsten  des 

Bauern  stand  OS. 

Die  Bewegung,  welche,  zuerst  nur  vereinzelt  auitretend,  dann 
Skber  alle  europäischen  Länder  erfassend,  auf  eine  Milderung  der 
La^e  der  Bauern  und  im  weiteren  Verlaut  aul  die  Zurückgabe  der 
vollen  FrrÜMnt  an  dienclben  und  i^leiclr/j'itiL''  auf  die  Beseitiirung 
all<»r   iiut    dem    Grund  herrlichkeitsverband  zusammenhängenden 

Bichsoberger,  A.,  Agrcupolilik.  L  7 
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„feudal Pii"  Lasten  abzielte,  ihren  Abschluss  aber  erst  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  fand,  darf  in  ihrer  Entstehung  theils  auf  wirth- 
schaftliche  und  politische  Erwägungen,  theils  auf  solche 
mehr  philanthropischer  Art  zurflckgefUhrt  werden ;  unterstfitzt 
wurde  sie  durch  die  Erstarkung  derRegieningsgewaltin  den  einzelnen 
europfiischen  Staatswesen  im  17.  Jahrhundert  gegenüber  dem  ein- 
gesessenen (rniiKladel,  durch  das  mehr  uiul  im'hr  zur  Geltunir 
kommende  ahsoliit»'  Königsthum  und  weiterhin  durch  die  Macht 
der  üHVntlirhen  ^^»*inl^^L^  dit-  zunächst  in  dor  Literatur,  in  diesem 
Jahrhundert  vor  allem  auch  in  den  Parlamenten  zu  Gunsten  der 
Befreiung  des  Bauemstandes  aus  unwürdigen  Fesseln  nachdrück- 
lich ihre  Stimme  geltend  zu  machen  wusste.  Im  Einzelnen  ist  zu 
bemerken : 

1.  Die  erzwungene  Arbeit  steht  regelmässig  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nach,  weil  weder  eigener  Yortheil,  noch 
Ehr-*  oder  Pflichtgefühl  auf  den  unfreien  Arbeiter  bestimmend  ein- 
wirkt, sondern  höchstens  Furcht  vor  Strafe.   Die  ausgesprochene 

Sklavenarbeit  kann  daher  liiir  da  dauiTud  genügen,  wo  das  Maass 
der  Atilorderuugen  an  tiie  Arb(^itskraft  des  Sklaven  entweder  ein 
h('S(  luddenes  bleibt,  wie  in  uiKMitwick^dtoren  Vt'rhältniss«*n  hei  dünner 
Bevölkerung  und  melir  extensiver  Bodenhestellung,  oder  wo  die 
allgemeinen  Rechts-  und  Sittonzustände  eine  rilcksichtülose  Aus- 
übung des  Bestrafungsrechts  gegenüln  r  den  säumigen  Sklaven 
zulassen.  Je  höhere  Anforderungen  an  die  Froduction  nach  Menge 
und  Qualität  gestellt  werden,  je  weniger  femer  mit  der  allgemeinen 
Volksanschauung  die  Anwendung  harter  Strafmittel  im  Einklang 
'steht,  um  so  mehr  wird  eine  Tendenz  zur  Milderung  des  Zustandes 
der  Unfreiheit  sich  geltend  machen,  wofür  der  üebergang  der  älteren 
Sklaverei  in  das  Institut  des  Colonats  und  der  altgennanischen 
strengsten  Fonn  der  Untreiheit  (d.T  Leiheigenschaft)  in  »lie  Form 
der  arheits-  und  /iiisidlichtiLicn  llöriLikfit  (siidie  oben  §  l(i)  bezeich- 
nende Beispiele  liefern:  d.  h.  ilicjcniL:!"  Form  der  Untreiheit  Avird 
bei  vorwärtsschreitender Cultur  mit  der  Zeit  (ieltung  erlangen,  welche 
wirthscbaftiicb  für  den  Herrn  die  vortheilhaftere  erscheint,  indem 
sie  nnhen  oder  statt  der  blossen  Furclit  mit  Erfoli?  auch  andere 
Motive  zur  Arbeit  (eigenen  Yortheil  etc.)  in  dem  Unfreien  wachruft 
und  desshalb  die  unfreie,  erzwunge  Arbeit  leistungs-  und  Terwen- 
düngsfähiger  macht.  Schliesslich  aber  kommt  ein  Punkt  der  wirth- 
schaftlicben  Entwickelung,  wo  jede  Form  erzwungener  Arbeit  als 
unvereinbar  mit  dem  Productionslntt^resse ,  nicht  bloss  der  ganzen 
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Volkswirihschaft,  sondern  auch  der  Ein/.elprivatwirthschsft  sich 
emeisen  miiss,  so  dass  die  völlige  Emancipation  nunmehr  unter 
diesem  Gesichtspunkt  als  das  Bäthlichste  erscheint^).  Freilich  ist 
solchen  wirthsc haftlichen  Erwägungen  der  Einzelne  nicht 
immer  zugänglich,  und  für  die  ältere  Zeit  lässt  sich  wohl  kaum  fest- 
stellen, inwieweit  die  Aussicht  auf  die  mögliche  Steigerung  der 
Arbeitskraft  der  Unfreien  durch  Bessening  ihrer  rechtlichen  i.ago 
Antheil  an  «Icr  zuiiiahöt  gewohnheitsrechtlicli.  sjiüter  ancli  urkundlich 
lurimilirtou  Eimäumung  von  Ve^mögen^re("llten  an  diese,  an  der 
Beirrt'iiziiiipr  ihrer  Leistungen  auf  f*\u  Ix'stinuntes  Maa>s.  an  der 
Anerkennung  eines  gewissen  liesitznH'hts  an  dem  bestellten  Lande 
etc.  gegenüber  den  jedenfalls  viel  stärkeren  EinHilssen  kirch- 
iicher  Gebote  und  gegenflber  einer  durch  solche  sich  vollziehenden 
Aendenmg  der  Volksanschauung  selber  hatte.  Wohl  aber  kann 
man  sagen,  dass  dem  „aufgeklärten"  Despotismus  des  18.  Jahrhun- 
derts und  seinen  Wohlfahrtsdecreten  solche  Betrachtungen  der  ge- 
nannten Art  schon  unter  dem  Gesichtspunkt  populationistischer Ideen, 
d.  b.  einer  mit  der  Steigerung  der  Bodenerträgnisse  Hand  in  Hand 
r'ehenden  Vennrliruug  der  Vollv>/,alil  nalieliegende  waren,  und  sicher 
ist,  dass  in  (l*»r  späteren  Zeit,  als  die  Befreiung  des  Bam  riistandes 
anch  die  VulksvertreUuigen  beschättigte ,  das  volkswirthscliafilielu^ 
Produclionsinteresse  neben  den  sonstigen  politischen  luid  ethisclien 
Erwägungen  eine  sehr  wesentliche  Kolle  spielt,  während  freilich 
die  Anerkennung  dieser  wirthschaftlichen  Noth wendigkeit  der  I'»e- 
freiung  in  den  Kreisen  der  unmittelbar  Berechtigten  erst  spät  sich 
durchringt  oder  doch  nur  vereinzelt  zum  Durchhruch  gelangt. 

2.  Mit  dem  Uebergaug  von  der  \atural-  zur  Ueldwirthschall 
und  dem  wachsenden  Geldbcdnr Iniss  der  Staatswesen 
(Schaffung  einer  kostspieligen  Bflreaukratie ,  Errichtung  stehender 
Heere,  grössere  Aufwendung  für  allgemeine  Wohlfahrtszwecke: 
Strassen,  Kanäle  etc.)  wurde  der  von  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
bewirthsohaftete  Gnind  und  Boden,  namentlich  in  Ländern  mit 
geringer  Entwickeln ng  von  Industrie  und  Handel,  im  Hinblick  auf 
die  Steuerprivilegien  des  Adels,  mehr  und  mehr  die  wichtigste 
^t(»u e rq  u eil  e  und  die  Erhaltung  imd  Hebung  des  Bauernstandes 
und  Beschützimc:  dessellien  vor  allzustarker  Schwächunu  der  Staats- 
»Ufuerlichen  Leistungsfähigkeit  durch  die  bestehenden  gutsherrlichen 

Vgl.  A.  Wag<i«ri  Grundlegung,  §  206  Jf. 
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Verhällniss«  schon  aus  allgemein  fiscalischen  Rücksichten  das  Ziel 
einer  klugen  Staatspolitik.  (Vgl.  den  bekannten  Ausspruch  Ton 
Quesnay :  ..pauvre  paysan,  pauvre  royaume;  pauvreroyaume,  pauvre 
ToL^*)  Je  grösser  die  Anforderungen  an  die  allgemeine  Steuerkiaft 
des  Landes  wurden*  um  so  schärfer  musste  sich  ein  Interessen- 
geffensat/.  ausbilden  zwinchen  den  Landeslierrsehaften,  denen  die 
t^iiallüiig  eines  leistungsfähigen  („contribuablen*')  Jiauernstandes 
am  Herzen  lag  und  /.wischen  der  diese  Leihtuiiiisfähigkeit  beein- 
trächtigenden gut8h»'rrlichen  Verfassung.  Namentlich  musste  unter 
diesem  Gesichtspunkt  das  „Legen"  der  Bauernhöfe,  insofern  es 
Objecte  der  allgemeinen  Staatsbesteuerung  vprscliwinden  machte» 
ebenso  nachtheilig  erscheinen  wie  die  willkürliclie  Steigerung  der 
beigebrachten  Lasten  und  schon  die  Staatspolitik  des  absoluten 
KOnigthums  von  Gottes  Gnaden  äusserte  sieh  meht^EU^b  in  Yer- 
boten  des  Legens,  in  Geboten  der  Wiederbesetzung  erledigter  Bauern- 
höfe und  der  ZurOckfÜhrting  der  Lasten  anf  ein  bestimmtes  Maass, 
obschon  es  das  ganze  18.  Jahrhundert  hindurch,  von  Frankreich 
abgesehen,  meist  hei  vereinzrltm  Anläufen  verblieb  und  eine  durch- 
greifende Ordnung  erst  iu  diesem  Jahrhundert  in  Augrifif  genommen 
wurde 

3.  Verstärkt  wurden  solche  Erwägungen  durch  die  nahe  liegende 
Betrachtung,  dass  der  e  h  e  m  a  1  i  g  e  K  e  c  h  t  s  g  r u  n  d  der  bäuerlichen 
Belastung  gegenfiber  dfu  (Tnnidherren  im  Lauf  der  Zeit  nicht  bloss 
aus  dem  Gedächtniss  der  Lebenden  verschwunden  war  und  daher 
lediglich  als  bitteres  Unrecht  empfimden  wurde,  sondern  dass  es 
flberhaupt  an  einer  vemflnftigen  Begründung  des  gnmdherrlicben 
Verhältnisses  mit  der  Zeit  fiberall  fehlte,  da  ja  das  Schutzbedürfniss 
der  kleinen  Leute  mit  der  Schaffung  geordneter  Rechtsverhältnisse 
nunmehr  in  den  staatlichen  Sicherheitsorgan  ii  und  in  der  Kecht»- 
organiaaiion  des  Staats  selber  seine  üetViedigung  fand:  <Ia  fernt»r  die 
neuere  Ordnung  des  Heerwesens  den  Bauernstand  ebenso  zum 
Waffendienst  verpflichtete,  wie  jeden  anderen  Staatsangelu'^rigen. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Fortbestand  von  Unterordnungs- 
verhältnissen einer  Bevölkerungsklasse  unter  die  andere  weder  mit 
dem  modernen   Staatsgedanken   noch   mit   den  eifersOcbtigen 

')  Sil  wurdi'  h('i.ij)i(>ls«  »»isi'  die  V'erpHichtiiii^'"  d«'r  (Jufslifrn'n  zur  'liThfüctzuu^»" 
leer  gewordener  iiöle  iu  Osuabrück  und  tSratiu^scii wei{^-LUueburg  «cbon 
dordh  Verordnun^n  ans  dem  17.  Jahr1iiiiid«rt  ftusf^sprochcn ;  hieriier  Kthlt  ineh 
die  Anordnung:  von  Frii  flrich  d.  Gr.  Ü7(>4),  die  während  des  Kri«^K  wüst 
wordenen  Uüfv  in  Jahresfrist  wieder  zu  brspt/en  hf>i  1000  Thlr.  Strafe  für  j«d«ii 
Hot,  4U0  I  hir.  bei  KojM»at«bgüteru.,  (Nacli  Itoselier,  11,  Aum.  8  zu  §  103..) 
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Rt'giiiigen  einer  mehr  und  mehr  von  demBewusstsein  der  Omiüpotenz 
getragenen  centralen  Staatsgewalt  sich  vertrug. 

4.  Ein  wirksamer  Hiin<lf»S£reiiossr  pr^^tand  der  Bauernscluift 
endlich  in  den  a  uf  k  l  ii  r  cii  d  c  ii  Idccii  der*  Ii).  Jahrhunderts 
und  der  Philosophie  der  iiatüriichen  Menschenrechte,  welche  schlecht- 
hin jeden  Zustand  der  Unfreilieit  als  verdammenswerth  brandmarkte, 
sowie  in  den  Lehren  derPhysiokraten,  die,  von  der  socialpoli- 
tischen  und  volkswirthschaitlichen  Bedeutung  des  Landvolks  und 
der  von  ihm  geleisteten  Arbeit  am  Grund  und  Boden  ausgehend, 
in  einem  kräftigen,  leistungsfähigen  Bauemstand  und  im  landwirth- 
schafttichen  Gewerbe  die  alleinige  Quelle  des  Kationalreiclithums 
zu  erkennen  glaubten  \uid  daher  zu  der  Forderung  der  Beseitigung 
aller  die  Freiheit  der  Ikxlt'nlx'iiutzung  lifinmciidcii  i.nsten  irelangten, 
wi-lrluT  Forderung  die  Schule  der  deutschen  Kameralisten  und 
andere  Schrit'tsteller  (v.  Sonnenfels,  Berging,  v.  Justi,  v.  Möser) 
wenn  auch  theilweise  mit  Vorbehalten  sich  anschlössen,  während  es 
freilich  auch  an  wissenschaftlichen  Vertretern  gegentheiliger  An* 
sichten  nicht  fehlte*). 

Ihrer  radicalsten  Verwirklichimg  wurden  die  Ziele  dieser  Be- 
wegung indess  nur  in  Frankreich  entgegengeführt,  wo  die  zwei 
stfiimischen  Sitzungen  des  4.  und  II.  August  1799  die  feudale 
Gebundenheit  der  Bauemsehaffc  völlig  fortschwemmten.  Denn  wenn 
auch  das  Streben  der  Fürsten  am  Ausgang  des  Jahrhunderts  unter 
dem  Kiiilluss  der  aufklarenden  Ideen  unverkennbar  ein  für  den 
B;nifni«;t<m<l  wiililwnllendes  war,  ^^o  stiess  es  doch  nahezu  überall 
auf  den  geschlossenen  Widerstand  der  an  den  überlieferten 

')  Vpl.  das  oben  zu  *?  IH,  S.  88  bemerk t<^.  Von  spnti'rpn  (Irirncrn  (Ut  Ab- 
lösung ütr  tfutüherrlicheu  Vcrluiltnisse  meint  Atl.  Muller,  «cKt  Lauidbau  sei  die 
Wtir/el  d«r  Monarchio  nnd  der  Gutsherr  soU  Täter,  Freund,  Enieher  und  Beschützer 
dfr  Bauern  sein''  iDie  (iewerb^polizei  in  Hrzn^r  auf  den  Landbau,  1824K  wobi  i  indes 
Hie  Kau  mit  Recht  betont,  eine  ideale  Vorstellung  von  dem  gutäherr- 

Uchen  Verband  Tomnsg^Hetxt  ist,  der  schon  die  Erfohrunt;  i'räherer  Zeiten  wider* 
fpncht  und  die  mit  <1»  t  heutigen  Staatsordnung  ganz  unverträglich  wäre.  Tebrigcus 
«:ir  sclhvf  im  .lalirt-  IS-IO  noch  in  t  incr  siiddeuts*  lit  ii  Volksvertretung  'Bayern) 
r.u  huren,  selbst  schon  die  Lmwaudluüg  von  l'Utslai»ten  (in  feste  Keut*:uj  t»ei 
bedenidictaf  denn  „tde  hebe  die  persönlichen  'WechselbeKiehimgen  von  Gnade  und 
t'j^benheit  auf  und  setze  an  ihre  Stolle  ein  festes  Rechnungsverli;iltni>s  ohne  alle 
personliche  Bezielinnp  ti".  'VVl.  v.  Stein,  Inneto  Verwaltuugslchrc,  IHtiH,  V  U,  S.  186.) 
Man  vergleiche  dem  ;;L'g». uuber  die  üeuierkuug,  die  im  letzten  Drittel  des  vorigen 
Jahrinindertfl  ein  bekannter  SchriftsteUer  gemacht  hat  (v.  Tusti,  in  seiner  Polizei- 
wi-i-ien Schaft,  I.  Iii]..  182':  -I>ic  Freiheit  des  Bürgers  und  aller  ^^lit^^licdir  des 
Siaau  iüt  gleichsam  die  erste  wesentliche  Eigenschaft  alier  bürgerlichen  Verfassung. 
Die  Staaten«  worinnen  ein  Stand  oder  eine  Klasse  des  Volks  mit  ünterthänigkett 
^Hl^r  Leibeijfensehaft  behaftet  ist,  haben  eine  so  monströse  Verfassung,  die  .  .  . 
ICeättete  and  vernünftige  Zeiten  ohne  Schaden  nicht  fortsetzen  können.** 
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Einrichtungen  festhaltenden  berorrecbteten  Geschlechter,  ja  zum 
Theil  auf  das  Misstrauon  der  Landbevöllverunfr  selber;  wie  denn, 

als  rncilrich  II.  in  Ob»'rsrlilosioii  unerblichen  Besitz  in  erb- 
lichen, ja  Hellist  in  Kii;eiithiun  zu  vcrw iindeln  plante,  die  Kauern 
vielfaeli  die  L'inwandhmg  ablehnten,  weil  sie  die  Stenerveilretung 
und  die  Beihilfe  der  Gutsherreu  Jiicht  verlieren  woliteu  (Kuapp). 

Anmerkung  1.  AU  hervorragende  Vortreter  der  von  voDunirUi^chaCtUcbeui 
Yeratändniss  wie  von  pMlanthropischen  (tORiiinnngrt'n  erfQIlten'  ftiratMcheii  Yorkiinpfer 

des  IJefreinn^swerks  des  18.  Jahrhunderts  dürfen  Friedrich  II.,  .Joseph  II.,  aber 
ntidi  (It  i  Ifefrent  der  kleinen  Mark}^rafsehaft  Hadcn.  dt  i  n:u  lunalijjre  (irosshentojr 
Karl  Friedrieh  geiiauot  wenleu,  letzterer  namentlich  auch  deüshalb,  w«nl  er  in 
dem  von  echt  staatsmaimischem  Geist  erfüllten  Edict  des  Jahres  1783  nicht  nnr 
die  „  Leibei};enschaft  in  seinem  Lande  und  die  init  derselben  verknüpften  besonderen 
Abg-aliPii  (■ntsch:i(li;,nm«j">^ln'<  niifhob,  sondern  g'leiehzoifipr  (Jen  naclinials  sü  -\\i(hti^ 
gewordenen  GiundKut/.  der  Freizügigkeit  proclamirt«*  uud  durdi  ziihlreiciie 
Freisiigriffkeitaverträ<?e  mit  deutacben  Reichratänden  und  aasserdentschen  Staaten 
jenem  (JmTidsntz  nlshald  (reltunjr  /n  sclinffen  verstand  -  ein  Vor^n^,  dos^m  Be- 
deutuug  iu  die  Augeu  springt,  wenn  mau  sicli  ver{>'e^>^enwärtigt,  wie  sehr  die  Uuter- 
bindnng  der  Freizugiirlceit  der  freien  Erwerbsbothiiti}>:un;i^  der  ländlichen  Berölkenuf; 
Fesseln  anlegte.  Wurde  doch  noch  im  .lahre  1810,  wie  Fuchs  für  Pommern  mittheilt, 
durch  die  Schwedische  Ke^erunjf  ein  (resetz  rrlasseti.  das  den  bisheri;;reri  Leib- 
eigenen und  ihren  über  lö  Jahren  alten  diensttauglichen  Kindern  verbietet,  sich  dem 
Landbaii  zu  entziehen;  das  allen  unverheiratheteD  Manns-  nnd Weibspersonen  weiterhin 
die  Arbeit  im  Tagelohn  verbietet  und  die  Yerdingiuig  als  (lesinde  vorschreibt: 
cndlicli  der  Iciuerlichen  Hevölkennjjr  verbietet,  mehr  von  üircii  Kindpni  nbef 
lö  Julirc,  als  .sie  selbst  zum  Dienste  brauchen,  bei  sich  iiu  i>icustt!  zu  beliahcn. 

2.  In  diesem  Jahrhundert  wurde   mit    am    frühesten    uud   auf  breitester 
Grundlage  in  Prenssen  das  Werk  der  Branembefreinng  in  Angriff  grenonimea 

durch  das  denkwürtlige  Edict  Friedrich  Wilhelnrs  III.  vom  9.  October  1H()7  über 
den  erleichterten  "Hisit/  und  dt  n  freien  Oobmneli  di  s  (iitnideigenthums  sowie  über 
die  persönlichen  VeriiahiiiHse  der  Laudiiewolnier,  welche  .Staatsacte  in  der  Zeit 
des  tiefsten  politischen  Niedergangs  mit  ktthnem  Griff  die  alten  Fesseln  der  Unfrei* 
heit  spreiisTte  Ktid  mit  der  wirthschnfflit  Ire  n  Wiederg»'burt  des  Volkes  auch  die 
Emporhebuug  zu  politischer  Grösse  und  Macht  von  Neuem  anbahnte.  Das  unter  deat 
Mimater  vom  Stein  erlassene  Edict  bringt  die  der  Ablösungsgesetxgebong  xu  Grande 
liegenden  Gedanken  in  treffender  Weise  wie  folgt  zum  Ausdruck.  ,Wir  habea 
erwogen",  heisst  es,  .,dass  es  ebensdu  olil  den  uiierljisslirlu  Ti  Forderungen  der  (re- 
rechtigkeit,  als  deu  Grundsätzeu  einer  wohlgeordneten  .Staatswirthschaft  gemäss  sd. 
Alles  an  entfernen,  was  den  Einzelnen  bisher  hinderte,  den  Wohlstand  zu  erlangen, 
den  er  nach  dem  Maas.se  seiner  Kräfte  /u  erreichen  fähig  war.  Wir  haben  fenier 
erwogen,  das»  die  vorhandenen  lieschrankungen  theils  im  Resitze  und  (»enusse  des 
G rundeigen th ums,  theils  in  deu  persöulicheu  Verlmltnisseu  des  Landarbeiters  unserer 
wohlwollenden  Absicht  TorztlgUch  entgegen  wirken  und  der  Wiederherstellung  der 
Cultur  eine  grosse  Kraft  seiner  Thätiprkeit  entziehen,  jene,  indem  sie  auf  den 
Werth  des  Gruudeigenthums  und  den  Credit  des  Grundbesitzers  eiueu  hikhst  schüd- 
Uchen  Einflnss  halien,  diese,  indem  sie  deu  Werth  der  Arbdt  verringern.  Wir 
wrollen  daher  beides  auf  diejenigen  .Schranken  znrückführeii,  welche  das  gemeinsame 
Wohl  nitt'p  '  ttuieht,  und  verordnen  daher:  Jeder  Kinwnlmer  unsen*r  Staaten  ist  ohne 
alle  Fiuschraukimg  in  Beziehmig  auf  den  .^taat  zum  eigenthümlichen  uud  Pfaud- 
besits  nnbew^lieher  Gmndst&cke  aller  Art  berechtigt.  Der  Edelmann  also  zum 
Besitze  nicht  bloss  adeliger,  sondern  auch  unadeliger,  bürgerlicher  und  bäuerlicher 
Güter  aller  Art  und  der  I?iir<ier  und  Bauer  znni  Hesitze  nicht  bl(»s  büi-gerlicher, 
bäuerlicher  und  anderer  unadeliger,  sondern  am  h  adeliger  Grundstücke.'*  „Mit  dem 
llartinitage  1810  hört  alle  Gntsnntertbänii^eit  in  unseren  simmtlichen  Staaten  anf; 
nach  diesem  Tage  gieht  es  nnr  fireie  Leute,  bei  denen  aber^  wie  sich  von  selbst 
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vpr-tf  ln.  alle  Verbindlichkeiten,  die  ihnen  als  frei  i  n  Leuten  vermöge  des  Besitzes 
em^ü  ürnud^tucke«  oder  vermöge  einc^  b(iiH)udereu  VertrH^eü  obliet^en,  in  Kraft 
bleiben. "  —  In  hervorragender  Weise  neben  den  Hinistem  vom  Stein,  Harden- 
berpr  und  v.  Schrott  er  war  bei  der  Neuordnung  der  j^^utsbiinerlichen  Verhältnisse 
auch  Mit<rlied  der  Immediateommissiof»  von  Srhön  thiiti^:  f(  nier  seit  1809 
A.  Thaer,  welcher,  in  das  Miniiiteriuni  des  Innern  berulen,  mit  dem  Kriegsrath 
^charnweber  däe  bertthmten  AnsfÜhrnngsedicte  vom  14.  September  1811  »zur 
hefiirdernn^  der  Landtscultur'*  und  „sur  KegaUrung  der  gutsherrlichen  und  bäuer- 
lichen Verhtütuisae'*  bearbeiten  halL 

Der  schlepp  ende  Verlauf  der  in  Gang  gekommenen  Bewegung, 
die  Torsichtige  Bedächtigkeit  in  der  Fortfahrung  des  Gesetzgebungs- 
werkes, die  nicht  selten  rflckläufige  Bewogung,  die  letztere  an- 
nahm, bieten  für  den  Wirthschaftshistoriker  wie  für  den  Politiker 
L'mde  kein  sehr  ertVeuliclie«»  Bild.  Fast  iii  .lUen  Staat«Mi  \vi»Mler!iolt 
öich  die  Ers(•llt*iml^L^  <lass  naoli(i»'iii  zunächst  ein  Anlauf  in  grossem 
Styl  zur  BetVeiunu-  ilcs  liauenistandes  \internomm<Mi  war,  die  willens- 
eiiUchlossene  Thatkratt  zur  raschen  Vollendung  des  Betreiungs- 
werkes  fehlt;  in  Süddeutschland  bedarf  es  vielfach  des  Drängens 
der  Volksvertretungen,  die  immer  wieder  ins  Stocken  gerathene 
Oesctzgebung  und  ihren  Vollzug  neu  in  Bewegung  zu  setzen,  tmd 
ganz  allgemein,  so  insbesondere  auch  in  den  grössten  Staaten  des 
damaligen  Reichs,  Oesterreich  und  Freussen,  mussten  die  StClrme 
der  Bewegung  der  l$48er  Bewegung  liinzutreten,  um  die  endgflltige 
Vollendung  des  Werks  herbeizuführen. 

Man  darf  bei  der  kritischen  Würdigung  dieses  auf  den  ersten 
Augenblick  befremdlichen  Vorgangs  indess  nicht  fibersehen,  dass 
niemals  dem  Staate  und  seiner  Gesetzgebung  eine  ähnlich  schwierige 
Aufgabe  gestellt  war,  wie  auf  dem  vorliegenden  Gebiet  Mochte 
inunerhin  die  Nothwendigkeit,  den  Kampf  mit  4ier  alten  (iesell- 
>rhaftsordnung  im  Sinn  der  Beseitigung  jeuliclicn  Zustandes  von 
l'nfn'iheit  persönlicher  u  ini  wiriiischatiliclier  Art  aiitV.unelunen  und 
*lun  hzuführen,  klar  erkannt  sein;  mochte  der  Gedanke,  dass  in 
der  iH'uzeitlichen  Siaatsordnimg  „die  angeborenen  Kechte  des  Kin- 
ulneii  auf  Dasein,  Kraft  und  Selbstthätigkeit  nicht  Inhalt  des 
erworbenen  Hechts  Dritter  werden  dürfen",  dem  h'ecbtsbewusstsein 
noch  so  tief  sich  eingeprägt  haben  und  jeder  Widerstand  gegen 
die  Aufhebung  solcher  erworbenen  Bechte  als  nicht  mehr  vereinbar 
eneheinen  mit  den  geläuterten  Anschauungen  über  das  Wesen  des 
Bechtsstaats ;  so  war  man  doch  für  die  Durchfährung  der  Aufgabe, 
wenn  sie  nicht  bloss  überhaupt  gerecht  sondern  auch  gerade  für 
die  bäuerliche  Bevölkerung  selber  mit  einem  erschwinglichen  Maasa 
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von  Opfern  sich  vollziehen  sollte,  vor  einer  Reihe  ven^ickeltster 
und  schwer  lösbarer  Fragen  gestellt.  Wenn  insbesondere  die  Auf- 
hebung wohlerworbener  Kochte,  sofern  ihnen  ein  wirthschafllicher 
Inhalt  zukam,  gerechterweise  nur  gegen  Entschädigung  erfolgen 
konnte,  so  war  bei  der  Buntscheckigkeit  dieser  Becbte  und  dem 
Terschiedenen  Maass  von  wirthschaftlicher  Bedeutung,  das  ihnen 
zukam,  ein  schematischer  Ablösungs  modus  von  Tomeherein  aus- 
geschlossen; und  die  Schwierigkeit  der  Abwägung  im  Einzelnm 
das  Gefühl  der  Verantwortlich kt  it  für  eine  richtige  Entscheidung, 
welche  die  Bereclitiiitt  ii  \\t'(it'r  unbillig  kürzte  norli  die  seither 
Relastet f'ii  übermässig  in  Anspruch  nahm,  erklären  einigerniaasfen 
das  zögernde  Vorgehen,  durch  welches  sich  die,  schon  nach  der 
Seite  der  technischen  Ausgestaltung  so  äusserst  sdiwierige  Ab- 
lösungsgesetzung  einer  Anzahl  Staaten  charakterisirt.    Dabei  ist 
allerdings  nicht  zu  verschweigen,  dass  die  Bewegung,  welcher  ein 
Ereigniss  wie  die  Französische  Revolution  zunächst  zum  Siege  ver* 
helfen  hatte,  in  den  Augen  seihst  an  sich  wohlwollender  Staatv- 
männer,  eben  wegen  dieses  Ursprungs,  allmählich  einen  verfäng- 
lichen Beigeschmack  erhielt  und  dass  gegenüber  solchen  politischen 
Betrachtungen  der  wirthschattliche  und  sociale  Gehalt  der  Bewegung 
in  ihrer  vollen  liedcutung  häulig  nicht  mehr  erkaiuit  \vurde  oder 
erkannt  werden  wollte.    Die  nach  den  Befreiungskrieiicn  cin>et/en.1e 
TJeaction   auf  dem  Gelueie  der  Politik  gegen  alle  freiheiilu  1h  n 
Kegiuigen  war  vollends  nicht  geeignet,  eine  Sache  zu  fördern, 
die  recht  eigentlich  die  Verkörperung  liberaler  Ideen  darstellte,  und 
in  Regierungskreisen  zeigte  man  sich  daher  unschwer  den  Ein* 
Wendungen  zugänglich,  welche  von  den  bevorrechteten  Klassen, 
d.  h.  den  vor  allen  als  staatstreu  geltenden  Elementen  gegen  die 
Fortfährung  des  Werks  und  die  durch  dasselbe  bedingte  völlige 
Beseitigung  der  alten  ständischen  Gesellschaftsordnung  geltend 
gemacht  wurden;  oder  man  liess  sich  doch  durch  den  activen  und 
passiven  Widerstand  »lieser  Elemente,  welche  nicht  nur  in  ihrer 
socialen.  -  uderu  auch  in  ihrer  wirthschattliehen  Stellung  sieh  be- 
droht glaubten,  zu  wesentlichen  Einselirankungen  ursprünglicher 
Ablösungspläne  drängen.   Dabei  mag  immerhin  zugegeben  werden, 
dass  die  radiealo  Durchführung  des  Bofreiungswerks  in  Frank- 
reich und  die  da  und  dort  auftretende  ziellose  Begehrlichkeit  der 
Bauernschaft  und  ihrer  Vertreter  mit  einem  gewissen  Maass  von 
Berechtigung  'zur  Vorsicht  mahnten,  zumal  die  Folgen  des  im 
Gange  befindlichen  Werkes,  namentlich  hinsichtlich  der  Arbeits- 


Digitized  by  Google 


§  20.  Wesen  und  lolialt  de»  Befreiuugswerks. 


105 


beschaffung  für  den  Groäsgmndbesitz,  nieht  sicher  sich  voraus- 
bestimmen liessen.  Leider  wurden  bei  solcher  Abwäguno  der  sich 
iEreuzenden  Interessen  denjenigen  des  Bauemstandf^s  nicht  immer 
hinreichend  Rechnuni^  getragen,  wie  gerade  die  Oesehichte  des 
AbJüsungswerkes  im  grössten  (ieiU.^fiH'n  Staat,  inPreussen  zeigt, 
wo  \n  Folire  ullzuLrn»sser  Nachgiehigkii'it  gegenüber  dem  (Jross- 
irruncibesitz  bei  Durchführung  der  Ablösungsgesetze  in  einer  Anzahl 
Provinzen,  entgegen  ursprünglichen  Absichten,  ein  Theil  des 
Bauerostandes  eigenthumslos  gemacht  und  in  Folge  dessen  in  jenen 
Provinzen  eine  einseitige  landwirtiiachafUiche  Besitzvertheilung  ge- 
schaffen wurde,  welche  nachmals  dem  Grossgrundbesitz  selber 
sich  schädlich  erwies,  da  die  Grundbesitzlosigkeit  die  kleinen  Leute 
anhaltend  zur  Massenauswanderung  drängte  und  dadurch  eine 
Arbeitemoth  schuf,  deren  Beseitigung  zwar  seit  Jahren  angestrebt 
wird,  ohne  indess  bis  jetzt  auch  nur  in  bescheidenem  Maasse  er- 
reicht wordt  ii  zu  sein.  (Vgl.  hierzu  auch  die  Ausführungen  in 
Kap.  IV\  Abschn.  IV  und  Kap.  V.) 

Abschnitt  II. 
Bte  Burchf&hriing  des  Befireiangswerk»* 

§  20.  Wesen  und  Inhalt  des  Befreiungs werks. 

Jenes  grosse  Werk  der  Emancipation  der  bäuerlichen  Klassen, 
welches  man  auch  Oru  n  d  e n  tl  a  s  t  u  ii  lt  Lccnaiint  hat,  würde  in 
seiner  Bedeutung  unterschätzt,  wenn  mau  darin  lediglich  eine 
wirthschaftliche  Maassregel  erkennen  wollte;  das  iJerreiiuiLis- 
werk  ist  vielmehr  ein  zugleieli  eminent  politischer  Act.  der  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  gnuidbesitzenden  Klassen  zu  ein- 
ander von  Grund  aus  umgestaltete.  Sein  Wesen  liegt  also  nicht 
Hloss  in  der  Zurückgabe  der  wirthschaftlichen  Freiheit  an  einen 
bis  dahin  wirthschaftlich  unfreien  Bevölkerungstheil,  sondern  ebenso 
in  der  Herstellung  der  völligen  staatsbüigerlichen  Freiheit  aller 
Staatsangefadrigen,  d.  h.  in  der  Vernichtung  der  alten  Stände- 
ordnung und  der  Beseitigvmg  aller,  der  alten  ständischen  Yer- 
Cassung  innewohnende  Standcsu  ngleichheit.  Eine  alte  Rechtsordnung, 
die  auf  der  politischen  und  socialen  Machtstellung  des  grossen 
'inniiil.*'>itzes  sirli  auiliaut»',  wird  zu  Grabe  getragen  und  eine  neue 
Becbtäordnung,  weiche  im  Grundsatz  keine,  mit  dem  Grundbeisitz 
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verbundene  Heirschaftsstellung  mehr  anerkennt,  beginnt  Der 
wirthschafUichen  Freikeit  gesellt  sich  die  politische  Gleichheit 
aller  zu,  und  mit  der  Beseitigung  der  Gnmdherrlichkeit  und  ihres 
vornehmsten  Inhalts:  der  Gerichtshoheit  fiber  die  Gemeindeinsassen, 
wurde  die  OnirKÜag«  für  ein  selbstständiges  Gemoindeleben,  d.  h. 
für  eine  auf  dem  Princip  der  Aiitonnmie  uiifLi« «baute  OcirnMiitle- 
verfasHung  und  für  die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  im 
staatlichen  Ürgaui»muä  überhaupt  gewannen 

Das  Recht  des  Staats  7.um  IjnuriMlVn  in  den  Kampf  zwischen 
der  alten  und  neuen  Ordnung  ergiebt  sich  aus  dem  obersten  Wahl- 
spruch aller  Staatspolitik:  salus  rei  publicae  suprema  lex.  Wenn 
der  Staat  die  Quelle  des  Inhalts  aller  Kcc  Iitshildung  und  das 
Staatswohl  die  erste  Voraussetzung  des  Wohls  Aller  ist,  so  darf  der 
Staat  im  Kamen  dieses  dffentlichen  Wohls  auch  wohlerworbene 
Rechte  aufheben,  sofern  immer  diese  Aufhebung  als  die  unabweisbar 
gewordene  Bedingung  der  allgemeinen  Entwicklung  sich  darstellt 
(v.  Stein)-).  Dieser  Grundsatz,  dass  das  wahre  Bedürfnis«  des 
Staats,  die  necessit^s  imperii,  die  Aufhebung  von  rrivatrechten 
(„Kntwnhruug*')  r<'(  htfertige,  hat  sich  freilich  erst  spät  durch- 
gerungen und  s^'iiit'  Kichtigkeil  wird  dadurch  nicht  erscliütteit, 
dass  es  die  Französische  lievolution  war.  welche  ihm  erstmals  in 
radicaler  Weise  zum  Siege  verhalf.  Jenes  Kecht  des  Staats  schliesst 
aber  auch  eine  Pflicht  ein:  diejenigen,  welche  aus  Kücksichten  der 
allgemeinen  Wohlfahrt  wohlerworbene  Hechte  hingeben  müssen,  fllir 
die  darin  Hegende  Yermßgensschmälerung  schadlos  zu  halten.  Der 
staatsrechtlichen  Pflicht  zur  Hingabe  von  Hechten  steht  daher  der 
Anspruch  auf  Entschädigung  zur  Seite,  soweit  jene  Hechte 
überhaupt  einen  wirthschafüichen  Inhalt  haben,  und  jede  entscbS- 
digungslose  Entziehung  solcher  Rechte  zu  Gunsten  einer  Bevölke- 
rungsklasse aufKosten  «'iner  anderen,  wie  in  Frau kreich  geschehen, 
würde  daher  einen  Kechtsi)ruch  bedeuten,  der  unter  keinen  rmstiui- 
den  gutgeheissen  werden  kann.  Andere,  wenn  den  anfzuheh(>ndeu 
Rechten  ein  wirthschaftlich  fassbarer  VVertli  überhaupt  nicht  inne- 
wohnt; und  mit  Fug  und  Grund  hat  man  daher  solche  Kecht<), 
welche  mit  dem  Grundsatz  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  Aller 
oder  mit  den  gelftuterten  Anschauungen  der  Staatshoheit  oder  des 


•)  L.  V.  SftMii.  Iim.Tf  VerwiiUuogslelin-,  1  ShS,  VTI.  S.  207. 
^  Siehe  hierüber  auch      Wagner,  «CinuHÜeguug' ,  §  BOy  ff. 


Digitized  by  Google 


§  20.  Wesen  und  Inhalt  des  Dcfroiuugswerks. 


107 


Eigenthiunsbegriffs  im  Widerspruch  stehen,  ohne  einen  wirth* 

schaftliehen  Inhalt  zu  haben,  odor  deren  Werth  ^o<j^enüber  der  dem 
Pttichti<ren  venirsachten  BelästiLiuiiLT  »  in  unerheblicher  ist,  also  die 
mit  dem  Grundbesitz  vribuiuhMieii  Hcrrscliaftsreehte  über  die  Frei- 
heit dritter  Personen,  iln^  aus  <!(Mn  i ii inidherrliehkeitsverliältniss 
hertreleiteten  Obereigenthumsrechte  und  die  Befugnisse  auf  Kechts- 
sprechung  und  Obrigkeit  meist  ohne  Entschädigung  beseitigt 

Anmerkntitr.    TTirrhor  g^ehörcn  namentlich  die  mit  dem  Namen:  Empliy- 
teusen,  Erbpatht,  Erbzius-,  /Am-,  Frohu-,  Laudcmialgütcr,  Erbrecht,  NcuHtift,  Leib- 
recht.  Freistift,  Erbmeier-,  Meier-,  Heierding-Verbältniss,  Leihe,  Erbleihe,  Land» 
Siedelleihe,  Erbbestande  etc.  bezeichneten  Oberei}^enthnm.sverhältnis'K(\  fSit  JiP  .Indoirh 
a.  a.  0.,  S.  228);  es  sei  denn,  dass  diese  Verhältni.sse  nicht  auf  die  (irundherr- 
Bchkeit,  sondern  snf  einem  Vertrajj  oder  auf  der  Verbesserunp:  von  (trundstiicks- 
niitzunjren  bortlfaeii,  in  welchem  Fall  die  En tüchädif^a ni^gp flicht  Platz  zu  jjreifen 
tut  Manche  dieser  Verhältnisse  sind  vereinzelt  überhaupt  nicht  für  ablösunirsfahiq; 
erklärt  worden,  8o  die  Erbpacht  in  einigen  thüringischen  Staaten,  Mecklenburg 
(«benda  S.  229).  —  In  Prenesen  sind  luch  dem  Oefletis  vom  2.  März  1850.  welches 
allerdin}^  sehr  viel  {jünsti^rt  r  als  die  älteren  Geset/.i«  VDm  Anfang-  des  Jahrhuadcrts 
difse  Materie  ordnt^t.  folL'^iid«'  ]?<H'hte  ohne  Entschädijf unji;  auffrehobcn  worden: 
das  übereigenthum  des  Lelinsherru  —   bei  den  innerhalb  des  Staates  bidegeuen 
Leben,  mit  Ausnahme  der  Thronlehen  — ,  des  Onts-  oder  Gmndherm  nnd  des  Erb* 
r'ishrrm.  sowie  dn<  Kigenthumsrecht  des  Erbverpächters,  wolui  jrddch  dir  auf 
diesen  Verhältnissen  beruhenden  Abgaben  und  Leistungen,  sofern  sie  nicht  besonders 
for  aafgehoben  erklärt  sind,  fortbestehen:  —  das  Hecht  auf  Allodificationszins  für 
•afgehobene  Lehnsherrlichkeit  und  auf  willkürliche  Erhöhung  des  Erbzinses  oder 
KrHp,-H'hTkanf»Tis:  --  das  Hi-iinfallsrcrlit  olun«  AnsTinliTne :        die  Vorkaufs-,  Näher- 
und i^tractrechte  au  Immobilien,  mit  Ausnahme  des  durch  Vertrag  oder  letztwillige 
VerffigonfT  beirrftndetai  und  des  ans  dem  Mitoigrenthnme  sa  ideellen  Antheilen  ent« 
.'pringenden  Vorkaufsrechts,  sowie  des  A'orkaufsrechts  auf  enteignete  (iruudstücke, 
»eiche  zu  dem  bestimmten  Zwecke  nicht  weiter  nothwendig  sind  und  wieder  ver- 
aui^rt  werden  sollen;  -    die  auf  tiruudstückeu  haftende  ^'erpflichtuug  zur  Uand- 
trbeit  gegen  Taiipelohn,  «nr  fiepflanaonfir  mit  Manlheerbäunen;  ferner  die  ans  dem 
intt'j-.  LTimd-  odrr  gerichtsliorrlir'hni  Vr-rhiiltnisse  herrührenden  Kechte  auf  riiii  u 
Aaiheil  oder  ei«  einzelnes  Stück  einer  Verlassenschaft,  auf  Leistungen  /in  Tragung 
der  Lasten  der  Privatgerichtsbarkeit  und  gutsherrlichen  Polizeivcrwaltui)|,%  auf  alle 
nicht  io  gesetzlichen  Gebühren  bestehenden  Abgaben  für  ein/  In    •rerichtliche  Acte, 
auf  Dienste,  Abtraben  und  Leistungen  in  Beziehung  auf  die  Ja^'d.  /.ur  T'.t  u  a»  Imng 
guUiberrlicher  Gebäude  und  (iruudütücke,  zu  persönlichen  Uedurtuisseu  der  Outs- 
bmschafl  und  ihrer  Beamten,  zur  Ansstattnng  hei  Hochzeiten  oder  Taufen  in  der 
Familie  des  Outsberm;  auf  alle  Abgabt  ti  und  Leistnngen,  welche  die  Natur  der 
Menem  haben,  ohne  zum  öffentlichen  Stnu  rciukommen  y.u  gehören;  auf  Abgaben 
fnr  die  Erlaubnis»  zum  Hatten  gewisser  Vieharten  oder  von  Bienen  auf  eigenem 
<'rund  und  Boden,  auf  die  k&nf^che  üeberlassnng  von  Wachs  und  anderen  land- 
wirth«rhnftlichen  Krzcti;rnis'itni ;  auf  die  Ilfinit/.UTijr  "nd  AiKM^nuti^r  dor  auf  fremden 
ünmdiitnckeu   zerstreut    stt  hmdca  Bäume   und  Sträucher;  auf  den  Widersi)rnch 
R*|fWi  Zerstftckelung  di  s  ptiiihtigen  Onmdstücks;  auf  Be?iitzverändemngsabgaben 
l>'i  i'e^itzverändemugen  in  der  Hand  des  Berechtigten  und  auf  alle  untixirten  Be- 
s;zver8iidrnmir?at)^^alit'ii.   rlit>  erst  nach  Einftihninff  de-»  Landescultur-Edicts  vom 
U.  .Sept.  isil  neu  entstanden  sind;  •  -  endlich  alle  unmittelbaren  Gegenleistimgeu, 
«»lebe  bei  den  vorHufgeführten  Leislnugen  dem  Berechtigten  oblagen,  sowie  die 
dem  lJutshemj  zu  leistenden  Leichenfiihren,  Hochzeit-  und  Kindtauffuhren, 
Iloctitr-  und  Hoh»  amnH'Tifuhrcn.  —  A  n  sjrenoTii  nien   von  der  unentpr»*!tlichen  Anf- 
bebong  blieben  jedoch  diejenigen  vorerwähnten  Leistungen  und  Abgaben,  welche 
flr  die  Verldhung  oder  Teränsseningr  'eines  Urandstackes  atisdrücklieh  ttber^ 
xanaea  sind* 
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Ueberblickt  man  das  grosse  Gebiet  der  Gesetzgebung,  als 
deren  Gegenstand  die  Lösung  der  Bauernschaft  aus  den  Fesseln 
grundherrlicher  Verhältnisse  und  die  Befi*eiung  des  bäuerlichen 
Besitzthums  aus  den  ihm  anhaftenden  grundherrlichen  (feudalen) 

Lasten  sich  darstellt,  so  er^aebt  sich  zunächst  eine  nicht  leicht 
(iurchdrini^bares  Gewirr  verscliirdenartijjster  Rechtsv»  i  haltnisse, 
dproii  systematischer  DarstelluiiL;  nicht  nur  die  Sprödigkeit  (!•  s 
Stolls  an  sich,  suinh-ni  auch  die  Mannichfjiltic'keit  nnd  Buntheit 
der  Kecbtsgestaltung  iu  den  »'in/einen  Staatsgebieten  irn  Weire 
steht;  nicht  minder  erweist  sich  die  VerschiodtMiartigkeit  der  Be- 
zeichnung fQr  gleichartige  oder  ähnliche  Kechtsverhältnisse  als 
stOrend.  Immerhin  lässt  sich  sagen,  dass  der  Aufgabebereich  jener 
Gesetzgebung,  die  man  in  ihrer  Gesammtheit  Agrargesetze  zu 
nennen  ptiegt,  die  richtiger  aber  wohl  als  Abldsungsge setze 
oder  Grundentlastun(2:sp:esetze  (im  Unterschied  Ton  anderen 
Gesetzen  ai^'arischen  Inhalts)  bezeichnet  werden,  im  Wesentlichen 
Kolgendes  umfasst: 

L  Dil'  llcrstf'lliinii-  tler  persönli  «•  h  en  Freiheit  drs  Kauern- 
8tandes(Aut'hebungderLeibeigenschal't  oder  ähnliclicrKe.hisinsti  tute): 

2.  die  Herstellunaj  seiner  w  irthschaftl  i  c  h  (mi  Freilieit 
(Zurückgabe  des  vollen  Eigenthums  am  Grund  und  Boden)  und 
im  Zusammenhang  damit 

3.  die  Aufhebung  der  auf  dem  Grund  und  Boden  haftenden, 
dem  alten  gutsherrlichen  Verband  entstammenden  Lasten 
(Zwangsfrohnden  und  Abgaben);  endlich 

4.  die  Aufhebung  der  zu  Gunsten  der  Grundherrschaften  auf 
dem  bäuerlichen  Grund  und  Boden  in  Anspruch  genommenen 
Dii'ustbarkeiten  (Weidereclite). 

Im  weiteren  Sinne  gehört  liierher: 

5.  Dil'  Autlu'biuig  der  Jagd-  und  Fischereioerechtig- 
keiten  graiuilierrlicher  Art,  sowie  der  Bann  rechte  und 

ü.  die  Beseitigimg  der  auf  dem  alten  Grundherrlichkeitsver- 
hältniss  benihenden  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  der 
gutsherrlicheu  Polizeigewalt 

Die  nachfolgende  Darstellung  wird,  an  dieses  Schema  sich 
anschliessend,  zunächst  die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Durch- 
fähnmg  des  Befreiungswerks  und  sodann,  anknäpfend  an  die 
einzelnen  der  Aufhebimg  unterworfenen  Rechtsverhältnisse,  diese 
nach  der  volkswirthschaftlichen  Seite  würdi2:<m  und  die  Gesichts- 
punkte  eröitern,  imter  denen  die  Beseitigung  erfolgte  bezw.  hätte 
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erfolgen  sollen.  Eine  kuize  Schildening  des  äusseren  Verlaufs  der 
iblösungsgesetzgebung  in  einzelnen,  besonders  in  Betrocht  kom- 
menden Staaten  wird  sodann  diese  Darstellung  beschliessen. 

§  21.  Allgemeine  Grundsätze  der  Durchführung. 

In  allen  Fällen,  indciK^n  nicht  die  iMitschiidiL^unLcslost' Aiifhebunfj 
bestiimiit»'!-  LirimdherrliclH'r  Keclite  in  Fniuf  stan<l,  war  im  Wesent^ 
liehen  dreierhn  zu  erwägen:  1.  ob  man  die  Ablösunir  drr  bäiier- 
iicheu  Laäten  der  Vereinbarung  der  Bethciligten  (unter  Autsteilung 
bestimmter  Grundsätze)  freizustellen  oder  eine  Ablösun<^spflicht  zu 
rerordnen  habe;  2.  nach  welchen  Normen  die  Entschädigung  fest- 
zustellen und  zu  zahlen  sei;  3.  ob  der  Staat  als  solcher  ausser 
durch  seine  Gesetzgebung  auch  sonst  f5rdemd  und  unterstatzend 
in  das  AblOsuttgswerk  einzugreifen  habe.  Im  Einzelnen  ist  hier 
zu  bemerken: 

1.  Freiwillige  und  Zwangsabldsung.  Die  Anschauung, 
dass  es  sich  um  die  Lösung  von  dem  privaten  Rechte  angehörender 
Verpflichtunjien  handle  und  die  bedächtige,  ja  angstliche  Vorsicht 

die  die  ersten  Stadien  des  Ablösimgswerks  der  meisten  Staaten 
konnzeichnet,  führte  zunächnt  daliin,  entweder  die  Zustimmung 
heider  Theile  zu  fordern  (ältere  bayrische  und  <.sti'iTeichij<ilit'  (J»»- 
setzgebung)  oder  doch  die  Ablösung  von  dem  Antrag  entweder 
nur  des  einen  oder  anderen  Theils  (Provocationsrecht!) 
abhängig  zu  macheu  (Grundsatz  der  preuss.  Gesetzgebung).  Bei 
der  Würdigung  dieser  Ordnung  muss  man  sich  TOr  Augen  halten,  dass 
die  Einsicht  Ton  der  Nothwendigkeit  der  Ablösung  in  den  Kreisen  der 
Berechtigten  doch  nur  selten,  wenigstens  in  der  ersten  Zeit,  vorhanden 
war,  dass  daher  von  dieser  Seite  die  freiwillige  Ablösung  keine  sehr 
erhebliche  Fördenmg  fand,  dass  aber  ebenso  auf  Seiten  der  Verpflich- 
teten die  bekannte  Schwerfälligkeit  der  bäuerlichen  Bevölkerung, 
auch  die  Scheu  vor  der  Uebernahme  der  Al)lösuimsschuld  oder  auch 
eiue  gewisse  Aengrjtlichkeit  gegenüber  den  seitherigen  Grundherren. 
Mer  endlich  die  Hoflhung  auf  günstigere  Ai)lösungsbedingungen 
in  der  Zukunft^)  das  Provocatiousrecht  vielfach  verkürnuieite.  Im 

*)  So  auch  in  Baden  beobachtet,  vgL  mein  Handbuch  des  bad.  Landwirth- 
»duibnchto,  1887,  S.  23. 
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Gegensatz  zu  Frankreich,  wo  die  Beseitigung  aller  feudalen 
Lasten  schlechthin  decretirt  wurde,  blieb  denn  auch  in  den  übrigen 
europäischen  Staaten,  in  denen  die  Ablösung  von  dem  Antrag  des  einen 
oder  anderen  Theils  abhängig  gemacht  worden  ist,  im  Allgemeinen 
der  Fortgang  des  Befreiungswerks  ein  denkbar  schleppender  und 
es  war  daher  eine  folgerichtige»  Ausgestaltung  der  Gesetzgebung, 
wenn,  nach  Erkennung  der  wirthschaftlichen  und  politischen  Xoth- 
wendiLrkcii  der  Ablüriuiig.  diese  schliesslich  als  eint'  ZA\nnL:s- 
p flicht  der  BetheiligtiMi  statuirt  iukI  von  dem  Satz:  beuelicia  neu 
o!>trii(hnitur  abgewiclteii  wurde.  Einzelue  süddeutsche  Staaten  ginnen 
schon  in  den  ersten  Decennien  in  dieser  Weise  vor,  in  weiterer 
Ausdehnung  aber  kam  es  hierzu  <Tst  im  (jclolge  der  >tilrmischen 
Bewegung  des  Jahres  1848  (so  z.  B.  in  Oesterreich,  Patent  vom 
7.  October  1848,  in  Baden,  Gesetz  vom  10.  April  1848  —  die 
Frohnden  daselbst  schon  Im  Jahre  1831  im  Zwangsweg  zur  Ab- 
lösimg  bestimmt),  während  die  norddeutsche  Gesetzgebung  bei  dem 
System  der  Ptovocation  im  Wesentlichen  yerblieb.  Zuweilen  wurde 
auch  ein  vermittelnder  Wen  eijigeschlagcn,  indem  zwar  die  Um- 
wandlung der  Abgubeji  und  hifuist»'  in  cinr  ( Jcldrente  gesetzlich  vor- 
geschrieben, dip  Ablösung  <üi's<  r  lieiite  aber  in  das  Belieben  df*r 
Pflichtigen  gestellt  wurde  (Bayern,  Oes.  vom  4.  Juni  ISls).  ^ 
Wo  wie  beim  Zehnten  und  anderen  Naturalabgaben  eine  ver- 
einzelte Ablösung  der  Berechtigten  beschwerlich  hatte  fallen  lassen 
müssen  (wegen  Beibehaltung  der  für  die  Einhebung  der  Naturalien 
bestimmten  Einrichtungen)  und  doch  auch  eine  zwangsweise  Ab- 
lösung nicht  beliebt  wurde,  bedurfte  das  Provocationsrecht  einer 
solchen  Gestaltung,  dass  es  nur  beim  Vorhandensein  einer  be* 
stimmten  Anzahl  Antragsteller  seine  Rechtswirkung,  dann  aber  auch 
allen  anderen  Pflichtigen  derselben  Gemeinde  gegenüber  äussert« 
(z.B.  in  l^iiulainl  zwei  Drittel  Mehrheit  erfordert,  in  Preussen 
luid  audiivn  intrdd<Mitschen  StaaU'u  di»*  Mehrheit,  während  in 
Baden  vin  Drittel  «b  r  Pflichtigen,  weklic  zugleich  dic' Hälfte  der 
zehntbaren  (irundstücke  besitzen,  über  die  Aldösung  bt'schliess»»n 
konnte).  —  Eine  zwangsweise  Abi  ö  s  u  n  g  w  ird  selbstredend  nur 
dann  von  den  erwarteten  günstigen  Folgen  begleitet  sein,  wenn 
die  allgenirinen  wirthschattlichen  und  socialen  tirnndbedingungen 
gegeben  sind;  andernfalls  kann  zunächst  für  die  Betheiligten  wie 
für  die  ganze  Volkswirthschaft  die  Befreiung  zu  einem  Danaer- 
geschenk werden,  wie  die  Erfahrungen  unmittelbar  nach  dem 
Emancipationswerk  in  Russland  dargethan  haben,  dessen  bäuer- 
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liehe  Beytikenmg  für  den  unTennittelten  Sprung  in  volle  Freiheit 
offenbar  nieht  reif  war*). 

2.  Bei  der  rochtlielion  Avisgcstaltiiug  der  Ablösungöy:esetzgo- 
Ining  war  im  robrigpii  in  jedem  einzelnen  Fall  zu  entscheiden, 
nach  welchem  Maassstab  die  Entschildigiingsleistung  der 
Pflichtigen  festzusetzen  und  in  welcher  Weise  dieselbe  zu  ent- 
richten sei.  Ging  man  hierbei  von  der  zutreffenden  Anschauung 
auSf  dass  dem  Berechtigten  volle  Entschädigung  gebfihre,  so  waren 
die  Normen  für  die  Ermittlung  der  Entschädigung  von  selber  ge- 
sreben,  wie  schwierig  auch  im  Einzelfall  die  Anwendung  dieser 
Nonnen  sieb  gestalten  mocbte,  wobei  zu  bemerken  ist: 

a)  Die  Normirung  der  Entschädigungsleistung  ge- 
staltete sich  meist  so,  dass  der  mittlere  Jahreswerth  der  abzulösen- 
den Leistung  oder  Abgabe  imter  Zugrundelegung  eines  bestimmten 
Zeitraums  festzustellen,  ftlr  die  ebenso  zu  ermittelnden  Gegen- 
leistimgen  des  Berechtigten  ein  entsprechender  Abzug  zu  maclien 
und  falls  die  so  ermittelte  Jabressumnn'  diircb  Kapitalabzahlung 
ahfretrairen  -werdfii  sollte,  der  landesübliche  Zinsfuss  für  die  Kapita- 
ii>iriiiii:  /u  dnindi'  zu  leiren  war  (d.  h.  4 — 5%  oder  der  20  bis 
25  facheil  Betrag  des  Jahres  Werths). 

b)  In  nicht  seltenen  Fällen  ist  indess  auch  ein  geringeres 
Vielfache  für  die  EntschädiguiigsiM  niessung  gew  ählt  wordt'ii.  uament- 
Ufdi  dann,  wenn  es  sich  um  Ki»icliiiisse  handelte,  dif   weir^n  der 

liwankenden  Art  fl^s  Eingangs  (Hier  der  Verschi<'iU>nartigk«'it  der 
»irgenständo  der  Abgabe  oder  der  Kleinlichkeit  der  Abgabe  über- 
haupt ffir  den  Empfänger  ohne  erheblichen  Werth  waren  (die  Be- 
>it7-verändeningsabgabon  in  Baden,  z.  H.  mit  dem  Zwölffachen 
abgelöst) ;  oder  auch,  wenn  im  gegebenen  Falle  die  bäuerliche  Last 
als  besonders  drfickend  hoch  erschien  (preuss.  Edict  vom  14.  Sept. 
18U :  die  Entschädigung  soll  bei  erblichen  Bauerngfitem  ein  Drittel 
des.  Werths  nicht  flbersteigen;  neues  preuss.  Gesetz  vom  2.  März 
lJ$50!  jeder  pflichtige  Besitzer  kann  fordern,  dass  ihm  ein  Drittel 
'b'>  Kt'iiu  rtrags  verbleiht  ) ;  aber  auch  dann,  wenn  gewisse  Leistungen 
nicht  s«.\\<dil  als  dingliche  Lasten  des  bäuerli<  lit'n  (juts.  sondern 
iils  <li>iü  alti-n  rnterllianiLikeitsverband  ont-^jn-nngenc  persönliche 
Lasten  »ich  darstellten,  wie  ramilieufrohndeu  (Baden,  Ablösung 

'         EoBcber,  Anm.  2  9&u  §  120  und  die  «tpäterea  Aaofübrungen  in  2i> 
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mit  dem  Zeünfachen,  Ges.  v.  28.  Dec.  1831).  Uebhgens  wirkten  auf 
die  Nonnirung  des  EntschädigimgBfusBes  auch  poUtisehe  Beweggründe 
mit,  und  im  Allgemeinen  sind  desshalb  die  späteren,  durch  die 
Bewegungen  der  Jalure  1830  und  1848  gezeitigten  AblOsungsgesetze 
den  Berechtigten  weniger  günstig  geworden  als  die  in  ruhigen 
Zoiti'n  erlasseiion.  Ziemlich  reudinä^sig  ütatuirtc  inaii  für  dieselbe 
I^ast  den  Ablörtuiigsniodus  verMfliitwlen.  nämlitli  liölicr  oiler  niedriger, 
je  nachdem  der  Pflichtige  oder  l^rrechtigte  kürnÜLile.  indem  man, 
wo  hnzteres  vorlag,  von  der  Annahme  ausging,  dass  die  Ablösung 
im  besonderen  Interesse  der  Gutsherrscliafb  hege  und  desshalb  diese 
auch  mit  einer  mässigeren  Entschädigung  sich  zufrieden  geben 
dürfe.  (Baden:  Die  Ablösung  der  Gülten  und  Zinsen  erfolgt 
mit  dem  18  fachen  Betrag,  falls  der  Pflichtige,  mit  dem  9  bis  16f!achen 
Betrag,  falls  der  Berechtigte  kündigte.  Ges.  t.  5.  Oct  1820) 

lü  Bezug  auf  die  An  der  Umwandlung  und  der  schliess- 
lichen  Ablösung  der  Last  ist  dabei  noch  folgendes  zu  bea«  Ilten: 

aa)  Die  A))lrisiing  durch  Hingabe  eines  Geldkapitals  darf 
zwar  als  die  eiulachste  und  rascheste  Loskaufsail  bezeichnet  werden: 
sie  liegt  aber  zweifelsohne  mehr  im  Interesse  des  Berechtigten,  der 
sofort  den  vollen  Gegenwertb  für  die  aufgegebenen  Berechtigungen 
empfängt,  als  in  dem  der  Verpflichteten,  für  welche  sie,  wenn  sie 
nicht  im  Besitz  von  Baarkapitalien  sind,  wegen  der  nütbigen  In- 
anspruchnahme des  Credil».  leicht  verhängnissvoll  werden  kann. 
Meist  ist  desshalb  die  \\  alil  zwischen  der  Kapitalabfinduug  oder 
der  Al>b>sung  in  Kentenrurni  von  dem  Uoberoinkoüiuien  der  rarteieii 
abhängig  gemacht  worden.  (So  im  preuss.  Ediet  vom  14.  Sept. 
1811.)  Wird  aber  die  Kapitalabhndung  diirt  li  Gesetz  vorgeschrieben 
(wie  der  K«»gel  nach  in  Baden  gesclieben),  so  bedarf  es.  wenn 
einigermaassen  erhebliche  Ablösungssummen  in  Frage  stehen,  jeden- 
falls eines  Dazwischentretens  des  Staats,  um  den  Pflichtigen  die 
Abtragung  zu  erleichtern.  (Siehe  unter  Ziffer  3.) 

bb)  Bei  der  Umwandlung  der  bäuerlichen  Lasten  in  eine  Rente 

wird  diese  Schwierigkeit  vermieden  und  es  ist  desshalb  diese  Ab- 

l<»Mmgsform  meist  vorgezogen  worden,  sei  es  dass  man  (als  minder 
zweckmässig,  wegen  der  Veränderlichkeit  der  Ernten)  eine  Kt^iu^i- 
zahluiig  in  Hodenerzeugnissen  vorschrieb  oder  die  Form  der  üelil- 
reute  wählte.   Als  ganz  besonders  erleichternd  für  den  Pflichtigen 

^  f'i'lx'ililu  k        (Iii'  v<TS(hii>drnH  Höhe  den  AbidaaugsfiiacM  in  den  eiaaelaen 
deutscht'«  Staatoü  bd  Jiideich,  n.  a.  ü.,  S.  22ö  ff. 
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enchien  die  Fonn  der  Zeitrentef  weil  mit  deren  Entriclituiigr 
iimerbalb  bestunnitor  Zeit  die  Bentenschuld  des  Grundholden  von 
selber  sich  tilgte,  minder  Torfcheilbafb  allerdings  für  den  Berechtigten, 
weil  er  unter  Umständen  für  die  kloinen,  mit  Zinseszlnsen  ver- 

mpnpften  Theilzulilungen  (Aniiuitäton)  nicht  sofort  die  zwückmässigo 
Alllag»'  zu  finden  vermochte:  daher  das  vermittelnde  Eintroteu  des 
Staate  aiK'ii  hoi  (iies»»r  Art  der  Einlösung  ertbrderiicli  wurdt*. 

cc)  Statt  'lor  Ablösung  in  Geld  kann  schliesylich  auch  eine 
solche  in  der  Form  der  Lan d a  b  tretung  in  Frage  kommen:  wie 
solche  in  England  betreffs  der  Abldsung  der  auf  den  copyholders 
ruhenden  Verpflichtungen  und  namentlich  in  Preu^sen  (£dicte 
Ton  1811  und  1816)  beliebt  wurde.  Fflr  den  Outsherm  konin^t 
hierbei  in  Betracht,  dass  er  einen  seiner  bisherigen  Berechtigung 
nahe  Terwandten  Gegenwerth  eriiftlt,  der  mit  der  Zeit  wachsende 
Erträgnisse  verspricht;  für  den  Pflichtigen,  dass  die  Abtretimg  von 
Land  ihm  leichter  fallen  wird  als  die  Aunjriiiuuuix  von  Geldrcnten. 
<^der  gar  einer  Kapitalabzahlung.  Diese  Erwägungen,  so  bestechend 
sie  auch  erscheinen  mögen,  treffen  indess  den  Kern  der  Sache 
nicht:  denn  nicht  darauf  kam  es  an,  einen  für  die  Betheiligten 
augenblicklich  angenehmen  Ablösungsmodus  zu  wählen,  sondern 
einen  solchen,  der  nachhaltig  beiden  Theilen  zum  Vortheil  gereichte. 
Unter  diesem  Gesichtspunkte  erscheint  aber  die  Landabhndung 
zumal  fitar  Preussen  in  einem  wesentlich  anderen  Lichte:  denn 
die  in  einzelnen  Promzen  ohnehin  yorhandenen  grossen  Besitzes- 
ungleichheiten wurden  durch  die  Ueberweisung  von  Landflächen  an, 
den  adeligen  Grossgrundbesitz  auf  Kosten  der  Bauemstellen  um 
«in  Wesentliches  verschärft  und  die  socialen  Gegensätze  auf  dem 
flachen  Laude  nicht  sowohl  gemildert  als  befestigt:  eine  grosse 
Anzahl  Bauernstellon  sank  in  Folge  <ler  Landabtretung  zu  Zwerg- 
wirthschaflen  lierab,  denen  die  Ocwalir  dauernden  Bestands  von 
vornherein  fehlte  und  mit  deren  theilweisem  Verfall  das  bäuerliche 
Klement  auf  dem  flachen  Land  abermals  eine  Schwächung  erfulir. 
Die  Maassregel  erwies  sich  endlich  nicht  einmal  vom  Standpunkt 
der  Hebung  der  Bodencultur,  von  dem  aus  sie  —  unter  dem  Ein^ 
druck  der  dem  Grossgrundbesitz  an  sich  innewohnenden  Tendenz 
lationellster  Bewirthschaftung  —  wesentlich  befürwortet  worden 
▼ar,  durchweg  zutreifend,  da  viele  der  auf  diese  Weise  bedachten 
Grandherren  weder  über  das  nöthige  Maass  von  Betriebskapital, 
noch  über  die  ausreichende  Zahl  von  Arbeitskräften  vert'ügtiMi,  um, 
«i»!r  Forderung  intensiverer  Cultiu*  genügen  zu  können,,  Die  nach-, 

Backenbergflr,  A.,  Agrarpolitik.  L  8 
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theiligen  Folgen  des  Loskaufs  in  der  Form  der  Landabtrettmg 
mossten  um  so  mehr  sich  geltend  machen,  je  grosser  der  Procent- 
satK  an  Land  war,  den  der  Pflichtige  abgeben  musste  (in  Preussen 

ein  Drittel  bis  zur  Hälfte,  je  naclidom  or  Erbrecht  liatt«  oder  nicht, 
wobei  dem  Gnindherm  die  ^\  uhl  /.wischen  der  Form  der  Land- 
abtretuiiL^  oder  des  Gel(ial)kaufs  zustand,  vorbelialtlich  allerdings 
der  Ent^'-h^Mdun-j:  durch  die  Staatsbehörde  iu  Streitlallen).  wShrend 
sie  da  zurücktraten,  wo  dieser  Procentsatz  sich  in  mässigen  Schranken 
hielt  (wie  in  Hannover,  wo  höchstens  V«  des  Landes  zu  Zwecken 
der  Zehntablösung  abgetreten  zu  werden  brauchte:  Ges.  v.  1831 
und  1833).  Und  man  darf,  so  bewunderungswürdig  im  Uebiigen 
der  Geist  war,  von  dem  die  Preussischen  Edicte  von  1807  und 
1811  getragen  waren,  daher  wohl  sagen,  dass  gerade  das  hier  ge- 
wählte Princip  der  Ablösung  nicht  die  glflcklichste  Seite  der  0eseti- 
gebung  gewesen  ist,  zumal  diese  nachmals  durch  die  Nichtans- 
deliiiuug  des  Befreiungswerks  auf  einen  grossen  Theil  der  klein- 
bäuerlichen Bevölkening  eine  abermalige  Abschwächunfr  erfuhr 
(§  23).  Dabei  mag  einofiLiumt  werden,  dass  jener  Zeit  »ocial- 
politische  Erwfigungen  über  vortheilhafte  Gliedening  der  landwirtli- 
schaftlichen  Besitzverhältnisse  femer  lagen  als  der  heutigen  und 
dass  die  damaligen  Anschauungen  wesentlich  durch  Kflcksichten 
desProdttctionsinteresses  geleitet  wurden,  das  man,  Angesichts 
des  rnftchttgen  Emporstrebens  der  Landwirthschaft  auf  den  Gütern 
der  englischen  Lords,  in  grossen,  intelligent  umgetriebenen  Be- 
sitzungen eher  als  in  mittleren  und  kleinen  Anwesen  gewahrt 
glaubte;  so  dass  nicht  Wunder  nehmen  darf,  wenn  hervom^^ende 
Volkswirthe  und  Freunde  der  Landwirthschaft,  wie  A.  Thaer,  zu 
jenem  Ablösungsmodus  durchaus  freundlich  sich  stellten. 

3.  Die  Mitwirkung  des  Staats  bei  der  Ablösuncfs- 
li  (  srt  zgebung.  In  sehr  wirksamer  Weise  wurde  in  den  meisten 
Staaten  das  Ablösimgswerk  dadurch  gefördert,  dass  zunächst  der 
Staat  als  solcher  die  Lage  seiner,  der  Domanial bau ern,  zu 
bessern  sich  bemühte;  dies  musste  nicht  nur  mittelbar  auf  die 
Verhältnisse  der  sonstigen  Bauern  gfinstig  einwirken,  sondern  es 
sind  jene,  meist  aus  der  unmittelbaren  InitiatiTe  wohldenkender 
Ftkrsten  hervorgegangenen  Maassnahmen  vielflMh  der  unmittbare 
Ausgangspunkt  zu  umfassenderen  Reformarbeiten  auf  diesem  Ge- 
biete Uberhaupt  gewesen.  Im  Uebrigen  war  die  Aufgabe  des  Staats 
mit  der  Krlassuuü  der  Ablr)sun;.:sixesetze  luid  der  zu  ihrem  Voll/.Ui^ 
dienenden  Vorschriften  nicht  erschöpft;  für  die  gute  Durchfahrung 
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des  Ablösunf^swerks  war  vielmehr  in  umfangreichem  Maasso  die 
dauernde  Mitwirkung  des  staatlieheD  YerwaltiingBperBonals  erforder- 
lich uod  in  einzelnen  grosseren  Staatswesen  ist  wohl  auch  für 
diesen  Zweck  ein  hesonderer  BehOrdenorganismus  mit  eigenem  In* 
sfamsenzug  geschaffen  worden  (hierher  zählen  z.B.  die  in  Preussen 
durch  die  Terordnung  Tom  20.  Juni  1817  geschaffenen  General- 
commissionen). Als  ganz  besonders  förderlich  im  Interesse  der  Berech- 
tigten wie  der  Pflichtigen  hat  sich  sodaiui  die  vielfach  beliebte 
Schaliuiig  vuii  staatlichen  Leihkassen  (Landrentenbanken  in 
Preusson  und  Sachsoii,  Landescreditkassen  in  Ka s s a u ,  Zehnt- 
scbuldentilgimgskasse  in  Baden  etc.)  erwiesen,  sei  es,  dass  diese 
dazu  bestimmt  waren,  den  Pflichtigen  die  Ablösungssummen  auf 
WitMlorersatz  Torzusehiessen,  sei  es,  dass  sie  die  unmittelbare  Be- 
Medigung  der  Berechtigten  (in  Baar  oder  durch  Ausfolgung  von 
Staatsschuldbriefen)  vollzogen  gegen  Grestattung  langsamer  Tilgung 
von  Seiten  der  Pflichtigen.  Dabei  wurden  den  letzteren,  abgesehen 
von  der  Möglichkeit  erleichterter  Abtsragung  der  Last  in  Form  von 
AnnnitSten  (die  Tilgungsquoten  bewegten  sich  meist  von  ^9%  an 
aufwärts  und  betnigiMi  z,  B.  in  Preussen  Va^/o^  Hessen  1 
in  Baden  1* '4^/0)1  ^^^^^  andere  Yortheile  eingeräumt,  indem  man 
ihnen  entweder  einen  billisreren  als  den  landesüblichen  Zinsfuss 
horechnete  oder  die  Kosten  der  Verwaltung  der  betreft'enden  Kasscn- 
an8talt<'n  auf  die  Staatskasse  übernahm  oder  geradezu  einen  Theil 
.des  Ablösungsaufwands  der  Allgemeinheit  zuwies. 

80  wurde  in  Trousseu  nach  dem  Uesetz  vom  2.  Marz  18äO  deu  l'liichtigen 
<b  Zehntel  der  ennittelten  Itente  erlassen,  in  Bayern  statt  des  Ton  der  Abiasnngv 
kasH«  an  die  Berechtigten  zu  zahlenden  zwanzi^achen  Betrags  der  „Qmndrenten** 
Dar  d<  r  a»  Ii t zehnfache  Betrag  den  Pflichtigen  berechnet  '  mit  Hnem  f»pfer  aus  der 
Suautkaüse  von  26 — 27  >Lillionen  H.)«  in  Württemberg  hiusichtUeh  der  Ablösung 
dir  Beeden  und  persttnlidiM  Froluiden  in  tthnlieher  Weise  verftJiren,  ja  die  Ent> 
schidigiing  fiir  die  sog.  Leibeigeuschaftsah<rabi'ii  pin/.lidi  auf  die  Staatskasse  iihor- 
nnmnieTT  f i4csnTTinifanfwnn(!  3.5  Millionen  MJ-,  in  iiadeu  zur  AbKwunp  des  Zehnten 
ein  Küuttt'l  deü  Ablutiuiigftka|)itais  (14  Mill.  M.)  zugeschossen  und  in  dem  bad.  Gesetz 
vem  10.  April  1848  die  fintseliftdlii^ng  für  die  damals  noch  bestandenen  luid  luin- 
inehr  anfgehchfTH  Ti  irutsherrlif  ]if n  Abgaben,  fiir  di»*  iiifht  ein  pri vntrochtlicher 
Rütgtehingsgruud  der  Berechtiguut;  nach^wiesen  iverüeu  konnte«  ebenfalls  als  eine 
hut  d«r  Staatskasse  erklärt»  Ebenso  isi  in  Oesterreioh  ein  Theil  der  Ablösungs* 
WMe  Ton  Staat  fibemomnien  worden* 

Dass  solebe  Aufwendungen  zu  Lasten  der  Allgemeinbeit  ge- 
rechtfertigt waren,  wird  man  auch  heute  noch  einräumen  dflrfen; 
sie  waren  es  jedenfalls  in  Fällen  letzterer  Art,  wo  also  die  Abgabe 
emen  Offentlieh-rechtkichen  Charakter  an  sich  trug;  aber  wohl  auch 
gegenüber  den  anderen  Lasten  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  da 
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die  AldösuiiLr  oinom  allpfPiiieinun  Staatszweck  tliftnte.  mit  derselben 
die  höchsten  Interessen  der  gesammten  liodenproduction  verknüpft 
waren  und  einem  lange  Zeit  hindurch  überbordeten  Stande  nicht 
wohl  zugemuihet  werden  konnte,  aus  drückenden  Verhältnissen^ 
in  die  er  ohne  seine  Schuld»  wohl  aber  mit  Duldung  der  Staats- 
gewalt allmfthlicb  gerathen  war,  allein  aus  eigenen  Mitteln  sich 
Bu  Ifoen,  zumal  dann,  wenn  nach  Lage  der  Verhältnisse  der  Los- 
kauf die  wirthschafÜiche  Leistungskraft  der  Betheiligten  zu  tiber- 
steigen schien.  Wie  ja  auch  heutzutage  bei  grossen  Meliorations- 
werk en,  deren  Durchführung  aus  Gründen  des  Staatswohls  zu 
wflii&i^lien  ist,  aber  an  der  wirthschafUichen  Schwache  der  un- 
mittelbar Hetheili^leii  sclieitern  würde,  der  Staat  al-  ^<>lelier  keinen 
Anstand  nimmt,  mit  den  Mitteln  der  AUgemeinlieit  hellend  ein- 
zugreifen. 

g  2l2.  Die  Herstellung  persönlicher  Freiheit 

Wenn  hei  den  Maassnahmen  zu  Gunsten  des  Bauernstandes, 
welche  im  18.  Jährhundert  begannen,  von  Herstellung  persönlicher 

Freiheit  die  Rede  ist,  so  darf  nicht  die  Meinung  aufkommen, 
dass  in  jener  Zeit  im  mittleren  und  westlichen  Europa  Zustände  im 
Sinn  der  Sklaverei  oder  »les  strengen  Leibeigenschaftsrechts  der 
alten  Stamnirsverfassünu  in  <ler  Kegel  bestanden  hätten.  Zwar 
wird  in  der  zeitgenössisciieii  Literatur  und  in  den  Regierun 
decreten  vielfach  der  „Leibeigenschaft"  Erwähnung  gethan:  mau 
hat  darunter  aber  im  Wesentlichen  zu  verstehen,  dass  der  Bauer, 
sei  es  im  Verh&ltnias  zum  Staat  (als  Domanialbauer),  sei  es  im 
YerhältnisB  zum  grundherrlichen  Besitz  oder  sonstigen  Grossgrund- 
besitz (auch  kirchlichen)  an  die  Scholle  gebunden  war,  d.  h.  ohne 
Zustimmung  des  Staats  oder  des  Grundherrn  etc.  das  ihm  zur  Be- 
nutzung überlassene  Land  oder  den  Gntshezirk.  zu  dem  er  durch 
Geburt  gehörte,  nicht  und  jedenfalls  mir  gegen  Entrichtung  eines 
Abzugsgeldes  verlassen  «lurt'te:  ttMiier  dass  er.  neben  den  ihm  nach 
bestclwMnIemRechtoblii'L'cndrn  laudwirtlischaftlirlnMi  Dienstleistungen 
(Frohnden)  und  Abgaben,  zu  besonderen  persönlichen  Dienst- 
leistungen (Gesindedienst)  verptlicbtet:  dass  im  Zusammenhang 
mit  der  Schollonptlichtigkeit  die  Freiheit  der  Berufswahl  unter- 
bunden .  das  Verehelicbungsrecbt  vielfach  beschränkt  und  dass' 
—  als  Ueberbleibsel  der  alten  Bechtsunf&higkeit  im  Vermögend- 
erwarb  —  gewisse  Abgaben  unständiger  Art,  nftmlich  auf  den 
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Todesfall  (Mortiuurium,  Besthaupt  etc.)  su  entrichten  waren,  wozu 
vereinzelt  regelmftssige  jährliche  Entrichtungen  kamen,  welche  die 

fortdauer  dieses  Verhültiiissos  äusscrlich  bekräftigen  sollten,  wie  die 
uater  dem  tarnen  »Jieibzins",  „Leibschilling"  bekannten  Abgaben*). 

Man  verfUirt  daher  richtiger,  den  erwähnten  Zustand  häuer- 
licher Unfreiheit  als  „Schollenpflichtigkeit**  oder  —  dem 
Sprachgebrauch  Preussischer  Behörden  (im  Unterschied  von  der 

Sprachweise  der  älteren  köniulicheii  Edicte)  folgend  —  als  „Erb- 
unterthän  igkeit",  „  G  utsuiite  rthänigkeit"  /u  bezoiclmen. 
./(Mlciifalls  ist  danach  mit  der  Aufliebnng  der  L ei  b  ei g e  ii  s  e  h  af t, 
wit'  sie  in  Oesterreich  unter  Joseph  IL,  in  Preussen  unter  Frie- 
drich M.  (1763  und  1773)  und  anderwärts  verlügt  wurde,  nur 
der  Sinn  zu  verbinden,  der  auch  dem  die  Beseitiirung  der 
Erbunterthänigkeit  aussprechenden  Freussischen  Edict  vom 
9.  November  1907  zu  Grunde  liegt,  dass  nämlich  die  Gebun- 
denheit an  die  Scholle  und  der  persönliche  Bienstzwang,  letzterer 
soweit  es  sich  nicht  um  die  herkömmlichen  landwirthschaft- 
lichen  (gutsherrlichen  und  staatsrechtiichen)  Frohnden  handelte, 
und  dass  die  aus  dem  Leibeigen  sc  liaftsverhältniss  fliesseuden  be- 
sonderen Entrichtungen  in  Wegfall  kommen  sollten,  woofegen  in 
den  übrigen  gutsherrlichen  Verhältnissen  eine  Aenderung  vorerst 
nicht  eintrat.  Kirie  irrosse  wirthschaftlicho  Trairweite  wohnte  dalier 
der  Maassregel,  solange  letzteres  der  Fall  war,  nicht  inne:  ihren 
vollen  wirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gehalt  empfing  sie 
erst  dann,  als  man  sich  anschickte,  den  unerhlichen  bäuerlichen 
Besitz  in  erblichen  umzuwandeln  und  ebenso  an  die  Beseitigung 
(Regulinmg)  der  sonstigen,  mit  den  gutsherrlichen  Verhältnissen 
Terkndpften  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  Gutsherr  und  Bauer 
heranzutreten,  welche  Aufgabe  indess,  abgesehen  von  Frankreich 


')  Das  Vorhandensein  einer  LeibeigfvnscHaft  in  dem  Sinne,  dasK  der  Leibeigene 
ledigUcÜ  Sache  iit,  desshalb  auch  verkauft  und  vertaascht  werdon  kau,  hat  in 
I'emscMünd  nur  vereinzelt  (in  Holstein,  Me<  klmburg  und  Neu-Vorpommenn  und 
üQcb  hier  im  18.  Jahrhundert  nur  vorübergehend  bestanden,  wie  die«  Knapp, 
'Ltfbdgenichaft  iia  öattichen  Deatiehland,  Prennisebe  Jahfblicher  1891,  S.  2S8  ff,) 
oadij^wieeen  haben  dürfte.  Dem^mäss  mrd  von  Knapp  auch  die  Bedeutung  der 
»op.  Leibeigenschaftsedir  t  o  früherer  Preussischer  KöTit<ro  auf  das  richtige  Maas» 
xarückgefuhrt  and  mit  Ivtnilit  betont,  dafis  die  in  dm  alt«  Preassische  Landrecht 
t«a  1794  an^mioinmene  Beitiiiuniiiig:  ftndal  die  ehenuliga  Ldbeigenschaft  als 
«ine  Art  der  persönlichen  Sklaverei  anch  in  Ansehung  der  Bewohner  des  platten 
tttide«  nicht  statt**  —  nicht  dahin  verstanden  werden  darf,  als  ob  cmt  nunmehr 
iiae  bis  dahin  bestandene  Leibeigenschaft  aufgehoben  und  in  die  mildere  Erbunter* 
thimgkeit  verwandelt  worden  sei,  da  letstere  vielmehr  ichon  lange  vorher  die 
«unahmslote  Regel  gebildeli  habe. 
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Uberall  seitlich  getremit  yon  der  obigen  Maassnahme  zur  Duicli- 
fl&brung  gelangte.  Immerhin  war  mit  der  Proclaminuig  des  Gnmd- 
satzefi  der  persönlichen  Freiheit  (Freiheit  des  Abzugs,  Frei- 
heit der  Berufswahl)  ein  wesentlicher  Scliritt  vorwärts  gethan 
und  mit  ihm  die  Grundlage  für  einen  weiteren  Ausbau  des  Be- 
freiungswerks gewonnen. 

Eine  wesontlithtt  ändert;  Bedeutung  kommt  dagegen  der  Aufhebung  der  Letb- 
eigenfichnft  in  Russiand  zu  (Gmetm  vom  19.  Febniar  1861),  weil  in  diaMm 
!,amle  1)is  diiliiii  die  L«'ilK'i:rc!isohiift  in  strengster  Fnnn  hcf-tand.  vermöge  d«?ren 
der  Bauür  kaum  etwas  anderes  als  Vennögeusobjcrt  des  (iatsherm  war,  indem  er 
nur  iBr  diMen  ei^vMt,  von  ihm  verkauft,  verschenkt  etc.  werden  konnte;  iiu^hi 
ferner  der  Zwang  /.n  persönlichem  Dienst  nicht  bloss  auf  die  Arbeiten  im  (iutähofe 
sich  bt  schränkte,  sondorn  alle  Arten  häuslicher  Verrichtunpen.  auch  ausserhalb  de* 
üutsbezirkoii  iu  sich  scbluiw  (Vürhültuiss  der  sog.  „Uofleute**);  indem  weiter  eoui 
Leibeigenscbaftuverhältnifls  ndt  dem  Recht  tnr  Kinfordemng  von  Abgaben  aelbet 
ohne  das  Vorhandensein  von  Orundbesitz  niid  sj  lbst  gegenüber  Nii  litbmu'rn  (Ge- 
werbetreibenden. Kanflenten'  Platr  gritf  ( VorbiÜtiiiss  drr  Obrokbauem  und  <  »brokletite 
und  iudcm  endlich  die  .Stralgcwalt  de»  Herrn  gegenüber  dem  Leibeigenen  eine 
nahezu  unbeschränkte  war.  (B.  Tschitseberin  im  Deutschen  Staatswdrierbndl 
nad  J.  ▼*  KeuBsler  im  fidwb.  der  St.  W.,  Art.  Banerobefreinng.) 


8  23.  Die  Verleihung  des  Eigenthumsrechts  am  Grund 

und  Boden. 

1.  Das  Besitzrecht  der  Bauern  an  dem  Ton  ihnen  bewirthschaf- 
teten  Grund  und  Boden  hatte  sieh,  wie  die  Ausführungen  in  §  18  ff. 
ergeben,  im  Lauf  der  Zeit  durchgehende  verschlechtert;  entweder 
waren  sie  zu  blossen  Zeitpächtem  (Schottland,  Irland,  Neuvor- 
pommern) lierabgedrückt  worden  oder  —  der  günstigere  Fall  — 
es  war  ihnen  zwur  nn  «linulicheö  Nül/.unuftrt'cht  zum'staudou. 
während  das  Oborei2;«'iithuin  hei  dem  Grundherrn  (bezw.  dem  Staat 
oder  der  Kirclic)  v»»rblieb,  abor  diesem  Nutziiiigöri'cht  (sog.  lassi- 
tischer  Besitz  in  Freussen)  war  niclit  durchweg  ein  vererbliches, 
vielfach  vielmehr  nur  ein  auf  die  Lebensdauer  des  bäuerlichen 
Besitzers  eingeräumtes  und  selbst  mit  dieser  Beschränkung,  wegen 
der  dem  Gutsherrn  meist  zustehenden  Befugniss,  dem  Bauer  zu 
kundigen  (ihn  „abzustiflen^^),  ein  hOchst  precAres.  Auch  wo  die 
Vererbung  als  solche  gewohnheitsrechtlich  oder  durch  geschriebenes 
Becht  sich  gewährleistet  fand,  war  sie  doch  nicht  immer  eine  un- 
bedingte, vielmehr  in  einzelnen  Landesrechten  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Geschleciitem  besehiaiikte,  und  auch  bei  Erbgütern 
wird  niclit  seltfn  dem  Gutsliemi  beim  Vorli^^qron  bestimmt<»r  Vor- 
aussotzimgeu  das  Hecht  der  Austreibung  („Abmeierung")  einge- 
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räumt.  Hand  in  Hand  mit  diesem  beschränkten  Eigonthiunsrecbt 
ging  als  natürlicliü  Folge  eine  weitgehende  Einengung  der  Ver- 
fügungsireiheit  des  Bauern  über  das  Gut  in  Bezug  auf  Verkauf  und 
Versehuldung  einher. 

Für  die  Buutscheckigkc-it  der  rechtlichpii  (ieHtaltuug  der  gutsUerrlicb-bäuer- 
Kehen  Veriiiltnine  in  Berag  auf  da«  Besitsrecht  von  Onind  und  Bodmi  bietet  ein 

zctn  fffiulfs  iM'isjiicl  das  r?ayrisrho  Rocht,  das  Erh;  fflif .  Leibrecht,  Nenstift  und 
yreistilt  unterscheidet.  Beim  Erbrecht  ping  das  verliehene  tint  auf  die  Krben  und 
Nachkommen  des  (trnndholden  über;  beim  Besitz  nach  Leibrecht  war  die  Ver^ 
leihnn^  auf  die  Li  hnisdauer  des  (irondholden  beschränkt;  beim  Neustift  um- 
;.Tk*»hrt  auf  die  Lebz<'it  lii  -  (J  rund  herrü  .  ivfibrond  beim  Freistift  dem  Orniidberni 
die  Abflttfiung  («Abmeieruui^^"/  des  (irimdlioideu  jederzeit  treistaud  (vgl.  meinen  Art. 
in  Hdwb.  d.  St.  W.  nnter  „Baaernbelireiiin^'*).  .  In  Preussen,  wo  sich  ▼erein- 
MÜ  Preibaaeru  erhielten  ((He  sog.  Kölmer  in  den  Provinzen  Prensgeu,  die  Lehn- 
idralzen  in  Schlesien,  die  PVeischnlzen  in  Pommern)  kann  p);ni  drei  Klassen  von 
BeutsrecLten  der  gutsherrlichen  Hauern  unterscheiden:  a)  Erbpaohter  imd  Erbzius- 
lente;  b)  LaMiten  and  Lambanern,  d.  h.  eolche^  welehen  ein  Omndttttck  oder  Hof 
zur  Xultnr  und  Benutzung  gpfrcn  r^f  wisse  dem  Ei<^enthümer  eingeräumte  Vorth  eile 
'Dienste)  eingeräumt  ist  und  die  ohne  Zustimmung  der  (iutsherren  weder  unter 
labenden  noch  von  Todeswegen  über  das  (Jruudstück  verfugen  dürfen,  wobei 
übrigens  das  Berftarecht  selbst  entweder  ein  erbliches  oder  nur  auf  Lebensselt  var* 
liehenes  sein  kann,  c)  Zeitpachtbauem  im  gutshorrl.  Verband.  (Vgl.  Knapp,  a. 
a.  0.,  Bd.  I,  S.  It)  ff.)  ~  Nach  Hau  47)  durlte  in  Bremen  und  Verden  der 
Bof  eingezogen  werden,  wenn  ihn  der  Onttherr  snr  Wobnimg^  branehte,  und  bei 
dreijährigem  Rückstand  hatte  der  (Juislurr  das  E^ectionsrecht.  In  Mecklenburg 
Eutsetznnir  möglich  aus  demselben  (irunde  oder  wegen  schiechter  Wirthschaft;  ebenso 
in  Ungarn.  In  einem  groüsen  Theil  von  Oesterreich  vererbten  sich  die  Bauem- 
fSter  nur  an  die  Kinder  und  durften  weder  verftassert  noeh  verschenkt  werden.  In 
der  Pfalz  vr-rerbleii  die  s(i>r.  Erbbesfände  auf  drei  Generationen,  die  Leibfredings- 
güter  waren  nur  aut  einen  Besitzer  oder  dessen  iünder  verliehen  imd  es  musate 
beim  Verkauf  oder  neuer  Verbriefuug  für  ein  Kind  oder  V»»  j*  selbst  die  Hälfte 
des  Ontswerths  als  (iebübr  entrichtet  werden.  Die  SdiupfleheB  in  Baden  wurden 
»nf  höchstens  2  oder  H  Leiftcr  verliehen,  die  Erblchen  waren  dap-egen  mit  ^'pw-ssen 
Vurbehalten  unbedingt  vererblicb.  (Siehe  mein  Handbuch  des  bad.  Landwirt h- 
schaftmehts,  1888«  S.  dS.) 

2.  Vermögensabgaben  der  Grundholden,  üm  das 
Kutzelgenthumsverhältniss  der  vererbbaren  BauemgOter  jederzeit 
erkenntlich  zu  machen,  war  fOir  £rb-  und  Kauüälle  die  Entricfa- 
tung  einer  Oeblihr  voigeschrieben  (Laudemium  oder  Hand- 

lohn,  auch  Ehrschatz,  Antrittsgeld,  Währschaft,  Drittelsgehühr, 
Fallgt'id  oder  Sterbfall  genannt),  deren  Höhe  in  der  Regel  5 — WJq 
des  Gut-8werths  betnig,  vereinzelt  abor  auf  ein  Drittel  (bad. 
<*l>erland),  ja  auf  die  Hälfte  dos  <iuts\verths  (Osnabrück,  oln^- 
maliges  Fürstenthuni  Ellwangen)  anstieg.  Nebon  diesor  Abgabe 
vom  Guts  Werth  war  meist  noch  im  Todesfall  des  Bauern  eine  solche 
»om  beweglichen  Vonnögen»  namentlich  vom  vorhandenen  Vieh- 
staod  (Besthaupt,  Mortuarium)  zu  entrichten.  Wo  aber  der 
Besitz  nicht  erblich  war,  konnte  der  Gutsherr  die  Nachfolge  in 
dem  Besitz  mit  einer  beliebigen  Abgabe  belegen.  Am  missiichsten 
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war  jedenfalls  dio  La<re  jener  Bauern,  doiieu  gegeiiübor  das  Recht 
der  „Ab Stiftung"  bestand;  denn  sie  waren  der  Willkür  des  Guts- 
herrn auf  Gnade  und  Ungnade  überlassen  und  die  Drohung  der 
Verstossung  vom  Besitz,  zumal  solange  die  Freizügigkeit  beschränkt 
und  die  Aufsuehung  anderweiter  Erwerbsgelegenheit  erschwert  oder 
unmöglich  gemacht  war,  konnte  fibr  die  Erzwingung  höherer  Lei- 
stungen wie  eine  Schraube  ohne  Ende  immer  von  neuem  mit  Erfolg 
versucht  werden. 

Diese  Abgaben  für  den  Verkaiits-  oder  Erbfall  (Laudemien  und 
Mortuarien)  crwioseu  sich,  als  Besteuerungen  des  Vermögens,  zumal 
mit  dorn  Steic:en  der  Bodc'npreise  und  dem  wachsenden  Werth  des 
Viohstapels,  für  die  Pfiichtii^on  mflir  und  mehr  drückend,  und  zwar 
ebenso  wegen  der  Unregelmässigkeit  dos  Eintreffens,  wie  desshalb, 
weil  sie  in  einem  Zeitpunkt  fällig  wurden,  wo  der  neue  Unter- 
nehmer für  Hinauszahlung  von  Miterben  und  für  Einrichtung  der 
Wirthschaft  ohnedies  mit  erheblichen  Aufwendungen  belastet  war, 
wogegen  dem  Grundherrn  mit  der  Zunahme  der  Volkszahl  die 
wachsende  Wertherhöhung  des  Grund  und  Bodens  und  des  Guts- 
inventars mühelos  in  den  Schooss  fiel. 

3.  Durchführung  der  Reform,  a)  Die  Reform  besrann 
naturgcmäss  zunächst  damit,  dass  dem  A  uf  k  ü  n  d igun  12: s  r e  c  ht, 
des  Gnmdherrn  Schranken  gesetzt,  also  das  Einziehen  der 
Bauerngüter  ohne  triftigen  Gruud  uder  üb^'rhaupt  schlechthin  ver- 
boten, auch  angeordnet  wiu-de,  dass  jede  umgeheudo  Baucrustelle 
wieder  mit  einem  Bauern  zu  besetzen  war. 

Entspnulu'iulo  Qc-  und  Vt-rbotp  pr^nii^i  n  in  Preussen  schon  im  Anfanir  «ifs 
18.  Jahrkundertä,  nameutlich  aber  unter  Friedrich  II.  (1749  uud  17G4);  in  Uester- 
reich  xmter  Maria  Theresia  (1751),  uachdem  frQliere  ähnliche  Anordnimg«!!,  wddie 
die  Vereinigung  des  „Bustical-  mit  dem  Domisicalgruud'*  untersagen  (1654  und 

1713^  ohne  wesentlichen  Erfolpf  p-fhHrhfn  waren:  in  Bayern  mit  dt  in  Kdict  vom 
28.  Juli  1808,  welches  die  Heimiülligkeil  zur  »Strafe  („Caducität")  endgültig  abschaffte. 

b)  Zum  Zweiten  richteten  sich  die  BemühnnL^'n  auf  die 
Umwandlung  des  „Hau  dlo  Ii  n  s unter  Zugrundelegung  von 
schätzungsweise  vorgenommenen  Fälligkeitsterminen  in  eine 
g] ei clim  n  ssige,  jährliche  Abgabe  (in  Preussen  uatmi 
man  auf  iÜO  Jahre  3  Erbfiille  und  2  Kauffälle,  in  Württemberg 
alle  25  Jahre  einen  Handlobn  an)  oder  auf  die  Ablösung  der 
H  a  n  dlohnzahlungen  durch  Ka])italabfindung  des  Gutsherron 
(in  Bayern  Ablösung  bei  Leibreciit  und  Neustift  mit  dem  Doppelten, 
bei  Freistift  und  Erbrecht  mit  dem  IVs  fachen  Handlohn)  oder 
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wenigstens  auf  Feststellung  der  Haiidlohnzahlungen  in  imveränder- 
lieher  Hobe  (z.  B.  in  Bayern  fOx  die  Staatsgnindfaolden  zugelassen). 

c)  Zum  Dritten  aber  war  auf  die  Umwandlung  des  seit- 
herigen Kutzeigenthums  in  volles  Eigenthum  abzu- 
heben und  jene  Oesetzgebungen  trugen  wohl  den  Verhältnissen  am 
meisten  Bechnung,  welche  ohne  Weiteres  den  mit  Erbrecht  aus- 
«restatteten  Bauern  das  Eigenthum  zusprachen  (z.  B.  Frankreich; 
Baden  mit  Eiulühmiig  des  Landrechts);  oder  d'ivm  Rechtswirkung 
doch  an  die  Ablösung  oder  Fixininir  der  Handlolmzalihuigeii  oder 
der  anderen  Keallasten  knflpften  (Ocstorrcirli,  Bayern,  Wilrttemberg) ; 
minder  günstig  war  die  Regelung,  wenn  neben  der  Ablösung  der 
Handlohnzahlungen  noch  eine  besondere  Einkaufssumme  (in  Geld 
oder  in  Land)  zu  entrichten  war  (Grundsatz  der  älteren  Oester- 
reichisehen  und  der  ftlteren  Preuss.  Gesetzgebung);  ja  man  kann 
zweifelhaft  sein,  ob  eine  Ordnung  auf  letzterer  Grundlage,  wenigstens 
gegenflber  den  mit  Erbrecht  ausgestatteten  Bauern,  überhaupt  eine 
billige  war,  da  doch  das  Obereigentbumsrecbt  der  Gnmdherren  an 
sich  seinen  wirthschaftlichen  Werth  nur  durch  die  Handlohnzah- 
hiiigeii  uiul  die  sonstigen  dem  Lanuid herrlichen  Verband  iMitsprlugen- 
den  Keichnisse  empfing  und  aiithiii  mit  deren  Ablösung  den  An- 
sprüchen jener  bereits  volle  Genüge  geschehei^  war. 

In  einseloeo  PreussUchen  Provinzen  (Pommern  und  der  Knnuark)  mnssten 

genlss  einer  im  Jahre  1799  erhunenen  Verordnung  die  Domlneubftnem  un  die 
Kammer  100—200  Thlr.  Rinkaufs^Id  zahlen;  als  aber  in  der  Provinz  Preussen 
w^ea  geringer  Leistungsfähigkeit  der  Bauern  die  Zalilung  auf  Schwierigkeiten 
stie«.  vendcbtete  die  Kunner  von  1808  ab  auf  ein  Hnlcanfageld.  —  In  Oester- 

rei«  }i  unter  Maria  Theresiii  '1781)  Einräumung  dos  Eigenthumsrechts  an  die  Bauern 
gvgvu  , billigt?  Renten?;ahluii;^('n'*.  Mit  der  in  dem  Preussischen  Edicto  von  1811 
vorgeschriebenen  Laiidabtrtiuug  iS.  XVAs  erwarben  die  Bauern  übrigens  nicht 
bloss  freies  Eigenthnm,  sondern  auch  Freiheit  von  den  seitherigen  Frohnden  nnd 
AHj;,il)rn.  Tu  (1»T  (u'<.i-i/'jfh']u<z  des  .Talir«'s  1K')0  ist  der  (»rundsatz  der  »  ntscli  id'/ungs» 
luseo  Aufhebung  des  Ober eigeuthums  für  Preusseu  ausdrücklich  uuerkaimt  wurden. 

d)  Frei  ho  it  d(»s  Landerwerbs.  Im  Ziisammenhaiiir  mit  der 
/.ucrkeiinung  des  lü  *  hts  auf  vollen  Eiirenthiiinserworb  durch  die 
Uiierliche  Hevölkeninu  steht  aiK.li  die  Aul'iiebiuiir  der  für  »Ii»'  Erwer- 
bung grösserer  Güter  (Uittergüter)  particularrechtlich  gezogenen 
Schranken.  Denn  während  bis  dahin  meist  nur  der  Adel  zum  Besitz 
solcher  Güter  berechtigt  erklärt  war  (so  in  Preussen,  Oesterreich, 
HiUBland),  wurden  nunmehr  diese  Verbote  zurückgezogen.  (So  dureh 
du  Freussische  Ediet  vom  9.  Oetoher  1807,  §  1 :  Jeder  Einwohner 
ist  ohne  Einschrftnkung  in  Bezug  auf  den  Staat  zum  eigenthttmlichen 
ttnd  Pfandbesitz  von  Grundatflcken  aller  Art  berechtigt.'')  Hierdurch 
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konnte  (las  Vdlk.sw irtlisolmttliclu'  Prndurtidiisiiitcrj'ssc  nur  LUMvinnt-n, 
da  nunnielir  die  Möglichkeit  lür  die  Bewegung  auch  der  grösseren 
Güter  ,,zum  besten  Wirth"  in  freiej<ter  Weise  oröffnj^t  war;  und 
der  nachmalige  Aufschwung  gerade  der  nordde\itschen  LandwirUi- 
Bcliaft  darf  zum  Tlieil  wohl  auch  mit  darauf  zurflckgefOlirt  werden, 
dass  iotelligente,  kapitalkriUftiige ,  bfligerliche  Landwirthe  die 
Gelegenheit,  solche  Guter  zu  erwerben,  Bich  nicht  entgehen  liesseiL 
Dass  solche  nebenbei  auch  in  die  Hände  geldkapitalistiseher  Kreise 
fielen,  die  in  dem  Grundbesitz  nicht  die  Bethätigung  productiTer 
Interessen,  sondern  die  Befriedigung  persönlichen  Khrg»M7.es  oder 
anderer  Wünsche  suchten,  ist  freilich  eine  niiiHlcr  erfreulu  hf  Folge 
der  Hl  itiLriinir  jener  Schranken,  die  zu  manchen  ernsten  Be- 
trachtungen herausfordert,  übrigens  diu'ch  ein  angemessen  p^eritaltetes 
Schuld-  und  Betreibungsrecbt  in  ihren  Wirkungen  wesentlich  sich 
abschwäclien  lässt. 

e)  Aufhebung  des  Lehnsverbandes.  Endlich  ist  zu 
erwähnen,  dass  im  Zusammenhang  mit  dem  vorstehend  beschrie- 
benen Theil  des  Reformwerks  nicht  nur  auf  die  Beseitigung  der 
'Lehensverfassung  überhaupt,  sondern  speeiell  auch  deijenigen  der 
bauerlichen  Lehen  abgehoben  wurde.  In  der  Begel  wurde 
bestimmt,  dass  die  Umwandlung  der  Lehen  in  freies  Eigeiithum 
( AI  1 0 d  i  f  i c ati on)  auf  Antrag  entweder  des  Lehensherm  oder 
des  Leliensinhabers  erfolgen  könne  und  im  Uobrigen  für  den 
Fall  der  Ailodilication  die  Art  der  Ablösung  des  Lehenzinses 
(Kanon),  einschliesslicli  der  sonstigen  Leistungen  des  Belelinten 
(B ositzver&nderungs- Abgaben .  Heimfallrecht)  abzüglich  der  etwa 
bedungen  gewesenen  Gegenleistungen  des  Lehcnsherm  (Brenn- 
holzabgaben, Baulasten)  näher  gesetzlich  umschrieben,  auch  meist 
verordnet,  dass  neue  Lehen  nicht  mehr  errichtet  werden  dürfen. 
(Vgl.  das  Bayrische  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  tmd  das  badische 
Gesetz  vom  21.  April  1849.  In  Preussen  erfolgte  die  Aufhebung 
des  Obereigenthimis  des  Lehnsherrn  und  des  Rechts  auf  AUo- 
diticationszins  für  die  aufgehobene  Lehensherrlichkwt  i>owie  des 
Heimfallsrechts  ohne  Entschädigung,  Ges.  vom  2.  März  1850.) 

f)  Verbot  der  Auflegung  ewi<rer  Kenten.  Der  Oe- 
dankonrichtung,  von  welcher  die  Ablösungs  -  Gesetzgebung  erfüllt 
war,  entsprach  es,  Vorsorge  zu  treffen,  das»  die  alte  Abhängig- 
keit des  b&uerlichen  Besitzes  von  dem  grossen  Besitz  in  kein« 
Form  mehr  auflebe  und  es  erklären  sich  daraus  die  regelmftssig 
ergangenen  Verbote  der  Belastung  eines  ländlichen  Outs  mit  imab* 
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l^btfen  Benten,  womit  dann  auch  das  Institut  der  Erbpacht 
den  Todesstoss  erhielt  Han  hat  aber  hierbei  doch  wohl  den 
wiithschafüichen  Einfluss  solcher  unablOsUeher  Beuten  auf  die 
Lage  des  Schuldners  gegenüber  dem  Grundeigenthümer  tiberschätzt 

und  den  Umstand  zu  wenig  beachtet,  dass  für  mittellose  Elemente 
die  Möglichkeit  des  Landerwerbs  durch  eine  auf  don  (Irund  und 
Rodon  dauernd  festgelegte  Rente  unter  Umständen  den  einzig  gang- 
iiarcii  Weg  für  KrlaiiL^uivj-  von  Bodeneigeuthum  Oberhaupt  bildet. 
Einer  gereifteren  wirtliscliattlicheD  Einsicht  muss  daher  die  unter- 
schiedslos erfolgte  Aufhebung  jeder  Art  getbeilten  Eigenthums  als 
eine  übereilte  Maassregel  erscheinen,  und  es  ist  bezeichnend,  dass 
die  neuere  Preussische  Agrargesetzgebung  in  der  Form  der  sog. 
Bentengüter  ein  erbpachtfihhliches  Institut  wieder  auileben  liess')* 

Cnvollstindiirl'eit  der  Reform  in  einselnen  Staaten,  inabes.  in 

Preussr  ii.  Während  mif  die  vorhi'spiucluiu't!  Wowe  der  Bauernstaud  in  das  volle 
KigeaUium  den  von  ihm  hesestieucn  (Iniud  und  üodeuH  eiujrruMvtsct  wurde,  war  für 
•ine  solche  Eimetssunt;^  natürlich  da  kein  oder  wdiig  Kuuiu,  wo  Hv\um  vorher  die 
«hen  Bentsrechte  /.u  rt-iticu  PaeittrerluUtnitiüen  »ich  nngewatidult  oder  wo  während 
der  Zwt  dp««  manfTflndcn  Haiu^nischntzos  dio  (ititHltt^mm  von  d»  in  Rfcht  de»  „Legcns" 
Gebrauch  geuuicht  hatten  und  ein  eigentUclies  Dauerulaud  sonach  gar  nicht  mehr 
besMnd  oder  docli  sehr  cdngeengt  war  (Orossbritannien ,  Mecklenbnrg,  östücbea 
Holiiteiii,  Xeovorponuuem,  Rügten).  War  hIho  einer  reformirenden  Oesetsgebunj^  hier 
von  vomhprf»in  der  Boden  entzogen  und  dir  S*chaffun|r  eines  Banemstandeü  ausge- 
^£hh>s»seu,  t>o  erscheint  es  heute  um  bedaueriii  her,  wenn  die  überhaupt  noch  vorhan- 
denen Baneinstellen  nicht  dordiweg  conBervirt,  wenn  die  Wohlthat  def  Eif^nthnmt- 
rnvrrb>  nicht  allen  bäuerlichen  Besitzern  einjferäunif,  «du  Tluil  di  rselben  also  oi«Ten- 
tbumslos  treroacht  und  ihre  Ländempti  den  eheniab  Bfrechtigien  heimgesch lagen 
wurden,  wie  die»  bei  der  „Regulinin<r"  der  bäuerlichen  Verhältnisse  in  den  Ostpreon- 
«ifchen  l'nivinzen  (Hreusaen«  Pommern,  Mrandcnburg,  SchlesHien)  der  Fall  war.  Niclit 
jn^'  Kinklang  mit  den  urspnin^rüclnM»  Ahsichtm  des  F.dict«  von  18()7  sind  nämlich 
in  dem  späteren  £dict  vom  14.  October  1611  und  ik-r  sog.  „Ueclaration'*  vom  29.  Hai 
1816  nnr  solche  Banem>  und  Koasitliettbflfe  Ar  „reguUrbar*  erklirt  worden,  welche 
»pannfähig,  katastrirt  (d.  h.  den  bäuerlichen  iSteuem  unterworfen)  und  alten  Bestandes, 
nändirh  v«r  dfr  Zwt  des  Bauemsrhtit/r«  fvor  17f>3^  schon  vorhanden  waren, 
»Ähreud  alle  iibrigen  Bauerustellen  eingezogen  werden  durtten.  Auch  hob  das 
Bttet  von  1816  {Axt,  77)  das  im  Sdict  m  1811  erlassene  Terbot,  regnlirnngs- 
fiUfe  BanenuteUeii  bis  inr  Beendignag  der  Anaeinanderaetxnng  cinanidehen,  wieder 

'»  Ueberblick  des  älteren  Ri  c  bt^  hvi  Judoich,  S.  7  (F.;  in  Betreff  der  Prfuss. 
Eeatengutsgesetzgebung  ist  aut  Kap.  IV,  Abschn.  IV;  in  Betreff  der  Erb- 
pacht und  ihrer  wirthtchaftHchen  Wüidigung  auf  Kap.  tl  in  verweisen.  — 
Sebüfflc  (Das  gesellschaftliche  Hvstem  der  menschlichen  Wirthschaft,  1873 1  he- 
'"♦•rkt  in  nttrelT  d»  s  abhnluten  Verbots  der  Auflegung  unkündbarer  Renten  auf  ein 
t'nuidstuck:  „Ich  halte  solche  Verbote,  wonach  keine  neuen  BeaLlasten  mehr  auf- 
fsieit  werden  dfirfeo,  Tom  Staadponkt  der  Erwerbspolitik  vollständig  begrfindel. 
^^>cr  in  der  Ki n komme nspolidk  muss  dieses  Yierbot  durch  Förderung  des  bäuer- 
lichen KrwlitH  seine  positiv?  Erjränzung  finden.  Sonst  ist  da?»  Verbot  der  Henten- 
Mutuu^;  nur  seine  Ursache  der  Ueberladuug  der  bHuerliiheu  und  boustigeii  Luud- 
tntt<T  mit  KaufsclnlliB|pi-  nnd  ErbtMlnngs-Hjpothekmi,  welche  den  ganaen  Gmnd- 
hni!/  (i,  r  Speknlation  des  bewo^jrlirhen  Kapitals  prei-i^eben  nnd  snr  plntokratisehen 
Aid&iiugung  vieler  GruudbesitKungeu  beitragen"  {s.  3ö4  ff.). 
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auf,  für  (Uli  Fall,  dttss  der  (iutsbesitzer  und  Bauer  sich  einigen,  d.  h.  wie  Knapp 
»agt,  „der  (tiittiherr  hatte  alle  privatrechtlicli  erlaubten  Mittel  in  der  Uaud,  den 
Banernstand  ni  vennindeni,  wo  der  Banmr  von  seinem  Becht  der  Vesulinm^  keinen 
Gebrauili  iiiailit".  Als  Fol*:*'  dirstT,  dem  (irossfirrumlbtsit/.  g-t'inachten  Zu^resiänd- 
nisse,  mit  denen  man  den  v<»n  Friedrich  II.  proclamirten  Grundsatz  dos  Bauero- 
Mchutzes  theilweise  wieder  beseitigte,  ergab  sich  also  eine  numerische  Schwächimg 
des  Bauernstandes;  der  letztere  war  ^nach  Dorchfuhnui;:  der  Befonngesetxe  wenigvr 
zahlrncli  als  im  .Tahrc  175(5,  iM'irlisleiis  ko  zalilrrich  als  am  Kiidc  d«'s  banem- 
^erstürenden  8iebeiyährigeu  Kriegs',  uud  die  auf  dieser  Grundlage  durchgefuiirte 
Refomi  wies  mudi  flurer  Beodigung  „einrnk  weit  grSmmtm.  LtndlMaita  bei  den  Gvt»- 
herren,  einen  weit  geringeren  bei  den  Banem  auf  als  vorher*'  (Knapp). 

J>ie  vier  östlichen  rrovin/.en  hatten  im  Anfang  des  Jahrhunderts  221  öhtJ 
spannfähige,  300— 400 000  uuspaiinlahige  Bauemstellen;  in  Wirklichkeit  wurden  der 
H<'^nilirini<>-  unterworfen  ttnd  xa  Eigenthtimern  gemacht  in  den  vier  Provinzen  nur 
45  49;^  lassitische  Baueni.     Das  am  2.  Mär/.  «'rlassene  Gesetz,  wolrhe«  die 

durch  die  Declaratiou  vou  IÖ16  gemachten  Ausnahmen  wieder  beseitigte,  konate 
hierin  eine  wesentlicbe  Besaerung  aklii  mehr  herbeüQhren,  da  überhaupt  nnr  nodi 
wenige  Baaemstelleu,  dm  fSr  eine  Umwandlung  in  Eigeuthumsbesitz  in  Betracht 
kniTimen  konnten,  vorhanden  waren;  es  wurde«  in  der  Zeit  von  184H    lHf>5  noch 
etwa  130U0  la&i»ith»chu  Baueru  zu.  Eigeuthümeni  umgewandelt,  „über  iüüOüU,  vur 
Allen  KoBfläthen  nnd  kleinere  Banem  blieben  das  Opfer  der  Deelaration  von  1S16; 
der  griisstc  Tluil  der  Stellen  ist  unzweifolliaft  vmi  1810    1848  thcils  ein^rezogen, 
theils  in  reine  Zeitpachtstellen,  theils   in  iiienstctahlissemeiita  (Gärtner-,  lusten- 
stcUen  etc.)  verwandelt  worden.    l)a«s  aber  heute  unsere  agrarischen  Zustände  g«f-  ' 
sfinder  wKrea,  wenn  wir  im  Osten  100000  kleine  Bauern  mehr  hätten,  dass  die  ge-  • 
samtntt'  I.arjc  frorade  auch  unserer  Rittprfrntsbf^it-'t"-  »'iix'  1i«'ss»'n'  wär«-,  darüber  kann 
kein  Zweilei  sein,  ebensowenig  wie  darüber,  dass  der  Grossgrundbesitz  in  den  üütlichen 
Proviaaen  1815-— 1848  aaMerordentUcb  sich  ansfredehnt  hat.  In  der  KnimaHc  and  , 
Nenmark  machten  im  Jahre  1800  die  Ritterhüfe  Iß-  187o  <l^s  Gcsanimthufenstandcf  j 
»m:  im  fahre  1887  hatte  die  Rittfrsrhaft  dt  r  rmvinz  Brandenburg  BS^'o  in  Bcäta*  i 
(Schmoller  in  den  Jahrbüchern  tür  Gesetzgebung  etc.,  12.  Jahrgang,  8.  6o2>. 

Wenn  diese  Lösnng  hente  einigermaassen  befiremdet,  so  nrass  man  eiuma!  aäi 

der  Thatsache  rechnen,  dass  man  im  Anfang  des  Jahrhunderts  die  Bedentnng  eines 
Bniwnistandes,  übtrhaupt  des  kleinen  nnd  mittleren  Besitzes  eWnsn  unter-  wie 
diejiMuge  des  grosseren  Besitzes  überschätzte,  ja  dass  der  manchesterlich-treihändierischc 
Doctrinarismas  jener  Zeit  (vor  Allem  des  Ministers  Schön  selber)  in  der  Freiheit 
des  .\dtls,  seine  lassitl^chcn  Bauern  zu  legen,  einen  Fortsrliritt  sali:  er  erwartete 
davon  die  Beseitigung  der  nach  seiner  Ansicht  zu  kleinen  deutschen  Baueru,  ihren 
wenigstens  theilweisen  Krsatz  durch  grössere  Pächter  wie  in  England  (Schmal  1er). 
Man  muss  weiterhin  mit  den  Schwierigkeiten  re<  Imen,  denen  die  damaUgen  Macb:- 
haber  hei  der  Durchführung  des  Kefonnu erks  in  Fcd^^e  des  geschlossenen  Wider- 
stands der  in  ilireu  wuhlerworbeneu  Itechteu  sich  bedroht  glaubenden  Berechtigten 
begegneten;  und  auch  diesen  Widerstand  selbst  wird  man  Ulligerweise  unter  d«m 
Gesichtspunkt  beurtheilen  müssen,  dass  von  jenen,  denen  eine  Aufgabe  von  Kochten 
aus  (jründen  des  Staaiswohls  angesonnen  wird,  nicht  beansprucht  w.'»-d»')i  kann, 
dass  sie  die  höhere  Erwägtmg  der  „Stuut:>raisou'*  ohne  Weiteres  luid  namentlich 
dann  sich  an  eigen  madien,  wenn  sie  von  dem  en  w  ungenen  Venicbt  nic^t  Uoea 
eine  politische  und  sn<  iMl( .  (üideni  auch  eine  wirthschaftliche  Schwächnnc  mit 
oder  ohne  Grund  zu  befürchten  glauben.  Auch  konnte  man  schwerlich  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  voraussehen,  dass  die  vielverbreitetc  Meinung,  mit  der  Schaffung 
eigenthumsloser  Tagelöhnorstellen  lasse  sich  das  Arbeit.sbedürfniss  der 
laudwirthschaftlicljeii  Grnssbetriehe  am  wirksamsten  befri edieren ,  sicli  eines  Ta;rs 
als  irrig  erweiseu,  ja  dass  gerade  diese  Eigenthumslosigkeit  der  kleinen  Leute  die 
Ursache  des  Hassenabzugs  derselben  vom  flachen  t^de  werdmi  könne,  wie  es  aeit 
Jahren  zu  beobachten  ist  und  —  wegen  der  darar-  i msprin^'endeu  Arbeitsnuth  — 
nunmehr  wieder  die  Sr]ia{Tnn<r  kleiner  selbstständiger  BauenisieUen  in  Fluss  gebracht 
hat.  {Vgl.  Kap.  iV,  Abschnitt  IV.j 
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§  24«  Die  Aufhebung  der  Frohnden. 

1.  Arten  der  Frohnden.  Die  Entstehung  der  Frohnden 
(auch  Schar  werk,  Robot  genannt)  ist  auf  diis  regelmässige 
Arbeitshedürfniss  der  Besitzer  grösserer  Güter  zurückzuführen  und 
ihre  Einführung  bedeutet  gegenüber  der  Sklaverei  oder  Leibeigen- 
sehaft jedenfalls  zunächst  eine  Milderung;  sie  irurden  in  der  älteren 
Zeit  übrigens  nicht  bloss  ftlr  die  Zwecke  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  (als  Hand-  und  Spanndienste),  sondern  auch  für 
solche  der  Handwerksthätigkeit,  ja  des  Handels  gefordert,  wobei 
übrigens  letztere  meist  frühzeitig  wieder  verschwinden.  Ursprünglich 
eine  Pflicht  der  Unfreien  (Hörigen),  werden  sie  mit  »ItM-  /int  auch 
Freien  gegenühpr,  welche  auf  Herrengrun d  sich  aiig<'^^iiMl«'lt  (Hier  ihr 
Out  zur  L»  iho  gegeben  hatten,  in  Anspruch  genommen  und  bilden 
in  dem  Maa>8(\  als  das  gutsherrliche  Verhältniss  sich  entwickelt  und 
unfreie  und  freie  Bauern  zu  einer  Klasse  halbfreier  Bauern  Ter- 
schmolzen,  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  aus  diesem  Yer- 
bftltniss  entspringenden  gutsherrlichen  Verpflichtungen.  Sie  konnten 
entweder  in  unbeschränktem  Masse  gefordert  werden  ( unge- 
rn essen  e  F.)  oder  die  Arbeitsleistung  des  Pflichtigen  war  auf  ein 
bestimmtes  Maass  (eine  bestimmte  Anzahl  Wochenarbeitstage)  be- 
grenzt (gemessene  F.).  Ihrer  Art  nach  iintersclu'iden  sie  sich  in 
!*olche  für  die  Bestellungs-  und  Erntearbeiten,  in  solrht«  für  Bau- 
arlx'itcn  am  Herrenhof  und  mit  der  Zeit  kamen  selbst  Frolmdon 
für  mit  dem  landwirtlisehaftlichen  Betrieb  nicht  zusammenhängnni*' 
Z wec ke  (.1  agdfrohnden)  auf.  Daneben  geht  der  Gesiudedienst 
der  Angehörigen  des  Frohnpflichtigen  einher. 

Von  den  Frohnden  mit ,  ausgesprochenem  gutsherrlichen 
Charakter  muas  man  diejenigen  unterscheiden,  die  staatsrecht- 
licher Art  sind,  also  ein  Natiiral-Entgelt  fBr  steuerliche  Leistungen 
oderför  die  Entbindung  von  der  Kriegspflicht  darstellen,  wohin  z.  B. 
die  Weg-  und  Flussbau-,  die  Burg-,  Wach-  uml  <Terichtsfrohnden 
/.ithN'ii.  So  hat  sich  auch  innerhalb  des  GemeimieveriKinds  als 
Ai!>11ii>>  des  Steuerre<  hts  der  riomoinde  eine  Frolnulejjriicht  der 
*'  t'ii» e  i  n  d  e a  nge  h ör ige  n  entwickelt  (V  erp flichtung  zur  Leistung  von 
Haad-  und  Fuhrdiensten  für  (jremeindeanstalten,  Dienstleistungen 
für  Feuerlöschcinrichtimgen)  und  ebenso  kommen  Frohnden  zu 
ivirc blichen  Zwecken  (zu  Kirchenbauten)  als  Pflicht  der  Kirch-» 
«piel^gemeittden  vor.  Einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter 
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tragen  t'iuiiich  tiicjemgi'ii  aus  Gründen  des  Gemeinwohls  erzwiingeuen 
Arbeitsleistungen  an  sich,  welche  sich  als  allgemeine  Staatsbürger- 
pflicht zur  Hilfeleistung  in  Fällen  ausseroniontlicher  Noth  (Feueis-, 
Wasser-f  Kriegsgefahr)  darstellen.  Bei  dem  AblQsungswerk  stehen 
nur  die  gutsherrliehen  Frohnden  in  Frage,  wfthrend  die  Aufhebung^ 
der  sonstigen  Frohnden,  soweit  sie  überhaupt  für  angemessen  er- 
achtet worden  sind  (wie  die  Fluss-  und  Wegfrohnden,  die  Gerichts- 
frohnden  etc.)  einem  anderen  Gebiet  der  Gesetzgebung  angehört. 

2.  B  eurtheilung  der  Froliiulen.  Auf  niederen  Volks- 
wirthschaftsstufen  und  solange  ein  Stand  von  landwirthschaftlichen 
froion  Tagelöhnern  sich  noeli  nicht  herausgobildet  hat,  die  Sklaverei 
aber  rechtlich  nicht  mehr  besteht,  kann  der  land\Tirthschaftli('be 
Grossbetrieb  der  Frohnden  nicht  entbehren;  auch  ist  das  erzwungene 
Arbeitsverhaltniss  für  den  Frolinpflichtigen,  dessen  Arbeitskraft  die 
Bewirthschatlung  des  eigenen  Anwesens  bei  der  in  solchen  Zeiten 
extensiven  Wirthschafksweise  nicht  völlig  in  Anspruch  nimmt,  kaum 
sonderlich  beschwerend  und  in  seinen  Augen  jedenfiftlls  eine  ange- 
nehmere Art,  flbemommener  oder  zu  Becht  bestehender  Verpflich- 
tungen sich  zu  entledigen,  als  die  Leistungen  beispielsweise  Ton 
Geldabgaben.  Anders,  wenn  mit  dem  Wachsen  der  Valkszahl,  der 
Zunahme  des  Bodenwerths  und  dem  Uebergang  in  intensiveren  Be- 
stell unf^^sweisen  die  Arbeitsleistun2:en  des  Pflichtieen  für  ilm  seihst 
und  seine  Bedflifnisse  werthvoller  worden  und  der  steigend»'  Bedarf 
nach  Arbeitskraft  auf  dem  Herrenhof  gleichwohl  zu  immer  stärkerer 
Heranziehung  der  Frohnptlichtigcn  Anreiz  giobt.  Unter  solchen  Um- 
ständen muss  der  in  dem  Frohndenwosen  liegende  Dnick  von  den 
Pflichtigen  steigend  unwillig  empfunden  werden;  schliesslich  leiden 
aber  beide  Theile  gleichmfissig  unter  der  Einrichtung,  weil  der 
Pflichtige  die  zum  Naehtheil  seiner  eigenen  Wirthschaft  geforderte 
Arbeit  atif  dem  Herrengrund  mit  Unlust  und  desshalb  in  der  Hegel 
imgenügend  verrichten  wird ;  und  auch  vom  allgemeinen  volkawirih- 
schaftlichen  Standpunkt  aus  wird  ein  Verhaltniss  immer  nachtlieiligHr 
sich  darstellen,  bei  dem  der  Gnmd  und  Boden  sowohl  des  H»'rrn  wi»» 
des  Bauern  venvahrlost  oder  doch  jener  Pflege  und  sorgfältigen  Aii- 
bauweise  entbehrt,  die  der  allp^emeine  Ciilturzustand  des  Volkes 
eriieischt.  So  tritt  auch  hier  der  Zeitpunkt  ein,  wo  der  landwirtb- 
schaftUche  Calcul  znhlenmässig  nachweisen  kaim,  dass  mit  der  Auf- 
hebung der  Frohnden  nicht  bloss  dem  Interesse  des  Pflichtigen, 
sondern  auch  dem  des  Gutsherrn  gedient  ist  und  dass  die  bezahlte  freie 
TagelOhnerarbeit  fOr  letztere  vortheilhaftere  Ergebnisse  liefern  wird. 
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Kaeh  Hanssen  hatte  eio  holsteiniaches  Gut  frflher  72  Frohn- 
pfnde  mit  72  Frolmarbeiteni  nl^tMg  gehabt,  daneben  20  eigene 
Pferde  mit  3  Kneehteti;  nach  der  Ablösung  bestritt  es  mehr 
Arbeit  mit  nur  36  Pferden  und  14  Knechten.  Elebs  (Landes- 
eidturgesetzgebun^  in  Posen,  1855)  rechnet  die  Spanndienste  um 
50—75%,  Hciiiddieiiste  16^/3 — 25  ^/^  niedriger  als  freie  Arbeit. 
(Koscher,  Anm.  1  und  2  zu  ^  IIG.)  So  kommt  (Iciin  auch  in 
den  AhloMingsgesetzcii  der  geiingere  Werth  der  Frolindeii  l^cl'-»'!)- 
nlm  diT  freien  bezahlten  Arbeit  durch  ent<?prechende  Al)zri<:,>  bei 
der  Kimitteluug  des  Entschädigungskapitals  zum  Ausdruck;  in 
Baden  z.  B.  wurde  der  Werth  der  Spanndienste  mit  Vio  des 
mittleren  orteflbliehen  Fuhrlohns,  der  Handdienste  mit  der  Hälfte 
des  Tagelohns  angeschlagen,  in  Oldenbuig  dort  mit  '/«f  bier  V«; 
in  Wflrttemberg  mit  */s  bezw.  Vs«  ^  Oesterreich  mit 
höchstens  Im  üebrigen  ist  auf  die  allgemeine  Würdigung  der 
nnfteien  Arbeit  in  §  20  Ziffer  1  und  auf  die  eingehende  Ausführung 
in  der  „Grundlegung"  §  206  ff.  zu  verweisen. 

3.  Durchführung  der  Reform.  So  kommt  es  denn  ver- 
einzelt schon  fkUhzeitig,  besonders  in  Ländern  mit  hochentwickelter 
Bodencultur,  zu  Ablösungen  von  Frohnden  gegen  üeber- 
nabme  von  Geld-  oder  Naturalabgaben  (Ober-  und  Mittiel- Italien, 

Schweiz,  Niederlande),  in  der  Hauptsache  freilieh  erst  im  18.  und 
U'.  Jahrhundert  im  Anschluss  an  die  in  daiig  gesetzte  Ablösungs- 
irosetigebunir  fiberhaupt.  Die  liesorgniss.  dass  mit  Aufliebung  der 
Frohndeii  den  üiu.-m  ii  üutern  die  BeschaÖung  der  nothiu:en  Arbeits- 
kräfte schwer  fallen  würde,  hat  sich  als  irrig  erwiesen;  der  Arbeitor- 
mangel.  mit  welchem  in  neuerer  Zeit  die  Grossbetriebe  in  einzelnen, 
minder  dicht  bevölkerten  Theilen  Norddeutschlands  zu  kämpfen 
haben  und  unter  dem  Übrigens  nicht  selten  auch  bäuerliche  Be- 
triebe dichtbevölkerter  Gegenden  leiden,  kann  als  eine  nachträgliche 
Bestätigung  jener  Besorgniss  nicht  erachtet  werden,  da  er  mit  der 
grosseren  Beweglichkeit  der  Landbevölkerung  als  Folge  des  ver- 
vollkommneten Transportwesens,  des  Aufblühens  von  Industrie  und 
Handel  und  mit  dem  Draug  nacli  den  Mittelpunkten  grossstfid tischen 
Lebens  zuHanimenhängt.  Mit  den  unendlich  ge^4tieLreMen  xVnf(»rde- 
runcreii  der  (iegj-nwart  an  die  Teelmik  der  Hodenitearbeitung  wäre 
jt'tii'ufiills  heutzutaire  dio  Fortdauer  erzwungener  Arbeit  noi  h  weniger 
vereinbar  als  vor  hundert  Jainren;  und  nichts  ist  bezeichnender  für 
die  Werthschätzung  solcher  erzwungenen  Arbeitleistungen,  als  die 
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That«ache,  dass  auch  die  Gemeinde  frohndeptiiclit  für  Strasst^ii- 
uad  andere  Zwecke  mehr  uad  mehr  der  Vergebung  solcher  Arbeiten 
gegen  ToUe  Yeigfltung  des  Arbeitswerths  weieht 

Aumerkuti 1.  An»  diesem  Grund  kann  aiicli  dein  Vorschlag  von  Rod- 
bertus  (Zur  Erklärung  und  Äbliilfe  der  heutigen  C'reditnoth  des  irrondb^Ueti,  18GB j*« 
der  ArbdterDotfa  auf  dea  norddentichen  LadifttndienbeflitBungen  durch  die  Wieder* 
gestattung  der  Auflejfwng  von  Leistung8veq)fliehtun{^en  zu  einer  Anzahl  Dieiistt«^, 
abgesehen  von  den  ihm  entgegenstehenden  politischen  und  };f)rialen  Bedenken,  auch 
nach  der  wirtbschaftlichen  Seite  hin  nur  ein  sehr  probhimatiHcher  Werth  U  igelegt 
wwden;  aueb  bedarf  es,  wenn  nur  überhaupt  einmal  dte  Bedingungen  für  die  Ajh 
setsung  kleinerer  Landeigentluinu  r  erfüllt  sind,  des  Dien  st  zwang«  nicht  mehr, 
um  den  (irossgüteru  Arbeit«kriiite  zuzuführen,  vne  die  Verhältnisse  im  Süden  JDentsch- 
Lands  und  in  anderen  tStaatsgebieten  mit  ähnlicher  ße»itzvertheilnng  sattsam  beweaseva. 

J.  Die  (f  rund  Sätze,  nach  denen  man  gemeinhin  bei  der  Ordnung  dieses  Theflfl 
des  AblÖHUnj^swjJTks  verfahren  ist,  sind  im  WesentlicluMi  die  folfr^'iidpn : 

a)  Die  ungemesseuen  Frohnden  werden  aul  ein  bestimmtes  ^laass  gebracht, 
wobei  man  die  ermittelten  durehsehnittlichen  Leistungen  einer  rfickwirts  lie(genden 
Periode  zu  Grunde  legen  kann  und  wobei  gleichzeitig  ein  etwa  festgestelltes  Ueber- 
maass  von  Leistungen  herabzumindern  ist.  (Solche  l'mwnndlnii?  tinpreTnessener 
Frohnden  in  gemessene  ist  da,  wo  die  Bauern  besonders  hart  von  ihnen  belastet 
waren,  schon  in  frltlierer  Zeit  erfolgt;  diesen  Zwedc  verfolgende  „Bobotpatente'^  in 
OoBtcrrrich  s.  B.  s«hon  in  den  Jahren  1680,  1717,  1738,  1774  nnd  177& 
erlassen.) 

b)  Frohnden  rein  personlieher  Art,  dem  alten  Lcibcigenscliaftsrecht  ent- 
stammend (insbesondere  d(«r  Z\raii<rs;:t>siiide<lienst,  Wachfrohnden  n.  dergl.)  werden 
entweder  ohne  Entgelt  aut^^t  lidben  (so  in  Preussen.  Gesetze  vom  25.  Sept.  1R2<> 
nnd  2.  Mäns  1860)  oder  doch  für  ihre  Ablösung  Beihilfen  aus  der  Staatskasse 
gegeben  (Württemberg,  Baden). 

c)  Die  Ablösiin^r  der  übrigen  Frohnden  «auf  Gütern  ruhend,  sog.  walzende/ 
wird  entweder  sclilcrtithin  vorp-csclirielien  (Zwansrsablösunfrt.  ^^'^c  mchi  in  Sfid- 
doutschlaud,  oder  von  <km  AmiHi;  des  einen  oder  anderen  Tiieilü  ;ibhäiij,ai;  gouiachr 
(Preussen)  und  der  Werth  der  Frohnden,  unter  Abxug  eines  bestimmten  Procenl» 
Satzes.  sn\\io  nnter  Abrechnung  dfs  Werth«?  der  Knstreichungspflicht  des  (»uT>1ierTTr 
nach  den  landesüblichen  Löliiieu  /.u  (leld  angeschhageu  und  für  die  Feststellnng 
des  SU  zahlendeu  Entschädii^auiKskapitals  mit  einem  bestimmten  Tielfachmi  (ndl 
dem  12*  bis  20fachen  Betrag)  vervieliiUtigt ,  eine  neue  Aufleguuff  von  Frohnden 
aber  nnf  (liiter  zn  <?ttn«;fen  Dritter  untersagt.  Im  Uebrigen  nahm  nur  da,  wo  *1ie 
Zwangsnblosuug  verfügt  wurde,  das  Werk  einen  befriedigenden  raschen  Verlauf 
und  mehrfach  war  desshalb  der  beklagte  schleppende  Gang  der  AblSenngr  Vet^ 
anlassung,  die  urspriinglich  in  das  Belieben  der  Betheiligten  gestellte  Ablöimng 
durch  die  zwangsweise  v.n  ersetzen.  (Vgl.  Die  Ablösungsgesetzirebunir  in  den 
süddeut.>ichen  Sttuiteu  in  des  Vertassers  Aufsatz:  Bauernbefreiung  iui  Hwb.  der 
St.  W.;  in  Oesterreieh  erfolgte  die  ZwsngsabUtonng  der  Boboten  im  Geseti  Tom 
7.  Oet.  1848.) 

g  25.  Die  Aufhebung  der  gutshorrlichen  Abgaben; 
insbesondere  des  Zehnten. 

Mannigfaltigkeit  der  Guts<>Abgaben.  Neben  den 
bereits  erwähnten  unständigen,  auf  den  Tod  des  Grundholden 
fälligen  Abgaben  (Laudemien  und  Mortuarien),  welche  man 
als  ein  Ueberbleibsel  des  ursprOngUchen  unbedingten  Erbteebts 
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dt's  Ht'rni  in  das  Verinöücii  (\i'r  i irundhold^^n  ansclien  kann, 
waren  die  letzteren  zu  regelmässigen  J  a  h  r  e  s  u  b  g  a  1»  e  n  ver- 
bunden, die  raeist  in  einem  bestimmten  Bruchtheil  der  Erzeugnisse 
der  Felder  oder  einem  Antheil  an  dem  Ertrag  der  Viehhaltung  be- 
standen. Urspranglich  auf  wenige  Arten  sich  erstreckend,  mehrten 
sich  diese  Abgaben  mit  der  Zeitt  vor  Allem  auch  durch  den  Hin- 
zutaritt Yon  mannichfaltigen  Anerkenntniss-  und  Consensgebühren, 
sowie  von  Gebühren  fOr  gerichtliche  und  poliseiliehe  Terrichtungen 
und  gestalteti^n  sich  auf  diese  Weise  allmählich  zu  einem  schwer 
Übersehharen  Gewirr  von  Leistungen,  deren  Entstehiuigsgrund  — 
oh  jirivatrechtlicher  oder  (wie  die  letztgonannteii)  öllentlich-n'rlit- 
licher  Natur  —  nachmals  olt  schwer  testzustellen  war.  Abgaben 
in  Korn  und  Vieh,  liühnern,  Gel,  Honiu,  Wachs,  Fischen  werden 
ebenso  erwähnt  wie  solche  von  Gewerbserzeugnissen  (Salz,  Bier, 
irdenen  und  hölzernen  Waaren),  und  jede  neue  Leistung,  bedungen 
oder  erzwungen,  wurde  jedesmal  zum  Beweis  ihres  rechtlichen  Fort- 
bestands in  den  „SaalbUchem"  gehörig  vermerkt').  Mit  dem  Weg- 
fall des  Schutzes,  den  das  „Hofrecht*'  gegeben  hatte,  war  der  will- 
kltrlichen  Steigerung  der  Abgaben  eine  Schranke  nicht  mehr  gesetzt 
und  das  Abstiftungsrecht  der  Gnmdherren  bot  in  vielen  FftUen 
die  Handhabe  zu  stets  neuer  HäutuiiL!:  der  bestehenden,  wie  sehr 
auch  die  liaiit-nisthaft  gegen  solche  un/.iikänijttVii  versuchte.  Mit 
dem  Wachsen  der  allgemeinen  Steueii>llicht  niusste  der  Dnu'k 
der  gutsherrlichen  Abgaben  doppelt  ciiiptindli«  h  werden,  alicr  auch 
bei  den  Belasteten  stpi^onde  Erbitterung  in  dem  Maasse  erzeugen, 
als  der  ursprüngliche  Kechtsgrund  der  Abgaben  dem  Gedächtniss 
der  Lebenden  entschwunden  war.  An  die  Losung  des  gutsherrlichen 
Verbandes  und  die  Anerkennung  des  Eigenthumsrechts  der  Grund- 
holden an  dem  von  ihnen  bewirthschafteten  Grund  und  Boden 
schloss  sich  daher,  gleichzeitig  mit  der  Beseitigung  derFrohnden, 
auch  diejenigen  der  in  Bede  stehenden  Abgaben  an,  welche,  da  es 
»ich  um  wohlerworbene  Rechte  wirthschaftlichen  Inhalts  handelte, 
?*»lbstredend  nur  l-^»'::»'!!  Kntschädiguiig,  d.  Ii.  in  der  Form  der 
Ablösuntr  yrsf  liclu  n  keimte,  von  welc  hem  (Jrundsatz  einzig  in 
einigen  romanischen  Ländern  abgewichen  worden  ist. 


*]  l)Hj»i>  übrig^uü  ;,''i'(feiulen weise  schou  scla  Imlizeitig  eiue  weitjfeijende  Spe- 
dalnintn^  der  Abfrabeu  eintrat.  7A'v^i  das  Hepistnun  Primiense  von  das  30  ver« 
«ctiieden^  Prorlnrtc   niit'/üMt .  \v(^!(  Ih>    itie  dienenden   Manmn  abxttfähren  hallen 

V.  I  num  a  -  Si  »•  r IM- L';: .  l'if  A iiHl)ilduüjj  etc.,  S.  bl). 

B«tb«aU«rger,  A.,  Agr&cpolitib.  L  9 
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Nftcb  dm  (ransösischeii  Decreten  vom  18.  Juni  nnd  20.  und  29.  Aug^ust  1792, 
im  Widerspruch  mit  dem  Decret  der  NationalversannnluTii'  vom  4.  Au^r"^' 
ist  jede  Reute  alleia  de«flbalb,  weil  sie  einem  Grundherru  oder  Lehenj^eigeuthümer 
suiiteht,  als  Fendalrecht  aiuraBehen  nnd  deashalb  ohne  Entacbftdiguug:  aofimlMlm; 
bttitätijft  (lurrh  da«  Decrt-t  des  Convents  vom  17.  Juli  1793  und  des  DirectorioDW 
vom  l  'loreal  vom  Jahre  II.  —  In  tipanien  Beatilagttag  dei  Zehnten  dorck  Cott» 
hetichlube»  vom  29.  Juli  1837. 

Von  besonderer  Bedeutung  war  dieser  ihcil  des  Ablösungs- 
werks, soweit  Deutschland  in  Fräste  kommt,  vorwiecrend  für  dtn 
Werten  und  Süden,  während  im  Nordon  iiiid  Nordostrn  —  im  Zu- 
sammenhang mit  den  hier  vorheiTschendon  grossoii.  zusammen- 
liängenden  Grundherrschafben  —  die  Abldsung  der  Frobndon,  auf 
welche  die  Bewirthschafbung  dieser  Grossbetriebe  bis  dahin  vor- 
wiegend sich  gestützt  hatte,  im  Yordeignind  des  Interesses  stand. 

A.  Als  wichtigste  gutsherrliche  Abgabe  erscheint  der  Z  ehnte. 
eine  Abgabeform,  deren  weite  Verbreitung  darthut.  dass  ihr 
wisse  aus^ppräi^to  Vorzüge  sowohl  tnr  den  rtü^^bti'j'Mi  wie  für  den 
Berechtigten  eigon  S(>in  müssen;  auch  war  der  Zehnte  keineswegs 
ursprünglich  nur  eine  dem  Gutsherrlichkeitsverbande  entsprungene, 
also  rein  privatrechtliche  Abgabe,  sondern  gerade  auch  eine  solche 
steuerlicher  Art;  und  der  meiste  in  Mitteleuropa  in  den  neu  sich 
bildenden  Staatswesen  erhobene  Zehnte  ist,  wie  angenommen  werden 
darf,  ursprünglich  eine  Steuer  für  kirchliche  Zwecke  (Kirchen- 
zehnte)  gewesen,  die  dann  später  freilich  Tielfach  von  den  Grund* 
und  Landesherren  gegen  die  Verpflichtung,  für  die  kirchlichen  Bedürf- 
nisse, insbesondere  die  Kirchen hauhist  einzutreten,  un  sieh  g-ezogen 
worden  ist,  schliesslich  aber  eltenlalls  den  Charakter  einer  auf  dem 
Grund  imd  Boden  haftenden  dinglichen  Last  annahm. 

Zt'hute  bei  den  Aegyptem,  Karthagern  und  Juden,  ebenso  m  iioiu,  wo  Staats- 
ISndmreien  an  die  Nntaniesser  um  den  sehnten  Theil  der  Mehle  oder  Vs  des  Obst« 

und  Wpins  üherlass»-!!  wurden ;  F(trt!)(>staTid  dpssrlbcn  noi-h  im  oströmisclien  Koidi 
unter  Justinian  II.  Im  fränkischen  Keich  wird  der  Zehute  schtm  im  Jahre  560  «er- 
wähnt und  zwar  als  Abiy^bc  an  die  Kirche  (Rau,  Anm.  b.  ku  §  60).  Für  Baden 
wird  durch  das  IV.  Constitutionscdict  vom  22.  Juli  1807  ausdrücklicl»  tVst>:«'>telIt, 
dasB,  wo  ein  Anderer  eine  T^t  if  <  liti^rmi;,'  nit  lit  nachweisen  kann,  der  Zclitite  dem 
Ortsherrn  gehört,  und  durch  das  Landrecht  weiter  verordnet,  das«  der  Zehntbezoi:, 
wo  kein  hinreichendes  Kirdienvemiög«n  Torhanden  nnd  nJcht  eine  Bnnfreihfit 
besonders  erwiesen  ist,  die  Kirchcubaulast  auf  sich  hat.  In  Frankreich 
wurde  der  Kirch en/rhnte  avf  164  Millionen  Livres  im  Jahre  176Ü  angeechlagen 
(v.  Mohl,  a.  a.  O.,  §  138). 

Mau  kann  bei  dem  Zehnten  den  grossen  (Komzehnten),  den 
kleinen  Zehnten  (von  Gemüse,  Obst,  Wein)  und  den  sog.  Blnt- 
zehntQii  (von  landw.  J^utzthieren)  unterscheiden;  häufig  kommt 
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notJi  1)1  Neubruchz«'lnite  vor  als  Abgabe  von  neu  ciiltivirtem 
Laude^).  Dem  Zehnten  waren  übrigens  nicht  durchweg  nur  Fold- 
frflchte  und  Hausthiere  imterworfen,  sondern  vereinzelt  auch  andere 
Eneugnisse  (Seefisclizehnt  zu  Gunsten  der  GeisÜichkeit  in  Com* 
waU,  Brettonehnt  in  Norwegen)* 

Die  YorKtlge  des  Zehnten  als  einer  Natuialgabe  sind  bei  vor- 
henschender  Natoalwirtiisehaft  und  geringer  Verkehrsentwicklungi 
wo  80  wenig  auf  Geld  produdrt  wird  oder  doch  so  schwer  die 
Ereeugnisse  in  Geld  sich  umwandeln  lassen,  für  den  Pflichtigen 
in  die  Allgen  springtMid;  auch  giebt  der  Letztere  lediglich  von 
dem.  was  er  wirklicli  erzeugt,  also  in  guten  Jahren  mehr,  in 
geringf'ni  Jahren  wenig.  Für  den  Berechtigten  ist  der  Ein- 
'jfEüg  der  bedungenen  ^Naturalleistungen  in  solchen  Zeiten  jedenfalls 
ein  «iohr  viel  gesicherterer  als  bei  demjenigen  von  Geldabgaben; 
auch  bilden  grosse  Mengen  von  Naturalvorräthen,  welche  sich  bei 
den  Berechtigten  anhäufen,  in  einer  Zeit,  in  der  die  adligen  Ge- 
schlechter ein  grosses  Gefolge  zu  verköstigen  haben»  selten  eine 
Verlegenheit;  gegen  die  Wirkung  eines  Sinkens  des  Geldwerths 
bleiben  sie  geschützt,  während  ihnen  die  Zunahme  des  Anbaus 
mflhelos  grössere  Einnahmen  verscbafFt.  Eine  vorzeitige  Umwand- 
lung der  Naturalzehiiten  in  eine  (it  liiabgabe  kann  daher  aus  obigen 
<Tiuruleu  von  den  Pflichtigen  leicht  als  eine  Härte  enij»luu(len 
werd^^n.  während  der  Yortheü  für  die  Berechtigten  nicht  ausser 
allem  Zweifel  steht*). 

Wenn  später  mit  zunehmender  Volkszahl  und  wachsender 
Nothwendigkeit  intensiverer  Bauweise  der  Zehnte  diese  Vorzüge 
einbflssie  und  auch  vom  allgemein  wirthseliaftlic  lu  n  Standpunkt 
aus  als  eine  wenig  zweckmässige,  ja  schädliche  Erhebungsform 
eich  darstelltet  so  ist  dies  auf  folgende  Ursachen  zurflckzufahren : 

1.  Als  eine  gleichbleibende  Abgabe  vom  Bohertrag  muss  der 
Zehnte  die  Gflter  je  nach  ihrer  Ertragsfähigkeit  sehr  verschieden. 


'  VitlfVn  h  frilt  der  Grundsatz:  „was  in  nfft  Ticr  Flur  in  (Hm  Acckt  r  kommt, 
gvhort  in  eleu  gössen  Zelmtcai'*,  daher  dieser  mii  der  Zeit  auch  die  sog.  Itruclilrüchte 
Knollengewächse,  femer  Hanf,  Flachs,  Raps,  Kr&ut,  T&bak  aftc)  eiüuste,  sofern 
nicht  andere,  den  Baoern  gttnstigere  RegieliingBweiian  erkämpft  wurden.  (Vgl, 
üotbein.  Wirthschaftsj^eschifhtp.  H.  204.) 

*)  Vgl.  die  Bemerkimg  bei  Koscher  (Anm.  3  zu  §  112},  dass»  die  Schweden 
naoentlieh  deesbalb  Uber  die  Union  mit  Dttnemark  klagten,  wdl  die  Könige  Geld- 
Stenern  verlangten  und  dass  Gustav  Wasa  statt  dieser  wieder  Naturalabgaben 
pKfnrdert  hnbe;  ebenda  Hinweis  anf  die  mfr.  Kf>hpl<k;»-rnnilKM)  in  Wales  (1839  ~1H43), 
welche  muthnoiasslich  ebenfalU  durch  die  IJuiwatidiung  der  Nuturalzetiuten  iu  Geld 
«mmiiden  sind. 

9* 
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die  gorinpfwiMthigen  verhältiiissmassig  viel  stärker  als  die  besseren 
belasten:  und  weil  mit  der  Steigeruns:  der  Betriebskosten  die 
Steigoruüg  den  Reinertrags  nicht  gleichen  Schritt  hält,  letzt^^r^^r 
vielmehr  in  geringerem  Grade  wächst,  al8  der  zu  seiner  Erziehnig 
aufgewendete  Mehraufwand  an  Kapital  und  Arbeit,  so  verschlingt  der 
Zehnte  um  so  mehr  Bruchtbeile  des  Reinertrags,  je  stärker  die 
Arbeits-  und  Kapitalaufwendungen  sind,  um  eine  Keiuertragssteige- 
rung  herbeizuführen.  Nimmt  man  an,  dass  der  Beiaertrag  Tom 
Grund  und  Boden  20— 40Vo  Bohertrags  beträgt,  so  nimmt  der 
Zehnte  ein  Viertel  bis  zur  Hälfte  und  auf  schlechten  B(Vden  mit 
geringerem  Ertrag  selbst  bis  zwei  Drittel  des  Beinertrags  hinweg; 
jedes  Mehr  von  Arbeit  und  Kapital  aber,  in  den  Boden  verwendet, 
d.  h.  jede  Zunalmu  der  Fiitensität  des  Betriebs  muss  lediglich  die 
Folge  haben,  das  ^  erhältniss  der  Zehntabgabe  zu  dem  Koinertrag 
für  den  Pflichtigen  immer  ungünstiger  zu  gestalten^). 

Der  Zehnte  wirkt  also  in  gewissem  Sinne  culturfeindlich,  in- 
dem er  von  Verbesserungen  abhält,  und  die  Abneigung  des  Land* 
Volks  im  dem  letzten  Jahrhundert  gegenüber  allen  Betriebsfort- 
schritten hängt  mit  dieser  Wirkung  des  Zelint*  ii  mindestens  ebenso 
zusammen  wie  mit  dessen  grundsätzlicher  Al)ueiguiig  gi'geu  alles 
Neue  und  aus  dem  Kähmen  des  seither  Gewohnteji  Heraustretende. 
So  ist  in  England  der  Krappbau  erst  aufgekommeu,  als  eine 
Parlamentsacte  den  Krappzehnten  abgeschattt  hatte,  und  in  der 
Pfalz  hat  man,  um  den  Anbau  von  Handelspflanzen  zu  fördern, 
zuvor  (1778)  statt  des  Zehnten  eine  mässige,  fixe  Geldabgabe  ein- 
geführt, in  Oesterreich  (1769)  alle  in  die  Brache  gebauten  Futter* 
krfiuter  vom  Zehnten  befreit  Am  verwerflichsten  unter  obigem 
Gesichtspunkt  musste  aber  der  Neubruchzehnte  erscheinen,  zumal 
wenn  Böden  minder  guter  Beschaffenheit  in  Frage  standen,  da  er 
hier  förmlich  wie  eine  Strafe  auf  Meliorationen  wirkte  und  von  der 
Incuiturnahiue  von  seither  ödem  Areal  abhielt. 

2.  Durch  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  nicht  bloss  der  Kömer. 
sondern  auch  des  Stroits  (Garbenzeluite!)  wird  die  Kriialtung  der 
BndiMikrat't  auf  den  ohnedies  in  der  Regel  dflngerarmeu  Bau«'rn- 
wirthschallen  erheblich  gesclmiälert ;  uud  weil  der  Zehnte  teruer 


')  Mau  «»rläutcrt  dies  durch  folgeudfs  Schema:  Bedeutet  E  die  F.rnt»*  ein»*« 
Morgens,  K  die  Anbnukosten  eiues  Otitners,  R  den  Keiaortrag,  r  den  Reinertrag  uai  h 
Ahr.wf^  des  Zehn  ton,  so  ergiebt  Hich  bei  Ansahme  eiBM  PreiSM  voll  3  Qnlden 
für  den  Ccnitter-FflajuiensiQif  folgemdefl  BUd: 
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eu  dem  Bestreben  verleitet,  die  Menge  auf  Kosten  der  Güte  zu 
steigem,  wird  er  ein  Hindemiss  des  Qualitfttsbaus  und  verursacht 
nicht  selten  den  Bflckgang  einzelner  Culturen.  (Verfall  des  Wein- 
baus in  Süddeutschland.) 

3.  Die  Controlen,  welchen  der  Zehntpflichtige  bei  der  Ernte 
unterworfen  ist,  können  ebenso  lästig  als  nachtheilig  wirken,  z.  B. 
wenn  der  Weinzehnte  zur  Femhaltung  von  Unterschleifen  in  der 
ganzen  Flur  gleichzeitig  erhoben  wird,  ohne  Bflcksicht  auf  die 
Reifezeit  der  yerschiedenen  Bebsorten.  Bas  Einsammeln  und  Zu- 
führen des  Zehnten  selbst  ist  mit  erheblichen  Kosten  und  Ver- 
lusten (auf  — des  Zehntertrages  berechnet)  verknüpft,  wie 
denn  /..  1>.  in  Bad*Mi  all«Mii  dor  jalirliclie  Verhist  au  Künieru  beim 
Zusammentragen  der  Zehntgurben  auf  400000  Gulden  (700000  M.) 
veranschlagt  wurde. 

4.  Mit  der  Zeit  wird  die  Abgabe  auch  demoralisirend  wurken, 
da,  je  widerwilliger  sie  entrichtet  wird,  die  Versuchung  wächst, 

der  Verpflichtung  durch  Abgabe  der  Erzeugnisse  schlechter  Qualität 
sich  zu  «'iitledigen.  („Mager  wie  ein  Zinshabn,  schlecht  wie  ein 
Zebutwein!") 

Vollxug  im  Einzel  neu.  Die  Keform  liat  sich  in  der  Regel  in  der  Weiüe 
▼olliog«ii,  dass  mnttchst  die  ümwaadlimg  des  Zelmten  in  eine  Bente  (Kdrner*  oder 
tietdrnite)  gwtntut,  benebiingiweiae  Torgescllrieben  und  sodann  die  Ablösung  aach 
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Anf  lehnt  freiem  Feld  iiimuit  .ilso  erst  bei  mehr  als  2,18  Gulden  Kosten  der 
K«?uHnrn;r  \%ieder  ab,  auf  dem  Kehutpt'lichtij;^en  Hchon  bei  mehr  als  2  (Juldtii 
iwosst  ij  uud  er  versehwindet  bei  2,7  (Julden  Ko»teu  und  24  Gulden  Erinv^  i:iiu/.\n:h. 
~-  Ximmt  man  au,  dass  eine  Anfwenduuf^  von  100  Onlden  (s.  B.  für  bessere  Dünung:) 
an  sii  li  lohnend  sich  erweise,  indem  sie  einen  Ernte m  ehr werth  von  \08  1 1()  Gulden 
t^qpibe  \iiho  volle  Verzinsung  nebst  Unteraehmorgewinu;,  so  müsste  doch  jeuo  Auf* 
wcDdoBfr  nntorbteiben,  da  der  Zehnte  von  diesem  Hehrertrag  bis  auf  10,8—11  Qulden 
>iih  beliefe,  (Kau.  .Aimi.  a  und  b  zu  $67.)  —  Roscher  erwähnt  auch  ein  Heispiel 
aus  ED}^land,  wonach  der  Zelmte  von  einem  Acrr  >I"hrensÄat  6— 8  Guineeu  Werth 
l^ottfr,  wogegen  der  EigentUümer  kaum  20  Schilling  davon  bezog;  ferner  (nach  Macaulay 
ffift  of  läigland«  C  3).  dass  wftbrrad  die  engUscbe  Qmndronte  seit  1686  anf  das 
vierfache  ^estie^'i  n  >ei.  der  Zehnte  Um  das  Siebenfilche  augenommen  habe. 
Huieber,  a.  a.  O.,  Aum.  ^  za  %  üb.)  — 
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dieser  Renten  }Tf^rhHjr''fiilirt  wurde.  Die  rmwandlnnf:  xmd  Ahlösinifr  «^rfolgle  1<  iM 
gtwüudert  tür  »ich,  bald  im  ZiisHtiimeuhaug  mit  dem  allfremeinen  Ablö^un^swerk. 
Im  Einzelnen  iBt  über  die  Gmndsfttze,  ron  denen  die  licsetxgebung  hierbei  üich 
leiten  lieHs,  das  Folgende  zu  bemerken: 

1.  Kin  Zwntiff  zur  Ablösung?  wir<l  zwar  meist  nicht  auHgesprocheu ,  dix  h  vfr- 
fUgt,  da»»  die  Minderzahl  der  Zehiitpflichti|^n  einer  Uemeiude  dt^  Htifichliüiä  der 
Mehrheit  sich  fDgen  mnae;  dies  war  nothwendig,  well  einem  Zehntherm  nicht  wohl 
angesonnen  werden  konnte,  die  Umwandlung  und  Ablöamig  anders  als  Ton  allen 
I*flich(ijri'n  ztisrleieh  über  sich  ergehen  zu  lassen. 

2.  Zur  i-  i-ststelluug  des  Zehutertrags  werdeu  von  dem  ermittelten  Durclit»ciiiiiu»- 
Tohertraiir  die  anf  dem  Zehntbezog  haftenden  Kosten  Iftr  Einsammlung,  BinfBhrep, 
DrestlKMi,  Keltern  etc.,  femer  die  muthniaasslich  dunli  AVi^'äii*,'»'  oder  Xachlas* 
eingetretenen  Verluste  in  Abzug  gebracht,  ans  <l(  ia  dauach  ermittelten  Reinertrag  dun 
AblÖHungskapital  (meist  unter  Zuprrundelegiui^^  eines  Zinsfusses)  berechnet  und 
die  Abtragtmg  desselben  in  tilgenden  Zeitrenten  gestattet. 

H.  Die  (i('>ainmtheit  dw  ZfliiitpHicliti^rfn  <"i!it^r  (Icmeinde  haftet  (L-m  Zehntherm 
fiir  die  Bezahlung  der  Ablösuugsrente  mit  der  iiefuguiss,  die  ]!liiuselrenteu  von  dea 
Ifitgliedem  unter  Umständen  im  Zwangsweg  beiaatreiben. 

4.  Die  al  t  dem  Zehutbezug  haftenden  Lasten  U»sl^*'sondere  die  Last  zum 
Keubau  und  /,iu-  Tuterhaltung  von  Kirrhen  und  Schulen,  fenier  Pfarr-  und  Schul- 
pfründeu  etc.)  werdeu  dem  Zehuiherni  abgenommen,  gleichzeitig  aber  demjenigen, 
dem  nunmehr  die  Verpflichtong  sufilUt  <a.  B.  der  Kirchspielsgeraeinde),  ein  der 
ermittelten  Last  PtitsprerlifiidiT  Tlicil  dvr  Ahl«istinp"^'^ntmn(>  überwifsiMi. 

5.  Wegen  der  (trüsse  der  Zehntlast  und  der  Schwierigkeit  ihrer  Tilgung  durch 
die  seither  Zehntpflichtigen  iu  absehbarer  Zeit  werden  häufig  Zuschüsse  zu  dem 
Ablosiingswerk  aus  der  StaAtskaSM  geleistet  und  zur  leichteren  Durchführung  der 
gcldlithcii  Op»ratintien  besondere  staatliche  Kassen  {Zehiif-r!iiiMi'ntilLruii^'>kasspM. 
Kentenkasseu ,  letztere  dann  auch  zur  Vermittluug  der  Ablösung  anderer  Irniud- 
gefälle  bestimmt)  eingerichtet 

6.  Der  Anspruch  auf  den  Neubruchaehnten  wird  mit  der  erfolgten  Umwandlang 
der  Zehntabgabe  für  erloschen  erklärt. 

Fordeniugcii,  wie  die  bei  den  Verhandlungen  über  die  AM('»snng  des  Zehnten 
in  der  baditiclieu  Kammer  von  dem  Abgeordneten  v.  Kotteck  eingebracht«,  die  auf 
die  gftvslicfae  Uebemalime  des  AbltfsnngsaufWands  anf  die  Staatskasse  gerichtet 
war  („im  Namen  di  r  zahlreichen,  dt  iii  Staat  vor  alh  u  \\  (dilthätigen  uud  unentbehr- 
lichen Klasse  hart  ht'driickter  Lcut»«  im  Naun  ii  der  t^ere<!htigkeit,  der  HnmnnirAt 
uud  der  ächten  Staatswirthschatt ,  im  Interesse  des  öffentlichen  Friedens  und  der 
geeetslichen  Ordnung*),  erseheinett  schon  desshalb  übertrieben  und  nnbemcbtigt, 
weil  der  Zeliiitr  als  eine  auf  den  Grniid><tücken  liegende  dingliclu'  LasJ  bt  i  Kauf-  und 
Erbfalleu  in  einer  Minderung  des  Kautwt  rths  der  (irundstücke  zu  Tage  treten  uinsste, 
die  damaligen  Besitzer  des  zehntpHichtigen  Grundstücks  also  mit  der  Abnahme 
der  Zelmtlast  ein  dem  kapitiilisirtcn  Werth  der  leixtercn  entsprechenden  Vermögt^ 
mwachs  erfuhren,  für  den  >it'  \M>hi  aus  eigenen  Mitteln  etwa«  leisten  durften. 
In  Baden  stellte  tüch  da«  Zehut-Ablösuugskapital  auf  rund  70  Millionen  M. ;  der 
Bohertrag  desselben  war  s.  Z.  anf  rund  33  Hillionen  M.,  die  Terwaltnngskosieit 
der  Zehuterhebung  zu  480,000  M.  ennittelt  worden;  von  jenem  entfielen  auf  den 
Fntrlit/ohnttMi  ni"  „.  Hilf  den  Heuzoliiitrn  25"/ot  «uf  Weinzehnten   14"/„:  dtr 

Morgen  Lnud  war  durchschnittlich  mit  2  M.  70  Tf.  belastet.  Betheiligt  waren  als 
Zehntberechtigle  der  Staat  (Domänen)  mit  60^/«,  Standes-  und  Grandkerren  mit  20%< 
Pfarrdienste  mit  löVo«  Stiftungen,  Schuldienste  mit  1  "i"  ,,.  Die  Staatskasse  überuahDi 
Vs  des  gesammten  Ablösungskapitals,  rund  14  Milliuueu  M«  —  Vgl.  des  Verfassers 
Handb.  des  Had.  Landmrthschaftsrechts,  1887,  8.  25  ff.) 

B.  Nach  ahnliehea  Grundsätzen  wie  die  vorstehend  bezeichneteu 
erfolgte  dann  auch  die  Ablösuug  der  übrigen  etwa  bestelieuden 

AbLz:ab<'ii,  der  Gülton  (Aligaben  in  «^euibsi'n  Folderzeugiiisseu) 
üiiii  Grundzinse  11  (Abgaben  in  Gold).   Üei  jenen,  den  Galten, 
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handelte  es  sich  meist  um  ein  Ueberbleibsel  von  Anerkenntniss- 
reiehungen  Mherer  Zeit  oder  Yon  Abgaben  für  Functionen  der  Justiz- 
und  Polizeiverwaltung  (Bauch-  und  Fastnachthahner,  Steuer« 
roggcn,  Steuerwein),  die  „oft  mehr  durch  die  Mflhe  der  Ein- 
lieferung  als  durch  die  Höhe  des  meist  geringen  Betrags  sich 
lästig  enniesen''  und  deren  Besoitiornng  die  Gefällbereclitigten 
,.»'iner  muhovollpn  und  ausser  all»'m  \  t  rhältniss  mit  dem  Produkt 
htelifiKh'u  k<>sts|ii('liu(»n  Erhebung  und  Vt'rrecluuuiGf  und  Ziililloson 
Streitiirk tuten  entliob".  Die  Abl?>suiiLi  dieser  wie  der  (Jiund- 
(Erb-) Zinse,  deren  Fortbestand  mit  der  erfolgten  Eignithums- 
vorieihung  am  Grund  imd  Boden  ebenfalls  nicht  weiter  in  Einklang 
stand,  wurde  häufig  durch  Zugrundelegung  eines  mässigen  Ab- 
Iftsungsmaassstabes  (Vervielfachung  des  ermittelten  Werthbetrags 
der  Abgabe  mit  einem  geringeren  als  dem  zwanzigfachen  Betrag) 
und  nicht  selten  auch  dadurch  erleichtert,  dass  fUr  solche  Abgaben, 
welche  einen  mehr  Steuer  artigen  Charakter  hatten,  d.  h.  als 
Versrütunii  tür  Functionen  der  Justiz  -  etc.  Verwaltuui;  sich  dar- 
s<tpllten.  die  Eutsi  lKidigungszahluug  an  die  Berechtigten  ganz  oder 
tht^ilwei^e  aut  die  Staatskasse  übeniomuu'u  wurde.  <lüter  mit 
dauernder  llente  von  Neuem  zu  belasten,  war  hinfort  als  unzulässig 
erklärt  (g  23,  S.  122). 

S  26.  Die  Aufhebung  der  gutsherrlichen  Weidorechte. 

1.  Als  ein  Ausüuss  der  gut><herrlichen  Obereigenthumsreclite  auf 
•ii«'  Feldmark  der  Gemeinde  ist  auch  daa  Weidereclit  des 
<i  run d  h  orr  n  an7.u*?ehen,  das  dieser  für  seine  landwirtlischatt- 
Uehen  Nutzthiere,  namentlich  für  Schafe,  aber  auch  für  Pferde  und 
Kinder,  auf  den  Wiesen,  der  Brachflur  und  den  Getreidefeldern 
nach  ihrer  Abemtung  (Stoppelfeldern)  in  Anspruch  nahm^).  Meist 
war  dieses  grundherrliche  Weiderecht  kein  ausschliessliches,  sondern 
oeben  ihm  bestanden,  vermöge  des  Bann-  und  Gemarkungsrechies 
der  Gemeinde  als  solcher,  sog.  Gemeindeschäfereien,  sei  es, 
dass  die  Gemeinde  das  ihr  zustehende  Weiderecht  verpachtete  oder 
dass  die  einztdnon  viehbesitzenden  Ortseinwohner  im  Wege  gegen- 
seitiger Befaiiiuiig  das  Weiderecht  selber  ausübten. 

*)  Von  diesen  Weidcrechtcn  wohl  zu  unterscheiden  sind  jene,  die  Ein- 

fTMcaMBDen  auf  dem  itt  noiri  tlM  tltor  (ienieinschaft  besetisenen  Läudereien  (Gemein* 
hfifi'n^  ,'iTt:-;nbtPii.  vhf-r  wtlclif  spHter  (in  Kap.  Hl)  ZU  ha&delu  ist.  Vgl.  auch  die 
IWmerkunjj  am  ^ichlu^.■H!  diesen  Paragrapheu. 
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Zur  W  ü  r  d  i  g  II  n  <I  i  o  s  p  r  W  p  i  d  c  Ii  t  c  ist  zu  sagen : 
a)  So  lange  es  in  einer  Geniarkung  au  Uedungen  nicht  fehlt  und 
die  reine  Droifelder\^irthschaft  (mitBrache)  besteht,  sind  W ei derec hu» 
im  Allgemeinen  für  den  Feldbau  unsch&dlich,  ja  ihre  NOtzlichkeit 
Überwiegt,  weil  eine  Menge  natürlichen,  ausserdem  sehwer  oder  gar 
nicht  verwerthbaren  Weidefutters  auf  den  Stoppelfeldern  und  der 
Brachflur  in  nutzbare  Substanz  (Fleisch  und  WoUe)  umgesetzt  wird 
und  weil  der  Uebertrieb,  namentlich  mit  Schafen,  eine  Dfingerquelle 
liefert  (den  Schafpferch),  die  namentlich  für  die  vom  Dorf  entlVmter 
bt'tiudlichen  Grundstücke,  die  sonst  eine  Düngung  gar  nicht  oder 
(UkIi  nur  selten  erhalten,  vuu  Vn'sondoreni  Wertlie  ist.  Wohl  aber 
werden  solche  Wcidereehte  scliädlirb.  wenn  der  Gang  der  allge- 
meinen Entwicklung  zu  einer  voUkonmineren  Ausuützuiig  der 
Ländereien  Veranlassung  giebt,  wenn  also  die  Beseitigung  der 
Brachflur  diurch  £inbau  derselben  mit  Kartoffeln,  Handelspflaiizen  etc. 
in  Frage  kommt,  wenn  die  Landwirthe  anfangen,  StoppelfrQchte  in 
die  Stoppelfelder  zu  pflanzen  und  wenn  auch  dem  Wiesenbau  durch 
Einrichtung  von  Ent-  und  Bewässerungsanlagen  erhöhte  Aufmerk* 
samkeit  geschenkt  whrd.  Solche  Fortschritte  der  Bodencultur 
werden  entweder  durch  das  Bestehen  von  Weiderechten  unmöglich 
gemilcht  (xhT  es  uberwiegt  doch  der  Schaden,  den  die  weidenden 
Tliiore  an  den  in  Cviltur  genommenen  Grundstücken  anrichten,  den 
Nutzen  aus  dem  \V('i<lcl)etrie])  um  rin  Boträclitlichcs.  Audi  cin<» 
sorgfältige  Beaufsichtigung  vermag  solche  Bescliädigungen  nicht 
immer  fernzuhalten  und  zahllose  Streitigkeiten  pflegen  daher  mit 
dem  üebergang  zu  intensiverer  Cultur  den  „wilden  Hirten stab"  zu 
begleiten.  Am  unangenehmsten  aber  mflssen  bei  solcher  Sachlage 
vor  allem  die  einem  ausserhalb  der  Gemeinde  Ansässigen  zustehen- 
den Weiderechte  (Uebertriebsrechte)  empfunden  werden. 

Eine  merkwürdige  Art  solcher  rehertriebsreclile  war  das  sw>fr-  Land|^efährt 
in  W  ü  rtteniberjjT,  d.  h.  da«?  Recht  dd  T>oniaiiia1scbälereieu,  die  fremden  nemarkunpin 
in  der  uffeueu  Zeit  (d.  i.  vom  Ii.  Ndvember  big  1.  Märi&)  zu  bdabren.  Aehulicb« 
Itochte  standen  in  Spanien  der  Corporation  der  vereinigten  Seh&ferdbeaiiMr 
(Mesta)  zu  :  auf  den  Weg:en  von  den  Ebenen  in  die  (Jebirfrujiriigonden  und  Kuriick 
war  den  Heerden  freier  Zutritt  auf  allen  Genieinweiden  jjrestattct.  zu  beiden  Sciltn 
der  Strasse  auf  eine  gewisse  Eutfeniung'  jede  Eiuhej^g  verbitten.  Diese  Herejchti- 
gmigen,  ^eine  Hauptfessel  des  spanischen  Laodbans'',  an  zahllosen  Streitigkeiten  und 
Gewaltakten  führend,  wurden  erst  181!?  iiml  IS'Jf)  bt  seifi^-t  IJnscher  a.  n.  ()..  Anin.  S 
SU  §  85).  —  her  Futterwerth  der  natürlicheu  Wcidegrimd«  iüt  meist  ein  (reiiuger; 
nach  Thaer  bat  die  Brachtreide  etiva  ','5  des  Werths  des  evsten  Dreeschjaltr^  (anf 
Ackerland.  u<  Mk^s  zu  Weide  angelegt  >vird),  die  Stoppel  weide  nach  Major  etira 
Vn»tel  (1(1  Dreeschweide.  Nach  lÜock  i^t  dii'  Itrachucitlc  bis  24.  Juni  auf  den  prenss. 
Morgen  des  beHtcu  Laudeii  au  3  l'tr.  Heuwerih  anziuschlageu;  eine  Flüche  von  liiü 
Morgen  konnte  also  bis  24.  Juni  eine  Heerde  von  238  Schafen  oder  28—26  Kühe 
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ernähren.  Von  Sio  ppelweidon  (2  Monate  hindurch)  «nd  wenigstens  8',,  Morgen  für 
1  Si'haf  oder  «twa  33  für  1  Kuh  tTtordcrlicli  i  Knn.  a.  a.  ().,  Ariiti.  r  zu  12\  (regen 
üUe  Weiderecht«,  gcgeji  die  grimdherrlichen  sowohl  wie  gegen  die  gemeinen 
Waden,  fprechea  gich  mit  grosaer  EntBchiedenlieit  schon  die  Vertrater  der  kame- 
rali»tid(hen  Schule  auü;  v.  Jiisti  erklärt  alle  Bcinülningen,  d'  i  1  andwirthichftft 
üufznhelff Tl.  für  ^blosse  Spielerei",  wenn  man  ^den  Hauptfehler,  Heweidnng  der 
Wiesen  und  Felder"  nicht  abbchaffe.  (Weitare  Literaturangabeu  bei  Koscher, 
Ajun.  9  so  9  87.) 

c)  Gegen  die  Beseitigung  der  Weiderechte  hat  man  die  Inter- 
essen insbesondere  der  Schaflialtung  ins  Feld  geführt,  indess 
mit  Unrecht  weil  die  Grtmdeigenthümer,  wenn  alle  Bienstbarkeiten 

beseitigt  sind,  ilir  Land  selber  beweiden  lassen  können  nnd  weil 
in  der  Ausdehnung  des  Ackerfutterbaues  die  Möglichkeit  reich- 
licherer Ernährung  der  Weidethiere  al>!  auf  den  sog.  natürlii  hen 
Weidegründen  gegeben  ist,  wie  gich  ilt  im  in  Preussen  ungeachtet 
der  zahlreichen  Weideablösuugen  in  der  ersten  Hiilftt'  des  .Tahr- 
huii.lt'Hs  die  Zahl  dor  Schaf.'  nahezu  verdoppelt  hat  (von  8,261.396 
im  Jahre  1816  auf  15,071,425  im  Jalne  1855).  im  Allgemeinen 
aber  ist  überhaupt  an  dem  Satz  festsuhalten,  dass  ,,das  Schaf  der 
for^escbrittenen  Bodencultur  zu  weichen  hat"  und  dass  die  Schaf- 
haltung in  L&ndem  mit  entwickelteren  Verhältnissen  nur  noch  auf 
Grossgfltem  mit  geringeren  Bodenverh&ltnissen  und,  bei  vorherrschen- 
dem bSuerlicbem  Besitz,  nur  da  wirtbschafblich  gerechtfertigt  er- 
•^cheint,  wo  ebenfalls  die  natürlichen  Boden-  oder  die  Klimaver- 
liiiltnisse  nur  »'in  mehr  extensives  Feldersysteni  gestatten  oder  wo. 

iu  Berg-  und  Hiiiirlii^'i^i  iidi  ii.  eine  grosse  Anzahl  öder,  trockener 
und  auf  andere  Weise  landwirthschaltlich  nicht  gut  nutzbarer  Flächen 
vorhanden  sind.  — 

2.  Im  Vollzug  des  Abldsungswerks  kann  man  zwei 
Etappen  unterscheiden: 

a)  Eine  Abhilfe  wurde  zunächst  vielfach  in  der  Weise  erstrebt, 
dass  der  W'eidebetrieb  zur  Verhütung  von  Schaden  auf  den  Pflich- 
tigen Grundstücken  zeitlich  und  räumlich  eingeschränkt  wurde; 
es  zählen  dahin  die  in  vielen  Landesverordnungen  erlassenen  Vor- 
schriften* dass  auf  dem  Ackerland  die  Weide  erst  nach  der  Ernte 
beginnen  darf«  dass  der  Umbruch  der  Stoppeln  im  Herbst,  dass 
ferner  die  Dtlngung  und  die  Bracharbeiten  ungehindert  vor- 
irenoinmen.  dass  die  Kleefelder  nicht  bei  nasser  Winterwitteninüf 
behütpt  wiTilen  dürfen;  ferner  dass  bei  Wiesen  die  Tage,  an  welelieii 
<Jie  Herbstwt'ide  anfangen  und  die  Fühlingsweide  autliür«'n  soll, 
uüt  Rücksicht  auf  den  Graswuchs  uud  das  meliruialigu  Mäheu  des 
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Grases  nach  dem  Klima  jeder  Gegend  festgesetzt,  feuchte  Wiesen 
dem  Weidegang  durch  Rindvieh  und  Pferde  entzogen  bleiben, 
Wftsserwiesen  geschont  werden  mflssen ;  dass,  wo  AValdweiderechte 
bestehen,  dem  Holzwuchs  der  unentbehrliclie  Schutz  zu  geben  ist; 

endlicli,  dass  hestiunnto  Gnindstücko  (Kcbland,  Gärton,  Baiim- 
pflanzungon  otc.)  von  der  Weide  gänzlich  ausgeschlossen  sind.  S<i 
in  älteren  Pr^'ussischen  (vom  19.  Mai  1770).  bayrischen  (vom 
15.  März  lö05),  badistliiMi  (vom  18.  Mai  181iS)  Verordnuiiir»'ij. 
Entschädigungslose  Authebung  der  Weide  „auf  Aeckem  währeud 
der  Fructification"  und  „auf  Wiesen  während  der  Heegezeit"  im 
bayhscben  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  und  28.  Mai  1852. 

b)  An  Stelle  solchen  Nothbehelfs  trat  mit  der  Zeit  die  voll  ige 
BoseitigunLT  all»'r  Weiderechte,  /.miial  doren  Fortbestand  als 
Dienstbarkoitcii  auf  tVcnulem  Gnmd  und  Hoden  mit  dem  die  ganze 
Ablösungsgesetzij:(^l)ung  durchdringenden  Grundsatz  der  Freiheit 
des  Privateigenthums  und  der  Gewährung  uneingeschränkter  Be- 
il Qtzungsmdgiicbkeit  des  Bodens  nicht  mehr  im  Einklang  8tind. 
Auch  hier  v(>rfufar  die  Gesetzgebung  entweder  in  radicaler  W^eise.  ; 
indem  sie  die  zwangsweise  Aufhebung  der  Weiderechte  und  zwar 
nicht  bloss  der  grundherrlichen,  sondern  auch  der  wechselseitig  von 
den  Insassen  der  Dorfflur  ausgeübten,  erstere  mit,  letztere  ohne  Ent- 
schädigung, einfach  decretirte,  oder  aber  die  Ablösung  im  Wege 
des  Provocations Verfahrens  oder  der  Abstimmung  durch  Mehrheits- 
beschlüsse ennöLcliclite,  unter  Zuliilligung  einer  Entschädigung  an 
«b'ii  seith(»r  l^crcihtigten  ikuIi  Maassgabe  der  Ausdehnung  und 
Beschatlenln'it  dfs  Weitlcrechts  (Dauer  der  AVeidezeit,  Art  und 
Zahl  des  Viehs,  Grösse  des  Weidebezirks)  und  unter  Berück- 
sichtigung der  auf  dem  Weidebetrieb  haftenden  Lasten  uud  Kosten, 
wobei  wiederum,  wie  bei  den  anderen  Ablösungen,  für  die  Zahlung 
der  Entschädigung  entweder  die  Kapital-  oder  Kentenform  oder 
die  Form  der  Landablaretung  gewählt  wurde.  Auch  pflegte  die 
dauernde  Bestellung  neuer  Weiderechte  als  Dienstbarkeiten  unter- 
sagt zu  werden. 

.Solches  gfscbah  z.  Ii.  in  Bayeru,  Gut»oU  vom  28.  Mai  1852;  (laHSflbe  uuier 
scheidet  im  Uebrigen  Kwischeii  einseitifen  Weiderechten  (raeiat  (^ndheirlithen). 

(leren  AMT. siin^f  von  dfr  Mohrheit  der  BflaHtetoi»  verlanfft  wcrdeu  kann  ^egtat 
Entscliädijrung'  im  2() fachen  fies  entiittelten  Reinertruj^s  oder  gfgen  Hinpvbe  von 
eutspreehender  Kläehe  Land  uud  /.uiseheu  den  peg eii.seitipcn  WeitU-ilienstbar- 
keiten  der  (irund besitzet  einer  Oemeinde,  betreffs  deren  die  Aufhebung  der  (temet»- 
Schaft  durch  Mehrlii  iislu  ^t  Iiluss,  (soweit  ungleichartige  Tlieilnaliiiisrorlitc  l>«  >tt  heu. 
gcgeu  enUprtfchende  EutHchädiipuig},  in  b«titimmteu  Fallen  auch  der  eiuseiti£:e  Xwh 
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tritt  gestatK^t  ist.  —  Württemberg,  (lesetss  vom  16.  Mär/.  1873:  Ablösunjir  der 
etaem  Dritten  ztistohenden  Weidereclite  nnf  Antrnjr  cntucdiT  des  Her»  «  liti.'ti  !'  oder 
BeLuteteu^  Entsciiadigaugünurm  wie  iu  Bauern;  Verptlichtuug  der  Gemeiiidebtlutrdeu, 
die  Weiden  enfimheben  oder  eimuichriiikeiif  wenn  eine  gewigse  Mehrheit 

AfT  belasteten  (Jrundstüeke  dHriinf  Antrag  stellen.  —  Baden,  (jesetz  vom  81.  Juli 
184^H:  nur  die  liclasteten.  abor  aurli  eine  Miiidorln'it  derselben,  dürfen  die  Ablösung 
begehren;  £ntschädiguug.<«y.Hhlung  im  lüttK-hen  Betrag  des  Keiuertrags.  Uebrigeas 
hat  in  letzterem  Land  die  Erwiifang',  daaa  in  rauheren  Gefunden  die  8chafhaltnn|f 
wnhlariL^rbrncht  ist  niirl  zwar  sowohl  1  n n d  wi  rt  h Schaft  1  i c Ii  wejren  der  besseren 
Aoinützujig  von  Oedungen  und  Brachfiuren  sowie  wegen  des  Pferchgewinn», 
gemeindeokonomiseh  wi-;,'i  ii  der  durch  die  Veri)a<  htung  von  Weiden  sich  er* 
^beuden  Einnahmen,  die  (nstt/gebuug  dazu  <;t>tühit.  die  Wiedereinführung  von 
.^gemeinen  Schafweiden"  mit  Mehrheitsbeschluss  der  Betheili},'tpn,  welchem  die  Minder- 
heit üich  Higen  rauss.  soleru  „ein  erheblicher  landwirthschal'tlicher  Nutzen"  durch 
dieM  Einführung  nachgewiesen  werden  kann,  unter  den  erforderlichen  Garantien 
ijegen  missbr.inch liehe  Ausdehnung  des  Weiderechts  wieder  zu  ecindglichen  ((»esetz, 
vom  17.  .\pril  IH84;  vgl.  des  Verfassers  üandb.  des  Bad.  l^aodwirthschaitsrechts 
1«87,  S.  317  ff.;. 

In  PruBkreieh  schon  naeh  den  eontnmeg  alter  Grtindsatz,  dass  nach  der 

FntP  die  Bauern  ihn*  flti  rden  gegenseitijr  iH'f  den  (>rüudeu  (auch  der  Nachbar- 
durfer  i  weiden  lassen  durtten  (Weiderecht  innerhalb  der  Gemeinde:  droit  de  vaine 
patftre.  mit  Uebertriebsrecht  auf  fremden  (lemarkungeu:  droit  de  parcours).  Im 
«  '•)de  rural  wurde  diese  gegenseitigen  Weidedienstbarkeiten  mehrfilch  beschränkt  (Aus- 
*-<  Iilu>s  iiisht'SDiidere  aller  künstlichen  Wiesen;  Bcfrrenznnff  der  weidenden  Viehzahl 
jt><ien  Familien  Vorstandes)  uud  der  tiruudsatz  aulgesteüt,  dass  jeder  Griiudbebitzer 
dnidi  ESnhegtmg  (clotüre)  seiner  Grundstücke  sich  Ton  vaine  patüre  nnd  parcours 
freimachen  darf,  dann  aber  auch  das  Recht  zur  Theilnahme  an  der  gemeinen 
Weide  verliert  und  da«?  das  Hecht  der  vaine  patAre  zwischen  EinTielnen  ablösbar 
ist.  Ueber  neuerliche  Bestrebungen  einer  anderweiten  Ordnung  der  Materie  (im 
Hinne  der  vdlUf^en  entschädignngsloBen  Beteitigung  der  parcours  und  der  erleichterten 
\nfh.'i,ii!i<r  d<'r  vaine  pfiture:  siehe  V.  Beitsensteio  in  d.  Jahrh.  f.  N.  n.  8t. 
.Neue  Folge,  Bd.  XIV,  S.  166  ff. 

3.  Nur  die  Aufhebung  der  einem  Dritten  (dem  GutHberm)  zu- 
stehenden Woiderechte  fällt  streng  genommen  unter  die  Ablösungs- 
trcsptzgt'hunif:  doch  ^ind,  in  Süddeutschland  wenigstens,  und 
zwar  irf»\vrilmli('li  in  dtnistdben  Opsetzen,  auch  die  auf  don  (rrund- 
»lüeken  der  tn'uiarkuntr  von  all«'u  Viehltesitzmi  au>^L'übti'ii  gegeu- 
i?**itigen  Weide  rechte  zur  Ablösung  vorgesehen  worden.  Einen 
anderen  Weg  hat  dagen'Mi  irmHlchtUch  dieser  und  anderer  wechsel- 
seitigen Dienstbarkeitsnnlit«'  die  norddeutsche  und  die  Gesotz- 
gebang  einiger  anderer  Länder  eingeschlagen,  indem  sie  deren 
Beseitigung  in  Verbindung  mit  der  anderweiten  Ordnung  von  ge- 
meinsamen Nutzungsrechten  Oberhaupt,  bestehen^  diese  nun  an 
pmaten  Grundstacken  oder  an  gemeinscbaftlicbem  oder  an  6e- 
meindeeigenthum,  anstrebte  und  zwar  im  Grundsatz  durch  Auf- 
tlK'ilunjjT  der  der  gemeinsamen  Beiiutziuig  seither  unterworfenen 
I  äiHlt  rri.'H  ((i  e  Iiieinheiten)  zu  Eigenthiiin  und  gleichzeitige 
iifrlK'itiiliniiig  einer  zweckmässigen  AridiKlining  des  Kinzelgrimd- 
l>^it%eä;  dieue  Massregel  —  Gemeiulioitsthe il ungeu,  Sopu- 
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rationell  —  in  Verbindung  mit  der  voigeschriebenen  Zusammen* 
If^gung  von  Qnmdstflcken  (Verkoi^n  lungen,  Feldbeieini- 
gunoren),  und  wobei  die  Beseitigung  von  bestimmten,  bis  dahin 

besUmdencn  Dionstbarkcitsrcchtcn  am  privaten  Gnnid  und  Boden, 
inslx'soiKlcre  also  auch  von  Weiderechten  (gutsherrlicher  oder 
anderer  Art)  )  ili<^ljch  einon  I^estandthcil  dos  (Tesammtuuternehmenij 
bildet.  }jat  (iaber  eint'  nhvr  die  blosse  BefreiunL'^  de?  Urund  und 
Bodens  von  lästigen  Servituten  weit  hinausgehende  Bedeutung :  sie 
hat  sich  auch  meist  selbstätftndig  neben  der  Ablösungsgesetzgebung 
entwickelt  und  ihre  Anffinirc  reichen,  für  Preussen  wenigstens,  in 
eine  Zeit  surflck,  in  der  eine  wesentliche  Besserung  der  guts- 
herrlichen  Verhältnisse  noch  in  ziemlicher  Feme  stand.  Daher 
dieser  Theil  der  Gesetzgebung  als  Landesculturgesetzgebung 
bezeichnet  zu  werden  pflegt,  im  Gegensatz  zu  den  Befreiungs- 
oder AblC^sungsgesetzen  (Agrargesetzen  im  eng^rn  Sinn).  Auf 
ihn  näher  einzugehen,  bildet  die  Aufgabe  des  dritten  Kapit<*ls. 


§  27.  Die  Aufhebung  der  Jagd-,  Fischerei-^)  und 
Ii  all  n  rechte,  sowie  der  gutsherrlicheu  Gerichtsbarkeit. 

1.  Das  Jagd-  und  Fischereirecht  war  nach  ältestem  deutschen 
Hecht  ein  AnsHuss  des  Eigeiithiiins  um  Urund  uütl  Boden  und  stand 
desshalb  jedem  \  ulUrcicu  zu;  eine  Verschiedenheit  dieser  Hechte, 
je  nachdem  sie  den  Vornohmen  ruler  den  sonst i<:en  Gemeiufreien 
zukametr .  war  danach  nur  iu  räumlicher  Beziehiuig  vorhanden, 
indem  die  grossen  Grundherren  nicht  bloss  auf  den  Ländereien, 
welche  sie  unmittelbar  für  sich  bebauen  liessen,  sondern  auch  auf 
jenen  das  Jagdrecht  ausübten,  welche  sie  an  ihre  hofhörigen  Leute 
zur  Bewirthscbaftung  überliessen  und  indem  sie  nebstdem  in  den 
Marken,  zu  denen  ihre  verschiedenen  Gflter  gehörten,  mitjagd- 
berechtigt  waren.  Dies  änderte  sich,  als  in  der  fränkischen 
Monarchie  der  Begriff  der  sog.  Bannforsten  aufkam,  d.  h.  solcher 
Wälder,  in  denen  die  .IiiL:d  jedei ui  uiii  mit  Ausnahme  des  Königs 
bei  Strafe  des  Königsbanns  (bO  solidi)  verboten  war:  als  femer 
mit  «li'in  Bann  allgemach  nicht  bloss  mehr  nnr  die  königlichen, 
sondern  auch  bis  ilahin  unbesessene  oder  gar  im  Gesammteigenthum 
einer  Gemeinde  stehende  Forsten  belegt  wurden  und  diese  Bann- 

'>  .Inpl-  und  Fischerei  in  ilin  r  rc*  !itli(  lit  i)  ut  r'  iioli/ciliclx'n      ^liiltniig'  bilden 
(leu  (iegeiuttaud  bt^aderer  Darstellung  iu  spaterfu  lüLuüeu  des  HaudbucUa. 
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forsten  aUm&hlich  im  Wege  der  Vergabung  oder  Belehnung  (mit 
anderen  königlichen  Gerechtsamen)  in  die  H&nde  der  weltlichen 

und  geistlichen  Aristokratie  gelangten ;  als  endlicli  mit  der  Recei>- 
tioii  <1«'S  römischen  Rechts  und  die  durch  seine  Vertreter  begründete 
Theori«'  dos  Obpreigenthums  des  Grundlicrrn  über  die  Ueinarkung 
»'in  aufcsrliliosMMide«  Jagdreoht  des  Erst«M(Mi  g»»geiiüber  allen  Dorf- 
insa><sen  iu^rgoleitet  und  mit  der  Zeit  reclitlich  fixirt  wurde  (vgl. 
g.  18).  Vom  IG.  Jahrhundert  ab  trat  in  dieser  rechtlichen  Gestal- 
tung des  Jagd-(und  Fi8cherei-)recht8  im  Wesentlichen  nur  die 
Aenderung  ein,  dass  mit  der  Erstarkung  der  Landesherrsehaftt  wie 
ftlr  andere  Öffentliche  Nutzungen,  so  auch  gegenüber  der  Jagd  und 
Fischerei  der  Begriff  des  Begals  aufkam,  d.  h.  dass  dasBecht  zur  Aus- 
übung der  Jagd  und  Fischerei,  wenigstens  in  Ansehimg  der  hohen, 
als  eine  ausschliesslich  dem  Landesherrn  zAistehende  Befugniss  in 
AnspriH-li  genommen  wurde,  soweit  nicht  auf  dieselbe,  iiobon  der 
niedk'ivn,  in  deren  Besitz  die  <jruudhenou  meist  belassen  waren, 
ausdrilcklich  verzichtet  wurde;  während  den  Haiurn  aueli  (bT 
niedere  Wildbann  endgültig  entzogen  blieb.  Wenn  der  Groll  mid 
Unniuth  der  Haiu  riischaft  gegen  dies»«  Kntwicklung  der  Dinge  in 
besonders  lebhaiter  Weise  zum  Ausdruck  gelangte,  so  hangt  dies 
auch  damit  zusammen,  dass  das  Jagdrecht  in  der  rflcksichtslosesten 
Weise  und  unter  Yersagung  jeder  Wildschadensersatzpflicht  ge- 
bandhabt,  ein  übermässiger  Wildstand  zum  Schaden  der  Acker- 
flnren  gehegt,  Uebertretungen  des  Jagdrechts  auf  das  grausamste 
gestraft  wurden  und  zu  allem  Dem  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit 
weitgehenden  Jagdfrohnden  und  -Abgaben  (Treiberdienste.  Wild- 
pret«*tuhr»'ii,  Jägi'rqtiartierungen)  belastet  war^). 

Mit  dem  Grundsatz  der  Freiheit  des  Grundeigenthums  waren 
die  Jagdreehte  natürlich  ebensowenig  mehr  vereinbar  wie  die 
anderen  gnindherrlichen  Rechte,  und  ihre  Aufhebung  darf  daher 
als  ein  Theil  der  allgemeinen  AblOsungsgesetzgebung  angesehen 
werden,  wenn  sie  schon  (mit  Ausnahme  von  Frankreich,  das  1789 
mit  den  anderen  feudalen  Rechten  auch  diese  gleichzeitig  beseitigte) 
leitUeh  meist  unabhängig  von  der  ersteren  oder  doch  erst  in  einem 
späteren  Stadium,  vielfach  erst  luiter  dem  Eindruck  der  1848er 
rnndien.  erfolgte.  Ganz  allgenu'in  lit'.ss  man  sich  bei  dieser  Auf- 
h^hnivf.  welche  in  der  liegel  ohne  Zuerkoniiuiiir  <'iner  Entschädigung 
äfi  di»'  seither  Berechtigten  ausgesprochen  wurde  (mit  einer  solchen 

')  Bercblold«  im  Art.  Ja^^drecht  im  deutschen  StaaUwörtorbncb. 
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in  Oesteneich^  Bayern  und  Baden),  von  dem  Gedanken  leiten,  das» 
dae  Jagdrecbt,  in  Uebereinstimmmig  mit  altdeutschen  Beefats- 
anschauungen,  wie  die  wilden  Thier«  selber,  ein  Zubehör  des 

Ei^n  ntlmins  an  den  Gnindstütken  ^«'i,  und  es  wurde  dieser  Gedanke 
in  die  Fassunsr  «jebraclit.  dass  „im  (Tmndeigentlium  die  Berech- 
tigung zur  Jagd  auf  t'iLzciu'ni  (inrnd  und  Boden  liftsr«  und  da?s 
Jagdi?er(«chti2rkeiten  auf  fremdem  ürund  v,]m\  Hoden  nicht  w  leiUT 
bestellt  werden  dürfen";  wobei  aber  im  Hinblick  auf  die  Unmög- 
lichkeit, jeden  auch  den  kleinsten  Grundeigenthümer  zur  Aus- 
übung der  Jagd  für  befugt  zu  erklftren,  diese  Ausübung  theils 
gleichzeitig  mit  der  Neuordnung  des  Jagdrechts  auf  abiger  Grund* 
läge,  theils  in  spftteren  Gesetzen  von  dem  Vorhandensein  eines 
grösseren  zusammenhangenden  Besitzes  abhängig  gemacht  und  im 
Uebrigen  der  Gemeinde  als  Vertreterin  der  Gesammtheit  zu- 
gewiesen wurde,  welche  dieses  Recht  im  Wege  der  Verpachtung 
zu  nutzen  hat.  (So  in  Preussen,  Gesetz  vom  ol.  October  1848 
und  V.  7.  Marz  iS.jO:  in  Bayern  v.  4.  Juiii  1848  und  30.  März  1S50; 
Oe>ien«'ieli.  Patent  vom  7.  März  1549  und  ähnlich  in  den  meisten 
deutschen  Staaten.) 

Die  vorstehende,  vom  Tiesii  htspunkt  der  landwirthschaftlichen 
Interessen  nur  zu  billigende  Lösung  ist  nur  insoweit  noch  einer 
weiteren  Ausgestaltung  fähig  imd  bedtlrftig,  als  die  Pflicht  zum 
Ersatz  des  Wildschadens  gesetzlich  dem  Jagdausflbenden  bzw. 
dem  Inhaber  des  Jagdrechts  aufzuerlegen  ist  Dies  ist  bis  jetzt 
nur  in  einigen  Staaten  (Bayern  und  einige  mitteldeutsche  Staats- 
wesen) geltendes  Recht,  in  den  meisten  Staatswesen  aber  harrt 
noch  dieser  Geirenstan«!  seiner  befriedigenden  Ordnuna ,  zumal 
von  der  rechtliclieu  Mr>olic'iikf»it,  die  Wildschadensersatzptiicht  im 
Pachtvertrau'  <lem  Püeliter  aufzuerlej^en .  von  den  (Jenieindeii 
häutig  ein  (iobrauch  nicht  gemacht  und  der  Antheil  der  Grund- 
besitzer an  den  all(?rdings  häufig  ansehnlichen  Fachterlösen  mit 
dem  im  iro^ebenen  Fall  erlittenen  Schaden  keineswegs  immer  im 
Verhältniäs  stehen  wird. 

Die  grundherrlichen  Fischereirechte  haben  weder  die 
wirthschaftliche  Bedeutung  wie  die  Jagdrechte,  noch  haften  ihnen 
die  sonstigen  Unzuträglichkeiten  an,  welche  dem  Jagdrecht  auf 
fremdem  Gnmd  und  Boden  eigen  sind ;  und  es  haben  daher  selbst 
die  Stürme  des  Jahres  1848  eine  Venninderung  des  alten  Besitz- 
standes fast  nirgends  zur  Folge  gehabt.  (Eine  Aufnahme  in  liadea, 
wo  gleichzeitig  mit  allen  anderen  „Feudairecbten**  auch  alle 
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Fischereiberechtigungen  auf  fremdem  Grund  und  Boden  und 
zwar  gegen  Entschädigung  aufgehoben  worden;   Gesetze  vom 

10.  April  1848  und  vom  29.  März  1852.) 

2)  Die  Baun  rechte,  d.  Ii.  das  bestimmten  Personen  einge- 
räumte ausschliessliche  Privilegiinn  auf  Herstellung  bestimmter 
Waaren  oder  Vornahme  bestimmter  Arl)eiten  innerhalb  eines  um- 
schriebenen Bezirks,  (wobei  man  je  nadi  der  Art  der  monopolisirten 
Produktion  den  Mühlen-,  Brauereibann,  Wirthschaftsbann  oder 
Schankgerechtigkeit  unterscheiden  kann),  mOgen  zum  Theil  auf  Ver- 
abredung und  Vertrag  zurflckzufOhren  sein,  wurden  aber  vielfach 
auch  als  Ausfluss  der  Grundherrlicbkeit  in  Anspruch  genommen,  und 
ihre  Beseitigung  bildet  daher  ebenfalls  einen  Bestandtheil  der  Ab- 
tösungsgesetzgebung.  Die  wirthschaftliche  Wflrdigimg  dieser  Bechte 
^reb^^rt  dem  Gebiet  der  Gewerbepolitik  an  und  es  mag  daher  hier  die 
lit'iiii  r kling  genügen,  dass,  wenn  in  Zeiten  unentwickelter  Gewerbe- 
thäti^keit  die  Errichtimg  bolciier  Gewerbsanlagen  durch  <lie  Urund- 
horren  eine  Wolilthat  für  das  flache  Land  gewesen  sein  mag,  doch 
der  privilegirte  Charakter  desselben  lästig  und  beschwerlich  em- 
pfunden werden  musste,  als  Gelegenheit  gegeben  war,  auch  ander- 
wärts die  betreffenden  Gegenstände  und  Arbeiten  und  vielleicht 
billiger  oder  besser  oder  auf  bequemere  Weise  geliefert  zu  er- 
halten*). Die  Beform  begann  und  zwar  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert damit,  dass  der  ausschliessliche  Charakter  der  Berechtigungen 
abgeschwächt  wurde,  sei  es,  dass  man  den  Grundsatz  aufstellte, 
dass  das  Vorhandensein  von  Bannrechten  nachgewiesen  werden 
müsse,  sei  es,  dass  man  die  Verpflichteten  nur  dann  zur  Uemil/.iuig 
der  betreffenden  Anstalt  für  verpflichtet  erklärt.,  wenn  sie  in  gutem 
Xustand  sich  tietnide  (Bad.  Lan<lr('rht,  710  lia  ff.),  sei  es,  dass 
Dian  gegenüber  dem  Bannrecht  dem  Einzelnen  das  Recht  wahrte, 
die  eigenen  Bedürfnisse  durch  eigene  Arbeit  zu  befriedigen  (Preuss. 
Landrecht  g§  14 — 19).  Der  Fortbestand  der  Bannrechte  wurde  im 
lebrigen  weniger  durch  die  freiere  Grundbesitz  Verfassung,  die 
dieses  Jahrhundert  brachte,  als  durch  den  herrschend  gewordenen 
(inudsatz  der  bürgerlichen  Gewerbefreiheit  erschüttert,  und 
den  An&ng  machte  Freussen,  wo  durch  das  Bdict  vom  28.  Oct  1810 

h  In  der  ne^ründniig  des  bsdischen  Geaetees  vom  28.  AugoBt  1886  wird 

<i;T  N'4(  litlnil  tl.  r  l'.MTinrechte  eindringlich  betont,  welchfr  >si(  h  nic  ht  nnr  pp«Tpnüber 
^inz^luen  Baunpftichti^n  ^eige,  deren  Auswahl  in  besseren  Uewerbsaustalten  dadurch 
Waekrtakt  ist,  aoodem  auch  in  Beznfr  auf  das  Emporkommen  einer  beraeren  6e- 
^•Tb!iihäti|>;keit  Oberhaupt,  da  dem  Inhaber  einer  Haiiniinstalt  der  iontt  in  einer 
freien  Ceaeurrens  begründete,  lo  wohlthlüge  8pom  der  VenroUkommnoBg  fehlt". 
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alle  Baniurechte  und  swar  der  Begel  nach  ohne  Entsch&digung 
aufgehoben  wurden,  „da  die  Theorie  und  die  Erfahrung  beweisen, 
dass  die  Aufhebung  keineswegs  die  Einnahmen  der  frOher  Berech- 
tigten mindert**.   Diesem  Grundsatz  der  entschftdigimgälosen  Auf* 

hebuiig  folirten  eine  Reihe  von  Staaten  (Hannover,  Sachsen,  Bayern, 
Oesterreicli) .  ^v;Ülren(l  anflero  eine  EntscliädiuiniLr  wenisrstiMi  in 
niä-ssii:»'?!!  Hetrau:«' u(l»»r  hedijUil  /.m'i  küiintiMi  (Sachsen.  IJadiMi,  H»\s>tMi). 
Mehrlai  Ii  (M  tolirtc  die  endtrültige  Beseitigung  erst  gelegentlich  der 
Neuordnung  des  Gewerberechts. 

3.  Ein  charakteristisches  Merkmal  der  Grundlierrschaft  bihlet 
die  ihr  verliehene  Gerichts-  und  Polizeigewalt  Ober  die  auf 
dem  grundherrlichen  Grund  und  Boden  angesessenen  Leute;  und 
zwar  stand  diese  Gewalt  nicht  etwa  nur  dem  hohen  weltlichen 
und  geistlichen  Adel,  sondern  auch  den  kleineren  Herren,  der 
landsftssigen  Ritterschaft,  den  landsftssigen  Kll^stem  und  Stiftem 
sowie  den  Städten  zu.  Mit  Ausnahme  höchstens  der  schwersten 
Straffälle  gehörten  danach  alle  Rechtssachen  vor  das  hi'rr^jchaft- 
liche  Gericht,  die  Streitsachen,  welche  auf  das  Verhältniss  d«'s 
Grundholden  zur  Herrschaft  Bezug  hatten,  so  gut  wie  die  Str*»itiir- 
keiten  der  Unfreien  und  Hintersassen  (Pfahl-  und  Zaungen<  liti. 
ja  selbst  Auswärtige,  welche  an  die  angesessenen  Leute  etwas  zu 
zu  fordern  hatten,  mussten  ihr  Recht  bei  den  herrschaftlichen  «t  - 
hebten  nehmen.  Wie  sehr  die  dem  Wesen  des  mittelalterlichen 
Patrimonialstaats  eigenthflmliche  Entäusserung  der  staatlichen  Justix- 
und  Polizeihoheit  zu  Gunsten  Privater  die  Lage  der  Grundholden 
verschlechterte  und  deren  immer  tiefere  Herabdrdckung  und  Ver- 
gewaltigung mit  veranlasste,  wurde  schon  frOher  betont  (§  IH): 
doch  war  es  nicht  sowohl  der  Hinblick  auf  diese  Verlntltuisse,  als 
di«*  iiü  Js.  .lalirlnmtltvrt  allmählich  heranreifende  croläutert»»  Ansicht 
über  dj^s  \\  »  st  ii  il«'s  Staats  und  der  ihm  auch  nn  Gebiot  dos  Eecliti? 
und  der  liechtsptiege  unveräusserlich  zugehörenden  HuiuHtisrechte, 
was  zunächst  theils  zu  einer  Beschränkung  der  Competenz  der 
gutslirMTlichen  Gerichte,  tbeils  zur  rel)ertragiuig  der  gerichtsherr- 
lichen Justiz  an  gehörig  vorbereitete  Beamte  fahrte,  aber  erst  in 
diesem  Jahrhundert  die  völlige  Aufhebung  dieses  Instituts  gezeitigt 
hat,  indem  man  dieses  weder  mit  den  Anforderungen  eiiiheitlicher 
Gerichtsverfassnng  und  einheitlicher  Bechtsbildung  noch  mit  dem 
Wesen  des  Richteramts  und  des  öffentlichen  Amts  überhaupt  noch 
endlicli  mit  den  Grundsätzen  der  persönRchen  Freiheit  und  def 
Gleichheit  vor  dem  G-csetz  für  vereinbarlich  zu  <*iaclit*'n  vermochte. 
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Mit  dieser  Auf  liobuiiii:,  die  fn'iUcli  iti  einzelnen  Staaten  ernt  spat 
erfolgte  (Oesterreich  184s,  Prenssen  164\K  Kaden  schon  1.S24),  war 
die  alte  Gnindherrlichkeitjsveriassunir  vollends  zu  (Jrabe  ii:otraj;on, 
war  dem  Bauern  zu  der  persönlichen  und  wirtiischaftlichen  Freilieiti 
die  ilmi  die  Grun<lentlastung  gewährt  hatte,  nunmehr  auch  in 
allen  seinen  rechtlichen  Beziehungen  der  in  einer  freien,  unab- 
hängigen Rechtspflege  liegende  Schutz  gewährleistet  und  das  Ver- 
häitniss  der  gnindbesitzenden  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  den 
grossen  Grundbesitzern  zu  einem  rein  wirthschaftlichen  umgestaltet 
worden«  das  fortan  auch  des  Scheins  einer  socialen  Abhängigkeit 
entbehrte.  Der  Grossgrundbesitz  selber  aber,  seiner  früheren  Herr- 
schafbsrechte  entkleidet,  bedeutete  von  jetzt  ab  kein  den  bäuerlichen 
Interessen  tViudliches  Element  mehr;  vielmehr  konnten,  nachdem 
d»T  staatsrechtliche  Unterschied  zwischen  Kittt'rij^ut  und  Hauerngut 
gefallen  und  nur  noch  wirthschaftiiclic  tjrössenuuterschiede  übrig 
geblieben  waren,  die  Inhaber  beider  Arten  von  Crütern  nunmehr 
in  firiedlichem  Zusammenarbeiten  den  gemeinsamen  Interessen  des 
Berufslebens  sich  hingeben. 


g  26.  Abschliessende  Betrachtungen. 

Eine  bedeutungsvollere,  in  die  bestehende  Kechts-  und  Wirth- 
s*  haftsordnung  tiefer  einschneidende  Gesetzgebungsaction,  als  die- 
jenige war,  <lurr)i  welche  die  Befreiung  des  Bauernstandes  aus  der 
( f ebundenlioir  h  i  tcudalen  Agrarverfassuni;  liciluM^cfülirt  wurde, 
kann  es  schwerlich  geben;  und  es  wäre  verwunderlich,  wenn  der 
Uebergang  aus  dem  Zustande  dieser  Gebundenheit  in  jenen  wirth- 
sebäfUicher  Freiheit  und  Unabhängigkeit  ohne  störende  Zwischen- 
fälle verlaufen  wäre.  In  der  That  sind  die  gehoffiben  Frflchte 
jener  Gesetzgebungsperiode  nicht  gleichmässig  zur  Iteife  gelangt; 
und  auch  die  wärmsten  und  aufrichtigsten  Verehrer  jenes  grossen 
Ablösungswerks  mfissen  zu  der  Einräumung  sich  verstehen,  dass 
die  Uberschwänglichen  Erwartungen  einer  ungehemmten  wirth- 
schaftlichen Hebung  der  l>reiten  Masse  der  Landbevölkerung  als 
Folfi-p  der  Niederreissun<4  der  alten  Agrarverfassunir  doch  nur  zum 
Theil  uurl  gegendenweise  gar  nicht  in  ErfuHuuir  iieu^anizcu  sind. 
Mit  «l»'r  Lösung  des  alten  Gutsunterthänigkeitsverhandes  uiiig  auch 
der  wirthschaftiiehe  Bflckhalt  verloren,  den  der  Bauer  bis  dahin 
an  dmi  (tutsherm  gehabt  hatte;  die  ehemaligen  Ansprüche  auf 
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UnterstfltzuBg  in  Unglücksfällen  (Viehsterben,  HagelscUftge,  Hibs- 
ernten  etc.)  fielen  ebenso  weg,  wie  die  ftblichen  Beihilfen  der 
Gutsherrechaft  siur  Aufrichtung  von  Baulichkeiten  und  die  ku- 

irestandcncn  Niitziinjjfen  am  herrschaftlichefn  Wald.  Der  Bauer 
hiitto  seine  wirtli^jchul'tlichp  Selbst^tainli^^keit  erhalten,  ohne  dass 
ihm  indess  durchwejaf  sofort  die  nöthige  „intellectuelle  Triebkraft  zur 
Seite  stand,  dif  niit  der  Erkonntniss  des  Besseren  auch  Energie 
genug  verbindet,  um  im  Wechsel  der  Geschicke  auszuharren*'. 
Mit  der  Gewährung  des  vollen  Eigentbumsrechts  am  Grund  und 
Boden,  mit  der  Einräumung  der  den  anderen  Staatsangehörigen 
zugestandenen  wirthschaillichen  und  socialen  Freibeitsrechte  war 
ziemlich  unvermittolt  die  bftuerliche  BerMkerung  mit  einem 
frfiher  nicht  gekannten  Maass  von  wirthschaftlicher  Selbstverant- 
wortlichkeit belastet  worden,  dem  nicht  auch  sofort  ein  entsprechen- 
des Maass  von  wirthschaftücher  Einsicht  und  Selbstzucht  zur  Seite 
stand.  Dass  in  Folge  dessen  die  befreite  bäuerliche  Bevölkenmj^ 
nicht  immer  von  der  Freiheit  den  richtigen  maassvollen  Gebrauch 
zu  machen  wussto:  dasH  eben  desshalb  viele  Angehörige  der  Land- 
bevölkerung: lÜHterlier  der  Verschnlduni;'  inul  Verarmung  verfallen 
sind,  ist  unbestreitbar:  aber  ein  Trugschluss  wäre  es  gleich  wühl 
das  grosse  Reformwerk  aus  diesem  Grunde  als  ein  „verfrühtes" 
zu  bezeichnen.  Man  muss  beachten,  dass  unter  dem  alten  guts- 
horrlichen  Verband  die  Bedingungen,  zu  höherer  wirthschaftlicher 
Keife  zu  gelangen,  Oberhaupt  nicht  gegeben  wiuren:  dass  solche 
Reife  nur  in  der  harten  Schule  des  Lebens  errungen  werden  kann  und 
dass  jene  Betrachtungsweise  daher  der  Selbstständigmachung  bis- 
her unselbstständiger  Elemente  dauernd  im  Wege  stflnde.  Auch 
kann  doch  nur  eine  sehr  einseitige  Inbetrachtnahme  der  Lage  des 
liauenistandeb  verkeniuMi.  dass.  wio  wenig  erfreulich  auch  vielerorts 
diese  Lage  an  der  Seliwelle  des  neuen  .lahrhunderts  sich  gestalt<»t 
haben  num.  sie  doeh  im  Vergleich  mit  «b-n  vielfach  bejamniems- 
werthen  Zuständen  derselben  Bewohner  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts immer  noch  eine  sehr  erträgliche  genannt  werden  darf; 
und  dass  die  dem  Ablösungswerk  vor  Allem  zu  verdankende 
SchaH'ung  fester  Besitzvorhältnisse  (Eigenthumsverleihung,  sicheres 
Erbrecht  des  Besitzers)  eine  früher  nicht  gekannte  Bereicherung 
der  Bodenproduction,  aber  auch  eine,  wenn  schon  langtsam  sich 
vollziehende  Hebung  des  Bauemstandes  in  moralischer  und  int^ec- 
tueller  Beziehung  im  Gefolge  gehabt  hat,  welche  von  der  Unwissen- 
heit und  Roheit  diebcr  Bevölkerungsklasse   in  frühereu  Zeiteu 
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merkbar  sich  abhebt.   Es  wird  an  anderer  Stelle  (Kapitel  II)  der 

Nachweis  zu  erbringen  sein,  welche  Vorzüge  in  wirthschaftlichor, 
politischer  und  socialpolitiHCher  Hinsiclit  dem  Eigenthum  am  Grund 
un  l  lioden  zukommen  und  das  Ablf^suncfswerk  müsste  daher  schon 
üfsshalb  als  eine  rettende  That  gelcicii  rden.  weil  ein»'  grosse 
Masse  mittlerer  und  kleinerer  Laadoigenthümer  geschaffen  hat'). 

Die  nicht  selten  gehörte  Meinung,  dass  der  Bauer  der  Gegen- 
wart in  einer  schlimmeren  Lage  sich  befinde  als  innerhalb  des  alten 
gutsht  ii  Ii*  licn  Verbandes,  weil  er  im  Zustand  der  Verschuldung 
jeden  Augenblick  die  Austreibung  zu  gewärtigen  habe.  iS^st 
völlig  unbeachtet,  das*^  auch  in  jener  Zeit  Ausstossungen  des 
Bauern  aus  seinem  Besitz  rechtlich  möglich  waren  und  iliatsächlich 
geübt  wurden ;  dass  aber  heute  der  möglichen  Gefahr  des  Verlustes 
der  liegenden  Habe  durch  üeberschuldung  imd  Zwangsvollstreckung 
die  Möglichkeit  der  Mehrung  dieser  Habe  und  der  sicheren  Ver- 
erbung des  gemehrten  Besitzes  gegenüber  steht  Man-  kann  es 
bedauern,  dass  die  dem  schöpferischen  Liberalismus  der  ersten 
Uftlite  dieses  Jahrhunderts  entsprungene  Gesetzgebung,  in  weit- 
gehendem Optimismus  die  günstigen  Wirkungen  voller  wirthschafb- 
liclier  Freiheit  und  uuln*gränzten  WalU'us  des  self-iiiit  rest  über- 
hchätzend.  mit  dem  Niederreissen  der  alten  feudalen  GebundenlHut, 
in  scheinbar  folgerichtiger  Kücksichtslosigkeit  auch  sonstigen  die 
Willensfreiheit  beschränkenden  Keclitsformen  die  Berechtigung  ab- 
sprach, welche,  wie  diejenigen  im  Gebiete  des  Erb-  und  Credit- 
rechts,  den  minder  Einsichtigen  und  Schwäclieren  einen  Schutz 
gegen  wirthschaftiiche  Yerimmgen  und  Fehlgriffe  zu  verschaffen 


Rau,  a.  a.  0.,  §  47a,  sa^  in  diener  Ifioflicht:  „Solange  der  Bauer  nicht 
die  Gt'Vkissheit  hat.  Ahsh  da«  (lUt  auf  Keine  Erben  komme,  oder  wo  er  g^ar  nicht 

i-inmal  auf  l»l»<  iisliinprlichen  Besitz  rechnen  kann  Tn1?t  er  leiolit  in  Muth- 

lovigkeit,  Erschlafi'ung  und  ^üwuiggiuig;  er  scheut  jede  Aufgabe  und  Bemühung, 
derra  Frfichte  nicht  in  Iraner  SSeit  so  reifen  verspreehen  ....  IHeaer  Zusuuid  iat 
für  die  (lütererxengiajig  in  hohem  Oradr  luiclitheilig,  zugleich  aber  ist  bei  einem 
auf  erblichen  (lütem  anKäs»;iL't'n  BnncnistHiui  m»'hr  AnliiinplirhkHt  nn  das  Vaterlan<l, 
nvehr  Sinn  für  gesetzliche  ürduuug,  mehr  Biederkeu  und  Zuveriastiigkeit  zu  erv%'arten, 
womit  dereelbe  ndi  aadi  eines  gesicherten  WolügUndes  erfreaft."  Und  selbst  der 
über  die  Lage  der  r>an(l\virths(  liaft  iti  dor  fiegenwort  meist  doch  sehr  pessimigtiBch 
nrtbtilende  1^.  v.  Steiu  erkennt  an  {Die  drei  Fragen  de»  (irundbesitzes,  1881, 
s.  ^  ff.],  das«  „die  Erhebung  des  Grundbesitzes  zum  freien  Kapital  zuerst  fiir  die 
Lsndwirthschnft  das  per^xinlii  lie  Kapital  in  Betrieb  und  Intelligenz  ent* 
f^^if'lt.  seine  werthprodncirende  Knift  */,ur  Geltung  gebmrltf  iMi  i  d  irnir  eine  neue 
Epoche  der  fkciimäuuischen  sowie  der  höheren  uatiuuaiukuuuuu.scht'u  Aulfassuug 
nnd  Theorie  Jterrorgemfen'  . . . dass  desshalb  «die  GhnindentUstung  ....  ytnoAgb 
namUdb  vmibwesebanr  Gesetze  der  Volkswirt hscltd\  die  Grundlage  des  ReichihlimB 
vad  der  gcsammten  Landwirtbschaü  Europas  geworden  ist**. 
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geeignet  waren.  Aber  hieraus  kann  folgerichtig  doch  nur  der 
Schluss  gezogen  werden,  dem  durch  eine  zu  schrankenlos  gestaltete 
GesetKgebung  in  Bezug  auf  Veräusserung  und  Verschnldung  be- 

günstip^ten  Missbraiich  der  wirthschaftlichen  Freiheit  durch  ent- 
sprochendo  Uetoriiit'ii  des  Land wirtlischaftsrechts  auf  diesen  (iebiet^n. 
in  VerliiiHluns:  mit  einer  durch  tfu  litiii»'  Sclmlnnor  zu  erzirhMiiien 
Stärkung  d»*r  wirthschaftiichfn  Kiuhiclit  (Miti:«'!j:t'n/.u\virk<'n :  nicht 
aher  der  weitere,  auf  das  nach  schweren  Käuipten  errungen»» 
Kleinod  des  bäuerlichen  Eigenthumsrechts  selber  nachträglich  Ver- 
zicht zu  leisten.  Im  Uegentheü  ist  dieses  Kleinod  sorgsam  zu 
bewahren,  weil  alle  jene  Yorzt^e  eines  unabhängigen,  ächt  st^ts- 
erhaltenden  Sinns,  die  dem  Landvolke  eigenthfimlich  sind,  in  Wirk- 
lichkeit nur  bei  denjenigen  Angehörigen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
sich  finden,  die  frei  auf  eigenem  Grund  und  Boden  sitzen  und  am 
allerwenigsten  da  vertreten  sind,  wo  der  Bauer  als  Kleinpächter 
fremden  Grund  und  Boden  bewirthschaftet 

Man  muss  bei  allem  Dem  neben  der  wirthschaftlichen  Seit»» 
auch  eine  andere  bedeutunii?«vnllp  Wirkunu  «les  Alilösuii^svverks 
beachten,  insorern  in  dessen  (iefr>lo«.  die  liäiu'rliehe  lievölkenuig 
ein  vollberechtigtes  Glied  des  staatsbürgerlichen  Organismus  ge-  j 
worden  und .  vennöge  der  politischen  (jleichberechtigunL^  mit  den 
anderen  Bevölkei-ungsklassen,  seitdem  zur  Mitarbeit  im  öffentlichen 
Leben,  im  Selbstverwaltungsdienst  der  Gemeinde  und  in  der  Ver- 
tretung des  Volks  in  gleicher  Weise  berufen  ist  wie  das  Glied 
jeden  anderen  Standes.  Eine  solche  Wandlung  musste  selbstredend 
das  SelbstgefOhl,  aber  auch  das  Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  auch 
in  diesem  Theil  des  Volkes  müchtig  f5rdem  und  mit  dem  Bauem* 
stand  als  eine>ii  iiiiiiLssgel>enden  Bevölkerungstheil  war  seitdem  auch 
politisch  zu  rechnen.  Und  benilit»'  früher  das  staatlicln'  irmgrrit'rri 
zur  Förderung  ))äiierlielier  lutere.ssen  mehr  od»'r  weniger  ausschlie^s- 
liefi  auf  der  Initiativ»'  der  regierenden  (i»'nalt»'n.  so  begann  nun- 
melir,  wenn  auch  nur  langsam,  der  Bauernstand  wenigstens  in 
seinen  Tomehmeren  Elementen  für  die  Wahrung  seiner  eigenen 
Interessen  selber  einzutreten.  I  iid  wenn  am  Ausgang  des  lü.  Jahr- 
hunderts allüberall  die  „agrarischen  Fragen^',  neben  der  grossen 

Ueber  die  ;;runds;itzlirhe  Frage  (li'i  t!»'r«'c1itif,nintr  <l*'s  PHn  ateinenttninTS 
am  läudlicheiu  Urund  uud  Boden  ist  auf  die  eingehenden  Aust'Uhnuigen  vob 
A.  HV'uguor  in  Am  ^.Onmdle^uuK",  §  808  ff.)  nnd  anf  Kap.  H  diMes  Huidbwtu 
na  verweisen ;  wegen  der  Zulaüsnng  «uch  audi  n  r  Ri;:enthumsformen  als  der 
ineinrechthc  lu  u  nüuilirh  d«  r  Fiiriut  ii  di  H  tretheilten  Eigenthonis,  der  Erbpacht  cÄ^ft 
des  Kemeuguis;  siehe  lÜe  Aiisiuhrungen  ebenda  uud  in  Kap.  IV,  Abüchu.  JV. 
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Arbeiterfrage  im  Vordergrund  der  öffontlichen  Aiümerksamkeit 
stellen,  so  liat  daran  das  selbstbpwusst»^  Drangen  des  politisch- 
gesehulten  Theils  der  Bauemsehaft  nach  Erwerbung  gOnstigerer 
Erwerbsbedingungen  ebenso  Antheil  als  die  pflichthafte  Sorge  der 
Staatsleituogen,  wie  jeder  bfirgerlichen  Arbeit  im  Staat,  so  auch 
vor  Allem  derjenigen  der  grundbesitzenden  Klasse  Schutz  und 
Pfieffe  angedeihen  zu  lassen.  Politische  Freiheit  und  Erkftmptung 
besserer  wirthschaftlicher  ExistenzbedinguiigciL  sind  y(mi  johor  Hand 
in  Hand  gegangen ;  und  die  nicht  am  irt^ringsten  anzuschlagende 
Seite  Ablösungswerk8  ist  daher  wniil  auch  darin  zu  erblicken, 
(lass  die  J^'völkoruiig  des  flachen  Landes  der  Gestaltung  Her  ibre 
Interessen  berührenden  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsthätigkeit 
nicht  mehr  wie  ehedem  als  gänzlich  eintiussloser  Factor  gegenüber- 
j^tebt.  wie  die  zollpolitischen  Kämpfe  in  den  letzten  Decennien  des 
Jahrhunderts  sattsam  bewiesen  haben;  und  dass  ein  solches  ge- 
steigertes politisches  Leben  mit  der  Zeit  auch  der  geistigen  Beg« 
samkeit  und  Bfihrigkeit,  in  deren  Abmangel  das  Hauptbindemiss 
eines  lationeUen  Vorwärtsschreitens  im  Landwirthschaftsbetriebe  zu 
erblicken  ist  (g  12,  S.  50  ff.),  kräftigen  Vorschub  leisten  muss. 

Es  frehört  an  den  Oepflog'ettheiten  manclier  „politisfaronden"  Nationalökoiiomeo, 

«it-u  Lib«nilisinuii  der  älteren  Zeit  nicht  nur  für  alle  Gebrechen  der  (»effenwart  aus- 
s{  hlir-shVh  vi^rantwortlirh  jsu  marhon,  snnflcni  ilim  auch  uuwürtlijje  Motive  bei 
Ht-iutT  Krkauipt'uiig  {rnJJsserer  Fieilifili.rtithie  uiittT/UHchiebeu.  Typisch  für  diese 
Behandlung^  nationalükonomischer  Fragen  ist  das,  übriganB  Miner  Tendenz  nach 
keineswep»  vereinzelt  dastehende  Biuli  von  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Ocf^pinvart, 
3  bde.  (seit  1884  erscheiueud;,  der  sich  nicht  scheut,  den  v<n)  den  edelsten  MÄuueru 
aller  Parteien  (Adelij^en  wie  Migeiliclien)  geführten  Kaiupl  gegen  wirthschaftlicbe 
und  poÜtische  Abhängigkeit  in  jeder  Form  auf  den  selbB(BÜchti«^n>u  Beweg- 
u-nind  zurückzuführen,  den  Rain»rn  nach  seiner  lU  fitiun^'  von  feudaler  „in  die 
küpitalistische  Hörigkeit  zu  scbiagen*",  bezw.  der  nkapitalistiscUeu  Bourgeoisie'' 
Crolmpfliehtlfl^  so  machen  (Bd.  II,  8.  36  und  93);  nnd  der  deBshalb  sehr  verancht  ist, 
dt-r  alten  Grundhörigkeit,  in  welcher  ^die  Beziehungen  des  Bauern  zu  seinem  Herrn 
dwh  mensrlilichcr  und  daher  einer  Milderung  zugänglich  waren"  (sie!),  noch  den 
Vorzug  vor  der  heutigen  Wirthschaftsordnung  einzuräumen,  mit  ihren  „entmensch- 
Beaehnngen,  wie  sie  ,^das  kapitalistische  YerhÜltnisB  awiBchen  Schuld  und 
Foidcning  mit  Bich  bringt*'.  (8.  133  ebenda.) 


§  29.   A  n  hang: 
Die  Ablösuugägesetzgebung  einzelner  Staaten. 

Mit  der  systeoiaiischeu  Darstellung  des  Ablösungswerks  uud  der  ihm  zu 
(imsde  gelegenen  ErwSgangen  iet  an  sich  die  Aufgabe,  welche  ein  Lehrbuch  der 
Atrrarpr<litik  sicli  sot/t.  i  r^chöpft;  die  Darstellung  dt  r  (iesetzjrebung  im  Einzelnen, 
der  Bechtsnurmeu,  die  sie  aufsiellte,  des  Verfahrens  im  Vollzug,  der  Behördenorga- 
üalion,  fällt  in  daa  Uebiet  des  Verwaltungsrechta.   Doch  mag,  um  wenigBtena 
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einen  Eiublick  iu  den  äussereu  Gaug  der  ueucren  GescUcgebuug  der  verächiedeuea 
Stuten  m  geben,  die  Anbählnng  der  wiehtigsteo  Abachnitte  diescnr  Geeetsgebong 
bier  noch  Platx  finden^). 

1.  Deutschland,  a)  Freusüeu.  Die  (]titäuuteruiitiu«^keit,  deren  AufiiebuDi^ 
schon  nnter  den  Königen  Friedrieh  Wilhelm  I.,  Friedrich  dem  Grossen  und  de$deu 

Nachf<>l)3fTn  vorbereitet  war,  wurde  zuerst  auf  den  könifflirlicii  Doninmn  'l^^U  iiri-t 
1807)  und  dauu  allgemein  durch  das  Kdiot  vom  October  18U7  otuie  kutscbädiuag 
angehoben;  mit  dem  späteren  Rdict  vom  14.  September  1811  sodnnn  die  Eigen» 
thumsverleihun^  und  KeallastcnablöiRing  angeordnet,  von  dieser  :ii  <  i  inhaltlich  der 
I)eclarati(m  vom  29.  M  li  ISU;  h  idcv  bt  trcft'H  der  kleineren  lassitini  1  r  !?( sitxnngen 
Umgang  genouimeu  (siehe  §  S6  am  .Sc  tilu»i>;.  Den  Abi»chluH8  erhielt  die  (u-setzgebuu^ 
im  Sinne  durchgrnÄmder  Ablösung  aller  Keiilhwten  (Dienst»  nnd  Abgaben}  nnter 
Rückkehr  zu  den  tirundsät/.en  des  Edicts  von  1811  durch  das  (iesetz  v.  2.  März  ISJVI 
und  zwar  nach  dein  SJvstem  des  Provorationsv<'r1ahrens:  zur  KrlfirhteniTitr  der  Ab- 
lösung Errit;hUiug  von  Uentenbanken  im  tiesetz  vom  2.  März  186G.  Fiir  die  endliche 
Dnrchfühnmg  der  Ablösung  in  den  nenerworbenen  Provinzen  Hesgen-Nasenn,  Schlesr 
An  fr  Holstein  und  Hannover  sind  in  (Ifu  sechziger  und  webziger  Jahren  eine  Anzahl 
Erganzungsgenetze  ergangen ;  tür  die  Hheiuprovinz  war  die  Ablösung  bereits  dorch 
die  französische  Zwischcngcsetzgehung  früher  durchgeführt. 

Nach  Mciizcii  (bei  Schouherg,  8.  Itihj  waren  Aufaug  ISkki  in  den  8  allen  Pro- 
vinzen Treussens  83286  Eigentbümer  mit  1316610  ha  regnUrt,  1303992  andere 
Stelleubesitzor  hatten  Dienste  niirl  Alifraben  ab<jelost.  die  Zahl  der  aufgehobeneu 
SpauudieuHttage  betrug  (5844569,  die  der  liauddieusttage  28r>40381  und  es  warett 
dafür  in  leisten  419929  ha  Laiul,  173425  Hectoliter  tährliche  Roggenreute,  mdit 
an  geistliche  Stiftungen,  114726747  M.  Kapital  und  16470384  M.  Geldrente.  Für 
letztere  waren  damals  bereits  2486;K)8.*ir)  M.  in  Rentenbriefeu  ausjxeferti^rt,  der  Rest 
betraf  groHsuutheils  üskaliache  Abtinduugeu.  Da  die  Eigeutbumsreguliruugen  und 
Ablösungen  1866  int  Wesentlichen  beendet  waren,  so  haben  sich  die  Betrige,  treti 
des  Hinzutritts  der  neuen  Provinzen,  nicht  erheblich  gesteigert.  Das  festgestellte 
Abfindungskapital  hat  sich  bis  auf  2')(>  1 19 '>75  M.,  die  Geldrente  anf  2ö r>77fM>2  M. 
erhöht  und  bis  Eude  1887  sind  an  Kapital  weiter  6tiUi279  M.,  an  GelJrenteJi 
weitere  1436396  M.  hinsngeti«ten  (Preussens  lendw.  Verwaltung,  1884/87,  8.  106). 

b)  Bayern.  Aufhebong  der  «L^beigenschaft'"  in  der  Constitntiott  ron  l.Mst 

1808:  die  Ablösung  vorbereit«>ndes  aber  der  Wirkung  entbehrendes  Edict  vom  28. 
Juli  1808:  eigentliches  Ablösunfrsjreset/  vom  4.  Juni  1848  mit  (inindnng  einer 
staatlichen  Ablösuugskasse  und  Ergänzungsgcsetz  vom  28.  April  1S72.  .\blösung 
der  Leiten  mit  Gesetz  vom  4.  Juui  1848,  Aufhebung  des  Jagdrechts  mit  Geseta  vem 
gleichen  Tage,  Ablösung  der  Weiderechte  mit  Gesetz  vom  28.  Mai  18ö2. 

c)  Sachsen.  Vorbereitende  Gesetze  (Mandate)  vom  14.  October  1828  und 
13.  August  18ä0;  eigentliches  Ablösuugsgegetx  vom  17.  Män  1832;  fikhaffung  einer 
Benteubtuik. 

d)  Württemberg.  Aufhebung  der  nLeibeigensciiaft'*  im  Edict  vom  18.  No- 
Tember  1817;  Anbahnung  des  Ablösungswerks  durch  drei  Oesetse  des  Jahres  1836, 

eigentliclies  Ahlösungsgesetz  vom  14.  April  1848;  Errichtung  einer  ^laatlit  ben  Ab 
lösungskasse;  besonderes  Gesetz  über  Ablösung  des  Zehnten  vimi   17.  Juni  1849; 
eine  grossere  Auzabl  Nachtragügcsetze  aus  den  Jahren  1849,  1865-,  Ablösung  der 
Jagd-  nnd  Weiderechte  mit  Oesetx  vom  17.  August  1849  und  86.  Min  1873. 


Für  I>entschland  eine  übersi« litliehe  Darstellung  des  ATdösungswerk-^  in 
Stengel'«  Wörterb.  d.  Verwaltungsrechts,  Art.  „Ablösung";  fiir  diesem  xmd  andere 
europäische  Staaten,  sowie  Japan  eben  dne  solche  in  dem  Art.  „BanembefriBiattg'' 

im  Handwörterb.  d.  St.-W,;  daselbst  ausführliche  Literatiu  iii-:;ben.  Die  nachfolgenden 
Angaben  knüpfen  an  die*«»»  nnrntellnn^^r-n  an.  Vgl.  im  1  ebrigen  die  Literaturüher- 
sicht  im  Kiugiuig  des  Kap.  und  die  V  erwaltungsrechtswerke  vou  Löuing,  (J.  Mc^er, 
Rösier,  T.  Stengel  n*  A. 
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e)  Baden.  Aufhebung  der  ^Leibeit^ensckaft"  durch  Edict  vom  23.  Juli  1783; 
Anfhebmi^  der  ReaUastea  dnreb  Oesets  rout  6.  Oetober  1820  und  lü.  April  1848 

mit  >«achtragsg:esetz  vom  18.  Februar  1851 ;  Ablösmi^  des  Zehnten  mit  (ieHOtz  vom 
l>eceniber  IHHl  und  15.  November  1833;  liriindiin^'  »'iner  Zehntscbtildeutil^ngä- 
kaiu»e;  Ablösung  der  Frohndeu  mit  Ue!»etz  vuiu  5.  Uc  tuber  1820  und  28.  November 
1891;  der  Weiderecbte  mit  VtfmetM  vom  81.  Jnli  1848;  der  Jagd'  tuid  Fiacherdrecble 
mit  (tfspt/  vom  10.  April  1K48,  2.  December  1850  und  29.  Mftrx  186S;  der  Lehen 
aii  Ge8et%  vom  21.  April  184il. 

f)  Hessen.  Aufhpbiin»»'  drr  Ij  ibi  igeuscbuft  mit  (lesetz  vom  25.  M.ti  1811; 
Ablüüung  der  Zehnten  und  anderer  üruudlaätou  mit  Gesetz  vom  15.  August  1816, 
la  Mifx  1824,  27.  Juni  1836,  2().  Jnni  1839  nnd  2.  Februar  1841;  der  Frobuden 
mit  (Jesetz  vom  25.  Mai  1811.  8.  April  181«)  und  R.  Mär/.  1824;  d.  r  W.'id.  i  «  t  litc 
mit  Gesetz  vom  7.  Mai  1848,  der  Jagdrechte  mit  Gesetx  vom  26.  Juli  1848,  der 
Lehen  vom  26.  November  181Ü  und  2.  Mai  1849. 

lu  Rheinhessen  waren  die  Lasten  sdion  während  der  Revolntionsvcit  be- 
»ddgt  worden. 

2.  '^f'Sterrei '  !  l'ni.''arn.  Erstes  schützendes  Fittir-cifen  zu  fiun.sten  deg 
Baaemstandes  unter  Maria  Theresia  durch  Verbote  der  klinziehung  des  Kustical- 
pnindes,  durch  Ordnung  des  Frohndewesens  (Robotpatento  von  1774  und  später), 
für  L'uparn  durch  Erlassnng  der  Urbarialordnung  von  17<>l),  uelch*  letatere  bis 
in  die  3Ger  .lalirc  dieses  Jahrhunderts  die  rechtliche  (irundlage  der  ungarischen 
Bauern  Verhältnisse  bildet.  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  outer  Joseph  IL  tiir 
Oesterreich  mit  Patent  vom  1.  November  1781,  f&r  TJnirarn  mit  Patent  vom 
22.  August  1786.  Orftndliche  Beseitignng  der  bäuerlichen  Lasten  erfolgte  indese  erst 
im  lalire  1848,  für  ünpnrn  uiit  dem  Vorfassungsgesetz  vom  l.  April  1848  nnd 
den  VolUugüpatenten  von  IKxi  und  18<>'>4,  für  Oesterreich  mit  dem  Patent  vom 
7.  Septbr.  1848,  mit  diesem  aneh  die  Aufhebung  der  HoUvngs-  nnd  Weiderechte 
(»ntgeltlicli  i  sowie  des  Hier-  und  ^^raunt^v^^n/^v^inp•s  und  «jewis^er  Dienstbarkeiten 
(uoentgeltiich )  verordnet;  unentgeltliche  Auihebung  des  Jagdrechts  und  der  Jagd- 
frohnden  mit  (Jesctz  vom  7.  März  1849;  Errichtung  eines  Gmndontlnstangsfonds 
mit  Patent  vom  26.  September  1850.  Beilülfe  znr  Ablösung  aus  der  Staatskasse 
durr  h  r<  I»cniahtne  von  einem  Drittel  fi  r  ;  ugebillip"tf'n  Kenten,  welches  durch  Steuer- 
xuachlage  aufzubringen  war.  Die  Kutachadigung  für  die  Itesitzveränderungügebühren 
mit  etwa  80  MfUonen  Onlden  wurde  ganz  auf  die  Staatskasse  flbemommen.  —  Das 
AM<>siniv:skaiMt;il  für  die  deutschen  uud  slaxischen  Kronlinder  besilfert  sich  auf 
:^7U)iK'<l(>  Gülden,  in  Ungarn  auf  243  Mill.  Onlden.  Nach  MRrehef  dürfte  f1889j 
die  gedämmte  Gruudentlastungsschuld  noch  etwa  120  .Millionen  (iulden  betragen. 

o.  F  ra  n  k  rei  f  h.  Aehnliche  Entwicklung  der  bäuerlielten  ITnfreiheit  wie  in 
Deutschland  und  Oesterreich;  die  Mittelfreien  (hommes),  die  persönlich  frei  auf 
unfreiem  Grunde;  die  Hörigen  Uillains^  die  nnfrei  auf  herrschafkUehem  Grunde  sitxen 
Qiid  die  I'nfreien  ohne  (irundbesitz  (serfs)  verschmolzen  mit  der  Zeit  zu  einer 
einzigen  KIn  -<  Hr^i  iiders  harter  Druck  seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts, 
dm  XU  mildei  u  (Us  herrschende  Regiment  beharrlich  ablehnt  (noch  1775  die  iSehrift 
veo  Boneerf  «snr  les  ineovinients  des  droits  ftodanz'*  dnrch  Henkers  Hand  ver* 
brannti.  Anfhebun;:  aller  feudalen  Lasten  durch  Decret  der  Assemblee  Nationale 
Vom  4.  AuL-'u-'t  17H1>  und  die  Ausführungsdecrete  vom  18.  Juni  mid  20.  und 
2ä.  AugUbi  17y2  sowie  v<ua  17.  Juli  1793,  welch'  letzter»"»  in  Abänderung  trüberer 
Bestimmungen  jede  Entschidignng  fttr  die  Auf hebnnir  der  Fendal-  nnd  Zinsrechte 
nnacte. 

4.  Orossbritannien.  a)  In  England  kennt  man  in  älterer  Zeit  neben 
«Ufr  milderett  .\rt  der  rnfrcien.  den  liberi  tenantes,  die  den  Hof  gejr*'n  »  ine  i:t K^ii^e 
Ab^be.  mitunter  auch  gegen  d&a  Versprechen  bestimmter  Dienstleistungen  innehaben, 
^  eigentlich«!  Dienstbauem:  villeins  regardant,  die  an  die  Hufe  gefesselten,  ku 
l^'^^oten  jeder  Art  verpflichteten  Leibeigenen;  die  eigentlichen  Sklaven  ohne  Land* 
'••Mt/  viUeius  en  gross;  endlic  h  inlialit  r  kleiner  Anwesen  (eotarii,  dent^rh  Kotten, 
iiAien>,  die  nicht  zu  Spann-,  sondern  nur  zu  gewissen  personlichen  Dienstleistungen 
^pflichtet  waren.   Es  hingt  mit  dem  raschen  Eindringen  der  Geldwirthschaft  in 
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Kogland  zQsamm«u,  das»  hier  früher  als  auf  dem  t'outiuiuit  die  Lage  der  unmit-D 
Braernwbaft  idcK  günstiger  fisteltet:  am  Ende  d«8  Mittelalter«  eiBd  die  landwiitb- 

schaftlifhon  Frohndcii  iu  fn  lil/iiisrn  umj^cwaiidclt,  riii  frcior  ländlicher  Tag-elÖhner- 
staud  enlwickclt  sich,  in  zuuehineiidem  Mmisse  eriolgvn  Freilassungen  unfreier 
Bauern,  der  Hörige  wird  zum  eopyholder  uud  custamary  tenant,  zum  Erbzintonajin, 
1111(1  in  dem  Maasse,  als  die  Gmndherren  /.u  verpaehten  antan^ri  n,  schält  sich  ans 
der  Baueriis(  liaff  iillmälilirh  auch  eiu  Stand  von  unabhangi^'cn  Zeitpächteru  t»  r,int 
farmers)  heraus.  Diese  günstige  Entwicklung  erlitt  indess  vom  lö.  Jahrhuodeil 
eine  für  die  Bauernschaft  naehtheilige  Unterbrechung  durch  die  damale  beginnenden 
, Einhegungen **  (indosuns)  durch  <lii'  r-amllonls,  d.  h.  den  Austritt  derselbt-n 
aus  der  Feldgemeinschaft  mit  der  bäm  rlii  lit  ii  ncvölkerunpr  durch  Finxiehim;»'  der 
gemeinen  Weide  (communs)  zur  Üoudemutznng  dor  Urundherrschaft,  womit  wilikür- 
Uche  AnBtreibnngen,  gegen  -welche  die  Gerichte  jener  Zeit  nur  schwachen  Sehvti 
gewährten,  sowie  die  riiiwiuirllung  von  Ackfrluiid  nnd  <lrr  V<'rfall  der  Dörfer  niid 
das  Zusammenschmelzen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  Hand  in  Hund  ging;  so  da.'^s 
schon  1549  Bischof  Latymer  den  KdoUcuten,  jenen  „euclosers,  graziers  and  rent- 
raiaers"  vorwerfen  konnte,  riehen  n  besitzlose  Sklaven  atu  der  engliachen  yeomasrjr 
gemni  lit ;  «  in  riDcoss,  der  -  aller  Bauenmttfstandc  niifrcnclitot  auch  in  df m 
folgenden  Jahrhundert  sich  fortfietzte,  xumal  die  seit  170^  erla&seuen  Eiuheguog«- 
gesetoe  —  inclosnre  acta  —  den  kleinem  Besitcem  meist  unfunstig  waren.  Aas 
diesem  (irunde  kann  in  Kngland  von  einer  eigentlichen  Ablösnngs^'r  •  t/jrebung 
nicht  die  Iffde  BHroffs  der  in  diesem  Jahrb.  nicht  mehr  sehr  zahlreich  vorhan- 

denen, zu  Abgaben  verptlichtetini  bäucrlicheu  Besitzer  (copyholders;  erfolgte  die  Abl^»- 
snng  ihrer  Reallasten  durch  Gesetae  der  Jahre  1841, 1852, 1858  nnd  1887,  nnd  awar  ini 
(trundsaf/  in  dor  Form  der  Landabtrctun*;:  dir  Zelni  trn  'titlios)  nur  zu  (Jnnsttn 
der  Kirchen  bestehend,  wurden  1836  zunächst  in  Geldabgabeu  umgewandelt,  später 
zur  Ablösung  gebracht.  (Vgl.  hierzu^  Rogers,  Six  centuries  of  work  and  wage». 
The  histnrv  oi  Eiijflisli  Labour,  1884;  ferner  Nasse,  rduT  d'w  mittelalterlirhe 
Fcldfrcniciiischatt  und  die  Püiihegung  im  16.  Jahrhundert  in  Kniriand,  1868;  und 
die  auflt'iilirliilie  Durstcllun^'  hei       v.  Stein,  a.  a.  ().,  S.  108  tl". 

b)  Wenn  in  Kngland  das  Verschwinden  des  Bauemstandes  theils  auf  friedlichen 
Auskanf,  theils  auf  die  Einhegungeu  und  auf  gewaltsames  Legen  zurückzuführen  ist, 
so  hat  in  Schottland  .,pin  juristisches  Xissverständniss'^  die  Ursache  abgegeben. 
Hii'r  TuTiihit^  niiniUcli  (Vw  alte  nmndhcsit/.vfrfassunf:  '<Man  Verfassung)  ähnli<li 
wie  iu  Irland  (siehe  unter  auf  zwei  (iedauken:  dass  säuimtliche  Mitglieder  dis 
Clans  eine  grosse  Familie  hildeien  nnter  dem  Clanhinptling  als  Patriarchen,  nnd 
dass  diese  Familie  das  ('langebiet  als  eine  Art  (iesammteigenthum  benutzte; 
alle  Clangenossen  aber  hatten  an  den  ('lanhänptHn<r  fiir  die  Benutzung  ihrer  l^ind- 
antheile  eine  Rente  zu  entrichten,  ßei  diesem  Sachverhalt  konnte,  alü  nach  Ein- 
▼erleihnng  Schfittlands  die  Ctanhlnpter  englische  Lords  an  werden  sich  bemfihtev, 
^das  Missverständniss  enjrlisohor  Juristen  EiTi<ran^  finden,  wolehc  sie  mit  •rross*» 
englischen  Gnmdeigenthnraern ,  ihre  Clangenossen  mit  blossen  Pächtern  ver- 
wechselten** (Roscher).  Eiu  eigentlicher  Bauernstand  auf  eigenem  Urund  und 
Boden  hestehi  seit  dieser  Zeit  in  Schotdand  nicht  mehr. 

c)  In  Irland')  war  ursprünglich  der  Boden  ehenfalb  tSgeuthmn  des  Stamms, 

der  ihn  den  einzelnen  Sippen  znr  Nnf/un;r  /.nwies,  die  wiedrrnm  jede  Familie  mit 
einem  Loosantheil  ausstatteten,  lirspriinglich  findet  von  Zeit  zu  Zeit  Neuvertheiluiig 
der  Loose  nnter  den  Familien  statt;  später  bleibt  das  Loos  dem  Familienvater  zur 
lebensUnglichen  Nutzung  überlassen,  flIlU  aber  hei  seinem  Tode  an  die  ^ppe  au> 
rück,  worauf  diese  eine  Neuvertheilung  derselben  nnter  die  vorhandenen  Familien 
voruimmt.  Der  jeweilige  nominirte  Nachfolger  des  Häuptlings  Tauaist  —  ver- 
waltet den  Gmndhesita,  aber  Häuptlinge  und  Ünterhävptlinge  haben  kein  Ober* 
eigenthnmsrecht.  Erst  nach  der  Eroberung  der  Insel  durch  die  Engländer,  mit  der 
Kinfthning  des  l^ehnsrechts  in  Irland,  entwickelte  sich  die  für  die  Folgeseit  vcr^ 


*)  Die  Darstellung  lehnt  sich  wesentlich  nn  den  Aufsatz  von  Herkner,  a.  ;*  <V. 
sowie  au  die  Aufsätze  von  FrUr.  v.  Ompteda  in  den  i*reuss.  Jahrb.,  1881,  ^.  jl-i- 
und  361  ff.  an. 
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laugniss volle  Aiiffassun«f,  dass  die  haupfün^^e,  cbcDM)  wie  die  in  Ii  laml  aiigcsiodelten 
«i^Üscbeii  Barone  das  dem  Stamm  gehörige  Land  von  dem  (■ii^Mi>clicn  Köni|i^  zu 
Lehen  tragen  und  die  Stammest^enossen  hörige  Bauern  seien;  verhäug-uisüvoll, 
weil  nun  jeder  Aufstand  d»  r  irisc  luii  SfaiTiniPs]iiüi])tliii^''e  ge^eu  die  englisch»'  Krone 
«ift  Felonie  ge^en  deu  Lchusherru  mit  der  Eiui^ielmo^  seiner,  d.  b.  der  (iiiter  des 
fuuen  Stammes  und  der  Vei^bnng  de«  einj^e/.ogenen  Landes  an  englische  An- 
siedler bestraft  wnrde;  „möglichst  viil  Luud  einzuziehen  und  daranf  englische 
Ojlouisfcn  anzusiedeln,  dieser  (Jedanke  wird  von  jetzt  an  zum  Leitstern  der  on<rli'?rlien 
i'uUtlk  erluibeu  .  .  .  Man  hat  berechnet,  dass  gegen  Ende  der  Kegiemngszeit  der 
Kenigin  Elisabeth  im  gfansen  bereits  2  Hill.  Acres  von  der  Krone  (in  dieser  Weise) 
vergeben  wordfu  waren'*.  Dii'  f'ontiscatioiispolitik  (Vomwclls  'nach  der  Kchcllioii 
von  1641)  und  die  an  die  Kampfe  unter  Wilhelm  III.  (gegen  den  vou  deu  Iren  unter- 
«tStsten  Jacob  U.)  sich  anschliessendeu  weiteren  Couliscationen  vollendeten  deu 
Colergang  des  iriscUen  Grandbesit/erstandes :  „Die  Irllnder  besasseu  noch  Vtt 
anbaufähigen  Rnd»^ns  zu  eifren.  Alles  Uebrige  war  an  KnfrliiTidcr  ühcrfrrffan^en/ 
Die  auf  dem  ürund  und  Budeu  auniUüigeu  eingeborenen  \N  irthe  aber  wurden  in  die 
Stelliuig  von  tenants  at  will  herabgedrOckt  und  grausame  Pachtgesetxe,  die  die 
Au^tl»•ihlm<_'•  der  Iranern  wcj^M  ti  Xichtb«  zalilung  der  Pacht  erleichterten,  in  Verbindung 
mit  dem  Abseiitiismns  der  Landlords,  dem  Auf  kommen  von,  ein  rnt'finirtes  Ans- 
beutttngssystem  ennögUchcDdcn  Afterverpacht ungeu,  der  völligen  V'emachlässiguug 
der  intellectneUeo  Bildung  des  Landvolks  scbufen  eine  FfiUe  des  Elends  nnd  der 
•n*rth>(  haftlichen  Verwahrlosung,  welche  in  drr  (ü  scliirhtc  dor  europäischen  Staats- 
wesen einzig  dasteht.  —  Von  einer  Ablösungsgesetzgebung  in  Irland  kann 
nao  danach  nur  bedingt  sprechen,  da  der  irische  Bauer  seit  Jahrhunderten  persönlich 
bei,  d.  h.  mit  Abgaben  und  Diensten  feudalen  Charakters  nicht  belastet  war  und 
daiia«h  dan  -Befreiunjrswork"  lodifrlifh  darauf  abzuheben  hatte,  den  .Schutz  des 
bäueriichen  Pächters  gegen  den  übennüchtigeu  Druck  der  Laudlords  und  ihrer 
Middlemen,  dann  aber  aUerdings  analog  der  eontinentalen  Gesetzgebung  auch  die 
allmähliche  reberlilhrung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  (Zeitpächter)  in  Landeigen- 
thümtr  herbcizulTihrcn ;  die  Einzelheiten  dies.  r  (Jesetzgebung  sind  indess  in  anderem 
Zusammenhang  zu  erörtern  f^siehe  §  HO  und  Kap.  IV.  §  93t. 

d.  Italien.  Gesetz  vom  20.  Januar  186'1,  betr.  Abschatl'uug  von  Zehnten, 
Grand-,  Lehen-«  Erbidnsen  etc.  su  Gunsten  der  Staatsdomänen,  öffentlicher  Institute, 

Korporationen,  Anstalten  oder  (ienossenschaften  der  todten  Uand  mit  N'acbtragsge- 
seizen  vom  2i).  Januar  1880  und  14.  TuH  1887  (AbKt  hafruii<r  des  «reisflichen  Zehnten*; 
(»Cä»etz  vom  24.  Juni  1888  und  2.  Juli  181)1,  betr.  Aulhebung  der  Weide-  und 
■ODttigen  Gerechtifi^eiten  in  etnaelnen  Gemeinden  der  früheren  päpstlichen  Provinaen ; 
<ovie  -  rp   Anzahl  weiterer  Specialgcsetze  ähnlichen  Betreffs. 

(».  Iiussland.  Erster  wichtiger  Act  zur  Bosscninjr  der  I/Hge  der  Bauern 
tujter  Alexander  I.  mit  Ges.  vom  20.  Februar  IWÜ  über  die  freien  Ackerbauern, 
«^he«  den  Gatsbentaem  nnter  gewissen  Bedingungen  die  Freilassung  ihrer  Bauern 
::i -ijitti  :e.  das  aber,  ebenso  wie  einige  andere  spätere  (iesetze  aus  den  Jahren 
184:f  und  1847,  ohne  besonderen  Erfol*r  blieb.  TMV  eigentliche  Emancipation  er- 
fol^rte  mit  dem  Ges.  vuiu  Iii.  Februar  IHtil,  welches  den  Bauern  persönliche  Frei- 
heit brachte,  die  .Ablösung  der  Lasten  und  die  Eigenthumsverleihung  eines  Theils 
de>£  H(  rrt  iibmdes  (der  KeL'el  nach  zwei  Drifti'V  <ii(>  f'.uiem  anbahnte,  aticli  die 
Aatonouiie  der  üemeindeverwaltung  vertilgte  uud  seine  ErgänKttlig  in  dem  Zwaugs- 
abldsnngsgesets  vom  28.  December  1881  erhielt.  Zur  Attlllllirung  ergingen  eine 
Anzahl  Ix>calgesetze ;  Erleichterung  der  Ablösungszahlungen  durch  staatliche  Credit- 
intervention.  Besondere  Gesetze  zu  Gunsten  der  Domänen-  und  Aj>anagebaueru  aus 
•ieo  Jahren  1863,  186(),  1869,  1881  und  1886.  Charakteristisch  lur  (Ue  russische 
AblösttngggesetjEgebung  im  Uebrigen,  dass  die  üeberlassnng  des  gatsherrlichen 
Landes  nicht  an  den  eiuzelnen  Bauern,  sondern  an  die  Geuioindo  erfolgte.  Das 
AbUitiungswcrk  selber  erstreckte  sich  bis  1890  aut  !n28():j8  Seelen  und  ausserdem 
10444  Hauswirthe,  32,67  >Iill.  Dessätineu  Land  mit  einer  Ablösungsschuid  vou 
93931  Mill.  Rubel.  (J.  v.  Keussler,  im  Art.  Bauernbefreiung  im  Mdw.  f.  St.W.). 

Ob  das  Ablösunfrs-  nnd  Befreiungswerk  f  ir  Tvussland  ein  zeitgpTna^■^e^  war, 
wird  noch  immer  viellach  bestritten.  Einzelne  Schriftsteller  vertreten  die  Meinung, 
^  „im  lelaten  Jahnehnt  (1880/90)  sich  in  erfirealidier  Weise  die  Symptome  einer 
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(i<Nundini<r  f^cr  bhiH»rIirhp!j  Vi'rhiUtniHso  inchron"  und  da.Hs  die  Zahl  der  »reordneten 
Wirthschatteii  „in  tiiieiu  Miiatise  wächst,  dass  ük  aht  Au.siiHhnien  nicht  mehr  erarlitai 
werden  köiinen'' ;  dass  ^der  nllp-tnt'iiK*  Wohlstand  Hoit  der  Aufhebtinfr  der  Leib- 
ei^eiisi'haft  weit  he<leuii  i:4  r  iils  i\u-  iW'vnIkeninpr  p-stiegen  i«!**,  wir  «sirli  dif»  atts 
der  Qenonneu"  Zunahme  der  Fruductiuu,  aus  den  tiicU  mehreudea  ätaatseinnahmen^ 
aus  dem  bedeutend  gewachnenen  Hiaiidard  of  life  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  an* 
den  Steigen  des  Bodeuworths  auf  dat»  Diippelte  und  Mehrfache  etc.  deutlich  crirebe. 
(.1.  V.  Konssl.  r  in;  \r!.  Haucnibefn'iiiiijr  im  ^^(^^v.  d.  St.  W.,  S.  210  u.  243.)  Diiise 
üehr  uptimistiM  lie  iieii;u  iituug  der  ruüsischeu  laudlicheu  Verhältuisi»o  >vird  aber  vou 
vielen,  selbst  rassischen  .SchrUlstellern,  keineswe{i^  getheilt  und  vielmehr  die  Meinonir 
vertreten,  dass  ,,die  ländliche  Uevölkeruup  in  beständijrt'ni  Zustand  nlh  r;iii--<>  rHf«  n 
Flniuls"  .M«  h  l)»tinf1et:  th\KH  „der  rn-4s'isrhe  HrvufT.  welcher  vor  der  Knianciiuition 
in  auskuiiuuiu  lii'h,  ja  behäbigen  N  ei  haltuisüeu  jfelebt  hatte,  seitdem  widerstand»- 
nnd  rettunjTf^h)»  (^eierenstand  der  härtesten«  herxlovesten  Ausbentnnfir  pcwordeu  und 
dass  auch  den  (Iros>\virthM'haftt'ii  es  nnniöplich  pewordcn  ist,  anders  als  durch 
ttU««erbU)  Ausbeutuu^  der  XutU  halbwvgi»  eiue  Bodenrente  zu  erlangen  .  .  das« 
in  Folire  des  ländlichen  Panperismus  die  Eintreibung  der  Stenern  überall  stockt, 
die  i^teuerrückstände  lawinenartig  wach.sen^  ....  daHS  ,,das  Land  so  total  ans- 
gerauht  si-i.  dnss  e«<  vor  di  r  alleriitissersten  Krimis  stehe".  (Vgl.  v.  Samson- 
Utmuelst  j  erna  in  Nr.  'M4  der  Beilage  zur  Allgem.  Zeitung  nnd  die  daselbät  zur 
BekrÜkiguniBr  dieses  seines  Urtheils  dtirten  Mcbriflen  von  A.  WassUtschikoff,  Länd- 
liche Zustände  und  Laiulwirtschaft  in  Kussland  und  anderer  russischer  Schrif^stcilt^r 
wie  Kngelg^ärts,  Kawelins,  tJolowins  etc.  Acludich  tirthrilt  ein  zeitgenössischer 
Schriftsteller  in  No.  36  der  Beilage  zur  Allgem.  Zeitung:  «Die  Landwirthschaft, 
welche  n:u  )i  den  natflrlichen  Verhältnissen  KuKslauds  wän  blfthendster  Nabnings- 
zweig  und  das  l'ürkfrrjit  seiner  Volkswirthschaft  sein  müsste,  i^^t  in  Wahrheit 
dem  Uutergaug  uahe  .  .  .  Auderseits  hat  die  Bauernbefreiung  auch  die  Hut»- 
besitxer  rninirt'*,  wobei  anf  die  erstaunliche  Ansahl  der  alljährlich  von  der 
Adelsbank  anni  dffentlichen  Verkauf  ansgebotenen  Güter  verwiesen  wird. 

Im  Untci-schied  vonPreusscn  hat  die  nunische  Abldsongsgesetzgebung  daran 

festgehalten,  alle  Biiiiem  mit  T-antI   anszns-tatten.  rntp-efren   drn  aueh  in  lkiis-.l.in»I 
hervorgetretenen  Bestrebungen  der  Urostigruudbesitzer,  durch  Kiuzug  eines  Theib 
des  Banemlandes  sich  die  nöthige  Ansahl  von  Arbeitskräften  m  stchem.   Man  er» 
bli«  kt  (hirin  seitens  russischer  S.  hriftsteller  *vgl.  Kablukow  im  Archiv  lÖr  sociale 
(resfi/;.'i'hung  und  Statistik,  1.  Ud.,  S.  IS.')  ff.l  einen  Hauptvor/ng  der  ru'»»ji'<rhen 
(iesetzgebuug  uiul  mit  Recht  nach  der  social  politischen  Seite  hin;  ubersieht  aber, 
dass  indem  man  die  Bildung  einer  Laodarb^terklasse  gänzlich  hintaiihirit,  Or  den 
(irossgruntlbesif/  eine  schwere  l'ebergangszeit  schuf,  in  der  es  ihm  vielfach  an  der 
Beschaffung  der  nöthigen  Arbeitskräfte  gebrach ,  zumal  der  liemeindobesitz  als 
ansschliessliche   Form    des  iirundbesit/.es  ciu  weiteres   „Hinderniss   für  dit 
erfolgreiclie  Kntwieklung  der  Lohnarbeit  auf  den  (iiitem  des  (Iros^tgrandbesitaes^ 
bildete.    Der  Fehler  der  nissischen  Gesetzgebung,  der  sich  in  wa(  Iisend»  m  Maa«M.* 
2u  einer  Agrarluisis  vuu  unabsehbarer  Tragv^eit«  xuspitat,  lag  otl'eubar  darin, 
dass  man  unvermittelt  die  Institution  des  privaten  Orossgrandbesitses  und  die- 
jenige des  bäuerlichen  Besit/t  s  in  der  Form  des  (>emeindelande>    Mir>,  auf 
welclien  jeder  Bauer  unterseiiii  dslos  den  gl«  i«  Inn  Ans|tnuli  hat,  nebeneinander 
setzte  und  eben  datiurch  jene  harmonische  Mischung  von  kleiusten«  kleinen  und 
mittleren  bänerlichen  Stellen  verhinderte,  am  welchen  in  den  westeuropäiiwhca 
Sta.itswcm  II  das  Material  der  Lohnarbeit  für  die  giiisseren  (iüter  siib  rckrutirt: 
>vullte  man  im  Grundsatz  die  ru.ssische  (inuideigenthumsverfassung  auf  die  Institution 
des  GemeiudebegitKes  aufbauen,  d.  h.  jedem  Bewohner  des  flachen  l^andes  in  die»eD 
eine  mehr  oder  weniger  auskömmUcbe  Existenz  bereiten,  so  hätte  man  folgerichtig 
auch  den  Mrossjrrundbesit/.  /f M  tnimmem  miissen.  dt-r  j.i  olnn-  die  icgelmiissigt»  Speistmg 
vt)n  .Vrbeitskräfteu  aas  den  Dorfgemeinden  unhaltbar  ist;  konnte  nuui  sich  aber  zu 
dieser  Zertrümmerung,  wie  geschdien,  nicht  entschlieMen,  so  war  die  Erhaltung 
des  (iemeindebesit/es  als  ausschliessliche  Besitsesform  schon   aus  diesem 
(1  runde  und  iranz  abgesehen  von  anden'n  (iebreehen  dieser  Institution    Knjt.  H 
§^  43)    hulterlieh   eiu   Feblgritt'.     Allerdings   ist,    wie  v.  Keussler  nachweist, 
die  Ursache  des  mangelhaften  Erfolgs  der  Ablösungsgesetxgebnng  in  Rnsslaad  auch 
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daratif  zurückzuführen,  dass  tli«»  .\l)lösitiirr>lH'ili!ipr"nfr<M>  für  die  ßnuonincitiitt  vpr- 
iiaituisäiaitöiüg  uugüuüüge  wareu  mal  Uhmh  der  AuüeiuauüerscUuug  xwiscUeu 
Grondherren  nnd  Gemeinden  letxteren  sn  wrai|r  Land,  auch  nicht  immer  in  den 
zweckn>ässif»sttii  Lappen  überhissen  worden  ist.  (v.  Koiissler.  Zur  Ge<icbichte  nnd 
Iwhtik  des  bäuerlichen  Gemeinbesitze!»  in  RuKslund,  3  Theile,  1876  87.) 

Cy.  Hnmänien.  Agrargeset/  vom  14. 'iß.  Auj;fnHt  18f)4,  diircli  welches  flie 
CirossgruudbeNitzer  eines  TlieiU  ihrer  Güter  (huehsteus  '^t^  derselben)  zu  (iunsteu 
der  bisher  nihotpfliehtigen  Landberdlkemnpr  exproprürt  wurden  nnd  die  letztere  das 
fn'\e  V.'vj:t]\thim\  an  den  Ländereien,  auf  vveleJien  sie  sass,  erhielt.  Auf  diesem 
Wege  wurden  etwa  570000  Kieingrundbesitzer  i^niit  einem  Besitz  von  214,6  ar  in  der 
Moldan,  von  150  ar  in  der  Wallachei  )  geschaffen,  neben  welchen  noch  etwa  80(X)0  Tage- 
l«>hner£Aniilien  ohne  Landzuweisung  belassen  wurden.  Die  Mängel  der  Agrargeieta- 
gebunfT  erblickt  man  theils  in  letzterem  Umstand,  theils  d;ititi  flass  der  den  T?anertt- 
familieii  Tiugewieseue  Gruudbegitz  zu  kleiu  war,  um  einen  ausreichendeu  Xnhrungs- 
Btaod  an  begrfinden,  nnd  wird  hiermit  die  wachsende  Terschnldnng  des  rumänischen 
Bauerustandes  und  seine  zunehmende  sociale  Abhängigkeit  von  dem  (irossgrund- 
hrsit/.  ' itn^'üiistiirc  Tayelobii-.  wnrheri>*chp  Pachtverträjre^  nolil  mit  Recht  erklärt, 
xuiuiil  Augfüichts  des  theuern  Credits  {10  -  lÜ^o),  mit  dem  die  iumiiicne  Bevölkerung 
trotx  des  Bealehens  öffentlicher  landwirthschaftücher  Creditinstitute  zu  arbeiten  sich 
P'mithicrt  sielif.  Ueber  die  in  Rumänien  vorknimiieiulen  Formen  des  rnr7;ell('ti]Ku  lif- 
wuchers»  siehe  Kap.  II,  §  34.  (Vgl.  hierzu  Grünberg,  Die  rumänische  Agrar- 
gt»et/.g:ebnng,  iu  Braun's  Archiv  f.  soc.  Geactzgebg.  und  8tat.,  Bd.  Ii,  S.  74  ff.) 
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Kapitel  JI: 

Die  Kechtsformen  der  Bewirthsehftftiing  und  des  Besittts. 


Liter  aturübersiclit. 

Die  in  dieflem  Kapitel  behnndelten  Mmterien  wurden  an  di«  S|ntM  des  da« 

Aprarreclii  (ler  (logenwart  brhaiifleliiden  Theils  dieses  Handbuchü  pesteilt,  dif 
Keehtsfonneii  der  liewirttiKchaftuii^r  und  des  Besitzen  in  ji|;^anis  ungewöIiulicheiB 
tirade  maa8ä{;ebeud  für  die  thatsächliche  (iestaltnii);  der  allpemeinen  landwürtb- 
schaftlichen  VerhältniHKe  eines  Landes  und  die  ökonomische  Lage  der  bodoubesti>llei>- 
<Kmi  KliiHscir  sind  und  weil  ferner  eine  Keilir  späterer  Betraehtuii;r»  ii  iui  (it  bit-t 
iiv»  Erbrecbtü,  Schuldrecbts  etc.)  die  Institution  deü  privaten  £igeuthumii  an 
Urond  und  Bod«n  vorftiiMietsen,  sn  der  daher  vor  aUeni  p-undsätslicbe  8t«lliui|r  sn 
nehmen  war,  wobei  eine  einfache  Verweisunjr  auf  die  bey.ii^rlichen  Ausfiihrunjren 
des  Heransffpbers  .V.  Wa<rn»"r  in  der  .,(irundlef»iin<r''  unthinilich  erschien.  Vjrl. 
die  Vorbemerkung  unter  Abschnitt  II  zu  §  40.)  Waguor  liat  im  V.  Band  dieses 
Handbnchs  (siehe  FinamswiMensehafl,  III.  Anflafüe,  18^,  228  ff.):  die  havptuclt- 
lichsst'-ii  I*i(lit>»f<>ninii  dt'r  ^fwirtlischaftunp':  auch  Sen>sta(Inniiistriiti<in.  \%t7<:'- 
pachtung^  und  Vererbpachtung  ebenfalls  schtiu  erörtert,  es  machte  dies  aber  ein»; 
nachmaUge  Behaudluug  in  diesem  Theil  de»  Lehrbnchfl  nicht  entbehrlich,  da  dort 
för  die  KrundsätsUchen  Erörteranfren  wesentlich  <!•  r  (ii  sichtspmikt  der  Boniiien- 
( Finanz. -  ^politik  maassgvbend  wnr.  wälncnd  rs  sicli  hier  iiti>  dir  allsrmeiDi» 
uatioualökouomiüche  Wiirdiguug  der  verschiedenerlei  Kecbtälomii'u  der  IV  \%irth- 
acbaftangr  handelt.  —  Ran  hat  die  Materie  nicht  in  der  Yotkswirthsehaftspdlitik, 
.sondern  in  der  Allgeni.  Volkswirthschaftslehre  (Bd.  1  der  pol.  Oekonomiei,  aber 
nur  in  s«*hr  knapper  Weise  87fi  'MH\  nnsftilirlicher  allerdings  in  der  Finanz - 
witiscnsc-iiatt  (§  103  ff.)  behandelt,  hier  nHturlich  wesentlich  vom  ^>tuud|lunkl 
fiscalischer  Erwäfnmgen  aus,  doch  mit  sehr  treffenden  Bemerkungen ,  s.  B. 
»neb  frcradc  im  Brtrfff  der  Erbpacht,  die  er  iranz  im  Kiiiklurifr  mit  drr  n^^tjeren 
Hicktuug  der  Nationalökonomie  («.  A.  Wagner,  Fiuan«wii»genüclial't,  a.  a.  (>.,  §  2^) 
durchaus  wohlwollend  beurtheili.  —  Bei  Roscher  Huden  Bidi  beittfrlielie  An*> 
fühnmpen  im  V.  Kap.  ^Verhältniss  des  Crundt  i;:^«  nthüiTiers  %wm  Landwirth'',  §  64 
bis  mit  70,  ein  besonders  vortrt  tTlit  tu  r  Tin  il  d<  s  Werkes,  an  den  der  Verfasser 
mehrtach  anknüpfte.  Benutzt  wurden  femer:  Hettegast,  Die  Laudwirthficbaft  nud 
ihr  Betrieb,  1875,  I.  Bd.,  8.  319 IF.;  von  der  Golts  in  8chdnberfr*8  Hdb.  der  pol. 
o.  k..  1891,  n.  Bd.,  §ö8ff.;  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart.  TU.  Abth.  1888, 
Kap,  28  ft'.;  Walrkcr,  Handbucli  dor  Nationalnknnninie.  II.  Hd.,  1883,  §  Ö8ff.; 
Lavelcye,  De  La  pruprie««'  et  de  ses  furmes  primitives,  4.  Aud.,  1891;  w-eiterhin  von 
den  Lehrbttchem  ttber  Landwirthachall  und  landw,  Betriebslehfe,  welch«  laauat  oad 
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sr,n'1«'r>  (He  I'iif t'rncliimni^'sfomi«-ii  <l<••^  Iftiidw.  Betriebs  mehr  oder  wmiijj^cr  einj^ehend 
behaudelu,  die  im  Eiuguu|^  der  „Eijilcituug*^  (H.  1)  citirt«*  Literatur,  iasbesouder«  die 
VOTke  TO«  Dflnkelber^,  Rrafft  und  von  älteren  A.  Thaer  fin  der  neuen  Auf- 
lag von  1H8()';  eudlicb  Ruhland,  Da«  natürliche  Werthverliältiiiss  d«?}  landvr. 
(inuidbesitzes,  ISHT).  Für  die  Kenntniss  der  hior  <'inschlapend<  ii  Tlicilt'  des  Afrrar- 
n'chtä  iu  den  einzelnen  Ijänderu  und  .Stiuit4<^bieteu  sind  auch  die  2  citirten 
landw.  Erhebimiren  nnd  tontti^n  amtlichen  Pnblicationeii,  sowie  die  dort  ebenfall» 
rillvien  ArlMitcii  vim  Elu'herj;,  N'asse  und  v,  Keitaenstein  wiehtig. 
An«*serdem  wurden  noch  zu  Hatlie  p*zo}f»Mi: 

1.  Für  den  Abschnitt  Zeitiuuht  insbesondere:  Berj? bot- Ising,  Die  Knt- 
wicklunp  des  landw,  Pachtwesens  in  Prenssra,  1887;  lUomeyer,  Pachtrecht  und 
(Vhtv.  rtra;re,  1878.  T>  r ( c Ii  s  1  <■  r .  Der  Inndwirflisi  haftliche  Pachtvertrag,  2  Bde.. 
1871;  Uerknetf  Die  irische  Agrar&age,  im  .hihrb.  f.  N.  u.  St.,  Neue  ¥.  Bd.  XXI; 
FutOierr  t.  Ompteda,  Die  iiiacbe  Landfrage,  in  Preusg.  Jahrb.  1881;  Paasche, 
IKe  Sntwieklnng  der  britischen  Landwirthschaft  unter  dem  Dmck  ansUndiächer 
t'nncurrenr.  in  Jahrb.  f.  N.  n.  St.,  Bd.  LVIll,  S.  1  ff.;  Habe,  Die  rolkswirtlijächaft- 
liche  Bedeutung  der  Pacht,  1891;  L.  v.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  (Grundbesitzes 
nnd  fleiner  Zaktnll,  t881,  R  112  IT.;  Wiga,  Das  Landitesetz  für  Irland  vom  Jahre 
1881,  in  deutscher  T%  ^  t  r  i  r/nii<r  und  im  Original,  188B.  Archiv  fUs  deiiNrliin 
Landwirth Schaftsrechts,  18iKJ,  S.  2(>0  ff.,  und  Motive  zum  Hutwurf  eiues  bürgerl. 
(lesetzbuchs  für  des  Deutsche  Reich,  1888,  II.  Bd.,  S.  H(W  ff. 

2.  Für  den  Abschnitt  Erbpacht  insbeBondere: 

Nasse,  Die  w-irthscliaftliche  Bedeutunjr  vcm  Erhpnrlit-  mid  Erbzinsverhältnissen, 
iu  Thiers  Landw.  Jahrb.  Vll,  S.  41  ff.;  Paasche,  Erbpacht  und  Reuteugüter,  iu 
(Viond*8  Jahrb.  für  N.  etc,  N.  F.  XIT,  8. 209  ff.;  Derselbe  in  Schriften  d.  Y.  f.  K. 
XXI7,  8.327  if.;  Ruprecht.  Die  Erbpacht.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  und  Reform 
d<»rselbeTi.  irrsbrsnndrre  in  Deatttrhlaod,  1882.  —  Vgl.  femer  die  literaturliigtoriachen 
Notizen  uuier  Jj  ii7. 

3.  Für  die  Abschnitte  Theilban  (Antheflwirihgchaft)  inabesondere: 
Dirtzel,  lieber  W.sfTi  imd  Bedeutung  dps  Thrilhatis  in  Italien,  Zeitschritt 

!.  St.  W.,  1884,  8.  129  ff.  und  ÖUö  ff.;  1885,  8.  29  ff.;  Eheberg,  a.  a.  0.,  S.  124  ff.; 
Haussen,  Die  Gehftferschaften  iu  Reg.-Bez.  Trier,  1863;  Mabraun,  Der landwirth- 
sehaftlirhe  Nothstand,  seine  Gründe  und  .M  ine  Heilung,  18^;  v.  Reitzeustein,  Die 
neaere  wirthacbaftUcbe  OMetsgebung  Franlureiolia  in  Jahrb.  f.  N.  iL  8t.,  Bd.  XIV, 
8.  168  ff. 

4.  Wegen  des  AbBchoilts  Privat-  und  Collectiveigenthnm  siehe  die 
Tttrhemerkimg  la  Abschnitt  n  dieses  Kapitels. 


Abschnitt  I. 

8elb8tTer waltung,  2^itpaeht,  Erbpaelit,  Tbeilbau-  und 

CoUeetiTwirthsebaft» 

8  öU.  Die  SelbstTerwaltung. 

Wie  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  rOmiscben  Beichs  durch 
die  Institution  des  Colonats,  so  ist  dem  ganzen  mittelalterlichen 
Landbau  bis  in  die  neuere  Zeit  durch  die  Leibeigenen-  und  ErMmer- 
wirthschafb  das  beseiehnende  Merkmal  aufgeprSgt;  die  Ablösungs- 
jTMetzgebung  (Kap.  I)  ist  daher  nicht  bloss  dadurch  bedeutungs- 
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voll  geworden,  d<i8s  sie  für  die  grosse  Masse  der  Landbevölkerung 
ein  freies  Privateigen  am  Grund  und  Boden,  nicht  mehr  belastet 
durch  gutsherrliche  Abgaben  und  Zwangsfrohnden,  geschaffen, 
sondern  auch  dadurch,  dass  sie  der  Selbstverwaltung  der 
Landgüter  durch  die  Eigenthümer  wesentlich  Yoischub 
l^eleistet  imd  dass  da,  wo  eine  Bewirthschaftung  des  Grund  und 
Bodena  nicht  durch  den  Eigen thüni er  selbst,  sondern  durch  Dritte 
Platz  greift,  die  Beziehungen  zwischen  Eiirciitliünier  und  Bewirth- 
schafter  durchweg  in  rein  vciiragHmässige,  die  persönliche  Freiheit 
ilci  letzteren  unaugetaötct  lassende  Kechtsverhältnisäe  umge- 
wandelt hat 

Die  naturgemässeste  und  zugleich  naheliegendste  Form  der 
Bewirthschaftung  ist  nun  ohne  Zweifel  diejenige  durch  den  Eigen- 
thflmer  selber  (Selbstverwaltung),  wobei  zu  bemerken  ist: 

1.  Privatwirth schaftlich  verdient  sie  den  Vorzug«  weil 
der  selbstwirthschaftende  Eigenthflmer  den  Gutsertrag  ausschliess- 
lich für  sich  bezieht,  also  neben  der  Bodenrente  selber  auch  den 
Ertrag  aus  den  beim  Betrieb  verwendeten  Kapitalien  iind  den  ihm 
als  Leiter  und  thätigem  Mitarbeiter  zukoniiuendcn  Arbeitülohn:  aber 
auch  desshall).  weil,  sofern  die  nöthigcn  Vorausset/ungen  zum  Selbst- 
betrieb in  persönlicher  Hinsicht  und  nach  der  Seite  der  Kapital  kraft 
hin  gegeben  sind,  keine  andere  Bewirthschaftungsforni  dauernd 
gleich  hohe  Erträge  verbürgt.  Denn  der  selbstwirthschaftende 
Eigenthümer  ist  vMlig  inibehindert  in  der  wirthschaftlichen  Action, 
z.  B.  in  der  Wahl  des  Feldsystems,  in  der  Art  der  Thierhalttmg, 
Düngung ;  auch  kann  er  seinen  Wirthschaflsbetrieb  den  verftnderten 
Conjuncturen  des  Marktes  jederzeit  anstandslos  anpassen,  da  er 
lediglich  seinen  eigenen  Eingebungen  zu  folgen  hat;  er  ist  zugleich 
im  höchsten  Grade  daran  interessirt,  die  Productionskraft  des  Guts 
dauernd  sich  zu  sicherii.  und  wird  also  einer  mit  diesem  Ziel  im 
Widerspruch  bctindlicheu  Betrit'hsweisc  (Kanliwirtlischaft)  sich  zu 
enthalten  eine  weit  triftigere  Veranlassung  haben,  als  sie  bei  jeder 
anderen  Form  der  Bewirthscfiattung  lür  den  jeweiligen  AVirthschafter 
gegeben  ist.  Die  Aussicht,  die  Früchte  der  in  den  Boden  ver- 
wendeten Arbeit  imd  Kapitalnutzungen  ausschliesslich  sich  und 
den  Nachkommen  gewahrt  zu  sehen,  bildet  nicht  nur  einen  wirk- 
samen Anreiz,  den  Betrieb  auf  die  den  jeweiligen  Wirthschafts- 
verhftltnissen  angepasste  Intensitätsstufe  emporzuheben,  sondern 
darfiber  hinaus  einen  besonders  mSchtigen  Impuls  zu  allen  selbst 
mit  erheblichen  Kapitalaufwendungen  verknüpften  Betriebshand* 
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limgeu.  welche  auf  dio  Verbesserung  der  gegebenen  Bodensubstanz 
abzielen  und  hierdurch  oder  durch  sonstige  geeignete  Anlagen  am 
und  im  Boden  eine  Steigerung  der  Ertrftge  verheissen.  Die  Er- 
fahrung zeigt  denn  auch,  dass  die  kfinstliche  Bereicherung  des 
Bodens  mit  Nährstoffen  (•/..  B.  durch  Beifuhr  von  Mergel  oder 
Kalk),  die  wirksamere  Nutzbarmachung  des  Wassers  för  die  Boden- 
t  ultur  durch  Kiit-  «kIjm-  Bewässerungseiurichtuiiüon ,   «lie  bessere 
Zugänirlielimachung    dvr   Grundstücke    durch   \V> m  .mlagen  und 
Hutsprin  iit'iide  Arrondirung,  die  mit  Kapitalvoraurilii^^cn  verknüpfte 
KinfÖhnjim  <ler  Tiefcultur,  die  Anpflanzunir  von  i)))stl);iunien,  die 
Schaffung  j>t'r«'iinirender  Culturen  überliaupt  (VV'eiubergö-,  Hopfen-, 
Weiden-,  ^^'al(l anlagen)  und  vieles  Andere  bei  den  in  Eigenbewirth- 
schaftung  befindlichen  Gütern  sich  leichter  und  rascher  vollzieht 
als  bei  den  sonstigen  verbreitetsten  Bewirthschaftungsformen  (Zeit- 
pacht, TheUbau),  deren  Trfiger  eben  in  vielen  Fällen  die  Gewiss- 
heit nicht  haben,  dass  während  der  beschränkten  Dauer  dor  Cruts- 
nutiung  ihnen  in  den  gesteigerten  Erträgnissen  fOr  die  bewirkten 
Kapitalaufwendungen  ein  ausreichendes  Aequivalent  zu  Theil  wird, 
l  ud  zwar  gilt  dies  Allt  s  um  ho  mehr,  je  weniger  rasch  di«'  Wirkung 
t^iner  be\^irkten  Gutsverbesserung  zu  Tage  troten  kann,  je  länger 
t*s  währt,  bis  eine  bestimmte  neu  oimrefuhrto  ('ultnr  Nut/.uniren  ab- 
wirft^  auf  eine  je  grösserer  Zeitraum  also  die  Abtragung  der  be- 
wirkten Kapitalanlage  sich  vertheilt  und  je  schwieriger  es  zugleich 
sich  erweist,  durch  entsprechende  Reclitsformulirungen  dem  zeit- 
weiligen Gutewirthschafter  (Pächter^  Theilbauer)  fQr  von  ihm  selber 
bewirkte  Gutsverbesserungen  oder  Culturanlagen  einen  Anspruch 
auf  angemessenen  Ersatz  gegenflber  dem  Eigenthümer  zu  sichern. 
Aus  allen  diesen  Grflnden  ist  der  Bogel  nach  die  Wohlstandslage 
der  ländlichen  Bevölkerung,  wo  diese  selbstwirthschaftend  auf 
•'igenem  Grund  imd  Boden  sitzt  und  die  Culturarbeit  der  einen 
'»eneration  auf  die  nachfolgenden  sich  fortvererbt,  eine  grössere, 
weitv»Tl)n'it»'i<'ro  und  bleiben  dif^  EinkommenHverliältnisse  stetigere, 
als  da,  wo  Ligenthuni  und  Bewiithscliaftung  am  (Jrund  und  Boden 
auseiuandergefallen,  wo  Eigenthümer  und  Wirthschafter  zwei  ver- 
schiedene Persönlichkeiten  mit  nicht  durchweg  z\isammenfallenden 
Interessen  sind  und  wo  demgemäss  eine  Ueberbriickung  der  vor- 
iiandenen  Gegensätze  erst  durch  ein  besonderes,  in  seinen  Einzel- 
heiten sich  schwierig  gestaltendes  und  nicht  immer  von  dem 
fsewQnscbten  Erfolg  begleitetes  Recht  (Pachtrecht)  angestrebt 
wnden  muBs. 
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IH'  AiüiiItuc  ist  fTf^tatt»-!,  da^'*  man  Rimpnn  «Hm  !»i»nihmt  ^\TfYrd»*T!f^ 
Dainmcuitar>«v»tm,  8chulz-Lupitz  »eiuc  bahubn'chemlen  rulinreu  HUt  tnagi^rra 
Haadbodra  niclit  n  ▼«^diiiikM  hStt«,  wenn  diMr  nicht  ab  Ri^thSner,  atndfv« 
all  Pichtrr  zu  wirtV  V  ifton  {Tfiiöthigl  p'w»»s«*n  wärt*.  Wenn  so  vi«'ltach  auf 
r?  rofi  !»bri  taniii  pn .  <  la-si-^rh«*  Land  der  Zeitpacht.  aU  Beweis  des  GejrfTirlfils 
uami;utlk*b  von  contiiiHntHleu  Schriftstellern  verwiesen  wird,  s<>  ist  doch  immerhiu 
das  EingvstftndniiNi  benerkeiuwertfa.  welches  «iimr  der  SadoHure  VammiaAmer^ 
Mr,  Taird,  1873  machte,  indem  er  ausführte,  dass  bis  dahin  erst  V,  aller  nöthiiT" 
l>raina;r''n  her^restellt  worden  sei.  obwohl  docli  ^frade  diese  Art  %'on  Bodeumelio- 
ratinn  in  Kntrland  in  «fauz  besonderem  Maass  Ktaatsseiti<r  ^ durch  KapitalvorHchü^^^) 
}[fef<>rdert  worden  ist  64).  Im  rebri|{eu  ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  dasii 
in  Enjrland  der  Boden  im  !>•  sitz  einer  rrirlu  n  ka[»il;ilkraffiL'*  ii  Omndari-.ti>kr;iv> 
»ich  befindet,  deren  Vertreter  bei  ihrer  au;»gei>prucheueu  V<>rliebe  für  da:»  Landleben 
vielfach  Mlbstthatifr  im  Gelriet  des  HeliorationsweMiu  vorgegangen  sind,  was  da 
wenip-r  erwartet  wenlen  darf,  wo  sich  der  Giund  und  Boden  in  stidtischkapita- 
listisr}H»n  Härtdi'ii  bffindft  nnd  dann  ledigliclt  speculativ  venverth^'T  zu  werden 
pflegt,  wie  dieü  übrigens  häutig  ancii  bei  contiueutaleu  Benteugrundherrscbaftea 
der  Fall  and  f&r  Irland  die  Ref^^l  ist.  Man  darf  f&r  England  im  tVbrigen  an- 
nehmen, da.sä  Meliorationen  namentlich  da  Uinfior^r  auch  Seitens  der  Pächter  anr 
Ausfühnmg  kamen,  wo  die  Zeitpacliti-n  einen  erbpach f fi h nlichcn  Charakter  an- 
genommen haben,  insofern,  den  Traditionen  de:i  (irundherm  genuUs,  ein  tüchtigvr 
Pachter  die  G^wissheit  haben  konnte,  weder  fSt  sich  selbst  noch  ffir  aehM«  &4bea 
^.'^f'kündigt  zu  erhalten  (vgl.  Nasse,  a.  a.  ()..  S,  und  Koscher,  .Vom.  2  und  0 
zu  §  64>;  kommen  doch  im  südwestlichen  KnL'land  Pachtungen  auf  drei  T. eben 
vor.  So  ist  es  denn  auch,  wo,  wie  in  Sclnatlaud,  di»-  I,eases  seil  Älitu-  des  vorigen 
Jahrhunderts  anf  19  oder  21  Jahre  abgeschlossen  worden,  „nichts  l'ngewohnlicjtes, 
dass  «  in  Piirliter  auf  2.t()  Acres  I8(KI  Pfd.  ^^f^•rl.  für  l'r.nn.  vprwciid.  t .  wäbtiurl 
da,  „wo  keine  solche  Leases  besteheu,  die  schottischen  »Surveys  häaüjg  anerkennen, 
dass  der  Ackerbau  noch  in  demselben  Znstand  ist  %rie  vnr  100  Jahren  ;  und  wieder 
andere  englische  Schriftsteller  „das  allmähliche  Sinken  des  Ackerbanes  in 
so  vielen  Theilen  von  England  hauptsächlich  der  heutigen  Verdrängung 
von  Leasebülders  durch  tenauts  at  will  zuschreiben^  (Boücher,  Aum.  1 
au  §  63).  Die  oft  Überschwfingliehen  Schilderungen  continentaler  Beiseschriftsteller 
über  englischen  Landbau,  gerade  auch  nach  der  Seite  des  Melioration swesens  liin, 
sind  jedenfalls  mit  Vorsicht  aufzunehmen,  du  nicht  selten  ant>  der  Einsichtnahme 
einzelner  „Musterfarmen'',  d.  h.  in  blühendster  Hochcnitur  umgetriebener  gnind- 
herrlicher  Wirthschaften  ein  onsnlftssii^  generalisirender  Schlnss  auf  das  üanae  ge- 
zogen wird.  Amtliche  Angaben  wie  die  obenerwähnten,  herrührend  von  landwirth* 
Hchaftlicben  Fachleuten  des  Jiiselreichs  selber,  beweisen  wohl  doch  mehr. 

2.  Volkssvirthsoliaftlicli  verdient  die  Se]l»?>tvor\valtun£: 
ebenfalls  vor  allen  anderen  Bewirthschaftungsformen  grundsätzlich 
den  VorzuLT,  weil  in  vorwärtBSChreitenden  Staatswesen  die  Zunalime 
der  He  Völkeruno:  eine  liöliere  Anspannung  der  productiven  Kräfte 
der  Natur  gebieterisch  fordert,  dieser  Fortschritt  aber,  der  gleich« 
bedeutend  ist  mit  dem  Uebeigang  von  der  extensiveren  zu  der 
intensiveren  Bodenbestellung,  d.  h.  mit  der  reichlicheren  Verwendung 
von  Arbeit  und  Kapital  in  den  Grund  und  Boden,  aus  den  oben 
angegebenen  Gründen  am  siebersten  bei  der  Eigenbe^^irtb^cluiftung 
sich  vollziebt;  weil  ferner  die  grössere  iiiid  gleicbraässigere  Wobl- 
standslage.  dunli  welebe  die  eigenbewirtbscbatttMide  Bcvi^lkeniiiir 
vor  der  PaclitlH«völkoniiig  sieb  auszir/eicbnen  ptli'<>1.  auf  den  ge- 
sammten  VolksorganLsmus ,  auf  die  übrigen  Erwerbsstände  des 
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Volks  und  auf  die  finanzieUe  und  wirthschaftliche  Kraft  des  Staats 
wohlthfttig  befruchtend  zurflckwirkt.  Dieser  yolkswirthsehaftliche 
Vorzug  der  Eigeiibewirthschaftung  tritt  namentlich  da  ins  hellste 

Licht,  wo  die  Dichtheit  der  Bevölkerung  und  dio  starke  Nachfrage 
nach  Land  zu  einer  YerkloiinTung  der  Eiii/.t'lwirthöchaftsflächen 
hindrängt :  denn  wahrend  die  Aut'thoiliiiig  des  (iruiid  und  Bodens 
in  kleinere  Kigenthumseinheiten ,  soteni  nur  dieser  Auftheihui^s- 
process  sich  innerhalb  maassvoller  Grenzen  hält,  für  zahllose 
Kinzelwirtbsebaften  die  Bedingungen  einer  gesicherten  Existenz  zu 
schaffen  vermag,  ohne  dass  die  fortschreitende  Technik  des  Anbaues 
und  das  Productionsinteresse  Noth  zu  leiden  braucht  (Kap.  IT, 
§  73),  erweist  sich  im  Gegentheil,  wie  die  späteren  Ansfttbrun- 
jren  (§  34)  zeigen  werden,  die  Auftheilung  des  Landes  in  älinlich 
kleine  PaclitHiH  licneiiilit  iten  für  die  auf  diesen  Pachtgütern  sitzende 
Bevulkeruiig  wie  für  die  Bodenhewirthschaftung  selber  und  somit 
audi  tiir  du-  Interessen  des  Staatsganzen  gleichmüssiu  verderblich. 
Hieraus  folgt  zugleich,  dass  die  Herbeiführung  einer  Antheilnabme 
weitester  Volkskreise  an  den  Segnungen  des  Gnindbesitzes  am 
besten  und  sichersten  durch  die  Institution  des  Privateigenthums 
am  Grund  und  Boden  gewährleistet  erscheint  und  nicht  durch 
deren  Verdrängung  auf  dem  Weg  der  Verstaatlichung  oder  Com- 
munalisirung,  da  diese  letzteren  Besitzesformen  anders  als  im  Wege 
d»  Verpachtung  nicht  wohl  nutzbar  gemacht  werden  können. 

.3.  Po1iti«5rh  und  s o c ia  1  p oliti s c Ii  ist  aus  den  gleichen 
Krwjigungen  die  Selbstverwaltung  der  Güter  den  anderen  Bewirth- 
sehäftungsformen  weitaus  flberlegen,  zumal  wiederum  namentlich 
im  Vergleich  zu  der  Zeitpacht  oder  dem  Institut  des  Theilbaues; 
wobei  auf  die  grundlegenden  Betrachtungen  in  der  „Einleitung*^ 
(Abschnitt  II,  g  12)  Uber  die  Bedeutung  eines  selbstständigen, 
uDsbhängigen,  fest  mit  der  Scholle  verbundenen  Standes  von  Grund- 
besitzen! für  den  Staat,  die  Gemeinde,  die  Selbstverwaltung  gegen- 
über der  mehr  oder  weniger  preearen  Lage  einer  fluctuiiciiden,  mit 
'!«'ni  uhject  ilirer  Wirtlis(liati>iliiitigk<'it  selten  auf  längere  Zeit 
^»•rwachsendeii.  mhi  den  Conjuncturen  des  Grundmarktes  und  dem 
Belieben  des  Grundeigeuthümers  mehr  oder  weniger  ahliäiigigen 
Pächter-  oder  Theilbauer- Bevölkerung  zu  verweisen  ist^).  Auch 

^  Fr.  List  freilich  Dieint,  (in  der  Srlmft:  Die  Ackerverfjwsiiii'j'.  die  Zwerg* 
Hirthiwhaft  und  die  Ans« nnderntiir,  1842i,  .,dein  .Stiuit  könne  es  irlfMcli^rtilii^r  svm. 
«»b  die  Gilter  von  dem  Kigenrhuuicr  selbst  oder  in  lauger  Zeitpacht  oder  in  Erbpacht 
bfwirtbichaftet  werden,'*  in  UeberfinstuDiniutg  hier  mit  älteren  8chriftstotlem  wie 
ti«k«ab»rir*T  A.,  Agrarpolitik.  L  11 
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für  die  Art  der  Gestaltung  der  so  UbenuB  wichtigen  Beziehungen 
des  landwirthschafUichenArbeilgeberB  zu  den  Arbeitnehmern  (Kap.Y) 
ist  die  Eigenbewirtbsehafkung  durch  den  angesessenen  Grund- 
eigenthflmer  von  nachweisbar  günstigerem  Einfluss  als  jede  andere, 

sonst  denkbare  Bewirthschaftungsform ,  weil  eben  nur  der  nicht 
bloss  mit  der  iiäcliston,  Büiiderii  auch  d«»r  ferneren  Zukuni't  rechnende 
Gmndeigenthümer  ein  lebendiges,  nachhalticfes  Interesse  besitzt, 
einen  zufriedenen  Arbeiterstand  dauernd  für  sich  zu  gewinnen  und 
demgemäss  diesem  Zweck  dienende  entsprechende  Lohnweisen  und 
andere  Wohlfahrtseinriehtungen  zu  schaffen;  während  der  Pächter 
leicht  der  Versuchung  tmterliegt,  ähnlich  wie  die  ihm  leihweise 
Oberlassene  Bodenkraft  selber,  auch  das  zur  Bestellung  des  Bodens 
nOthige  Menschenmaterial  während  der  Zeit  des  PachtverhSltnistfes 
nach  Möglichkeit  auszunutzen.  Man  kann  deshalb  mit  Becht 
sagen,  dass  bei  der  Eigenbewiilhschaftung,  gerade  auch  in  An- 
sehunij  des  ländlichen  Arlx'iterwesen,  ..am  ehesten  die  Möglichkoii 
geboten  ist.  die  Interessen  der  Gegenwart  mit  denen  der  Zukunft 
in  Üebereinstimmung  zu  bringen*'  (v.  d.  Goltz).  Eiullich  aber 
wird  den  Anfechtungen,  denen  der  Grossgnnidbesitz  so  häutig  be- 
gegnet, durch  nichts  besser  ein  Theil  des  Bodens  entzogen,  als 
wenn  dessen  Angehörige,  statt  mühelos  die  Bodenrente  im  Wege 
der  Verpachtung  einzuziehen,  diese  selbst  zu  erwirthschaften  sich 
befleissigen;  darin  liegt  „eine  ganz  andere  Kraftleistung  als  in 
der  blossen  Rentnerschaft,  und  gewiss  auch  eine  Bürgschaft  für 
längeres  Fortbestehen.  Erst  wenn  sie  ilire  Gutsbetriebe  in  Pach- 
tungen aut  lösen,  werden  sie  von  der  Agitation  bedroht,  die  drüben 
(in  England)  mit  dem  Kuf  nach  Verstaatlichung  des  Bodens  bereits 
beginnt" 


Eigner,  ja  S.  24  erachtet  er  bogar  den  umninp^lichen  Ankauf  von  ländlichem 

Kigeüthuni  durch  städtische  Kapitalistini  als  einen  ganz  uätBÜchen  Vorpui^,  freilich 

iiklii  die  einzig  schiefe  Ansit  ht ,  auf  die  man  bei  diesem  penialeu  Schriftsteller 
bei  lJ<')i!n)(Unnfr  a^rrarisclu-r  Vt  rliiiltnishi'      •gerade  in  der  citirten  Schrift  -  stösst. 

Knapp,  Die  I.andarbeiter  in  Knechischatt  und  Freilieit,  1891^  S. 
Aehulich  F»ohl  (Tübiuger  Zeitschrift,  188(),  S.  66  ff.),  der  bei  aller  Würdifrung 
der  ja  vorhandenen  Vorzü^  eines  ^nt  {j^ere^'lteu  Zeitpachtwesens  doch  auf  dift 
Verse härfmi^'  tl<  r  socialen  Ootrcnsät/c  von  Kapital  niifl  Arbeit  al<  Hp^rlcitcrsrheiimnjf 
des  Zeifcpachtweseu»  nachdrücklich  Iiiuweist  und  betont,  wie  die  Höhe  der  vom 
GrundlieiTn  besonnen  arbeitslosen  Rente  mit  dem  Wohl  und  Wehe  der  InndwiiilH 
schaftlichen  BevölkeniD}?  so  häuli^i:  ^  keinen  ftttmittellMUren  Zlimunmenhaug-  mdur 
habe.  Ist  aber  einmal  «  isf  diesi  i  Zusammenhanf;  undeutlifb  '^'«'worden,  dann  knim 
es  Wühl  den  Kenten bezichem  gehen  ,wie  einem  fremdeu  Körper  im  lebenden 
Organiimnt,  der  entweder  im  Lanfe  der  Zeit  aufgesaugt  oder  im  kuraen  Wege  Mf 
gewalieame  Weise  ausgeschieden  wlrd*^. 
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4.  Die  Voraussetzungen  für  die  Selbstverwaltung 
und  deren  gedeihlichen  Erfolg  sind*  freilich  nicht  liberall  gegeben 
und  müssen  daher,  wo  jene  fehlen,  andere  Bewirthschaffcongsformen 
an  ihre  Stelle  treten,  wobei  folgende  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen: 

a)  Abgesehen  von  den  im  Allgemeinen  seltenen  Fällen,  in 
denen  aus  Grfinden  persönlicher  Behinderung  (Minderjährigkeit, 
Krankheit,  anderweite  Berufsstellung  etc.)  eine  Selbstverw^tung 
nicht  Platz  greifen  kann,  muss  auf  diese  h&iiüg  schon  im  Hinblick 
auf  die  Grösse  des  Gnmdbesitzes ,  zumal  wenn  letzterer  räum- 
lich auseinander  gelegen  ist  und  schon  desshalb  der  unmittelbaren 
B»»triphsl(»ituncr  durch  den  Kitionthfluier  sich  entzieht,  oder  weil 
jiin>ti:schf'  1%'rsoiu'u  als  Grundhesil/.or  in  Frau-(^  sti'hon,  Verzicht 
irtdpiütet  werden.  Die  in  solchen  Fällen  fnllur  fibliche  Ad- 
ministration diurch  eingestellte  besondere  Beamte  (Guts Verwalter, 
(riitxsdirectoreü)  kann  natürlich  nur  ausnahmsweise  dasselbe  wie 
die  Selbstverwaltung  leisten,  weil  dritte  Personen,  auch  bei  vollster 
Befilhigung  für  ein  solches  Amt,  niemals  in  diesem  Maasse  wie 
der  wirthschaftende  Eigenthfimer  selber,  jenes  durchgreifende  In- 
teresse, dessen  ununterbrochenes  Vorhandensein  die  unerlässlicho 
Voruu>si»'t/.uMg  für  die  Lrzielung  höchster  lientabilitat  ist,  bethätigen 
werden;  weil  femer  der  vollen  Entfaltung  der  Persönlichkeit  eines 
tut  litiiren  Administrators  die  mit  dem  Wesen  der  Administration 
untrennbar  verbundene  Einenirunti:  dun  h  zahlreiche  Instructionen, 
(Jenehmigungs vorbehalte,  controlirende  Vorkcliningen  eine  nach- 
theiligo  Fessel  anlegen;  weil  insbesondere  der  dem  unmittelbaren 
Outsbetriebe  femer  stehende  EigenthOmer  oft  nur  schwer  von  der 
Nothwendigkeit  von  Gutsverbessenmgen,  von  tiefgehenden  Aende- 
nmgen  im  Betrieb  (Uebergang  zu  anderen  Pruchtfolgen  etc.)  zu 
fibmeugen  ist  und  weil  aus  allen  diesen  Gründen  erfahnmgs- 
.^>  iiKij?8  administrirte  Güter  den  Errungenschaften  der  Technik 
iii»'ist  nur  lancrsam  foli/cii.  ohne  immer  nach  der  Seite  der  Oeko- 
liufiiik  d«'s  Ht'triebs  !iin  (durch  sparsamste  Ver^valtun£r.  namentlich 
in  Bezug  auf  Einstellung  von  Gespannthieren  und  Arbeitern  und  auf 
bauliche  Reparaturen)  ein  entsprechendes  Aequivalent  zu  bieten^). 
Zwar  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  trefflicher  Gutsadministrationen, 


*)  Nach  Roscher  (Anm.  4  »u  §  57)  solhii  die  administrirtt  ii  fürstlich  Ester- 
hazj'sichen  Güter  (98  mit  rnnd  720000  Joch  Fläf  ln  iifrchaltl  um  lS<iö  ilii  cn  Kaiif'wt'rth 
^^A^  tu  2V«7o  vendust  Imben,  währeud  selbstverwaltete  Privatgüter  b7o  cintrugeD^ 
^•Ikt  aoch  in  Oestemiicli  mehr  wid  mehr  beim  OroMgimiidbesitK  von  der  Zeilpacht 
Gtbiwich  gemscbt  werde. 

11»: 


Digitized  by  Google 


164     Kap.  n.  Die  BeebtsfonDen  der  Bewirtlucfaftftiuig  und  des  Beeitaes. 


uamentlieh  <h\,  wo  durch  entsprechende  Bezahlung weise  (AntheiU 
nähme  des  Administrators  am 'Gutsreinertrag,  Tantiemesystem), 
durch  Gew&hnmg  von  BuhegehaltsansprAchen  etc.  das  unmittelbare 
Interesse  des  Administrators  mit  den  Wirthschaftsergebnissen  enger 
zu  verknüpfen  gesucht  wird;  oder  wo,  wie  bei  der  Gewährs- 
yerwaltung,  dem  Gutsbesitzer  seitens  des  Administrators  ein 
Minde8tl)etiag  des  Kiiiag.s  LrowährU'istet  werden  muss.  über  das 
hinaus  It^tztoror  am  Gewinn  Ix'th^'iliGrt  erscheint;  aber  dio  vielfach 
misslicheii  KrfaliruiiLi'on  bei  adniuiistrirten  Gütern,  die  Uiisich»'rheit 
über  die  Höhe  der  thatsächlichen  Rente,  die  Möglichkeit  häutiger 
Conflicte  mit  dem  Administrator  gerade  dann,  wenn  dieser  durch 
besondere  Befähigung  sich  auszeichnet,  aber  eben  desshalb  auch 
ein  weitgehendes  Maass  von  Selbstständigkeit  in  Anspruch  nimmt, 
lassen  meist  fdr  die  Gutsbesitzer  die  Zeitpacht  als  die  ent- 
sprechendere Bewirthschaftungsform  erscheinen,  welch*  letztere  denn 
auch  hinsichtlich  des  Besitzes  der  todten  Hand  im  engeren  Sinn 
(Staats-,  Gemeinde-,  kirchlicher  Besitz)  die  fast  ausnahmslose  Regel 
geworden  ist. 

b)  Die  \'(>rth«'ii»'  dfr  Selbstverwaltinm  köniuMi  da  iiiclit  /ur 
Geltung  kommen,  wo  das  eigenthüiiilicli  besessene  Gut  mit 
Schulden  fiberbfirdet  ist,  deren  auf  den  Wirthschaftem  lastender 
Druck  die  VV'irthschaftsenergie  lähmt  und  ein  schwer  überwind- 
liches  Hindemiss  ebenso  für  intensiven  Betrieb  wie  für  zeitgemässe 
Fortschritte  aufrichtet;  aber  auch  da  nicht,  wo  dem  Besitzer, 
wenn  schon  mftssig  verschuldet,  das  im  Hinblick  auf  die  Grdsse 
des  Besitzes  erforderliche  Kapital  zu  einem  schwunghaften  Um- 
triebe niclit  zu  Gebote  steht.  Der  erste  Gesichtspunkt  gowiiuit 
naiiuMitlich  Bedeutung  für  dio  KntsclHMduug  der  Frage,  ob  im 
Einzelfall  ein  landwirthschaftlicher  Unternehmer  /weckinassii4<'r  für 
den  Erwerb  eines  Guts  oder  für  dessen  Pacht  sich  entscheidet: 
un<l  die  Entsciieiduug  wird  verstäudigerweise  zu  Gunsten  der 
letzteren  ausfallen,  wenn  die  verfügbaren  Mittel  nur  eine  m&ssige 
Anzahlung  auf  das  Gut  gestatten,  der  neue  Besitzer  also  von  An- 
fang den  Betrieb  mit  weitgehenden  Schuldverbindlichkeiten  eröffnen 
mflsste.  Der  zweite  Gesichtspunkt  fällt  namentlich  gegenttber 
den  Übergrossen  Besitzungen  (Latifundien)  ins  Gewicht,  deren 
kapitalkräftiger  I  nitrieb.  bei  einer  Zerlegung  des  Lauiuadien- 
bi'sit/.cs  in  eine  entsprechende  Anzahl  von  Gutsbetriel»>ieinheiten, 
meist  tliirrli  Pächter  wirksamer  als  im  Weg  der  Selbstverwaltung 
oder  Administration  gesichert  orscheint. 
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5.  Fttr  die  grundsätzliche  LOsung  der  Frage,  ob  die  Pacht 
Tor  der  fiigenbewirthschaftung  den  Vorzug  verdiene  und  ob  im 
Hinblick  auf  eine  etwa  vorhandene  weitverbreitete  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  dessen  üebert'ührunGT  in  Staats-  oder  (iemeinde- 
f'ieonthum  unter  Verpachtung  des  letzteren  anzustreben  sei.  können 
^t  litstredpnd  obige  Gesichtspunkte  nicht  von  ausschlagge bonder 
Bedeutung  sein ;  denn  hier  sind  neben  den  Fragen  des  Productions- 
interesses,  die  möglicherweise  zu  einem  ixegebenen  Zeitpunkt  den 
Auaschlag  zu  Gunsten  der  Pacht  geben  könnten,  die  noch  wich- 
tigeren politischen  und  aocialpoUtischen  Momente,  die  mit  der  In- 
stitution des  privaten  Grundeigenthums  sich  verknüpfen,  ebenfalls 
in  Bfleksieht  zu  ziehen.  Die  aus  dem  Latifimdienbesitz  ent- 
"^prinirende  Nöthigiuig  zu  Verpachtungen  entfällt  zudem  mit  dem 
/•'it|iiinkt,  wo  jener  aus  Gründen  des  höheren  St4iatsinteresses  oder 
aus  ciirruer  Einsieht  der  Betheiligten  einer  zwinkentsprechenderen 
(rmridbesitzvertheilung  zu  weichen  beginnt  (Kap.  IV,  §  91  if.); 
während  der  durch  eine  stark o  IJeberschuldung  des  sonstigen  Grund- 
besitzes lierbeigeführten  Xothlage,  die  einer  zweckgemüssen  Be- 
wirthschaftung  sich  hinderlich  erweist,  durch  eine  Politik  des  Agrar- 
iresens,  die  die  bestehende  Schuldenlast  erträglicher  macht,  ihre 
Tilgung  in  angemessener  Zeit  anbahnt  und  einer  Wiederflber- 
schttldung  Hemmnisse  in  den  Weg  legt,  —  Maassnahmen,  die  sich 
auf  das  Gebiet  des  Erb-,  Verschuldungs-,  Versicherungsrechts,  der 
Steuer-  und  Zollpolitik  gleichinässig  zu  erstrecken  haben,  — jeden- 
fall«  in  einer  für  das  Staatswohl  gedeililicheren  Weist'  zu  begegnen 
iresucht  wird,  als  durch  die  völlige  Beseitigung  des  Privateigena 
und  Umwandlung  aller  Grundbesitzer  in  vom  Staat  oder  diT  Ge- 
meinde abhängige  Zeitpächter.  Wo  endlich  die  Neubegründung 
landwirthschafUicher  Existenzen  bescheidenen  Umfangs  in  Frage 
kommt,  braucht  selbst  eine  von  Anfang  ab  verhältnissmftssig  hohe, 
durch  Kaufschillingsreste  veranlasste  Verschuldung  im  Hinblick 
auf  die  in  kleinen  Besitzungen  ermöglichte  ausgedehnte  Verwerthung 
der  persönlichen  Arbeitskraft,  iianientlich  dann,  wenn  die  Laudes- 
iresetzgebung  den  Keiitenkauf  erleichtert  (g  91),  nicht  inuner  etwas 
Bcflenklirfies  zu  halten,  jedeufalls  würde  in  soblieii  Fällen  die 
Vererbpachtuug  dem  Zeitpachtweseii  noch  vorzuziehen  sein. 
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g  ^1.  Die  Zeitpacht.   Würdigung  im  Allgemeinen. 

Statistik. 

Bie  Zeitpacht,  deren  Wesen  in  der  zeiüichen  Ueberlassung 
von  fruchttragenden  Grundstflcken  an  einen  Dritten  zur  Nutzniessung 
gegen  bestimmtes  Entgelt  besteht,  ist  zwar  dem  Alterthiun  und 

der  älteren  nachchristliclien  Z»Mt  keineswegs  unbekannt,  hat  aber 
docli  erst  neit  Ausgang  des  Mittohltcrrf  grössere  Bedeutung  und 
AiiJ^lehnniiLr  i^t'wonnen.  wobei  sie  nur  allmählich,  nfimlich  in  dein 
Maasse  als  die  feudalen  HeiTsehaftsverhältnisse  zusainnienbracben, 
den  ihr  vordem  vielfai  Ii  fehlenden  Charakter  eines  völlig  auf  dem 
Boden  des  Vertrags  gleichberechtigter  Parteien  fussenden  Rechti>- 
verhältnisses  angenommen  nnd  in  dieser  fortschreitendem  Entwick- 
lung die  filtere,  im  ganzen  Mittelalter  mit  Vorliebe  angewendete 
Form  der  Erbpacht  ziemlich  verdrängt  hat  Ebenso  hat  sie  der 
Eigenbewirthschaftung  durch  Administration,  welche  ehemals  die 
herrschende  Form  drr  Bewirthschaftnnc:  der  Domänen  bildete  und 
bei  den  ßrrosrfen  Grundherrschafteu  dfs  Adels,  inbesondere  auf  dem 
Continent,  ebenfalls  beliebt  war,  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  mehr 
und  mehr  den  Boden  entzogen,  wobei  wegen  der  Gründe  dieser 
Erscheinung  auf  das  oben  (S.  163  ff.)  Bemerkte  zu  verweisen  ist 

Ein  ausgebildetes  Zeitpachtwesen  ist  allemal  erst  denkbar, 

wenn  die  landwiitli:5chattliche  Betriebsthätigkeit  aus  den  rohen 
Stufen  des  Ackerbaues  zu  einer  irewissen  Kunstfertigkeit  sich  empor- 
gearbeitet hat  und  diese  Entwicklunü  die  Bedenken  gegen  das 
Wagniss,  welches  die  contractlichen  PaehtbeziebnuLrcn  für  den 
EigenthÜmer  und  Pächter  mit  sich  bringen,  zurückdrängt;  wenn 
eine  gewisse  Stetigkeit  der  staatlichen  unri  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse ihren  Einfluss  in  derselben  Bichtung  geltend  macht: 
und  wenn  im  Gefolge  dieser  Entwicklung  eine  hinreichend  kräftige 
Veranlassung  für  tflchtige,  strebsame,  mit  den  nOthigen  Geldmitteln 
ausgestattete  Elemente  gegeben  ist,  Unternehmungsgeist  und  Kapital 
in  dieser  Art  wirthschalllicln'r  'IMiütigkeit  zur  Geltung  zu  bringen. 
Im  Uebrigen  ist  das  Zeitpachtwesen  aufs  Kngste  mit  der  Art  <lor 
Grundbesitzvorfassung  verknilpft:  denn  da  aus  «len  obencrwähnirii 
Gründen  die  Kigoubewirthschaltung  indnrFonn  der  Selbstverwaltung, 
wo  diese  überhaupt  ausführbar  erscheint,  privatwirthschaftlich  den 
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Vonug  vor  anderen  Bewirthschaftungsformen  Terdient,  so  wird 
fibenll  da,  wo  der  Grundbesitz  in  Gutem  mässiger  GrOsse  aufge- 
theilt  und  wo  er  im  privaten  Besitz  sich  befindet,  fflr  die  Zeitpaeht 
selten  Raum  p^egeben  sein.   Sie  tritt  aber  da  nothwendigerweise 

mit  einer  ir^^wissen  Ausschliesslichkeit  auf,  wo  übergrosse,  der 
Eigenbcvvirths(  haftung  uiifäliige  Gutscomplexe  in  einer  Hand  vor- 
finigt  oder  wo  die  Eigf^ntliilmer  juristische  Personen  (Staat,  Ge- 
meinde,  Kirche  etc.)  sind  oder  den  städtischen  Kapitalistenkroism 
anp^hören,  wie  letzteres  namentlich  in  Italien  vielfach  der  Tall  ist; 
beiordert  wird  diese  Entwicklung,  wenn  mit  der  Ausbildung  eines 
intelligenten,  kapitalkräftigen  Pftchterstandes  den  GrundeigenthUmern 
die  Zeitpacht  gegenüber  der  Administration  wachsende  Ökonomische 
Tortheile  bietet  oder  wenn  mit  der  Zunahme  der  Yolkszahl  auf 
dem  flachen  Lande  zahlreiche  Elemente  der  Landbevölkenmg  zur 
Krhaltiiii-  ilnw  Existenz  auf  den  Pacht  von  (irmidstücken  odor 
doch  aui  <1(  1  Zu|»acht  solcher  mit  einer  gewissen  Dringlichkeit  sich 
angewiesen  s^'in'H^). 

Im  Einzelnen  sind  für  die  Fraao  der  relativen  Berech- 
tigung der  Zeitpacht  folgende  Gesichtspunkte  zu  beachten: 

1.  Fflr  den  Bomanialbcsitz  und  den  sonstigen  Besitz  der  todten 
Hand  (kirchlicher,  Stiftuiii:>l)rrsitz)  kann  es  sich  im  wesentlichen 
nur  um  die  Walil  /.wiscluMi  Administration  und  Zeitpacht 
haiidflii  und  wir<l  aus  den  oIhm)  ;ui'_r»'LCobeneii  (inuidcn,  insolam;»' 
ujid  soweit  soltl)»M-  Besitz  überhaupt  erlialtungswürdig  erscheint, 
för  diesen  das  Institut  der  Zeitpacht  nicht  bloss  privatökonomisch, 
sondern  auch  aus  allgemeinen  Tolkswirthschafblichen  Gründen  voll- 
kommen berechtigt  erscheinen.  Inwieweit  imter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen neben  der  Zeitpacht  zweckmässig  eine  Vererbpachtung 
solcher  Gflter  oder  Gutstheile  einzutreten  hat,  ist  an  anderer  Stelle 
zu  erörtern  (J;  37).  Vorstehende  Bemerkungen  gelten  in  gleicher 
Weise  fftr  jenen  Theil  des  Grossgnmdbesitzes,  der  —  eben  wegen 
seiner  Grösse  —  der  Möglichkeit  der  Eigenbewirthschaftung  ent- 
zogen ist, 

2.  Das  Institut  der  Zoitpacht  kann  betreffs  der  erwäluiten 
Gftter  und  Gutscomplexe  der  todten  Hand  und  des  Grossgrund- 


')  Nach  Roscher  (S  61)  hat  mch  in  England  du  tuehtigw  Pieliterwesen 

^'t  r.  lt-  u'f"?'«  )!  Si  hliiss  des  Mittolalff'rs  p^ebildet,  in  Deutschland,  '/imrnl  dessen  nörd- 
ückeu  und  «est liehen  (icgrenden,  vonielimlich  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhundert«; 
^  Plreondschen  Domänen  sind  der  Zeitpacht  seit  17ÜU  unterworfen,  mit  kursen 
S«iiclwiiriii]it6Q,  in  denen  die  Erbverpuchtimg  beliebt  wurde. 
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besit'/f's  sogar  sooi  a  1  po  ]  itiscb  günstig  wirken,  wenn  näniHrh 
der  hier  Ii  er  zählende  Theil  des  Grund  und  Bodens  zum  Zweck  der 
Verpachtung  in  eine  Anzahl  Einzelpachthüfe  mftssiger  GrOsse  auf- 
geiheilt  wird,  weil  auf  diesem  Wege  fftr  zafahreiche  tflchtige  Elemente 
die  Möglichkeit  der  Antheilnahme  an  der  landwirthschaftlicheB 
Betrif^bsthätiirkeit  geschaffen  ist  und  hierdurch  der  an  sich  in  dem 
Voi  U  niiijt  11  /.ihlriicher,  ausserhalb  des  Verkehrs  betindlicher  Güter 
liegend«'  Xachtheil  eine  Milderung  erfährt 

3.  Die  /eitpacht  kann  dem  Landbau  nicht  bloss  intelligente 
Kräfte,  sondern  auch  Kapitalien  zufüliren,  .,die  sonst  draussen 
geblieben  wären"  (Koscher).  Da  der  Pächter  die  im  Gnind  und 
Boden  steckenden  Werthkapitaiien  dem  Eigenthümer  als  Pachtrente 
zu  verzinsen  hat,  so  ist  sein  Bestreben  naturgemfiss  darauf  ge- 
richtet, aus  den  seinerseits  in  den  Landbaubetrieb  zu  verwendenden 
Kapitalien  (Betriebskapitalien)  ein  möglichst  hohes  Einkommen 
sich  zu  sichern;  dieses  Bestreben  führt  daher  mit  >otli wendigkeit 
zu  denkbar  stürköter  Kapitalinteiisität  des  Betriebs  und  sorLrsani>t»'r 
Ausnützung  der  tUm  Pachter  überlasscneii  iiodenkrart.  die  aller- 
dings auch  von  einer  übermässigen,  die  Gesetze  der  Statik  (§  10) 
missachtenden  Wirthschaliksweise  begleitet  sein  kann.  Hiervon  ab- 
geseh(m  ist  einzuräumen,  dass  in  diesem  Jahrhundert  gerade  auch 
die  Zeitpftchter  auf  GutshOfen  mittleren  und  grösseren  ümfangs  in 
vielen  Gegenden  in  besonderen  Maasse  die  Träger  des  Fortschritts 
in  der  landwirthschaftlichen  Betriebstechnik  gewesen  sind,  soweit 
persönliche  Tflchtigkeit  und  ausreichender  Kapitalhesitz  sie  hierzu 
befähigte  und  dass  von  den  in  dieser  Weise  musterhaft  betriebenen 
Pachtwirthscliaiten  nanientlirh  die  bäuerlichen  Eigenwirthsehaften 
vielfach  auf  das  (ifnistiirste  beeinliusst  worden  sind:  insbesondtn» 
wird  kein  Unbefangener  den  hohen  Stand  der  Betriel»steehiiik  in 
den  englischen,  mittel-  und  norddeutschen  Pachtwirthscha^n 
leugnen  wollen,  imd  bekannt  ist,  dass  die  landwirtbschafUiche 
Intelligenz,  welche  beispielsweise  von  den  zaUreichen  Wtbttem* 
bergiscben  Fachthöfen  auf  das  flbrige  flache  Land  ausstrahlte,  den 
bäuerlichen  Betriebsweisen  dieses  Landes  sehr  zu  statten  kam. 

4.  Ist  die  Nützlichkeit  der  Befmchtung  des  Landbaus  mit 
Intelligen/.  und  Kajutal  (auch  aus  städtischen  Kreisen)  ini  Gefolge 
des  Zeitparht Uesens  ein/.uräumen.  so  darf  doch  auch  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  die  Institution  der  Zeitpacht  in  den  Land^rirth- 
schaftsbetrieb  ein  gewisses  bewegliches  Element  einführt,  das^ 
in  massigem  Umfang  vertreten,  unbedenklich,  ja  sogar  nOtzlich,  bei 
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übennassiger  Ausdehiing  aber  auch  schädlich  wirken  kann,  und  zwar 
niebt  bloss,  weil  ein  flberwiegendes  Zeitpachtwesen  die  socialen 
Gegensätze  von  Kapital  und  Arbeit  verschärft  (S.  162),  sondern 
auch  weil  die  wflnschenswerthe  Stetigkeit  der  Beziehungen  der 
Bebauer  zu  der  Scholle  ihrer  Thätigkeit  fehlt.  Für  den  Zeit- 
pächter ist  der  (iniiid  und  Boden  ledi<?licli  das  Öbject  der  wirtli- 
schaftlichen  Bethätigung  seiner  Arbeits-  und  Kaiiitalkraft:  «»r  hositzt 
für  ihn  nnr  insolange  Bedeutung,  als  er  in  der  Bebauung  di's- 
<A\mi  die  vorausgesetzten  Erfolge  seiner  Untern ehmertliätigkeit 
rerwirklicht  findet,  und  er  wird  ihn  verlassen,  sobald  diese  Voraus- 
setsungen  sich  nicht  mehr  als  zutreffend  erweisen,  da  alle  jene 
psychologischen  Erwägungen  und  thatsäohlichen  Momente,  die  den 
Eigenthfimer  auch  in  ungünstigen  Zeitläuften  an  die  Scholle  fesseln 
—  die  Anhänglichkeit  an  den  mit  Opfern  ererbten  oder  erworbenen 
OrTundbesitz,  der  Wunsch,  das  Grundeigen  auf  die  Nachkommen- 
sehaft zu  vererlien.  aber  auch  die  Schwierigkeit  <ler  Abstossung 
des  Bi'Mi/j's  in  minder  günstiger  Zeit  —  bei  dem  Zeitpächter  eine 
Kolle  nicht  spielen.  Die  in  diesem  Zugvogel  artigen  (Miarakter 
des  Zeitpächterthums  liegenden  Nachtheile  für  die  Erhaltung  der 
Stetigkeit  der  landwirtlischaftlichen  Verhältnisse  sind  bekanntlich, 
seit  die  transoceanische  Concuirenz  an  die  Thore  der  europäischen 
Landwirthscbaft  ungestümer  pochte,  in  dem  dieser  Goncurrenz  zu- 
nächst ausgesetzten  grossbritannischen  Inselreich  in  unangenehmster 
Weise  in  die  Erscheinung  getreten,  wie  die  seit  den  achtziger 
•Uhren  zahllos  vorhandenen  pachtlos  geword«'iien  Farmen,  die 
rmiiö^^liclikfit  ihrer  Wiederbesetzung  mit  and«MeH  räclitt'rn  und 
'Iii'  damit  im  Zusammcnliang  stehende  umfiingn'icli»'  Kinzielniiig 
ehemalig»'r  Getreidepacht -Wirthschaften  zu  eigenbewirlhschatteten 
Weidegrüuden  mit  den  unerquicklichen  Folgen  der  Einengung  des 
Kömerbaues,  des  Uebeigangs  zu  arbeitsoxtensiven ,  eine  Menge 
LaDdarbeiter  erwerbslos  machenden  Betriebsweisen  genugsam  be- 
weisen (g  5  am  Schluss).  Diese  möglichen  Schattenseiten  des  Zeit^ 
päehterwesens,  sobald  es  in  einem  Lande  vorherrscht,  sollten  von 
denjenigen  sehr  wohl  beachtet  werden,  welche  in  einer  grund- 
sätzlichen Umgestaltung  der  Kigenthumsordnuiig  am  Grund  und 
Boden,  durch  Vrrstaatlit  hung  »xlrr  Communalisirung  desselben,  die 
Losung  der  agrarischen  Schwir-rigkeiten  am  Aufgang  dieses  Jahr- 
hunderts erblicken,  mit  diesem  Ziel  aber  die  Umwandlung  aller 
landwirthschaftlichen  Unternehmer  in  Zeitpächter  nothgedrungen 
in  Kauf  nehmen  müssen. 
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5.  Bei  allem  Dem  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  die  Wirkungen 
der  Zeitpacht  in  prirat-  und  volkswirthschaftlicher,  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wesentlich  von  der  Art  der  rechtlichen  Ge- 
staltung der  Beziehungen  des  Pächters  zum  Gnmdeigenthfimer 
abhängig  bleiben,  wobei  Paehthl^he,  Fachtdauer  und  Grosse  des 
Pachtobjects  eine  besonders  wichtige  Bolle  spielen,  wie  die  nach* 
stehenden  Darlegungen  (g  32  fl.)  zeigen  werden. 

Statistik  des  Pn ch t wes «Mi >.  !.  In  Drutsrlilunf!  'vtrl.  hiVrzn  dip  Arbeit 
von  llilbiN  halH-n  imili  der  Beniisstati.stik  vom  ö.  Jiuii  1882  von  ;V27t>H44  landw. 
Hetnthi  it  2dS3899  Pachtlsnd,  danuiter  mit  «uBBchliessliebem  Pschtbetrieb 
Si'iMHT:  dir  in  Paobt  h<-u irtbschatleto  Fliehe  h«Mkgt  6173122  ha  oder  14^7. 
der  üeoammtflacbe  (obae  UoL&laud). 


Oröaae  des  Betriebs 

f  fr 

&-  ^ 
«  -  «  i, 

«  S  c  •=  ^ 

ü  -s  .a 

Von  der 
(lesannnt- 
tläcbe  ist 
Parhtland  "/„ 

von  2  20  ba  .  . 
von  20  -  200  ba  .  . 

200  ba  11.  daritlxT  . 

24«9 

2,7 

H.H 

24,9 

15.9 
1 1.1 

50.2 
«1,7 

* ; !  j. 

29,7 
10.3 

Durchschnitt 

10,7 

20«7 

63,6 

14,68 

Das  Pachtw.'^t  n  spielt  bieniacb  im  fjrossen  (tanzen  in  iJeutscblan <1  glücklicher- 
weise eine  selir  nenuenswertbe  Holle  niobl,  wi-nn  es  scbon  in  einzelnen  1  heilen  stark 
vertreten  ist;  dabei  dürfen  iui  Sinne  der  späteren  Anseinandersetxnnjren  im  Text  die 
kleinen  Pacbtbetriebo  das  meiste  Int<*res8e  in  An^pnich  nehmen,  weil  hier  die 
führ  einer  \vncberarti}{;en  (Jestaltnnjf  der  T':i(  litpu  iso  hf  >nTid('rs  nahe  prückt  \^t.  Nnn 
i:>t  aber  »elbüt  in  dieser  (iruppe  {hin  2  ba)  noch  nicht  einmal  ein  Drittel  der  «uf 
diese  Omppe  ratfsUenden  landw.  Fläche  Pacbtland,  mehr  als  swei  Drittel  der 
Flache  sind  in  Selbstbewirlhschaftun«.'^  und  die  Hälfte  aller  Betriebe  sind  Ei^'^  u 
thUmerbctrit'be:    in   stärkere?)    i!     dtn    liiu  chsebnittliehen    Procentsätxen   ist  der 
Parzellen paebtbelritib  vorkoiimieud  in  füllenden  ätaaUigebieten  und  Gebietülheilen. 
woselbst  die  Pachtflitohe  in  "  o  Aer  Gessmmtfläehe  dieser  Art  Ton  Betrieben  (bis  9  ha) 
beträfet:  in  der  Preuss.  Provinz  Sachsen  42,9%;  Hannover  52.57«;  Wtstplialen 
48  . S%:  Meeklenbnrjr-SHiwi'rin  4(>,4"  o;   -Strelitz  57,7  7o;  Bniunschwei-r  «>7,3%; 
Anhalt  47,4%;  Oldenburg  39,3  "/g.  Zalilreich  sind  übrigens  in  diesen  Pacbtbetriebea 
Taf^löhner,  Fabrikarbeiter,  kleine  Handwerker  auf  dem  flachen  Lande  Tertreten« 
%velebe  durch  Pacht  oder  Zupacbt  freie  Arbeitsstunden  zu  verwertheu  trachten  «nd 
insoweit  dies  der  P'all,  wird  mnu  ohnedies  die  dnii  Parzellenpncbtwesen   .m  '«ieb 
anklebenden  Nachtheile  in  Kauf  nehmen  kimueu,  ja  die  Möglichkeit  der  i'uchi  \iel- 
fach  als  einen  Gewinn  für  solche  BeTdUcerongselemente  ^trachten  dürfen  ($  34. 
Ziffer  2),  wogegen  freilich  da.s  nnifangreiebe  Vorkomnicn  der  Znpiu  ht  in  den  bäuer- 
lichen Wirtbschaflen  selber  (verbältnissmassig  am  stärksten  in  Niiddeutschlaud  ver- 
treten) ans  den  später  amcttgebeudeu  Gründen  unerwünscht,  wenn  auch  uuter  den 
gegebenen  Besitxverhftltnissen  häufig  noth wendig  erseheint.   Solche  Mischpaeh- 
tungeri  knmnifn  nun  aber  gerade  auch  in  der  /wiitmiter^ton  Cmippe  (2-  t?>)  ha 
zahlreich  vor;  es  betragen  z.  B.  in  Procenten  aller  Bethebe  überhaupt  in  der 
Gruppe  2—20  ha  die  Miscbpachtbefiiebe  in  der  Preuss.  Provinx  Sachsen  b2jS^  ^; 
Hanm.ver  41.0"',,;  IT.  >m  n  \as>iui  4(),5^o•.  Kheinprovinz  47,9°     Hobenzcdlem  52,2* 
Baden  öt^,3  7.i  Ucdtien  57,3  7«;  Braunschweig  60,7  7«;  Anhalt  l^ß  7,;  in  den  beidea 
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5!  '  kI.Mibun»  4Ö.3  bezw.  50,9  Vo 5  Klsnss-Lothriii^pn  nT.fi"'.,  wag  mit  der  pum41en- 
jMciitweiüeu  Verirebuug  vou  StaaUi-,  Getueiudc-,  Kirchcugüteru  und  derjt^uigeu  von 
priratm  Gnuidb«>8itz  (nicht  bloss  Gross  sondern  «nch  bänerlicben  OmndWsits)  in 
ZujammenhHii<<:  steht  und  wobd  der  Vortheil  der  Zupacht  (Vergrössening  des  Wirth- 
schaftsareals)  ebenfalls  häufig  ei»  ^f^r  problemnti>(li<  i  «lein  wird,  wie  durch  die 
süddeak(cbe  Agrarenqueteu  mehrfach  bestätigt  uonltni  int. 

S.  In  Frankreich  wurden  1882  (Statistique  af^ricole  de  la  France  en  1883, 
Nancy  1887)  unter  landw.  betrieben  ermittelt:  Ei^renthümer  (Selbstwirth- 

s*ha^*  r.  ohne  und  mit  Pnrhtlaud)  4824917  oder  7l>,7n  **  „;  Pächter  (wohl  nur  reine 
huhibetriebej  749 5Ö9  oder  lH,82  7o;  Theilbaueru  ;^78öö  oder  (i,42  7o-  Die  direkte 
Bewiftbschafhingr  ftberwiegt  im  Osten  und  im  Süden,  die  indirekte  hanptsftehlich 
im  Westen;  die  Pachtwirthschaft  besonders  in  den  grasreicheii  (It';:t  tHlen  des 
tVntrums,  dt  ii  rn-nssrii  (»etreideebenen  des  Nordens,  den  oceanisel>en  Departements 
und  in  Maiirlie-  Thrilbauwirthschaft  in  den  südwestlichen  Departements  und  ha 
Ctnuinm,  Von  der  Oesammtfläche  entfallen  auf  das  Pachtland  27,24  "Z«,  anf  die 
Theilhnn\irth8chaften  12,29  ^/o-  Hinsi(  litlidi  di  r  rlirorfon  Bowirthsrhaftunp  steht 
aUo  Frankreich  —  lüugesehen  auf  diu  buwirthschiU't<:t(;  Fläche  lünter  DeuUicli- 
Und  zurück. 

3.  In  Belj^ien  flberwiegto  das  Pachtwesen  sehr  beträchtli<  Ii :  uiit(>r  910396 
landw.  Hetriebeii  ZfililiiTiL' von  1KS()  sind  nur  217  120  reine  Ei«r«  ntiiumwirthsc]iaften 
<23J»7o^  dafrejji  ri  reine  Pachtbetriebe  445528  (48,85  "/o>.  {remischte  Pachtbetriebe 
247,748  '27,22       xosammen  Pachtbetriebe  6^276  (7G,  15  7» ^• 

4.  In  Italien  bilden  (nach  der  Statistik  von  1871)  die  Zeitpächter  7,4 7o  «l*'*' 
lauerlii  In  n  Bevölkemnp:  der  Procentsafz  sinkt  in  einzelnen  Provinzen  auf  ein 
Minimum  herab  lUmbrieu,  Marken,  Latiumi  und  erhebt  sich  in  der  Lombardei  und 
Vcnetien  anf  13,01  und  beaw.  1&,84%  aller  Betriebe. 

;').  (irossbritannien.  Ks  haben  nach  den  amtlichen  Zählungen  in  En^rland, 
Wales  und  Schottland  betragen  (vgl.  Faaache  in  Jahrb.  t  K.  u.  8t.,  Bd.  LVlii, 
.S.  1  ff.j; 

1888        1889  1890 
Zahl 

Keine  Pachtungen  ....  47ö9{>2  481748  484333 
Milchpachtunjr^'n  ....  20811  2ü(iö3  21229 
Eijfenthumsbetriebe     .    .    .     734:^^        72439  72179 

570206      574840      077  7«1 

Aul'  das  verpachtete  Land  entfällt  1890  eine  Fläche  vou  27924000  acres,  auf 
das  vom  Bigenthfimer  bewirthschaftete  Land  «ine  solche  von  4843000  acres,  und 
»ird  also  fast  6  Mal  so  viel  Land  von  T'äc  htem  als  von  Eigenthttmern  bewirth- 
>ciiaftet  und  die  Zahl  der  wirthschafteudeu  £igenthfimer  (owner  faiming)  ist  in 
der  Minderung  begriffen. 


§32.  Die  Preisbildung  in  der  Zeitpacht*). 

1.  Bei  der  Eicronhewirtlischaftunc:  finden  sich  die  den  Reinertrag 
läldpndpn  Einzol-Elemente :  <1it^  < Jnuidrente ,  d.  i.  tlor  auf  den 
Grund  und  Boden  und  die  mit  ilim  verbundenen  testen  Anlagen 
«entfallende  Antbeil  des  rjosammtreinertrags,  femer  die  Verzinsung 
des  in  das  landwiithschaftUche  Unternehmen  verwendeteu  Betriebs- 
ka^taU  und  die  fttr  die  Mitarbeit  und  die  Leitung  des  Betriebs 


*)  Hier  ist  nanentlieb  auch  auf  die  Ansftthmngen  von  Rnhland  und  von 
^  V.  ftteitt,  a.  a.  0.,  xn  verwcAaen,  an  die  sich  die  ItersteUung  mehrfach  anleimt. 
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anzusprecliendo  Verjrvitung  (Lnternoliinerlohn)  untcrschiedlos  vor- 
einigt; bei  der  Verpachtung  scheiden  sich  diese  Elemente,  indem 
der  Gnmdeigenthflmer  für  die  Ueberlassung  der  Nutzung  des  (rrund- 
kapitals  die  Grundrente  vorweg  fttr  sich  in  Anspruch  nimmt  und 
als  Pachtschilling  (Paclitrente)  einzieht  Mit  der  Aufstellung  des 
Satzes,  dass  der  EiL;»'iitliümer  bei  Vi»rpachtiing  seiner  Grundstöcke 
die  Onindrente  zu  Lm'iuisjmucIiüu  IhIm',  ist  nun  aber  für  die  Be- 
mosöuiig  lies  PachtscliillinL''s  im  eoiuroten  Fall  wciiitr  prewoiiiRii: 
weil  der  Antheil,  den  an  dem  Ergebniss  der  Bewirtliscliattung  der 
Gnmd  und  Boden  einer-,  das  Betriebskapital,  die  Intelligenz  und 
die  Arbeitsleistuug  des  Unternehmers  anderseits  bat,  nur  auf  Grund 
von  mehr  oder  minder  willkfiriichen  Annahmen  sich  feststellen  lässt: 
und  auch  die  Foimulirung  der  Pachtrente  in  dem  Sinn,  dass  sie 
die  Verzinsung  des  durch  Grund  und  Boden  repräsentirten  Werth- 
kapitals  darzustellen  habe,  gieht  keinerlei  feste  Anhaltspxuikte,  da 
der  Werth  des  Grund  und  Bodens  selber  ein  sehr  flüssiger,  schwer 
fassbarer  Begriff  ist  und  die  Werthbilduntr  des  Grund  und  Bodens 
sicli  vi»'lta<'h  ohne  l{iick?^ieht  auf  die  ^\  iiklu  lu'n  Ertragsvcrhältiiis-e. 
lediglieh  durtli  die  zufälligen  Verbältnisse  von  Angebot  und  Nacli- 
frage  vollzieht,  wobei  iu  aufwärts  steigenden  Verhältuiiätien  der  Ver- 
kehrswerth regelmässig  dem  Ertragswerth  vorauszueilen  pflegt. 

2.  Die  Preisbildung  in  der  Zeitpacht  ist  daher  nicht  sowohl 
das  Ergebniss  einer  im  gegebenen  Einzelfall  voigenommenen  rech- 
nungsmftssigen  Ausscheidung  der  auf  den  EigenthUmer  und  den 
Pächternach  demMaasse  der  beiderseits  gelieferten  Productaonsmittel 
entfallenden  Reinertragsantheile,  als  vielmehr  das  Product  von  auf 
eine  gewisse  Summe  von  Erfahrungen  sich  stützenden  Durch- 
schnittsaiijiahmen,  dessen  zahlenmässiirf  Feststellunc:  iudess  —  wie 
die  \V»M-tli]tildung  des  Gnmd  und  Bodens  scIIut  —  von  den 
wechselnden  Verhältnissen  von  Angebot  uud  Kacbfrage  und  allen 
aul'  die  Preisverhältnisse  Einfluss  habenden  zufälligen  Momenten 
abhängig  bleibt.  Daher  selbst  die  sorgfältigste  Abmessung  der  fOr 
die  Bestimmung  des  Pachtschillings  in  Betracht  kommenden  Bedin- 
gungen nicht  hindern  kann,  dass  ersterer,  je  nach  dem,  von  dem  als 
normal  angenommenen  Stand  ab-  oder  aufwärts  sich  entfernt  Hierin 
und  in  dem  natflrlichen  Interes8eng«'g(  nsatz  zwischen  dem  Eigen- 
thüuier  des  Bodenkapituls  und  dem  thatsächlichen  Bewirthschaft^r.  in 
dem  Kampf  um  die  Hrdie  der  Pachtrente  liegt  der  schwache  Punkt 
des  '/♦'itpachtwesens,  der  g»M;idi'  wicclcr  dann  lu'sduders  bedeutungs- 
voll wird,  wenn  diese  Institution  einen  sehr  breiten  Kaum  ein- 
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nimmt  oder  gar  —  im  Sinne  der  Bestrebungen  auf  VerstaatUchiuig 
oder  Commimaliainmg  des  Bodens  —  seiner  Zeit  die  ausschliessliche 
Foim  der  Bewirthschaftung  darsteUen  sollte'). 

Der  Fall,  duss  aus  dem  Kampf  um  die  Höhe  der  Parhtrente 
die  Pächter  siesrreicli  hervorc^ehen,  wird  bfi  torts(iir<'it<Muler  Volks- 
wirtli:S('liaft  selten  eintreten,  da  die  Mehrung  «Icr  Volkszahl  das 
Verhältniss  von  Landangehot  nn(i  Landnaehtrage  zu  Gunsten  der 
Eigenthümer  verschieht;  viel  hänfiger  wird  der  Fall  sein,  dass  die 
dringende  Nachfrage  die  Pachtrente  auf  eine  Höhe  treibt»  welche 
dem  Terpachtenden  Eigenthttmer  einen  den  naturgemässen  Antheil 
fibeisteigenden  Theil  des  Wirthschaftsertrags  des  Pachtguts  in 
die  Hand  spielt.  Ein  Anziehen  der  Pachtpreise  kann  also  sehr 
wohl  mir  ein  scheinbares  Steigen  der  Grundrente  darstellen,  indem 
OS  nicht  auf  dem  hnlicren  Krtragswerth  des  Bodens  an  sieh,  sondern 
darauf  h»'ruht,  da^ö  der  l'iichtcr  anf  eine  (^iiote  des  ihm  zukommen- 
*leu  Krtragsantheils  (Verziiisuiiü  des  lieirichskapitals,  Arbeitslohn) 
zu  Gunsten  des  Verpächters  Verzicht  leisten  muss. 

3.  Die  Ursachen  dieser  vielfach  wahrnehmharen.  durch  neuere 
ftorgföltige  Untersuchungen  zahlenmässig  festgestellten,  in  zahl- 
reichen Zusammenbrachen  Ton  Pächterexistenzen  oder  in  der  ge- 
druckten Lage  der  letzteren  in  die  Erscheinung  tretenden  thatsäch- 
Hchen  Paehtüberzahlungen*)  werden  leicht  verständlich,  wenn 

^  ühtT  (las  Vlirfahren  zur  Krmittoltnijr  flfs  rirlitTjr«'Ti  l'aclit/iiisr^;  auch 

A.  MTütfuer,  KinaazwisHenschatt,  §  22H  und  die  daselbst  gej^ebeuen  Literatuniacli- 
wciie.  Versteij^erung  der  Paehtg^iter  ist  die  fast,  ansnahmslnse  Ke^rel  bei  (tütom 
der  jorlstjflcheii  Peraonent  hat  sich  aber  auch  beim  Privatp-undbenitz  ein^ebür^lt; 
.i«"nc  kdnuen  kaum  andfrs.  nni  sirh  nicbt  linn  Vnr^vurf  der  ptTsiiriliehen  Be^ri'm^tilrullJ^ 
amzuftetxeu,  wobei  dann  treilicii  bei  diesen  Versteigcruui^u  das  subjektive  Muiueut 
-  CffbersrhAtzuiiju:  de«  Ertrags  oder  auch  der  eigenen  Kraft,  Eitelkeit,  üroBsnuuma- 
f(i>  ht  f'tr.  um  x(i  mehr  oft  eine  Bolle  spielen  und  die  rein  niiihterueu  Krwägimgen 
iu  den  Hintergrund  drängen,  je  mehr  vennö«r»>  di  r  Kleinlirif  der  Parhtanwesen  der 
Kreis  des  Augebotti  erweitert  int  und  je  mehr  letzteres  au«  imuerticlien  Klemeuten 
rifh  snsanunensetzt.  Ein  Corrertiv  ge|i^n  unverständiges  gegv^nseitiges  „Aich  liinanf- 
hrauben*  bildet  einigermaassen  das  Verlangen  der  ('auti(»ns.stellungen,  wie  bei  den 
l'rrnsKjsrheK  f>«miineu  Kegi'l,  aber  doch  mir  hn  Her  Vrrpnt  htmitr  mittlerer  und 
grosserer  Gilt  er  anwendbar  ist.  Vorsehlag  enies  l^achtgeldniaxiniums,  um  den 
i  u  hitiiistregberdett  bei  dem  Heistgebotverfahren  entgegeturawlrkent  bei  Berg^bof- 
l^ine  a-  H-  OHi  aufgi  >trl1i,  ^ooll  anders  das  Pachtwesen  in  der  Phase  einer 

^winden  Kntwirkbinir  vcriili  il)cii^. 

'i  UvT  amtliche  Bericht  ul>er  l'reusseus  landw.  Verwaltung  iu  den  Jühren 
iS.  dö3>  bestätigt,  dass  ^in  den  eOer  Jahren  die  Pachtgelder  für  Doniänen- 
Vurw^rkn  in  zahlreiche?!  Fällen  eine  Hidie  erreicht  hatten,  welche  mit  der 
KrtrAusfahigkeil  der  Pachtgiiter  nicht  im  richtigm  Verhältniss  stf'ht"  und  dnss  dies 
,iieUru  anderen  Cahuaitäten"  ( uiitteimühhiger  Auätäll  der  Kruteu)  die  l  rsuclie  gu- 
«tesen,  ^die  I^age  vieler  Domänenpächter  an  f|;efährden  nnd  einen  Theil  der- 
k»lbi>B  dem  VermAgensxerfall  entgegenxofähren".   In  den  Jahren  1878/87 
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man  sich  vtMir<^Gf*^nwärtigt,  dass  der  Gniiul  und  Bodon  weiren  seiner 
Unvermehrbarkeit  und  Unübertragbarkeit  dem  Besitzer  ein  Monopol, 
d.  h.  eine  mit  der  steigenden  Volkszahl  wachsende  ökonomische 
MachtstoUimg  gewährt,  welche  sich  als  Steigen  des  Grundwerths 
im  Falle  des  Verkaufs,  als  Steigen  der  Pachtreote  im  Fall  d«r 
Verpachtung  äussert;  dieses  Steigen  hat  eine  natOrliche,  wirth- 
schafUiche  und  sittliche  Berechtigung  indess  nur  dann,  wenn  es 
als  unmittelbare  oder  mittelbare  Folge  entweder  der  natfirliehen 
Erhöhung  der  Productionskraft  des  Bodens  dureli  vom  Besitzer  vor- 
i>(Mioinmono  planvolle  YerbesstTinKj^Mi  der  Bodensubstanz  oder  aber 
als  Köllme  der  durch  den  wachsenden  Wohlstand  d*'r  (losammtbe- 
vdlkerung  ermön^lichten  Erhöhung  der  Preise  der  Bodenerzeuguisse 
selber  sieli  'lurstellt;  jene  Berechtigunc:  fehlt,  wo  das  Steigen  des 
Boden-  und  Pachtwerths  lediglich  die  Folge  der  Zwangslage  ist,  in 
welcher  sich  die  in  anderen  Erwerbszweigen  nicht  unterbringbaren, 
also  auf  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  angewiesenen  Bevölkerunga- 
theile  gege nOber  den  Monopolisten  des  Grund  und  Bodens  befinden 
und  vermöge  deren  sie  in  den  Belitz  von  Grund  und  Boden  nur 
unter  Verziclit  auf  die  volle  Aneignung  des  Produkts  ihrer  eigenen 
Wirthj^ehaftsthätiirkt'it  sieh  zu  setzen  vernidgen.  Xun  ist  olVeubitr 
einer  in  diesem  Sinn  unberechtigten  Entwicklung  da  eine  gewisse 
nicht  überschreitbare  Grenze  gesetzt,  wo  durch  eine  Mischung  von 
grosseren,  mittleren  und  kleineren  Gütern  imd  unter  der  Herrschaft 
einer  die  Abstossung  von  Land  und  den  Erwerb  von  solchem  nicht 
fibermftssig  erschwerenden  Gesetzgebung  die  Kachfrage  nach  Land 
sich  leidlich  jederzeit  zu  sättigen  vermag;  diese  Grenze  fehlt  aber, 
1^0  die  Grundbesitzverfassung  jener  ^^harmonischen  Mischung*^  ent'- 

nnd  nicht  w«mger  als  67  Domineiipicbter  (von  im  OaaseD  806  DoraftDeiipaehtiiiigeB 

mit  K)r)8  Vorwerken)  insolvent  fteworden  und  „nnr  in  wcnijren  Fällen  ist  derV«-- 
mö^^euiiisert'Hli  der  betr.  Pärhtpr  einer  nirht  rationellen  Wirthschnftafuhrnng^  »»dar 
verfelilten  HnanKieUtin  Speculiiiiun  beizuniefiscu  oder  durch  Mi^säcrnteo,  Wass«»^ 
Schäden  .  .  .  verarmclil  worden.  In  den  meisten  Fällen  hatte  sieh  in  Folipe  des 
Äuf  der  Lttiulwirthsrliaft  liisttMidcri  Diiii  ks  der  Krtrajjswerth  der  unter  <rüii'^t!iri'ri-ii 
Verhält niüsen  pipaeliteteu  Domäueu  inzwischen  so  venin}fert,  dasa  die  Pachter  die 
Paehtunffen  unter  Kinbusse  des  in  dieselben  eingebrachten  Vemiöj^ens  oder  dtxrh 
eines  namhaften  Theils  desselben  verlassen  mussten"  (Ebenda  für  1884/87,  S.  10). 
Solrhos  darf  Anpesichtj»  der  in  den  70er  Jalirni  ztitn  Aitsbriid)  ir«*Inii irren 
Kriüiü  freilich  um  «o  weniger  Wunder  nehmeu,  wcuu  mau  Uesit,  „die  dorcli 
NenverpachtDngen  von  Domilnen  endelte  Rtei|rernn$r  des  alten  Paehtzin«es  in 
1873/75  45 7o.  in  187(>,  78  55%,  in  187H  H]  immer  noch  15%  betrug*';  und  das» 
der  (iesaniratertra}?  der  Domänen  v«in  14,10  M.  vom  )  t  im  I  tlin  1SV)  irestiejren  i>?. 
im  Jahre  1860  auf  18,15  M.;  187Ü  auf  29,63  M.;  imJ  aut  ;i^,16  M.;  18öl  aaJ" 
38,42  If.;  1884/67  aaf  41,17  M.  —  Die  sammtUchen  Prenssischen  DoiniiiMi  im 
Maassprehalt  von  34422^8  ha  ertrageD  in  der  Berichtsperiode  1884/87  14171585  M. 
(41,17  H.  vom  ba). 
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behrtt  wo  also  der  Grund  und  Boden  im  facüscfaen  und  rechtlichen 
Bestts  einer  verh&ltiii8Bm&Ba]g  kleinen  Anzahl  Yon  Menschen  sich 
befindet;  und  sie  wird  am  leichtesten  üherschritten  werden,  wenn 
nach  dem  herrschenden  Besitzsystem  oder  den  ein^ebtlrgerten 
wirthschaftlichen  Gepflogenheiten  die  .vorwiegende  Bewirthschaf- 
tungsform  von  (Irujid  und  Boden  die  Zeitpacht  ist,  weil  man 
^ich  leichteren  Herzens  pntschlieöst,  eine  Paohtschuld  als  eino  Kauf- 
rliuld  auf  sich  zu  laden,  weil  desshalb  die  Ausbietung  von  Land 
iü  der  Form  der  Zeitpacht  die  Nachfrage  nach  Land  künstlich 
steigert  und  diese  künstliche  Steigening  vielfach  Pachtflberzahlungen 
im  Gefolge  haben,  d.  h.  den  Grundeigenthümem  einen  ihnen  nicht 
zukommenden  Antheil  am  Bodenertiag  zuführen  wird;  dies  Alles 
um  so  mehr,  je  kleiner  die  Pachtobjecte,  je  kfirzer  die  Pacht* 
Zeiten  sind,  ein  je  grösserer  &eis  von  Nachf^e  nach  Land  daher 
künstlich  Lreschatt'on  und  je  häufiger  die  Gelegenheit  zur  Pacht 
eröffnet  wird.  Für  die  grundsätzliche Beurtheilung  der  Bcstrc])uii2:en. 
welche  auf  dem  Weg  der  Ueberfuhrung  des  Grund  und  l^o<ieiis  in 
irgend  eine  Form  des  Collectivbesitzes  die  Zeitpacht  zur  aus- 
schliesslichen Form  derBewirthschaftung  zu  maclien  sich  anschicken, 
ist  daher  auch  diese  mögliche  Folge  des  Pachtwesens  wohl  zu 
beachten. 

4.  Der  thatsftchliche  Vorgang  im  System  der  Zeitpacht  ist  in 
fliablickauf  denmonopolartigen  Charakter  des  Orundeigen- 
thums  daher  regelmässig  der,  dass  die  zunehmende  Nachfrage  nach 
Pachtland  höhere  Pachtzinse  zeitigt;  dass  die  Noth wendigkeit  der 
Erwirthschaftung  der  letzteren  die  Pächter  zu  stets  rationellerer 
'-ultiir,  zu  intensivster  Ausnützune  der  natürlichen  Bodenkräfte 
drängt;  dass  aber  diese  in  der  Zunahme  der  Koherträgnisse  sich 
iossemden  technischen  Betriebsfortschritte  bei  jeder  neuen  Yerpaeh- 
tunggrossentheiis  oder  ausschliesslich  den  verpachtenden  Grundeigen- 
tbtlmero  selber  zu  Gute  kommen,  weil  die  Möglichkeit  des  lohnen- 
deren Wirthschaftens  auf  den  Pachtgütem  von  den  neuen  Pftchtem 
in  den  Pachtpreisen  stets  von  Neuem  escomptirt  wird.  Die  an 
sieh  gerechte  Forderung,  dass  die  Früchte  der  qualificirteren  Ar- 
^^li  am  BrultMi.  <ler  technischen  Fortschritte  in  der  liodoncultur 
<^**r  iMchtcrhcvölkenrng  sell)er  zu  Gute  kommen,  wird  al>i>  li  'u-hstons 
während  der  Dauer  d»^r  Pacht  selber  erfüllt;  nach  deren  jedesmaligen 
Ablauf  aher  ins  Gegcnthcil  verkehrt,  wenn  und  soweit  die  örtliche 
l'acbtoachfrage  das  Pachtangebot  übersteigt.  Die  Erfahrung  zeigt 
denn  auch,  dass  da,  wo  der  Boden  in  Form  des  Pachtlandes  be- 
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wirthschatlet  und  wo  durch  Ausbietung  des  Bodens  in  kleinsten 
Par/.t'Ilen  die  Nachfrage  nacli  Pachtland  jederzeit  hochgehalten 
wird,  die  intensivste  Bodeneultur  gleichwohl  den  Pächtern  meist 
nur  eine  bescheidene,  häufig  selbst  nur  eine  kflmmerliche  Existenz 
gewährleistet,  während  die  Qrundeigenthfimer  in  der  arbeitslos 
bezogenen  Pacht*(Gnmd^)rente  ein  ständig  wachsendes  Einkommen 
beziehen;  wobei  es  genügt,  an  die  Lage  der  Kleinpächter  in  Italien. 
Belgien,  einzelnen  TIkmUmi  FranknMchs.  der  deutschen  Kheineberit* 
zu  erinnern.  Man  kann  daher  (mit  Kulilaiid)  wohl  sairen,  da>^ 
die  jeweilige  Höhe  der  Pachtrento  <lurch  den  Arbeitsertrasr  der 
qualitativ  besten  Arbeitskraft  nach  Abzug  der  uöthigsten  Unter- 
haltungskosten bestimmt  wird  und  dass  die  von  dem  Yerpachtenden 
Grundeigenthflmer  bezogene  Pachtrente  jede  im  Laufe  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  durch  technische  BetriebsfortBChritfce  Ter> 
anlasste  Werthsteigerung  der  Pächterarbeit  alsbald  aufsaugt^). 
Wenn  dieser  Gang  der  Dinge,  zumal  unter  dem  Gesichtswinkel 
socialer  Betrachtungsweise,  wenig  erfreulich  ist,  so  kann  die  Er- 
kennunc:  dieses  Hanofes  und  der  sie  veranlassenden  (i  runde  sicher- 
lieh  eine  an<l«'rt'  SehlussfolL^^crung  als  die  nieht  zulat?sen,  dass  ein*^ 
Gnuideigenthumsordnung  und  Grundverfassung,  welche  di»^  Kigen- 
bewirthschaftung  und  damit  die  Aneignung  der  Vortheile  rationeller 
Bodeneultur  dem  Bewirthschafter  selber  sichert,  vor  jener  anderen 
unbedingt  den  Vorzug  Terdient,  welche  die  Person  des  Eigen- 
thfimers  —  sei  dieser  nun  eine  juristische  (Staat,  G-emeinde)  oder 
physische  Person  —  von  jener  des  Bewirthschafters  trennt^  dem 
ersteren  ein  arbeitsloses  von  selbst  steigendes  Renteneinkommen 
zuweist,  dem  letzteren  aber,  als  Pächter,  eine  andere  Aussicht  als 
die.  trotz  (lualiticirterer  Arbeit  auf  dem  uleielien  nicdriiren  Xivt^au 
des  durch  die  rnterbaltsl^osten  bestimmten  durchsciinililiciien  Ar- 
beitslohns verharren  zu  müssen,  nicht  eröffnet 

5.  Die  vorstehenden  Betrachtungen  treffen  da  nicht  oder  doch 
nur  in  sehr  beschranktem  Grade  zu,  wo  da^  Paelitland  einen  ver- 
haituissniässig  kleinen  BruchtheiL  des  Gesammtareais  darstellt: 

Aiuh  in  (liM-  t'ny:lis<'hen  Afrrun'iuin«'to  von  187i*'Hl  i«Jt  vü>lfar}i  fostiriest«»llt 
wordcu,  daas  Pächter,  wenn  sie  das  (iut  verbessert  hattt^u,  i^orude  in  Folgv 
ihrer  Aaalafren  und  des  dadarcii  fj^ostiet^enen  Qutswerths  im  Pachtsia» 
gfeBteijirerf  wtirden  odr-r  di*'  1*:n  litittiir  v»- r I  o rcn :  zahlreich»'  l';M  ht«*r  liättcr 
au  förchteu,  bei  intensiver,  kapitalreicher  Wirtlischaft  im  Pachtzins  erhöht  xu 
werden.  Das  alte  äprichwurt  Kciieiuc  noch  immer  Geltung  xn  haben :  ^  lle  diai 
havocks  inaj  sit.  He  that  imfiroTeii  mnst  fiil**.  Oldehes  dürfte  vielfach  auch  fSr 
den  Coutineot  antreffen. 
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oder  wenn  die  Verpachtung  in  Oestalt  Ton  FachtgAtem  mittleren 
und  grosseren  Umfangs  gehandhabt  wird,  weil  das  zur  Bewirth- 
schaftung  solcher  Oflter  erforderliche  Kapital,  femer  die  besonderen 

Sicherheiten,  welche  der  Verpächter  in  solchen  Füllen  von  den 
Pachtliistiu'**!!  zu  fordern  ptiegt,  endlich  das  erhebliche  mit  dem 
Pacht  sukher  «Jütor  verknüpfte  wirthschaftliche  Ivi>ito  die  Nach- 
frage nacli  Fachtlaiid  in  vcrlialtnifsmässig  enge  Grenzen  bannt, 
und  weil  selbst  beim  Vorhandensein  zahlreicher  Bewerber  doch  die 
in  diesen  Kreisen  vora\iszn^<et7endt'  höliere  wirthschaftliche  Ein- 
sicht und  Erfahrung  wirkliche  Pachtflberzahlungen  zu  Ausnahme- 
filUen  machen  wird.  Eine  grundsätzlich  freundliche  Stellung  zu 
dem  Institut  der  Zeitpacht  kann  daher  auch  für  jene  Fälle,  wo 
wegen  der  Unmöglichkeit  der  Eigenbewirthschaftung  von  dem  Mittel 
der  Verpachtung  nothgedningenemiaassen  Gebrauch  gemacht  werden 
muss.  der  Rege]  nat  li  (huii  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Pacht- 
vprirebung  <h^s  Landes  in  mittleren  und  grösseren  Pachtgütern  zu- 
gestanden werden. 


§  33.  Die  Dauer  der  Zeitpacht 

Der  Widerstreit  der  Interessen  des  Verpächters  und  Pächters 
fiberträgt  sich  leicht  auch  auf  die  zeitliche  Bemessung  der 
Pacht:  der  Verpäcliter,  der  den  Bod^^n  rein  speculativ  zu  ver- 
uiTthen  traclitet,  wird  einer  kurz  benier^stMioii  Duihm-  ilor  Pachtzeit 
'/.iuu'ii:<»n,  um,  zumal  in  Zeiten  wirthHchattlicher  Vorwärtsoritwick- 
lung,  zunehmender  Volkszahl,  steigender  Productenpreise,  in  der 
jederzeitigen  Ausnützung  der  Oonjuncturen  des  Gmiidmarktes  so 
wenig  als  möglich  sich  behindert  zu  sehen  und  dem  Wettbewerb 
der  nach  Landbesitz  drängenden  Elemente  in  raschester  Folge 
neuen  Bethätigungsanlass  zu  eröffnen;  der  Pächter  dagegen  wird 
den  thunlich  langen,  ungestörten  Genuss  des  Pachtobjects  als 
Grundlage  seiner  wirthschaftliclien  Existenz  und  im  Hinblick 
auf  die  Unsicherheit  seiner  Lage  mit  di'm  Ablauf  der  Piuht,  im 
Allgemeinen  den  Yoyvavj;  geben.  Auch  hier  wird  die  thatsäcliliehe 
•iestaltiing  des  Pachtrechts  in  einem  Land  wesentlich  von  der 
Ökonomischen  Machtstellung  abhängoii,  in  welclier  gegebenenfalls 
^li'  gnmdbesitzeuden  Klassen  gegenüber  den  Kichtbesit/.endpn  sich 
b<»finden;  wo  die  der  ersteren  fiberwiegt,  was  allemal  der  Fall, 
wenn  der  Grundbesitz  in  den  Händen  einer  rerhältnissmässig 
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kleinen  Zahl  Eigoiithfliner  aufgehäuft  und  die  Laudbevölkening  mit 
dringender  Nothwendigkeit  auf  die  Pachtung  angewiesen  ist,  kann 
und  wird  die  rficksichtslose  Ausbeutung  dieser  Ökonomischen  Macht* 
Stellung  zu  einer  immer  grosseren  Eflrzung  der  Pachtzeiten  ftüiren, 
welche  Entwicklung  dann  sehr  wohl  zu  einem  System  von  Pacht- 
contracten  auf  beliebige  Kündigung  (tenancy  at  will)  und  zu  jener 
Schraubung  der  pachtcontractlirhen  ViTutlicliliiiigen ,  dif*  nehr 
passend  den  Namen  „Folterrenteü"  erhalten  haben,  sich  zuzu- 
spitzen vermag. 

Wo  solch'  ausnahmsweise  Verhältnisse  nicht  abwalten,  wo 
femer  auf  Seiten  des  verpachtenden  Grundbesitzers  Terständiger- 
weise  nicht  bloss  mit  den  Conjuncturen  der  Gegenwart,  sondern 
auch  denen  der  Zukunft  gerechnet  und  im  Auge  behalten  wird, 
dass  dauernd  die  Interessen  des  Grundbesitzes  bei  einer  Vemaeb- 
lässignng  der  Interessen  der  Pachtbevölkerung  nicht  gedeihen 
können,  wo  also  die  Erkoiuiiiiiss  einer  gewissen  Solidaritiit  der 
beidersoitigen  InteresstMi  auf  Seiten  des  verpachtenden  ririind- 
besitzers  sich  durchringt,  wo  endlich  gar  die  Pachtbevölk»*rung 
vermöge  ihres  Besitzes  und  ihrer  Intelligenz  dem  Verpächter  als 
eine  ebenbürtige  Partei  gegen  abertritt,  wie  Tunnentlich  im  Gebiet 
der  Qrosspacht,  wird  die  Pachtzeit  mehr  und  mehr  von  einer  kun* 
fnstigen  zu  einer  langfristigen  sich  erweitern^).  Diese  im  wohl- 
verstandenen Interesse  beider  Parteien  liegende  Entwicklung  ent- 
spricht auch  dem  allgemeinen  volkswirthschafUichen  Interesse,  wie 
sich  aus  folgenden  Betrachtimgen  ergiebt: 

1.  .Ic  kürzer  die  Pachtzeit,  um  so  mehr  ist  das  Bestreben  d»?s 
Pfichteis  auf  rück  sie  htslose  Ausbeutung  der  Bodensubstanz, 
auf  eiueu  die  (lesetze  der  Bodenstatik  missachtenden,  planmässigcn 
liaubbau  auf  Kosten  der  Xachhaltigkeit  der  Bodenkraft  gerichtet, 
gegen  welche  Tendenz  auch  die  scharfsinnigsten  Pachtbedingungen 
jederzeit  nur  mässigen  Schutz  gewähren  werden;  je  zahlreicher  die 
Klasse  der  pachtlustigen  Bevölkerung  und  je  unsichbrer  desshalb 
die  Erneuerung  des  Pachtvertrags  ist,  um  so  nachdrficklicher  muss 
jenes  Bestreben  sich  Geltung  verschaffen.  Diese  thatsäcbliehe 
Begünstigimg  des  Kaubbaues  durch  kurze  PachtMsten  kann  vom 

')  Bekannt  ist  d«r  AuMpnich  Thaer's,     a.  0.,  %  120:  «I^ss  Gut  ist  die  Kt^ 

liebte  Gattin  dos  Eigonthümers.  die  Maitress«»  des  Pächters,  von  der  er  sich  wieder 
srheiden  wiU";  was  Kosclier  mit  df*r  Tlrmcrkinijr  bejfleitct,  dass  .. ji'  Innpvr  «Ii»» 
letztere  Verbiudunif  währt,  um  so  alinlicher  sie  der  ersteren  wenle".  l»as  ideai 
würde  wohl  die  Erbpacht  «eiiif  von  der  Ireilieli  seitens  des  privaten  Oniiid1iecit»s 
niir  selten  wird  Gebrauch  gemacht  werden  können  nsd  wollen  —  siebe  $  S7  ZSMtr  4. 
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Standpunkt  der  privatwirtliscliat'tlicluMi  Interessen  des  Verpächters 
aiH  unter  rni>tänden  unufstnift  lüuge  Zeit  tbrtj^esetzt  werden, 
weil  die  iliiiiL^ende  Nachfrage  nach  Pachtland  auch  fflr  den  er- 
schöpften Boden  fortgesetzt  hohe  Paehtgebote  erzeugt:  volkswirth- 
schaitlich  aber  ist  sie  als  schädlich  zu  erachten,  nicht  bloss,  weil 
si^  die  productiTe  Kraft  des  vaterländischen  Bodens  schwächt  und 
die  FroducüonBmGgUcbkeiten  Terschlechtert,  sondern  auch  desshalb, 
weil  die  unlohnende  Arbeit  auf  dem  erschöpften  Pachtboden  die 
rikononüsche  Lage  der  PftchterbevOlkerung  selber  in  steigendem 
Maasse  gefährdet,  wobei  wiederum  die  irischen  Zustände  als  warnen- 
des Bt^ispiel  vor  die  Augen  treten. 

2.  Je  rationeller  die  Betriebstechnik  sich  entfaltet,  je  viel- 
gestaltiger in  Folge  dessen  der  Wirthschaftsplan  wird  und  auf  eine 
je  Ungere  Seihe  Ton  Jahren  letzterer  sich  erstreckt,  um  so  vernu  nft- 
widriger  werden  kurze  Pachtzeiten,  in  deren  enggezogenen 
Rahmen  die  entwickelteren  Formen  der  Wirthschaftssvsteme  sich 
nicht  einfügen  lassen :  der  Uebergaim  von  den  ursprünglichen 
Fornit'n  «ItT  1  »rfitVldcrwii-thschaft  zu  der  vfrlicsscrtt-n,  von  dieser 
zu  der  Fnn  litwcriix'lwirtscliaft  mit  9-,  12-  und  niclirjülirigen  Solilfigen 
wäre  auf  Pachtgütern  mit  beschränkter  Pachtdauer  unmöglich  ge- 
niaclit  oder  doch  mindestens  sehr  erschwei-t*  LicL't  in  jenem 
Fortscbreiten  zu  rationelleren  Betriebssystemen  die  Möglichkeit 
stärkerer  Entfesselung  der  Naturkrftfte  bei  gleichzeitiger  Schonung 
der  erzeugenden  Bodensubstanz,  so  bilden  kune  Pachtperioden  ein 
culturschädliches  Hemmniss  für  diese  fortschreitende  Entwicklung 
und  sind  desshalb  auch  aus  diesem  Gninde  verwerflich 

3.  Im  Gegensatz  zu  der  Wirthschaftsweiso  filtcror  Zeitea  er- 
fordert der  Landbau  vorgeschrittener,  dichtbevölktnttT  Stuulswosen 
«ine  zunehmende  Kapitalintensität  des  Betriebs,  welche  in  der 
Bereitstellung  von  mehr  und  besseren  Maschinen,  Gerftthen,  von 
mehr  und  besseren  Thieren,  in  der  Verwendung  von  reichlicherem, 
krftftisrem  Dfinger,  je  nachdem  auch  in  der  Anlage  perennirender 
l'rtan/iiiig»*n  sowie  in  der  Vornaiinie  von  meliorirenden  Arbi'iten  am 
iiüd  im  Boden  (Tiefi  ultur,  Entwässeningsarbeiten  etc.)  zuin  Aus- 
druck kommt    Zu  soicheu  Kapitalaufweuduugen  wird  der  Pächter 

lu   der  italieniiiclKjn  Agrareiiquete  beintjrkt  der   Uericliturbtatter  über 
^enetien  «oMlrfieklich ,  dsg«  dag  herrschende  Pachtsyatein ,  bei  dem  die  Vertrige 

adft  nur  anf  ein  Jahr  ab{;t>sctiloHsen  werden,  den  (irund  fiir  dtn  schlechten  Zu» 
'Mnd  iicr  Lnndwirthschaft  in  dieser  Provinz  abgebe;  und  ähnlich  lauten  die  anderen 
li»'rj<hu.  i  bheberg,  a.  a.  0.,  S.  124.) 

12  * 
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wiedenim  nur  dann  sich  entschliessen,  wenn  in  der  Dauer  der 
Pacht  eine  Sicheriieit  für  ihre  nutsbringende  Yerwerthung  gegeben 
ist,  und  langsam  wirkende,  erst  nach  Umlauf  einer  Anzahl  Jahre 
sich  bezahlt  machende  Meliorationen  sind  im  System  kurzfristiger 

Pachtcontracto  überhaupt  unmöglich  gemacht.  Zwar  kann  in  dieser 
Hinsicht  eine  von  wohlv(Tstaii(l»>iioiü  eieenem  Interesse  gelfit^t«» 
private  Paehtpolitik  des  Kigenthümers :  Ausführung  von  Melio- 
rationen auf  eigene  liechnuug  unter  entsprecliender  Heranziehung 
des  Pächters,  und  woitorliin  ein  den  Pächter  in  Bezug  auf  meüo- 
riren<le  xVrbeiten  schützendes  Pachtrecht  die  besprochenen  Nacb- 
theile  kurzer  Pachtfristen  aufheben  oder  wenigstens  müdem:  doch 
ist  mit  der  Thatsache  zu  rechnen,  dass  jene  private  Pachtpolittk 
erfahrungggemäss  nicht  selten  unter  dem  Einfluss  kurzsichtiger 
Erwägungen  oder  auch  in  Folgfe  mangelnder  Eapitalkraft.  gerade 
Meliorationen  gegenüber,  v»?rsai^i ;  und  dass  ein  noch  so  günstig  für 
den  Pächter  lautendes  Pachtrecht,  weil  es  gegebenenfalls  den 
Pächter  mit  seinen  Ansiirüchen  auf  den  Kechtsweg  ver\M*ist. 
niemals  den  in  der  langen  Dauer  des  Pachtcontracts  liegenden 
Anreiz  zur  Vornahme  von  Meliorationen  aufzuwiegen  vermag. 

4.  Wenn  unter  dem  Einfluss  weitsichtigerer  Erwägungen  allge- 
mach auf  demContinent  die  Pachtdauer  übungsgemäss  eine  längere 
geworden  ist  und  die  Pachtcontracte  wenigstens  in  Ansehung  der 
mittleren  und  grösseren  Pachtobjecte  heutzutage  regelmä8s^: 
zwischen  9  und  18  (selten  24  Jahren)  sich  bewegen,  so  hängt  es 
wiederum  mit  dem  Wesen  der  Pacht  zusammen,  dass  dieser  Ent- 
wicklung gewisse  Schranken  gesetzt  sind.  Der  Abschluss  eines 
Pachtvertrags  beruht  alh'unil  auf  der  sorgsamen  Inlietracht/iehuiig 
der  durchschnittlichen  Erzeugungskosten,  insbesondere  was  den  Pro- 
ductionsfactor  Arbeit  anlangt,  ferner  der  durchschnittlichen  Preise  der 
auf  dem  Pachtgut  zu  bauenden  Früchte  und  auf  der  Annahme  der 
ungestörten  Fortdauer  der  Verhältnisse,  ron  welchen  die  beiden 
für  den  Reinertrag  der  Pachtuntemehmung  maassgebenden  Elemente 
abhängig  sind.  Vom  Standpunkt  des  verpachtenden  Eigenthümers 
ist  die  Fordenuig.  dass  ihm  die  durch  zunehmende  Volkszahl  und 
wachsenden  Wohlstand  bedingte  Preissteigerung  der  landwirth- 
scliaftlichen  Hrzeugnisse  in  der  l'achtrente  nicht  dauernd  v.>r- 
entlialteu  Ideibe.  ebenso  bereehtint  wie  es  Pflicht  der  Sellisterhal- 
tunii  des  Pächters  ist,  nicht  auf  einen  Zeitraum  sich  zu  biudeiu 
für  welchen  der  muthmaassliche  Fortbestand  der  für  sein  Pacht- 
gebot maassgebend  gewesenen  Voraussetzungen  nicht  vorausgesehen 
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werden  kann.  In  der  Unmöglichkeit  der  sicheren  Voraussicht  des 
Gangs  der  wirtbsehaftlichen  Entwicklung  und  in  der  Nothwendig«> 
keit  die  pachtcontractlichen  Verpflichtungen  von  Zeit  zu  Zeit  den 
veränderten  Vorhältnissen  anzupassen,  findet  daluT  die'  auf  eine 
Anzahl  Jahre  festsrelesrte  Becrrenzunp:  des  Pachtcontracts  ihre  privat- 
wie  volkswirthschaftlielio  Begrüiiduii!^.  Je  wtMiiger  die  Entwicklung 
innerhalb  der  landwirthschaftlichen  Productiou  Ei*scliüttenuigen 
ausgesetzt  ist  um  so  gedeihlicher  kann  sieh  die  Lage  der  Pächter 
und  um  so  erfreulicher  ihr  Verhältniss  zum  Verpftcbter  gestalten; 
je  sprunghafter  und  je  unberechenbarer  jene  Entwicklung,  um  so 
melv  ist  die  Eingehung  Ton  Pachtcontracten  einem  unsicheren 
Spieleinsatz  zu  vergleichen  und  um  so  mehr  wird  die  dadurch  ge- 
schaffene Lage  zu  einer  volkswirthschaftlich  nachtheiliucn  Kürzuiii^ 
der  P.ulitzt'it»  ii  hindrängen.  Wo  in  einem  Laiuh'  das  Fachtwesen 
in  Folije  der  besoudert'U  Verhältnisse  der  (Jniiidhesitzverfassunsf 
weitere  Verbreitung  gefunden  hat,  ergicht  sich  schon  hieraus  die 
Nothwendigkeit,  starken  Erschütterungen  der  landwirthschaftlichen 
rrodiictions-  und  Absatzverhältnisse  durch  eine  zweckentsprecliende 
staatliche Interventionsp oliti k  zu  begegnen;  während derVerzicht 
auf  eine  solche  das  Pachtverhftltniss  zu  einem  rasch  lOsharen,  die 
Pächterbevölkerung  zu  einem  Stand  fluetuirender  Zugvögel  und  . 
die  landwirthschaftliche  Unternehmung  zu  einem  ausgesprochenen 
Sppculationsobject  zu  machen  geeignet  ist.  während  hierzu  doch 
;:mde  der  Uriuid  und  Huden  als  das  schaftVnih'  Material  der  Volks- 
fTnühiung  am  alk'rwcnigstrn  sich  cionct.  l>ic  landwirthschaftliche 
SohutzzoUbewegung  am  Ausgang  des  dalirhunderts  verdient  dess- 
lialb,  gerade  auch  unter  dem  (iesichtspunkt  der  folgenschweren 
Einwirkung  einer  Politik  des  Gehenlassens  auf  die  Pächterbevöl- 
kerung und  die  private  Pachtpolitik,  wohl  gewtirdigt  zu  werden;  und 
man  darf  im  Hinhlick  auf  die  Entwicklung  der  Dinge  in  Eng- 
laad: loseste  Verknüpfung  des  Pächters  mit  der  Scholle,  massen- 
hafte Losung  der  Pachteontracte  mit  Eintritt  des  transoceanischen 
Wettl)ewerbs .  Pachtlosigkeit  zahlreiclier  Güter,  Uebergang  zu 
^iner  arl)eitsextensiven  Weidewiithschaft  —  wohl  die  Frage  auf- 
werten, ob  dor  angonhlicklichc  V(n-theil  der  uubiMiingtcn  Ermög- 
SkIiiiiil:  diT  Versoriiung  des  inneren  ^larkts  mit  bilÜL'^ster  Frucht 
<ieü  Xachtheil  gewaltsamer  Verschiebung  in  der  landwirthschaftlichen 
Erzeugung,  der  wachsenden  Abhängigkeit  vom  Ausland  in  <ler 
Kombeschaffimg,  des  Abzugs  eines  erheblichen  Theils  der  seit- 
herigen Träger  der  landwirthschaftlichen  Intelligenz,  der  Abstossung 
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ländlicher  Arbeitskräfte  in  andere  Erweihrizweige  und  der  dadurch 
herbeigefOhrten  Vermehrung  des  sUdüsehen  Proletariats  —  wirklieb 
aufzuwiegen  rennag. 

A  nincrk  u  11  f^:  Dio  Si-lt«-  »litsrr  EntMicklunjr  '^rhi  auch  T'ii.ische. 

a.  a.  (>.  'S.  H>  für  Kiij^land  zu,  der  ituiuerhin  betonen  zu  sollon  plaubt.  die  hchutzlosigkeit 
der  hi'iiuisrhen  Laiidwirth.schat't  habe  die  konsumirende  Bevölkeriinjf  df»«  IiisolrMchs 
in  den  Stand  «.'«'^^'t^'t,  ^l>^*  Einfuhren  in  fremden  landwirthschaftlichen  Knceugtiisst  n  uil 
MilHoiii  ii  M.  jährlich  billiL""«-!"  ;iU  zti  Aus^rnnjr  der  Siflit'ii/.i'^'i  r  .lalir»-  za  kiiuter.. 
—  Die  wachüt^nde  Abhängigkeit  des  en^^^lischen  VuUu  vuu  dem  Ausland«  in 
Be%n|(  anf  den  Brodbedarf  ist  daran»  zn  entnehmen,  dasi  während  1878  von  dem 
Ctesaunntbedarf  an  Körnerfrüchten  mit  2H()  Mill.  Ctr.  die  eiiit  n»*  Ernte  177  MUL  Ctt. 
((ia.L^'Vo  deckt*',  für  die  H  Jahre  1887/89  dns  Ver•hältItis^  d.r  .'i^r^^nen  Entte  xar 
Zufuhr  wie  48  äu  ö2  sich  stellt.  Die  rroductiuu  der  lluuptfnicht  -  des  Weizens  - 
üt  von  55  Mill.  Ctr.  in  1878  anf  40,5  Hill.  Ctr.  in  1887'89  heranterge^ngra  und 
die  Zuführen  an  Weizen  in  diesen  Jahren  haben  sich  auf  rund  80  Mill.  Ctr.  per 
annnm  jre.stellt.  -  Im  LVbri^en  i>t  riiasrhc  darin  hf-i/Jistiminen,  das?;  tnit  Kiick- 
aicht  auf  die  Englische  Handels-  und  Zollpolitik  .sich  ^die  eigenartigen  in  der 
korsen  Dauer  der  Faeht  sich  fcemiMichnenden)  Pachtmatände  xnr  Uel»erwiiKlan); 
schwieriger  Zeilen  ganz  besonders  bewährt  haben^,  insofern  nämlich,  als  in  znVA 
reichen  Fällen  di<'  riicküüngige  Preisbewegung  in  r»^re:ilicTi  -^cit  der  trauboceanihrhcr 
Uoncurrenz  U^Uy^t)  i'reis  des  Uuarters  220  ko,  87  sh.  Od.;  1801/tJO:  54  sh.  7d.; 
dagegen  1885/90  nur  auf  29  bis  33  sh.  sich  stellend)  von  den  auf  jährliche  KQsdi' 
gnngsfrist  eingestellten  riiclitcin  auf  eine  kapit  a  Ikräftigf  f!  r  ii  n  d  a  r  i  s  t  r  a  t  i  e  . 
d.  h.  anf  Schultern  hat  abgewälzt  werden  können,  welche  zur  'Iraguug  Holcher 
Einnahuie-.\usfäUe  luglich  im  Stande  waren.  1  u»  die  grundsätzliche  Frav*^ 
der  Merechtigungr  Icnrxer  f>der  langer  Pachtzeiten  «nd  selbstredend  solche  VorgaMfr» 
höf  li>tons  insofern  von  Bedeutung,  als  sie  zcipi  n.  dass  allt  idin<rs  InnprfristiLrr  l'jirhi- 
vertrage  mit  einer  Politik  des  hiisser  faire  et  aller  auf  laudw  irthHchaltUchem  Gebiete 
in  Folge  der  (Tnbereeheubarkeit  der  Geschaftscoujuuctnren  auch  nur  für  die 
nächsten  Jahre  —  sich  nicht  Tertmgen. 


§34.  Grösae  der  I' ;i «  h tobj ecte ;  Parcell enpacht  u  u d 

KieäeiipucUt  insbe^oudere. 

Die  Erwägungen,  welche  für  einen  s»tufenweison  Aufl^au  der 
Onindbesitzvertheilung  in  Gestalt  von  kleineren,  mittleren  luid 
grösseren  E  i  ir  n  t  h  u  m  s  e  i  n  h  e  i  t  e  n  sprechen  (Kap.  IV,  §  74), 
treffen  auch  für  die  Pachtobjecte  zu;  und  es  ist  bereits  betont, 
dass  der  Nachtheil  in  volkswirtbschaftlicher  und  socialpolitiacber 
Hinsicht,  welcher  einer  einseitigen  BesitzTertheilung  im  Sinn  der 
ungemessenen  Hftufung  des  Grundbesitzes  in  wenigen  Händen 
innewohnt,  eine  wohlthätige  Abscliwächung  dann  erfahren  kann, 
wenn  durch  eine  inaiuii*  hluln^o  Abstufung  der  P  a  c  h  t  e  i  u  h  c  i  l  e  n 
den  hindwirtlisi  luittliclicii  L nteniehnuTii  verschiodellst^T  Kapitalkratl 
in  wt»it«'m  l  infaiig  <iie  Antheilnahuie  an  der  Hc\uilhschaftiiULr 
des  Bodens  ennöglicht  ist.  Nun  ist  aber  offenbar  bei  dem  Bo- 
streben  des  Grundbesitzes,  im  Wege  der  Verpachtung  eine  möglichst 
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hohe  Rente  aus  dem  Grundkapital  zu  ziehen,  die  Versuchung  zur 
aUmählichen  Verkleinerung  der  Pachtobjecte  sehr  nahe  gerflckt, 
weil  der  Kreis  der  Nachfrage  um  so  mehr  sich  ausdehnt,  je  ge- 
ringere Anforderungen  das  Pachtobject  an  die  (Vkonomisehe  Kraft- 

If'istung  des  Pächtors  stellt^).  Diese  Kaiss ickluug,  welche  durch 
die  Zunahme  der  BevölkenuiLi-  einen  mächtigen  Impuln  erhAlt,  be- 
darf um  sr>  mehr  einer  eingehenden  WürdiL^uig.  als  die  unter  der 
Parole:  umfassendste  Zugänglichmachung  der  Segnungen  des 
Orundbesitzes  für  die  weitesten  Kreise  des  Volkes  —  einsetzenden 
Bestrebungen  auf  Verstaatlichung  des  Grund  imd  Bodens  in  ihrer 
folgerichtigen  Durehfdhrung  zum  System  kleiner  und  kleinster 
Pachtungen  mit  zwingendster  Nothwendigkeit  führen  müssten. 
Folgende  Gesichtspunkte  sind  hier  namentlich  zu  beachten: 

1.  Nach  den  neuerlichen  landwirthschaftliclten  Krhebungen 
sind  die  Pacbtpreise  für  einzelne  Bodenparcellen  durchweg  sehr 
viel  höhere  als  die  für  eigentliche  Pachigfiter;  sie  bewegten  sich 
beispielsweise  fOr  den  Morgen  (36  ar)  in  den  badischen  Erhe- 
bungsgemeinden der  1883er  Enquete  zwischen  20  und  110  M.  bei 
Acker-,  zwisclien  30  und  l.'U)  M.  bei  Wieshmd,  und  angestellte 
Berechuungen  stellten  fest,  dass  in  zahlreichen  Fällen  auf  diesen 
Pachtparcellen  der  Pä«  liter  nocii  nicht  einmal  die  Hälfte  des  orts- 
üblichen Tagelohns  eiwirthschaftet.  Diese  in  allen  (iebieteii  der 
Parcellenpacht  von  einwandfreien  Beobachtern  bestätigte  Erscheinung 
erklart  sich  nur  zum  Theil  aus  einer  falschen  ökonomischen  Calcu- 
lation  der  P&chter  fiber  den  Werth  des  Pachtobjects,  zum  erheblichen 
Theil  beruht  sie  auf  der  kfinstliehen  Steigerung  der  Land- 
oachfrage,  die  das  Ausbieten  kleinster  Bodenparcellen  nothwendiger- 
weise  im  Gefolge  hat.  Wenn  in  solchen  Fallen  die  Grundrente 
'II'  hr  «ils  den  ihr  zukoniniciideii  Theil  des  AVirthschaftsreiuertrages 

hlinLzt.  indHin  sie  auch  v^uuton  des  Unternehmorgewiuns  selber 
idf  ^icli  iu  Anspruch  nimmt,  so  ist  die  absolute  Höhe  der  Puclit- 


Iteispiclt'  für  Milclip  Vorfjaiifjt'  bei  Rose  her.  Anni.  5  fF.  zu  §  6H.  Die  ^Mt  inunj»- 
von  Wale k er,  a.  a.  U.,  8.126,  das«  Zwergpächter  iu  DouUchlaad  wohl  kaiun  voi- 
UbMQ,  iitt  doch  eine  aelir  optünlstische  und  für  den  Sfiden  und  Westen  nichts 
wr-iiijrfr  alü  zutreffend  (Vg;!,  8. 170).  Ueber  die  guschrmibten  Pachtpreise  im  Gebiet  der 
l'ar*  lUnpaeht  vpl.  die  badischen  landv.  Krhebnnpen  von  1883,  HH.  [V,  S.  Bf) 
tiod  fcheberg  über  die  italienische  Agrarenquete  (S.  123):  „Ganz  allgeineiii  lä«st 
üfk  daM  die  Paehtschillinge  steigen  in  nrngekehrtem  YerUUtnis«  tnr  Aus- 

drhnunt'"  des  (irundes,  so  duss  die  kleinen  Pächter  verhältiii>sinässip  mein  züIiI.mi  als 
iiir  mittl«>ren  und  die«  mehr  als  die  ^ron^en''.  Ueber  die  nnpriiiisiiin  n  Wirkungen 
itn  Rleiupachtwe^'n»  aut  die  Zuütäude  des  Landhaus  iu  Itnliun  iut  Allgemeiueu, 
«bcBdft  8.  124. 
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preise  hocliHtons  für  den  oberflächlichen  Beoba«  lit»  r  tlas  Symptom 
eines  blflhenden  Landwirthsehaftsbetriebs,  in  Wirklichkeit  aber 
nichts  anderes  als  der  Ausdruck  des  Grades  der  ökonomischen 
Machtstellung  der  Besitzer  des  Grund  und  Bodens  gegenüber  den 
Xicfatbesitzenden ,  denen  der  unter  regelmässigen  Verhältnissen 
zu  entartende  Preis  ihrer  auf  die  Pachtj^ndstflcke  verwendeten 
landwirthschaftlichen  Arbeit  vorenthalten  bleibt. 

Tn  Wirklichkeit  ist  <h'ui\  auch  in  ^legenden,  in  «ii-neii  der 
Parccileiipucht  flberwiocrt,  die  wirtlischaftiiche  Lage  dt-r  Parcell«Mi- 
pächtereine  denkbar  ungün stige.  häufig  erbarinlii  he  und  selbst 
der  technische  Fortschritt  der  Agricultur  eines  Landes  ist  selten 
geeignet,  hierin  eine  Wandlung  zum  Besseren  herbeizuführen  Ist 
nämlich  in  der  Landbevölkerung  ein  guter  Kern  wirthschaftlicher 
Tugenden  enthalten,  so  wird  sie  zwar  bemüht  sein«  der  Wucht  der 
durch  den  gesteigerten  Wettbewerb  auf  eine  unnatCIrliche  Höhe  getrie- 
benen Parcellenpachtpreise  durch  eine  intensivere  Cultur  (von  Han- 
dels|ithin/t'ii,  «lemüse,  Obst)  zu  begesmen;  aber  dieses  Ankämpfen 
•  i^vcist  sich  meist  als  ein  hofl"nung.sli>>t's ,  weil  jede  durch  s.ilrlie 
Betriebsfortschritte  eröffnete  Aussiclit  auf  höhere  Verwerthuntx  der 
Arbeitskraft  im  Pachtbetrieb  bei  jeder  neuen  Pacht vrrsteigenmg 
sofort  die  Nachfrage  nach  Land  und  die  Pachtangebote  um  ein 
Weiteros  steigert  Daher  die  widerspnichsvolle  Erscheinung,  dass 
gerade  in  den  Gegenden  der  Hochcultiir  (einzelne  Theile  der 
Kheinebene,  Belgien,  Norditalien)  die  ländliche  Bevölkerung  trotz 
Entfaltung  der  höchsten  wirthschaftliehen  Energie  in  ihren  Wohl- 
standsverhältnissen stagnirt,  ja  ZAirückgeht,  weil  eben  »lit»  1  ru.  lite 
<ler  (|ualitit  irtpn  Arbeit  nicht  ihr  selbst,  sondern  naclilialtig  dem 
Inliiilirr  lies  Unuuikapitals  zufallen.  Der  getreu  den  Druck  Qber- 
niässig  hoher  Pachtschiüinge  von  der  ländlichen  Hevölkening  mit 
den  Mitteln  besserer  Technik  geführte  Kampf  leitet  schliesslich 
auf  einen  Punkt,  wo  jene  Mittel  versagen  und  in  Folge  der  da- 
durch erzeugten  Muthlosigkeit  schlägt  dann  leicht  die  forcirte 
Bodencultur  in  das  Gegentheil  um,  d.  h.  die  Kleinpächter  sind 
bemüht,  durch  ein  ausgesprochenes  Raubsystem  sich  schadlos  zu 
halten,  dessen  Polgeu  zunächst  für  die  in  kurzsichtiger  Politik 

^)  „üeberatlt  wo  Buneni  oder  KoBMtheu  in  isrrösserer  Anxahl  »Is  ZtAtfiehtar 

sitzen",  snirt  »iiuh  Pansche  iu  besjinderem  Hinblick  huI"  Xleckleuburjf,  «pfl**ct 
die  Landwirthsciiaft  sirl)  in  einem  trauripren  Znstand  zu  befinden  nrtd  dif  «ntnjrc 
Volkswirthschaft  lei»let  mit.  da  bei  der  schlechten  Venverthung  des  tiruiidkapitat« 
nnr  g:eringe  Roh*  und  Reinürtr2|pe  gewonnen  werden/  (Paaarbe  in  Comtid'a 
Jahrb.,  N,  F.,  14.  Bd.,  S.  224.1 
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befangenen  Gnuideigenthümer,  weiterhin  aber  für  die  Volkswirth- 
sehafl  im  Ganzen  —  wegen  der  Minderung  der  Productionskraft 
des  Bodens  und  £inschränkimg  der  nationalen  Erzeugung  —  sich 
Sfcitend  machen  wird.   Wo  aber  dn  Volk  von  Haus  aus  wirth- 

xhattlitii  liüd  sittlich  auf  einer  verhältnissmässii;  iiio(ler»'ii  Stufe 
sieh  l>t^fiii(let.  wird  dessen  WidtTstaiidsl^raft  jje£r<^n  den  lalimciidcn 
K'iiiflus<  von  Piu-litiil»tMV.ahlungeii  um  so  rascher  frschöjd't  sein; 
zeichnet  »rar  das  Pachtverhältniss  durch  grosse  Unsicherheit  des 
Bestandes  (kurze  Pachtzeiten,  freies  Kündigungsrecht)  sich  aus.  so 
wird  in  rascher  Folge  jeder,  längere  Vorauslagen  erheischenden 
Cultur  die  Möglichkeit  entzogen  sein,  also  der  Anbau  von  peren- 
nirenden  Futterpflanzen,  ja  selbst  der  Wintergetreidearten  mit  der 
Zeit  verschwinden  und  nur  die  Frucht  des  armen  Mannes  —  die 
Kartoffel  —  flbrig  bleiben .  deren  ununterbrochener  Anbau  den 
durch  unirenficreiule  Stallviciiiialtung  sich  vorbereitenden  Boden- 
VeraniuiiiL;siir'>Less  alsdann  vollendet.  Für  ein  s<dclies  Pächter- 
proletariat, das  bereits  auf  der  niedersten  Stufe  der  Krnährungs- 
niöirlichkeit  angelang^t  ist  und  dessen  Typen  in  einem  an  sich 
fruchtbaren  Lande  fönnlicli  herangezoiren  zu  liaben,  den  bässlichsten 
Flecken  der  grossbritannischen  Landpolitik  in  Irland  bildet,  wird 
dann  jeder  Misswachs  in  der  Kartoffelernte  im  gflnsUgsten  Fall 
Pachtrflckstände  und  Fachtaustroibungen  mit  alF  dem  damit  ver- 
bundenen Elend,  im  nnoflnstigeren  Fall  Hungersnoth,  erhöhte 
Sterblichkeit  und  MassenauswaiultM niiu  zur  Folge  haben,  wofür  die 
..^ne  Insel"  classisohes  Zeugniss  ist.  wenn  es  seiion  an  Beispielen 
bleichen  Freuds  in  einzelneu  <iiiitinentaleu  Staatswesen  (Italien 
lind  seine  die  Landbevrdkenuig  iieimsuchende  Hungerkraukheiten ; 
Pellagra:  Kumänien)  keineswegs  fehlt. 

Di»-  Hnnfrersnoth  in  Irland  184(j  soll  :M)(J(X)()  M«'nschen  hingerafTt  haben; 
i'.M){KHi  JVr>fiMfM  wnrdt-n  bei  offentlirln n  Arl»  iti  ii  Ix  st  li;iuii:t.  nti  iiher  2  Millionen 
iVrsoufu  im  Jahre  1848  Anuenimterstüuuupfu  gegeben.  Zwistheu  1861/81  wander- 
te 2715000  Iren  ans;  nod  die  Zahl  der  Austreibtuifr  von  Pächtern  in  den  Jahren 
\m/b]  belief  sieh  auf  263000,  in  1H49/H(>  auf  mehr  als  eine  halbe  Million  Personen. 
Ml!  dif*;t'Ti  Vnr:r:iniren  trinjr  eine  wnchsende  IJniwandlnnp^  von  Körnerwirthsehaften 
uj  Weidewirt hatten  vor  sich;  es  fiel  von  1851  bis  1886  das  Ackerland  von 
4,6  XilL  Acres  anf  2,9  MiU. ;  es  stie^  das  Wiesen-,  Klee-  nnd  Weideland  von  mnd 
lü  Mill.  anf  12,1  Mill.  Aeres. 

In  sehr  sehwunn"hnftt^r  Wrnse  seheinf  fb  r  l'arrellenpaehtwneher  seitens  der 
'nru*»jjrimdbositzer  in  iiuuianieu  betrieben  zn  werden,  wo  der  Bauer,  „ausser 
><taBde,  seine  La^  richtiir  ta  beurtheüen,  nnter  dem  Zwanpr  der  Verhältnisse  (nn- 
ti'Qiijrt'nder  BefJitz,  Xötlri;riiiiLr  diesen  rlnrch  I'acht  zu  enverl)»!)'  Vorptlifhttnigen 
«•mjrehf.  die  er.  ohne  sieh  wirtljsehaltiioh  zu  ruiniren.  unniöjflich  erinlliMi  kann".  That- 
•irklich  ist  die  (Jruudrente  in  der  Wallachei  trotz  der  allgemeinen  landwirthschaft- 
HHifQ  Krise  fortwährend  im  8tei(r<«D  be|irriflr«n.  da  (wie  die  Regieruniremotive 
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'/nm  Kiitwntf  i  ittf>s  netitrlii  In  n  (ifsotzrs  übft*  nf^Tfin^rltr  Verträjri*  bt'<i?itfvn'  ,dfr 
UrussjfTUiuibt'sitz  die  aiui  dit'ser  Rrue  n'sultireudt'u  >Schäduii  ausschliesslich 
auf  den  lAndticlien  Arbeiter^  den  kleinen  Pächter  tIberwalKt  hat**  .  .  .  ^Neben  d«m 
ViTtrapiinassifr  tVstp'selzten  PachtRchillinjf  (oft  iti  „  dc^  Hohertrajfs  bestehend» 
%vt»rdi»n  in  der  Kep«"l  !m<*li  eine  Siiijimr  von  schoinbnr  unbedfufoiuitn  Leistanp*n 
vt;reij)bart :  z.  Ji.  Fuhrini,  Arbeilüta^e  mit  dem  Zu^ieh  oder  der  Hand,  LietWruu^r 
von  Nsbrnngsmittebi  etc.,  welche  wldurt  de»  Paehlecfailling  ...  ins  Vnfgemmsfnf- 
vcrp-össrni'*,  Daueben  fi'bb'u  selbst  „thioanöse  Prästationen"  niclit,  wie  besondere 
Verfnilunjjen  für  das  (irus,  weU  hes  die  (»änse  und  Enten  des  Bationi  nnf  boTT-^fh  ift- 
lieheu  Wiesen  jjefressHJU  haben  ete.  Neuerliche  Gesetzesvorlagtu  bez»vtTken  im 
Wege  der  Verftnasemniien  der  KtaatKgüter  in  Porcellen  zur  Vennehmii}?  der  Zahl  der 
kleinen  <inindbesitWT  und  (Um-  T?il(lnii<r  «'iiirs  mittleren  bäuerlieben  (Jrniirlbt  '.itjtes. 
sowie  durch  Hesehriinkunfr  «icr  \  i'rtrajrstri'iheit  im  (rebiet  des  lündliehen  Arbeit^r- 
ttnd  Paehtwesens  {•/..  Ii.  sollen  VerpHichtnntjen  des  Pächters  zti  Naturalleistun«:»- li, 
die  nicht  als  ein  Aequivalent  fttr  die  Nutzunjr  der  Pachtp-undstiicke  erscheinen, 
uiifriiltii,'- st  ill '  t'int'  Hrsscnm^'  d^r  Ztist.'iiKlc  lu  iln  izuiiihren.  *V^'].  (!  rihibcrc"-  T*i»' 
rumänische  A^argci^etzgcbuu^^  in  Urauu  s  Archiv  f.  iH>c.  Getiet;sj;ebuug  u.  Statistik, 
Bd.  U,  8.  74  ff.)  --  Unter  dem  Eindruck  Mleher  Torknminnisie  stand  wohl  anch 
l^chmoller.  als  er  (in  der  1883er  Sitsnn|r  des  FreoM.  Landesökonomen-Cullinri na» 
bemerkte:  ^  Ks  ist  ni«  iiit'  T»  Ii»  rzr'ii'_'''infr,  das  Pacbtsystcm  als  viirberrsr  ln  iidf  Pona 
de»  mittleren  und  kleineren  Uandnirthnchal'tsbetriebs  entwickelt  sich  überall 

und  hat  rieh  entwickelt  auf  den  Ruinen  des  Bauernstandes   Wma  veh 

bekämpfe,  ist  freilich  nicht  der  da  \ind  dort  vereinzelt  vorkommende  «rrogsere  und 
mittlere,  kapitnlkr.iftijjfi^  und  uiit«  nii'lumtii'^'->lnstiK'e  Pächt<"rstand .  ^^ondcrn  j**ner 
kleine  PUchterstand,  der  iu  der  Kegel  ohne  viel  Kapital,  ohne  grosse  tecliniscbe 
Kenntnisse  iu  der  Form  der  Zwerg^pacbt  wirthschaftet  Das  sind  meist  aebr 
schlimme  Zustände  ..  .  In  der  fiogend  zwischen  Antwerpen  und  Brüssel, 
wir  zwar  in  <rewiss«'m  Sinn  eine  hochontwirkclte  Laud\^  irili-«p]tnft  h.ihfn.  Hi'>tcL.  u 
gleichwohl  die  ungesuudestt^u  socialen  \  erliältuisse.  ^S  er  <lu"  Schriften  v»»n  Lave 
leye  ifelesen  hat,  weitis,  dass  es  kaum  ein  tranriiceres  Ackerbauproletariat  fribt.  aU 
die  dortigen  Zwergpächter  .  .  .  Die  Selbstständigkeit  dos  (Jnindbesitzers,  dio  wir 
in  politischer  und  socialer  Heziehnn;;  rühmen,  die  I  nabhängigkeit  v<>n  «>bpri  und 
rnten,  ist  beim  (Zwi-rg- »Pächter  nicht  mehr  vorhamlen.  Nur  wer  aut  «-igcner  Siholli» 
sitzt,  brauclit  Niemand  xu  frafpen,  hat  das  Bewnsstsdn,  den  PHuffr  xufirleiok  für 
Kinder  und  Kindeskinder  zu  nilirfii  ...  In  iJindnrn  mit  ;dl^tMn<  iiH  in  l'a«  ht.syst«  m 
—  das  seheu  wir  jetzt  in  Knglaud  und  Irland  wird  bald  die  Kragt-  auf- 
jreworfen,  oh  der  Privatbesitz  von  Omndcip  tithum,  der  iu  dieser  Weise  nur  ml* 
Kentenbe/.ug  sich  äussert,  ein  berechtigter  sei.  Wir  können  daher  frtdi  sein.  duN- 
iu  Deutsehland  Ö6-  -  9(f /o  aller  Landwirthe  Orundeigenthttmer  und  nicht  Pächter  sind.' 

3*  Zustände  der  vorbesprocheiien  Art  mögen  da  am  hartnäckiir- 
sten  sich  einnisten,  wo  Grosssrundbesitz  und  Pareellenpaoht  mit 
dem  Absentiismus  einhergeht  (wie  wiedenmi  in  Irland,  zum  Theil 
auch  in  Italien  der  Fall),  der  Verpächter  daher  jede  Fühlung  und 
jedes  menschliche  Fflhlen  mit  der  Lage  der  Pächter  mehr  un<t 
mehr  Terliert,  wohl  gar  des  unmittelbaren  Bisicos  des  Eingaiiirs 
der  raclitschuldif^keitcn  sich  (^ntschhlgt,  iuch'iii  an  Stclh»  von  Ä<i- 
ininistratonMi  Oherpächtor  treten,  welche  das  Liiiirl  an  die  bäuer- 
lichen Wii-tli»'  in  Aftrrpacht  geben.  Die  schon  durch  die 
Parcellenpaclit  L^eschwächte  Neigung  des  Grundeigi-nthumers  zu 
Meliorationen  auf  dem  Pachtland  wird  begreiflich fMw eise  in  dem 
after\'erpachtenden  Mittelsmann  sich  vollends  vertlüchtigen :  und 
eine  schonungsvoUe  Berücksichtigung  der  Lage  der  Kleinpächter 
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Fon  diesem  am  wenigsten  zu  erwarten  sei.  Viel  ,twahrscheinlicher, 
das8  er  seine  Kräfte  zu  wucherischen  Künsten  aufbieten  wird,  um 
einerseits  dem  Grundherrn  durch  Vorschfisse  und  sonstige  Ge- 

lälliirkeiteii,  anderseits  den  Bauern  durch  tresteiirerte  Concurrenz 
iiiul  rücksichtslose  Härte  so  Tiel  wie  möglich  abzugewinnen*' 
Uioscher), 

In  Irland,  AVf>  übri^rfiis  riiif>  Bill  V(»n  IHSf)  dio  Enfstihuufr  ncufr  Middleiiien 
verboten  hat,  war  triilier  der  Fall  nicht  selten,  dass  liesitzuui^fu  vuu  mehrereu 
1<M)0  Acres  allmählich  in  einzelne  Pachtun^n  von  30  nnd  wenijrer  Acre»  zerfieleu. 
.Es  kam  Mlbflt  vor,  dusK  der  Irländer  erst  von  der  lüiiften  odt>r  seelisten  Zwiscfaen* 
jursdii  pnrIiTctc  .  .  .  Ix-i  diesem  System»  erreiehten  (Vw  KiMiteii  eine  nnirt  liiMin* 
iluhe.  Der  liauer  bi  zahlie  zuweilen  tür  1  Acre,  von  dein  der  Ki>(enthümer  i'J  üh 
hnnit,  2  Pfund  per  Jahr,  ja  die  Rente  soll  in  einsetnen  Pillen  selbst  das  ZwSlf- 
i.uhe  des  vom  Kifnmthümer  bwsop'nen  Hetraps  erreicht  baben"  (Herkner).  üttd 
V  'hii]»:.(1a  »»rwähnf.  \' m  ü  urifTitli'li  im  Südwesten  von  Irland  ;iiif  diMi  Bc^^itriMiiTHn 
lu  *  Lonl  Kenmare  (mit  'S.Üt^J^Ai  Acresj  die  Middlemeu  sich  einpenist»-!  haben  und  nnn 
den  kleinen  Afkerpichteni  2(10  und  mehr  Procent  Pachtaufschlap  abpressen.  —  Die 

Z;ilil  AvT  Ahst-ntei  »  in  (rlaml  wurde  1H71  pi'schätzt  wie  t'ol;.'-!.  144H  üiis^t-rhalb 
Irland  labende  mit  3*J<»öO(K)  Arns.  44i)6  in  Dublin  I  .b.iidr  mit  4  07:) (MX»  Acres, 
iui  liajuuui  äü3U  mit  7  2800ÜO  Acres,  d.  h.  mit  ikiVg  di-r  (icsummtiläche.  Eineu 
Thril  der  irischen  Gmndbesitaer  charakterisirte  ein  irischer  Oberrichter  mit  den 
Wnrt<n:  -Tyrannen,  welch»'  stt-ts  »'in  formelles  Hecht  auf  das  änsserste  verf<d;r'  ti. 
«ii«-  ihn  ti  tniirÜiekliehen  Tenaiits  den  letzten  Helh'r  anspress«'n,  die  ihre  Stellung- 
nur  als  nn  couimerciellejj  (JeseJiHtt  in  der  schärften  Bedeutung  des  Wort?»  behandeln." 
'  Teber  die  Aftenrerpachtangen  in  Italien  nnd  die  daselbst  vorkommenden  Iiis«- 
brincfae  siehe  Eheberg,  a.  a.  O.,  S.  122. 

4.  Diese  extremsten  Erscheinungen  der  Parcellenpaclit  werden 
fieili.  li  mir  da  sich  entwickeln,  wo  der  verpachtende  Grossgrund- 
hesit/  mit  »miiit  irfwisscii  A  u&schlicsslic  hkeit  luTisolit,  daereiren 
tla  in  abgeschwächtem  Maasse  hervortreten,  wo  die  Lamlbevölkt  riniLT 
im  Grossen  und  Ganzen  auf  eigenem  Grund  und  Bodeu  sitzt  und 
desshalh  nur  die  Zupachtung  einzelner  Parcellen  in  Präge  steht; 
weil  der  ökonomische  BQckhalt,  welchen  ein  bereits  vorhandener 
Besitz  bietet,  die  Pachtnachfrage  minder*  dringlich  gestaltet  und 
degshalb  den  Wettbewerb  in  den  Steigenmgsterminen  in  gewisse 
Schranken  bannt.  Auch  da  braucht  die  Parcellenpaclit  nichts  ohne 
Weit^rs  Bedenkliches  zu  haben,  wo  der  Ertrag  einer  oder  mehrerer 
l'3<^htparcelleii  zu  einem  durch  sonstige  Lohnar))eit  (als  land\\irth- 
ii.iftlit  lier  'I  .m*  löhner ,  P^abrikavlx'iter)  verdienten  Kinkrunmen 
l»*divlich  eriräuzend  hinzutreten  soll;  denn  in  solchen  Füllen  wird 
i-Ah^i  ein  hoher  Pachtschilling  von  den  Betheüigten,  welche 
tfheitsfreie  Stunden  auf  diese  Weise  wirksam  ausnützen  wollen  und 
dafür  fflglicb  nur  einen  bescheidenen  Tagelohn  sich  zu  verrechnen 
brauchen«  willig  jederzeit  bezahlt  werden,  obschon  diese  Willigkeit 
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die  ethische  Berechtigung  einer  solchen  thatsächlichen  Ueberzahlung 
selbstredend  nicht  zu  begrOnden  vermag.  Immerhin  muss  auch 
hier  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  von  solchen  Elementen 
(Arbeitern)  ausgehende  starke  Nachfrage  nach  Pachtland  die  eigent- 

lich  landwirthscliafttieibende  Bevölkerung  in  unangenehme  Mit- 
leidenschaft dann  leicht  ziehen  kann,  wenn  die^e  selber,  vvegca 
der  Kleinheit  de>  (•iL:t'iithriiiiiiriieii  Besitzes,  an  den  Pachtungen 
sich  zu  hetheiligen  genötiiigt  ist,  weil  die  von  derselben  an  den 
Verpächter  abzuführenden  übermässig  hohen  Pachtschillinge  das 
Conto  der  (iesammtwirthschalt  in  negativer  Weise  beeinflu.-^sen; 
daher  die  nicht  selten  zu  machende  Beobachtung,  dass  in  Land* 
gemeinden  mit  Industrie  die  Fabrikarbeiter  mit  Fachtgenuss  so 
häufig  in  günstigeren  Verhältnissen  als  die  ausschliesslich  Land- 
wirthschafttreibenden  sich  befinden  >). 

').  Während  die  systematisch  betriebenen  Gntszeitrünuncriingeu 
unhedingtcn  Beifall  höchstens  in  den  Kreisen  des  radicalsten  Frei- 
händlerthunis  tiiidcn,  im  Fehrijren  aber  mit  Recht  als  anstössig 
und  wecren  ihrer  Folirewirkuugen  als  miudestens  bedenklich  auch 
von  Jenen  erachtet  werden,  welche  an  sich  dem  Grundsatz  der 
Freitheilbarkeit  der  Güter  huldigen,  muss  es  immerhin  Wunder 
nehmen,  dass  die  Verleitung  zu  Pachtfiberzahlungen  durch 
Ausbieten  des  Landes  in  kleinen  und  kleinsten  Pareellen 
und  die  damit  Hand  in  Hand  gehende  Aneignung  von  Quoten  den 
Arbeitswerths  derParcellenpächter  durch  die  Gnmdeigenthümer  noch 
immer  mit  den  AiisehuuiniL^en  guter  Sitte  wohl  vcrein])arlich  erscheint. 
T>ie>j  hänirt  ntfenhar  thtMhvcisc  <iamit  zusammen,  dass  die  in  den 
Gegenden  der  ( l«'m«'iigeiaL''t'  iM'miterten  juristischen  rersonen  (Staat, 
kirchliche  Fonds  etc.)  die  in  den  Gemarkimgen  zerstreut  liegenden 
Kigenthumastücke  schwer  anders  als  in  der  Form  der  Parceilen- 
{lacht  verwerthen  können,'  so  dass  im  Hinblick  auf  die  verpachtenden 
Stellen  die  erwähnte  Verpachtungsweise  gewissermaassen  als  obrig- 
keitlich sanctionirt  gelten  kann  ;  zum  Theil  auch  damit  dass  wenn, 
wie  meist  in  Fällen  der  Torliegenden  Art,  das  in  Pareellen  aus* 
gebotene  Pachtland  gegenüber  dem  von  der  ansässigen  BevMkemng 
eigenthCimlirh  besessenen  zurilcktritt,  die  ökonomisch  nachtheiligen 
Wirkungen  der  Parcellenpaclit  selber  viel  weniger  hart  in  die  Er- 
KcheimuiLi  treten.  Zum  Theil  aher  ist  das  Frtheil  über  die  J\i!- 
celleupacUt  durch  liüreiuspicieude  pbilautbropische  Erwägungen 

Vgl.  iMd.  landw.  Erhebungen,  Bd.  IV,  8.  45  ff. 
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getrAbt,  insofern  man  in  der  Zerschlagung  Ton  Gütern  und  der 
parcellenweisen  Verpachtung  der  Einseistacke  das  Mittel  zur  Ter- 
dienstgelegenheit  fto  eine  Uber  den  natürlichen  Nahrungsspiehraum 

hinausirewachsene  Bevölkerung  zu  finden  wähnt,  und  es  unter- 
liegt gar  koinem  Zweifel,  dass  iiiaiicli«'  derartige  Gutözin>clilacningen 
von  iin  sicli  wohlLrosiimten  (.Trossirriiiulbesitzem  nicht  s<»\\ohl  in 
der  Tendenz  hölierer  Verwerthung  des  Grund  und  Bodens  als  in 
der  wohlmeinenden  Absicht  reichlicherer  Yerdienstbeschaffung  tür 
kleine  Leute  vorgenommen  worden  sind.  Es  ist  aber  leicht 
euuosehen,  dass  die  Parcellenpacht  als  Panacee  gegen  die  Wir- 
kungen einer  thatsächlichen  üebeirOlkerung  auf  die  Dauer  als 
gänzlich  eitel  sich  erweisen  muss.  Die  durch  die  Pacht  von  Par- 
cellen  erleichterte  Gründung  eines  eigenen  Haushalts  ist  viel 
zu  verlülirerisch,  als  dass  die  grosse  Masse  dem  widerstehen 
könnt^^:  und  die  Krfalinmir  zeigt  denn  auch,  dass  mit  der  Ein- 
lülinuiir  <l«'r  Parcellenjtaclit  alsbald  neu«'  Faniiliengründungen  vor- 
Lrenommen  werden,  die,  weil  sie  in  dem  unsicheren  Grund  kurz- 
frifttiger  Pachtcontracte  wurzeln,  die  Bedingungen  des  Gedeihens 
noch  weniger  als  die  vorher  bestandenen  in  sich  tragen.  Kann, 
wo  ein  Missverhältniss  zwischen  der  ansässigen  Bevölkerung  und 
der  Bodenbewirthschaftungsfläche  besteht  und  nicht  etwa  das 
Entstehen  von  Industrien  der  Überschüssigen  Bevölkerung  Be- 
schäftigimg gewährt  nur  ein  entsprechender  Wegzug  eines  Theils 
<ler  letztcrtMi  dauernd  Wandel  schaffen,  so  befördert  umgekehrt 
•lie  Parcelleiipachtausbietuncr  die  Scliollrnkleberei  und  verschlim- 
vwrx  daher  da^  r»d)el,  das  sie  /.u  heilen  sicli  untemahiii;  und 
ir  um  so  mehr,  als  die  neuen  Familiengrüudungeu  auf  der 
Vondauer  des  Pachtverhältnisses  beruhen,  also  jeder  neue  Pacht- 
termin wegen  des  erweiterten  Kreises  der  pachtbungrigen,  von 
Sorge  um  die  Behauptung  der  Pacht  erfüllten  Elemente  den 
Wettkampf  um  die  Pachtgflter  stets  erbitterter  gestalten  wird.  So 
kann  es  sehr  wohl  kommen,  dass  das,  was  in  wohlmeinender  Ab- 
sicht Segen  bringen  sollte,  Allen  zum  Fluch  wird:  eine  Umkehr 
aber  von  der  beschrittenen  Bahn,  nachdem  /aliheiche  Existenzen 
mit  dem  Institut  der  Parcellenpacht  verwuchsen  sind,  je  länger, 
j«»  schwicriL^T  >i(:h  erweist. 

Ueberau,  wo  das  Parcellenpachtsystem  mit  einer  gewissen 
Ausschliessliclikeit,  also  ungeschwächt  durch  die  Gegenwirkungen 
<'igenthümlichen  Besitzes  oder  sonstiger  Verdienstgelegenheit  vor- 
waltet, wie  in  den  Gegenden  des  Gross-  imd  namentlich  des  Latl* 
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tundieabositzes.  wird  langsam,  aber  sicher  ein  Zeitpunkt  eintreten, 
in  dem  jenes  Institut  an  seiner  inneren  Unnatur  zusammenbricht, 
weil  Unter  den  Händen  des  stetig  anwachsenden,  in  Massenelefid 
versunkenen,  in  Bohheit  und  Unbildung  verkommenden  P&cfater- 
Proletariats  der  ihm  fiberlassene  Boden  ^ifänxlich  zu  verwahrlosea 
droht  lind  dir  massenhaft  sich  liaufcudiMi  Puchtrückbtände  d»^n 
Werth  <l('r  Verpachtung  illusorisch  ornchcinen  lassen.  In  einem 
System  btaatlicher  Laissez  -  faire -Politik  kann  es  daüü  wolil  ge- 
schehen, dass  der  Grossgnmdbesitzer  die  gesammtc  Pächter- 
bevölkerung austreibt  und  von  demParcellarbewirthschat'tunirssyst^m 
zu  dem  ihm  jetzt  vortheilhafter  erscheinenden  System  der  Lati* 
fundienwirthscfaaft  durch  Widmung  des  Landes  zu  Weideboden, 
d.  h.  inmitten  hocheulüvirter  Verhältnisse  zu  den  rohesten  Aus- 
gangspunkten der  Agricultur  zurOckkehrt  (einzelne  Theile  von 
Schottland,  rr^mische  Campagna);  doch  ist  es  bezeichnend  für  die 
Wandlunti:  in  den  staatspolitischen  Anschauuniren.  aber  auch  für 
die  teineren  Schwingungen  des  Volksireffthls  s:ei:(MinlH'r  rücksichts- 
loser, wenn  schon  legaler  Verfolgung  privater  Interessen,  dass,  wo 
die  Verhältnisse  zu  jener  Unnatur  sich  zugespitzt  haben,  auch  die 
treuesten  Anlifinger  der  bestehenden  Rechtsordnung  vor  gewalt- 
samen Eingriffen  in  das  missbrauchte  Eigenthumsrecht  nicht  zurflck- 
schrecken,  wenn  eben  nur  auf  diesem  Wege  das  Grundeigenthum 
seiner  Aufgabe,  als  nationales  Productionsmittel  höchster  Bedeutung 
in  einem  der  jeweiligen  Stufe  der  volkswirthschafUichen  Entwicklung 
entsprechendem  Grade  in  Thätigkeit  gesetzt  zu  werden,  erhalt^^u 
bleiben  kann.  Die  mildeste  Fonn  der  ijesetzireberischen  Int«'r- 
venti  onspoli  t  i  k  uini  m  >olcheni  Falle  die  Ergänzung  des  jtrivat- 
reclitlichen  Theils  des  Pachtrechts  durch  socialrechtliche  Vorschritten 
sein,  welclie  die  Pächter  nicht  mehr  schutzlos  dem  Kecht  des  Star- 
keren preisgeben  (8  35) :  die  radicalere  LOsung  aber  wird  auf  die 
gütliche  und  zwangsweise  Beseitigung  des  unhaltbar  gewordenen 
Fachtsystems  und  auf  die  Neuschaffung  eines  auf  eigener  Scholle 
sitzenden  Bauernstandes  aus  der  Klasse  der  Pächter  abheben,  wie 
schwer  auch  die  Durchftlhmng  dieser  Aufgabe  Angesichts  des  zur 
Verfüguni:  stehenden  Menschenmaterials  sich  erweisen  mag.  .lahr- 
hundt'rti'  alle  Sünden  kr>nnen  freilich  nicht  durch  einen  Feder- 
strich der  ( IcsctztiflnniL:  wett  gemacht  werden;  und  ( ioncrationen 
m«)Lfen  darülicr  iiingelien,  bis  beispielsweise  der  irische  Zeitpächter 
nacii  seiner  Umwandlung  in  einen  grundbesitzenden  Kigenthtlmer 
auf  eine  Stufe  der  Gesittung  und  der  Wohlstandsiage  wieder 
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empoigehoben  sein  wird«  die  auch  der  kleinste  Zwergwirth  im 
Sflden  des  Deutschen  Reichs  seit  langem  erklommen  hat^). 

7.  Eine  nfthere  Wtirdigung  gerade  des  Parcellenpachtwesens 
mit  allen  seinen  möglichen  «nd  wirkliehen  Auswtlchsen,  wie  sie 

vorsU^heml  Flui/  griff,  war  iiiilit  IjIoss  desshalb  geboton,  weil  sie 
lehrt,  (lasH  das  Zeitpachtweseii,  wo  es  einen  herrschenden  Factor 
im  (jrimdverkehr  bildet,  auf  eine  bedenklich  abschOssiL;»'  liahii  go- 
ruthen  kann,  auf  der  kein  Anhalt  niehr  ist,  sondern  auch  desshalb, 
weil  gerade  das  Gebiet  der  Parcellenpacht  die  gänzliclie  Unhalt- 
barkeit  des  Systems  des  freien  unbehinderten,  nur  durch  das 
sottTerSne  Belieben  der  betheiligten  Parteien  geregelten  Wett- 
bewerbs in  diesem  Grundverkebr  aufs  grellste  beleuchtet  Denn 
nirgends  weniger  wie  im  Wettbewerb  um  das  unvermehrbare,  un- 
fibertragbare   Productionselement   Gnmd  uud   Boden  kann  von 
»•iner  zu  jeder  Zeit  und  übenill  vorhamlenen  Elx'iihürtigkiiit  der  " 
Parteien  die  Rede  sein,   wahrend  diese  Ebenbürtigkeit  doeli  die 
nöthiore  V<»raussetzun<r  dnffir  ist,  dass  .im  freien  Spiel  der  iiiitiir- 
lichen  Kräfte"  die  Waare  den  ilueni  inneren  Werth  entsprechenden 
Marktpreis  jederzeit  erhalte.  Verkehrt  freilich  würde  es  sein,  wenn 
mit  dem  Missbrauch  der  überlegenen  Stellung  der  jeweiligen  Boden- 
eigentbQmer  gegenüber  den  die  landwirthschaftliche  Betriebsarbeit 
Verrichtenden  die  Forderung  der  Beseitigung  des  Privateigenthums 
am  Grund  und  Boden  und  die  üeberfOhrung  des  letzteren  in  den 
Besitz  der  Staats-  oder  der  commnnalen  Gemeinschaft  begTündet 
werden  wollte,  w^eil  man  verständigorweise  ein  krankes  (JHimI  niiht 
aiiiputiron  wird ,  wenn  dessen  Heilung  auf  minder  gowaltthätigo 
sirji  möglich  erweist,  weil  ferner  die  Nutzbarmachung  des 
staatlichen  oder  Gemeindebesitzes  im  Sinn  der  „Bodenreformer'' 

*)  V'pl.  zu  diesen  AtiafuhnuiK't^ii  die  Notiz  von  Roseher  (Anm.  1  zu  §  68), 
'Uss  in  der  rrmiisclicn  ranipap-Tt  i  ;i!1<  in  die  Colontias  während  deg  lö.  Jahrhunderts 
luisUr  gQt  bewohnte  Dorter  iM^UAHen,  als  die  ganze  Provinz  jfegeuwärtig  Pächter 
säUt.  Berficbtigt  sind  auch  die  „Lichtungen'*  der  Herzogin  toh  Hutherland, 
AvU'he  zwi.Hehen  1814  und  182()  80(X)  Familien  ausgetrieben  hatte:  Sutherland  ist 
•ladnrrh  theils  ein«  ungeheuere  Schafweide,  unter  einigt'  fiMsse  Pächter  vertheilt, 
llifib»  eiu  grroHseü  Jagdrevier  geworden,  „Einöden  ohne  Buume,  in  denen  nur  dm 
Hochwild  allein  hmiet*  —  es  ist  durchaus  unprodnctlT  und  ^h&tte  ebenso^t  in 
«lie  Fluten  der  Nordsee  versenkt  werden  können''.  T)t  r  über  dii  si  ti  Vorgang 
t^hreiWude  ('h.  Gay  Koberts  verfrlficht  die  Wtidtpächter  mit  australischen 
Njiutters  unter  dem  Hinweis,  das»  in  dt^u  letzt«Mi  öO  Jahren  die  Weiden  und  Heiden 
hsi  alle  nicb  verschlechtert  haben;  wesshalb  denn  auch  der  jetzige  Grundherr  — 
das  friilu  r  (iewesene  ■iiikiaipfciid  die  KiesenpachtunjjTMi  wieder  zu  /.t  rsi  lil;igen, 
Ackerland  zu  vermeliren  sich  bemüht,  damit  ^idas  Land  ebensowold  Menschen 
^  Schafe  nibre**.  ^Siehe  darüber  auch  Laveleye,  de  la  propriete  et  do  sea 
fonaes  pnmitiTet,  1891,  8.  451. 
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ebenfalls  im  Weg  der  Zeitpacht  zu  erfolgen  hätte,  die  Eigenschaft 
des  Pachtlandes  aber  als  Staats-  oder  Gemeindeland  keinesiregs 
unbedingte  Sicherheit  fOr  die  Femhaltung  von  Auswüchsen  des 
Zeitpachtwesens  gewährt.  Die  vielfach  gmndsfltzlich  abfölligen. 
niclit  selten  zu  absolut  gehaltenen  Ürtheile  Uber  die  Instittttion  der 
Zeitpaclit.  welchen  man  bei  sonst  vorurtiieilsfreien  Schrittstellern 
be,ir<'Uii('t.  (lürtU'ii  jcdent'aI1^5  eine  Wanninu  sein,  eine  Institnthm. 
die  mit  und  neben  der  Kiucnltew irth>i'lialtung  sicberlicli  an 
eine  Daseiusberechtiguiig  hat,  zur  ausschliesslichen  Kechtstorm  der 
Landbewirthschaftnng  erheben  zu  wollen,  worauf  doch  die  erw&hnteo 
Bestrebungen  der  Bodenreformer  thatsächlich  abzielen. 

g  35.  Pachtcontract  und  Pachtrecht 

1.  Mit  vereinzelten  Ausnahmen  ist  das  geltende  Recht  von 
der  Anschauung  geleitet,  dass  das  Yerhältniss  zwischen  Verpächter 
tmd  Pächter  ein  rein  privatrechtliches,  dem  Willen  (der  Willkfir) 

der  Parteien  an.sschliossli«  Ii  niitenvorfenes  sei  und  dass  die  Gesetz- 
gebung sich  darauf  beschränken  dürfe,  etwaige  Lficken  des  abge- 
schlosseinMi  VoHrags  in  einer  dem  nuithmaasslichen  Willen  der 
Parteien  entsprechenden  Weise  /u  erLiänzen.  Auf  den  Inhalt  dieser 
privatrechtiichen  Normen  über  Pacht.  'He  länderweise  eine  gewisse 
Mannichfaltigkeit  aufvreisen,  ist  an  dieser  Stelle  nicht  näher  ein- 
zugehen, ebenso  nicht  auf  diejenigen  Einzelheiten,  welche  in  die 
Pachtverträge  zur  Sicherung  einerseits  der  Rechte  des  Verpächters, 
anderseits  derjenigen  des  Pächters  aufgenommen  zu  werden  pflegen, 
betreffs  deren  vielmehr  auf  die  Fachliteratiur  (Lehrbücher  der  land- 
wirthschaftlichen  Betriebslehre)  zu  ver^'eisen  ist.  Für  den  Ver- 
pächter wird  immer  die  Hauptsache  sein,  dass  er  gegeu  eine 

')  Lehrreich  in  Bemfn  auf  Pachtrecht  und  fnhftU  der  Pachtverträge  sind  10»- 

hcsoiidun'  die  Si-lirit'to»  von  Blonioycr  und  Drochalcr,  a.  a.  O.;  ver^l.  fitr  ein- 
zelnf»  Matrrii'K  dt'>  raditrechtH  auch  die  V(>rh!Viidliin«rfn  des  dctitsrhcn  Landwirfh- 
schuftsrahu's  betreffs  des  „Eutuurfs  eines  bürgerlichen  tiesetasbuchs"",  iiigbesuaderr 
das  Referat  von  Schnhmacher'Zarchlia  (Archiv  1890,  S.  260  ff.),  der  den  im 
-Hntwurt""  festji^haltenen ,  ühriffens  schon  vom  deutschen  Juristenta^f  ab^lehuteu 
({nmdsutz:  ^Kauf  briclif  Micthc  'l'arlit^^  f^elt»j3^»ntli<h  „als  ein  der  Cultur  d»'> 
(inind  und  Itodens  feindliches  rrincip  bezeichnet,  welches  in  seiner  Schädlichkeit 
nur  noch  übertroflTen  wird  dnreh  die  Yerschnldunfir  des  GrandbetfitTct^s  nach  KapitaL 
st;itt  na<h  K«M>te".  Vf^I.  aucli  den  iilteren  Aufs;  */  \  ti  Knaus.  Teber  den  sonaleu 
Werth  des  Zeitpiichtcrstandes  (Tüb.  Ztschr. ,  1814 ,  S.  uO  fl'.),  wo  langt» ,  dnnemd 
gesicherte  Tachtunj^^en,  Mischung  von  (icld-  nnd  Natnralieiuahlang ,  anj^eme^äener 
<lttt8nnifau<^  ikein  Parcellenpacht),  Vernieidun«^  des  Anfstreichverfahrenaf  ^hUchtSlig 
von  Htreitlgkeiten  durch  Schiedsgerichte  gefordert  wird. 
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deteiiorirende  Bewirthscbaftungsweise  des  Pfichters  sicli  geschlitzt 
sieht,  welcher  Schutz  freilich  viel  mehr  durch  die  [x  raOnliche  Tüchtig- 
keit imd  Kapitalkraft  des  Pächters,  durch  maassvolle  Festsetzuiii^ 
des  Pachtzinses  und  niclit  zu  kurze  iMMiicssung  der  Piuhtdauer  als 
*tureh  noch  jx»  verclausuUrte  Vorsclinftoii  über  Wirthschaftssy.steme, 
<*<lpr  dureli  Verbote  des  V  erkaufs  von  Futter,  Stroh,  Dünger  etc. 
üud  ähnliche,  die  Wirthschaftsgebahrung  einschränkende  Bestim- 
mungen, über  deren  praktisclien  Werth  man  billig  Zweifel  hegen 
kann,  gewährleistet  sein  wird.  Für  den  Pächter  hinwiederum 
i«t  der  ruhige,  ungestörte  Genuss  des  Pachtohjectes  während 
der  Dauer  des  Pachtverhältnisses  (Wichügkeit  des  Grundsatzes: 
„Kauf  bricht  nicht  Pacht"),  insbesondere  der  Schutz  vor  allzu 
riiT'^rosen,   den  Verpächter   zur   einseitigen   Auflösung   des  Ver- 
trags berechtiLienden  Stipuhilioaen   (z.  B.  bei  Verfehlungen  des 
IM'iiters  gegen  gewi^^se  \ Crtragsauflagen,  beim  Vorhandensein  von 
Pachtrückständen  etc.)  von  besonderer  Bedeutung.  Dass  Pachtnach- 
lässo  Itoi  rnglücksfällen,  gegen  welche  eine  Versicherungsnahme 
ermöglichst  ist  (Feuer-,  Hs^eischaden,  Viehsterben)  im  Grundsatz 
nicht  gewährt  werden,  ist  ebenso  zu  billigen,  wie  der  Ausschluss 
solcher  bei  Missemten  mindestens  in  länger  dauernden  Pachten, 
die  durch  den  Wechsel  von  guten  und  schlechten  Enitejahren  eine 
Art  Selbstversicherunsr  ermöglichen,  während  allerdings  dieser 
Ausschluss  bei  kurzen  Pachtperioden  die  Härten  dieses  Systems 
wesentlich  ver.-i  liarft.    Sehr  zweckmässig  wird  es  sein,  alle  aus 
«lern  Pacht^  ertrag  sich  etwa  ergebenden  Str  iti- keilen  nirlit  an  die 
o  rdentlichen  Uericht^*,  sondern  an  ein,  von  erfahrenen  unabhängigen 
Landwirthen  gebildetes  Schiedsgericht  zu  verweisen. 

2.  Zu  rügen  ist  es.  wenn  der  Verpächter  —  die  im  gegebenen 
Kall  ihm  zustehende  üljerlegciu»  Machtstellung  missbrauchend  — 
<i«*n  Pächter  Auflagen  anzuerkennen  nöthigt,  die  —  nach  den 
limM  ht  nden  Rechtsanschauungen  und  Gewohnheiten  —  dem  Wesen 
•1er  Pacht  fremd  und  ledigUcli  <iarauf  berechnet  sind,  die  dem 
Bodeneigenthflmer  obliegenden  Verpflichtungen  auf  den  Pächter  zu 
fiberwälzen  >).   Wenn  beispielsweise  in  Pachtverträgen  Glausein 


'i  Vgl.  liiitriichUicli  des  Gesagteu  auch  die  sehr  zutreffeaden  Bemerkungen  bei 
^»tteffttt,  ju  a.  O.f  8.  396  ff.,  wo  die  Bettimmongeii  manclier  Pachtcontracte  mit 

-Wa  amen  sehr«  üben**  verglichen  werden,  und  die  Angaben  über  itiittsiv,e  Pachtbe- 
>'ininiungi'n  l>t'i  einzelnen  »rrossen  Out-sverwaltunfren  in  Tlatlen  in  ihm  C<>mmis8ions- 

rieht  dei»  Freiherrn  von  ÜDdroaun-Loretto  an  die  1.  Kammer  der  Landstäude 
«BcOiipB  No.  643  vom  ProtokoU  der  Sitxnng  vom  2.  April  1892). 

Biek»B^«rff«r,  A.,  AittwpoliUk.  L  13 
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sich  befinden,  inhaltlich  deren  der  Pftchter  bestimmte  Meliorationen 

ohne  Schadloshaltiincr  für  den  Aufwand  vorzunehmen  für  Terpflichtet 

(ikiiirt  wird:  cder  wenn  der  Pächter  vertragsgeniäss  die  Baiila?t 
für  die  (Tcbäude,  selbst  im  Fall  ihrer  Zer'^tt^ning  durch  Brand  und 
ofine  Kücksicht  darauf.  nl>  die  HraiidoiitscIiadiLnine  die  Bauk'^-tPii 
decken  wird,  auf  i^ieh  nehmen  muss;  oder  wenn  die  Verpächter 
in  Rezuir  auf  das  Gesinde,  um  die  Wirkungen  des  Unterstützungs- 
vohnsitzgesetzes  ausznschliessen,  bei  hohen  ConTentionalstrafen  oder 
unter  Androhung  anderer  Bechtsnachtbeile  dem  Pächter  zur  Pflicht 
machen,  dass  er  durch  rechtzeitige  Etlndigung  den  Erwerb  des 
XJnterstfltzungswohnsitzes  durch  das  Gesinde  verhindere,  gegebenen- 
falls also  sieh  der  Mitarbeit  tflchtiger,  erprobter  Leute  im  fisca- 
lischen  Interesse  der  (nitsherren  entschlagen  muss:  »idor  w«»nn  die 
Erben  des  Vj'rpäi  liters  verpflichtet  werden,  bei  der  durch  den  Tod 
des  Pächters  nöthig  gewordenen  Neuverpaclitung  den  etwaigen 
Paclitmindererlr^s  dem  Verpächter  7ai  ersetzen,  so  zeigen  solche, 
der  Wirklichkeit  entnommene,  hoffentlich  vereinzelte  Vorgänge, 
wie  sehr,  selbst  heutzutage  noch,  manchen  Grundbesitzern  die 
Erkenntniss  der  mit  dem  Besitz  von  Grund  und  Boden  verknüpften 
socialen  Pflichten  abgeht;  aber  sie  weisen  auch  mit  besonderer 
Dringlichkeit  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  das  Recht  des  Pacht- 
Presens  mehr  als  bisher  nach  verwaltunirsrechtlichen.  von  socialem 
(tcist  prliillten  Normen  auszuij^estalten.  die  dem  Pächter  einen  un- 
iM'diimtt'u  Kechtsschutz  gegen  Wiilkühr  un<l  Dnick  von  SeitiMi  d-  - 
V«M|>äcliters  in  ähnlicher  Weise  gewähren,  wie  ein  solcher  bei  der 
Darleihung  bewoirlirher  Güter  in  der  Form  von  Wuchergesetzen 
zu  Gunsten  bedrängter  Schuldner  längst  besteht.  Eine  solche  Neu- 
ordnung des  Zeitpachtwesens  setzt  freilich  eine  tiefere  Einsicht  in 
das  Wesen  desselben  voraus,  als  ihr  bis  jetzt  in  weiten  Kreisen  zu 
Theil  geworden  ist,  oder  aber  jenes  Üebermaass  des  Elends,  welches 
die  schrankenlose  AusHbung  der  Macht  des  Grundeigenthums  in 
dem  grossbritannischen  Inselreich  er/.eiiii1e  und  dessen  eindringliche 
Sprache  allerdings  überzeugender  als  all»'  sjieculativen  Deductioiu'Ji 
den  Beweis  erbrachte,  <lass  das  dun  li  kein  Verwaltungsrt-cht  l>e- 
grenzte  Eigenthumsrecht  am  Griuid  und  Boden  ..vermöge  der  in 
ihm  liegenden  Macht  den  Pachtvertrag  zu  einem  gezwungenen,  die 
Pacht  zu  einer  wirthschaftlichen  Unfreiheit"  gemacht  und  in  un- 
vermeidlicher Weise  jenen  Klassenhass  und  jene  BevolutioBen 
gezeitigt  hat^  die  schliesslich  nichts  sind  als  „der  Ausdruck  des 
Widerspruchs,  der  in  der  vollen  und  unbedingten  Geltung  des 


Digitized  by  Google 


Abschu.  I.  $  33.  Pacbtoontriict  und  Pacbtrecht. 


195 


unantastbaren  Eigenthums  von  Grundkapital  liegt  —  der  Hase  und 
der  £ampf  gegen  die  Hohe  der  Pacht,  welche  die  Grundrente 
übersteigt,  gegen  die  Zersplitterung  in  kleine  PachthOfe  luid  gegen 
die  WillkOhr  in  der  kurzen  Pachtzeit"'). 

3.  K  e  f  «t  r  m  V  or  s c h  1  ii  g e.  Einem  von  socialen  Gesichtspunkten 
LTotratronen  Vorwaltungsreeht  des  I'aclitwcsons  würde  im  Sinn  der 
voraugt-gangenen  Hi'trachtuugeii  vur  Allein  die  Aufgabe  zufallen, 
den  im  Gebiet  der  Farcellenpacht  durch  rücksichtslose  VerlVdgung 
der  privaten  Interessen  des  Grundeigenthun) s  drohenden  Aus- 
wachsen dieser  Institution  zu  begegnen,  sei  es  dadurch,  dass  man 
im  Ansehluss  an  die  Behandlung  sittlich  anstössiger  Geldverleih» 
geschfifte,  die  Ausbeutung  der  Kotb,  der  Unerfahrenheit,  des  Leicht- 
sinns des  Pachters  zur  Erzielung  übermässiger  Pachtzahlungen 
oder  sonstiger  Yortheile  aus  dem  Pachtvertrag  als  Pachtwucher 


')  V.  Stein,  a-  n.  O.,  S.  113  und  126,  ferner  ebenda  S.  VM  ft.  und  8.  145  ff.: 
.Jede  wahre  .  .  .  landw.  Verwaltung  mnss  neben  dem  grossen  Besitz,  dessen  der 
l.ind«.  Fortschritt  nicht  ♦•iitLit  lnt  ii  kiimi.  und  dem  kleinsten  Besitz,  der  auch  den 
Tar»'J'"»hner  weni'.'sfens  tiir  dcji  Tag  unabhängig  macht,  den  rnittleren  Besitz  ent- 
Hidfcr  in  sein  lieehi  einsetzen  oder  üiUf  wo  er  nicht  vorbanden  ist,  durch  eine 
öffentlich •  rechtliche  Ordnnnip  des  Pachtwesent  möglich  machen  .  .  .  . 
Irland  igt  dasjenige  Land  in  Europa,  in  welchem  die  Staatsidee  am  machtloseBten 
g»"worden  ist,  weil  sie  durch  die  (»eschichte  des  Besitzes  untiilii^  ward,  eine  der 
Verfa^ijfuug  eut&j>rechende  Verwaltung  zu  erzeugen  .  .  .  Irland  und  .Siiditalien  sind 
die  bridra  Theile  Europas,  in  denen  die  ^nse  öffentliche  Aufgabe  in  Bezug  anf 
die  Landwirt h Schaft  sich  in  der  Gericbtspllege  und  in  den  Mitteln  erschöpft  (hat), 
die  I'achtrrnjt«*  einzutreiben  ...  Wir  p-luubni .  (1a<s  die  ^anz  unbeschränkte 
Herrschaft  de»  Kinzeleigenthnms  und  des  Pacht-,  Mieiii-  und  Arbeitsvertrags  auf  die 
l>auer  nicht  bestehen  kann,  ohne  die  grOssteii  (jefehren  für  alle  europäischen 
^  "Iki  r  ri  'T  >irh  zu  brintri'n  .  .  .  ,  dass  jedes  Land  in  '!  r  biirlist*  n  (Jefahr  ist.  in 
welchnu  auf  diesem  (lebiei  das  Kinzelinteresse  in  der  Form  des  strengen,  romisch- 
rwbtlicben  Eigenthumsrechts  keine  Begränzuug  durch  die  Aufgabe  und  das  B»- 
^vxLsstsein  der  Staatsidee  findet  .  .  .  nnd  dass  der  Inhalt  des  (neu  zu  schaffenden) 
VenraltuniT^rechts  des  Pjk  ht wesens  .  .  .  kein  anderer  sein  kann  als  der.  die  kapital- 
bildende  Krall  des  l'aciitwesens  gegen  das  Kinzelinteresse  zu  schützen.''  —  Und 
Bnhland,  a.  a.  O.,  8.  104  hebt  nnter  dem  Hinweis  anf  Sch äffte' s  gleichbedeo* 
trnder  H<*baiidlung  von  Pacht  und  Credit  unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  „Leihe* 
henror,  dass  „währfiid  ftir  die  Leibe  mobiler  Arbeitsprodnrte  bezüglich  der 
OD  sittlichen  Bereicherung  sich  längst  ein  Begriff  gebildet  hat,  welcher  den  sitt- 
lichen Makel  offlen  an  der  Htibme  trftirt,  man  für  das  immobile  Arbeitsprodnct,  für 
das  Cinindkapital,  weder  beim  Kauf  noch  bei  der  Leibe  eine  nhnliclie  Bezeichnung 
.tl.s  r.büch  ki'iHit".  iib^'b  ieb  vom  Pacbtberm  , hundertfältig  Praktiken  geübt  w  »  vd.u, 
die  von  jedem  billig  denkeudeu  Menschen  als  sittlich  verwerflich  gebrandmarkt 
«nden.**  Aach  Menger  (Das  bflrgerliche  Becht  nnd  die  besitzloaen  Klassen  in 
;uiii's  Archiv.  Bd.  II  S.  447  .  dessen  Kritik  des  Entwurfs  des  deutschen  bürger- 
bt htm  (lesetzbucbs  im  Uebri^M  ii  auf  eitie  srhr  gekünstelte  Aufbauschung  der  Gegen- 
■uitxe  zwischen  Besitzenden  und  Betiitzioseu  sich  aufbaut,  glaubt  betonen  zu  sollen, 
dass  die  neue  Wiichergesets|ifebnn|P  anf  jene  V'ertrftge,  an  welchen  auch  die 
* p»it/!«.v<  ii  Klassen  ein  bedentendrs  Interesse  lial)cu,  namentlirb  auf  den  Lohn-, 
Kauf-,  Mieth-  und  Pachtvertrag  niemals  ausp dehnt  wurde,  obgleich  hier  der 
Thatbestand  de«  Wuchers  naturgemüss  viel  hiiutigcr  vorkouune,  als  bei  dem 
IlMrlefanevertrair. 
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criminell  erfasst,  sei  es,  dass  die  reehtliche  Möglichkeit  der  nacli- 
trflglichen  Herabminderung  der  vertragsmftssigen  Yeipflichtungeii 
auf  Anrufen  des  Pächters  erOffiiet,  sei  es,  dass  die  kttnstliche 

Steigerung?  der  Pachtrente  auf  dem  Weg  der  Ausbietung  kleinster 
Parcelleii  und  weitgclu'iiiier  Vt'rkürzung  der  FachtzeitiMi  durch  die 
Nonnining  eine«  MiiKlfstinaaftsos  und  einfr  Mi ndof^t (lauer  einzu- 
engen gesucht  wird:  WiAn-i  It^t/.tcrenfalls  dir  Zulassung  von  Aus- 
nahmen durch  die  Vemaltungöheliörde,  naniontlich  soweit  es  sich 
um  Pachtübeniahmen  durch  Nichtlandwirthe  (Arbeiter  etc.)  handelt, 
selbstredend  vorzusehen  wäre  und  im  Uebrigen  die  Torstehend  an* 
gedeuteten  LGsungsmOglichkeiten  nicht  etwa  nur  alternaliT,  sondern 
sehr  wohl  neben  einander  und  sich  gegenseitig  ergänzend  in  der 
verwaltungBrechtlichen  Begelung  Platz  finden  könnten«  Vom  Stand- 
punkt speciell  der  volkswirthschaftlichen  Productionsinteressen  aus 
dürfte  sodann  naiiuMitlich  noch  der  Ersatzanspruch  des  Pül  Ii- 
ters  aus  m »» Ii  <>rir enden  Arbeiten  jregonrtbor  dem  Verpächter 
einer  verwaltnngsrechtlichen  Ordnung  InMlürten:  Auflagen  zur  o!it- 
schädigungsiosen  Vornahme  von  Molioriruugsarbeiten,  die  uVxt  die 
Dauer  der  Pacht  hinaus  das  Pachtobject  in  seinem  Wertli  eriiöhen. 
wären  als  rechtlich  unwirksam  zu  bezeichnen  und  es  wäre  ferner 
fOr  alle  derartigen  Meliorationen,  mögen  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stimmung des  Verpächters  Toigenommen  worden  sein,  dem  Pächter  j 
beim  Auscheiden  aus  der  Pacht  auf  Anrufen  eine  im  geordneten  Ver* 
fahren  festzustellenden  Fntschädigung  zuzubilligen,  für  deren  Be- 
messung die  thatsächlii  litMi  Aufwendungen  oder  besser  der  durch 
sie  erzielte  Gutsmehnserili  die  UnttMlage  zu  bilden  hfitten. 

4.  Selhstrpdend  gilt  auch  von  «lieseni  Gebiet,  wie  von  dem  ver- 
wandten der  Geldleihe,  dass  eine  Gesetzgebung  selbst  repressivsten 
Charakters  d<>eli  nur  die  schlimmsten  Auswüchse  beseitigen  kann, 
eine  grflndliche  Heilung  der  Uebelstände  des  Zeitpachtwesens  aber 
nur  von  einer  Vertiefung  der  Anschauungen  äber  den  social- 
ethischen  Beruf  des  Grundeigenthums  zu  erwarten  ist.  Staat 
Gemeinden,  CorporaÜonen  wie  die  privaten,  nicht  selbstwirthschaften- 
den  Grundbesitzer  dflrfen  der  Erkenntniss  sich  nicht  versehliesseik 
dass  da<^  arbeitslose  Kenteneinkommen  aus  Grundbesitz  iur  die  di«» 
bod(Mi]M w  11  thschaftende  Thätigkeit  ausübende  Bev<dk<'ruugstheile 
um  HO  mein'  Anstoss  t'rit'Lrcn  inu.-.?-.  j»'  nielir  die  Tend«'uz  der  Rod.'»- 
eigner  oft'enkundig  wird,  durch  speculative  Ausnutzung  der  Tages- 
conjunctur  und  des  ungezügelten  Wettbewerbs  den  Marktpreis  der 
Grundrente  zum  Kachtheil  der  productiven  Arbeit  am  Boden  zu 
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steigern;  mflssen  sieh  vergegonwäiügen ,  dass  eine,  nicht  in  der 
Steigrcrung  der  natürlichen  Productionsfähigkeit  des  Bodens  oder 
<ler  Erhöhung  der  Preise  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse, 
sondern  lediglich  in  der  ökonomischen  Machtstellung  des  unvcr- 
uiclirbaren  Gnmdkapitals  gegenüher  der  wachsenden  Bevölkerung 
begründete  Pachtpreiszunahnie  dauernd  doch  nur  auf  Kesten  der 
volkswirthschafblichen  Function  des  Grundeigenthums  als  elemen- 
tarsten Productionsmittels  möglich  sich  erweist;  und  dass  schliess- 
lich die  Grundeigner  selber  es  sind,  die  der  durch  ungemessene 
Ausnutzung  dieser  Machtstellung  langsam  sich  vorbereitende  BUck- 
:i€hh^  —  aussaugende  Wirthschaftsweise,  Yerarmung  der  Pächter- 
bevölkerung, allmähliche  Wiedereinengung  der  LandnachlVage  — 
in  empfindlichste  Mitleidenschaft  ziehen  wird. 

§  3ö.  Pachtrecht  in  Crrossbritannieu. 

1.  Ein  vou  socialcu  Ciesichtüpiuiktcii  gi'Uüukteii  Pachtreclit  bat  üicli  iu  dem 
letEten  Drittel  des  Jahrhnnderts  in  QrossbritftBnien  herangebildet;  dass  dies 

.Trade  in  dem  rla.ssischen  Lande  der  l'oHtik  des  laissez  fnin'  1 1  jütsser  der  Fall, 
t  rlclHrt  sivh  In'i  ht  diiraus.  dass  dir  st  hreiendeu  Missstiinde  des  l'achtwesens  in 
dic'»em  Landi*  auf  eiiie  Abhilfe  mit  besonderer  Dringlichkeit  hiuwie^ieu,  wulireud 
der  Vanfpel  eines  solchen  Paehtrechts  anf  dem  Continent  vielleicht  damit  xnsammetH 
li.tn<rt.  dass  hier  (Beljnen  ansjrenoinmen )  das  Zeitpacht wesen  eine  doininirende  Rolle 
;rliif*krii  luTweise  bis  jetzt  nicht  >])irlt<'.  dass  ferner  weffen  der  vielfach  vorherrschenden 
Form  derGruttü-  und  Mittelpacht  und  de»  bei  letzterer  günstigeren  V'erhältuiüäes 
von  Nachfrage  nnd  Angebot  erhebliche  Uebelstände  im  Pachtwesen  nicht  herror- 
treten;  endlich  dass  die  leidipen  Zustände  des  gejrenden^vt  ist-  auch  auf  dem 
<  ominent  i<tark  verbreiteten  Pa reell enpachtwcsons  erst  in  nciu  n-r  Zeit  Gefftnistand 
grosserer  Aufmerksamkeit  geworden  sind,  -  Das  meist  verbreitete  Hechtsveriialtuiss 
7. wischen  Kigenthttmer  und  Pächter  in  Grossbritaimien  ist  die  sog.  yearly  tenancy,  Pacht- 
"  I  ht  vnn  .lalir  zu  Jahr;  ParhtcnntractF  mit  läti'^'t'n'r  I)an«'r.  li'a>cs  f vnrzTi'_rs\v('isf'  anf 
Kronländereien  und  (iiitem  der  todten  Hand  einjji'fuhrt/  waren  bei  dem  privaten 
(rmndbeittz  immer  selten  und  sind  es  in  den  letzten  Jalireu  noch  mehr  geworden 
flaues  are  going  ant  in  Scotland*"). 

Abgesehen  von  dem  SchntBCf  welchen  neuere  Gesetze  dem  Pächter  gegen 

WiW-rhadt'ii  (Jrsttz  vnm  7.  .Sept.  1880)  und  gegen  Zwangsvollstreckungen  des 
Verpächters  auf  die  fahrende  Habe  d»'s  Pächters  «revvähren  Kies.  v.  25.  Aug.  1881-1; 
toag  Pfandrecht  des  Eigenthümers  darf  nur  für  einen  einjährigen  Pachtzins  in  .\n- 
iv.'ndniig  kommen),  sind  namentlich  diejenigen  Gesetxe  auch  für  den  Continent  von 
tiesAidii )  t T  Iledeutmic'.  weU-he  dem  Pächter  einon  j^esct /.liehen  Ansprucli  auf  Kiif- 
Mtludigung  tür  geschehene  (»utsmeliorirungen  zuweisen.  Zwar  besteht  iu 
naseinen  Theilen  Englands  schon  fseit  langer  Zeit  gewohnheitsrechtlich  ein  An- 
''pntch  des  Pächters  auf  Kntschädigtni^r  tVir  auf  das  (lUt  gemachte  Kapitalauf- 
«ven*i?uit.'»'n  'ten antright).  In  Li  in nlnshire  hat  z.  R.  der  abziehende  i'ächter 
«uuoäprecheu :  Die  Hülfte  der  Kosten  an  Leinsaat-,  Baumwoll-  und  Oelknchen, 
wtklw  im  letzten  Jahre  Terbrancbt  sind;  die  Kosten  des  im  letaten  Jahre  anf  mit 
Kotterkrautern  bestellten  Feldern  untergebrachten  D&ngttrt  Werden  völlig  ersetzt; 
•■h^-nso  f'rhält  er  eine  verbal tsnissmässirr»'  Yrr<riitnn«r.  wenn  er  Kalk,  M<  r<jel,  Thon, 
fc^auchenmehl  auf  die  Felder  gebracht  hat.  (iesetzlich  coditicirt  wunle  dieses  Oe- 
voliDheitsrecht  im  Jahre  1883  (agricaltnral  Holdings  act  von  1883,  46  und  47 
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Vict.  C.  61)  und  «war  daliin:  J»'der  Pächter,  d«  i  auf  srinpni  (int  eine  der  vom  Ik- 
^f'tz  Hrwnhiiteii  VprboMs»'rniiir«M»  bewirkt,  hni  ]ni  Beendi;»i"»J5  d<'s  riu'htverlt;i1nnss»'s 
bei  Keinem  Abzug  eine  Entscliädiguug  zu  verlauj^u  in  der  Hohe  des  vollen  W^rtb, 
welchen  die  Verbesserunfren  fiir  den  anriehenden  Pächter  hRb«>n.  Als  zu  einer  Knt- 
schftdiganf;  berechtigende  Meliorationen  sind  an«?etiihrt:  1.  Aiift'ühruuj;.  Ver^ntsM- 
mnp  VOM  <iebiiuden;  Anlage  von  Korbweidenpflanzunpen,  Wiesen,  Gärt*  ri .  Ilrrkn 
Uopt'eu-  und  Obätgärteu^  Verbesseniug  von  Wegen,  Waüüerliiufeu  etc.,  I  rbarumthuni. 
von  wüstem  Land,  Uferbefestigungen  etc.;  2. 1]^ainagen;  3.  Däugungen  mit  Ksochco- 
inebl.  Kreidi-,  Merfrel,  Kalk,  Venvendnn«r  zu^rekaufter  Hilfsdiinsrer  oder  Kraftfuttt-r 
mittel.    Zu  den  Meliorationcti  initf-r  Zifft  r  1  ist  die  schriftliche  Zustimmunjr  des  Wr- 
pächter2>  Vurauäsvt^iuug  de»  Kni»el«adiguugs»auj»prui  h»;  bii  jenen  luiter  Züfer  3  ist  die- 
selbe nicht  erforderlich;  bei  Draiiugen  endlich  soll  der  Pitchter  dem  Verpichtrr 
Kenntniss  voii  firm  Vorhaben  i^i-bfii  und       kaim  daim  b't/ti  ipi  die  T*rainafre  ent- 
weder selber  ausführen  unter  ilenui/.it  liun^^  des  l'achiers  zu  den  Kosten    ö"/»  Vff- 
zinsunjr)  oder,  wenn  Jenes  nicht  der  Fall,  der  Pächter  unter  Kntschädi^nmfrsanspnirti 
die  Melioration  ausfuhren.    Die  Abschätzuu}?  der  Kni»chädi»run}?sansprücbe  erfolsr 
durch  .Schieds;,'t  ri(lite,  welche  liierbei  an  besonilere  Nurtncti  iii<bt  rrebunden  sind. 
-    Im  Unterschied  zu  dem  früheren  Recht  hat  weiter  die  genannte  Bill  dem  I*»chwr 
das  Recht  eingerftnint.  mit  dem  Pacht^rrundstück  festverbundene  Anlagen  (Ein- 
friedigungen, (iebäulichkeiten  etc.)  zu  entfernen,  wenn  er  eine  Kntschädi«runi:  für 
dieselben  vom  Verpächter  nicht  erliält  Vit/w.  dieser  sie  nicht  ankauft:  und  endlicri 
i>it,  wo  seither  eijie  halbjährige  Kündig^ingsfrist  mr  Löüung  deti  Coutmcttai  vor- 
geschrieben war,  diese  anf  12  Monate  festgesetzt  worden,  sofern  schriftlich  nicbu 
Anderes  bestimmt  ist.       Hestrelmn<,M'n  der  Farmers  Alliance,  welche  danmf  sb« 
/ielfen,  den  im  (ienuss  betiiidliflun  I'äcliter  (siltiu'fj  tenant)  fre<ren  eine  Krhöhtro.; 
de»  l'acht/.iui^eü  in  Foljje  von  Verbesserungen  xu  schützen,  haben  in  der  lb8o»'i 
Bill  eine  Berücksichtigung  nicht  geftinden.  —  Eine  Ergtnsung  fand  die  1883er  Ge- 
setz<rebun{r  im  (iesetz  vom   1887  für  kleine,  landwirthschafttich  bt-mit/tf  (inmd- 
stücke  unter     Acres  (Allotmeuts  and  C'otta^re  (lardens  Compensation  tor  (  rops  Aii 
1887,  äi)  und  ö\  Vict.  e.  2(;i.         Zur  Sicherung  der  Kleinpächter  iC'mftersi  in 
Schottland  ist  ein  Kpecialgesetz  v.  2b.  Juni  1886  ergangen:  I  nentselzbarkeii,  so 
lanjro  dicT'ai  lit  bi  zalilt  wird,  aber  ^löcrlirklicif  der  Aut^'^alu'  der  Pacht  uiil  1  iä)i)ip-r 
Kündigung,  Anspruch  auf  .Meliorationsersatz,  Festsetzung  der  ordentlichen  l'achtA.>ute 
(fair  rent>  durch  die  crofler»  commission,  falb  bei  Furtj»et2uug  der  Pacht  die  Parteiro 
über  die  Pachthöhe  sich  nielit  einigen. 

2.  Irisches  Pachtrecht  insbesondere*).  Die  bedeutungsvolle  Gesetzjrebur)<r 
der  neueren  Zeit,  welrbe  nn«j'ebahnt  zu  haben  ein  bleibendes  Verdienst  des  daiiuiliirt-n 
englischen  Premier  (r lad s tone  ist,  in  dessen  i'fadeu  zu  wandeln  sich  später  auch 
die  oonservatiTe  Regierung  iSalisbnr^r)  entochliessen  mnsste:  die  Xtandaete  vom 
1.  Aii^rust  1870  und  v.  22.  August  1881  (mit  Ergänzungen  von  1882  und  1887  lehnt 
sich  an  ein  in  einzelnen  Theilen  Irlainls  seit  .lahrbundej-tm  bestehendes  tiewohn 
heitsrecht  (Mlsterpachlrecht,  ulster  tenant  right)  an,  inhaltlich  dessen  der  Ver- 
pächter in  der  willkürlichen  Steigerung  des  Pachtzinses  gehindert  war,  das  Bechl 
dtT  Kündigung,  solaufre  der  I*;ir]iter  seinen  V<r]dlic1itiincrf'n  nachkam,  nicht  :ir-- 
üben  und  deu  Pächter  an  dem  Verkauf  des  Pacbtrechts  an  Dritte  nur  unter 
wissen  Voranssetzungen  hindern  durfte.  Die  liandacte  von  1870  hat  das  Ulster' sehr 
tenant  right  verallgemeinert,  dem  abziehenden  Pächter  für  seine  Melioration-  An- 
lagen eine  Entschiidifriing  gesichert  und  daneben  den  Ankauf  des  Parbtlandes  dun'l! 
die  Pächter  durch  staatliche  Vorschüsse  (bis  zu  zwei  Dnttel  dei»  Kautgelde»)  stu 
erleichtern  gesucht,  Tn  noch  viel  einschneidender  Weise  hat  aber  die  unter  dem 
Dnick  der  im  lahr»'  1S7?>  gebildeten,  nnt*>r  di  r  Führung  ParnelTs  stehenden  Land- 
liga ( Hiivrottsystem,  .Agramiorde)  erlassene  Landacte  von  liHSl  und  ein  HrrnnzanfT" 
gesetz  von  1882  (Arrears  of  reut  act)  in  dm  Verhältniss  zwischen  \  erpachter  uud 
Pächter  eingegriffen;  die  den  PKchtem  gesetzlich  zugesprochenen  Ansprüche  sind  insbe- 
sondere die  folgenden  (vgl.  Wiss,  a.  a.  (>.,  S.  3(i  ff.):  1,  Der  Pächter  kann  du  TVsf 
st^dlnng  eines  billigen  Puchtnusc^  durch  eine  besondere  Behörde  iCivilgericht  o<ler 
Landcommisäion)  verlangen  uVnspruch  auf  fair  reut);  2)  der  Pächter  ist  ge^n  will- 


Vgl,  hienu  die  knnee  historische  DarsteUnng  in  $  29«  S.  132  ff. 
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ktirliilie  Erholujiiir  *](■<,  so  festjrt'stellteii  l'aehtziiisos  innerhalb  15  Jahre  statiitarv 
tt-rmi  geschützt  und  kann  12  Mouat«  vor  Ablauf  dieser  15  Jahre  die  Festatelluu;; 
eines  btlli^n  PacIitsiDses  auf  einen  weiteren  Zeitranm  von  ffrieicher  Dauer  bean» 
sprachen  ilixity  of  tenurc):  3.  der  Pachter  ist  jederzeit  berechtijft,  sein  Pachtrecht 
Hii  einen  Dritten  zu  verkaufen  (free  s  i'f  .  duch  hat  der  Verpilehter  das  Vorkaufs- 
rt'chi.  Der  Anspruch  des  Pächterü  uut  ungestörten  liesitz  des  Pachtgutä  für  die 
Dauer  von  15  Jahren  ist  von  gewissen  Voraussetamngen  abhängig  gemacht:  dass 
der  Pächter  das  (Jnt  nicht  verwüste,  nicht  lJntor\'erpftchtungcn  oder  Zertheilungen 
voniehrae,  dass  der  Pächter  sich  nicht  mit  Pachtgeldern  im  Kück*ätnnd  1)pfind(^  nm 
üicjenigeu  Pächter  aber,  welche  in  letzterer  Lage  sich  befinden,  gleichwidil  des  V  or- 
tb«4Li  der  Gesetaj^bnnif:  theilhaf%i|ir  werden  au  lassen,  ist  die  Landcomrais^n  er- 
luiühtigt.  bei  kleineren  Pächtern  (Parliteii  bis  80  Pfund),  welche  beweisen,  das« 
die  Bereinigung  der  Pachtriick.stände  ihnen  unnuiglich  sei,  ohne  sich  der  noth- 
irpfidig!^ten  Lel)ensmittel  zu  berauben,  dem  (irundherrn  die  Hälfte  der  Rückstände 
im  Höchst  betrag  der  Rente  des  Vorjahrs  ausztusahlen,  worauf  dann  die 
F.'i'iirnnrr  auf  die  andi-n-  Hiilfte  für  erledi^rf  iCrloxlit  n:  angesehen  wcrdon  soll. 
Viiu  dieser  durch  die  ^Irrears  bill  vou  1882  ertheiiten  Vi  ririin>figuug  haben  126882 
PiehterOebraaeh  gemacht  nnd  sind  1820586  Pfd.  Sterl.  getilgt  wurde.  (Nach Herkner) 
Von  sonstigen  Bestimmungen  zur  »leichtening  der  Pächter  sind  nocli  zu  erwälinen: 
Zeiti^nchten  mit  iinverstandijxen  und  unbilligen  UedinpniTict»Ti  üinfnir  leases)  können 
auf  Antrag  des  Pächters  vom  Gericht  aufgelöst  werden  und  der  betreffende  »ieit- 
hmf(6  Fichter  kann  in  alle  Rechte  der  Pachter  nach  dem  neuen  Geseti  eintreten; 
f*  ist  bei  (intern,  die  dem  Lehensrccbt  unterworfen  sind,  der  AbschlttflS  VOn  Pacht- 
virtr:i!r"n  auf  »wi^'e  Zeit  gestattet  »Krbpachten»:  endlich  kann,  wenn  Pächter 
und  V  erpachter  über  den  Verkauf  des  Pachtgutes  sich  einigen,  die  Laudcommiüsion 
drd  Viertel  des  Kanifyreises  vorschiessen  (regen  eine  Tili?nu|r  der  Kchnld  in 
H.)  Amortisationsraten  oder  die  Commission  kann  auch  selber  den  hnndkauf  vor- 
lu-liuien  und  unter  den  srleichen  Bedingungen  an  die  Pächter  verkaufen;  wobei, 
solang»*  ntK-ii  KaufgehU  rruckütände  vorhanden  sind,  der  Pächter  (KÜul'erl  das  Gut  ohne 
Znstfanranafr  der  Cenunission  nicht  theilen  oder  unterverpachten  darf  und  im  Fall 
'!«•>  roiK'ursos  fl<  >  Pächters  die  Coinnii'^sioii  zu  andenveitem  Verkauf  des  (»utes 
Krn'chtigt  ist.  Kndlich  stellt  dju»  (iesetz  öffentliche  Gelder  zur  Uebernahme  von 
Meliuraüunen,  zum  Bau  von  Arbeiterwohuungcn  sowie  zur  Förderung  des  Aus- 
«Kodernngswesens  xnr  VerfUgnnuf. 

Da  im  Hinblick  auf  den  durch  die  transoceanische  Concnrren«  ^schalFenen 

l'rei>ffill  die  Bestimmung,  dass  eine  durch  die  Landcommission  oder  richterliches 
I  rtheil  bestimmte  Höhe  des  Pachtzinses  für  15  Jahre  (iültigkeit  haben  s«dl,  tTir  dio 
rachttr  eine  bedenkliche  Lage  geschaffen  hatte,  su  gab  ein  weiteres  Ergaii/.ungs- 
tfesHz  vom  Jahre  1887  der  Landcommisrion  die  Ermächtigung,  die  in  der  Zeit  vom 
s.)  fesf»j*  -(  t/.tt'ji  Kenten  in  eint  r  dem  l  infretrctnKMi  I'rrisfall  gerecht  \vcrdr-iidt«n 
Wris«-  zu  n-vidieren.  Die  unter  dem  couservativen  Ministerium  Salisbury  von 
L<wl  .\shbourne  eingebrachte  Purchase  of  Land  act  von  1885  (sog.  Ashboume 
.ut  bezweckt  die  thatkrat'tigere  leberführung  der  Pächt^  in  Landeigenthttmer 
durrli  \ -irx  Inissw,  i  I  I  (■brnialinii'  i!' r  '^txur.rn  Kaufsumme  durch  den  Staat,  wnfitr 
nu  t  redit  von  5  CMA)  OUÜ  Pfd.  zur  Vertüguug  geütelU  wurde ,  auf  welche  Gesctz- 
irrbiuigMCtion  indess  an  anderer  Stelle  (Kapitel  IV,  §  93)  näher  einzugehen  ist. 
\U  Tendenz  der  irischen  Landge»et/.;.'elmng  seit  1870.  die  sich  wie  ein  rother  Faden 
«lurch  dieselbe  zieht,  knnn  man  drs-,liall)  wol»l  bezeichnen:  nnt<T  Beseitiirmi^r  des 
>\v»kfm&  der  Pachtziiuibestimmung  im  Wege  der  freien  Coucurreuz  „dem  Bebauer 
de«  Bodens  nnd  seinen  Rechtsnachfolgern  die  Fruchte  ihrer  Arbeit,  ihrer  Intelligenx 
und  ihres  Betriebskn|iitals  durch  dauernde  Rechte  an  dem  Boden  zu  sichern'*  und 
'lif  allmäblit  In«  I'idx  rliilirmi'/  der  Pächter  in  (trundeigenthümer  (peasnnt  proprie- 
«uriiUipf  zu  bewirken,  iiie  radicale  Art  der  Lösung  aber  erklart  sich  unter  dem 
I>nwk  der  allgemeinen  politischen  Lage  des  unglttcklichen  Landes  und  der  nach- 
..'»■rade  Wi  allen  Parteien  zum  Durchbruch  gelangten  \'i-hvv/.v\\<^iu]<^  von  der  Unhalf 
l'arkHt  der  di  nnaligen  Zustände.  Man  kann,  wie  dies  l'ariicll  mit  Vorliebe  gethan 
hat,  die  irist  h*-  Land geset/.gebung  bedingt  mit  <ier  tontineutaU  n  Ablösungsgesetz- 
rt^bttng  in  Parallele  setzen,  wenn  schon  {»elbstredend  die  Verschiedenheit  des  Aulbaucs 
in  Onmdbesita-  und  GrundherrlichkeitsverfassttniT     mittlem  Europa  einer-t  in  Irland 
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anderseit«  deuiBetmaugtwctuothwt'iidigerwei.se  nn  gTUDdsiiUEUchubv\(>ichend4.'»G«pri|;e 
Anfdrficken  nuwsto.  (V|rl.  biecn  besonders  den  in  §  93  dfc.  AnfMts  von  A.  Meittet» 
III  Iii  über  die  literarische  Hewepnnp  in  Betreff  der  ififlcben  Landgesetzgti-biiiig 
Knsolifr.  Anin.  5  zu  §  fiT.i  Dhss  da.s  I.nnd  des  ans^resproehfuen  l;iis>«'7.  faire  tt 
laissex  passier  deu  Aul'aiig  macht,  ein  wahrhaft  sociales  Verwaituiipjrecht  der  Pacii 
BU  schaffen,  in  welebem  an  Stelle  des  „freien  Spiels  der  natfirlieben  Krftfte"  ud 
der  Willkühr  der  privaten  Parteien  ordnende  Richtpunkte  gesetzt  werden  und  iu 
AnerkeinitnisH  sich  ausspricht.  <liiss'  das  Walten  der  freien  Concurrenz  doch  nicht 
unter  allen  Umütäudeu  di»  erhoti'ie  ilarmouie  der  Iutere{iä«u  zu  «»chafiiui  vennügCi 
ist  eine  seltsame  Ironie  des  Schicksals;  begreiflieb  aber  das  selbstbewrisste  GefaU 
der  staatsmänni sehen  Hefriedijjnnjf  über  die  Kühnheit  und  CJrösse  dieser  Gesetzpehun?, 
das  in  den  SchlussworttM  lU--^  Aif  Vorlaufe  im  HauKC  der  f»emeinen  einbrinjrtn- 
den  und  he^ündendeu  i'icmuriumisterH  Gladstoue  ausklingt,  wenn  er  meint,  di»>^ 
Bill  (von  Iwi)  werde  „dem  Oesetsbuch  eine  grosse  llaas8re||rel  der  SmuidiMtioa 
und  Erlösung  hiuzu^'efügt  habt n.  luithwendig  in  »rWit  ht  r  WtiM'  tlir  dii»  Wohlfabrt 
Irlands,  für  den  Huhni  des  Parlamente  und  die  Kraft  uud  Fertigkeit  des  Ver 
einigten  Königreichs". 

H.  Auch  in  Indien  hat  die  engliscbe  (iesetzgebung  sich  bemüht,  tkn  Baoera 
(Kyot)  gegen  die  T^cilriu  kting  der  einheimisrluMi  (Jnindlierren  dnrcli  i  iu  besondtTt!«' 
Pachtreebt  xu  üchützen,  das  mit  dem  irischen  manche  venvaudte  Züge  bau  Wtiio 
d^  Bauer  nachweist,  dass  er  seit  20  Jahren  einen  festen  Gmndxins  bezahlt  hat,  fo 
wird  er  als  im  Besitz  eines  ewigen  Pachtverhältnisses  angesehen  tftxity  of  tenurt . 
es  nuisste  denn  der  (tnmdherr  (Zemindar)  das  (Jegentlinl  heu  t  ist  n;  h  tztfri  r  kann 
auf  alle  Fälle  den  Pachtzins  uur  erhöhen,  weuu  der  Zins  geringer  ist,  als  er  Mvai 
von  derselben  Klasse  von  Ryots  filr  Sbnlicbes  benncbbartes  Land  bexahlt  wird^  odrr 
wenn  der  Werth  der  Bodenproducte  oder  der  productiven  Kräfte 
Bodens  anders  als  durch  Arbeit  oder  Kapitalaufwand  der  Bauern  er- 
stiegen ist  (so  in  Bengalen;.  In  der  Provinz  Oudh  unterliegt  der  von  den  Bautru 
an  die  Gmndherren  (Talnkdars)  zn  entrichtende  Zins  der  Möglichkeit  der  richter- 
lichen Feststellung  nach  Maassfjahe  der  für  das  Land  in  dem  letzt  vorauspegaugenvii 
Jahre  entrichteten  Pachtsiiinme  und  es  kann  der  Bauer  für  dauennh^  '^!el^^>mt^r>n«lI. 
welche  den  Pachtwerth  des  (trundstückes  vermeiiren,  Entschädigung  IbrUeru  »Keux 
Act  von  1S68).  In  Madras  und  Bombay,  wo  der  Staat  als  fiodeneigenthümer  gilt, 
erhält  der  Staat  einen  Ji'  fiir  3()  Jahre  norniirten  tirundzins  TT  \  ot w  a r  System . 
Vgl.  bieaa  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  XXll,  und  Jäger,  Abtlilg.  UI,  S.  22  Jf. 


§37.  Die  Erbpacht 

Vorbenjcrkung.    Neben  A.  Wagner  (FinauzwisseuHchaft  §  230)  crkeuiiru 
inRbetmndere  Laveleye.  Nasse,  Paascbe,  Rnpreebt,  Schöaberg,  von  Politikmi 

Miqncl  t]n<.  hHtitiif  dt-r  Krlipiu  lit  als  relativ  berechtigt  aurli  tÜr  die  (m  u'^  nwj"^ 
an,   8cl»on  Thaer  hatte  «gesagt  [a.  a.  O.,  §  ^Üie  Vortheile  der  Vererbpachtuu? 

sind  so  evident,  dass  es  keinem  Zweifel  unterliejjt,  ihre  Einrichtung  werde  m 
unserem  schärfer  rechnenden  Zeitalter  bald  allgemeiner  werden  .  .  .  (Sie  bildti 
die  erste  Basis,  worauf  der  allgemeine  Wohlstand  uud  di  r  h»(here  Betriih  dos 
Ackerbaugewerbes  gegründet  werden  kann."  lloscher  erscheint  ^die  Aufhebon;: 
des  eiganUichen  Wesens  der  Erbpacht  eine  von  jenen  doctrin&ren  Fehlem  %rx  »ein, 
welche  bei  grossen  systematischen  Umgestaltungen  so  oft  aus  vernieintlichi-r 
r<m«:rfinen/  begangen  werdm".  Schönber;:  in  ^Irycr's  rnnversationslexic«»n  h<  tont, 
dass  die  trüiicr  der  Erbpacht  anhaftenden  schädlichen  Folgen  ihren  Grund  nicht 
sowohl  in  den  Esaenti allen  der  Institution,  als  in  den  Nebenbestimmnngen  der  Ter* 
träge  hatten.  Und  Laveleye  sagt  (a.  a.  O.,  .S.  525):  „L«  tt  uancier  peut  entrc- 
prendre  les  plus  couteuses  amt^liorationH-.  et  (  st  sfir  d'cn  n  (  urillir  tout  le  profit,  h 
il  n'üst  pas  menace,  comme  le  locataire  ordinnire,  d'avoir  a  payer  uu  fermage 
d*antant  pIns  elev^  qn*i1  a  plns  eontribner  a  atigment^  1a  fertflitA  du  bien  qn'U 
»)ccupe  ....  Lo  heklem-regt  (Erbpacht  in  Holland)  assurant  aux  cultivatenrs  h 
pleine  jonissance  de  tonte  augmentation  dn  prodnit,  est  donc  le  plus  ^ergiqne  des 
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••timulanfs:  il  en  conragie  VcKprit  de  perfci  tiomipnifTit.  qiie  lo  baiil  ä  com  t  terni»* 
Dwt  a  rameude"  ....  II  reunit  donc  l  avunuige,  que  M.  HüücUer  attribuc  au 
bail  i  ferme  (nindicli  (^(i^sere  Kafnialien  auf  den  Betrieb  verwenden  zn  können, 
wfil  die  .Summe  für  de«  Ankauf  erspart  werden),  ;i  la  securite  poiir  l'rtveinr,  que 
i\'-nvj'  h\  urfipriete."  St  iir  hi  iia  rkenswerth  sind  die  Verliandlnn^'eii  des  Preitss. 
l.aitdeM)k.c>numiecolle<^inms  vom  Jahre  1879,  wo  Miquei  und  bediufft  aucli 
Xat9e  für  die  WiedereinfUhnm^  der  Erbpacht  eintraten,  letzterer  betonend,  dasB 
hfi  der  Verleihunjf  zn  reinem  freien  Eif^'enthum  die  SeHshaftmachunfr  der  laiidw, 
Arbeiter,  die  rreirun}?'  eine»*  ländlirben  Mittelstandes  Hehwerlieh  erreiebt  werde,  da 
die  Stellrii  verkault.  parcellirt  etc.  werden,  die  iiauera  in  die  Uände  von  Speeulanteu 
{ffrathen  nnd  den  Qmndbesitz  nach  knnser  Zeit  wieder  verlieren  könnten.  Oepren 
für  Wit  dl  rt  iiifiilirnnfj  der  Eibpaeht,  deren  Aufbebun{f  im  Uebri<ren  eine  voreili^^e 
MujL&»regel  petvesen,  sprecbe  iude»»,  da.ss  erfabrunpsj;:emiLs8  KrbpacbtverbaltniüSü 
fröher  oder  später  immer  zum  reinen  Eigeuthum  f^efübrt  bätteu,  daher  sich  mehr 
«rapfeble  eino  Vergebunj;  nicht  itir  £rb|Nicht,  sondern  zu  Kiirenthom,  aber  unter 
V  rbthalt  einer  unabliisbaren  Rente  (Rentenitrut*  oder  aber,  naeb  eujrliscben 
\orbiid,  die  Verleihung  zu  emphjteutiüchem  üeütz  auf  eiue  begrenzte  Zahl  Jalire 
!100  oder  ü/O),  ho  data  s.  Z.  Heimliilliirecht  eintrete  mit  der  Verpflichtong  zur 
Scha(ll<'>lialtuup  für  anfjjewendete  Melioration,  falls  die  Kmpbvteuse  niebt  erneuert 
werden  sollte.  -  Wenn  A.  Wnjrner  meint:  „Viel  lieber  Krbpäebter  mit  festem 
itesitzrecht  und  festem  Kanon,  als  verschuldete  Higeutbümer  mit  kündbaren 
Hjrpotheken  nnd  wechselndem  ZiBsfuss**,  so  stimmt  dieser  Ansicht  der  Verfasser 
^edin^rt  zu;  ancb  ist  bei  aller  Betonunfr  der  wirtbsebaftlieben  und  socialpolitiseben 
Kedentunff  der  Erbpacht  auf  die  beschränkte  Anucmlbarkcit  des  Institnt.s  innerhalb 
der  jeuigeu  Ordnung  der  (irundeigenthumsverhaltnisse  binzuweincu  (vgl.  die  Aus- 
fHhrünjren  im  Text).  Settegast  durfte  dage|{en  (a.  a.  0.,  S.  327  ff.)  mit  seinem 
STundfiätzlit'hen  JibtalH<ren  Urtbeil  dem  Institut  so  wenijr  jferecljt  «rew drdi  ii  sein 
wie  Walcker,  welch"  letzterer  einen  zu  ffi-ossen  Nachdruck  auf  die  Einen^nHifT  «b's 
R««lcredits  legt  (a.  a.  0.,  §59;.  -  lieber  das  verwandte  Institut  des  Kentenpiits 
«iehe  Kap.  IV,  §  91  ff. 

Eine  Anzahl  Schriftsteller  unterscheiden  im  Aii'^cbluss  au  die  älttre  (Jesetz- 
yebnn;:  iprenssen,  Oesterreich)  zwischen  Erbpacht  und  Erbleihe  (Erbziiisver- 
leihuiijri,  so  auch  Ran  nnd  Koscher  und  snbsnmiren  der  letzteren  solche  Pacht- 
vertiige,  hei  welchen  nur  eine  sehr  mäsBig'(^  Jabresverfrätung  bt  i  .  In  iitall>  frerin«? 
betne«sen(T  Ifandlohn/nbluntr  zu  entrichten  ist;  diesrr  l'nterscbie<l  In  tritlt  alu  r  uirht 
da*  Wesentliche  des  Lustituts,  das  eben  in  der  Erblichkeit  des  Coulracts  neben 
der  VeräossemngB-  nnd  Vefpfindnngsin()gllchkeit  —  besteht.  Der  süddeutschen 
<'*M  tz<rel>nn;r  ^var  jener  Unterschied  überhaupt  fremd  („Erbbestand*^  in  Baden, 
.Erbrecht**  in  Bayern). 

Die  Frbpai  lit  (Hrbloilie.  Krbbestand,  in  Frankreich  bail  htiretli- 
Uire,  in  lUlieu  contratto  di  livello,  in  Portugal  aforaniento),  deroii 
Wesen  in  dem  erblichen  Nuteungsrecht  dos  Pächters  (Erbbeständers) 
<ui  einer  Liegenschaft  gegen  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
«"ines  jährlichen  Entgelts  (Kanon)  und  einer,  jeweils  beim  An- 
tritt des  Nutzungsrechts  dem  GutseigenthUmer  zu  entrichtenden 
Anerkenntnissgebohr  (Eintrittsgeld ,  Erbbestandgeld,  Handlohn- 
zahlung) besteht,  hat  sowohl  in  der  späteren  römischen  Kaiserzeit 
(unter  dem  Namen  Emph\ t^'usc).  wir  im  Lianziui  Mittelalter  eine 
Weite  Verbreitung  gehabt  und  l»i]<h'te  nanientlicii  für  di»'  kirchlichen 
'»üter,  aber  auch  für  diejenigen  zahlreicher  fürstlicher  Geschlechter 
<in(l  des  hohen  Adels,  femer  bei  den  Colonisationsunternehmtinfrt^n 
in  den  Marschgegenden  und  den  ursprünglich  slavischen  Gebiets- 
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theilen  jenseits  der  Kl  ho  oiue  iiiit  Vorliebe  angewendete  Bewirth- 
schaftungsforni.  Da  femer  auch  im  T^orpich  des  bäuerlicheo 
Besitzes  in  dem  Maasse,  als  er  seine  Freiheit  zu  Uuast^n  der 
grossen  und  kleinen  Dynasten  und  der  KiTChe  einbüsstet  an  Stelle 
des  ursprflnglich  vollen  Eigenthums  grossentheiLs  ErbleihTerhät- 
nisse  traten  und  die  preeftren  Besitzverhältnisse  der  ursprflnglich 
Unfreien  (Leiboigeiicii)  ebenfalls  mit  der  Zeit  mit  Erbrecht  aus- 
gestattet wurden  (siehe  g  1(1  ff.),  so  war  <lie  mittelalterlicht*  WirtL- 
scliattsttiLianisatiAn  des  Lan«ii)aues  wesentlich  auf  das  Inntitut  dtT 
K  rb  |>  a  cht  (Erbi  c  ihe)  und  zwar  nicht  nur  in  Deutschlaml.  j^ouüem 
auch  in  den  anderen  europäischen  Staatsgebieten  aulgehaut,  der 
gegenüber  die  anderen  möglichen  Können  des  Betriebs:  —  Ad- 
ministration (namentlich  auf  den  kaiserlichen  Gütern  und  auf  den 
adeligen  Besitzungen  im  nördlichen  und  nordöstlichen  Deutschland). 
Zeitpacht,  Theilbau  —  meist  zurflcktraten.  Mit  der  Umwandhuis 
des  Eigenthums  der  voUf^eien  Bauern  in  ErbleihYerhältnisse  giiiir 
freilich  fast  überall  eine  Herabniiiidening  auch  der  persönlichen 
Freiheit  der  Besitzer  einher  und  zu  den  ursprüuglichtMi  A)>Lral«»'fi 
an  den  Obeicii^enthümer  (Erb/iiis,  Erbbestandssreld)  'jcselUcii  si^  h 
in  wachsendem  Maasse  eine  Fülle  von  sonstigen  Naturaliaston  uiid 
Arbeitsleistungen  feudaler  Natur,  welche  —  au  sich  dem  Wesen 
der  Erbleiho  fremd  und  lediglich  ein  Ausfluss  der  wachsenden 
grundherrlichen  Gewalt  Aber  die  eingesessene  Bauernschaft  —  doch 
dazu  beitrugen,  im  Zeitalter  der  AblOsungsgesetzgebung  das  Institut 
selber  in  Misscredit  zu  bringen.  An  dieser  Auffassung  wurde  aucb 
durch  die  Thatsache  nichts  geändert  dass  die  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert neu  in  Autnahnie  gekoimnenen  Vererb}iaclitnnLj:»'n 
Doiiiiiiirngntern  (in  Preüb.scu  und  Öesterreich)  und  auf  zahl- 
r»'icli(Mi  <lütcrii  des  Adels  den  auM:«'s|)i<K  licnen  Zweck  verfolgten, 
an  Stelle  der  im  Laufe  der  .lalirhundcrtt*  precär  gewordenen  Besitz- 
verhältnisse der  inifreien  Bauernschaft  bessere  zu  verleihen,  und 
daher  mit  diesen  Vererbpachtungen  nelfach,  z.  B.  in  Schleswig- 
Holstein,  die  Grundlage  fflr  die  Wiedergewinnung  eines  sesshaften, 
kräftigen  Bauemstandes  erstmals  wieder  gewonnen  war.  Aber  der 
auf  Befreiung  des  Grund  und  Bodens  einsetzenden  Bewegung  er- 
schien eine  seit  Jahrhunderten  mit  feudalen  Vorrechten  aller  Art 
eng  verwachsene  Resilzesform  ebenso  unbert  ihuirt .  wie  jene 
Vorrechte  selber;  und  <lie  Besorgniss,  irgend  eine  Form  des  (»her- 
eigenthums,  gesetzlich  zugelassen,  werde  eine  wirtlischaftliche  Ab- 
hängigkeit der  Nutzniesser  leicht  wieder  von  Beuern  zu  begrOndeu 
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rerm/^gen,  die  Erwägung  endlich,  dass  der  Produetionsproeess  am 
vollkommensten  auf  dem  Boden  des  rollen  Eigenthums  gewährleistet 
sei.  war  fDr  die  grosse  Mehrzahl  der  die  Ablösung  der  bäuerlichen 

Lasten  proclamirender  Gesetzgel)iini4sacte  hinreichende  Veraiilussuiig, 
zudeich  mit  dor  Beseiti<riiii,u  dor  feudalen  (irundbesitzverfasHimir 
und  dor  ihr  oiiisiininoronpii  Hon'st'liaftsnH'lito  aucli  iiüt  doni  Krcdits- 
iiistitut  der  Krbleihe  oder  der  Erbpacht  aulzuräunien  und  die 
Wiederbegründung  solcher  Bechtsverhältnisse  schlechtbin  zu  unter- 
sagen. Jene  Anschauungsweisen  haben  lange  nachgewirkt  und 
sind  die  Ursache,  dass  auch  heute  noch  die  Stellungnahme  zu  dem 
Institut  der  Erbpacht  nicht  durchweg  eine  freundliche  ist,  wenn 
schon  mehr  und  mehr  eine  unbefangenere  Würdigung  Platz  zu 
greifen  be^nnt'). 

Bei  der  B  e  u  r  t  h  im  1  u  n  g  des  Instituts  kommen  namentlich 
Ugeude  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Erbpacht  steht  von  allen  Besitzesformen  dem  Eigenthum 
am  nächsten  und  diejenigen  Vorzüge,  welche  der  Eigenbewirth* 

schaftung  nachzurühmen  waren  (§  30),  gelten  desshalb  grossen- 
In'ils  auch  von  der  Bewirtschaftungsweisf  in  der  Form  der  I^rbpuclit. 
Die  Au?i8ii'ht,  dauernd  in  der  Nutzung  des  Guts  zu  bleilicn  und 
f!i,KP^  auf  sidne  Nachkommen  V('rt'il)en  zu  können,  be<<eitigt  <li<' 
Hiiid«'nii.vs«'.  welche  der  Vornahme  von  Gutsmelioratiouen  gerade 
bei  der  Zeitpacht  so  sehr  entgegenstellen;  und  die  Thatsache, 
im  die  Erbpachtgüter  der  Ooncurrenz  auf  dem  Grundmarkt  ent- 
rfickt  sind,  der  Erbpächter  also  der  Gefahr  der  Steigenmg  der 
Jahresleistungen  (Kanon)  innerhalb  kürzerer  oder  längerer  Zwischen- 
räume nicht  unterliegt,  bietet  in  hohem  Maasse  die  Gewähr  für  eine 
jjtctige  Wohlstandsentwicklung  der  auf  Erbpacht  angesessenen  Land- 
hpTfilkerung.  wiedenim  im  Gegensat/  zur  Zeitpacht,  als  dcion 
>chwa.  lnM-  l^unlxt  gerade  die  Abhängigkeit  der  Paciiireiite  von  den 
zufälligen  Cunjunctiuen  des  Grundmarkts  sich  darstellt.  Vorau^- 
>»'t2mig  einer  günstigen  Wirkung  bleibt  dabei  ireilicli,  dass  der 
Kanon  mässig  angesetzt  werde,  also  auch  bei  zeitweise  eintreten- 
«l<-n  Kückschlägen  in  der  Entwicklung  der  landwirthschaftlichen 
Verbältnisse  (Sinken  der  Productenpreise)  erschwinglieh  sei;  und 


')  Rapreeht  artlieUt  wobl  etwas  einseitig,  wenn  er  dio  Aufhebtinrr  Jer  Krb- 
paciit  VMrwicfjrnd  als  fine  Consequenz  der  römisch-rocli  1 1  i  c  Inn  Doctrin  des 
tti>Uu;Uban'n  Eigeuthuins  ansieht,  wühreud  offeubar  die  die  Erbpacht  begleitenden 
coltanchüdUckeii  Eechtsvcrhältuissc  der  oben  bezeichneten  Art  dflia  Institut  in  weiten 
KveiMii  diicreditirt  haben. 
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schon  hieraus,  wie  aus  dem  in  der  BegrOndung  von  Erbpaehtrer- 
hältnissen  liegenden  Verzicht  des  Gutseigenthfimers,  gflnstige  Gon- 
juncturen  des  Landbaues  für  sich  selber  nutzbar  zu  machen,  geht 
herA^or,  dass  die  Anwendiinp:  der  Erbpacht  in  der  Kegel  auf  die 

GütiT  des  Staat  s  Ijt^srlininkt  ]>leiben  wird,  der  auf  eine  rein  specu- 
lative  Ausmitzuiig  seiiios  lioLrongchaftlichen  Eisrenthunis  im  Hinblick 
aul"  die,  mit  der  Srhafl'uuL;  <'iiies  StandcH  tüclitiLr»'r,  ihren  Wohlstand 
behauptender  Krbpächter  vcrknüptteu  Vortheile  verzichten  kann:  dass 
sie  dagejjen  sich  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  für  den  privaten 
Grundbesitz  eignet,  dessen  privatökonomisches  Interesse,  soweit 
nicht  Selbstbewirthschafkung  Platz  greift,  zur  Zeil^acht  oder  anderen, 
nicht  dauernd  das  Yerfagungsrecht  über  den  Grund  und  Boden 
ausschliessenden  Bewirthsehaftungsarten  (z.  B.  Theilbau)  hin- 
drängen wird. 

2.  Die  Krltpacht  hat  mit  der  Zeitpacht  (und  dem  später 
bps]ir(»chen(lrH  Theilbau)  gemeinsam,   dass  die  Eingehune  ein*'? 
solchen  Vcrtragsverhältnisses  geringere  Kapitalmittel   voran sset/t, 
als  beim  eigenthümlichen  Landerwerb;  es  kann  also  auch  unbe- 
mittelteren Elementen  dieser  letztere  eher  zugänglich  gemacht, 
oder  —  bei  vorhandenem  Kapitalbesitz  —  dieser  auf  Einrichtung 
eines  um  so  intensiveren  Betriebs  verwendet  werden.  Von  der  Erb- 
pacht wird  man  desshalb  da  zweckmässigen  Gebrauch  machen  k^nneo, 
wo  die  Begründung  neuor  landwirthschaftlicher  Nieder- 
lassungen in  Frage  steht  und  aus  wirthschafkstechnischen  oder 
socialen  Krwaguugeu  goradi'  auch  auf  die  Heranziehung  minder  bo- 
iiiittelter  l.^nitf  abgehoben  wird;  ganz  besonders  auch  da,  wo  mit  die^t'r  i 
BegnindmiL'  ah'ichzeitig  di('  Nebenabsicht  der  Anbahnung  iiitci  -  \ 
siverer  (  uitur  auf  seither  extensiv  bewirthschafteten  Fläch«Mi  si.  L  ! 
verbindet.   Desshalb  ist  schon  im  vorigen  Jahrhundert  bei  Zor-  : 
schlagung  von  Domänengütem  zu  Besiedelungszwecken  die  Vererb-  : 
pachtimg  vielfach  mit  guten  Gründen  zur  Anwendung  gelangt«  | 
haben  gewichtige  Stimmen  für  diese  Besitzesform  bei  der  Wieder-  | 
aufnähme  der  inneren  Colonisation  in  j  angerer  Zeit  (in  den  dünn- 
bevölkerten Latifundienbezirken  des  preussischen  Nordens  und 
Xordostens)  sich  ausgesprochen,  hat  mau  bei  der  NeubcL^nuhuig 
von  Baucnistellen   in  .Mi-cklenburg  im  Bert'ich   des  J><)iiianiuni:* 
thatsäclilich  für  die  Erbpacht  als  ausschliessliche  lU'sitzesforni  si<  h 
entschlossen  und  bei  der  Besiedelung  der  durch  Trockenlegung 
der  Zuidersee  gewonnenen  Polders  ebenfalls  diesen  Weg  betreteiu 
Allerdings  kann  der  Zweck  der  Erleichterung  des  Besitzerwerbs 
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auch  in  anderer  Weise  erreicht  werden,  ohne  die  Begründung  eines 
zertheilten  Eigenthums,   nämlich  durch  die  Ermöglichung  des 

Kaufs  gegen  Rente,  wobei  auf  die  in  dieser  Hinsicht  bedeutungs- 
volle neue  Preussisclie  Gosotzir*'!  uüg  über  innere  Colonisation 
(Kap.  IV,  §  91  ff.)  zu  vmwt  Im  11  ist. 

3.  Wenn  schon  der  Erbpiichtor  in  der  Art  dorNutzung  des 
Krbpachtguts  vOUig  unbehindert,  auch  nach  doui  ^(«Itenden  neueren 
Recht  —  im  Gegensatz  zu  den  älteren  beschränkenden  Nonnen  — 
in  der  Yerftusserung  und  im  gewissen  Sinn  auch  in  der  Yerpfändimg 
Beschränkungen  nicht  unterliegt,  so  ist  doch  die  Yerfttgungs- 
gewalt  des  Erhpächters  nicht  diejenige  des  VoUeigenthfimers ;  ins- 
besondere pflegen  die  Tererbpachtenden  Stellen  sich  die  Genehmigiuig 
zur  Aljvt^räusstMunii:  einzelner  Parcellen  sowie  zur  Tlu»iliniL;  im 
Erbirang  vorzubehalten,  auch  gegen  deteriorirende  Wirthschafts- 
weisen  oder  gegen  sonstige  Verwahrlosunu-  des  Guts  (hei  Ver- 
mögensverfall etc.)  durch  die  MöLrlichkeit  der  Lösung  des  Erbpacht- 
Verhältnisses  sich  zu  sichern;  endlich  sind  einer  beliebigen  Ver- 
schuldung des  Erbpachtguts  in  der  Regel  dadurch  Schranken 
.gezogen^  dass  der  kapitalisirte Betrag  des  Kanons  als  erste  Hypothek 
auf  dasselbe  eingetragen  wird.  Aus  diesen  Gründen  empfiehlt  sich 
wiederum  die  Erbpacht  gerade  für  die  innere  Colonisation,  deren 
Erfolge  leicht  vereitelt  werden  könnten,  wenn  eine  beliebige  Ab- 
veräuäscrung  von  Theilen  der  neu  l>egründeten  Colonistenstellen  oder 
il.-nMi  unwirthscliaf'tliche  Theilung  im  Erbgauiz:  oder  doren  beliebige 
Versehulduiii:  (auch  zu  unwirthschaftlicluui  Zwecken)  ohne  Weiteres 
statthaft  wäre:  uud  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  mau  mit  der  Aussicht 
rechnen  darf,  dass  die  Colonisten  ihrer  Mehrzahl  nach  einer  Bildungs- 
üiufe  angehören,  die  erwarten  lässt,  dass  von  der  Freiheit  der  wirth* 
scbafUiehen  Bewegung  immer  der  maassvolle,  Temflnftige  Gebraucli 
werde  gemacht  werden;  namentlich  private  Grossgrundhesitzer, 
aber  auch  juristische  Personen  (Kirchen,  Stiftungen,  Corporationen) 
werden  nur  ungern  Theile  ihres  Grundbesitzes  der  inneren  Coloni- 
i^ation  widmen  wollen,  wenn  sie  nicht  —  minde^jteus  für  einen 
irewissen,  nicht  zu  kurz  bemessenen  Zeitraum  —  in  der  Laore  sieli 
befinden.  diu*ch  einschränkeiuie  Auflagen  gegen  eine  l^rolctarisirung 
der  Colonisten  sich  Schutz  zu  verschaffen  *).  Aus  ähnlichen  Grüuden 
kann  die  Erbpacht  auch  da  empfehlenswerth  sein,  wo  es  sich  um 
die  Umwandlung  von  seither  eigenthumslosen  Landelementen  — 

Niifisc  U"indw.  Jahrbücher,  S.  42  ff.)  betont  mit  Recht  uueh  die  lielahr  der 
AvftaofpuiK  «lor  neu  ^pescbaffenen  Stellen  dnrcb  private  Aufkäufer. 
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—  Zeitpächter,  Theilbauer  —  in  Bauern  mit  besserem  Besitzrechi 
handelt,  der  Grad  der  wirthschafUichen  Beife  dieser  Elemente  aber 
die  sofortige  Qewfthrung  des  vollen,  unbeschränkten  Eigentfaums 
wenig  rathsam  erscheinen  Iftsst  (Italien)  oder  wo  etwa  gar  erst 

aus  Elementen  verschiedenster  Art  (ländliche  Tairelöhner,  industriell»» 
Arbeiter  etc.)  ein  \»'rlor(Mi  neffantrener  Bauenistaiid  neu  zu  tonnen 
ist  (EiiLilainl).    Den  vorstehenden  GeöichttjpuiikU'u  kann  nllerdinir» 

—  auch  hei  sofortiger  Uehertragung  des  vollen  Eigenthuius  — 
durch  die  gesetzlich  eröffnete  Möglichkeit  des  Erwerbs  gegen  KeiiU? 
and  der  Stipulirung  der  Unablösharkeit  eines  Tbeils  der  Beate 
mit  dem  Beebt  des  Bentenglftubigers,  gegen  VerschleuderungeD 
von  Theilen  des  Guts  Einsprache  erheben  zu  dürfen,  d.  h.  auf 
jenem  Wege  Bechnung  getragen  werden,  welchen  die  neue  Freiu* 
sische  Gesetzgebung  Aber  Bentengüter  betreten  hat,  mit  welcher  — 
zwar  nicht  <ler  juristischen  Coiistruction ,  doch  dem  Wesen  nach 
crlutaclitälinliche  Institutionen  geschaffen  worden  sind. 

4.  Der  Anwendbarkeit  der  Erbpacht  sind  nach  den  vorstehen- 
den Benierkuiigeu  —  ungeachtet  ihrer  unleugbaren  Vorzüge  vor 
der  Zeitpacht  —  gewisse  enge  Grenzen  gezogen:  nur  der  Staat 
als  solcher  wird  —  aus  Gründen  der  allgemeinen  AVirthschalts-  : 
Politik  —  den  in  der  Erbpacht  liegenden  Verzicht  auf  den  muth- 
maasslichen  Bentenzuwachs  des  Grund  und  Bodens  leichten  Herzens 
auf  sich  nehmen  können,  son8tig(^  juristische  Bodeneigentfaflmer 
oder  gar  der  private  Grossgrundbesitz  aber  wohl  nur  dann,  wenn 
zwingendste  Gründe  die  Abgabe  einzelner  Theile  ihres  Landbesitz»^ 
erheischen  (z.  B.  wachsende  Schwierigkeit,  einen  etwaigen  Lati- 
fiuidienbesitz  im  Wege  der  Administration  oder  der  Zeitpacht  an- 
gemessen zu  bewirthschatten,  Noth wendigkeit  der  Schaffung  von 
Landarheiterfaniilien  etc.)  und  desshalb  die  Vererbpachtung  inuuer 
noch  als  das  kleinere  Uebel  erscheint  Zwar  könnte  der  in  der 
dauernden  Fixirung  des  Kanons  fOr  den  Vererbpächter  liegende 
Nachtheil  dadurch  zu  beseitigen  Torsucht  werden,  dass  man  des* 
selben  in  einer  bestimmten  Menge  des  hauptsflchlichsten  Verkaufe- 
products  (Getreide)  festsetzt  und  seinen  Geldwerth  ftlr  gewisse  ' 
Perioden  (12,  18,  24  Jahre)  unter  Zugrundelegung  der  in  diesen 
reriodtMi  geltenden  durchschnittlichen  Marktpreise  entrichten  läs.<t 
(Fruclitkanon).  I)<Hh  kann  aurh  di«'>es  mit  Hecht  empfohlene  Ai- 
hiltemiltel  lür  den  ErbverpiU  ht^^r  niclit  von  völligeoi  Erlolg  begh'it'  i  , 
Mein,  da  die  Keilte  eines  Guts  —  selbst  in  ausgesprochenen  Kömer-  \ 
wirthscbaften  —  nicht  ausschliesslich  von  den  Eruchtpreisen  ab- 
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hängt  und  Zeiten  sinkender  Fnichtpreise  2.  B.  sehr  wohl  von 

.""iteigendon  Vieh-  und  Fleischprcisen  bogleitet  nein  könutn.  von 
«ler  Möglichkoit  dt*r  lohnenden  Veivverthnng  des  liruh'iis  mittelst 
Specialculturen  ganz  zu  schweigen.  An  (miic  Verallgemeinernng 
d»*r  Erbpaclit  ist  daher  aucli  im  Bereich  der  niclit  selbst  wirtU- 
schafl fanden  CJrossgnindbesitzer  schwerlich  zu  denken. 

d.  Man  kr»nnte  versucht  sein,  der  Erbpacht  wesentliche  Vorzüge 
sogar  Tor  der  Institution  des  Frivateigenthums  am  Grund  und 
Boden  einziurfiumen,  well  sie  den  Erbpächter  nur  mit  einem  mässigen 
Erbbestandsgeld  und  im  Uehrigen  nur  mit  laufenden  Eanonverbind- 
lichkeiten,  also  nicht  mit  Besitzesschulden  (Kaufschillungsresten  etc.) 
belastet.  Sicherheit  vor  unwirthschaftlichen  Zerstückelungen  giel)t 
und  <io6^halb  in  linliHrcni  Maasse  als  jenes  die  Erhültuug  eines 
leistungsfähigen  Ji  im  i  n-tajidt  s  verbürgt;  un<l  man  könnte  daraus 
folgern,  dass  eine  Grundeigenthums  Verfassung,  bei  welcher  der 
ganz»^  Grund  und  Boden  sich  in  der  Hand  des  Staats  befindet  und 
in  Erbpacht  vergeben  ist,  in  höherem  Maasse  als  die  jetzige  das 
Wohlergehen  der  Bevölkerung  des  flachen  Landes  verhtlrge.  Ganz 
abgesehen  nun  von  den  grundsätzlichen  Erwägungen,  welche  gegen 
eine  solche  Aenderung  in  der  Gnmdeigenthumsverfassung  sprechen 
und  auf  welche  in  den  folgenden  Paragraphen  (g  40  ff.)  näher  ein- 
ziige!n'ii  ist,  muss  man  wohl  bcachtea,  dass  die  Zinsen  des  Erb- 
l-rstandsgeldes  zusammen  mit  dem  Kanon,  wt'im  beide  einiger- 
nlaa^^♦'n  dem  Gutswerth  angopasst  sind,  den  Wirtli  kaum  weniger 
hoch  belasten  werden,  als  eine  in  langsamen  Annuitäten  sich  tilgende 
Kaufschuld:  und  dass  daher  in  der  Anbahnung  dieser  Zahlungs- 
weise (eventuell  im  Zwangsweg,  d.  h.  immer  noch  unter  minder 
einschneidenden  Aenderungen  des  Wirthschaftslebens,  als  sie  die 
Zertrflmmerong  der  jetzigen  Eigenthumsordnung  bedeutete)  gegen 
die  in  der  Kapitalverschuldung  mit  Kaufschillingsresten  liegenden 
Nachtheile  ebenfalls  ein  wirksames  Mittel  gegeben  ist;  ferner,  dass 
jener  Vorzug  doch  nur  bei  der  ersten  Einweisung  in  ein  liil>i)aehtgut 
l'latz  greitt,  während  für  Fälle  späterer  Veräusserungen  (von  Seiten 
de*«  Erbpächtf*rs  an  dritte  Erwerber)  dieser  Vorziig  in  Wegfall 
kommt:  weiter,  dass  gegen  unwirthschaftliche  Theilungen  und  Zer- 
stückelungen der  im  Privateigenthum  befindlichen  Anwesen  der 
Staat  durch  seine  Gesetzgebung  ausreichende  Vorsorge  treffen  kann, 
soweit  überhaupt  nach  Lage  der  Verhältnisse  des  Anbaues  im  All- 
gemeinen und  des  Grades  der  wirthschaftlichen  Reife  der  Land- 
bevölkerung zu  einschneidenden  Rechtsnormen  hierzu  ein  BedOrf- 
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nlss  vorliegt,  wobei  auf  die  Ausfflhmngen  in  Kap.  IV,  §  75  ff.  zu 
verweisen  ist ;  endlich  dass  auch  im  Gebiete  der  Erbesauseinander* 
Setzung  der  das  Erbpaebtgut  flbemehmende  Erbe  binsiefatlieh  der 

Abfindiuigspflicht  in  oinor  günstigeren  Lage  als  der  Anerbe  im 
gemeinen  Recht  sich  regelmässig  nicht  befinden  wird.  Die  lan-l'ä- 
väterliche  Be  vorm  und  ung,  welche  das  Krbpaclü\  erhältniss  in  wi.  h- 
tigen  iiezieliuiincn  ^fstattt-t.  kann,  wie  oben  bemerkt,  init<*r  L:«'wi>s?eii 
Voran Bsetzungeii  räuiulich  und  zeitlich  srhr  angezeigt  sein;  aber 
sicher  ist,  dass  es  für  jedes  Volk  eine  Stufe  der  geistigen,  wirÜi- 
Bcbaftlichen  und  sittlichen  Entwicklung  giebt,  wo  eine  solche  Be- 
vormundung als  eine  drflckende  Fessel  erscheint  und  daher  abzu- 
streifen gesucht  wird,  wahrend  den  in  allgemeinen  Rechtsnonnen 
begründeten  Beschränkungen  der  Verfugungsfreiheit,  die  sehliesslioh 
Rechtsgewohnbeit  werden  und  mit  den  Lebensanschauiingen  der 
betreftV'iidoii  Bevölk^Tungstheile  enge  venvachsen  —  Beschränkungen 
der  Tbeil barkeit,  Ordnung  des  Anerbenrccljts  auf  verstau diirer.  dei; 
Anerben  schonend«'!*  rrnindlage.  llegfduug  der  Scbuldi:i'>ctzgebuni: 
im  Sinne  der  Fenihaltunu  zielloser  Verschuldungsfroihi-it  —  auch 
ein  culturell  hochstehendes  Volk  willig  sich  unterordnet.  Di»- 
Begründung  von  Erbpachtverbältnissen  muss  daher  mit  der  Tliat- 
Sache  rechnen,  dass  frfiher  oder  später  der  in  den  Betheiligten  sich 
geltend  machende  Gegendruck  zu  einer  Läsung  der  Beziehungen 
mit  dem  Eigenthümer  fQhrt;  und  eine  etwa  auf  die  Erbpacht 
gegründete  Institution  des  Staatseigenthums  am  Grund  und  Boden 
würde  daher  aus  diesem  <lrnndi'  nicht  mit  dor  Aussiebt  .mt 
daiicrndon  Bestand  dieser  uinw äl/cnden  Action  rechnen  dürfen,  auch 
u<Mui  nicht  aus  anderen,  den  ijciterii  ib'r  liodenreformbeweccung  vor- 
schwebenden, unten  zu  besprechenden  Zielpunkten  die  Erbpacht 
als  die  regelmässige  Form  der  Bewirtbschafbung  des  verstaatlichten 
Bodens  sich  imbrauchbar  erwiese. 

RechtHclie    Geütelluug  uud  tliatsachlichei»  Vurkotuuieu.     1.  U 
Dentschlftnd.   Im  Gefolge  der  Befreinngrsgesetzgebtuig  worden  die ErbpachtlMln 

im  i>t  iTir  aMo-^har  und  div  Auflog'un|r  unablösbarer  Kenten  für  unzulässig 
»•rklärt,  so  iu  l'rt'usst'n  durch  (leset/  v.  2.  Miir/  IHfy),  in  den  iiciirn  T'mvinr.i^Ti  dunli 
t'iüe  Anzahl  späterer  tJesetze  -  vgl.  §  23,  S.  122  und  die  Auj^ahen  bei  l'ausche.  Art- 
Erbpacht  i.  Hdwb.  d.  Ktw.;  rechtlich  in  Oeltnng  ist  das  losUtiit  snr  Zeit  noefa  in 
Sachsen-Altenbur^.  (tothn.  Wi  in^ir  und  M'  iningieii,  in  Lippe^haiimbnrg^,  Bena«  itiMl 
Hudolstadt,  in  Braunschweig  und  Mecklenburjr. 

Als  vorhcrr.scheude  F<»nu  des  Besitzes  «Tscheint  die  Erbpacht  in  dem  Doxa«* 
niuni  von  Alec  kleubQrf^'Bchu  erin,  wo  im  Jahre  1867  die  bin  dahin  meist  nur 
mit  Z<  itii.uhtrecht  ausgestattete  bäuerliche  Hr\«ilkorung  unter  Erlipaehtretht 
»iu-iit  wurde;  die  Krbpüchter  dürfen  ohne  besondere  Geueiimigang  nicht  pareeUiivti 
(mIw  den  Besitx  mit  «äderen  GnindstCicIcen  »consolidiren*»  sind  »ber  im  TebrifCB 
in  der  Verfd^ngsfreiheit  über  das  Gnt^  insbesondere  binsiofatlioh  letntwilligwr  Vc*^ 
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fü^ning^n  und  der  Verpfändbarkeit,  soweit  nicht  das  zu  erster  Stelle  eingetragene 

Pfantiri'rlif  >  kapitalinirtcn  Kanons  eutgi-gt'n  steht,  iiicJit  IxsclirÜTikt.  Hi  i  i\vr  Uober- 
lühnmg  dt;r  Hauern  in  das  neue  Verhältnis^  wurde  dti  Kanon  in  der  llühe  de» 
früheren  ZeitpachtschiUingg  festg(>setzt  und  insbesondere  für  dasjenige  Land,  welches 
die  Bauern  im  Maassgehalt  über  12()  Scheffel  (rund  60  Morgen)  behielten,  ein 
ErbbfstandsgrM  t  rholu  ii .  f!  i.  in  Annuitäten  (ö**/«),  darunter  l"/©  fiir  Amortisaticin 
xuriickxiusahleu  ist;  der  Kanon  kauu  (im  25fHchen  Betrag)  in  einer  Summe  abgelöst 
werden.  Bis  1883  sollen  782  Erbpachtnngen  durch  Abtragung  der  Erbbestandsgelder 
und  dt's  k;ipit:ili-.irt<  i)  Kanons  ganz,  schuldenfrei  gewonl«  !!  si  in;  von  den  im  Qfliuen 
muH  iri(»<KMM»  .M.  Kl  hbestandsgelder  waren  bin  flahin  41(JÜ(MKl  M.  nb;xt'f  rajr«»n  ;  von  den 
Kuiiouskapitalien  \4ti,5  Mill.  M.)  1  73lKX)U  M.  getilgt.  Aus  dem  domauialen  Kapital- 
fonds sind  an  Erbpäehter  sn  Bauten,  Droina^n  4150000  M.  dai^Uehen  worden. 

X«  ben  diesen  bäuerlichen  (iütern  wurde  noch  (  in  Stand  s<ig.  Büdner  gi-schaffen, 
d.  h.  kleinere  (irundbc-^it/cr  mit  durchschnittlii  h  lt>  17  Morgen  An  al;  die  vor 
1870  gebildeten  Hüdu«rstt>Uen  entrichten  einen  in  20jährigeu  IVriodeii  variablen 
Bofrypeukanon,  der  ebenfalls  in  einer  Snoune  al^lttst  werden  kann;  die  nach  1870 
t  rn<  htt  t<  !i  St  liuM.'ii  leiiiglich  ein  Kaufgeld  (dnn' Kaii<ni,  dfssen  Abzahluufr  „nach 
den  I  nistanden"  zn  bestimmen  und  bis  dahin  mit  5"  „  zu  verzinsen  ist.  —  Endlich 
wurden  (schon  seit  184()i  auch  auf  die  Schaffung  kleiner  ländlicher  Ausiedeluugeu 
in  Erbpait  ht  .  Häuslereien)  abgehoben,  deren  Besitz  ausser  Haus-  und  Hofinietlie  in 
etwa  Vj  Mor*.TM  (lartenland  lu  fiteht  und  durch  Zupacht  der  Verirrössornnfr  talii^' i>t. 
bU  1874  sollen  gegen  360Ü  Bauerngüter,  TSÜO  Büduereieu  und  über  480U  üüusler- 
stc-llen  in  dieser  Weise  regnlirt  worden  sein. 

-\uch  im  ritterschaftlii  hen  Territorium  sind  (auf  (Irund  der  V.  0.  vom 
Ü.  Februar  1S27  und  Mai  1S<'».S  finwandlun^-en  von  Zeit-  in  Krt)i)a(hTvcr1ili1t- 
niss«>  vorgvuummeu  worden,  doch  meist  mit  stärkeren  Beschränkungen  hinsichtlich 
der  Terscbuldbarkeit;  nach  §  25  der  diesen  Tererbpachtongen  xu  Grunde  liegenden 
N'ormalrontracte  ist  nämlich  eine  hypothekarische  VefVChnldung  der  Hufe  nur  bis 
zum  hnlben  Werth  reelitlirh  /.ugelassen  und  nnr  die  innerhalb  dieser  (Jicnzc  ein 
gegangeneu  Sehuld Verbindlichkeiten  unterliegen  der  liegenschaftlichen  Zwangsvoll- 
•treckiuifr;  ja  nicht  selten  haben  diese  ritterschaftlichen  Erbpachtfifuter  deu  Charakter 
eines  ti n \  ^•^;ill•^-;erlich«'n  Familientideicommisses  erhalten.  U<-1i  iL  ns  können  auch 
die  Douianialiiiiuern  auf  Grund  des  (Jesetzes  vom  24.  .Tiini  18<jiJ  durch  letztwillige 
Verluguugen  die  V'eräusserung  des  Gutü  uutürsagen  und  die  Verschuldburkeit  be- 
•ckrftnken.  allerdings  nur  mit  Cenehuiigttng  der  Regierung,  soweit  die  VerfÜgnng 
■ich  nit'ht  blo»«  auf  die  IN-rsnn  des  unmittelbaren  (iutsnachf(dL''r'r';  erstrecken  sollte. 

l>ie  Art  der  Durchführung  der  \'ererbpachtung  in  Meckleuburg  wird  von 
sachverständiger  Seite  als  eine  wohlg«'lungene  beurtheilt,  welche  bewirkt  habe,  was 
der  homan  gesinnte  Landesherr  in  seiner  V.  0.  v.  16.  November  1867  als  Ziel  disr 
Maassregel  hin^rsti  Ilt  liabf.  nämlich  die  Si  liaffnng  eines  unabhängigen  Bauem- 
»tandeü.  dem  durch  die  gewährtA)n  Bedingungen  eine  auüreichlichc  Existeuz  gesichert 
ist.  (VgL  sn  den  vorstehenden  Angaben  Paa«che,  a.  a.  0.,  S.  341  flP.,  und 
Roscher,  Anm.  4  au  §  70,  sowie  die  Eingangs  erwähnte  sonstige  Literatur.) 

2.  Sonstige  Staatswesen:  In  Prankreich  und  Belgien  sind  emphyteu- 
ti-  1:.  Verträge  auf  IK)  .Jahre  gesetzlich  zngelassen,  aber  nur  sehr  selten  vorkommend; 
diir^  Gleiche  gilt  tur  Italien,  wo  die  Statii»tik  von  1871  an  Erbpächter  und  Zins« 
banem  ^ccnsitare,  enflteuti  und  livellarH)  nur  3507*^0,04%  der  gesanunten  landw. 
Brvolkt  ruijg  nachweist.  Ii;  der  niederländischen  Provinz  (ironingen  hat  sich 
ein  Erbpachtre(dit  nntn  drni  Nanit  n  TU«k  l  em -re^-'t  regt  van  alty  durende  be- 
kJemmiug;  erhallen  and  ist  in  danennler  Auwendung;  es  geht  auf  die  directen 
Erben  tind  die  Seiten  verwandten  ilber;  der  Erbpäehter  kann  das  Erbpachtgut  ver- 
k^iufen.  verpachten,  in  Hypothek  geben,  über  dasselbe  letztwillig  verfügen,  ohne 
df-r  Zustimmung  des  Ki^renthümers  zu  bedürfen:  d<»eh  kann  bei  Jedem  dun  h  Krh 
g;iujr  «der  Verkaut  herbeigeführten  Besilzwechsel  der  Kigeuthümer  deu  eiutacJien 
odfT  di^pelten  Pachtwerth  fordern;  das  Gut  ist  untheilbar.  ^Nous  rencontrons, 
Travel  eye,  a.  a.  n.,  S.  528)  cn  (Ironingue  une  snrie  d"u^iifrniti<  i>  librcs,  fiers, 
«tmple.s  de  ni'MMir-^.  omis  avides  de  tiimieres.  couiprenant  les  avaiitagcs  de  l'instruc- 
timj.  et  ne  negligeant  neu  pour  la  repaudre  parmi  eu.\;  pratiquaut  la  culture,  non 
romne  une  rontine  aveugle  el  an  mutier  dMaign^,  niais  eomme  une  noble  oecnpa- 
B«eh«ak«r(*r,  A.,  Agrsrpelitik,  I.  14 
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tion«  qui  leur  apporte     fortone,  de  rinllnmice  et  le  TMpect  de  Ions  et  qid  «of» 

Vemploi  des  facult^B  de  riiitelH^Ttir»»  if  (!•>  l.i  volcmtö  .  .  .  »  nfiu  «  ontcnts  de  leur 
etat,  parcf  qne  leur  sort  ne  depeud  qnr  de  leur  acHvite  et  de  leur  prevoyan«'*. 
Die  Zulasriuujr  der  Unterverpachiuug  hebt  freilich,  wenn  diese  nicht  selbst 
wieder  erbliche  Attifirfiche  ^wfthrt,  den  Yortheil  de«  Systems  anf;  und  es  ioOte 
dfsshalli  ^■T^p  li  ^t  mir  mit  Iftit  keiilu'sit/  -/.iilüfs^ifr  >fiti-  In  Gr  i' s  > Ii  ri  tan nien 
die  KrbpHclu  durch  die  irinche  Landbill  von  1881  gesetzlich  anerluuintes  Institut 
l^worden;  in  Indien  ist  in  einzelnen  Provinsen  /Bengalen,  den  nordweeUidKt 
Provinzen)*  wo  das  I^aud  als  im  Eigenthum  der  Zemindare  (herrschende  Rlas^ei 
stehend  angesehen  wird,  der  bäoerli«  hen  Bevölkcninir  '^Ryttt-«'  rbent  -IV-  da.s  erbUchf 
Nutzungsrecht  sngettprocheu;  ebenso  gelten  die  Inhaber  der  Vacut  -Laudereien  in  der 
Türkei  als  Erb^khter  und  in  J«t«  ist  die  niederUndische  Be|Renii)g  dtureli  Gh. 
vom  9.  A|iTil  1870  zur  Vererbpachtmig  nnbebanter  Lisdeieien  wif  76  Jahre  ermlcMft 
(Laveleye,  a.  a.  O.,  Kap.  4  ond  22). 

§38.  Der  Theilbau  (die  Antheilwirthschaft). 

Man  pflegt  den  Tli^nhaii  juristisch  als  eine  Unterart  d^r 
Pacht  anzuseilen  (Pacht  auf  Tiieilbau.  metairie,  l)ail  ä  la  colonajre 
in  der  französischen,  mezzadria,  masscria,  colonia  in  der  italienischt^n 
Kechtssprache),  welche  die  Besonderheit  aufweist,  dass  der  Pachter 
als  Vercrütung  für  die  Ueherlassung  des  Guts  zur  Nutzung  nicht 
eine  festbestimmte,  Jahr  fdr  Jabr  gleiche,  der  Begel  nach  in  Qeld 
zu  entrichtende*  Quote  des  OutsreinertragB,  sondern  einen  Thefl 
(meist  die  Hälfte)  des  Bohertrags,  also  eine  je  nach  den 
Ernteergebnissen  des  betreffenden  Jahres  wechselnde  Natural* 
leistung  abzuführen  hat.  Der  Theilbauvertrag  kann  auf  bestimmte 
Zeit  abgeschlossen  sein  (in  Frankreich  meist  auf  drei  .lahre),  sehr 
häufig  aber  hi  eine  Contractsdauer  überhaupt  nicht  vor^os«'hen. 
das  Verhaltniss  ist  also  mit  Einbaltuncr  bestiiiimter  Kündigiuig^- 
fristen  jederzeit  lösbar  (ähnlich  wie  bei  tenancy  at  will  in  England), 
dauert  aber  anderseits,  sofern  eine  solche  Kündigung  nicht  eintritt, 
unbestimmt  lange  Zeit  fort  Man  kann  aber  auch  den  Theilbau- 
vertrag als  ein  in  bestimmte  Bechtsfonnen  gekleidetes  Arbeits- 
verhältniss  (DienstYerding)  betrachten,  in  welchem  die  Thdl- 
bauer  mit  ihren  Familienangehörigen  als  zur  Vornahme  bestimmter 
landwirthschafUicher  Betriebsverriclitungen  verpflichtete  Arbeiter 
^erscheinen,  deren  Lohn  nicht  in  festhestiminten  Geldsummen  oder 
Naturalien,  sondeni  in  einem  Theii  des  erwirthschafteter»  Kohertrags 
besteht.  Für  diese  (von  Dietzel  undKheberg  vertretene)  Auf- 
fassuiip:  des  Theilbaues  als  einer  Art  Lohncontract  (Q uo tal- 
loh ncontract)  spricht  —  nhqfeschen  von  den,  von  der  üblichen 
rechtlichen  Normirung  der  Facht  abweichenden  Besonderheiten  (Ver* 
bot  der  Afterverpachtung,  wenn  nicht  das  Gegentheil  bedungen: 
Lösung  des  Theilbauverhftltnisses  mit  dem  Tode  des  TheObaoeiu 
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Nichteiiitritt  der  Erben  in  das  Paebtverh&ltniss  —  so  nach  italie- 
nischem Recht) — vor  Allem  die  während  der  ganzen  Bauer  des  Con- 
traets  dauernde  Einwirkung  des  Eigenthämers  auf  die  Art  der  Be- 
stellung des  Thcilbaiigut?;.  im  Gegensatz  zu  der  sehr  viel  freieren 
iif  Wierling,  welche  der  Verpächter  dem  Pächter  einzuräumen  pflegt 
und  einräumen  kann,  da  er  weder  an  der  thatsfichlichen  Höhe  des 
Kohertiags,  noch  an  der  Art  der  zu  erzielenden  Früchte  ein  unmittel- 
bares Interesse  hat.  welch'  letzteres  vielraelur  in  der  prompten  Ab- 
führung der  vereinbarten  Q^eldpachtrente  und  in  der  Erhaltung 
des  Guts  in  imgeschwftchtem  Kraftzustand  sich  er8ch()pft  Biese 
Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des  Theilbauco^tracts  ist  nun 
keineswegs  von  bloss  formeller  Bedeutung:  weil  die  Lage  des  Theü- 
bauem.  sofern  man  ihn  als  Pfiefater  betrachtet,  unter  Umständen  in 
eint' in  s«'hr  viel  ungünstigercu  Lichte  erscheint,  als  wenn  er  als  ein, 
au  den  Krträgnissen  des  Guts  betheiligter  Landa  rbeiter  erscheint, 
d.  h.  iu  einem  Lohnverhältniss  stehend  erachtet  wird,  dessen  Yer- 
gütungsweise  den  Theilbauem  weit  über  die  Stufe  der  gewöhnlichen 
Landarbeiter  hinaushebt  und  sein  Interesse  mit  dem  Gut  und  den 
Gutsarbeiten  in  ungleich  höherem  Maasse  als  die  sonst  üblichen, 
den  gleichen  Erfolg  bezweckenden  Lohnzahlungsarten  (Accordlohn, 
Prämien  etc.)  verknapft. 

Im  Mittelalter  sehr  weit  verbreitet in  Deutschland  namentlich 
in  den  Weinbaugegenden  beliebt  und  selbst  jetzt  noch  in  solelien 
sowie  bei  der  Tabakscultur  vereinzelt  vorkommend  (Baden),  ist 
das  Institut  des  Theilbaues  in  den  romanischen  Staatswesen  so 
namentlich  in  Italien,  in  einzelnen  Provinzen  Spaniens,  femer  im 
sfldlichen  Frankreich  —  die  fiberwiegende,  gegendenweise  sogar 
ausschliessliche  Rechtsform  der  Bewirthschaftung,  hat  aber  auch  in 
Nordamerika  Boden  gewonnen;  gleichwohl  ist  das  Institut  bis  auf 
d»'n  iMMttigen  Tag  Gegenstand  sehr  schwankender  und  von  einander 
aiiweicbeuder  Beurtbeilungen  gewetjen.  Zu  feiner  riebtigeren  Wür- 
digung derselben  in  neuerer  Zeit  hat  die  grosse  italienische,  im 
•lahr<?  1877  beschlossene  Agrarenquete  sehr  viel  beigetragen,  und 
eine  Betrachtung  des  Instituts  nach  seiner  wirthsehafÜit  hen  und 
socialen  Seite  knfipft  desshalb  am  zweckm&ssigsten  an  die  durch 
diese  Erhebungen  ermittelten  Thatsachen  an. 


*  i  Nach  Koscher  (Aniu.  8  so  §  ö9)  Beispiele  des  Theilbauesi  iu  England  bis 
m  Infutg  des  18.  Jfthrbttndertt;  fener  ia  1^4MrwegeQ,  Holstein,  Flandern,  in  Sadisen. 
Fnakra  und  am  Oberrhein  im  Mittelalter  und  später. 

14* 
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Formen  und  Vorkommen  dos  Tlieilbanes  1.  Pie  Formen  des  Theübaues'' 
in  Italien  sind  aiuiüerordentHcli  mannichfaltip^i».  Niehl  selten  kommt  er  iu  der  Fcwb 
90g.  contratti  a  mi^linrin  (Melioratimificontnicto)  vor,  bei  denen  der  EigentbSiknr 
das  (irundf-tiit  k  imd  (la>  /«r  Vornahme  der  Meliorfttioii  nöthipre  Kapital  stellt,  der 
Bauer  aber  die  Arbeit  h  ist«  t  und  nun  liir  die  Herri(  litiinjr  dt  s  Bodens  zu  einer 
bestimmten  Cultiur  (z.  Ii.  WeincuUur)  Anfangs  den  ganzen  Ertrag,  später  einen  Tbeil 
desselben  erhftlt,  vielleicht  anch  einen  Theil  des  Grandstfickes  selber,  während  er  fsr 
den  andt  ni  Tlieil  dann  in  ein  Theilbauverhältni.ss  tritt.  Wo.  in  der  LuuibardfL 
der  Ktnilia  ftc  I,atii'uii«lit'nbo>itz  sich  findff,  dient  der  Tlnilbau  al>  >!itr.!  rwr 
Beschattung  der  eriorderlichen  Arbeitskräfte,  indem  den  auf  einem  >ruck 
Land  angesiedelten  bftnerlichen  Famitien,  unter  Znsichemng  gewisser  Antheile  am 
Ertrag  dieser  (irundstücke  oder  besonderer  Specialeulturen  (Oetlügelhaltung,  S4Mdei:- 
ranpenzueht  ete.),  die  Verpf1irhTmi  ,r  /.u  A  rbeil sleistunjren  auf  dem  Herren- 
gut  gegen  weiteren  lesiteu  I^ohn  oder  behiimmte  Naturalien  auferlegt  wird  w>j:. 
boaria);  Arbeitsverhältnisse  ähnlicher  Art  kommen  anch  im  sttdlieben  Italira, 
nnnieritUcli  in  Sicilien  (hier  metnteria  frenannt'  vor,  indem  bäiierlioln-  Ta^pelöbaer 
eine  Parcelle  i^andes  zum  Anbau  («  vfimmter  Fruehte  gegen  Üeberlassung  eine* 
TheÜs  de«  Rohertrags  ('/^  bis  V«)  /.ugewii-sen  erhalten,  daneben  aber,  in  der  dmrlt 
die  Feldbestellung:  nit  ht  in  Aiispnich  genommenen  Zeit,  ihre  Arbeitskraft  stmMwit* 
verwerthen  könne«.  Die  i  i(  listi;^''stc  nml  wnhl  woitverbn'iret  ^te  Form  de> 
Theilbaues  (Mezzadria  i.  e.  ti.)  aber  ist  die,  dass  ein  ein  laudvvirthschsft- 
Hohes  Oanxe  bildendes  Bauerngut  dnrch  eine  bäuerliche  Familie  oder 
eine  Hausgenossenschaf l  unter  Theilung  des  (lewitnis  bezw.  des  Risieo» 
für  alle  Arten  der  Producte  und  mit  dem  Recht  des  (lutsberrn,  nicht 
nur  die  allgemeine  Kiehtuug  der  Produeiiou  2U  bestimmen,  sond<'rn 
anch  in  jedem  Augenblick  in  den  Gang  der  Wirthschaft  einsng^reifen. 
bewirthschaftet  wird  (Eheberg). ^ —  Die  Thenhauvritra^re  weisen  im  Einzelnen  dif 
denkbar  crnsstnn  Verscbiedenlieiten  auf;  im  Nen]K)llitauischen  z.  B.  bezieht  der  Eigen- 
thiimer  tjjadrone;  das  ganze  Product  des  Weinbaues,  zwei  Drittel  <ler  Oliven  und  dif 
Hälfte  fldler  anderen  Enteugnisse;  dafür  trägt  er  die  Kosten  der  Unterhaltong  dt> 
BodrnK.  der  Scliwefelnnir  des  Weins,  der  Weinlese,  die  Imlben  Kosten  <ler  r>iiii;iiin.::  i 
stellt  die  (meist  erbärmliche)  Wobuung;  der  Bauer  seinerseits  iibernimuif  alle  ubrieen 
Kosten,  die  Arbeitsleistungen  und  verptiiehtet  sieb,  den  Boden  iu  guten  Zustand  zs 
erlialten  und  <lem  Herrn  .seinen  Antheil  an  den  FrAchten  gewissenhaft  absnliefent. 
Vjelfarh  kommt  der  Theilbau  mit  Zeitj)ae]it  frenii>rht  vor  (contratto  mixtot,  nameut- 
lich  bei  Uruudstückeu,  auf  denen  Getreide-  und  \S  ieseucultur  neben  Baomzucbt  be- 
trieben wird,  n Während  die  erster«  in  Pacht  gegeben  wird,  behält  sieh  derEigee- 
thiimer  bezflglieh  der  letzteren  (l^umsttcht)  Thfäwirthschaft  Vor.  Der  Zweck  'dieser 
Einrichtung)  besteht  in  der  Sicbernnir  einer  festen  Kento  nnd  in  der  AVi\v.il/\:Ti«r 
des  Kisicos  für  den  einen  Theil  des  üesammtproductä  des  lirundstiickes,  wahrend  er  , 
liir  die  Oulturen,  welche  dne  besondere  Sorgfalt  der  Behandlung  erheischen,  den 
Colonen  am  Ertrag  intereasirt.  Je  unbedeutender  letztere  Culturen  und,  desto  mehr 
nähert  sieh  das  Verbältniss  einem  reinen  Pachtcontract,  im  um£rek«»hrten  Fall  dem 
Theilbau."  In  Ligurieu,  z.  B.  besteht  tür  Getreide-,  Wiesenbau  J'acht,  Theilbau 
dagegen  für  Oel,  Wein,  Vieh.  Nicht  selten  nimmt  andi  der  Eigenthfimer  das  Recht 
der  Vi  rwerthuug  der  wcrthvollen  Producte  (Cocons,  Wein)  liir  sich  in  Ansprucb 
und  zahlt  dann  dem  Theilbauer  einen  gewissen  Theilbetrajr  des  erzielten  Erlöse* 
(Lombardei).  Die  Zahl  der  italienischen  Thcilbauem  i.^t  iu  der  Statistik  vot 
1H71  auf  1ÖCI347()  angt^geben  worden,  d.  i.  auf  lH,2'/a  der  in  der  LandwirthschaO 
thätifren  Personen:  in  Wahrheit  dürfte  die  Zahl  alxr  eine  viel  grf)->st  re  >ein.  weil 
auch  unter  den  als  „Pächter  und  Hintersassen"  sowie  als  nTagelühuer"*  aufgeiuiuten 
Personen  nach  dem  Obenbemerkten  Yiele  sein  werden,  die  in  einem  Theilbancontrsct 
sich  beftnden.  I 

2.  Wie  in  Italien  w  i  *  -  tt  imk  Ii  vi  I' -  ;mi k  re i  e)i  dir  'I  liein)anY«Tträg»',  ent- 
sprechend den  Ortsgebraucin  ji.  tun*  y:r*>.s.M'  Mnunichtältigkeit  der  rechtUcheii  Aujr 
gestaltung  insbesondere  in  Betreff  der  Tomahme  von  Meliorationen,  Besehailtaig 

')  Die  Darstellung  folgt  hier  im  Wesentlichen  Eheberg,  a.  a.  O.,  8.  124 
nnd  dem  Aufsatz  von  Dieisel,  a.  a.  0. 
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des  todten  nnd  lebeudeu  Itiveutars,  der  (lebändeimterlialtun^  auf;  der  Antheil  des 
Ki^nthnmers  auf  den  Ertrag'  «]( s  T!i«'illt;uifrnts  ist  meiKt  auf  die  Uiilfte  nrirniirt; 
die  Ueberiassuiig  des  Vielts  ist  oft  (ie^eustaud  ^eiue»  Uesoudereu,  dem  Theiibau- 
T^rtrafT  aocessorisch  hiosutretenden,  nach  den  Gnindsatsen  der  Yiebyerstelliiii^ 
(liepteh  sich  regelnden  Äbkominens,  durch  welches  die  Theilhauer  (Metayei  i  beim 
Hilde  ihrer  Nutzuu«?  zur  Znrürkbi'^stinir  cinor  ffh-icheu  Zahl  Vifli.  frl»i<her  Fiut«?r- 
beittaude  etc.  verpflichtet  siud.  Die  Steueru  trägt  häufig  der  Ki^^eiiihuimr  in  der 
W«üe,  daas  stir  Deckniifr  derselben  eine  feste  Summe  von  dem  Geldertrag?  des 
(iuts  zur  AVrfiig^un;;'  F.i«renthiimers  vorwepm-nomnien  w'nä:  »  s  ist  ein  Verdienst 
(ItT  neuesten  1 1880er«  Knqnete,  die  MissbrUuche  auf£redeckt  zu  linben,  zu  deuen  in 
uiamhen  Oeffeuden  die  (iewolmheit  der  Vorwegnaluiif  dieses  Pauschquautum«)  da» 
durch  AnliiüM  «rab,  dass  b&ufig  ein  beträchtlich  höherer  Betra;;  ala  anr  Deckung 
der  \fi;_Ml>t  II  •  rforderlich  war,  erhoben  .  .  .  wurde;  ein  hei  der  Knqnete  nnjr'  fiibrtcr 
ikricht  bezeichnet  dat»  Verfahren  geradezu  als  eiueu  auf  die  Uebervortbeiiuug  des 
HetayerB  berechneten,  in  der  ^nzen  Oegend  üblichen  KnngtgriflT.  Im  Jahre  1882 
ist  die  Zahl  der  französischen  Thellbanem  (und  Colonen)  zu  H47S')H  (»hne  die 
nntarhetfendt  II  Fami1icnan<rehöri;fen  und  das  (icsiiidi'!  ^'ejjeniiher  74yöoy  Pächtern 
uud  4324^17  .selbstwirthbcliaftendeu  liodeueigeuthümeru  Üetittere  meisit  Klein besitaer) 
ennttelt  worden.  Seit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts«  wo  nach  den  Be- 
richten des  Keiseschriftstellers  A.  Tonng  die  Zeitpacht  noch  eine  verhältnissmässig 
irv'rinjre  Vcrbreitnnrr  hatte  und  tlio  v<n)  Metayers  hrhatifen  Fläche  "/k  '^'^^  ticsnmrnt- 
tlacbe  betragen  haben  soll,  hat  sich  das  Vcrhäituiss  immer  mehr  zu  (tuusteu  der 
Selbstbewiithschaftang  nnd  der  Zeitpacht  ▼ersehoben  nnd  behauptet  sich  daneben 
der  Theilbau  vorwiejrcnd  nur  noch  im  südlichen  Frankreich,  w<dil  im  Hinblick 
Hill'  die  dasi>lbst  vorherrschende  Cultur  der  Hebe,  des  Oelhaiirns,  der  Seidenzucht 
aud  anderer  hoch  wert  lüger  landwirtlischaftlicher  Jietriebszwcige,  denn  sorgsame 
der  Bodendgenthiimer  in  dem  Theilbanverh&ltniss  besser  als  in  der  Ueberlassung 
mm  rachtgenn>s  ^rrsichert  glaubt.  Vgl.  über  das  Vorstehende  Heitzenstein, 
a.  ».  Ü.,  S.  It)  ff.,  und  wef^ni  der  Versuche,  die  Instituti<m  durch  lieform  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  wieder  lebenslahiger  zu  machen  (in  dem  Entwurf  des  Code 
niral  von  I87t>)  die  AiiLMben  im  Jahrb.  f.  X.  u.  St..  \U\.  XIV.  S.  171  ff.  Ueber  die 
Thejh;uiV(  r!i;iltiii>-.e  in  anderen  südlichen  Landern  siehe  liosrlier.  Ariin.  2  /.u  "»9, 
der  darauf  hinweist,  wie  auf  die  weite  Verbreitung  des  Theilbaus  in  Portugal  mit 
der  Abgabe  Ton  Vs  der  Ernte  der  Ausdruck  „Quinta*^  f&r  Bauerahof  deute. 

8.  Nach  dem  im  Jahre  1880  aufgenommenen  Census  ist  damals  in  der  ("^nion 
naiuentlirh  in  r!en  südlichen  und  in  den  neubesiedehen  Staaten  die  .Anfheilwirth- 
nhatt  ziemlich  verbreitet  gewesen;  denn  es  waren  in  jenem  Jahre  12U8i*  Farmen 
aiit  322357  Acres  Land  für  Geld  Terpachtet.  dagegen  03379  Farmen  mit  702244 
Acres  im  A n t heil s v s t em  vergeben;  der  Pächter  hat  letsternfalls  in  der  Kegel 
die  Hälfte  des  Hidiertrai'*!  (lem  Kigenthfimer  zxi  entrichten,  erhält  aber  Oe- 
raiksehalten .  das  ertnrderiicho  Zugvieh,  Saatkorn  für  eine  einmalige  liesiellung 
and  Viehfntter  bis  anr  nächsten  Brnte;  der  Vertrag  pflegt  dabei  so  abgeschlossen 
zu  werden,  dass  wetin  der  Täcliter  die  v()rsr1in>->u ii>e  überlassenen  Iiiventar^^ep-en- 
^tlUIde  zuruckerset/.t  hat,  die  .\btührung  des  i'acbtzinses  auf  ein  Drittel  des  Koh- 
ertngs  sich  mindert,  flautig  kauft  der  Theilhau-Pächter  dem  Eigenthümcr  die  Farm 
Usch  nnd  nac-h  ab.  .Nach  10  —12  Jahren  kann  ein  tüchtiger  Mann  ...  in  der 
Hn{re<.'ebenen  Weis,-  i-in  freier  Farmer  werden.  In  \ieb  n  Staaten  ist  freilich  ein  so 
^uuAtiges  VerhältuLiS  ausgeschlossen  und  mit  der  Uccupiruug  alles  xur  Landwirth- 
vhaft  dienlichen  Terrains  in  der  Union  werden  <deh  «ese  Art  von  Pachtverhältp 
iiiüseu  auch  wohl  iindeni  müssen''.  (Siehe  hierwe^ren  A.  J.  v.  Walt  Orshausen  in 
i  onnd's  Jahrb.  L  Nationalökonomie  etc.  X.  F.  Bd.  VI,  S.  46Ö  S.i 

Beurtheiluüg  dtiü  Tlieilbaues.  lo  dieser  Beziehung 
Ut  zu  bemerken: 

h  L)i<'  Leistung  des  Tlieilbauern  an  den  Eigentliftmer  besteht 
in  einem  Theii  nicht  des  erzielten  Bein-,  sondern  des  Roherfcrags; 
TOD  ihr  gilt  also  ziemlich  das  Gleiche,  was  Uber  die  Wirkung  der 
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Zehntabgabe  auf  den  Fortschritt  in  der  Betriebsteclinik  früher 
zu  bemerken  war  (§  25).  Steigerungen  der  Bohertrftgnisse ,  die 
nur  auf  dem  Wege  reichlicherer  Eapitalverwendung  möglich  sind, 
wird  daher  der  Theilbauer  im  Allgemeinen  ebenso  abhold  sein, 

wie  es  früher  der  Zohntpflichtisre  war;  und  leicht  „bildet  sich  ein 
Geist  des  Schlendrians,  der  allen  Fortschritten  der  Technik  .  .  . 
zuwider  ist"  (Roscher).  Dies  nameDtlich  dann,  wenn  der  Gutsherr, 
in  der  Sta<lt  wohnend,  zu  einem  unmittelbaren  Eingreifen  in  <li«» 
landwirthsi  haftliche  Betriehsthätigkeit  weder  Zeit,  noch  Neigunir. 
noch  Geschick  haben  sollte,  wie  doch  häufig  der  Fall  sein  wird^). 
Die  zalillosen  Einzelheiten  über  den  zum  Theil  erstaunlich  niedrigen 
Stand  der  Bodencultur  in  Italien,  wie  sie  die  neueste  italienische 
AgrarenquSte  enthalten,  durften  sicherlich  wie  Ursache  und  Wirkung 
auch  mit  der  weiten  Verbreitung  des  Theilbaus  in  diesem  Lande 
und  nicht  bloss  mit  dem  niedrigen  Stand  der  Allgemeinbildung 
des  italienischen  iiam  invulks  im  Zusammenhang  stehen.  Dah«^r 
mit  dem  zühen  Verharren  desselben  in  empirischen  lU^- 
triehswei  seil  zu  rechnen  sein  wird,  so  lange  nicht  dessen 
Um  wand  hing  in  Laudeigeuthümer  oder  allenfalls  in  Erbpächter  sieh 
ermöglichen  lässi 

Nach  den  Rorichten  der  grossen  italienischen  Agrarenquete  (vgl.  Eheberjf. 
a.  H.  O.,  S.  14  ff.)  leidet  die  Teclmik  des  landwirthRchultlichcu  Betriebs  der 
italieiiisrlicn  1);iuorlic1uMi  Bevölkemng  an  grossen  (iebrorhon;  der  Fruchtwot-hsel  is» 
last  überall  noch  ein  irrationeller,  die  Bearbeitung  der  Felder  in  Folge  uug«DDg<midef 
Geräthe  in  den  meisten  Provinzen  eine  mangelhafte,  und  dtui  ganze  Vetfahrni  der 
Bestellung  der  Ernte  manchmal  au  ursprünglichste  Zeiten  und  ^tten  erinuemd,  bei- 
epiolswcisc  \v»'!"i  msm  liest,  drjss  in  S'ii  ilioii  dem  Pflug  Kinder  folgen,  um  die  Sobolloo 
mit  einer  iiacke  zu  vcrkieineru,  dass  mau  sich  zum  Abschneiden  dos  Getreidt* 
Messer  bedient,  dass  das  Dreschen  mittelBt  Manltbienm  geschieht,  welche  die  Jkehm 
auf  der  Tenne  austreten.  Die  meisten  miserer  landldrihiChAfUichen  (leräthe  tmd 
Mnsrhincn  sind  dem  italienisrben  T^;iiiern  so  gut  wie  unbekannt;  in  Sicilieu  dient 
als»  l'llug  eine  au  das  Joch  der  ziehenden  Tlüere  angebundene  lange  ^taug^  an  die 
unten  ein  spitzer  Winkel,  ein  an  der  Spitxe  mit  Eisen  beschlagfenes  Hola,  die  FSng^ 
Schaar  darstellend,  befestigt  ist;  auch  im  nördlichen  Itiilun  ist  der  alte  nnvoU- 
kommenr  liölzernc  Pfliitf  noch  di»s  n'i^'chnässiirp  WrrkziMi;^-  /.iir  noilcnbi-arbeitiu^r. 
auch  eiserne  Kggtu  sind  eine  Selteiiiieii,  Ilie  Düngung  ist  bei  dem  duuueu  Stand 
der  Viehhaltung  und  bei  der  verschwindenden  Verwendung  kunstlicher  Dnnger  sowie 
bfi  di'in  mangelliaftt-n  Zustand  der  Dungstätton  im  Allgemeinen  unzunidund,  mn 
die  Felder  in  voller  Productivkraft  zu  erhalten,  was  namentlich  vom  Süden  Italiens 
gilt.  Der  Vorwurf  einer  primitiven  und  eben  desshalb  nur  schlechte  Qualitäten  eraen- 
gcndrn  l'roductiungweise  triA  Tor  Allem  den  Weinbau.  Zwar  werden  die  Bebtn 
selbst  in  den  meisten  Provinzen  mit  Liebe  und  Sorgfalt  behandelt  und  namentlich 
hat  sich  als  Abwelumittel  gegen  das  uberall  auftretende  Oidium  im  (Jcgensatz  zu 

')  In  Toscana  z.  B.  sind  viele  Eigen thümer  von  Mezzeriagöffni  Horentiniiiche 
Knin)pr  llrnulwerker  etc.,  die  in  ■Jolchcm  Ankauf  ihre  Ersparnisse  anlege«  'Ro>(  her, 
Aum.  b  zu  s  51>;;  ähnliches  wird  lür  Süd  trankreich  berichtet.  -  -  Anf  iihnlicheo 
Erwägungen  wie  die  obigen  beruht  auch  die  ablehnende  Haltung  älterer  Volkt- 
wirthe  wId  von  Jnsti  und  Spane  gegen&ber  dem  Theilbau. 
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uns  d;is  Schwefeln  fast  allgeuioiri  t-injrebürjjcrt ;  fl;ifr**irpn  horrsolit  in  der  Wein- 
bereiiung  allenthalbea  nuch  ein  grosser  Schlendrian;  meist  werden  die  Traaben  mit 
FiiiMn  aiu|retreten,  iüb  Keltentltte  dienen  vnsanbere  oementirke  Ornben,  die  Oih- 
runjr  ertbl^  in  ofTimen  Bütten,  die  Fässer  sind  sehlecht  und  unreinlich  gehalten ; 
K«]f<r  nicht  oder  nur  in  ?«chr  primitivem  Zustand  vorhanden;  kein  Wnndor. 

wenn  ein  grosser  Theil  des  Weins  nur  auf  kurze  Zeit  auibewahrt  werden  kann  und 
wlliet  einen  l&ngeren  Transport  niclit  vertarftgt  Nenerdinga  bahnt  sieb  einif^er  Fort> 
schritt  dadurch  an,  dass  {prösst  r»-  Haiullungshäuser  Trauben  ankaufen  und  zu  besseren 
und  exportfihi;reren  Weinen  verarbeiten  lassen.  Die  von  den  Weinbauern  selbst 
erzeufjten  Weine  sind  aber  fast  durchweg  gering  und  es  werden  daher  die  ausge- 
zeichnet ;^nsti<ren  Bedingnngettt  unter  denen  der  italieniaehe  Weinbau  an  sich  be- 
trif?»«  !!  werden  k'">nnte,  nur  sehr  ungeuüjrcnd  ausgenutzt.  -  -  Aehnlifhes  <rilt  von  einem 
zweiten  Uaupterzeugniss  der  Italienischen  K.leiJicaltur ,  deu  Oliven,  deren  Uaupt- 
prodactionsstätten  in  Ligurien.  femer  im  Süden  der  Halbinsel  und  in  SiciUen  sich 
finden.  Meist  bleiben  die  gesammelten  Früchte  vor  der  Verarbeitung  Tage  lang 
liegen,  gerathf n  dann  theilweise  in  Fäulnis^  d:iss  das  Oel  einen  s(  hlechten 
ran^gen  Cie^chmack  amünunt,  der  es  zu  andern  ab  Ueleuchtuugs-  und  Schmierzwecken 
tuig(>eiguet  erscheinen  ISsst.  —  Anch  Über  die  traurige  Verwahrloflong  der  Obst* 
b  iuiiiziu  lit  ltt'i;ri:iiet  man  in  den  Knqueteberichten  fast  durchweg  Klagen;  nament- 
lich wird  der  ^Iau<ri'l  an  I^anmsrhnlen  vielfach  hervorgehoben.  —  Eine  rüliinÜ«  }m' 
Aufnahme  in  Bezug  auf  die  Technik  der  ßehaudlung  macht  dagegen  der  iiaut, 
der  wenigstens  in  den  nördlichen  Provinsra  mosterhafk  behandelt  an  werden  scheint 
und  bekanntlich,  seit  Jahren  in  zunehmendem  Maasse  nach  Deutschland  }ius;renihrt, 
der  dentsichen   Hanfeultur   starke  ('oncurrenz    bereitet.  Siehe   auch  die  von 

Eheberg  8.  liiö  mitgetbeilten  L'rtheile  des  Berichterslatlers  Jaciui  über  die 
Wirksamkeit  des  Thdlbans  in  der  Lomhardai:  er  sei  dort  nützlich,  um  Lände- 
D'ifri  bis  711  «inein  rrpujssen  firade  fruchtbar  zu  machen  und  zu  erhalten,  die  en 
MUjtt  nur  in  geringem  Maasse  gewesen  wären.  Der  Grund  für  das  geringe  Vor- 
wimsch reiten  in  der  Technik  liege  übrigens  auf  der  Hand;  viele  landwirthscbaft- 
liche  Meliorati<men  lohnen  erst  nach  längerer  Zeit  ond  solche  Verbesserungen  kann 
nur  der  F.iirrntliüraer  vornehmen:  aber  letzterer  werde  weni;,''  l-n^t  dazu  haben, 
wenn  er  deren  Früchte  mit  dem  Theilbaueru  theilen  müsse  (.und  umgekehrt).  — 
Vf^.  Aber  nn günstige  Erfithningen  mit  dem  Thdlban  in  Frankreich  auch  die 
Kotixen  bei  Koscher,  Anm.  1  und  2  an  S  60:  nach  Bastiat  fehle  dem  Metayer 
7.n  l.iiHi\virtlis<'haftlich<'n  Verbessern n*ren  sowohl  das  «lavnir  und  potivoir  als  das 
voalmr;  und  unter  den  verschiedenen  Komerarten  bevorzugten  die  Metayers  regel- 
alssig  die  geringeren.  Anderer  Meinung  dagegen  Sismondi  nnd  Graf  öasparin, 
die  in  dem  Verhülmiss  vom  (irundhemi  und  Metayer  eine  oft  heilsame  und  auch 
der  allgemeinen  Entwicklung  der  Production  förderliche  I  n  teres  sen  jre  m  ein  sc  haf  t 
erblicken.  Eine  fast  überschweugliche  Lobpreisung  der  ^ilalbscheidewirtlischaft^ 
bei  Hamm  in  d.  8.  11  nnten  cit.  Schrift  unter  Absehn.  XTII  derselben. 

2.  Kann  in  Hinsicht  des  landwirthscliaftlicheii  Productions- 
processes  dem  Theilbau  eine  grundsätzlich  günstige  Beurtheilung 
nicht  zu  Theil  werden  —  ein  Urtheil,  das  nur  unter  ganz  be- 
stimmten Toiaussetzungen  einer  Modification  unterliegt  (ZiiEer  5), 
80  kann  auf  der  anderen  Seite  auch  die  Frage  nach  der  etwaigen 
vortheilhaften  Einwirkung  des  Theilbausystems  auf  die  wirthscbaft- 
liehe  La^e  der  bodenbebaiienden  Bevölkerung  selber 
nicht  ohne  Weiteres  mit  Ja  oder  Nein  beantwortet  werden;  da  viel- 
mehr hier  Alles  von  den  Kinzelheit4»n  der  VertraGfSprestaltung  abhängt, 
also  nanientlieli  davon,  ob  die  <H'\vinn-  niid  Verlusteliancen  des  Ver- 
trags vorhälthältnisses  gleichmiissig  zwischen  den  Contrahenten  ver- 
theüt  sind  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist  An  sich  wird  die  Behaup- 
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tung  kaum  hinein  Widerspruch  bogogncn  können,  dass  ein  conventi- 
onellerScheinatisnius,  wie  er  gogendeuweiöo  betreffs  der  Auseiiiander- 
s(>t7.ung  der  beiderseitigen  Antheile  am  Gutsertrag  (Theilbau  zur 
Hälfte,  zum  Drittel  etc.)  Platz  greift,  bei  der  Mamdcbfaltigkeit  der 
landwirtlischaftlichen  BetriebsverhältnisBe  schwerlich  durchweg  dem 
VertheiluDgBinteresse  gerecht  wird ;  auch  bietet  der  TheilbauTertrag 
keine  unbedingte  Sicherheit  dagegen,  dass  der  Padrone  seine  über- 
mächtige Stellung  oder  etwa  vorhandene  Schuldverbindlichkeiten 
missbraucht,  um  den  TlioilbaiuTn  ..Arl)«Mtslasten  aufzubilrden  und 
Leistiingen  aHrzncrlcgfii,  durch  welche  .  .  .  der  der  nu'zzadria  7,11 
Grunde  liegende   Gedanke  gleichberechtigten  ZusammenwirkeiH 
von  Kapital  imd  Arbeit  und  der  gleichen  Yertheilung  der  Gewiim« 
und  >'*'rlnstchancen  von  der  Verwirklichung  ausgeschlossen  wird. 
Die  Thatsache  einer  grösseren  Abhängigkeit  ist  offenbar  schon 
heute  bei  einigen  Xebenarten  des  Theilbaues,  z.  B.  bei  der  boaria  j 
gegeben;  sie  kommt  auch  bei  der  mezzadria  vor  und  es  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  wenn  die  Ztmahme  der  Steuern  und  die 
Preisminderung  der  Bodenproducte  fortschreitet,  sie  immer  mehr  1 
um  sich  greifen  dürfte'*  (Eheberg).  Wenn  solche  Aiischreituugen 
da  weniger  oder  nicht  vorzukommen  jdlei^en.  wo  der  Theilhauer 
im  Besitz  einiger  eigenthümlieli  besessenen  Grundstücke  ist  und 
wenn  aus  diesem  Grunde  die  ..Vermehrung  der  Theilbauer-Eigeu- 
thümer  (coltivatori -proprietari)  als  ein  socialer  Fortschritt  be- 
trachtet^* wird,  80  ist  mit  dieser  amtlichen  Feststellung  zugleich  ! 
ein  beachtenswerther  Fingerzeig  für  die  Maassnahmen  der  piak-  | 
tischen  Agrarpolitik  gegeben,  deren  Verwirklichung  freilich  schon  j 
wegen  der  muthmaasslichen  grossen  finanziellen  Opfer  der  Staats- 
kasse, die  sie  erfordern  würde,  gerade  in  dem  classischen  Lande 
dos  Thrill>ain\  esens  in  Europa  in  absehbarer  Zeit  schwerlich  zu  er-  ; 
warten  sein  wird. 

3.  Man  darf  bei  Allem  dem  nicht  übersehen,  dass  der  Theil- 
bau als  Bewirthschaftungsform  für  kleinere  Anwesen  und  Anwesens-  I 
theilo  doch  ganz  wesentliche  Vorzüge  vor  dem  System  der  Zeit- 
pacht hat  und  man  wird  daher,  solange  sich  in  der  Gnmdeigenthums-  j 
Tertheilung  der  betreffenden  Staatsgebiete  eine  Aendentng  nicht 
vollzieht,  seine  Beibehaltung  als  erwilnscht  bezeichnen  müssen. 
Offenbar  nämlich  wirdein  in  gewohnheitsrechtlichen K^or- 
men  wurzelndes  und  in  den  beiderseitigen  Verpflichtungen  auf 
Grund  dieses  Gewohnheitsrechts  im  Wesentlichen  feststeheudt's 
Theilbauverhältniss  die  wirthschattliche  Lage  der  kleiuen  länd- 
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liehen  Bevölkerung  selten  so  tief  herabzudrflckcn  vermögen,  wie 
die  Zeitpachtvergebung,  bei  welcher  die  Gegenleistung  des 
Kleinpächters  —  die  Pachtrente  —  in  periodischem  Wechsel  als 
Ergebnis»  des  freien  Wettbewerbs  jeweils  neu  normirt  wird  und  wo 
desshalb  die  Gefahr  einer  Auswuchemng  der  kleinen  Zeitpächter 
durch  die  im  Lauf  der  Zeit  waclisenden  Geldpachtrenten  so  sehr 
nahegerückt  ist  hu  Wesi'ii  des  Theilbauvertrags  liegt  ebenso  die 
Tendenz  zur  Verliarning  in  den  überlieforten  FeHtsptzungeii  iler 
heiderseitigt'ii  Vertragss » rpüichtungen  wie  mit  dem  Wesen  der 
Zi'itpacht  der  beständige  Wechsel  eben  dieser  Verpflichtungen, 
bedingt  durch  die  sehwankenden  Conjuncturen  von  Angebot  und 
Nachfrage  auf  dem  freien  Grundmarkt,  innigst  verknüpft  ist;  und 
gerade  die  neueste  italienische  Agrarenquete  hat  erwiesen,  dass 
auch  beute  in  den  Procentverhftltnissen  der  Theilung  des  Roh- 
ertrags zwischen  Eigenthfimer  und  Theilbauer  nennenswerthe  Aen- 
dennigen  gegenüber  den  für  altere  Zeiten  festgestellten  Verhältniss- 
/ahh'ii  nicht  eingetretfii  sind.  Es  kummt  hinzu,  dasH  hoehwerthige 
|»ereiiiürende  Specialculturcn  (Weinbau,  OlivtMibiiu,  Seidt'nniupen- 
zucht  ''ti-.)  im  System  der  Zeitpacht  scliwerlich  jene  aiitincrksaiiie 
PHege  und  Sorgfalt  linden,  welche  ihnen  der  am  Ki)hertrag  un- 
mittelbar betheiligte  Theilbauer  angedeihen  lassen  wird-).  Weiter 
Ist,  rein  social  betrachtet,  das  Theilbauverbältniss  der  Zeitpacht 
auch  darin  überlegen,  dass  der  Eigenthümer  an  den  naturalen 
Wirthschafksergebnissen  des  Theilbauem  in  unmittelbarster  Weise 
interessirt  erscheint  und  dass  diese  Interessengemeinschaft  für 
eine  humanere  Gestaltung  der  Vertragsbeziehungen  als  bei  dem  in 
rein  sreldlichen  Verpflichtungen  sieh  erschöpfenden  Pachtverhaltniss 
sich  wirksam  erweiaen  dürfte:  wird  doch  berichtet,  dass  z.  B.  „der 
ioMani>che  Theilhjuier  sieh  als  Genosse,  nicht  als  Iviiecht  des 
•  rrundeigentiiümers  fühle  und  dass  der  Theilbauer  um  so  intel- 
ligenter und  anständiger  ist,  je  gerechter  und  humaner  der  Eigen- 
thfimer sich  benimmt:  il  buon  padrone  fa  il  buon  contadino*^ 
Ungünstige  Ernten  vermügen  femer  die  Lage  des  Theilbauem  viel 
weniger  nachtheilig  zu  beeinflussen,  als  den  zur  Entrichtung  eines 
festbestimmten  Geldpachtzinses  verpflichteten  Zeitpüchter.  Hierzu 
kommt,  dass  in  Italien,  in  dem  das  Familienleben  der  unteren 

'  HimiitT  hiiiij^'t  udhl  /tisaminoii.  dass  i'iiacli  v.  K  t'i  t  /  «»n s t  ei  11 1  sfit  der  wirf  1\- 
"•cUaiüicbeu  Kriüia  der  7üer  Jahre  der  Theübau  in  FraakreicU  wieder  mehr  Aiiwen- 
iuag  findet,  sdbrt  in  Gefi^enden,  in  denen  er  bis  dahin  nicht  llblicb  war. 

^'  Sehr  gut  8i>ll  sieh  der  llalbbati  in  den  Weinf?ej^«  tulen  Von  Beaigolais  ht- 
«ihren,  ebenio  am  Genfersee.   (Koscher,  Anm.  7  an  §  ÖÖ,) 
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ländlichen  Klassen  ein  so  sehr  gelockertes  ist  (Arbeiterwanderungen 
nach  Frankreich  und  Deutschland  und  von  einer  italioni-chea 
Provinz  ia  andere;  Wanderweideleben  der  zahlreichen  üirteii), 
Qberall  da,  wo  die  Mezzadria  vorherrscht,  in  ihr  ein  Institat  ge- 
geben ist,  den  centrifugalen  Tendenzen  des  Familienlebens  dne 
Gegenwirkung  zu  verleihen.  Denn  vielfach  „steht  hier  die  ge- 
sammte  Hausgemeinschaft  unter  einem  Pater  familias,  dem  sog. 
Capoccia.  der  mit  beinahe  unumschräiiktor  Uewalt  ausgestattet  ist: 
das  Vermögen  gehört  allen  Faiiiiliengliedern  gemeinsam  und  wir^i 
ausschliesslich  vom  Haiisheim  verwaltet  .  .  .  die  \'erriclituugeu  der 
verschiedenen  Arbeiten  in  der  Wirthschaft  sind  nach  Jahrhunderte 
alten  Traditionen  streng  unter  die  einzelnen  Famiiienglieder  ver- 
theilt''. Und  es  wird  gerade  diese  socialpolitische  Bedeatmig 
der  Mezzadria  unter  den  eigenartigen  Verhältnissen  Italiens  nicht 
bloss  in  der  italienischen  Agrarenqudte,  sondern  auch  in  der  neuer- 
lichen italienischen  Literatur  Aber  das  Familienleben  ausdrQcklicfa 
anerkannt^).  —  Wo  endlich  nicht  die  Vergebung  landwirthschaft- 
lichcr  Anwesen  als  solcher,  sondern  einzelner  Pareollen  den  (leiren- 
stand  des  Tlieilhauverhältnisses  bildet  und  wo  nach  den  besondeit'u 
Arten  der  Abmucluuiizen  diese  den  ausgesprochenen  Charakter 
eines  Arbeitscontracts  annehmen  (siehe  oben  S.  210),  wird  man 
in  dieser  Betheiligimg  des  Landarbeiters  an  den  Früchten  seiner 
Arbeit  durch  Zuweisung  einer  bestimmten  Quote  des  Natural- 
ertrags  die  Verwirklichung  eines  gesunden  Lohnprincips 
erkennen  müssen^.  Auswachsen  des  Theilbauverhftltnisses  aber  in 
dem  oben  (Ziffer  1)  erwähnten  Sinn  durfte  durch  eine  Fortbildung 
seiner  civilrechtlichen  Bestimmungen,  insbesondere  durch  Erschwe- 
rung des  Kündigungsrechts  von  Seiten  des  lOigenthümers,  bei  gutem 
Willen  der  gesetzgebenden  Factoren.  unschwer  zu  begegnen  sein. 

4.  Eine  richtige  Würdigung  der  Verhältnisse  wird  daher 
zu  dem  Schluss  gelangen,  dass  die  dermaligen  unbefriedigenden 
Verhältnisse,  welche  der  Theilbau  vielfach  —  nach  der  Seite  der 
Production  und  im  Hinblick  auf  die  wirthschaftiiche  Lage  der 
Theilbauem  selber  —  in  Italien  aufweist,  nicht  sowohl  in  dieser 
Bewirthschaftungsform,  als  in  der  eigenartigen  Gestaltung  der 

')  V(^1.  Sombart,  Das  Fainilienproblem  in  Italien,  in  Sclunollers^s  JaliHii  t, 
Natiorijilökonomio  otv.,  M.  XIl,  S.  285  ff. 

^)  J)er  Mezzadriavertragf  »agt  l>ietzel,  ist  nur  die  äusserst«  Cousequenx  des 
Quotalpriucips;  man  kann  ika  als  |»ermaii6nte  Bewirthaehaftnngsftma  für  das 
Grundstück  bezeichnen,  währmrl  die  I'acht  eine  transifcorische  BevrhrUiachaftiuip- 
form  ist  {jsl,  a.  ü.^  Jahrg.  1884,  S.  27d). 
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GrundeigenthumsTerh&ltnisBe  selber  wurzeln,  nftmlich  darin, 
dass  im  Laufe  der  historisclien  Entwicklung  grosse  Theile  des  flachen 
Landes  der  ländlichen  Bevölkerung  zu  Gunsten  grosser  Magnaten 
und  stfidtischer  Kapitalisten  entfremdet  worden  sind;  entfallen 

♦loch  (nach  der  italienischen  Statistik  des  Jahres  18S1)  von  den 
5272  857  in  der  I  iiidwirthschaft  thiitinon  männlichen  PersAtien 
nur  l<H)!ii;)4  in  die  Klasse  der  Ei<z:eiiiliumer  (rund  18^',,  aller), 
während  der  ganze  Kest  (rund  */6**/o)  in  der  Stellung  von  Verwaltern, 
Theilbauem,  Erb-  und  Zeitpächtem  etc.  sich  befindet.  Von  der 
Verwirklichung  der  socialen  Forderung:  „Das  Land  den  Be- 
baue rn*^  ist  also  Italien  soweit  entfernt  als  immer  möglich;  und 
viel  weniger  als  in  der  weilgehenden  Eigenthumszersttlckelung  des 
Grund  und  Bodens  Überhaupt,  die  nach  den  klimatischen  Ver- 
biltoiftsen  der  betreffenden  Landstriche  am  Ende  noch  erträglich 
wäre  und  jedenfalls  ungefährlicher  ist  wie  im  mittleren  Europa, 
liesrt  der  Urquell  der  airrarischen  Leiden  dieses  Landes  in  dem 
vVufbau  einer  Grundeigenthumsvetiassung,  bei  der  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Bodeneigenthümer  den  Gnuid  und  Boden  nicht 
selbst  bewirUiScbaftet,  sondern  ihn  als  Object  eines  arbeitslosen 
Kentenbezugs  anzusehen  sich  gewohnt  hat,  für  welchen  eine 
fleissige,  genügsame,  aber  vielfach  in  krasser  Unwissenheit  befangene 
Bevölkerung  in  harter  Arbeit  aufkommen  muss;  einer  Grund- 
eigenthumsverfassnng,  auf  die  gerade  in  Italien  so  vielfach  alle 
Xachtheile  Anwendung  finden,  welche  dem  Absentiismus  anhaften; 
und  bei  deren  Fortdauer  allen  noch  so  aufrichtigen  Bemühungen 
för  Hebung  des  l^un  rnstandes  nur  eine  problematische  Wirkung 
zugemessen  werden  kann  Die  gründliche  Abhilfe  kann  daher 
verstandiger  Weise  nicht  in  einer  Ueberiülirung  des  Theilbaus  in 
Zeitpachtrerhältnisse,  wodurch  das  Uebel  der  jetzigen  Kigenthums- 
Verfassung  nur  verschlimmert  würde,  sondern  muss  in  einer 
Aenderung  der  letzteren  selber  gesucht  werden,  d.  h.  in  einer  all- 
mählichen Umwandlung  der  jetzigen  Theilbau-  und  ähnlicher 
losen  Contractverhältnisse  in  andere  Rechtsformen  des  Besitzes, 
wobei  fdr  die  etwa  zu  ergreifenden  Reformmaassnahmen  die  neuere 
Preussische  Gesetzgebung  über  Kentengüter  (§91)  einen  werth- 
Tollen  Vorgang  geschaffen  hat;  auch  die  gesetzliche  Umwandlung  in 

*t  Vgl,  hierüber  auch  den  Aufsatz  von  Hernardi  in  St'hmollcr's  Jahrb.  1882, 
>  6<»3  ff.  und  die  daselbst  citirteu  Worte  des  italienischen  Staatsmannes  und 
^bnltistelleni  Jacini,  „Der  grosse  Qnmdbeaitz  in  Italieu  veranla^iiit  zwei  Gegenüätze, 
dis  bei  «tner  glcieliinliadgro  ThottiuK  ntclit  möglich  wttren:  imoier  mehr  Beichthom 
^  Besitief«  nod  Bettelaramth  des  Bauern,  inmitten  einer  blähenden  Bodencnltor.'' 
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Erbpachtverhältnisse  dürfte  wegen  der  in  den  früheren  Aus- 
fahrungen (§  37)  dieser  Besiizesform  nachgerühmten  relativen  Vor- 
zdge  ins  Auge  zu  fassen  sein,  wie  denn  diese  Besitzesform  bei  der 
Einziehung  der  italienischen  Kirchengfiter  bereits  practiscbe  An«» 
Wendung  gefunden  hat*). 

5.  Zu  einer  y  rundsütz lieh  günstigen  Beurtheilung  de« 
Theilbaues  würde  man  für  jene  Fälle  gelangen  können,  in  denen 
eine  wirkliche  Arbeitsgemeinschaft  zwischen  Kigenthümer 
und  ßebauer(,.(  oin]»iirtecipaziuii<'  al  i»nidotto*')  durch  (ias  Vertragsver- 
hältniss  begründet  wird  und  die  beiderseitigen  Antheile  nicht  sche- 
niatisch,  nach  traditinnnllen  Ueberliefenmgen  (Anbau  zurHälftt».  zum 
Drittel),  sondern  in  billiger  Berücksichtigung  der  concreten  Wirth- 
schaftsverhaltnisse  und  der  von  beiden  Tbeilen  geleisteten  productiTeii 
Arbeiten  festgesetzt  werden;  wo  also  derBodeneigenthfimer  nicht  ein, 
weitab  von  der  Froductionsstätte  die  Beute  verzehrender  Magnat  oder 
stfidtischer  Kapitalist,  sondern  der  in  die  Wirtshschafksleitmig 
thätig  eingreifende  Socius  der  Theilbauem  ist  und  wo  somit  «Us. 
Vertragsvprliältniss  in  derThat die  Verwirklichung  einer  Interes^irn- 
\erkettung  von  Besitz  und  Arbeit  darstellt,  die  in  der  lndnstri<' 
bis  jetzt  noch  vergeblicli  zu  erreichen  gesucht  wird*'  (Dietzel)-). 
Die  widerspruchsvollen  Urtheile  über  den  Theilbau  gerade  aueii 
in  der  classischen  Heimath  desselben  erklären  sich  wohl  daraus, 
dass  den  £inen  wesentlich  diese  ideale  Form  des  Theübaues,  flir 
welche  es  an  rtthmlichen  Beispielen  auch  in  Italien  nicht  fehlt» 
den  Andern  die  ebenso  stark  oder  noch  stärker  verbreitete  Foim 
einer  denkbar  losen  Verbindung:  der  Colonen  und  des  Gutsheim 
mit  den  daraus  sich  entwickelnden  Nachtheilen  in  wirthschaftlicher 
und  socialer  Hinsicht  vorschwebt  Maimiehl.n  he  Anwendungen  des 
Tlieilbaues  aucli  in  mitteleuropäischen  Lundeni  zeigen,  dass,  w«* 
jenen  Voraussetzungen  genügt  ist,  das  Interesse  des  Gutsherrn  wie 
der  Bebauer  neben  dem  Productionsinteresse  vollaul'  Genfige 
finden  kann;  man  jniis«^  aber  wnlil  im  Auge  behalten,  dass  in 
solchen  Fällen  der  Theilbau  eigentlich  doch  nur  eine  Art  Selbst* 
administration  unter  Betheiligung  der  bodenbestellenden  Arbeit 
am  Productionsertrage  darstellt  und  um  so  mehr  sich  mit  jeno* 
deckt,  je  umfangreicher   der   Gutseigenthflmer  inhaltlicb  der 

')  Nach  KoKcher  (Aiim.  l  zu  §70  liai  man  in  Sidlicn  seit  IS*;,' K<)0()()(|  j»r 
Morgeu  Kirehtfugüter  iit  Empliytuust»  gegeben,  allerding«}  ineUt  gro.-tMii'u  Besitzern. 

*)  Vfri.  Dietstfl,  a.  tu  O.,  Jahr^-  8.  ^AU  Pacht  an^efiunt  ersdieial 
(Ins  Svsti'iu  i\vs  Theilhuoft  prinären  Zu.stämlen  i\vt  A;rri<  ultur  eiit»pnuigeii,  als  Loka« 
form  betrachtet  erfüUt  er  dan  sodalpolitische  ideal  der  ZvikisnH** 


Digitized  by  Goo^^Ic 


AbMhn.  1.  $  38.  D«r  Thttilban  (die  AntheUwirthsehaft). 


221 


geltenden  Verträge  aueh  hinsichtlich  der  Hineinverwendung  von 
dauernden  Kapitalanlagen  in  das  Gut  die  Rolle  des  selbstwirth- 
schaftenden  Eigenthflmer  übernimmt  Fflr  die  endgaltige  Beur- 
theilunsr  des  Theilbaues  in  dorn  frühem  Sinne  und  die  daraus  fflr 

die  praktisclio  Äprrarpolitik  abzuleitenden  Schlussfol^oruiiücn  kommt 
aWr  di«'>«Mi  hes».iui  cren  Gestaltuniren  des  Instituts  in>ol;in£>e 
k».'ine  I?»'(lt'utung  zu,  als  nicht  jein\  scuidcni  die  in  der  l^cL^lcit- 
erscheinung  des  Absentiisinus  anttretenden  Foruien  des  Theilbaues 
die  Regel  bilden  und  muthmaasslich  auch  in  der  Folge  bilden 
werden. 

Vgl.   hierzu  um  Ii  PoUl,  a.  a.  0.,  S.  41><>  ff.  uud  (iie  dascUjsl  als  Tvpeu 
deolscfaer  TbeÜbftUV^rtnMfs -Verhältnisse  iui((«föhrten  Beispiele  und  Dfinlcelber^, 

a.  a.  S.  ,jO  ff.,  der  diu  Tin  illjun  {^riinds.it/lii  h  irünsti«r  luMirtli«  ilt.  iiid»'ss  in  der 
liirrfiir  ;r<'jr«*b4M)e7i  iJejrrüiuiunjr :  -der  Ei'^<'iitliüuit'r  ist  in  der  anjrenelnnen  I-a^^e, 
lorldanenid  auf  den  Betrieb  leitend  einzuwirken  und  dabei  der  Mübewaltunj^  für 
Be«chAffnn?  nnd  Erhaltung  der  Arbeiter  auf  .laliro  hinaus  ^anz  enthoben  zu  sein, 
d.i  «•>  v?<  lf:tf'!i  vorkrimnit.  dass  ein  und  dieselbe  ('(donfTifamilic  {;rnt»rnfi()m"ii  )nn- 
dufcii  da:K>vlbe  üut  iu  Ualbbuu  b«wirthtichafteu  luU't,  ohue  üefiUir,  dasü  der  Land- 
be^itxer  wie  bei  dem  Erbpacht-  oder  dem  Bentcnirut  seines  Eigenthums  verlustig 
ß>-ht".  deutlich  zu  erkennen  «riebt,  dass  jenes  Trtheil  nnr  von  gan«  bcstinunten, 
(if't'ii  im  T.'Xt  .lU  ideal  bf/rii  Imctfii  Funnt  ti  dt  s  Tlieilbaues  pilt.  Als  typist  lie*< 
Heispiei  soiclier  idealen  Theilbauwirthschaft  wird  das  von  Biguun  auf  dem  Gut 
Thennenillo  (AlKer)  sdt  1849  ein^führt«  Administrationssystem  an4*«filhrt,  das  im 
Aii£%i iL'  in  Eifrentliilmer  in  dem  auf  ihn  entfallenden  rroihu  irnantlieil  1920  M. 
«tder  lJ2"/o  des  nr!<pnin;rli("hen  A nl.iLriknjiitals  vnti  171  2ii)  M.,  iiiirli  2'.\  .lalircu 
aber  272G2        uder  Vo  des  inzwiseiien  durcli  .Meliorationen,  Uaulii  likeiten  ete. 

auf  291 2ÜD  IL  angewachsenen  Grundkapitals  bracht«;  während  in  dergleichen  Zeit 
die  (\doii«*n,  welehe  die  Hälfte  des  gesamniten  Naturalertra}jrs  beziehen.  a«is  herabge- 
koinmeneii  zu  wohlhabenden  Leuten  sieh  emporgearbeitet  haben  sollen,  theilweise 
s-fgar  (iutsbcsitzcT  jfeworden,  dabei  aber  gleichwohl  in  dem  alten  Theilbanverhältniss 
verblieben  sind.  Ans  den  milgetheilten  Vertragsbestimmungen  sind  namentlieh  jene 
^<  ^^erk^•Il';^^  (  rtli.  wrl,  Ix-  liestimmen.  dns«  dir  auszuführenden  Culturen.  die  .Xrbeits- 
IfiMungeu  uud  die  Maatisuahmen  besüglich  des  Viehstaudes  (Aufzucht  und  Mästung) 
für  jede  Jahreszeit  «wischen  dem  Eigrothümer  und  Colonen  festgesetat  werden  und 
die  Leitung  des  Betriebs  dem  Eigenthümer  bezielnnigs weise  seinem 
Stellvertreter  verbleibt;  dass  der  Eigentluim»  r  für  Beschaffung  und  rnter- 
Ualtung  der  (iebäude  sorgt  uud  deu  ganzeu  Viehstaud  liefert;  dsL&a  in  die  Kosten 
der  Meliorationen,  der  Anschaffimgen  f&r  KnBStdflnger  etc.  die  Contrahenten  sich 
thHleu.  l?«'i  dieser  Art  von  Halbscheidewirthschaft.  die  gerade  auch  tiir  mittlere  nnd 
grossere  <»üter  sieh  eignen  dürfte,  versteht  nian  <len  .\usspruch  eiiK-s  französischen 
S«  Uriltwtellers  (Saguicr- rarisi,  dass  sie  sich  als  eiue  uubestreitbare  Kraft  gezeigt 
habe,  die  Wirkungen  der  landwirthschaftlichen  Kiiais  an  beschwdreUf  sie  ist  aber 
ihr>-m  Wesen  naeh  mehr  als  Se  l  b  s  t  v  i  r w  ;i  1 1  ii n g  mit  Betheilignng  der  Arbeiter  am 
<»uliiertrag  denn  als  Theilbauvf rtr;iir  anzii^^i  hen. 

Cl)as  \  ntheilsprinci  p  im  Verltaltniss  des  (Jläubigers  zum  Schuld- 
ner. Für  eine  besondere  Form  der  .Antheibwirthschaft  ist  in  neuerer  Zeit  unter  dem 
>resirhf-].iiiikt  der  niis  der  Kapitalversehuldung  des  (inind  und  Itodens  zu  Tage 
fnret»-iit>n  l.'üUelstänile  eingetreten  Wörde»)  deren  Wet^eu  darin  bestünde,  dma  der 
tilätibiger  (Unterpfanrlsgläubiger)  mit  seinen  Ansprüchen  nicht  auf  feste  Zinszahlun- 
gen, SOndent  auf  die  seiner  Kaitilalbetheiligung  entsprechenden  Antheile  am  (Jewinne 
rn  vcTweiiien  wäre.  (Vgl,  die  Schrift  von  Mahraun  in  dt-r  f.ili'rnturübersicht  S.  L57.) 
K4cli  der  juristisch eu  CoDstruction  dieses  Vorschlags  würde  der  l  uterpfaudsgläu- 
biger  als  im  Viteigenthnm  des  verpfKndeten  Bodens  stehend  an  erachten,  also  die 
jHäge  hjpolhekarische  Beleihvngsform  gnindMitsIich  anfaugeben  Min,  indem  an 
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Stellt*  der  Hypothek  der  fl  ii  t  .sa ii  t  Ii  u i  I  mt  Stelle  des  Kapitalprincips  das  \i - 
t  heilsp riucip  troteu  würde;  diu  vol  ktiw i rthscLaftlichc  B^gruuduii^  äititKi 
Voradilagps  wiid  mit  dem  Binwds  pr(*p(^l>^ni  dass  die  Nöthigiing'  der  Kapitalhypodiek 
zu  festen  HinauBzahlangen  an  diu  (Jläiil)it,'t  r  ^das  Gleichgewicht  von  Einnalmte 
iitid  A'is'-Mbc  dauernd  vernichtet  hat";  v»  nuintti|ferweise  könne  aber  der  Land 
in  Juiirt  II,  in  denen  er  die  zu  einer  lletriedigimg  der  üläubigeransprüche  nothwen- 
digen  Summen  niehl  erwfrthscballe,  auch  iii^t  m  deren  Zuhlwng  gienöthifrt  werdet, 
da  undenifalls  zumal  h(-\  di  r  Fortdauer  iin^oinstiger  Produetion:»  -  (Ahfiatz 
Verhältnisse  —  der  Kiün  des  Wirthschaftprs  uiiaiisbliihlirh  sei.  —  Einf*  i)rac-tiscbe 
Bedeutung  wird  diesen  Vorschlägen  indeh»  au»  üwei  (jründeu  uicLi  bii;£u messen  sein: 
einmal  weil  eine  Ordnung,  widehe  da«  anlagebedfirl'tige  Kapital  statt  auf  feste  Zita- 
an«;priirh(' ,  auf  schwaidii  iide  (iutsertr.iirni  v»nveist,  dit  scs  dem  (irundmarkt  ent- 
fremden, also  den  Uruudcredit  schwer  bchiidigeu  müsste ;  zum  andern,  weil  dem  {.iläwr 
biirer  als  antheiltbereclitigtem  Miteigenthümer  ein  Anfsicbts-  und  Controlrecht  über  dir 
Wirthsch.aftsfiihrung  und  die  AVirthsehaftserg-ebuisse  eingeräumt  werden,  die  Hand- 
habung dieses  Rechts  indessen  der  Natur  der  Saclu«  nach  in  den  rn»  istfn  Fällen  sii-h 
unmöglich  erweisen  müsste,  zumal  dann,  wenn  es  sich  nicht  um  einen,  sondern  am 
eine  Mehrheit  von  Olftubigern  hnodeln  würde;  von  jenen  Schwierigkeiten  gaas 
abgesehen,  welche  der  katifionännischen  Erniittelung  des  Reinertrags  bei  Laadg6tm 
entgegenst«  In  n.  Die  Hoffnung,  dass  mit  di-r  Einführung  des  Antheilsprincips  in  di^ 
bezeichneten  (Jestaltung  „auch  für  das  landwirthschaftliche  Unternehmen  die  Zat 
heraabrechen  werde,  da  die  Angabe  des  Kapitals  nicht  dudg  und  allein  die  «a 
sein  srhf'int.  ihm  Blut  und  Kraft  mit  seinem  unerbittlichen  Zinsansprnch  zu  nehmen', 
entbehrt  daher  der  realt^n  Unterlage;  der  Vorschlag  ist  aber  schon  desshalb  an^jn- 
nehmbar,  weil  seine  Verwirklichung  auf  eine  Art  stäntiigir  Zwangs  verwal  tuL;^ 
durch  dto  orgnnisirte  Oesammtheit  der  Glftnbiger  hinansliefe,  deren  Fesseln  woM 
noch  unerträglicher  als  die  jetzige  Schuldabhänprijrkeit  rmpfnndcn  würden.  In- 
soweit man  aber  dem  „Gutsantheil"  des  (»läubigers  rechtlich  die  Eigenschaft  einer 
Actie  an  dem  landwirthschaft  liehen  Einzel  unternehmen  vindicireu  wollte,  würdec 
sich  in  Wahrheit  die  landwirthschaftlichen  Betriebe  in  eine  Summe  einzelner  actiea- 
gesellschaftsartisvr  Bi-tritdip  umwaTidi-ln.  in  denen  der  1)od('ribewirtli>chaftende  Ki^r» r- 
thümer  als  vollziehendes  Organ  der  Ueselischaft  erschiene,  d.  h.  es  würden  dieser 
Organisation  —  ihre  DnrcbfUirbarkeit  voransgesetst  —  alle  jene  Mängel  der  Qnts- 
administration  anhaften,  welche  diese  schon  ans  Gründen  des  Praductioni- 
interesses  einer  der  Re<r«'!  Tifu  b  minder  günstigen  Ff>mi  der  Retriebsor^ranisiatioa 
stempeln  iS.  lOÖj.  Da^s  iu  kUiu-  uml  mittelbäuerlicben  BetriebsverluUtuissen  endlich 
ein  solches  Antheilsprincip  llberhanpt  ludeakbar  ist,  bedaxf  für  den  Praktiker  wohl 
einer  besonderen  Begrfindmig  nicht. 

§  39.  Die  ColUctiTwirthscbaft. 

1.  Bei  allen  irgendwie  vorgesciirittenen  CultiirTölkern  hat,  wie 
in  den  übrigen  Zweigen  der  Erwerbsthätigkeit,  so  auch  in  dem 
Lnndbau  die  Organisation  des  geschäfttlichen  Betriebs  in  der 
Form  der  Einzeluntemehmung  sich  mehr  und  mehr  ausschliess- 
lich Geltung  verschafft  und  nur  noch  vereinzelt  haben  sich  Beste 
ursprünglicher  Collectivwirthschaft  in  den  mitteleuropäischen  Staats- 
wesen erhalten,  bezeichnenderweise  aber  nur  da,  wo  die  Nutzung  des 
Landes  auf  Holz  im  Vorderünnidt^  steht,  wie  in  den  Tri  ersehen 
G  e  höferschaften  und  den  H  ;iu  b  orgßfenossen  ^  c  h  a  ft  ou  (Jr> 
Si eirener  Landes,  Diese  Kntwiekliuig  läuft  unl  <\<'y  .\iis])iMuiig 
des  Sondereigens  an  Grund  und  Boden  parallel  und  erklärt  sich 
wie  Ursache  und  Folgewirkung :  als  die  vermehrte  Culturarbeit  am 


Digitized  by  Google 


Absehn.  I.  §  39.  Die  Collectivwirthacbait 


22o 


und  im  Boden  sunftchet  zu  einem  dauernden  Nutzungsrecht  des 

Bebauers  am  ursprimglichen  Gemeinland  und  weiterhin  zum  völligen 
Privateigen  führte,  war  dem  Collectivbetrieb  die  rechtliche  Unterlage 
entzogen :  wie  anderseits  d;i^  durch  das Sondercirrpiitlniiii  demEinzcl- 
ißdividuum  aufer1e2i:o  liöhcre  Maass  wirthschalüicher  Selbstverant- 
wortlichkeit zu  immer  stärkerer  Bethätiguns:  dos  Einzelwillens  und 
des  Einzelinteresses  drängt,  mit  der  sicli  die  Theilung  der  Ver- 
antwortlichkeit fOr  den  geschäftUchen  £rfolg  mit  Mehreren  in  der 
Form  des  CoUeetiTbetriebs  immer  weniger  yertrftgt  Dasa  dieser 
indiTidualiatiBChe  Zug  in  der  Produetion  sehr  wesentlichen  Antheil 
hat  an  der  stärkeren  Entfesselung  der  productiven  Kräfte  der 
Äusseren  Natur,  ergiebt  ein  Vergleich  des  Zustande»  der  Boden- 
cultur  der  wcriteuropcäischen  Staaten  mit  jenen  Staatsgebilden,  in 
Welchen  der  Collectivbetrieb  —  in  der  Form  der  Hauscom- 
muniönen  einzelner  sfidslavischer  Völker  —  biü  in  die 
jüngste  Zeit  der  herrschende  war,  welcher  Vergleich  auch  in  all- 
gemein wirthschaftlicher  und  socialer  Hinsicht  nicht  zum  Nachtheil 
der  evsterwähntenStaatengruppe  ausfällt  Die  Wiederbelebung  irgend 
einer  Form  des  GolleetiTbetriebs  im  Landbau  als  herrschende  Be* 
triebsform,  zum  Ausdruck  gelangend  durch  gemeinsame  Bestellung 
des  Landes  und  durch  Yerwerthung  der  gewonnenen  Erzeugnisse 
des  Feldes  und  des  Stalls  auf  gemeinsame  Rechnung  —  erscheint 
daher  schon  im  Hinblicli  auf  den  liistorischen  Gang  der  Sache  als 
ein  wenig  auspichtbVülles  Beginnen  und  eigentlich  nur  denkbar  in 
»*ineiu  auf  dem  Gemeinbesitz  am  Boden  orc-anisirten  Zwangsstaat, 
nicht  aber  im  Verband  einer  auf  dem  Grundsatz  der  Freiheit  der 
Bewegung  und  des  Instituts  des  Privateigenthums  beruhenden 
Wirthschaftsverfassung;  wie  denn  die  organisirte  Gemeinschaftlich- 
keit des  Landbaues  in  älteren  Cultuixeichen  (Boich  der  Inkas  in 
Peru,  der  Azteken  in  Mexiko)  eine  doch  nur  leidlich  be- 
ledigende Bodencultur  nur  mit  despotischer  Knechtung  des  Standes 
der  Landbebauer  erzielte,  der  „auch  dem  härtesten  Zwang  willig  sich 
fügte".  Insofern  solcher  Zwang  auf  w  irthschaftlichem  Gebiet  nicht 
nur  mit  der  Würde  der  menschlichen  Persönlichkeit,  Hindern  auch 
liiii  dem  Fortschritt  der  Cultur  unvertraglich  erscheint,  ist  daher 
j'*<ie  Art  von  staatlich  organisirtem  Agrarcommunismus  als  gleich- 
l>edeutend  mit  der  Einfühnmg  eines  culturfeindlichen  Princips  in 
das  Staatsleben  grundsätzlich  abzulehnen*). 

Vprl.  hierzu  Koscher,  Bd.  1,  §  8H,  Arno.  4  und  die  Ausführungeö  §81  ff. 
*^9aAä.  Hit  Recht  weist  Scb&ffle  (Die  QniiitaMettB  des  Sodalismus,  1879)  darauf 
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2.  Auf  eine  freiwillige  Verwirklichung  solch  agrarcommu- 
nistischer  Bildungen  —  etwa  auf  der  Grundlage  engeren  Wirth- 
flehaftsverbandeB  der  Gemeinde  —  ist  schwerlich  in  absehbarer  Zeit 
zu  rechnen;  je  mehr  eine  Rasse  dazu  veranlagt  ist,  die  Indivi- 
dualität zur  Geltung  zu  brinsfen,  wie  ganz  besonders  die  germanische, 
um  so  mehr  wird  ihr  eine  collectivistische  Betriebsweise  widor- 
8trvlM'ii :  wie  Ueiui  »locli  M'lir  bezeichnend  ist,  das8  selbst  in  jenen 
8t^<li«'ii  ilfT  älteren  ALir.ir\  orfiisj^iuig.  als  das  Land  iiooli  als  K!Gr**n- 
thmn  des  Stammes  galt  und  periodisch  an  die  Stanimesangehörigeii 
zur  Vertlioiliing  gelangte,  die  Bowirthschattuüg  der  zugewiesenen 
Kinzelnutzautheile  am  Gemeinlaud  eine  durchaus  piivatwirthsehafl- 
liehe  war,  so  dass  man  der  Sache  Zwang  anthut,  wenn  man  (mit 
Laveleye)  auf  das  System  der  alten  Feldgemeinschaften  den 
Begrifif  , ländlicher  CooperatiTgenossenschafi^n*'  zur  Anwendui^ 
bringt.  Nur  an  Wald  und  Weide  bestand  in  ungetrennter  Ge* 
meinschalt  eine  colleetive  Nutzuim  aller  Gemeindegenossen,  hat 
sieh  —  der  Natur  dieser  Ländereien  gemäss  —  bei  Ix-iden  lanc** 
erhalten  und  ist  in  Ansehung  der  ständigen  Weiden  auch  jeut 

hin,  (lass  der  Sucialiiimus  in  st'iiUT  jet/.i)ij:ou  Fitnnuliriiujr  schlechterdiii^rs  "  X;t«  V 
weis  scUuldijr  bleibt,  wie  er  eiueu  so  uuj^i'luMirrn  coUectiven  Arbeits-  ui»ii  Kajaia« 
körper  in  allen  klmnsien  Theilen  su  fruchtbarem  individoellem  Haudelo 
Tuid  Itelisiii  fl<'ln  brinjfeii  will.  .Von  eim-m  Punkt  au'^  IsLsst  sich  weder  durch 
StratVn,  noch  «lurch  Appell  an  das  Volk  und  srine  I'fiidit,  noch  sonstwie  es  durrli 
setzen,  dass  überall  im  ganzen  l'mkreis  der  EiniMi  Socialproduction  von  Jedem  mit 
ff »*ri n }rst en  Kost«'n  auf  ffrösste  Ertrape  {rcarbeitct.  d.  h.  allseiti^r  wirth«elMift- 
lirh  pinrltieirt  werdi'.  da>s  Ki  inn-  (li-m  (Janzi'n  Zfit  initcrschla^' .  Ki  im  r  ilen  Stoff 
des  NutionalkapitaLs  verj^eude  und  schournigslos  auweude,  da&s  in  jeder  Abtheüoti^ 
der  Bestand  der  Prodtirtionsmittel  rechteeitig.  technigcli  und  quantitativ  fruchtKaist 
emem  ri.  das«,  dir  \ i'iM'liiedcMi  rpialificirto  Arbeit  richtig  und  {ri^recht  nbjft'sehätit 
werde...",  is.  ;}!  clMiida.'  _T'nd  nach  weh'licii  Kritrnni  sollen  alle  ArlM-it>- 
krftfte  . . .  vertheih  werdend  Werden  sie  üich  von  den  Wirtii.schaitsbetuuteu  beliebi|[ 
vorsclureiben,  verpflanzen,  auf  Neues  einschulen  lasaen?*  (S.  49  ebenda).  —  Solehe 
Kinwendnufren  }r«dten  aber  in  verstärktem  (Jrade  von  der  Anwendung  de«i  coUet'- 
tj\i<tisrhen  l'rineips  auf  dio  Landwirthscliaft .  da  in  dieser  ein»'  strcnyre  Arl>ei:*- 
theihtnr^  viel  weniger  durchtührbar  iat,  in  der  Industrie,  und  da  gerade  iu  ihr. 
weil  die  Botriebsarbeit  fortwährend  an  Lebewesen  (Pflanxen,  Tfaieren)  ürh  an  h^ 
tliiiti'^'i  11  hat,  Sorirl-'^i^'k*  it  unendlicli  im  ln  x  Iiadcn  kann  als  in  anderen  Zweijren 
der  l'nuiuction,  zumal  der  leicht  controlirl»are  Hetrieb  in  geschlossenen  Ivkunien 
nur  bep-en/t  mo^licli  ist.  Nur  ..hei  autoritärer  Orfrauisation**  wäre  die  Col 
lectivproduction.  „obwnhl  sehr  unprodu(!tiv  und  dalier  unannehmbar,  wenigsteni 
noch  (Iciikliar,  l'.>  i  ilcmokratischer  (h'franisation  ist  <\>-  rs  uiclit''.  iSchäffle. 
AuHsit  lit.>losi^keit  der  Sucialdeuiokratie,  1891,  8.  29.  Vgl.  auch  detisvu  Incorporation 
des  ilvpothekarkredit«,  1H83,  8.  III  ff.  Aehnlich  Wagner  im  Art.  ^Grnndb««iu* 
im  Hdwb.  d.  St.  W.:  -1'-  irehört  eine  eigenthfimliche  Lopik,  eine  uierkwmrdife 
T'iikenntni.>s  meti<chli<  In  n  Wesens.  Trieblebens,  tnensehUrh*  r  Motiv.'ttionr-n  dazu,  nm 
an  eiueu  Erfolg  zu  glauben.  Andere  Motive,  wie  rtiichtgefuhl,  Ehrgi-lühl,  Ueiaeiu- 
sinn  mfitisten  eine  nnerhiirte  Stärke  gewinnen.  Versagen  solche  andere  ifotfre,  so 
i<t  es  p>\ i  lii.loirisch  gar  nicht  and<>rs  möglich,  als  auf  das  Motiv  der  -  Furcht, 
auf  Zwuiig  und  :5tratV  und  zwar  in  sdiürl'ster  Form  surückoigreiteu." 
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noch  aus  guten  GrQnden  gebrSuchiich;  während  bei  Waldungen 
die  geregelte  forstliche  Administration  die  alten  colleetiTistischen 
Nutzungsweisen  (freie  Waldweide,  Recht  auf  Holznutzung  nach 
Maassgahe  des  Familienbedarfs  etc.)  liiugst  mehr  imd  mehr  rer- 

diiiiiLTt  hat  und  nur  noch  Kiidinientc  crsterer  (in  der  Form  von 
Lfiiau  zugemcsscnon  (TaI)hol/.v»Mal)nM('liiin<ren  etc.)  übrig  geblieben 
süid.    (Näheres  diuiiber  iu  Kap.  Iii  §  50  ff.) 

3.  Es  bedarf  keiner  Hervorhebung,  dass  die  Zweifel  an  der  prak- 
tischen Ausführbarkeit  collectivistigcher  Betriebsfomien  im  Landbau- 
iM'trieb  in  obiirem  Sinn  und  dit*  u:nindHiit/ liehen  Bedenken  gecjen 
eine  ^enerelh*  (hdnuncr  des  Laiidhatihotriebs  auf  dieser  Grundlaii»' 
selir  wohl  v»M('inbar  sind  mit  jtMieii  iiestrebuniren.  welclie  auf  eine 
lir'fnirfitung  des  landwirthschaftlichen  lieruCslebena  mit  genossen- 
sc  tiaft liehe n  Gedanken  abheben;  denn  die  für  bestimmte  Seiten 
dieses    Berufslebens    gedachte    genossenschaftliche  Zusammen- 
schliessung will  nicht  sowohl  die  Einzelunternehmung  als  herrschende 
Betriebsform  beseitigen,  als  sie  im  Gegentheil  kräftiger,  leistungs- 
und  widerstandsfähiger  machen,  soweit  nämlich  die  Einzelunter- 
n<>hmwng  nach  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  in  Thfitigkeit 
tritt,  eines  solchen  Zusammenwirkens  mit  Anderen,  mit  denen  sie 
vin^'  gewisse  (lenieinsamkeit  der  Interessen  verknüpft,  bedarf.  Es 
wird    an   anderer  Stelle  (Kap.  X)   darzulegen   sein,  wehlie  be- 
deutungsvoll»^ Aufgaben  der  praktischen  Agrarpolitik  gerade  auf 
diesem  Gebiet  —  durch  Einführung  corporativer  Gestaltungen  in 
das  landwirthscliaftliche  Bern t sieben  —  erwachsen  sind  und  in 
welcher  Weise  sie  zu  ihrem  Theil  an  der  thatkräftigeren  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  der  Association '  auf  dem  flachen  Lande 
beizutragen  vermag;  und  es  wird  dann  insbesondere  in  jenem  Zu- 
sammenhang zu  prOfen  sein,  unter  welchen  bestimmten  Voraus-* 
sf»t7.ungen  auch  collectiv artige  Betriebe,  durch  Schaffung  eigentlich 
läudlichtT  l'rrtductivutMiossenschaften,  sich  zweckmässig  und  lebens- 
fähig erweistm  ni<'.fr(.n.    \}[^  naturgemüsseste  Productivirem innschaft 
im  LandwirthschaftslM^triebe  wird  aber  immer  die  1  .iniilie  des 
bäuerlichen  Wirths  selber  bleiben.  (Siehe  auch  S.  2'J:7.) 

4*  Als  eine  Association  nicht  der  ländlichen  Elemente,  sondern 
des  Kapitals  ist  die  Anwendung  des  Actiengesellschafts- 

w  esens  auf  den  Landbauhetrieb  anzusehen,  zu  welcher  in  zwei 
Fällen  Anlass  gegeben  sein  wird:  wenn  die  Verbindung  des  Landbaues 
mit  industrieller  Tliätigkrit  letzterer  eine  wirksame  Stütze  giebt, 

B«e  k«Bbrrgar,  A.,  Agrarpolitik.  I.  15 
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wie  (lies  namentlich  im  Gebiet  der  Zuckerfabrikati<>n.  aurh  der 
Kartoflfelbrennereien  der  Fall  sein  kann;  und  wenn  in  liegenden  d«8 
Latifimdienbesitzes  die  Bewirthscbaftung  ausgedehnter  Ländereiea 
nur  auf  dem  Wege  des  Actienunteraelimens  mit  der  nöthigen 
Kapitalintensität  des  Betriebs  sieh  Tollziehen  wird.  Die  Actien- 
gesellschaft  kann  dabei  Eigenthtlmerin  oder  Pftchterin  des  Qnmd 
und  Bodens  sein,  in  beiden  Fftllen  aber  mnss  sie  den  Betrieb  im 
Wege  der  Administration  führen,  in  welcher  Beziehimpr  auf  das 
früher  Bemerkte  (S.  163)  zu  vonveisen  ist;  weder  aus  Kücksichwu 
<lo8  volkswirthschaftlichen  Pnulmtions-  noch  Vertheilungs- 
interesses  wird  man  tlesshalb  eine  Verallgemeinerung  dieser  Art 
von  Collectivwirthsi^haft  wünschen  dürfen,  wenn  schon  im  ixegebenen 
Fall  die  BefruchUmg  des  Bodens  mit  einem  grossen  Actienkapital 
sich  nfltxlich  erweisen  mag'). 

5.  Thatsächliclies  Vorkomme»  dos  rdlecti vbetriebs  in  derT.and- 
wirthschaft  und  diesbeziii/Hrhe  Reformvorsrhl  äjafe').  a>  Kinf  stnnir  wi*- 
fceprägte  collect! vistische  (commiiiustische)  Organisation  weissen  die  äudaluvihchea 
HaatcommnBioneii  (Zadrngas,  HamiremelDSclMlIeii)  auf,  ^Vereiiuf^ni^rea  der 
Abkömmlin^re  desselben  Stammvaters,  welche  dasselbe  Ifans  oder  denselben  Hof  be- 
wohnen, gemeinsam  arbeiten  und  die  Producte  der  laudlichen  Arbeit  gt^meiosam  ver- 
zehren" bezw.  vervverthen ;  das  von  den  Gliedern  der  Familie  gewählte  Haupt  — der 
Gospodar  -  leitet  im  Renehmen  mit  d«n  Seunf^en  die  gemeiiiMuneB  Angelegviihcim, 
er  Itnnf!  tnirl  ^nkr^^lft  die  Producte  im  NnnK  ii  der  Genossenschaft,  ordn(  t  di--  ^ns»- 
Kuführeudeu  Arbeiten  an  und  vertritt  die  Gemeinschaft  nach  aussen,  i^as  Vermogva 
der  Hattflgemeinacbaft  «tebt  in  nntheilbarem  OesammteifKMitlittM  der  Genoswn,  SKrr 
weichet  keiner  derselben  oluie  Zustinnnung  der  Grossjährigen  und  verheirathet«*ii 
Man!>';|M^rs.MH>n  nnfer  T.ebendeu  oder  auf  den  Todesfall  verHigen  darf;  niif  dmi  Ti  df 
eines  ^Ienü&^ieu8chafter8  findet  daher  ntur  eine  Erbfolge  der  Kinder  in  das  bew  egUcbe 
Vermögen  statt;  und  mit  dem  Ausacfaeiden  ans  der  HaiiBganeinacbafl  endet  der 
Angpnu  li  anf  die  Antheilnahme  an  dem  Genuss  des  ('duimunionvermögens.  (Vgl. 
An.  lOH,  öl'V  älfi  inid  520  des  Bürg«'rlichen  Gesetzbuchs  von  Serbien.^ 

Man  ruimit  dieser  Agrarverfassung  nach,  dass  jeder  Landbewohner  „behai*s; 
md  begütert**  sei;  das«  weil  jeder  Arbeiter  IDteigenthilmer  ist  nnd  in  der  FamHiea- 
giemeinschaft  seinen  fosten  Rürkhalt  besitzt,  es  weder  „endeuiisrhen  Patipe risyiu- 
noch  soiallige  Dürttigkeii"  gebe;  dass  sie  in  ausgedehntem  Maasse  die  Anw « lidiiujf 
der  Arbeitstheilung  gestatte  und  jene  Vereinigung  von  Arbeit  und  kapital,  die  niac 
■onst  durch  Coopcrativgenotaenschaften  zu  erreicben  snche,  in  ▼ollkommeiurter  Weite 
venvirklit he;  nnd  dass  sie  aus  allen  diesen  Gründen  fiir  die  '^niale  Ordnung  eia 
erhaltendes  Element  von  grosser  Kraft  darstelle.  Man  kann  diese  Vorzüge  ein- 
rftnmen,  wird  aber  wohl  an  beacbten  haben,  dass  ein  atif  weitgehendster  Autorität 
des  Familienhanplei  nch  aufbauender  AgraroonunnoiBninB,  ^vie  er  in  den  Hao- 
eommiminnen  tm  Tap-e  tritt,  neben  einem  ansfreprägten  patriart  Imlischen  Fatnilü:: 
sinn,  das  Kehlen  selbstsüchtiger  Regungen  der  Einzelnen,  den  Verzieht  aut  eine 
Geltendmacbnn^  der  Individualität,  d.  b.  der  kraftvollen  Bethätigung  der  perffin- 
liehen  Vor/.iiy-e  und  Eigenschaften,  den  Verzicht  auf  unabhängiges  Schalten  und 
Walten  inntrhalh  eines  senistp-esrhaffenen  häuslichen  Heerdes  bei  den  einzelnen 
Mitgliedern  zur  imumgangliclieu  Voraussetzung  hat^  und  dass  es  daher  nicht  gerade 


^'l  Siehe  darüber  die  Anm.  f  auf  Seite  229. 

Vgl.  hieran  i.aveleye,  a.  a.  0.»  Kap.  2ö-a2. 
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Dur  (lit  „Habsucht'^  (le  desir  de  s'enricliir  /ii  s»  in  braucht  wir  Lavcleye  meint), 
weiche  allgenwch  auch  dictic  agamchtm  liildimgeu  iua  Waukeu  bringt-,  ferner  das» 
4ie  den  Conunttiiioiien  nachgierühraten  Vcnrnigf)  sehr  wohl  auch  bei  einer  freieren 
Agiarverfasaoiig  neb  erreichen  lassen').  Asch  wird  es  pit  sein,  nicht  uubcachtei 
211  k<!sen,  duss  die  westenr(ntiiis(  lu  n  Bauernwirthsehaften  einer  Familien  wir  th* 
ächaitlichkeit  deg  Landwirthhchaftsbetriebü  -  freilich  ohne  die  Zwangs* 
fetael  der  aidalavisehen  Zadmgas  keineswegs  entbehren:  in  vielen  klein»  und 
mittelbäuerlichen  Hanshaltuniren  ist  es  Brauch,  dass  sich  die  Ehefrau,  die  Söhne 
und  Törht«^  in  <Vm-  Vuriialime  der  landwirthsehaftlichen  Arbeiten  mit  dem 
Hausvater  theiku,  uiiti  die  wirthschaftliche  Ueberlegenheit,  welche  dieüeu  kleineren 
Betrieben«  trots  mancher  techniseher  Mängel,  im  Verhältniss  an  grösseren  Wirth« 
Schäften  virlfa«  h  /.iik<iraint.  beruht  ja  weseutlich  auf  dieser  in  der  engeren  ,,Haus- 
fremeinschatT "  drs  biuurlirhen  Wirths  geleisteten  billifren  Mitarbeit  der  Familien- 
aagtrhürigen ;  uud  qüui  kann  in  diesem  Sinne  sehr  wühl  (mit  Gothein)  von  der 
biaerliclMn  FaDÜüe  als  Prodttclionsgemeinschaft**  sprechen.  Wenn  endlich 
srjhst  warme  Freunde  jener  strenggebundenen  Hausfrenossenschaftt-n  des  siidöst* 
heben  Kuropa  einräumen  müsüen;  y,l>ie  Lage  der  Men»ckeu  und  die  Zusammen- 
letsang  der  Oesellschaft  ändert  sich  nicht;  was  man  Fortschritt  nennt,  giebt 
ts  hier  nicht.  Man  macht  k«  in»-  gewaltsauien  Versuche,  die  Yerhaltnisyi«  /ii  besgern 
'AfT  TM  andmi"  *  .  *in  lietrt  darin  zweifellos  die  AnetknnitniNS,  dass  solche  Bildungen 
einen  gewisisen  Behamiugszustand  der  allgemeinen  wirthschaftlicbeu  Zustände  eines 
Landes  "voranssetcen,  aber  in  dem  Augenblick  ihre  Daseinsberechtigung  einbfissen, 
wo  BÜt  der  Zunahme  der  Uevidkerung  uud  der  dann  eintretenden  Nothwendigkeit 
»tarkf-rer  An^nützung  der  Bodenkräfte  ein  Vorwärtsschreiten  in  der  Technik  und 
Ofkuoomik  des  Betriebü  geboten  erscheint,  wenn  anders  eine  Erschütterung  der 
Gnmdlagea  der  Wirthschaftsexistenz  hintangehalten  werden  soll.  Hierin,  aber  aach 
in  dem  in  der  menschlichen  Natur  tief  bi';.^!!^!!  t«  ii  Drang  nach  wirthschaftlicher 
Selbstständigkeit  („Selbst  ist  der  Mann";  j(<b'r  möchte  -Schmied  seines  eigenen  ( 51  iirkes" 
»ein)  ist  wohl  die  Uauptursache  zu  erkeuntru,  wenn  die  Tage  auch  der  südslavischeu 
Conmnnionen  geifthlt  uibk  sollten. 

b)  Eine  Mischung  von  Collectiv-  und  Sondemutzung  tritt  in  den  (»ehöfer- 
»chaften  (Brbgenossenschaften)  des  Kegierungsbesirks  Trier  und  den  HaV" 
brrtrerrfnnsisen«;'  itaften  des  R«'^n»TUiiirsbczirks  Arii^^erg  (Kreis  Siegt'u'  zti 
Tage,  welche  Biidungeu  man  fniher  als  Reste  der  urgeruiauischen  Agrarverfassung 
«ntehen  zu  dürfen  glaubte,  während  die  neuere  wirthschaftsgeschiehtUche  Forschung 
Lamprecht)  sie  mit  der gmnd herrlichen  Verfassung  des  Mittelalters  in  Verbindung 
l'riiijrr  tnid  ihr  Knt«itehen  ans  ebcm  il-^  -.-•niTHlhörifren  Betriebsgem ei iim' haften  erklärt, 
wtlche  nach  Wegfall  des  alten  Frtdmbeirieb»  diesen  in  der  seither  geübten  gemeiu- 
MUMa  (eollectivistisclien  Weise)  fortsetsten.  Bei  beiderlei  Arten  von  (ienossenschaften 
IM  charakteristisch  der  Collectivtjisifz  am  Gmnd  und  Boden  (vorwieirend  Wald-, 
cnd  Wiblbuulereien,  innerball*  der  (iehöferschaften  auch  noch  vereinzelt  Acker-  und 
Weidelands  uud  der  Wechsel  des  Besitzes  und  der  Nutzung  auf  tirund  periudischer  Ver- 
loowmgen  des  Landet  unter  Berttckaichtigung  der  urkundlichen,  sehr  verschieden- 
artig abpfstuften  Theilanrechte  der  Geuos><  ns(  lla^t^n^irglieder,  welch'  letztere  (ideal« 
Eipmthumsaiitheile'  frei  veräusserlich  und  tlieilbar  sind.  l>ie  coilective  Wirth- 
nhaftsweise  tritt  nicht  nur  in  der  Widmung  der  Wildländereien  (Dreeschländereien) 
m  gemeinsamen  Wddegebranch ,  sondern  auch  (innerhalb  der  Sie^rensehen  Han* 
^trfti  in  der  meist  gemeinschaftlichen  Vornahme  der  Pflagarbeit  anf  d«i  cur 


*)  Siehe  Laveleye.  S.469C  Nach  einer  Notia  anf  8.477  sollen  in  Serbien 

in  den  ^rhziger  Jahren  1700  Zadmgas  sich  aufy-elösf  haben;  und  in  Kroatien 
1K74  ein  Gesetz  erlassen  worden .  welches  die  Bildung  nener  (temeiu Schäften 
üflitrsagt  —  ein  Beweis,  dass  dem  Institut  doch  wohl  auch  euiptiudliche  Schatten- 
•wen  anhaften  mOssen. 

*i  Lareleye,  a.  a.  0.,  8. 4?0.  Die  Wort«  im  Original  lauten:  »La  condition 
in  beumes  et  'rorganisation  sociale  ne  changent  point;  il  n*7  a  paa  ce  quo 
l'na  appellc  de  progr^s  etc.* 
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Ackerbedtclhtiiu  lu  i  ;jt  ri(  lit«'i«Mi  Eiclu'iis(  IuiI-k  hla/rn  sowie  auch  (Liriii  /.i:  T;i^f\  da>s 
die  Aufarbeit uug  der  Hobe  •(Kicbeu»clmL-;  schlage  uud  die  Ven^erthuu^;  den  iurltme* 
vielfach,  namentlich  von  Seiten  der  Nntsniegser' kleinerer  Anthelle,  ebenfaUB  stf 
gemeinsame  KechaiiDg  erfol)>:t.  Die  neuere  (icsetzgebun^  hat  aus  guten  Orülidet 
an  dieser  alteing^elebten  nrdiiitnir  nicht  {fcrüttelt,  wohl  aber  (HauberjrsorHinins?  für 
den  Kreig  Sie^^eu  vom  17.  Marz  1869  unter  Aufhebung  der  ältereu  vom  b.  IH^ 
cember  1834;  weitere  Ordnnngen  dieser  Art  Tom  4.  Jnni  1887  und  9.  Apfil  18911 
für  eine  zweckroiUsi^ere  V'envaltunp  uud  Administration  der  gemeinsiuuen  Liind«^ 
reien  zu  sorj^en  nirh  Inniüht  ülnrrh  V(»rschriftcn  iih«T  die  Art  der  Wr^«]'-- 
uuUung,  der  Art  der  Nutzung  der  Üauberge,  über  die  Bildung  gemeiusaairr 
SchvtsTerbKnde  beholii  wirksamerer  Durchf&hruig  des  Forstsduitses  und  dnreh  «»• 
gcTiii  ^sotii»  OruMTiiHirung  des  genossensehuftlicljen  Verwalfim^'-Mipparats :  8<-höfl'«  ur.th 
mit  ziemlich  ausgedehnten  Verwaltungsbefugnisseu  t.  Iniiiierhin  ist  bt*»eichnend, 
dass  anch  bei  dieüen  (ieuossenschaften  die  (iemeinsamkeit  des  Betriebes  wesentKck 
auf  die  forstliche  Nntsnng  sich  erstreckt,  bei  der  ja  auch  anderwärts  stdrhe 
collectivo  Art  der  Nutzniitr,  allfrdiiip*s  ohne  den  d«  ii  <M'lir»ri>r><  li;tftrii  dm  rakt.'risiti»t-hen 
Wechtiel  der  Xutaungsantheile,  nichts  Ungewöhnliches  ist,  wobei  au  die  in  ItentÄck- 
laüd  und  Oesterreich  zahlreich  vorhandenen  Wal  dgenossensehaften  nnd  die 
diese  regelnde  besoiulerf  (iesetegebong  (Prenssisc h<*H  (iesetz  vom  17.  Müne  1881 
über  gemeinschaftliche  Holzuu'^'en,  dem  nunmehr  auch  die  Oehöft  rs(  liafr^xv  jlduns^ 
uutertitehen;  ähnliche  gesetzliche  Ordnung  des  GegenütAudeü  für  T^roi  und  Vor- 
arlberg durch  Verordnungen  aus  den  Jahren  1866  nnd  1878)  xu  erinnern  ist.  —  Die 
Zahl  der  Siegener  Hauberggenossenschaften  wird  für  Ende  der  70er  .Jahre  auf  231 
mit  einem  Waldbegitz  von  34482  ha;  die  Zahl  der  8on«ti<rcTi  „frcmeinschafrlichin 
Holzungen'*  in  IVeutuien  zu  23Ö2  mit  einem  Waldbesitz  von  lOÜöyi  ha  uiigegt-bru'  . 
(Nftheres  Aber  diese  Katerie  im  Abschnitt:  Forstpolitik.) 

c)  Aehnliche  Genosseuschnf^gbildungen  liat  die  Wirthschaftsgeschichte  auch  in 
Frankreich,  als  Producff  dt  r  mittelalterlich»  n  llorigkeitsviTfa'^sun^'.  narhg^wieseu, 
dortselbst  compagnies,  coterie»,  fratamites  genannt.  (Vgl.  Laveieyc,  au  a.  O.« 
Kap.  XXXn.)  btt  17.  Jahrh.  beginnen  sie  sich  indessen  aufitulttsen,  nicht  bloss  wegen 
der  Lockerung  des  Hörigkeitsverhältnisses,  sondern  auch,  weil  „der  Fortschritt  der 
Industrie,  die  V<  rbt  s««erung  der  Vcrk  •lirsuiitit  l,  die  Erweiterung  des  (!iirrr.iu>i;tu-i h> 
in  die  Lioudbevolkerung  eine  gn»»»ero  iiewegliclikeit  brachten  und  ihren  Blick  er- 
weiterten: solche  neue  Streb ungen  mnssten  E&richtnngen  gefährlich  werden,  welcb» 
unter  den  unveränderlichen  Regeln  der  iilx-rlit  fi  rten  Gewohnheiten  für  den  Schat* 
der  Bauern  sr<'H(  haffon  worden  waren".  I^il^s  solche,  vereinzelt  noch  in  der  Mine 
dieses  Jahrhunderte  im  Departement  de  Nievre,  in  der  Bretagne  vljÄveleye  S.  4*iStf.> 
bestandenen  OenossenschaAeUf  wenn  es  an  dem  nöthigen  «gegenseitigen  Ter- 
trauen  und  brüderlichem  Ein vern e h  men"  nicht  fehlt,  sehr  wohl  wirthscbaftli* h 
gedeihen  könneu,  ist  ebenso  unbestreitbar,  wie  der  Missertblg  beim  Abmangel  jen«r 
Tugenden  wird  geläuguet  werden  können  U^ne  Institution,  qui  ue  youvait  derer 
que  par  une  mutueHe  confiance  ei  nne  patenielle  entente*^). 

(l)  Damit  hängt  anch  wohl  zusammen,  dass  die  an  sich  rühaettswerlhen 

strebungYii  in  neuerer  Zeit,  den  Landbau  genossenschaftlich  in  Form  von  (N'op«»- 
rativwii  t  liochaften  zu  betreiben,  nur  sehr  vereinzelt  von  praktiüchen  Krgebm;»sen 
begleite»  gewesen  sind  (Landwirthschafts- Genossenschaften  in  Snffolk»  begrBndrt 
von  .7.  Gurdon  uns  Assington  Hall,  über  welche  Laveleye,  a.  a.  ().,  Kap.  XXXll 
berichtet),  während  die  Anwendnn«?  dt  -;  AHsociationsgedaukens  auf  einzelne  Zw^i^e 
der  landwirthsvhattlichen  BetnebstJiätigkeii  i^Molkereiweseu,  Weinbau)  sich  leichteren 
Eingang  zu  v<>rscliaffen  wusste,  wie  später  dannilegen  ist.  Wo  nicht,  wie  bei  den 
Communioiieii.  die  gesetzlich  gestützt»  Autorität  des  Farnilienoherliaupts  den  Betrieb 
susauuneuhult,  erfordert  eben  die  den  ganzen  Betrieb  erfassende  freiwillige  Too]»*- 
rativgunossenschafi  als  .Bedingung  friedli<  hen  Beisammenlebens  und  freudigen  Zu- 
sanunenwirkens''  ein  völliges  Aufgeluii  in  dem  Genossenschaftsgedanken:  ^Kin« 
für  Alle;  Alle  für  luacn",  uud  weiterhin,  dass  jedes  Mitglied  «gleich  flcissig. 


*)  Vgl.  hierzu  namentlich  Lavele^e- Bücher,  1879,  a.  a.  O.,  Kapitel  6  u.  21; 
femer  Prenssens  landw.  Verwaltung,  1878  (S.  174)  und  1881  \ß,  Bü2  u.  814  ff.ü 
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iBteUigent,  wirthschaftlich  und  anf  das  Wohl  des  Gänsen  bedticht  ist"  und  ^fr«i> 

willijr  <iii«'r  Autdrität  <\ch  unterordnet,  wrlclu'  ortr;mi>ii cntl  und  liiitiid  jcdt-in  der 
4il«cJ»bere<htij?it*n  seine  Stellung  in  der  Wirthschatt  iinzuweisen  und  von  der  die 
CVnlnil«  auszugehen  hat,  dass  ein  Jeder  den  ihm  angewiesenen  Platz  ausfüllt.  Es 
irehort  keine  gros!>e  Einbildungskraft  dnzn,  ton  sich  zu  vergegenwärtigen,  wie  bald 
Streit.  Hader  und  Zwiespalt  in  (Vu-  Hpnossenschaft  einbrechen  und  sie  sprengea 
■lüi^sten"*  »St»ftegast,  n.  n.  (>.,  S.  ÜäH  ff.). 

e!  Einen  i^taik  a;:i arcommuuistisclien  Beigeschmack  hat  auch  der  von  Stolp 
(«Die  Begründung'  und  Erhaltung  des  IJauemstandes",  1887)  begründete  Plan  der 
Bildung  TOD  (i  ehöferschaf  ten**  auf  den  Antrag  des  10.  Theils  der  ansässigen 
'IfTneitjch'nn'j-t  lirn  iircii  iiiif  der  Maasfjrnbc,  dass  die  (iebiiferschnft  Obereigenthünirrin 
an  der  Uei>animtheit  des  (imnd  und  liodens  wird  und  bleibt,  während  die  Mitglieder 
nur  ein  Nutzungsrecht  haben,  da*  dinrch  Erbfolge  vererbt  and  niemals  durch  Kauf, 
Vertrag  erworben  werden  kann. 

f)  Beispiele  von  landw.Aetiengesellschaftgbet  rieben  bei  Dünkelberg, 

a.  a.  <>..  tj  o<l:  lifsuTulfr  s  Ix  kaiiiit  ist  das  vom  r  iiit  r  (lescllschaft  zTir  Zeit  der  Continen- 
tali»perre  in  «ler  Provinz  Zeel  and  ang«*legtc,  mit  Schutzdeichen  gegen  die  See  ver- 
sehene, von  der  Fanulie  van  den  Bosch  geleitete  „Wilhelminedrop**,  dessen  ,.au8ge- 
seirbnete  Viehbestände  und  sorgfaltige  Cultur  dieses  Gut  zu  einem  sehr  lehrrt  i(  lieii 
rnnrhrii".  Koscher  erwähnt  (Anm.  7  zu  §  B8)  auch  einer  1870  errichteten  rlninisch- 
pommerschen  Actiengesellsehaft,  welche  ein  pommerisc  lies  Gut  auf  30  Jahre  für  jährlich 
90000  Thir.  gepachtet  habe,  und  fügt  bei,  obm  ihnliche  Einrichtungen  bereits  auf  46 
Oeiterr.  Grossgütem  bestünden;  eine  ähnlieho  Notiz  für  Oesterreich  bei  Lavelcyo, 
a  a.  <».,  S.  inhaltlicli  deren  der  Oesferr.  Sta  atsbahngesellschnft  ein  flebiet 
vom  13<HAH)  ha  vom  Staate  überwiesen  worden  sein  soll.  Für  den  Eigenthümer  mag 
diese  Art  der  Terpachtung  mannichfaehe  Vorzflge  besitzen,  ▼olkswirthschaft- 
lich  b».-traclitet  gilt  von  diesen  speeulativ -kapitalistisch  betriebenen  Grosspachten  da« 
oben  Bemerkt«'  (S.  162  u.  168  ff.)  in  verschärftem  Mnass«^.  Set  te^^ast  In  tont  sehr  richtig 
da»  Verhältuiäs  der  Actieugesellscliaftsbetriebe  zur  Arbeiterfrage  und  nennt  dieses 
ihren  wundesten  Punkt,  weil  in  der  Actimgesellschaft  „das  Kapital  von  seiner 
mora!is«  !ieii  Vt  rpHichtung  so  %veit  sieh  losgelöst  hat,  als  Lnvalität  es  geslaf  tot,  jedes 
trt'miiihliclie  Hand  zwischen  l  ntemehmer  und  Arbeiter  zerrissen  ist,  das  Kapital- 
uad  I>i\'idendeninteresse  jedes  andere  verschlingt.  Damit  ist  der  Laudwirthschaft 
ebenso  schlecht  gedient  wie  dem  Gemeinwohl*'  (a«  a.  O.,  8.  366  ff.). 


Abschnitt  IL 

Prirat-  nnd  CoUeetiTelgenthimi  (AgrnrconunanlsniQs). 

Litaraturübersicht  und  Dogmengeschichtliclies. 

Die  an  die  Bererhtijrnng  des  privaten  Eigenthums  am  Grund  inid  H  »1.  n  sich 
kDuplendeu  Fragen  haben  durch  den  Herausgeber  A.  Wagner  in  der  lirundleguug 
'I  S&i  ff.  nnd  §  30B  ff.)  bereits  eine  so  erschöpfende  Beleuchtung  erfahren,  dass 
rin  nochmal 5 Eingehen  auf  die  betr.  Prägen  an  dieser  Stelle  des  Handbuchs  fast 
entbehrlich  erscheinen  kinmt«'.  Wenn  es  gb'ichwohl  geschah,  allerdings  in  'b-r  im 
Uioblick  auf  jene  iiehandluiig  gebotenen  Kürze,  so  war  der  wesentliche  Bestimm uugs- 
graad  für  den  Yerfasser  der,  dass  die  Landreformbewegung,  von  jenseits  des 
'•«■»-ans  zunächst  narli  dem  en^rlischen  Inselroieh  nnd  dann  anrh  nach  dem  Continent 
•;Wr!setzend,  als  eine  agra ri sehe  Reform beweguug  und  ausserhalb  der  socialdemo- 
krati»cheu  Action  stehend,  in  einem  Buche  nicht  wohl  gänzlich  mit  Stillschweigen 
übergangen  werden  darf,  das  nicht  bloss  das  gelten  de  Agrarrecht  und  die  geltende 
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AgrArverfassong^,  sondein  auch  die  anf  AenderuDg  dieses  Rechts  nnd  dieser  Ver- 
fassung' abzielenden  Ströimmjrt'n ,  mö^rc-n  dioso  mtn  hereclitig't  ndpr  nrthrr.*rV- 
tigt  Sfiu,  zur  Darstellung  zu  brinpfeu  sich  zur  Aufgabe  gesetzt  Uttt.  —  Mit  der 
vorsichtigen  Umschreibung,  welche  das  Problmn  der  Gnindeigenthuinaordiiuug  durdi 
A.  "Wagner  in  der  ^(irundlegung**  und  neuestena  in  [dem  Art.  ^GnindbesitB*  im 
Handwörterb.  d.  St.-W.  erfalmni,  kann  i<  li  mich,  znnial  mit  dt'ii  Sclilussfolgenmg«» 
der  Gruudleguug  'Mii  ÜV),  im  Allgemeincu  einverstanden  erklären;  nur  d^sA  ich 
lind  swar  die  dauernde  Nothwendigkeit  der  Erhaltung  des  laadtktieii  PriTat« 
grundeigenthums  nicht  nur  aus  politischen  und  socialen,  sond«Rl  ftucb  g^ade 
aus  den  volkswirthschaftlicheu  Gründen  des  I'roductionsinterresse?  iiArh 
scharfer  als  Wagner  ableite,  weil  ebeu  nach  meiner  Ansicht  keiue  andere  Bewlnb- 
achaftangsform  nachhaltig  diesen  verschiedenerlei  Interessen  in  dem  Haaaae  Kech- 
nung  zu  tragen  vermag,  wie  die  .Selbstver>valtung;  weil  insbesondere  die  Zeit- 
pacht  als  au s<  r  Ii  M  r  s  s  1  i  c !h"  BcwirtlisclmftuTi^sforai,  wie  sie  dem  Staat  lif-r  lu^den- 
Verstaatlichung  «igtii  sein  mussie  ula  die  Erbpacht  mit  dem  Haupt jtv\ eck  der 
Bodenreformer :  das  jedesmalige  Steigen  der  Grundrente  sofort  fOi  die  Zwecke  der 
(IpiTifinschaft  iuit/.h;ir  zu  niachcn ,  im\ (Mt  inbar  wäre),  aus  den  in  den  vorausfTP- 
gangenen  Paragraphen  wohl  erschöpfend  dargelegten  Gründen  als  ein  in  keinerlei 
Beziehung  erstrebenswerther  Zustand  sich  darstellt.  Die  Behandlung  des  SutM^ 
durch  Wagner  hat  aber  ausserordentlich  snr  Klärung  beigetragen,  naineDtlich  auch 
durch  die  von  Wngnfr  in  seinen  narlepfTiTK-fi-  festn^elialteiie  und  sn  nnthwendipi» 
Unterscheidung  des  Bodens  nach  tj^  pi^eheu  Wr^Neudungs/.wecken  (.stadtischer  Bodm. 
IftndBelier,  Wald-,  Bergwerksboden,  Wege  und  Wasser),  weil  eben  je  nach  der 
Bodenkategorie  die  Fragen  der  Bechtsordnung  und  die  kritische  Beurtheiliuig  aicb 
sehr  vprs(  liiedcn  gestalten  mü<<>*en.  In  Bezug  auf  die  auf  diesem  Gebiet  sehr  rjn- 
iangreiclie  in-  und  ausländische  Literatur  iiit  auf  die  Literaturnachweise  in  der 
K0rnndlegung'*,  insbesondere  in  der  Anleitung  aum  2.  tud  4.  Kapitel,  sowie  in 
den  Vorbemerkungen  zu  den  283,  824  tind  SiO  zu  verAveisen.  Bei  der  Nieder- 
schrift der  nachstehenden ,  ans  den  Eingangs  erwähnten  Gründen  nur  aphori»ti^  h 
gehaltenen  Austuhruugen  wurden  ausser  dem  mehrfach  erwähnten  Buch  vo& 
Laveleje  nnd  den  Betrachtungen  bei  Roaeher,  Bd.  I,  §  77  ff.,  Bd.  II,  S$  53,  71  ff. 
und  den  Wagner' sehen  Arbälen  wesentlich  nur  folgende  Schriften  an  Ratbe 
geaogen : 

Eisenliai  t,  fJoischichte  der  Nationalökonomie,  IS'.ll ;   Flürscheim.  Auf 
firiedlichem  Wege,  Derselbe,  Der  einzige  lieiiungsweg  (.im  Jahre  1890 

erschienen);  v.  Helldorf-Baumersrode,  Yerataatlichtmg  des  Grund  und  Boden» 
oder  Sehntzzölle.  1885;  Derselbe.  Das  Kocht  der  Arbeit  und  die  Lan.lfraire,  1886; 
Frankl,  Die  Verstaatlichung  der  Grundrente,  1891.  Henry  George,  Fortschrirr 
und  Armuth  (.deutsch  von  Gütschow),  1881;  A.  M enger.  Das  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsantrag f  1886;  Treser,  Die  Erhaltung  des  Bauernstandes  und  die  Grund- 
eigen  thumsf  rage ,  1884;  Rubi  and.  Die  Agitation  zur  Verstaatlichung  von  (mnd 
nnd  Boden  iu  Deutschland,  in  der  Tüb.  Zeitschr.,  1885,  8.  2^2  ff.;  8amter. 
Oesellschalllicheft  und  Privateigenthum,  1877;  8chfiffle,  Bau  und  Leben  des 
80Cia3fili  K9rp*-rs,  rn.  Bd.,  1878,  8.  365  ff.;  Derselbe,  Das  gesellschaftliche  SvstCM 
der  menschlichen  Wirthschaft,  1873,  l?d.  IT..  S.  ö'W  tf. :  Derselbe.  T)ir  <  »fi'itessen» 
des  Socialismus;  Derselbe,  Die  Aussichtslosigkeit  der  8ocialdemokraue,  4.  Antl., 
1891;  Schmidt,  Sociale  Frage  nnd  Bodenverstaatlichung,  1890;  Stamnif  Die  Erlö- 
sung der  darbenden  Menschheit.  3.  Aufl.,  1884;  Derselbe,  Die  socialpolitische 
Bpdentnnjr  der  Bodenreform,  ISHö;  Stöpel,  l>ie  sociale  Frage.  Neue  Id«^en  znr 
Lösung  derselben,  1888;  Derselbe,  .Sociale  Reform.  Beitrage  xur  triedlicheu 
üngestaltung  der  Oesellschaft,  1884/85:  A.  Wagner,  Die  Absehaffnnif  d«8  prirateo 
Gmndeigenthums,  1870.  eine  zwar  durch  die  späteren  Arhi  it, d  Waij-ner's  iiborh<dte 
und  mannichfach  richtig  gestellte,  aber  doch  noch  sehr  lei»enswerthe  .Schrill, 
namentlich  in  Betreff  der  Wünligung  der  russischen  Agrar%-erhältnisse.  —  Wer 
sich  über  die  „(iuintessen«*  der  neuzeitlichen  Landreformbewegung  und  ihrer  Ziele 
unterrichten  will,  mag  das  neueste.  ob«Mi  <  itirte  Buch  von  Fl  ii  r s  c  h  «  i  tu  :  ^Der  einzige 
Rettungsweg''  lesen,  das  sich  hinsichtlich  der  Nichtberechtigung  eines  privaten  Eigen« 
fhmna  am  Omnd  und  Boden  im  Wesentlichen  an  dto  Dedvcdon«!  besonders  engUsebar 
flcbriflateller,  wie  Jobn  8taar«  Hill  (Prindples  of  politieal  econom^,  Bd. 
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«■p.  2),  von  Herbert  Spencer  (Social  ttetics  1S51),  A.  E.  WalUce,  Land 

KationaUMtioii.  its  Necessity  and  its  AinT?\  sowie  des  AmerikaTicrs  Henry  Ceorg'e 
anlehnt,  dabei  über  zur  ^Stütze  seiner  Forderuugeu  eine  besondere  Krisen theorie 
atugebildet  hat.  Die  ^niudliegenden  Gedanken  deg  F  lürsc  heim 'sehen  Buchs  sind 
«twa  die  fol^nden: 

Die  Urjiiu  lie  (\<-r  Kn<eTi,  di  r  AbsatzstockunfTf"" .  Massenelends  ist  nicht 
Gütenoaugel}  sondern  GUierubertlui»»;  sahUose  Waaren  tiuden  keinen  AbsaUs,  obwohl 
Milfionen  Menschen  an  dem  Nothwendxgsten  Mangel  leiden;  der  tiefer  liegende 
(fpund  der  Erscheinuii<r  HiTTt  in  der  dttrch  GnindiMte  und  Kapitalzins  bewirkten 
Kinkonuneushäufimg  im  IJesit/.  Ein/iliier .  die  immer  weniger  in  der  Lage  sind, 
«ttch  nur  den  kleineren  Theil  ihres  iüiukomuiens  zu  verzehren,  die  aber,  indem  sie 
Conen  TlieU  diese«  niclit  Tenebrten  lünkoounens  prodnctiy  anlegen^  xnr  wetteren 
Stogeniii^'  dor  Production  Anlass  geben,  und  soweit  sie  ihn  verzinslich  anlegen, 
die  productive  Arbeit  der  anderen  Volksklassen  alljährlich  nou  in  riesigen  Summen 
»iuaaiU&ig  verpflichten.  Die  Lösung  des  Problems  muss  daher,  weil  im  Zins,  wie 
wir  üm  hento  kennen,  die  eigentliebe  üraaelie  der  sodalen  Noth  liegt,  darin  be> 
sU'hrn.  die  verzinsliche  Anlaire  in  Oriind  und  Hoden  als  Hauptaiila^e^ebiet  des 
nach  Zills  lüsternen  Kapitals  numöjirlicli  zu  machen,  und  das  Mittel  hierzu  bildet 
die  VerstaatUchuug  de»  üruud  und  Bodens,  weil  eben  die  private  Bodenaneig- 
BBOg  nnd  die  Möglichkeit  hypothekarischer  Pfandbestellung  die  ßmndlage  des 
Kapitalzinses,  ,des  Tribntreclitt  s'*  der  K;i])iT;i1i<t(  n  ist.  Würde  aber  ei  t  rinin  il  die 
priKlnrtive  Arbeit  von  der  Tributpflicht  dem  Geldkapit&l  („imaginären  Kapital"*) 
ppffenüber  befreit  sein,  müssten  alle  Ersparnisse  zur  Erstellung  neuer  Productions- 
nml  \'.  rkehrsmittel  (^wirklichem  Kapital  )  dienen,  so  würde  die  Folf^i  <  ;  nc  starke 
»r!»illiL'nntr  der  Wanrenpreise  sein,  die  Kaufkraft  der  Arbeitslfiline  nnd  dann:  Ii  die 
Nachtrage  nach  allen  Erzeugnissen  würde  steigen  und  das  heutige  MissverliuUaiss 
ttriaeben  Prodnetion  nnd  ConBumtion  könnte  nicht  mehr  bestehen,  ünd  wdl  auch 
dem  Arbeiter  das  Kapital  allMlos  snr  Verfügung  stände,  so  würde  er  nur  dann 
noch  für  Andere  arbeiten,  wenn  er  min'lcstens  so  >nel  Lohn  erhält,  als  der  ranth- 
Duasslich  beim  Arbeiten  auf  eigene  Kcchnung  zu  erzielende  Verlust  beträgt ;  voller 
Lohn  der  Arbeiter  aber  bedeutet  volle  Verbranchii&liigkeit  im  Yerhältniss  zur 
Otirerfrzeugung,  also  die  Unmöglichkeit  der  lieuti«ren  Krisen.  Auch  auf  die  Land- 
wirtli«rhaft  würdf  dif  .Reform"  «ninsti«?  zurückwirken,  weil  heute  die  Cnricurreuz 
des  Anlage  suchenden  Kapital»  es  dem  Landwirth  uumüglicU  macht,  Laad  zu  Be- 
dingongen  zn  erwerben,  die  einen  rentablen  Betrieb  noch  gestatten,  nnd  weil  auch 
sie  in  warhsendem  Maass  mit  dem  Zinstribut  der  Kapitalisten  btdastet  wird.  Auch 
das  gegenwärtige  Hinken  der  Grundrente  ist  nur  eine  Consequenz  des  Privateigeu- 
thwBii  am  Land;  denn  es  ist  lediglich  durch  das  Sinken  der  Getreidepreise  nnd 
letzteres  dadarch  veranlasst,  dass  im  Terhältniss  zur  vorhandenen  Kaufkraft 
der  Bevölkerung  zu  \ie]  (Jetreide  erzenyrt  wird,  Tn()<t  al)er  im  Verhältni.ss  zum 
«irklichen  Bedarf,  der  thatsächlich  im  Hinblick  auf  die  Nothstände  in  weitereu 
KreiiMn  der  Bevölkerung  noch  nicht  einmal  gentigend  gedeckt  eracheint.  Die 
Durchführung  der  Heform,  d«ren  Wirkung  somit  l.  „das  Zerbrechen  der  von 
di»ra  Zin<?  ^schmiedeten  Sklnvenketten  und  dadurch  die  Befreiung  des  Arbeits- 
ttud  Waarenmarktes  von  der  den  freien  Austausch  und  die  Arbeituverwerthung 
hiademden  Kriaenursache,  bei  vollem  Genus«  des  ArbeitsenieugniBBec  seitens  dea 
.\rWiters  und  znnehmendem  W(dilstand  desselben;  *2.  die  Befreiung'-  des  <imnd 
tind  Bodens  ans  Monnpolhänden  nnd  reher;^abe  an  die  Arbeit  zur  freien  AU8- 
nützimg  gegen  Gruudreutenabgabe  au  die  Volksgemeinschaft'*  wäre,  könnte 
entwedn  fai  dem  Auskauf  des  Grundbesitzes  durch  den  Staat  (oder  die  Gemeinde) 
Mer  auch  iu  der  _We;r>;teneninir''  der  Grundrente  bestehen.  naclii1( m  i]\>-  (Besitzer 
■äi  der  kapitalisirten  (irnndrente  abgefunden  worden  sind  ^während  Henry 
George  und  seine  Hchüler,  alles  Bodeneigenthnm  als  „Raub'*  am  Gewllsehafte- 
vmoöfmi  anaebend,  für  entschädigungslose  Wegsteuerung  eintreten).  Einer 
Kriik  der  von  Flürsclit-im  mit  der  ihm  eitren«'U  dünkelhaften,  absprechenden 
i'oinphaitigkeit  vorgetrageneu  KriKeutheorie,  die  übrigens  vor  ihm  schon  von  Stamm 
Tcrtrvten  worden  ist,  glaubt  sich  der  Verfiisser  in  diesem  Handbuch  entschlagen  an 
dürfen;  er  hat  sich  darauf  beschränkt,  im  Text  eine  kritische  Würdigung  des 
^itt*  Is  znr  Durchführung  der  Hefonii  der  TVberfiihnmp^  des  Landes  in  (»e- 
iiHiim.haHsbesitz  —  zu  geben,    lin  üebrigen  wird  der  Leser  der  Flürscheim'schen 
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Schrift«  II  1111(1  i»  iH>r  der  (;i  fnl;,'i'M  Iiaft  ilicsps  ^Pionuiers'*,  dvr,  wir  <  r  von  >i<  Ii  >»  lbtT 
die  üL'wiü&hi^it  hat,  duhä  „0«  ihm  vergouut  war,  «iueu  Jeiit'r  liaustU-iiit:  la 
betenn,  auf  denra  iiich  dnr  fnrosse  Znknnftsban  eineg  gelaotertw  Mensclifaitlinaf 
erheben  wird**  (_T)i  i  i'in/.ip»'  Tk»  tiiinpswf(;'',  S.  öö7),  der  freilicli  mit  diestr  seiner 
Mission  den  lolineiidru  Ik'triob  div  .  IianKtfllcnwuchcrs"  q-anz  v«*rträpli(h  anneht. 
düj  ,,.so  lau^  die  jetxigeu  Zutitäude  daueru,  MittVesscn  die  eiuzige  l'nlitik  liir  d^ 
ISinxelnen  bildet**  (a.  a.  ().,  K.  539)  -  eich  leicht  fiberxenjrpn,  wie  «ehr  die  jrHiice  BewMk 
föhnuif?  auf  iincrwiesciion  VorHUhSctzunju^cn,  sopidstischi'n  .ScblÜ8e(*u,  willkürlidwr 
VorwiTtlnincr  h(»stpheiHk'r  Thatsarliini ,  tcudt'iixiöser  Zuroi-htlefriinpr  oder  Eiit^t«  ilnii^ 
Ktatistischcr  Zahlen  [z,  B.  diu  Angabe:  in  Duuttic bland  betandi*  »ich  „»cliwerhob 
mehr  all  ein  Achtel  des  landwirthschaftliehen  Bodens  im  Bentx  dessen,  der  ihn 
bebaut"  (a.  n.  (1..  S.  lf)2)  beruht  und  mit  welcher  Leiehti^rkeit  die  Dartitellunjir  über  die 
Miip-lichkeit  praktischer,  d.  h.  f.ntft'r.  crfnlrrrcicher  Durchfuhninp  der  _Refr>nn* 
hiüwej^gleitet,  in  dieser  Bt'zieliuu^:  ;;;uiz  ebeiiburtit^f  der  soiualdcmokratischfu  Lait-rator, 
denm  Ar^'^uuientationen  überhaupt  -  bewii8gt  oder  nnbewnsst  auch  die  Land» 
rr-fnrtner  belierrschen.  Wenn  selbst  (i'rniHlb«-sit/i  i\  wie  v.  II  eil  du  r  f  -  1?  a  um  .  r - 
rode  von  der  „Deutschen  Laudfrag^e"  alles  Hi  il  liir  die  Landwirt  h  sc  halt  eruart«i, 
Ro  zeiift  dies  doch  nur.  mit  welcher  Hathlusi^'keit  auch  grcbildetp  und  eiitMicbtigt? 

1  iicr  den  socialen  i'robli  iih-m  der  (te^onwait  fpegenüberstehen  und  in  dieser 
Ka«hloM|rk<  it  daiiii  >ii^nei^  sind,  eine  verbesserunpHbedürfüge,  aber  au  Ii  v.  rb^ss^ 
rungblabige  (iegenwitrt  einem  klüglich  mit  dem  Dunst  schöner  Plira-neologie  ver- 
bfiUten  Zukunftsbild  preis/.n);eben. 

Rein  wisseuMthaftlich  st«  hf  das  citirte  Uuch  von  Samt  er  <  schon  1877  «-r- 
schi«'n<^ji  :  >rbr  viel  höher  als  die  neuerliche  I^andreformliteratur,  ford»Tt  aber 
gleich» olil  zu  ütarkcn  Widersprüchen  heran».  Die  !»ebr  in  deu  Vordergrund  gestellx* 
Einwirkung  der  Gesellschaft  auf  die  Lage  der  Landarbeiter  im  Fall  der  Ool- 
lectiviniu};:  des  (irund  und  Bodens  würde  nämlich  doch  nur  dann  üicli  verwirk- 
lichen, wenn  mit  der  Verstjuitlichuuff  oder  ('(mimunalisining  des  B<Klens  letzterer 
in  der  Form  des  Collectivbe trieb»  bewirtbschaftet  würde,  während  doch  Samttr 
ans  gnten  Gründen  dem  Pacbtbetrieb  als  Regel  den  Vorxng'  giebt;  nnd  selbst 
die  Aneignung  des  licntenzu  w  ;t '  lises  diircli  die  (ü'Mllscliaft  müsste  Illusdun 
bleiben,  wenn  nach  dem  Vorscldat,'  -Samter  s  unter  Aufgabe  des  Licitationsverlaliren» 
„die  Länderden  so  niedrig  wie  mfiglich"  zn  verpachten  sind,  der  äusseren  Schwierige 
keiten  nicht  zu  gedenken,  wie  diese  Art  von  Landvergebung  praktisch  in  lii«:  AWge 
zu  b  it<  ii  si  i :  wie  denn  das  f'ijrentlii  In-  Kefomiprogranim  Samter  s  iS.  I7:ffr.  >  drr 
schwächste  Thcil  »einer  Arbeil  ist  und  bei  der  Betrachtimg  der  möglichen  Nacb- 
theile  der  Reform  die  Einwirkung  auf  die  Production  sn  leieht  genommen «  der 
Verlust  der  sittlichen  Grundlagen,  web  licn  die  Beseitigung  des  privaten  Ki^Tntbum? 
mit  sicli  brürbtc.  jfar  nii'hf  berücksi«  liti;,'-t  ist.  IHc  jrtui/.e  I)p<hirtinn  SaTiitor'»  ist 
aber  insofern  verlehlt,  als  aus  der  im  rrinc.ip  als  richtig  anzuerkennenden  t  ordenuig: 
«dem  Privateigenthum  sei  ein  gesellsehaftliches  Eigenthum  xnr  Seite  an  setaen,  das 
mächfin'  und  tnnfasst  nd  genug  ist,  der  unumschränkten  nnd  schädlichen  Herrschaft 
des  rrivateigenthums  die  Spitze  zu  bieten,  ohne  demselben  den  Hmlf^n  r.u  <r.t- 
sehen**  —  die  unrichtige  Folgerung  abgeleitet  wurde,  diese»  gcselUchaftlii  he  Kigt  u- 
thnm  könne  nur  und  müsse  der  gesammte  Grund  und  Boden  sein;  denn,  ab- 
freschcn  davon,  da*;s  schon  jetzt,  zumal  in  Deutsciiland,  grosse  Thi  il»  d«  s  (irun4 
und  Bodens  (Forsten,  Bergwerke,  Strassen,  Eisenbalinen,  Kanäle  etc.)  im  (T**sell- 
sehaftseigenthum  sich  befinden,  wftrde  jenes  Gegengewicht,  wenn  äberhanpt.  sieh 
jedenfallfl  wirksamer  noch  und  nlmc  die  den  Agrarcommunisnnis  begleitenden Kachtheile 
in  T?e/.tig  auf  Production  iiiid  in  socialer  und  politischer  Hin>i(  br,  sich  scliafT»  u 
lassen  durch  die  Ueberfübrung  bestimmter  grosser  Fabrikationsbetriebe,  vitr 
Allem  der  auf  Ersengung  von  (lenussmitteln  gerichteten  (Tabak,  Bnimtweia, 
Bier).  Nii  lli  icht  auch  der  Bankbetriebr  in  (i esel Uchaftseigen thum»  flO«^  durcJi 
die  f^)rt^(  breitende  Uehertuhrung  der  Kc  1  cu  chtungs-  nnd  W a  sse r  veraorgti  m  _•  - - 
ansialten  in  die  Verwaltung  der  Commuucn.  -  Aehnliches  i»t  von  den  Arbuuu 
von  Stamm  und  seinen  Yorscbligen  sur  «^endsabhilfe**  su  sagen. 

Bei  fitSpel  nnd  A.  Menger  steht  die  Verwirklichung  des  ^Kechta  auf  den 

vollen  Arbi  itst  rtrag**  im  Vordergrund  ihrer  Betrachtungen;  während  aber  Li'txterer 
ztt  bestimmten  positiven  Schlassfolgemngen  überhaupt  nicht  gelangt  <8.  161:  «Mit 
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nnserpr  faeatig«n  tieMllsehaltKordnirair,  weiclie  .  .  .  da«  Grand*  und  Kiipitaleigenthnm 

aiit-rkeiiDt.  ist  dH>.  Ilt  <  !jt  auf  den  vollen  ArlH*it'>\ ci  f  r;i;;  >»  lilccJitcrdin^'-s  unverlriigli(  Ii. 
io  eintr  Kerhtsordnung,  welche  das  (iemeineigentiiuni  mit  Sondemutzung  statuirt, 
iirt  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  das  natürliche  Vertheilungsprincip.  In 
der  conununifttiflch'Organisuten  Gesellschaft,  in  welcher  das  (lemeineigenthum  mit 
_*»*Tntin-;nmfr  Nutzung  verbunden  ersrlieiiit.  ist  7.Avar  die  T'nrchführung  jenes  IN  ■  Ilr^ 
au  sich  nicht  uuinuj^lich,  doch  sind  die  praktischcu  ^Schwierigkeiten,  die  sich  einer 
•iolrhfv  Combination  entgegenstellen,  s«)  gross,  daM  hier  als  natürliche  Grundlage  der 
(iiitt^rvertheilung  das  Hecht  auf  Existenz,  betrachtet  werden  mUSS**),  floferu  man 
nicht  als  solc  lit'  SrJilnssfoljrerungen  die  sehr  vag  gehaltenen   gt'Uen  lassen  will 
<S.  Ititi ,  dass  der  .Staat  alle  Aiaaüsregeln  zu  vermeiden  habe,  ^durch  die  arbeitü- 
lotes  Einkommen  ^chaifen  oder  das  berdfs  Torhaadene  vemehrt  wird"  (x.  B. 
I  iiterlassung  von  Anleihen  zu  unproductivcii  Zwim  kcu,  Aufgabe  der  Schutzzölle  etc.), 
};l.iubt  Stöpel   das  Kecht   auf  den  voll.  n  Arlnithertrag,  abweichend   von  früher 
;i.TjiUi»serteu  Ansichten  nicht  durch  Verstaatlichung  des  (inind  und  Bodens  (».  a.  ()., 
s.  91),  sondern  doreh  HcbaHnnir  von  ländlichen  ProdnctiTfrenossenachaften 
'  r\v  ii  kli' Ii' 11  /n  kr.iiiit  n,  \\  t  l(  ln'n,  zunächst  pachtweise,  später  eigenthunisweise  der 
iwiiitlbesnz  (mit  Ausnahme  der  kleinen  Landstellen)  zu  überweisen  wäre  (S.  127  und 
174:  .Es  ist  die  genossenschattliche  Fonn »  welche  an  Stelle  des  Ablolinuntip»- 
>ystems  treten  muss."  ....  .,1»«^»  Ziel  muss  sein,  den  genoHüenschaftlichen 
iVfrieb  an   die  8teltt'  <!•■>  (iros^bctricbs  in  liandwirflischaft  und  Industrie  zu 
M-tieu  .  .   und  so  die  Zahl  der  liesitzer  ins  Unendliche  zu  veniK  liren^)  -  ein 
Programm,  *n  dessen  Würdigung  nuf  das  im  vorhergehenden  Paragraphen  über  die 
Aii>>ichten  collectivittischer  Betriebsformen  und  auf  die  Spedfisi'hen  Vorzüge  der 
Slbstvenvaltung  (§30)  zu  venveisen  ist.    Hi  id»        Mensrer  wie  Stöpel  über- 
sehen volUtüudig,  dai»ä  wenn  auch  der  volle  Arbeitsertrag  mit  der  EiulÜkruiig 
des  C^Ueetivbesitzeg  oder  der  CollecHvwirthachafI  theoretisch  verwirltlicht  ist,  das 
thntftacbliche  Lidiin  iiikniiimen  sich  wegtMi  des  nnaiisMriblichen  Rückschlags  in  der 
<tiifererzeugung  sich  doch  sogar  abscdut  uiKlrigcr  >t«  llfn  kann  und  wird  als  in  der 
jcuigeu  GeselLtcliafttuirdDuug,  so  dass  wohl  das  „Princip'"  gerettet,  in  Wirklichkeit 
aber  nicht  g^olfen  wäre. 

Die  wissenschaftlichen  Vertreter  der  Nationalökonomie  in  Dentsch« 

land  verhalten  sich  gegenüber  dt  ii  Verstaatlichutigstendenzen  tlieils  unbediiiirt  ab- 
lehnend wif  Koseher.  Srhninll<-r.  i'niirad.  v.  Minkowski,  theils  doch  sehr 
"keptisch  wie  Schätfle  in  seinen  neuerlichen  Schrilteu;  und  die  Auüicht  derselben 
wird  Tielleicht  am  besten  dnrch  die  Worte  Röscheres  vertreten,  das«  g<'geii  die 
-rngeheuerlichkeiten'*  der  Landreformbeweguug  (Nationalisation)  .der  sicherste,  atif 
'ii«'  Dan»'r  vielleicht  einzig  '»irhere  Ihnniii  das  Vorhandensein  eines  Standes  von 
'•rundeigeutUümeni  sei,  deren  liesitz  klein  g»'uug  ist,  um  v»»n  ihnen  selbst  gut  beslidlt 
nad  meliorirt  zu  wenlen.  und  deren  Zahl  groRs  genug,  um  eine  beträchtliche  Quote 
ganzen  Vulks  zu  Itildt  n'*  'Roscher,  a.  a.  0.,  Bd.  Tl.  Ö3\  Kinf  knappe  Kritik  der 
\erstaatlicbungsliteratiir.  wobei  indess  nicht  ganz  zutreffend  auch  Schaff le  und 
RDhlsnd  mit  «nnbe/oirm  werden,  giebt  Conrad  in  den  Jahrb.  f.  Nationalökonomie, 
N  F.  15  Bd.,  s.  löl  IT.  und  neuerdings  Diehl,  ebenda,  3  F.,  Bd.  m,  S.  516  mit 
''-ahlr*  ^  hell  weif«  ri  ll  l.itt  ratnrangaben  und  wo  mit  Uecht  Hi-nrv  (!cf)rgo  in  wissm- 
'<baltlicher  Hijisicht  hoch  überFlürschcim  gestellt  wird.  Conrad  schliessi  seine  Kritik 
»t  dem  gans  richtigen  Sata,  daas  das,  was  richtig  in  der  Bewegung  sei,  nämlich 
du  Wünscheiiswerttie  einer  Erhöhung  des  Ycrdienstes  der  Arbeit  auf  (inind  einer 
Fnnäs»iininir  drs  Kajiitalzinses  und  der  Grundrente  --  sich  geg<»nwärtig  und  zwar 
mit  tiner  hinreichenden  „Rapidität"  voll^dehe,  so  das»  die  Boden vcrstaat lieber  vollen 
Aalaas  hätten,  ^die  gegenwärtige  Entwicklung  mit  Genugthuung  au  begrussen  und 
i^r  Krgebniss  mit  Ruhe  abzuwarten**.  Kine  weitere  Kritik  der  „ Boden verstaat- 
lu  hung  der  Freiländer"  giebt  auch  1' 1  a  1 1  »  r-Zürich  (Deutsche  Warte,  .lahrg.  18512, 
Apnlheftu  wobei  namentlich  die  selbstsüchtige  Fabi  ikautcnpolitik  des 
•Pkmuiers*  der  Lnndligabewegnng,  Fliirscbeim,  auf  die  schliesslich  das  ganae 
l>hr>i\«trni  dieses  Heilsapnstels  hinansliiuft ,  die  verdiente  Bolcnchtung  orflilirt.  — 
l>vn  härtestt^n  Schlag  hat  die  iiandreformbeweguug  in  dem  als  nächste  Domäne 
»■•erkoren  gewesenen  britischen  Inselreich  durch  die  neuerliche  Land- 
?*»«zgebuug  (siehe  Kapw  IV,  $  99)  erfahren ,  da  das  praktische  Ziel  dieser 
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bedentmiffSTolleii  (ienetz^bung  ^orade  auf  die  Seliaffuni?  kleiner  Landeigeii- 
thümcr  u'^orichtft  sicli  wie  denn,  trotz  allen  Lärms,  selbt»t  in  GrossVjritann!»^^  A^n 

Büdeuverstaatliclieru  bis  jeUt  eiue  irgend  ueuueubwertlie  Vertretung  im  l'arlament 
noch  nicht  gelungen  ist.  —  In  Deutschland  liat  neuerdings  die  haadtt^ormh^ 
wegnng  lich  darauf  beichiinkt.  das  (irbiet  des  städtischen  Grundeigeuthums  in 
Angriff  zu  nehmen,  eine  ver^tHiuli;:»'  Ht'^rrenznnp"  der  Aetion,  der  e^  nii  Sympathien 
In  weiteren  Kreisen  nicht  fehlen  wird,  obwohl  auch  hier  die  Schwierigkeiten!  einer 
erfolg\'ersprec1ienden  DttrchllUining  der  Befom  gewdnhin  uaterechitst  werden. 
(YgL  A.  Wagner,  Omndlegnng,  §  352  ff.) 


§40.  Allgemeine  Wflrdlgung  des  Collectiveigenthums 

am  Grund  und  Boden. 

1.  Wie  die  GollectiTwirthschaft  nicht  nothwendig  CollectiTeigen* 

tliuiii  am  Grund  und  Boden  zur  Voraussetzung  hat.  so  braucht 
umm'kclni  Collectiveiirenthuui  nicht  von  Collect! vwirthschafl  he- 
gU'itt't  zu  sein;  liraucht  also  uuf  jene  Vorzüge,  wolclu'  dem 
privaten  Betrieb  vor  dem  oollrrtivistischen  iiinowohneu.  mit  der 
UeberfObrung  des  Grund  und  Bodens  in  Gemeinbesitz,  sei  es  in 
den  der  Gemeinde  (C  ommunalisirn  n  ,  sei  es  in  den  des 
Staats  (Verstaatlichung)  an  sich  nicht  verzichtet  zu  werden. 
Thatsächlich  ist  denn  auch,  wo  heutzutage  noch  CollectlTeigenthum 
am  Grund  und  Boden  als  Bogel  besteht  (Bussland«  Jara,  Indien) 
die  Wirthschaftsweise  keine  coUeetiTistische,  sondern  eine  private : 
die  bodenbebauenden  Klassen  sind  entweder  erbliche  Nutzniess^r 
des  Gemoiniaiul«  s  (je  nach  dem.  mit  periodischer  Verloosung  der 
Landantheilc)  oder  sie  haben  das  Land  als  Zeitpächter  in  Nutzung. 
In  ersterem  Fall  ähnelt  das  Verhältniss  dem  lieehtsznstand,  wie 
er  —  allerdings  mit  und  neben  der  privaten  Grundeiirenthums- 
verfassung  —  in  einzelnen  Theilen  Deuts<  hlands  uud  der  Schweiz 
besteht,  woselbst  sich  Beste  der  alten  Markverfassung  in  der  Form 
der  sog.  Almende  erhalten  haben  (siehe  §  50  ff.);  in  letzterem 
"EdXl  ist  die  Lage  rechtlieh  und  wirthschafitlich  die  gleiche  wie 
diejenige  der  Zeitpächter  in  jenen  europäischen  und  ausser- 
euTopSischen  Culturstaaten ,  in  denen  ein  Theil  des  Grund  und 
Bodens  aus  den  oben  (S.  16.3  ff.)  angegebenen  Gründen  nicht  in 
Selbötbewirtlischatlung  der  Eigentlnlmer  sich  befindet;  mit  dem 
Unterschied  indes»,  dass  bei  ausseliliessliehem  CoUectiveigenthutn 
die  Pachtreute  einzig  und  allein  der  Oemeinsehat^  (Gemeinde, 
Staat)  zufliesst,  während  im  System  des  privaten  Eigen thums,  neben 
Staat,  Gemeinde  und  ööentlichen  Corporationen,  auch  private  Per* 
sonen  rentenhezugsberechtigt  erscheinen. 


Digitized  by  Goo<7lp 


AbscUn.  II.  §  40.  Allgemeine  Würdigutig  des  Cullectiveigenthums  etc.  235 


2.  Die  wirthschaftsc^escliichtliche  Forschuiicr  hat  dar- 
irethan*),  dass  bei  allen  Culturvölkern  Privatei<;enthiiin  um  ilriind 
und  Boih'n  «Mnp  ur^^i>rün Irlich  unbekannte  Institution  ist;  der  Stamm 
(Chn).  i\i'r  «las  Land  in  Besitz  nininit.  isWi  als  Bodeneigenthümer,  die 
Stammesgenossen  haben  nur  NutzuiiLCsreilite  an  demselben;  diese 
Nutzung  bleibt  an  Weide  und  Wald  noch  lange  eine  gemeinsame, 
während  die  eigentlichen  Feldgrundstdcke  den  einzelnen  Stammes- 
(Doif-)geno8sen  wohl  schon  frOhe  zu  privater  Nutzung  zugewiesen 
werden ;  aber  selbst  auf  letzteren  ist  die  Nutzung  zunftchst  keine 
erbliehe,  nelmehr  tritt  periodisch  eine  neue  yertheilung(yerloo8ung) 
der  Landantheile  (Loose)  ein.  Dieser  Zustand  einer  Feldgemein- 
schaft, tl.  h.  einer  uul  ilein  Collectiveigeiithum  des  Stiuiiiuos  oder 
df»r  enireren  DorfirenosstMischaft  sieh  aufbauenden  Agrarverfassimg 
und  eiiipr  «lurch  (iiese  l)odingte  Wiriiischaftsweise :  grosse  i  i«'b\ui(hMi- 
lieit  des  Betriebs  durch  von  der  Gemeinde  ausgehende  Ordnung 
der  Art  der  Felderbestellung  (wegen  der  meist  vorhandenen  Streu- 
lage der  Einzeluutzungsantheile  in  der  Feldmark)  in  Verbindung  mit 
gemeinsamer  Nutzung  an  Weide  und  Wald  (s.  auch  §  45)  —  erleidet 
imUtehst  eine  Aenderung  in  der  Bichtang,  dass  an  der  Hofstätte 
selbst  (Gebäude  mit  Hofiaithe),  wohl  auch  an  den  dieser  zunächst 
irelegenen,  in  besondere  Cultur  (Garten-,  Obstbau)  genommenen 
Grundstücken  ein  festes,  vererbbares  Besitzrecht  sich  ausbildet; 
dass  weiu  iliiü  die  Verloosung  der  Landantheile  in  der  eigentlichen 
Feldmark  statt  wie  früher  in  kürzeren,  allgemach  in  längeren 
Zwischenräumen  ertnlgt  ,  vielleicht  auch  von  dem  Beschluss  der 
Dorfgenossenschatt  abhängig  gemacht;  endlich  aber  die  Verloosung 
gin/li<  h  eingestellt  und  auch  hinsichtlich  dieses  Theils  des  Gniml 
und  Bodens  ein  freies,  ausschliessliches,  vererbbares  Besitzrecht, 
d.  L  ToUes  Pri?ateigenthum  anerkannt  wird,  wogegen  an  Weide 
and  Wald  noch  lange  Zeit,  ja  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag 
der  Gemeinbesitz  sieh  erhält  Auch  wo  diese  Entwicklung  in  der 
angedeuteten  Weise  sich  vollzogen  hat,  wirkt  der  ursprüngliche 
Charakter  der  Eigenthumsinstitution  in  dem  Fortbestand  einzelner 
Re«  lits»Mnri('lituoijen  nacli.  so  vor  Allem  in  dorn  den  Gmieinde- 
gf'üosbeu  vorbehaltenen  Vorkaufsrecht  im  Fall  des  Verkaufs  von 
(»rundstücken  (Markloosung,  Beispruchsrecht). 

3.  Der  bezeichnete  Entwicklungsgang  (verlaufend  nach  dem  be- 
kannten Schema:  Gemeingut  und  Gemeingenuss,  Gemeingut  und 

■)  YgL  ,.Oniiidtegung%  §  384  ff. 
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Privatgenuss,  Privat*gut  und  Phvatgenuss)  ist  bei  der  Qberwiegen- 
den  Mehrzahl  der  heutigen  Culturvdlker  ein  so  gleichm&ssiger 
gewesen  (zusammenhängend  mit  der  allmählichen  N^thigung 
sorgfältigerer  Bodencultiur ,  d.  h.  stärkerer  Hineinyerwendung  von 

Arbeit  und  Kapital  in  den  Grund  und  Boden,  die  eben  bei  ein»^r 
periodisclien  Landnutzunir  nur  in  geringem  lirade  cro>välirleist*»t 
wäre),  dass  mau  wohl  mit  Recht  „von  einer  wiilhsehartscreschirht- 
lichen  Nothwendigkeit  und  gesellschattlichen  IJoroilitigiing**  der 
allmählichen  Ueberfühning  der  ursprünglichen  Nutzungsrechte  in 
Eigenthumsrechte  sprechen  kann*);  und  dass  man  sich  im  Hinblick 
auf  das  länderweise  noch  heute  zn  beobachtende  Vorkommen  einer 
eigentlichen  Feldgemeinschaft  doch  sehr  wohl  hfiten  muss, 
eine  Eigenthümlichkeit  des  Volkscharakters  zu  halten,  die  immer 
bewahrt  und  bloss  entwickelt  werden  müsste,  was  nur  eben  Eigen- 
thümlichkeit gewisser  Culturstufen  ist,  die  freilicli,  je  nach  Ver- 
schiedeuht^it  des  Volkscharakters,  hier  längere,  dort  kui/«4«'  Zeit 
fortdauern"  (Roschor) :  und  noch  mehr  luiton  sollte,  diese  gerade  den 
lortgeschrittensten  Völkern  gemeinsame  Kutwicklung  auf  Rechnung 
eines,  durch  Verkennung  des  Wesens  des  Gnmd  und  iiodens  her- 
beigeführten verhängnissTollen  „Irrwahns*'  zu  setzen^).  Man  kann 
und  muss  einräumen,  dass  das  private  £igenthum  am  Gnmd  und 
Boden  nur  eine  „historische  Kategorie^S  also  nur  eine  ge- 
schichtlich bedingte,  aber  keine  aus  dem  Wesen  des  Staats  und  aus 
dem  Staatszweck  an  sich  abzuleitende  Rechtsinstitution  darstellt: 
aber  man  darf*  aus  dieser  geschichtlichen  Bedingtheit  der 
Institution  sich  nie  lit  zu  der  Schlussfoluü'rung  verleiten  lassen,  dass 
diese  Institution  überflüssig  oder  gar  scliadlicli  oder  dass  die  v^dks- 
wirthschaftiiciu'  Function  des  Grund  und  Bodens  im  Zustand  iU'> 
Gemeinbesitzes  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Verhältnissen  am 
besten  gewährleistet  sei.  Wie  denn  gerade  in  der  Frage  der 
Berechtigung  des  Privateigeuthums  die  Neigung  zu  apodictischen, 
absoluten  Urtheilen,  „zum  Absolutismus  der  Lösungen^S  statt  der 
auch  hier  richtigen  „Belativität*'  der  Ansichten  so  sehr  geschadet 

*)  Wapner,  Gnmdl«gun;r.  331. 

*)  l)er  rcbfrfrnnfr  vom  (i<  s«  lih  chtsverbaud  zur  indiritlnrllni  Kmhoit ,  vom 
üeiMuiiintbcsitx  zum  privaten  Kigeutbum,  von  exteusiver  xn  iuteuüiver  Wuthscha^ 
ist  aberall  der  unerlftssliche  «rste  Schritt  am  der  primitiveii  war  voll  eatwick«lt«B 
CuUur  siipt  mich  H.  v.  Sybel;  tlio  Abwendunp  von  der  Markg-onossensrhaft  nn«1 
dem  ("ollpc»ivpi«»'pntbnin ,  von  einem  Trinoip,  das  st-incr  Zeit  ein  vorzügliches  Mitt«*! 
■MIT  Eingewöhnung  in  wirthschaftliche  Zucht,  hiiasihuiterii>cbe  Ordnung  und  xux 
Eratarknng  deg  Volks  irewesen  war,  bedeutet  später  das  AbsHeifeii  einer  die  (^tiir> 
entwicklang  belastenden  Fessel. 
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hat;  da  es  sich,  wie  auch  sonst,  aucli  hier  doch  mir  um  „relative, 
nicht  um  nach  der  Natur  der  Dinge  und  Menschen  ausgeschlossene 
absolute  Verbesserungen"  bestehender  Zust&nde  handeln  kann 

(A.  Wagner). 

4.  Die  Frage,  inwieweit  die  Institution  des  privaten  Eigenthuras 
am  landwirthschaftlichbennt/tt'in  Grund  und  Boden  auch  heute  in  der 
That  yolkswirthschaftlich  berechtigtist,  hat  ihre  erschöpfende 
Beleuchtung  bereits  in  der  „Grundlegimg**  erfahren;  und  es  ist 
lediglich  den  dort,  nach  umfassendster  Würdigung  aller  „Ffir"  und 
„Wider**  sprechenden  Erwägungen,  gezogenen  Schlussfolgerung 
beizupflichten,  dass  das  bäuerliche  Grundeigenthum  schon  vom 
Standpunkt  der  Yertheilungs-  und  socialpolitischen  Interessen  un- 
bedingt auch  in  der  Gegenwart  erlialtungswerth  erscheine,  weil  es 
„eine  durcli  keine  andere  Einrichtung  vollständig  zu  ersetzende 
ökonomische  Basis  bildet  für  einen  bocliwichtigen  Theil  der  Be- 
völkerung, einen  unabhängigen,  selbstständigen  Bauemstand  und 
dessen  eigenthfimliche  sociale  und  politische  Stellung  und  Func- 
tion**'); und  dass  das  Gleiche  Ton  dem  ländlichen  Gross- 
g rundbesitz  jedenfalls  da  gilt,  „wo  er  seine,  Ökonomisch  auf 
den  Bezug  der  Grundrente  basirte  sociale  Stellung  im  wahren 
Intf^resse  der  Gesammtheit  benutzt,  im  politischen  Ehrenamtsdienst 
der  Selbstregierung,  in  der  Ausbildung  und  \'('rtli(Mtliguiig  der 
VolksfnMluHten,  in  der  Pflege  der  höheren  Culturintvressen,  in 
l  .irit.iti\ t  u  Leistungen,  auch  als  Leiter  und  Verbreiter  wirth- 
jschaltiicher  und  technischer  Fortschritte;  wo  dieser  Stand,  mit 
.".nderen  Worten  die  sruten  Seiten  einer  tu  tlitij^en  Aristo- 
k ratio  zeigt  und  der  wahre  Führer  des  Volkes  ist,  seine  Stel- 
lung wie  ein  Amt,  seinen  Tormeintlich  priratrechtlichen  Kenten- 
bezug  wie  eine  öffentliche  Besoldung  betrachtet,  ein  Amt,  eine  Be- 
soldung, welche  in  erster  Beihe  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in 
«weiter  Reihe  private  Rechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der 
Solirift:  „„mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern'"'  und  das  vor- 
nehme Adelswort  „„noblesse  oblige'*"  gilt";  weil  eben,  wo  Alles 

Siehe  hierzu  A.  Wafjuer,  (tninrllf^iruncr.  ^  H48  und  seinen  Art.  .,(tnmd- 
^•««U",  S.  136;  leruer  v.  Miaskuwski,  Das  Erbrecht  uud  die  Ürundeigeuthumsi- 
?«rt]ieiliuif  im  Deutachen  Bdcb,  Bd.  n,  S.  266  ff.;  nnd  die  Worte  Ton  Schmoller 
im  Jahrh.  f.  Oewtxgebtuig  etc.,  12.  Jahrg.,  S.  254/255:  ..Kiu  social  gesundes  Staats- 
m^>->n  r<t  iuimer  nur  dnsj«Miige,  in  welchem  die  Mnjoritäf  der  Stnatsbürger  aus 
(iruudeigeuthümern  besteht.  En  giebt  nur  einen  absolui  sielu-rt'«  Sehutzwall 
tf^n  aUe  .SocUldemokratie  und  RevoLation,  eine  entopreehende  Zahl  der  kieineu 
Lcnte  nnd  Arbeiter  tiinübenuaiehen  in  die  Klasse  der  Landeigenthümer". 
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(lies  zutrifft,  gerade  der  Grossgrundbesitz  „aucii  heute  im  uatio- 
nalen  Interesse''  liegt;  während  allerdiiigB  dann,  „wenn  dies» 
Stand  seine  sociale  Mission  verkennt,  nur  seinen  eigenen  Interessen 
lebt  und  alle  die  vorhin  genannten  Aufgaben  vemachlftsBigt^S  wenn 
er  gar  In  antlnationalOkononiiseher  und  antisocialer  Weise  seine 
Machtstellung  „zur  Erzielung  speculativer  Gewinne**!  namentUeh 
in  der  Form  des  Auskaufe  des  b&uerlichen  Grundbesitzes  miss- 
braucben,  also  dem  modernen  grossstädtiscben  Grund-  und  Haus- 
eigenthum iiiiijit  r  iihillicher  werden  sollte,  sicherlich  di»»  wichti ersten 
Rechtfertimintrsprrtlnde  für  seinen  Fortbestand  .,aus  dem  Standpunkt 
des  Gesammtinteresses  entfallen'';  wobei  freilich  das  Mittel,  die 
Pflichten  des  Gnmdeigenthums  gegen  Staat  luid  Gesollschaft  dadurch 
zu  erzwingen,  dass  man  alle  Landwirtho  zu  Staatspächtern  machte, 
immer  noch  ein  verfehltes  bliebe,  die  Abhilfe  vielmehr  nur  in 
einer  Ueberfllhrung  solchen  Grossgrundeigenthums  in  social  besser 
wirkendes  bäuerliches  Eigenthum  in  Frage  kommen  kdnnte*). 

5.  Diese  Auffassung  hat  in  den  vorausgegangenen  Darlegungeu 
eine  weitere  mittelbare  Begrilndung  erfahren,  insofern  wohl  zwingend 
nachgewiesen  wurde,  dass  keine  Form  der  Bewirtliscliaftung  —  sei 
es  nun  die  Zeitpacht,  die  Krl)pacht  oder  der  Theilbau  —  nach- 
haltig vom  Stan<l|nuikt  d»>s  Productionsinteresses  dasselbe  wie 
die  Selbstverwaltung  zu  leisten  vermag;  und  dass,  wenn 
schon  heutzutage  der  bäuerliche  Grundbesitz  ländenveise  gegen- 
über etwa  dem  grossen,  intelligenten  Fachtbetriebe  in  derProdmctions- 
technik  noch  zurfickstehen  sollte,  dies  doch  —  ganz  abgesehen  von 
der  Möglichkeit  weitgehender  Erfolge  auf  diesem  Gebiet  bei  ver« 
ständnissvollem  Walten  der  Agrarptlege  —  ausschlaggebend  nicht 
zu  erachten  ist,  weil  eben  sammtliche  andere  Bewirthschafhings- 
formen,  mit  Ausnahme  höchstens  der  Erbpacht,  nach  der  socialen 
und  politischen  Seite  eine  Reihe  schwacher  Punkte  aufweisen, 
die  bei  unbefanircncr  Würdigung  der  möglichen  Besitzes-  und  Be- 
wirthscliaftungsformen  sofort  wieder  die  Waagschale  zu  (iunsten 
des  privaten  Eigeuthums  und  derEigenbewirthschaftung  beeintiusseo. 

6.  An  diesem  Beurtheilungsergebniss  kann  auch  die  Betrachtung 
nichts  ändern,  dass  im  letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  die  euro- 
päische Landwirthschaft  von  einer  unverkennbaren  Krisis  befallen 
erscheint^  welche  in  einer  vielfach  behaupteten,  wenn  auch  mch% 
überall  zahlenmässig  genau  festgestellten,  aller  Wahrscheinlichkeit 


Vgl.  A.  Wag u er,  Gruudlcgung,  §  Md  ff. 
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oaeh  aber  unbestreitbar  vorhandenen  starken  Verschuldung  zu 
Tage  tritt:  denn  dieses  Argument  würde  doch  nur  dann  Anspruch 
auf  Beachtung  haben  dürfen,  wenn  eben  in  den  Ländern  des  Ge- 
meinbesitzes Schäden  solcher  Art  nicht  hervorgetreten  wären  und 
wenn  weiterhin  in  diesen  letzteren  Staatsgebieten  das  nationale 
Productionsmittel  des  Grund  und  Bodens  seiner  Aufgabe  in  voll- 
kommenerem Maasse  gerecht  würde  als  in  den  Staatswesen  des 
i'rivdten  Griindbesitzos,  was  hingesehen  auf  Staatswesen  wie  Kuss- 
land. Indien  etc.  scliwerlich  wird  behauptet  werden  wollen.  Und 
■  lie  man  eine  tausendjahii^e  Entwicklung,  die  aus  dem  ur- 
>prüuglichen  Gemeinbesitz  zum  privaten  Kigenthum  hingeleitet  hat, 
gewissermaassen  als  eine  „Absurdidät",  als  ,, einen  verhängnissvollon 
Wahn''  Icennzeichnet,  in  dem  gerade  die  auf  der  höchsten  Stufe  der 
Oultur  angelangten  Nationen  befangen  gewesen  sein  sollten,  mfisste 
doch  jedenfklls  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  bewiesen 
werden  können,  dasa  gerade  die  jetzige  fiigenthumsordnung  und 
sie  allein  die  Ursache  der  unbefriedigenden  Lage  der  boden- 
bejitellenden  Klassen  sei,  folglich  nur  von  eiuiT  Hescitmuug  jciut 
Institution  und  nicht  etwa  auch  schon  durch  Reforuicii  im  Gebiet 
des  Agrarreclits  •r»»siin(it rc  Zustände  zu  erwarten  seien.  In  allen 
diesen  Beziehungen  stehen  uImt  höchstens  Behauptungen  gegen 
Behauptungen  und  es  darf  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  bis 
jetzt  kein  emsthafter  Staatspolitiker  mit  dem  Experimente  einer 
grundsätzlichen  Umgestaltung  der  Grundbesitzverfassung  der  euro- 
päischen Culturstaaten  sich  zu  befreunden  vermochte.  Auch  sind 
die  Zustände  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  und  die  ökono- 
mischen Verhältnisse  der  ländlichen  Bevölkenmg  keineswegs  solche, 
dass  daran  verzweifelt  werden  niiisste,  durch  eine  planmässigo 
Reform  des  Agiarrechts  die  Bediiiüimgen  des  nachhaltigen  Ge- 
deihens wieder  zu  gewiinieii,  dessen  sich  dieselbe  in  diesem  Jahr- 
hundert tpttz  der  Institution  des  |irivaten  Eiiientliunis  lauge  «Tfreut 
hat,  freilich  mit  jenen  zeitweisen  Kückschlägen,  die  eben  im  land- 
wirthschaftlichen Gewerbe,  wegen  des  durch  die  unbeeintlussbaron 
Elemente  der  Witterung  kaum  je  vermeidliclien  Wechsels  guter, 
mittlerer  und  schlechter  Ernten,  unter  dem  Schutz  keiner,  irgendwie 
gearteten  Agrarverfassung  gänzlich  werden  hintangehalten  werden 
können. 

7.  Mit  diesem  Ergebniss  erscheint  aber  auch  gerade  Jene 

neuerliciie  Bewegung  gerichtet,  welelie  nicht  sowohl  aus 
Eirunden,  die  in  der  unbefriedigenden  ökonumischen  Lage  des  land- 
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wirüischaftlichen  Gewerbes!  selber  wurzeln,  sondern  aus  allLremei- 
neren  Erwägungen  die  heutipre  Grundbesitzordnung  zu  bekäniptVi. 
imiemiuunt  (Bewegung  der  Bodenreformer  in  DeutsehlanJ: 
Vereine  fflr  Land-Nationalisation  in  Amerika  und  England), 
insofern  nämlich  von  einer  UeberfOhrong  des  Bodens  in  den  Besitz 
der  Gemeinde  oder  besser  des  Staats  (von  der  Yerwirklicliuiig 
der  Forderung  der  „Grundzinsgeraeinschaft")  d.  h.  von  der  Brechung 
des  Monopols,  welches  der  private  Besitz  am  Gnmd  und  Boden 
den  jeweiligen  Eicrnern  gewährt,  eine  Beseitigung  der  Oegensätzt- 
von  Kfich  und  Arm.  eine  Hinwegräumung  der  Haui»turftache  der 
zeitweise  aultretenden  Krwerbskrisen ,  die  Sicherung  des  vollen 
Arbeitsertrags  für  Alle,  mit  einem  Worte  „die  Elendsabliilfe" 
und  die  endüclie  Verwirklichung  des  socialen  Friedens  und  dei^ 
„AUwobls''  erhofft  wird.  Kann  nun  auch  im  Hinblick  auf  die 
kritische  Beleuchtung  der  hier  einschlagenden  Fragen  in  der  „Grund- 
legung^^ auf  eine  nfthere  Würdigung  dieser,  abseits  der  sociaüs* 
tischen  Agitation  sich  bewegenden  und  wie  man  einräumen  muss. 
Tielfach  von  philantropischen  Erwägungen  erfüllten  Strömung  an 
sich  verzichtet  w^enliMi  und  kiuin  es  üIh  rhaupt  nicht  wohl  Aufgab»^ 
einer  ernsthaften  Darstt'lluüLr  der  Acrarpolitik  sein,  tin  ilir«*  H.^forra- 
vorschläg»»  di»'  niöglidie  Entwicklung  in  einer  n«»l>el haften  Zukunft 
zur  Grundlage  zu  nehmen,  so  ersclieint  es  doch  auch  niclit  gänzUcli 
überflüssig,  wenigstens  mit  einigen  Worten  die  grundsätzliche  Stellung 
der  Agrarpolitik  der  Gegenwart  zu  den  Bestrebungen  der  „L and- 
reformer*^zu  kennzeichnen. 


§  41.  Die  Landreformbewegung. 

Die  kritischen  Bemerkungen,  zu  denen  diese  Bewegung  Anlas» 
giübt,  sind  wesentlich  die  folgenden: 

1,  Die  Lan<h('t(»rmbewegung  erstrebt,  mit  der  Ueberführuni: 
des  Grund  und  Bodens  in  Staatsbesitz  die  Macht  des  Grosska])itals 
zu  brechen,  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  das  private  Grund- 
eigenthum  die  eigentliche  Unterlage  jener  Kapitalmacht  bildet  und 
dass  desshalb  mit  der  Beseitigimg  der  Möglichkeit  des  ferneren 
Grundrentenbezugs  (auch  in  Form  von  Hypothekenzinsen)  der 
Kapitalrentenmarkt  selber  seiner  Vernichtung  entgegengefühn 
werde;  sie  erblickt  in  dem  Ziiisrcrlit.  in  dem  „Tribut  -.  d<'n  di.» 
Kapitalisten  der  producirenden  Arbeil  auferlegen,  die  (Quelle  der 
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socialen  Noth  schon  desshalb,  weil  in  der  stetigen  Anhäufung 
ungeheuerer,  nicht  zum  Yerkehr  gelangender  Eapitalsinsbezflge  die 
Ursache  der  heutigen  chronischen  Absatzstockungen  Me^c,  weil  dess- 
halb  mit  der  Besoitiguns^  des  Zinsrechts,  dessen  „ISähmiiitter*  die 
(inindn»nte  sei,  jene  Stockungen  verschwinden  mfissen,  dann  abor 
lillt'  Bcdiniruncren  für  eine  nnir»'ahnto  Entfesselung-  der  Production, 
mit  der  ein  allgemeines  Steigen  der  Arbeitslöhne  Hand  in  Hand 
gehe,  von  selber  gegeben  seien.  Diese  (neuerdings  namentlich 
von  Stamm  und  Flflrscheim  Tertretene)  Theorie  der  Absatz- 
stockungen ist  indess,  wie  anspruchsvoll  sie  auch  von  ihren  Yer- 
fechtem  voigetragen  wird,  keineswegs  unanfechtbar;  ein  irgend 
sehlQasiger  Beweis  dafür,  dass  mit  der  Verstaatlichung  der  Grund- 
rente die  Möglichkeit,  für  ausgeliehene  Kapitalien  eine  Zinsver- 
gfitung  7A\  «1  halten,  unvereinbar  sei  oder  dass  —  das  Aufhören 
jede»  eipMitlichen  Zinsbezugs  vrirausgesetzt  —  nicht  gleichwohl 
einseitige  K i 1 1 k o mm e n s h ä ulungen  sich  einstellen  werden,  kann 
ebenso  wenig  wie  der  andere  erbracht  werden,  dass  auch  unter  der 
neuen  Ordnung  Irrungen  der  Production  durch  Unterschätzungen 
des  augenblicklichen  Oonsums  völlig  ausgeschlossen  seien;  die 
aoBSChliessliche  Basirung  der  Eapitalmacht  auf  die  Möglichkeit 
des  Grundrentenbezugs  ist  eine,  wohl  im  Einzelfall  zutreffende 
(Grundaristokratie  in  England),  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  aber 
durchaus  willkfirliche  Aiui.thme;  auch  rechnet  das  IdealVdld  einer 
mit  ziublus  überlassonen  Kapitalien  arbeitenden  rroduetion  in 
keiner  Weise  mit  dorn  natürlichen  und  gesunden  Egoisnuis  des 
Menschen,  uu«l  es  unterschätzt  jedenfalls  die  Forderung  einer  all- 
mühlichen  Beseitigung  des  „Zinstributrechts"  die  werth-  und  kapital- 
bildende  Kraft,  von  der  die  Anwartschaft  auf  die  Nutzung  ange- 
sammelter YermögensweTthe  im  Weg  des  Zinsbezugs  noch  alle 
Zeit  sich  begleitet  erwiesen  hat^).  ünter  allen  Umständen  konnte 
der  erwartete  Erfolg  solcher  Boden-  und  Kapitalzinsreform  doch 
nur  dann  ensartct  werden,  wenn  die  Leberführnng  des  Gnmd  und 
Bodens  in  dm  Besitz  der  Gemeinschaft  gleiclizeitig  in  allen  Staaten 
rtblgt«\  weil  andernfalls  das  leicht  bewegliche  Kapital  aus  den 
Staaten  der  „Bodenreform"  nach  anderen  Staatswesen  abfliessen 
müsste,  erstere  also  des  befruchtenden  Factors  jeder  erzeugenden 
Th&tigkeit  mit  einem  Male  sich  beraubt  sähen.  Keinesfalls  kann 


A.  Wagner,  (»rnndlegiuig,  ^  287  flf.    Ueber  die  Krisen-  uiui  Ziusenthcoriu 
Plnncbciai*!  r^.  aneli  Diehi,  a.  a.  O.,  S.  618  ff. 
B«c¥««b«rff«r,  A.,  Asraipolitik.  I.  16 
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eine  in  ihren  Grundlagen  bo  unsichere,  in  den  £rfolgen  so  zweifei« 
hafte  Bewegung  Anspruch  auf  Beachtung  dann  haben ,  wenn  diu 
Mittel  zum  Zweck  aich  als  ein  verfehltes  darstellt;  denn  die  Be- 

seitigun«^  der  jutzitjen  Landeigenthfimer,  d.  h.  die  Umwandlung 
derselben  aus  fest  unsüssi^en,  mit  der  Scholle  verwachsenen, 
mit  starkem  Heimatsgetülil  ausirestatteteii  Bevölkeningsbe^tand- 
tln'ilen  in  eine  liuctuirendc  Mass«'  von  Zoitpfichtern.  deren  P^r^vcrli- 
oxistonz  von  der  jedesmaligen  Neuausbietuug  der  rachtläudereien 
bedroht  erscheint,  würde  gegenüber  der  jetzigen  Ordnung  einen 
unzweifelhaften  Rflckschriti  bedeuten;  und  ein  werthvoller  BestaM^* 
theil  der  Volksgemeinschaft  wäre  zum  Opfer  gebracht  zu  Gunsten 
eines  staatssocialistischen  Experiments,  dessen  Erwartungen  ebenso 
gut  sich  als  utopisch  wie  begrOndet  erweisen  kOnnen.  Kein  Satz 
aber  ist  wahrer  und  in  den  grossen  Fragen  der  Staatspolitik  mehr 
zu  beachten,  als  der.  da«<s  man  sich  hüten  muss,  iiie<ler/nreis>en, 
bevor  die  Moolichkeit  deb  Auftmues  in  besserer,  vollkoniiiieiieier 
Gestalt  in  einer  allen  Zweifel  auöächliessenden  Weise  sicher- 
gestellt ist. 

2.  Die  Landreformbewegung  erscheint  verständlich  in  Staate-  | 
wesen,  in  denen  im  Lauf  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Grund  ' 
und  Boden  in  den  Händen  einer  bevorzugten  Elasse  thatsächlieh 
monopolisirt  worden  ist  und  das  Besitzmonopol  durch  das  gel« 
tende  Becht  —  Fideicommisse,  Entails  —  rechtlich  garantirt  wird: 
wo  also  grosse  Theile  der  pnMluctiven  Stände  von  dem  Mitbesitz 
und  Mitgenuss  des  liudens  factisch  un<l  rechtlich  ausLresrhlosai-n 
sind   oder  doch   nur  gegen   Anbiotung  monopolisliscluT  Preist- 
(dnlckende  Pachtzinse)  dieses  Genusses  theilhatt  werden  können: 
wo  der  Vortheil  der  steigenden  lv«^nte  aus  der  Landnutzimg  der  , 
verhältnissmässig  kleinen  Anzahl  der  Bodeneigner  als  arbeitsloses  ' 
Einkommen  in  den  Schooss  fällt  und  hierdurch  die  Entwicklung  za 
einseitiger  Einkommensvertheilung,  die  wiederum  die  Quelle  socialer  , 
üebermacht  und  (ökonomischer  Ausbeutung  werden  kann,  befördert  ' 
wird.    Hieraus  erklärt  sich  der  Erlolg  der  J.andrefonubewegun?  i 
theild  in  alten  Culturlandcrn,  wie  in  Orossbritannieu,  wo  der  Grund 
und  Boden   im  Besitz  einiger   tausend  Familien   ist,    sowie  in 
einzelneii  Staatsgebieten  der  Neuen  Welt,  wo  eine  verfehlte  und 
kurzsichtige  Landpolitik  und  der  Mangel  eines  den  mittleren  Besitx  | 
hinreichend  scliützondeu  Agrarrechts  in  Verbindung  mit  der  aeil- 
weisen  Verdorbenheit  der  öffentlichen  Organe  die  Ursache  war, 
dass  der  Auskauf  des  Landes  durch  geldkapitalistische  Kreise  is 
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(ier  zweiten  Hälfte  des  JahrhuiKlerts  beängstigende  Fortschritte 
gemacht  hat.  In  dieser  Staateugnippe,  wo  das  Zeitpaehtwesen 
jetzt  schon  die  ausschliessliche  Form  diT  Bewirtlischuttung  ist 
(Grossbritannien,  Irland),  theils  die  EigeHthunisbewirthschaftung 
durch  mittlere  und  kleinere  Landbesitzer  in  Folge  des  fortschreiten- 
den Aufeaugungsprocesses  zu  verdrängen  droht  (Amerika)^),  wfirde 
zudem  die  Forderung,  der  Ungesundheit  der  bestehenden  Einkommens- 
Tefthellung  durch  Einziehung  der  Grundrente  ftlr  die  Zwecke  der 
Gemeinschaft  zu  begegnen,  für  die  ökonomische  und  rechtliche 
Laire  der  Itud*  nbebauenden  Klassen  (räcliter)  eine  Aenderung  nicht 
•  hUt  nur  insof»'ni  bedeuten,  als  die  15etl"mgiiiiL;(Mi  der  pachtweisen 
Landüberlassnng  künftigliin  nicht  nach  dem  Belieben  der  grossen 
privaten  Bodenmonopolist  in,  sondern  nach  Maassgabe  öfl'entlich- 
rechtlicher  Normen  durch  die  Gemeinschaft  (den  Staat)  festgesetzt 
würden;  wie  zumal  in  erst  neu  zu  besiedelnden  Gebieten  (Australien) 
eine  Landpolitik  volle  Beachtung  verdient,  welche  vorerst  das  Land 
dem  Staate  vorbehält,  um  die  allmähliche  Colonisirung  nach  Bück- 
sichten des  öffentlichen  Interesses  leiten  und  eine  speculative 
Grundbesitzhäufuiiu  durch  Einzuiue  zum  Nachtheil  dieser  Entwick- 
luug  hiiitiin halten  zu  können^). 

völlig  unverständlich  ist  dagegen  die  Landreformbe- 
wegung in  Staatswesen,  wo  im  Gefolge  einer  glücklicheren  Entwick- 
lung, herbeigeführt  durch  zeitige  Maassnahmen  des  Bauemschutzes 

seitens  der  Landesherrschaften ,  durch  eine  gesunde  Ordnung  des 

AL'^nirrechts.  insbesondere  durch  Einräuimiiii:  iuaassvollcr  Freiheitim 
ll<Hb'n  vork»'lir.  die ( Jriindeigenthumsvertheilung  (nniMlenkliar  mannich- 
f^tige  iät,  uebou  grössereu  Laudeigenthümern  in  mauuichfaltigster 

*  Xai  h  Flürschcim  sollen  in  di  u  Vereinigen  Staaten  von  2  und 3  Millioneil 
landv».  l'.'  tri«  U  li  btticits  '/i  MiUionfii  l'uchtbctriebe  sein. 

*i  In  mehreren  au stralibcheu  Colouieu  sind  (nach  F 1  ü rseheim)  Maass- 
iuUiiB*it  i»  >'orbereitun^.  durch  die  eine  weitere  üeWlasBnni^  von  noch  nicht 
rw^'upirtein  Land  ins-  Ki<^niitliinn  dfr  Colouiston  hinfanj^ehalteu  werden  s'nll.  Für 
fii»'  Provinz  Adelaide  soll  bereits  ein  (Jesetz  erlassen  sein,  wouacb  aller  iocale 
Aufwand  nur  auf  den  Grund  und  Boden  unifrelejjrt  werden  darf  l^sinjjrle  tax) 
<nul  Ansnahme  des  dtireh  Meliorationen  herbeigeführten  Gnindwerths),  womit 
bt^zwe(  l\f  >Mrd,  den  seither  von  IJodenspeeulauten  fest^;<'haltenen  unbebauten  Lati- 
faudic-n besitz  raccher  in  den  Verkehr,  d.  b.  in  die  UiUide  derjenigen  i&u  bringen, 
die  ibu  alftbald  za.  bebttoen  wünschen.  —  Vj^l.  aocfa  den  Anf«wtx  von  Bnhland 
iTfib.  Ztochr.,  48.  Jahr^.,  8.  281  ff.:  ^Die  anstraliMli-nordamt  rikitnisohe  iiand^v- 
strtzr*  >>nn<^"*,  wo  die  anstraliscbc  Landjjolitik  znsnnniuiifassnul  dabin  charakferi- 
mrt  wird,  da»ü  üie  „mit  einer  recht  freigebigen  Verscheukuug  von  Ländereiou 
bei^ftnii  und  mit  der  ESnttelliing  jeder  weiteren  Verinwemng  und  langfifigtiger 
V^rpachtnns  ]>•  l  indiäi-her  Wleidereinüchätzung  des  PacfatMihiUings  durch  Lo^- 
bebörden  vorläntig  absfcbiiessen  dürfte/ 
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Abstufung  mittlere,  kleine  und  kleinste  Landstellen  Yorhanden 
sind  und  daher  die  berechtigte  Forderung,  dass  an  den  Segnungen 
des  Grundbesitzes  ein  möglichst  weitgezogener  Kreis  der  Yolks- 

ancrohörigen  Theil  nehme,  seine  factische  und  rechtliche  Verwirk- 
lirhiiiiL^  gefunden  hat:  wo  daher  von  einer  socialen  UeberuidcLi 
und  Knoclituno-,  i^ner  durcli  den  Bodenmonopolbesitz  horbeigeführti^D 
Klassenben'öeliatt.  einer  Ausbeutung  der  gtopsoti  Masse  durch  eiüe 
kleine  Anzahl  Bevorrechteter  nirgends  die  liede  ist  —  Verhältnisse, 
wie  sie  in  einem  grossen  Theile  von  Mitteleuropa,  zumal  in  den 
überwiegenden  Gebieten  von  Deutschland,  Frankreich,  der  Schweiz, 
in  den  meisten  Kronlftndera  Oesterreichs  die  herrschenden  sind,  in 
welchen  Staatswesen  die  bürgerliche  Freiheit,  die  SelbstTerwaltuog, 
insbesondere  eine  autonome  Gemeindeyerwaltung  recht  eigenilidt 
in  dem  biiiierlicheii  Besitz  wurzelt*). 

4.  Ein  die  Landreformbeweguii?:  stark  beeinflussender  Factor  i>t 
auch  die  vorgebliche  sittliche  Austössigkeit  des  Grundren- 
te nbezugs  als  eines,  nicht  dem  individuellen  Verdienst,  sondern 
dem  gesellschaftlichen  Fortschritt  und  der  gesellschaftlichen  Mitarbeit 
zuzuschreibender  Einkommenstheils  und  sodann  die  Annahme  be- 
ständigen Steigens  dieses  auf  dem  gesellschaftlichen  Fortschiitt 
beruhenden  Rentenbezugs,  dessen  Aneignung  durch  die  Gemein- 
schaft ungezählte  .Mittel  für  Aliui  intdnzwecke  flüssig  iiuicben.  ja 
mit  der  Zeit  die  Kinlielmnü:  andt'rwtdter  Zwangsbeiträge  zur  Be- 
streitung der  öüeutüchen  und  Gemeiuschat'tsbudürthisse  entbehrlich 


')  Arhnlich  Rosf-hf-r,  n.  n.  O.,  S  n^.  T'iid  Eisenhart  (a.  a.  0.,  S.  253  u.  2n7  ff.) 
sagt:  n^Süi  man,  nm  für  die  Verwirklichung  der  sensuolistiäcbea  Bechtside«*  des 
alleimgun  Arbeite-  oder  VefdleiisteliikoDimeiM  tabula  nua  xn  erbalten,  das  Initilnt 
des  rrivateiffenthnrns  anfgeiioh<>n  haben,  so  tritt  zur  Unterbindunp  der  freien  Sitt- 
lichkeif iumIi  dir»  V(»michtung  ihn**;  mieiithflirlichen  Organs  hinzu  und  diese  niri 
dauiit  überhaupt  unmuglich  gemacht.  Denn  das  ist  doch  die  Bedeutung  des  ;>ande^ 
eigenthnmB  .  .  .  .  ,  daas  der  Individnell  gesehalFene  Mensch  ao  ibnot  ein  individacUM 
und  somit  nunbhängiges  AV(»rkzeug  fiir  die  Verwirklichung  seiin  r  Zwtck««  hat.  Sn 
wird  seine  gesellschaftliche  Anerkennung,  d.  h.  das  K i ge n  t  h  u m m  <  .  ht 
zu  einer  Garantie  der  freien  Sittlichkeit,  zu  einer  (Konstitution  der  ladi- 
vidiiellea  Freiheit  ge^«¥nüber  dem  Abiolutismus  einer  selbst  liberal  verfe&sten  Staaltf- 
gewalt  ....  Darum  bleibt  ....  srdhst  der  altsoliitc  StMat  des  18.  .Inhrhr.nder.s 
Qoeb  «in  Freistaat  gegeuüber  diesen  communistischen  Planungen  einer  (»tfe^tlicb^B 
Gewalt,  die  fiber  die  Totalität  der  Kapitalgiiter  verfügend  dem  EinKolneu  mit  seiatt 
gesammtcn  Existenz  von  sich  abhängig  macht,  d.  h.  von  dem  (ii.H<ir<»ti<märeu  Befiodoi 
einer  herrschenden  ^lajni ität"  (Janz  ähnlich  SchmolliT  in  d.  n  A'.  rhandl untren 
des  Ver.  f.  Socialp.,  M.  XJüüil,  S.  ü^l:  ,Alle  gewöhnliche  Freiiit-it,  unsere 
ganxe  SelbstTerwaltuni^  wirea  init  elttem  Sehlag  durch  die  Verstaadidiiuif 
vernichtet;  mit  snUhen  E.xperimenteii  kann  ein  vernünftiger.  enistvoUer  Politiker 
niclit  rechnen."  V'xl.  auch  den  von  .läp-er  (a.  a.  0.,  S.  25H'  citir'«"!  Ausspruch 
des  amerikauischen  .Seuai(»rt»  II.  Ken  ton  über  deu  Zusammenhang  \*ni  pulitiicber 
Freiheit  und  privatem  Gnmdeigenthum. 
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nuchen  werde,  während  dieser  Onmdrentenzawachs  (uneamed 
increment  nacli  St  MiU)  doch  ein  völlig  ^«unverdientes**  Einkommen 
sei.   Nun  ist  freilich  das  Vorhandensein  von  Differentialrenten, 

welche  mit  durch  den  Allgeni('iiilort:iehritt  der  Cultur  bedingt 
werden,  einzuräumen,  es  wird  indessen  in  den  envahnten  beiderlei 
Beziehungen  eine  aus*  dfui  st:idtisehe]i  J Jruudi>»'?5itz  (Baustelien- 
monopol)  hergeleitete  besonders  missiiche  Erfahrung:  in  luiberech- 
ügt  schablonenhafter  Weise  auf  den  landwirthsi  hattlich  benutzten 
Grund  und  Boden  übertragen  und  zugleich  eine  regelmässige 
Gnmdrentensteigerung  des  letzteren  vorausgesetzt,  gegen  welche 
ebensowohl  die  geschichtliche  Erfahrung  wie  die  technisch-ökono» 
mischen  Bedingungen  desLandwirtfaBehaftsbetnebs  sprechen.  Bichtig 
ist  vielmehr  nur  Folgendes: 

a)  Nur  beim  städtischen  Grund  und  Boden  ist  wecken  der 
zeitlichen  und  räumlichen  Beschränktheit  des  tür  Hebauungszwecke 
sich  eignenden  Baugrundes  der  Kentenzuwachs  (in  Form  der  Ein- 
hebung von  Wohnungs-  und  Geschftftsmiethen)  häufig  ein  völlig 
unverdienter,  d.  h.  durch  allgemein  gesellschaftliche  und  wirth- 
schalUiche  Ursachen  bedingter  (Zunahme  der  städtischen  Be- 
vAlkening,  Eröffnung  von  Bauquartieren  durch  Anlage  neuer 
Sirub.scii) :  k»'ineswegs  aber  beim  laiidwirtliscliatilichen  Grund  und 
Boden.  Während  dort  ohne  jeglirlie  Arlieit  des  Baustellenbesitzers 
der  W^-rth  der  Bauunindf  unter  llmstanden  sclirankenlosrr  Steige- 
rung fällig  ist,  bildet  hier  die  Ökonomische  Hineinvorwouduiig  von 
Arbeit  und  Kapital  in  Grund  und  Boden  die  Voraussetzung  des 
Gesammteinkommensbezugs,  also  auch  desjenigen  Theils  derselben 
(Grundrente  im  eigentlichen  Sinne),  der  auf  die  Mitwirkung  der 
Bodensubstanz  als  solcher  entfällt  Die  von  dem  selbstwiith- 
schaftenden  EigenthOmer  erlangte  Grundrente  fällt  ihm  daher 
keineswegs  mühelos  in  den  Schooss,  sondern  sie  ist  technisch- 
ökouuiuisih  erarbeitet,  also  individuelles  Verdirust  (I'riiniion- 
fiinf'tiou  (ler  Kr-ntc  nnch  Schäffle),  so  gut,  wie  jener  llu'il  seines 
Linkoinniens ,  der  der  thatsächlichen  geleisteten  (manuellen  und 
geistigen)  Arbeit  und  dem  Umfang  der  Kapitalverwenduiig  (in  Form 
ton  Gebäuden,  Meliorationen, Dünger,  Saatgut  etc.)  entspricht').  Die 
Aneignung  der  Grundrente  als  „einen  Baub  an  der  Gemeinschaft^* 

'/  Virl.  Schaff  le,  Das  ipesoUschultl.  System  etc..  II.  Bd.,  §  22.')  und  {?  339,  S.  53*): 
.Jede  Anl'hebiinp  der  Kontr.  woln  i  die  im  l-aiuUuiu  lan|)r»ain  wirkend«'  Fmiftion  volks- 
wirthhehaftJicher  Prämiimiig  geseliwäeht  wurde,  erscheint  sowohl  ^emeiD8chüdlieh 
als  angereckt:  gememtchädlich ,  weil  die  wirthscbaftlichü  Verweuduug  de«  Bodens 
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ZU  bezeichnen,  ist  daher  jedenfallB  im  Bereich  der  SelbstTenral* 
tung  der  Landgüter  durch  den  Eigeothflmer  mindestens  eise 
Utigoreimtheit  und  kann  höchstens  in  einem  Vorstellungskreia  Baun 

finden,  in  dorn  die  jetzige  Grundeigenthumsordnung  in  ihrer  Ge- 
8uiiuutlieit  üln'rhaupt  als  ein  Ergebniss  widerreclitliclier  Gewalt- 
that  betrachlet  wird,  wobei  wn»'dcniiii  aus  »Mnzelnen.  für  d»^n 
grösseren  Theil  Europas  jedenfalls  Jahrhunderte  zurückreichenden 
Vorkominnissen  ein  unberechtigter  Schluss  auf  das  Oanze  gezogen 
wird*);  während  allerdings  in  den  neu  besiedelten  Läudereien  der 
Union,  Australiens  etc.  die  Bechtstitel  des  Eigenthums  am  Onmd 
und  Boden  nach  den  Schilderungen  Henry  Geoige's  und  andern 
amerikanischer  Schriftsteller  nicht  durchweg  legal  erworben  sein 
mögen.  Aher  seihst  wo  die  Gmndrente  als  arbeitslos  bezogen« 
Entgelt  für  die  üeberlassung  der  liodennut/uim  (Pachtzins)  iiiisser- 
lich  sich  darstellt,  kann  sie  im  conereten  Einzflfall  sehr  w«»lil 
doch  vollberechtigtes  Einkommen  sein,  insofern  sie  als  Ergebnis 


ß^estört,  utifrrrrrht,  weil  der  wirths»  liaftlirhen  Ermittluut?  der  iinvermfhrbun  ii  fuft. 
Kapitale  selbst  jene  Roate  entzogen  würde,  welche  der  virtuosen  Arbeit  und  urr 
geschickten  Bewirtiischaftiing  flfissiger  Kapitele  niljUlt*'.  -  -  SStsa,  die  Schiffte  aOfr-  ' 
ding»  im  „Bau  und  Leben''  CJ.  Bd.,  S.  H89  ff.)  nachträglich  etwas  eing-eschniukt  ha.1  | 
ohne  aber  desshalh  die  jfruudsiit/licbe  Hereclifit^nnp  der  Landreforu»bewegim*r  awD- 
erkennen,  wie  seine  späteren  (Eingangs  citirteu)  Schriften  zeigen.  -  Die  „l'rämien- 
fanction*  der  Beute  bat  übrig«»  schon  SchSts  (TSb.  Ztacbr.,  1866,  S,  171  f. 
betont  und  sehr  gut  die  (von  Mill,  Arndt,  Wokoff)  erörterten  Projecte  einer  „We^'- 
Steuerung  der  (JrundrenTt  '  insbes.  mit  dem  Hinweis  zurückgewietien,  da*t 
„eine  Aussclioiduug  derjenigen  Kenleuautlieilc,  die  eine  Frucht  ursprünglicher  Ver- 
schiedenhtitM,  nnd  jener,  die  dne  Froebt  der  Arbeit  und  Kapitalanwi^ndnng  *ü>'« 
ganz  unmöglich  ist";  nnd  dass  auch  di(!  WrL;stiMi<  iuhl'  dt  s  l<iiiifti<rrii  KeKteniu- 
wachses  ungerechtforti^'-t  uiirc,  ^wnil  derselbe  oieiir  otler  weuig^er  seine  Uuelle  ia  • 
Verbessenmgsbemuluuigi'U  der  (iiuudeigeuthümer  hat  und  zugleich  eine  rrimie  ftr  ' 
dfts  Riaiko  darstellt,  das  der  GnmdeigenibAmer  übemimmt'*.  Aehnlich  neuerdiags  ■ 
Diehl,  a.  a.  O.,  8.  623. 

<5rnndlogung,  §  HIH.  Die  Flürscheinrscheii  Arprnmentationswdsf^t 
kann  mau  nicht  besser  kennzeichnen,  als  durch  seine  t'hanikterisiruug  «Her 
Gnmdbeeitier  als  ^Besitser  von  dem  Erdbodenranb  enteCaramendcfe 
Tributrechten"  oder  als  durch  Wiedergabe  einer  auf  obigen  Punkt  bezüglidifn 
Stelle  aufs.  174  des  Werkes:  „Der  oin/ige  Hettungswe^'",  wo  es  hfisst :  _Kin  Kind  ! 
kann  begreifen,  dass  es  eine  schreiende  Ungerechtigkeit  ist,  wenn  Jemand,  tie*!*B 
BeaifaiesTorgänger  ein  Stfick  Land  widerrecbtlicb  persönlicb  für  sich  mit  BescUa; 
b(  l(';^Mtn,  das  der  Allgemeinheit  gehörte  und  aller  Landbesitz  der  ganzen  Wfh 
beruht  auf  solclieni  Kechtsboden  dass  diefser  Nachfolger  (!)  eines  Käufers,  lYieUi 
oder  Untcrschlagers  (!)  von  den  Nachinlgem  der  bestohlenen  (!)  rechtmassi^r«! 
Hitbesitzer  einen  Benntsmngstribnt  fttr  das  gestoblene  (1)  Gemeingut  Terlangt  sod 
erlangt**  p^ewiss  dai?  Stärkste,  was  rrcb  istt  t  werden  kann,  wenn  man  siob  v^■^ 
gegeuwärtigt,  unter  welchen  (imständen  Älillionen  deutscher,  schweizerischer,  östc'^ 
reichischer  etc.  üaueni  und  grösserer  Besitzer  thatsächUch  und  ret^htlich  in  den  B«Blt 
ibrer  Anwesen  gelangt  sind.  Auf  Ähnlichen,  in  tfinenden  Wortschwall  gokleide«« 
generalisirendi  u  rtigereimtheiten  hrnilit  über  ein  pTn<:55rr  Tlu  il  der  l'eweisführungtTi 
der  deutschen  und  ausserdeutschcu  Laudrefurmiiga,  treilidi  auch  vieler  literäh«cli«t 
Vorgänger  derselben. 
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vorausgegangener  Arbeits-  und  Kapitalverwendungeu  ersclieint,  wie 
ttberall  da,  wo  das  Land  durch  Hodung  des  Eigenthümers,  durch 
VoTnahme  von  Ent-  und  Bewässerungen  etc.  erst  culturfähig,  d.  h. 

rentenerzeugond  ü:omacht  wunie,  so  dass  man  von  einer  „rrämien- 
function"  dor  Konto  ancli  liirr  sjiroclion  darf;  und  in  allon  Fällon 
dann,  wenn  dor  (inind  und  J^ulon  durch  Kauf,  Krbabündiinir,  d.  h. 
durch  Mittel,  welche  durcli  trühore  productive  Loistungcn  erarbeitet 
wurden,  erstanden,  die  Grundrente  also  lediglich  das  ökonomisch 
berechtigte  Aequivalent  vorausgegangener  Arbeitsleistungen  d.  h. 
Gnindkapitalzins  ist;  wogegen  allerdings  beim  Baustellenbesitz 
von  einer  „Prämienfunction**  der  Grundrente  regelmässig  nicht  die 
Bede  sein  kann^). 

b)  Die  durch  Steigerung  der  Pacht-  und  Kautproise  des  land- 
wirthschaftlichen  (Jrund  und  Bodens  in  die  Erscheinung  tretende» 
Rentensteigerung  ist  keineswegs  nur  oder  vorwiegend  ein  Product 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  und  culturellen  AUgemein- 
fortschritts  (hervorgerufen  durch  die  Seltenheit  des  Froducüons* 

*)  ^In  allen  F&Ueu,  sug-t  Wui;ner,  wird  zn  Menkeii  sein,  dum  der  Boden 

fitets  erht  dlltcb  das  Medium  menschlichor  Arbeit  sdoe  Dienste  leistet  und 
dH8>  <5. liier,  um  f'in  Maximum  in  Quantum  und  Quäle  dieser  Dienste  zu  erreichen, 
die  Bodeurecktsorduuiig  notbweudig  dem  menschlichen  Triebleben  und  den 
f&r  die  Ansfibmig  menschUclier  Arbeit  wirksamen  Motiven  anc^epaest  mininiiss''. — 
V^.  hienmauch  die  sehr  ^ite  Kritik  Eisenbart's  i^e^^f-n  Kodbertns  and  dessen 
Bf»«i«»nvpr*faatIirhunfrsthpori«'  (a.  a.  0.,  S,  2.>1  ff."'.     „llci  seiner  Exstirpining'  des 
Lnteruebmergcw'iuns  gleitet  Hodbertus  über  die  otieubare  Thatsache  glatt  hinweg, 
daaa  der  Unternehmer  bei  aUer  TTnaerttörbarkeit  der  technisch  «wlrthschafküchen 
Ideen  seibor.  durcb  ihre  Verwendung  zur  <  )r{ranisirun«?,  Leitung  und  Aufrechterhaltung 
<*ein*'S  Geschäfts  und  sein  schweres  Risiko  leicht  noch   in  einem  nnjrleich 
«tärkereu  Maassc  mit  seinem  Arbeitsvermögcu  veruutv&t  wird  als  der 
ausfahrende  Handarbeiter,  den  „„die  sornrenvollen  Nächte*"  desselben  freilich 
nicht  Tx  drücken. . .  Die  giiii/.c  ;ms])i  u(  lis\ oll«'  Dednctioii  vnn  R.  brrnht  auf  einer  Vor- 
\v<M.*h»^lu!i;_'  dfsst'ii.  was  in  der  Tli;it  dru  Kosu  iu  harakK  r     >  Naturaufwandes  begründet, 
niunlich  stiue  Kiubezogenheit  iu  den  BegriÜ"  eiuen  Wirthschaftswesens,  mit  dem- 
jenigen, wa^  unter  den  obwaltenden  R«cht8luil8tSnden  den  Einzelnen  in  den  Stand 
M'tzt.  flenselli'  ii  tVir  si(  Ii  in  Anspruch  /.u  nehmen.    Während  INxlhertus  insinuirt, 
d.iss  der  tirundbesitzer  eine  licute  im  Namen  seines  leeren  Hesitztitels  in  Anspruch 
tueiune,  geschieht  es  vielmehr  im  Namen  eines  wirklich  wirthschaftlichen  Kosten- 
aofwaades  und  es  bleibt  sein  Verdict  gegen  die  Besitzrenten  auf  Grund 
«  ines    vermeintlichen     alleinigen    K«)StencharakttM  >^    der    A-Iiii*  >i 
ebenso  hiulällig  als  das  banale  commuuistische,  dem  er  zu  Hülfe  kommen 
rermik>hte,  auf  Grtind  einer  vermeintlichen  alleinigen  Prodnctivitftt 
der  Arbeit,    l'nd  wenn  Kodbertns  in  den  Kigenthnmsgegenständen,  den  (rnind- 
nnd  Kapitalgütern,  das  zu  iltn-m  ncsitz  v<t!lgtändig  brrci  liti<:eTidf»  allgemeine  Werth- 
prodnct  der  Arbeit  anerkeuui,  aber  i,doch  nur  soj,  dass  es  auf  dem  Schweiss 
ganz  anderer  Klassen  bemhe  als  ihrer  dermaligen  Besitsser,  so  tritt  (hier) 
di*'  Erwägung  ein.  dass  die  Kapitalbildnngsa  rbei t  in  der  Furmirnng  des 
Hildens  wip  v»>iTter  I'ioducii-  vmi  der  jjfpi  sti  i,'en  Arbeit  ein«'s  l'utcrnehmers 
ausging,  iu  dessen  Händen  die  körperlich»'  seiner  Arbeitt^r  nur  Mittel  war 
ttod  swar  in  strikter  Rechtsfonn  ao^relohntes  Mittel/ 
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elements,  d.  h.  durch  das  im  Grundeigenthumsrecht  begründete 
Monopol  und  durch  die  allm&hliche  Steigerung  der  Preise  der 
landwirthschaftliehen  Erzeugnisse),  sondern  gleichzeitig  und  seitp 
weise  ausschliesslich  das  Produet  der  individuellen  Arbeitsbethätignng 

und  der  iiKlividiicllcii  >iiinvollen  Vorwcrthunir  wissenschaftlich- 
technischer  Errungenschaften.  Gerade  in  die^^m  Jahrhundert  ist 
nicht  sowohl  das  Stcii^on  dor  Nahnincrsmitteli>reisc .  sondern  die 
Möglich  k  oit  der  Ertragssteigerung  durch  planvolle  Meliori- 
ningen,  durch  geschicktere  Ausnützung  der  wirksamen  Kräfte  des 
Bodens  und  durch  beste  Yerwerthimg  der  gewonnenen  Erzeugnisse  Ob 
Form  sorgl^ltigerer  Bodenbearbeitung,  verständnissToUererDfingungs- 
weisen,  Verwendung  besseren  Saatguts,  rationellerer  Ausntlttuiig 
des  Futters  durch  ireredelte  Thierscfaläge  etc.  in  YerbinduBg  mit 
richtigerer,  der  goreifteren  Einsicht  entsprungener  ökonomischer 
Disponirung  und  Organisation  des  Wirthscluiftshetriehs)  die  vor- 
nehmste, vielfach  ausschliessliche  T'rsacho  dos  Anziehens  der 
Fat  lit-  und  Kaufpreise  gewesen,  von  denen  ihilicr  die  Hodeneigen- 
thümer  nur  insoweit  Yortheil  gezogen  hahou.  als  ihre  tochuiscb- 
ökonomische  Veranlagung  und  ihre  individuelle  Arl)«ntsleistung 
jene  Möglichkeit  in  Wirklichkeit  umzusetzen  verstanden  haben, 
wobei  wiederum  der  Unterschied  zu  dem  städtischen  Baustellen- 
besitz in  die  Augen  springt  Richtig  ist  niur  so  viel,  dass  die  nicht 
selbstwirthschaftenden  Landeigenthtlmer  diesen  durch  das  Fort- 
schreiten der  l  tH  hiiik  innl  Oekonomie  des  Landbauos  herbeigeführten  ■> 
Reutenzuwachs,  ohn»»  t'igenes  Zuthun  liikriren  köniion,  wo  du(  h  das  ' 
ökonomische  V^Tdit-ust  auf  Seiten  des  thats;u-lili«li»'n  Wirth  sc  hatten»  | 
ist.  Dass  hierin  der  schwächste  Punkt  des  Zeitpachtwesens,  aber 
auch  der  schwaclie  Punkt  des  nicht  selbst  wirthschaftonden  Gross- 
grundbesitzes liegt,  kann  zugegeben  werden  und  ist  oben  betreffs  des 
Zeltpachtwesens  bereits  hinreichend  gewflrdigt  worden  (§  32) ;  die  in 
letzterem  Verhältniss  begrflndete  sociale  Unbilligkeit  würde  aber 
verallgemeinert  und  verewigt,  wenn  mit  der  üeberfiUurung  allen 
Landes  in  Gemeinschaftsbesitz  und  derNutzbarmachunsr  des  letzteren 
im  Wege  der  Zeitpacht  difse  Institution  im  Sinne  dt  i  Laudreformtr 
die  einzig  herrschende  Bi»wirthschat'tung.siV>rni  dos  Grund  und  Bodens 
werden  müsste.  Mit  dem  socialen  Gerochtigkeitsprin<.i|t,  wHlch<'> 
fordert,  dass  dem  Arbeiter  die  Früchte  seiuer  Arbeit  unoingoschraokl 
zufallen,  ist  daher  die  grundsätzliche  Umwandlung  des  Bodens  in 
Gemeinschaftsbesitz  schlechterdings  unverträglich;  und  wenn  gerade 
in  den  Ländern  des  Zeitpachtwesens  die  steigende  Aneignung  des 
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auf  die  ökonomisch-teehnische  Arbeit  der  bodenbestellenden  Klassen 
KurQckzuleitenden  Rentenziiwaclises  durch  eine  beschränkte  Anzalil 
Lainleigentliuiucr  (Uroasbritauiiioii)  mehr  uiiü  mehr  als  anstössig 
anscheint,  so  kann  es  doch  kaum  als  richtige  L?^sung  des  V«r- 
theihniu-prultieiiis  der  Grundrente  angesolirii  wcrdL'ii,  wenn  die 
Function  des  Bentenemzugs  einfach  die  Hände  wechselte,  d.  h.  von 
den  Landlords  der  Gegenwart  auf  den  bodenhesitzenden  Staat  der 
Zukunft  flbergmge;  denn  ein  an  sich  unberechtigtes  Einkommen 
wird  dadurch  noch  xn  keinem  legalen,  dass  der  Besugsberechtigte, 
statt  einzelner  privater  Bevorrechteter,  die  Siaatsgemeinschaft  als 
solche  ist. 

Aensserlich  endieint  die  Steigerung  der  Qnuidrente  oftmals  dcashalb  als 

em  Gesrlu'Tik  der  Gesammtheit,  also  als  „uuverdientps"  Einkomiueu,  weil  sie  die 
unmittelbare  Folp>  der  Krsehliegsung  von  seither  abyplptr^Mien  Ländereien  durch 
Vcrkclu-smitt^l  (.Snasat^u,  Hisenbabnon  etc.)  ist,  deren  lienuiziiug  dio  (trundbeüitüer 
ia  den  Stand  set^t.  ihre  Prodncte  nmunehr  in  des  Yerkelir  za  bringen,  alto  die 
Eiimahnio  aus  dem  r.riind  iiiid  Boden  hölier  als  seither  zu  vcrw irfhen.  In  Wirk- 
lichkfit  liegt  indessen  ein  solches  Geschenk  keineswegs  immer  vor,  insownit  nämlich 
die  betreffenden  (irundeigenthüraer  an  den  Kosten  dieser  Erschliessung  mittelbar 
dnrcli  ibre  steuerlichen  Leistungen,  unmittelbar  durch  ZwchuBM,  (ßrwerb  von 
Af  Hf  n  rtr.  >i( ii  b«  flu  ili^'t  haben;  oder  aber  durch  die  r>onütÄung  der  neu  gesebaflr»  iu  n 
Transportwege  tür  die  Zwecke  ihres  Productenversaudis  die  Mittel  zur  Ver/jusuiig 
und  Tilgung  der  Bankapitalien  liefern.  Man  kann  in  solchen  Fallen  sogar  mit  mehr 
RiHrht  den  8at%  vertreten,  dass  die  am  Hoden  sich  bethätigeude  Culliirarbeit  der 
(;rnii'lb*»sitzer  der  Allgemeinheit  neue  Verkebrswe^'e  prst  Ih  tikt ,  als  dass  von  der 
AUgemeinbeit  Jenen  ein  unverdienter  Kapitalieugewiau  in  den  Schooss  gelegt  worden 
twL  üebrii^s  —  vim  all^nii  Dem  gana  abfoseben  —  welche  roh  mechanische 
Auffassung  des  Staats  und  seines  A ufgabebereicbs,  au«  den  durch  bewusste  culturelle 
Maa-ssnaihmen  herbeigeführten  Kink()mTnPTis«5tcijrf'rtinjr''n  bcstimintpr  T'ioductidiis/.ut'in'e 
dk;  üerecbtigong  zur  Negation  der  Grundlage  des  h)Lukonmieus  selber  abzuleiten  oder 
doch  diese  Sfeigernng  —  im  Widersprach  mit  der  Abdcht  der  MaaMnahme  —  för 
die  Allgemeinheit  zu  beanspruchen!  Aber  auch  welcher  "Widerspruch,  diese  SchlnsB* 
tolgeruDg  nur  hinsicbtlicb  des  Grundeigenthums  /n  'ii  l^n  nicht  aber  hiiisicht- 
iicb  dei>  sonstigen  K up ita  1  besitze»,  der  doch  —  uuui  dfiike  au  die  absatz-  und 
rrateoateiirenide  Wirkung  von  Kanalbanten  und  anderen  VerkehrMtrassMi  für  fn- 
du»triebozirke  —  ganz  ähnlichen  Rentenzuwachses  tboilhaftig  werden  kann!  Die 
>4»cialdeniokratie  verfiibrt  hier  viel  logischer  als  die  l  aiidr«  tminbewegung,  bei  der 
überhaupt  die  Folgerichtigkeit  der  Schlüsse  nicht  zu  ihren  st«rkstcu  Seiten  zählt. 

(•)  Man  muss  im  Ut^brigoii  auch  liitT  wicd«-!-  di«  gidsso  Ver- 
<rhi.'(h'iilH'it  l)t\irht(»n.  weicht^  zwisrhon  altpii  K  u  1  turl  ä  n  tl  ern , 
in  donon  liic  Bovölkt^rimg  lungHani  wächst  und  wo  desshalb  die 
Hoii »Mi nachfrage  und  das  liodonangobot  innerhalb  gewisser  Gren 7 
sich  ins  Gleichgewicht  gesetzt  hat,  und  zwischen  den  neu  ku  be- 
siedelnden Ländern  besteht,  wo  zunächst  Land  im  Ueberfluss 
vorhanden,  d.  h.  nahezu  kostenlos  Jedem  zur  Verfügung  steht,  bald 
aber  mit  der  zu8tar()menden  Einwandening  und  dem  naturgemäss  star- 
ken Bevölkemngszuwachs  (durch  erleichterte  Eheschliet>£>uug,grüööere 
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Qeburtensabl)  rasch  im  Werthe  steigt  Hier  in  diesen  Läuder- 
gebieten  ähneln  die  Verhältnisse  allerdings  durchaus  dem  Ent- 
wicklungsgang der  grossen  städtischen  Consumtions-  imd  Verkehr»- 
centren,  die  recht  eigentlich  das  Bild  einer  Colonisation  im  Kiemen 

<hirstellen,  os  häufen  sieb  daher  auch  hiiisiclitlich  des  landwirth- 
schaft.lic]i  hfMiützten  (iruiul  und  H<>(l(>ns  j^'ue  reinen,  durch  die 
un^cliciinnt  steigende  NacIilVaiz«'  iiacli  Land  hervorLcerulVnen  Oon- 
junctiirongewinne,  welche  das  bezeichnende  Merkmal  des  städtischen 
Baust(>llenmonopols  sind.  Erscheint  aus  diesem  Gnind  wiederum 
die  Landreformbewegung  in  Amerika,  Austaralien  etc.  diurchaus  ver- 
ständlich und  beruht  sie  auf  ähnlich  gesund-socialen  Belarachtungmi. 
welche  gegenüber  dem  grossstädtischen  BausteUenwucber  eine 
Monopolisirung  des  Baugrundes  ku  Gunsten  des  städtischen  Ge- 
meinwesens fordern;  hätte  desshalb  für  jene  Ländergebiete  eine 
vorliiutiL^o  Beschlagnahme  des  Limdes  zu  Uun^lL'u  des  Staats  als 
eine  vernünftige  Landpolitik  sehr  wohl  s.  Z.  in  Betraclit  gezogen 
werden  können,  so  entfällt  dieser  Kechtfertigungsgnind  gerade  ir 
den  alten  Oulturstaateu,  wo  ein  guwisser  Zustand  der  Beruhigung 
in  dem  Gnmdmarkt  wahrzunehmen  ist,  Conjuncturenge^inne  im 
ländlichen  Grund  und  Boden,  bei  dem  der  speculative  Besitzwechaei 
Oberhaupt  nicht  die  Bolle  wie  im  städtischen  Besitz  spielt,  mehr 
und  mehr  die  Ausnahme,  der  Bentenzuwachs  als  Folge  der  indi- 
viduellen Arbeitbethätigung  die  Begel  bilden;  ein  Zustand,  der  ui 
absehbarer  Zeit  auch  in  den  transoceanischen  Staatsgebieten  zu 
erwarten  ist  und  mit  dessen  Eintritt  dann  auch  hier,  oline  in 
Verstoss  mit  socialen  Anschauungen  über  die  okonnmisehe  H-- 
rechtiguug  von  Conjuncturengewinnen  zu  treten,  die  Verstsut- 
lichung  der  Grundrente  ihre  innere  Berechtigimg  verliert. 

d)  Mit  diesem  £rgebniss  stürzt  dann  aber  auch  das  luftige  Gebäud« 
zusammen,  zu  dem  für  die  Landreformer  die  Erwartungen  auf 
schrankenlose  Mehrung  der  öffentlichen  Einnahmen  durch 
Aneignung  der  Grundrente  die  Bauelemente  geliefert  haben,  weil  eben 
die  Annahme  einer  nngehemmten  Steigerung  der  Gnmdrente,  min- 
destens mit  der  von  jener  Seite  vorausgesetzten  Beschlemiiguiiu 
und  Ausdehnung,  eine  Illusion  ist.  (ierade  hier  hat  die  Ueber- 
tragung  grosstädtischer  Krl'ahrujiuen  auf  den  laiidwirtlischaftliche« 
Bodenbesitz  und  die  aus  den  Wahrnehmungen  junger  Uolonisations- 
gebiete  geschöpfte  Krkenntniss  zu  vfdlig  haltlosen  Schlussfolgenmgeu 
hingeleitet.  Das  Vorwärtsschreiten  in  der  Technik  des  laudwirth- 
schaftliohen  Betriebs  und  die  hierdurch  zu  erzielenden  Ertrags- 
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Steigerungen  werden  vemiöjro  der  besonderen  Natur  des  land- 

wirthschallliciHMi  Betriebs  iiiul  der  (lurchschnittlichou  Beschaffenheit 
der  ho(lenb<'stt'llo?i(leii  Kreise  immer  nur  lancisaiii  verlaufen  (S.  50  fr.); 
und  ebenso  wird,  wenn  die  IJcvölkenmu-  eines  Landes  einen  ge- 
wissen Höhepunlvt  «'vrciciit  hat,  das  weitere  Anwaclisen  derselben 
in  abnehmend  progressiven  Zahlen  sicli  vollziehen.  Könnte  rirli- 
tiger  Weise  überhaupt  nur  eine  Kentonsteigenniir .  die  l  irc  h  dio 
xunehmende  Wohlhabenheit  der  anderen  Stände,  d.  h.  durch  eine 
Ton  letzterer  bewirkte  Steigerung  der  Preise  der  landwirthsehaft- 
Hchen  Erzeugnisse  und  durch  eine  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung Hand  in  Hand  gehende  Steigerung  der  Bodonpreise  (als 
Folge  der  wachsenden  Landnaclifnigc)  lurvorgerufiMi  wird,  für  die 
Zwt'ik«'  der  Gemeinschaft  in  Anspruch  geuummen  weiilcu,  so  ist 
srliwer  begreiflich,  wie  die  mit  der  fortschreitenden  Cnltiir  stetig 
wachsenden  Ausgaben  für  AUgemeiuzwecko  lediglich  und  aus- 
sehliesslicii  gleichwohl  nur  aus  diesem  langsam  und  maasvoll  sich 
Tollziehenden,  periodenweise  völlig  stagnirenden  Kentenzuwachs 
geschöpft  werden  sollen.  Der  landwirthschaftlicb  benfltzte  Grund 
und  Boden  würde  alsbald  seine  Dienste  versagen;  der  städtische 
Grund  und  Boden  aber  bildet  einen  so  winzigen  Bnichtheil  des 
iresamniten  Grundbesitzes,  dass  der  bei  ihm  sich  ergebende  Renten- 
zuwachs allenfalls  die  licdüi flli^^e  der  städtischen  Gemeinwesen 
befriediiicn.  keineswcLis  aber  ausreichen  würde,  die  TInztiliiiigrH-likeit 
des  landüclien  Bodens  als  Einkommensiiiiclle  zu  decken.  Selbst 
in  den  trausoceanischen  Ländergebieten  müsste  sich  schon  bald, 
sofern  einmal  auch  dort  derBoib  n  insg(»s:^mmt  in  landwirthschaft- 
liehe  Bestellung  genommen  ist,  das  Project  einer  ,,Weg8teuenuig 
der  Grundrente'*  (single  tax)  als  ausschliessliche  Basis  der  Be- 
steuerung als  eitel  Hirogespinnst  erweisen;  wieviel  mehr  aber  in 
den  europäischen  Staaten!  Denn  wenn  schon  hier  mit  dem  Ueber- 
gang  aus  der  Naturalwirthschaft  in  die  Geldwirthschaft,  also 
seit  Anfang  des  .lalirliunderts ,  ferner  mit  einer  durch  die  Be- 
seitigiHig  der  altrn  feudalen  Grun(l\ »'rfassuiig  und  durch  die 
wissenschaftliclie  Erhellung  des  Landbaucs  InMlu'igefuhrtcn  macht- 
vollen Eiitfaltiiiicr  df»s  Landwirthschaftsbetriebs  in  der  ersten  Hälfte 
deg  Jahrhunderts  latent  gewesene  Bodenwerthe  frei  geworden  sind 
und  desshalb  Grundwerthsteigerungen  in  einem  früher  unbekannten 
Umfang  sich  vollzogen  haben,  so  hat  doch  diese  Bewegung  nach 
Oben  ihren  Buhepunkt  längst  erreicht,  ja  bereits  einer,  ent- 
Bprecbend  der  ÜberstOrzenden  Hast,  mit  der  sie  einsetzte,  rflck* 
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laufigen  Bewegung  Platx  gemacht  Man  braucht  das  Bild  diir 
Finanskri&is,  die  Aber  die  europäischen  Staaten  hereingebrochen 
wAre^  falls  etwa  das  Ideal  der  Landreformer  —  di<*  UeberfBhruos: 

dos  Gruiul  uikI  Bodens  in  die  Gemeinscbaii  mit  .stutVinveiser  B(?- 
soitiiriinir  der  l>is  daliin  Ix'stündonen  Steuern  —  vor  Dfcenni»»!! 
verwirklicht  worden  wän«,  Aiigesirlits  der  dernialigen  Luir«^  il*r 
europäischen  Landwirtlischal't  sich  nicht  im  Einzelnen  auszumalen, 
um  das  Absurde  des  Projrramms  einer  üeber-  und  Abwälzung  d« 
gesammten  Steuerlast  auf  die  bodenbewirthschafbeuden  Klassen 
gerade  auch  nach  der  finanz-  und  steuertechnischen  Seite  ^eich- 
wohl  zu  begreifen. 

5.  Soweit  die  Landreformbewrizuiio  ihre  Fan^anno  auch  auf  di^» 
Gebiete  gesunder  liodenmischuiiu.  d.  Ii.  auf  solche  ausdehnt,  in  (h'nm 
die  bäuerlichen  Elemente  den  breiten  Grundstock  der  hodenbt- 
sitzendeu  Klassen  bilden,  wird  sie  übrigens  schon  desshalb  des  Erfolgs 
haar  sein,  weil  sie  mit  den  gerade  in  diesen  Elementen  i?i  ^^*ofj- 
derer  StArke  lebendigen  psychologischen  Facto ren  in  keiner 
Weise  rechnet  und  weil  sie  eines  sonnigen  Zukunftsbildes  halber, 
dessen  reale  Wirklichkeit  sie  allerdings  mit  dem  ganzen  Eifer  Aber- 
zeugungstreuer  Propheten  behauptet,  ideelle  Gflter  höchsten  Werthes 
mitleidslos  zerstört,  ohne  die  Gewähr,  dass  sie  im  Stande  sei,  einrn 
entsprecluMnlen  Ersatz  in  äluilichcii  Gütern  zu  gcwähreu  Auch  ii^t. 
wie  Kiihland  mit  liecht  hervorhebt,  die  Thatsaelie  uuhej^treiibar, 
..(lass  es  für  einen  grossen  Theil  des  Volkes,  vielleicht  für  den  grosse- 
ren in  Deutschland  (und  wohl  auch  sonst)  eines  der  schönsten  GM ck^- 
empfindungen  ist,  mit  eigenem  Grund  und  Boden  ein  eigenes  Haus 
zu  besitzen.  Die  Glflcksempfindung  und  das  Glllcksbewusstsein  ist 
aber  bekanntlich  eine  höchst  subjectiTe  Sache.  Tausende  mdgen  in  > 

«Dm  Belbatbewirthsclmnete  ßnindel^iithttia'',  sagt  Frhr.  v.  Bodmatii- 

Loretto  in  dem  von  ihm  •  istattott^n  H«;ri(-ht  der  Ccnmnissioii  der  I.  Kammer  df? 
badinehf-n  T-niulsfändo  zur  Hrrailnintr  der  v(im  Frhrn.  v.  Hornxtoin  gvst«llf''ii 
aj^arpoLiiiti.Hc  lu'u  AiitragH,  Ueilag'eö4H  zum  l'rotokoU  der  14.  Sitzung  v.  2.  April 
„erzengt  dio  Ehre  und  Freude  der  Arbeit,  die  BelbstetSndigkeit  des  EinsehinL,  da 
HUfh  tür  dir  Ziikunri  der  .Scinij.o'ii  zu  s(ir}r«'ii.  zu  ordin  n,  zu  sjiarrn  %%-t'i8s ;  es  wpfkt 
lirtluMl,  Umsii*ht  und  Mans5?hn1it u :  es  lehrt  ihn  di  ii  Wcrtli  der  Sitte  und  Relipon, 
der  ffeselUcha/tlicheu  Ein-,  l  ntfr-  und  Ueberorduunj^^ ;  und  wie  es  die  Quelle 
allen  Fortschrittes  ist,  so  ist  es  auch  die  Schule  und  (irundlafi^  für  dieitMl* 
liehe  Ordnnnp,  indem  rn  das  Vor'-fäiidinss  aiisluldet  für  die  l'tlirhten  g^^nöb«" 
dem  Uemeinwesen  und  die  <iaraus  enthiehende  Üeiieliränkung  der  indiNiduellen  Fnü- 
heit.  Die  SesshattipkHt  weekt  die  Lie])e  zur  engeren  und  weiteren  Heimat,  xoa 
Yaterland,  und  der  ( n uimIi  i^;.  ntliiinier.  welcher  mit  seiner  wirthschaftliehen  1^a>p' 
zufnedpii  }^t.  uder  doch  die  M<>;.Mi(  hkeit  d»  s  Kini)<ir>;tt  i;_'cris  -.ichf,  wird  opfi  rn'illi^ 
und  lei^tuugütlihig  für  8taat  und  UeselUchuit  sein  und  zersetzenden  Kinäii&i^ 
Widerstand  leisteii.^ 
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i'iner  entsprechenden  Steigerung  ihres  Einkommens  die  hauptsäch- 
lichste materielle  Yoraussetzung  für  das  sehen,  was  sie  ihre  glückliche 
La^e  nennen,  weitere  Tausend  bringen  die  grOssten  Opfer,  um  das 
ererbte  Grundstück  der  Familie  zu  erhalten  und  kargen  yon  ihren 
n<^thigen  Lehensbedürfnissen,  um  einmal  irgend  ein  Stückchen 
Erde  ihr  ..„Eigen""  nennen  zu  können."  An  diesem  Ji.iiten  am 
Boden,  an  dem  mit  dorn  Landbesitz  verknüpften  Heimatsgefühl, 
an  dem  acht  menschlichen  Drang,  eine  dauernde  Heinistätt«»  zu 
besitzen,  statt  —  den  Zugvögeln  gleicli  —  heute  hier  und 
morgen  dort,  wie  es  der  Zufall  des  Pachtlandausgebots  mit  sich 
bringt,  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  zu  bethätigen,  an  diesem 
ttefinnerlichen  Zug  zur  festen  Verwachsung  der  PemOnlichkeit  mit 
der  Mutter  Erde,  wie  er  den  germanischen  Stämmen  vorzugsweise 
eigen  ist  und  aus  dem  heraus  die  frühzeitige  Beseitigung  der  Feld» 
gemeinschat't,  die  endgültige  Zuweisung  der  Landantheilc  au  die 
yiitziinsrsberechtigten ,  die  Ausbildunu-  des  vollon  Privateigens 
^'Im'richtig  sich  entwickeln  niiissto,  wird  die  Woge  der  Land- 
reformbewegung  kratüos  zerscheiieu 

§  42.  Fortsetzung.  Abschliessende  Betrachtungen. 

I>as  Endergebniss  der  B  etra  e  Ii  tu  ngen  bleibt  also,  dass 
die  auf  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  gerichteten  Best  re- 
bungen höchstens  für  die  Ländcr^obiete  mit  einseitiger  Besitzver- 
thnilunir  und  dadurch  bedingter  ökonomischer  Bedrückung  anderer 
Volksldasse  eine  fiusserliche  Berechtigung  haben,  dass  aber  selbst 
diese  ftosseriiche  Berechtigung  für  alle  jene  Ländergebiete  ent^ 

'i  A.-Imli(li  Srhäffle,  I>ie  Anfs.siclitslosi-^'k^it  otc,  S.  2i).  81  tf.  und  110. 
\Vie  denn  aach  ein  bekaunler  socialdemokratLscber  Fillirer  ciusteuü  sagte:  „Wonu 
wir  nach  Enflaad  g«hra,  so  werfen  wir  es  mit  ^'t  riu^^en  Kräneo  iriedert  es  hat 
keinen  Bauerugtand,  keinen  mittleren  ländlichen  Grundbesitz.  Anders  in  Deutsohlnid» 
dio  st.'irk*ni  Köpfe  der  d<'nf>(  h«Mi  l^aiirni  «ind  iinznfjänglich  für  nnson-  Anschauungen 
und  Furdenmgeu/  Allerdings  uur  da,  >vo  ein  eigüntlicher  BaueruHtand  vorbandeu 
and  dieser  die  Bmpfindnng  hat,  an  dem  Staat  einen  starken  wirthsekaftlielien 
R&ekbalt  jt'derzeit  zu  besitzen.  Wo  dies  nicht  der  Fall,  wo  also  das  System  der 
Han>p;n  !if  .  Klfinpucht  nn<!  Kurzparbt  verbrfMti-f  i<t.  wo  der  EigenthiinifT  von  der 
den  Boden  bebauenden  Bevölkerung  losgelöst  ist  (wie  in  Irland,  in  den  südeuro- 
püschen  Staaten)  hat  Scliftffle  nicht  Unrecht,  wenn  er  meint,  dass  ,,der  Socialismns 
}i*-i  gtring^er  Klupheit  an  der  Masse  der  läiidlb  )it  ii  Aibcifer  eine  ganze  Armee  von 
Anhänir^'n»  jrewinnen  könnte".  (In:  Bau  iiiul  L»1hu,  3.  Bd.,  S.  531.)  Andererseits 
darf  man  auch  aus  einer  zeitweise  zu  Tage  tret(<ndeu  hochgradigen  Unzufriedeuhdt 
der  VanerÜchen  Elemente  in  den  sdttelenropKIscben  Staaten  oder  ans  der  aUerd&igs 
^tark  zunehmenden  „Kaisonnirsucht*^  auf  dem  flachen  Lande  nicht  sofort  auf  einen 
.sieg'  snrinlflfinokrati'tf'hcr  Tdccii  schliessen:  die  ntirrriiblicklicli  stärksten  „Schreier" 
würden  aui  heftignttfu  Frtmt  machen,  wenn  der  Versuch  uutenk(»mmen  werden  sollte, 
ihr  Gnmdeigen  aoantasten* 
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fttti^  in  denen  die  Beazteyeriheiliuig,  wegen  des  Üeberwiegens  des 
kleinen  und  mittleren  Besitzes,  und  weil  demnMli  die  grosse  Mas&e 

der  Bevölkerung  thatsächlich  sich  der  S(  ^nuiiLii'ii  des  Grundbesitiea 
ürtreut,  eine  gesunde  ist.  Der  Satz,  aut  «Umii  in  letzter  Liiii«  die 
ganze  Landreforni  beruht,  dass  alle  Erdgeliöreiieii  gleiches  AnreeLt 
auf  die  £rde  haben  —  wenn  auch  nicht  durch  thaisäehlicbeu 
Bodengenuss,  der  ja  auch  im  Zustand  der  VerstBatlicluing  immer 
nur  den  zufällig  im  Besitz  befindlichen  zu  Theil  wird,  aber  doch 
in,  Form  des  Antheils  an  der  nationalen  Grundrente  —  ist,  bei 
Licht  betrachtet,  doch  kaum  etwas  Anderes  als  ein  Spiel  mit 
Worten;  und  die  Meinung  Laveleye's,  dass,  wenn  alle  Menschen 
das  Kecht  haben,  frei  zu  sein,  sie  alle  auch  das  Hecht  hahoii  lunssen. 
im  Grundeigent!uunsgeiiu>.^  zu  sein,  \v«'il  sie  nur  daun  eine  G.irantit* 
ihrer  Unabhängigkeit  besitzen,  trittt  wohl  für  die  Anfangsstadiea 
der  wirthschaltlichen  Entwicklung,  keineswegs  aber  für  die  späteren 
Entwicklungsperioden  mit  ihrer  reichen  Mannichfaltigkeit  toa 
Arbeitsbethätigungsmdglichkeiten  zu.  Dass  Jemand  den  richtigen 
Oenuss  vom  Dasein  habe  und  sich  wirthschaftlich  unabhängig 
fflhle,  dazu  bedarf  es  in  der  heutigen  Culturwelt,  wie  zahllose 
glückliche  und  zufriedene  Existenzen  beweisen,  des  Besitzes  am 
Üodeii  mciit;  wo  rechtliche  Verkelirsfreiheit  im  (iruiid  und  Boden 
besteht,  ist  die  Forderung  der  Möglichkeit  der  Antheilnahme  am 
Grund  und  Boden  ohnehin  Terwirklicht ;  und  wo  immer  eine  Auf- 
theilimg  des  Bodens  unter  eine  grossere  Anzahl  Yolksglieder  Platz 
greift,  nehmen  an  den  Vortheilen  des  Grundrentenbezugs  nicht  bloss 
die  Grundeigner,  sondern  viele  andere  ländliche  Elemente  (Land- 
arbeiter), aber  auch,  in  Folge  des  Abflusses  dieses  Grundrenteii- 
einkninmeiis  in  zahllose  Canale,  andere  Borufsstäude ,  vor  allem 
Industrie,  Handwerk,  Handel  ebenfalls  Antheil.  Die  steigende 
Gruudrente,  veranlasst  durch  die  wachsende  Yolkszahl  und  w^achsende 
Lebensmittelpreise,  verbleibt  zudem  keineswegs  ein  privilegirter 
Monopolgewinn  der  Grundeigenthfimer,  sondern  vertheilt  sich  im 
Weg  der  Erbabfindung,  weil  die  Taxation  des  Immobiliamachlasses 
durch  jenes  Steigen  ebenfaUs  beelnflusst  wird,  unter  die  Miterbea. 
befruchtet  also  wiederum  ujitiell>ar  und  unmittelbar  die  gesammt« 
Production  und  zwar  wieder  um  so  mehr,  je  mehr  die  Art  der 
Grimdeigenthumsordnuiig  ciiu^  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Besitz- 
verhältnisse ermöglicht^).  Die  Behauptung,  dass  „wem  der  Boden 

Vgl,  auch  Wagner,  Art.  „Grundbesitz'',  S.  133.    Ein  logischer  Wider- 
sprach ist  es  auch,  wenn  cUe  Bodenrefonner  auf  der  eineo  Seil«  die  Cfnudieiile 
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gehört,  dessen  SldaTen  die  Menschen  sind,  die  ihn  behauen",  ist 
daher  eine  inhaltslose  Phrase  und  hat,  wenn  überhaupt,  nur  S$nn 

in  dem  Staat  der  BodonverstaatlichiinjL^.  (Vgl.  oben  Aiim.  1,  S.  244.) 
lud  jedonfa]]««  ist  es  eine  Selbsttäuschung,  wenn  von  dem  Staat 
der  Bod*'ii\ »'rstjiitlichung  vorausgesetzt  wird,  dasH  die  Aiieignnng 
der  nationalen  Grundrente  uuter  allen  Umständen  eine  zweck- 
mässige Vi^rwendung  sichere  oder  in  höherem  Maasse,  als  dies  jetzt 
der  Fall  ist,  die  Gewähr  fdr  eine  sociale  Politik  im  Interesse  der 
Annen  und  Enterbten  biete;  dass  die  Ersetzung  des  jetzigen 
Grundeigenthumsrechts  durch  das  Pacbtsystem  den  bodenbestellen- 
den Klassen  eine  behaglichere  Lage  schatte ;  dass  die  Möglichkeit 
weitgehender  Besitzesnni^leichheiten  und  kapitalistischer  Ansltcutung 
in  dem  Staat  der  Boden  Verstaatlichung  und  nur  in  dioisum  entfalle; 
und  dass  desshalb  die  Landreform  und  nur  sie  die  Schäden  der  Zeit 
/u  heilen  vermöge.  „Die  Ausbeutung  der  ländlichen  Lohnarbeiter 
durch  den  Pächter,  der  sie  beschäftigt,  wäre  ebensowenig  abge- 
schnitten, als  die  Ausbeutung  des  Pächters  selbst  durch  den  Leih- 
und  Kaufwucher  von  selten  des  beweglichen  Zinskapitals.  Dieses 
würde  auch  fortan  im  Creditwesen,  im  Handelsverkehr,  in  der  gewerb- 
lich«  n  Horvorbringung  uneingeschränkt  frei  walten  und  zu  gegen- 
crewiciiLsiuscr ,  auch  vertassungspolitisch  uncrtrflglicher  H<MTs<*hatt 
irelangen.  Die  Einziehung  der  theuer  abgelösten  Grundrente  an  Stelle 
der  Grundsteuer  und  der  sonstigen  jetzigen  Steuern  wäre  nicht  ein- 
mal finanzwirthschafUich  ein  zweifelloser  Vorzug'^  (Schäffle)  In 
das  landwirthschaftliche  Berufs-  und  Erwerbsleben  käme  unter  allen 
Umständen  mit  der  systematischen  Verdrängung  der  Eigenbewirth- 
schaftuiig  durch  die  Zcitpucht  ein  Element  der  Unruhe  und  der 
Bf'w.'glichkeit,  das  dem  Landvolk  jene  Eigenschaften  der  Stetig- 
Uit,  der  Festigkeit,  der  Beharrlichkeit  rauhen  würde,  die  seine 
besten  Charakterzflge  sind,  weil  in  ihnen  vorwiegend  die  staats- 


tur die  Allifemeiulieit  beanspruchen  iiud  auf  der  andereu  8dUj  gerade  aus  der  Ver- 
^rhnldmi^  des  GnmdbesitKea  «in  Aqpunent  ffir  die  BodenTerstaaUichnn^  ableiten. 
[>*'nu  je  mehr  in  der  Form  der  Verachllldluig  der  Boden  thatt^achlich  und  rfchtlioh 
m  rt-alen  Kiir»'Tithum  Vi»'l<>r  steht,  um  so  mehr  vviin'  niie  Annäherung  an  das 
▼orscbwebend.^  Ziel  erreicht,  um  so  mehr  mÜHsten  die  Ikulcureformer  dieseu  Zustand 
bt^ssen.  Vgl.  Wagner  in  der  Schrllt:  Die  Abschaffung  des  Gnmdeigeiithuiiu, 
1»70,  8.  13/14, 

•)  Ancli  HtÖpel  meint  in.  a.  O.,  8.177/178),  p'fren  H.  (icorf^e  pnUmiisirend« 
v<inri  vrhl:».r>  no  Ht  ilmittel  werde  «nur  rin»«  endlose  Si-hraube  sein,  durch  welche 
tlie  Lohne  uuxuer  weiter  herabped rückt  werden  würden  ....      weil  eben  der  (iruiid- 
beotaer  Iftr  die  Wegnahme  seiner  Heute  „nich  au  den  LüUueu  „„seiner  Arbeiter"" 
«hadlof  m  haltea  sacht". 
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erhaltende  Gesinnung  wurzelt  (S.  57);  an  die  Stelle  von  fest  mit  der 
Scholle  verbundeneD,  dieselbe  fleissig  und  liebevall,  venu  tuefa 
nicht  immer  nach  den  Blicksichten  höchster  speculativer  Gewinnenie- 
lung  bestellenden  Landelgenthtlmern  träte  eine  flotfcirende  Pächter- 

beydlkerung,  deren  Daseinsbedingungen,  weil  von  dem  jeweiligen 
zuffilligon  Ergebnis^  der  ini  Staut  »Ut  Boden  Verstaatlichung  nicht 
zu  t'iitrathenden  vnsungüruiiLrsAv eisen  Ausbietung  abbängiir.  ^ofi 
einer  Pachtperiode  zur  anderen  unsichere,  schwankende  wärm  und 
die  desshalb  zur  nuksichtslosesten  Ausbeutung  der  Pachtobjecte. 
gegen  welche  auch  die  schärfsten  Pachtcontracte  Teigeblich  an- 
kämpfen wflrden,  gedrängt  werden  müsste.  Und  je  mehr  vollends 
der  Bodenreformstaat  der  Zukunft  im  Sinne  seiner  Vorkämpfer  in  4er 
Grund-(Pacht)rento  die  vorwiegende  oder  ausschliessliche  Quelle 
der  öffentlichen  Abgaben  zu  suchen  hätte,  um  so  luelir  würde  «ii<^ 
fiscaliseiit^  Tfüdeuz  der  höchsten  Verwertliung  der  Boden sub^tan? 
durch  strengste  Gestaltung  des  Pachtrechts  die  Oberhand  ge- 
winnen und  ein  System  weitgehender  Ausbeutung  der  Staatspächtei 
Platz  greifen  mässen,  das  desshalb  noch  nicht  entschuldbar  er- 
scheint, weil  es  Namens  der  Gesammtheit  yerflbt  wird.  Und  dies 
Alles  um  so  mehr,  als  im  Staate  der  Bodenyerstaatlichving  eine 
Austheiluiiu  der  Wirthscbut'tseinheiten  in  aristokratisrhcm  Sinne, 
d.  h.  in  Form  grosser  Pachtgüter  undenkbar,  ja  mit  dem  (iniud- 
gedanken  des  Planes,  möglichst  vi»^loii  Staatsangehörigen  den 
factischen  Geuuss  des  Bodens  einzuräumen,  unvereinbar  wäiv 
Die  Entwicklung  würde  daher  auf  eine  zimehmende  YerkleineruDg 
der  Pachteinheiten  hindrängen,  d.  h.  zu  jenen  groben  MisBstftnden« 
welche  das  Parcellenpachtwesen  jederzeit  noch  begleitet  haben 
(§  34),  womit  dann  die  jeweilige  Auswucherung  der  StaatspazceUen- 
Zeitpächter  zu  Gunsten  der  Gesammtheit  ihren  Höhepunkt  erreiclien 
müsste.  „Der  Staat  selbst  als  Giumljiiujiupulihl  \wire  uutor  conimu- 
nistischer  Maske  wohl  bald  ein  harter  llentier  '  (Schäftie).  Die- 
jenige Vorsicht  im  Abschluas  von  Heirathen,  im  Erzeugen  von 
Nachkommen,  welche  die  Sorge  um  die  Bebauptiuig  des  Grund* 
eigens  zeitigte,  ist  erfahrungsgemäss  bei  Kleinzeitpächtem  mcht 
vorhanden  (Irland);  und  zu  allen  sonstigen  socialen  Uebeln  und 
Zerstörungen,  welche  der  Gemeinbesitz  brächte,  wtirde  daher  auch 
noch  die  Gefahr  einer  ungesund  raschen  Bevölkerungszunahme  ab 
weitere  Mitgift  der  „Pioiuiiere  einer  neuen  Aera*"  liinzutretöu 


^)  RahUnd,  s.  a.  0.,  S.  m   AebuUch  Fraakl,  a.  im,  S.  64  & 
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Aus  allen  vorerwähnte u  Gründen  liegt  die  wahre  Lösung, 
selbst  iu  den  Staateu  mit  jetzt  ungünstiger  Bodcnbesitzvertlioilung, 
nicht  in  der  Beseitigung  dos  Privateigenthums ,  sondern  iu  der 
Herbeiführung  einer  besseren,  gesünderen  Grund- 
tfaumsTertheilung  durch  eine  planToll  vorgehende 
Land  Politik,  fOr  welche  die  in  der  Gegenwart  eich  voü- 
uehenden  gesetzgeberischen  Actionen  in  dem  englischen  Inselreich, 
in  den  Mliehen  Proyinzen  Preussens  werthvolle  Fingerzeige 
geben  (§  91  ff.);  also  in  der  systematischen  Anbahuuii-  einer 
Bodenreform,  welche  deu  eigentluimsweisen ,  allenfalls  erbpacht- 
weisen Besitz  einer  möglichst  grossen  Anzahl  Familien  und  damit 
auch  die  nationale  Grundrente  und  deren  allmähliches  Anwachsen 
den  weitesten  Kreisen  des  Volkes  sichert*).  Um  aber  die  Schäden 
innerhalb  des  landwirthschaMchen  Gewerbes  selber  2u  heilen, 
zumal  soweit  der  mitUere  und  kleine  (bäuerliche)  Besitz  in  Fn^e 
steht,  kannte  die  BodenTerstaatlichung  doch  nur  das  ftusserste 
und  letzte  Mittel  sein,  wenn  alle  anderen,  in  Anlehnung  an  die 
geltende  Eigenthumsverfassung  zu  ergreifenden  Maassnahmen  als 
vergebliche  sich  erwiesen  und  wenn  überhaupt  wahr  wäre,  dass 
der  kleinere  und  mittlere  Landbesitz  rettungslos  somem  Untergang 
geweiht  sei.  „Aus  der  Geschichte  der  socialen  Institutionen,  aus 
der  unzweifelhaften  Thatsache,  dass  in  den  socialen  Institutionen 
Bich  ein  wachsender  Niedersclilag  sittlicher  Ideen  verdichtet  und 
festsetzt,  ist  es  zu  erklären,  wenn  die  edelsten  Geister  aller  Zeiten 
an  dem  Fortschritt  nicht  verzweifeln  und  in  der  brutalen  Losung 
vom  Sieg  des  Starken  über  den  Schwachen  nicht  der  Weisheit 
letzten  Schluss  sehen  wollen"  (Schnioller).  Was  noth  thut,  ist  niclit 
Beseitigung  des  auf  eigener  Scliolle  sli /enden  Bauern  und  dessen 
Im  Wandlung  in  einen  vom  aligewaltigen  Bodenmonopolstaat  ab- 
hängigen Zeitpächter,  sondern  die  Sicherung  des  bäuerlichen 
Besitzes  durch  eine  planmässig  dieses  Ziel  im  Auge  behaltende 
Fortbildung  des  Agrarrechtes*):  im  Gebiet  der  Landescultur 
negvAiT  durch  gesetzliche  Beseitigung  der  Hindemisse,  welche 
einer  höheren  Erträglichkeit  der  Ländereien  im  Wege  stehen,  und 
positiv  ilurch  die  praktischen  Maassnahmeu  der  AgTar]:)flege,  die 
auch  den  kleinsten  Gnmd])esitzer  befähigen,  die  Kräfte  der  Natur 
in  weitgehendstem  Maasse  sich  dienstbar  lu  machen;  im  (jel)iet 
des  Erbrechts  durch  Verhütung  der  Erbesüberschuldung  und  der 

AehnUcli  Boicher,  §  68. 
^  So  «ocli  Wasrner  In  der  „Omiidlegiiiig*'  H  314,  SS3,  389. 

B«ek«»Verr«i,      AgravpoUttle.  L  17 
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Vermeidung  unwirthschaftlichor  Zerstückelung;   im   Gebiet  des 
Credit-  und  Schuldrechts  durch  Femhaltimer zielloser Ueberschuldung. 
Anbahnung  roir(*lnvässiger  Sclmldabtraguiig  und  Verhütung  wucner- 
•Ucher  Ausbeutung;  im  Gebiet  der  Versicherung  imd  der  Land- 
wirthschaftspolizei  durch  Hintanhaltung  der  Folgen  schädigender 
^wisebenfftlie  und  dieser  selbst;  im  Gebiet  der  sUgemeinen  Wiitb- 
sebaftspolitik  dmeh  eine,  neben  den  Interessen  der  übrigen  &• 
werbsstftnde,  auch  jine  der  landwiitfaschaftlichen  Berufskreiie 
gerecht  und  unparteilich  wahrende  Verkehrs-,  Steuer-  und  Mür 
gesetzgebung ;  niclit  in  letztt^r  Liiüo  endlich  auch  durch  unver- 
drossenes Hinarbeiten  auf  intellectuelle  Hebung  der  ])rui erliehen 
Glieder,  durch  Stärkung  des  Standesbewusstseins  und  der  « <^n»  - 
rativen  Gesinnung,  um  dann  auch  jene  Gefährdungen  der  wirtii- 
Bchafklichen  Existenz  seltener  zu  machen,  welche  nicht  sowohl  in 
der  geltenden  Bechts-  und  Wirthschaftsordnungf  als  in  mangeb* 
der  wirthschaftlicher  Einsicht  und  in  den  MAngeln  einer,  des 
corporatiTen  (associationsweisen)  Zusammenwirkens  entbehrenden 
ßetriebsorgauisiition  wurzeln;  wie  denn,  um  mit  einem  englischen 
Schriftsteller  (Herbert  Spencer)  zu  reden,  die  Umwandlung  iier 
menschlichen  Natur  durch  die  Disci])lin  des  socialen  Lebens,  wonn 
nicht  die,  so  doch  eine  der  Voraussetzungen  aller  Öocialreforiu 
bildet.    Und  Schäffle,  die  Nothwendigkeit  einer  socialen  Agrar- 
refonn  betonend,  sagt:  „Viele,  auch  selbstrerschuldete  Subhastation 
(der  Gegenwart)  wäre  nicht  eingetreten,  wenn  das  Erb-,  Kauf-, 
Credit-  bezw.  das  Pachtrecht  der  unprodudayen  üeberschuldiing 
Schranken  setzen  wtlrde  und  dadurch  der  Grundbesitz  gegen  eigenes 
Verschulden,   Unfälle,  Auslandsconcurrenz,  schlechte  Conjunrtur 
\ind  Familienunglück  voUstäiulig  widerstandsfähig  gemacht  wäm 
Die  ..„Ausbeutung""  durch  das  Leihkapital  hätte  ein  Ende,  <1pt 
Bauernstand  bezöge  ganz  den  productiven  Ertrag  seiner  Arbeit  und 
seines  Besitzes,  wäre  kapitalkräftig,  daher  fortschritts-,  melio- 
rations-  und  concurrenzfähig,  und  er  stände  im  Tollsten  Ideal* 
wie  Bealgenuss  seines  Besitzes.  Diese  Gestaltung  des  bftueilichen 
Besitzverkehrs-,  Credit-  imd  Pachtrechts  —  zusammen  mit  der 
YerhUtimg  der  Aufsaugung  durch  das  Grosskapital  zu  Latifundien 
— ^  iät  aber  in  der  durchgreifend  st  (mi  AVeise  herstellbar  .  .  .  Mcht 
der  Eigenbesitz  von  Gnmd  und  Boden,  sondern  die  unprodiictive 
Ueberscbuidung  dieses  Besitzes  ist  unser  Leiden  und  ein  solches, 
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welches  ohne  jede  Aufhebung  des  Privateigenthums  geheilt  werden 

Den  nachfolgenden  Ausführungen  erwächst  die  Aufgabe,  diese 
Sfttse  im  £inzelnen  zu  f^rhärten,  woboi  aber  schon  jetzt  bemerkt 
sem  mag,  dass  zur  Erreichung  des  Ziels  es  einer  durchaus  neuen 
Agnurer&ssung  nicht  bedarf;  seit  langer  Zeit  wird  an  dem  Aufbau 
eines  den  Bedflrfiiissen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  besser 
angepassten  Agrarrechts  in  allen  Culturstaaten  planvoll  gearbeitet; 
Fehler  und  Irrthümer,  die  früher  unterlaufen  sind  und  noch  der 
Beseitisriinir  harren,  sind  vollends  wegzuräumen,  Lih  ken,  die  ge- 
blieben sind,  zu  erganzen;  der  leitende  Grundgedanke  aber  in 
Allem  wird  sein  müssen,  das  Eigenthumsrecht  am  Grund 
und  Boden  selber  mehr,  als  bis  jetzt  der  Fall,  mit  socialem  Ge- 
balt au  bereichem.  Es  muss  mehr  als  seither,  wie  schon  Fichte 
meinte,  zu  einer  socialen  Organisation  des  Eigenthums  kommen; 
letzteres  soll,  wie  Layeleye  sagt,  nicht  nur  eine  im  Interesse 
des  Individiums  getroffene  Einrichtung  sein,  die  ihm  den  Genuss 
der  Früchte  seiner  Arbeit  zu  gewährleisten  hat,  sondern  es  sollen 
iHieh  HiirL^>rliaften  ü:eboten  sein,  dass  es  jederzeit  dem  Interesse 
der  Gesellschaft  diene,  der  es  Dauer  und  nützliche  Thätigkeit  zu 
sichern  berufen  ist*).  Der  unbehinderten  Freiheit  des  ländlichen 
Grundeigenthums  im  Gebiet  der  Theilung,  Vererbung,  zutreffenden- 
falls auch  in  dem  der  Verschuldung  sind  also  da,  wo  diese  Frei- 
heit nicht  nur  für  die  unmittelbar  Betheiligten,  sondern  für  die 
Allgemeinheit  Gefahren  mit  sich  bringen  sollte,  Schranken  zu 
jjetzen,  in.  a.  \V.  die  rein  privatreclitliche  Ordnung  des  Grund- 
eigenthunifj  'hnch  eiue  socialrechtliche  zu  ersetzen.  Nicht  die 
Einriclitiinii:  des  privaten  Eigenthums  an  sieh,  das  mau  mit  Unrecht 
eine  „antisociale  Institution"  genannt  hat,  hat  jene  Auswüchse 
arezeitigt,  denen  die  neuzeitliche  Bodenverstaatlichungsbewegung 
10  Amerika,  England  etc.  ihre  Entstehung  verdankt,  sondern  die 
Schrankenlosigkeit  des  Eigenthumsbegriffs,  der  Mangel  einer,  dem 
Wesen  des  Grundeigenthums  angepassten  rechtlichen  Ordnung  der 
Besiehungen  der  Grundeigenthümer  unter  einander  und  zum  Staat  ^. 
Diese  socialrechtlie  lie  Ordnuni2:  zu  schaflen  und  weiterhin  durch 
positive  Gestaltung  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  die  social- 


'i  Srliiiftl      !»;..  Aussithislosigkeit  etc.,  S.  81  imd  112. 

Vgl.  auch  £ii»enhart,  a.  a.  O.,  S.  261  ff. 
*)  So  aacb  der  russische  ächriftsteller  Kawclin,  Der  bäuerliche  Gemeinde- 
bcdti,  S.  72. 
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ökonomische  Basis  für  eine  gesunde  l^utfaltunü:  des  Laiidbaus 
sicher  zu  stellen,  ist  die  Aufgabe  dos  Culturstaats.  nicht  aber  i'ine 
Zurückleitung  der  Gnindeigenthunisordnimg  auf  dif»  Anfangsstadiou 
der  Gesollsehaft  oder  die  gedankenlose  Adopünmg  des  Boden- 
besitzrechts von  Völkern,  die  einer  andern  Basse  angeboren,  eine 
niedrigere  Stufe  der  inteUectaellen  und  moralischen  Bildung  auf- 
weisen; deren  Grundeigenthumsordnung  wohl  fttr  den  yeigleiehen- 
den  Wirtbscfaafts-  und  Oulturhisioriker  dankbare  Aufsehltlsse  tiber 
eine  gewisse  Gemeinsamkeit  und  üebereinstimmung  der  ursprflng- 
lichen  gesellschaftlichen  Entwicklung  liefern,  deren  fortdauernde 
Gf'ltnnsr  den  ciL^rnartigen  Culturzuständen  dieser  Yolkt  r  nuch  ent- 
sprechen mag,  aber  nicht  zu  der  Schlussfolgerunp:  hinh-iien  darf, 
dass  dieses  uns  fremd  gewordene,  nicht  willkürlich  und  unbedacht 
sondern  aus  GrOnden  zwingender  Nothwendigkeit  abgesiareifte 
Grundeigenthumsrecht,  nachtrftglich  im  Widerspruch  mit  den  An* 
schauungen  und  Empfindungen  der  unmittelbar  Betheüigten  und  in 
Yerkennung  der  ethischen  Kraft  unserer  GnmdeigentiittmsTer&ssuDg: 
sei  CH  im  Zwangs-,  sei  os  „auf  friedlichem  Wege*S  der  Gesellschaft 
wieder  aufzuuötliigen  sei. 


§43.  Der  Agrarcommunismus  in  der  Gegeuwari'). 

1.  Die  vergleichende  Wirthschaftügeschichte  zeigt,  dass  die 
germanisch -romanischen  Völker  schon  frühzeitig  den  Ueberg^aug 


Ausst'r  der  hi  r  \  nln  inorkunj;^  zu  Abschnitt  II,  S.  229  ;iuf;^t'fiilirT  r 
Literatur  und  dem  mehrluch  aufe'efiihrten  Buch  von  Laveleye  Avurdeu  bei  der 
Niederschrift  dieses  Paragraphen  noch  zu  Rathu  gezogen:  Frhr.  v.  Haxthansen, 
Die  ländliche  Verfassung  Russlands,  1866;  v.  Kenssler,  Zur  Gesdiii  hte  und  Kritik 
des  bfiiu  rlichen  Gemeindebesitzes  in  Kussland,  3  Thle.,  ISTfi/HT:  D»*r';«  l  b»^.  Ge- 
nossenschaftliches  Grundbesitzrecht  in  Russland,  in  der  Festgabe  fürt»-  HAnssen. 
1889;  Kawelin,  Der  bäuerliche  Gemeindebesitz  in  Russland,  1877;  Tschil- 
geherin,  Art.  ^Lrabeigenschaft  in  Russland"  i,  Staatsworterb.,  Bd.  VI;  A.Wa.g'tter. 
Dif  Abvf  liaffung  des  privaten  Gnimhi^-cntlninis.  187<>;  W  aIcker,  Die  m^isi^rhe 
Agrarfray^e  mit  bes.  Berücksichtigung  der  1878  er  Agran-uqu^e,  1874.  Weiten- 
Litentitnuigaben  über  diesen  Gegenstand  siehe  in  der  „Grandlegung'*  bei  § 
In  der  Walcker'achen  Schrift  ist  eine  unbefangene  Würdigung  der  ratgitdiwtt  Ter* 
hältriis«;?»  «ä«>hr  ZQ  venniKscTi.  Kawolin  uml  v.  Keusslcr  stehen  zwnr  grandj»ätf:- 
lich  auf  dem  fioden  des  Gemeindebesitzes  und  erachten  die  Fortdauer  dieser  Institunoo, 
als  dem  Cluuralcter  des  nusiBehen  Landvolks  am  flM^tan  entspfecliend,  fifar  lOQi^, 
verschliessen  sich  aber  —  im  Unterschied  zu  den  einseiti^'en  Verfechtern  des  ,]Gr* 
keineswegs  der  Nothwendigkeit  einer  allmählichen  Um-  uml  Forfbilduii<r  derselben, 
wobei  aut  die  Ausfuhrungen  im  Text  zu  verweisen  ist.  Bei  Xatreliu  auch  sehr 
gute  Kiitik  der  Einseitigkeiten  der  LaTeleye*Mhen  AignmentalfOBawelsen  ftbcr 
Hemeindehesita  (8.  69  IF.  der  Schrill). 
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aus  der  ursprünglichen  FeMgemeinschaft  zu  privatem  Sondereigen* 
thum  ToUzogen,  die  der  keltischen  und  slavischen  Basse  ange- 
b<^rigen  .Stfimme  dagegen  sehr  viel  längere  Zeit,  die  Slaven 

grossentheils  bis  in  die  Gegenwart  an  der  Feldgemeinschaft 
(CoUectiv besitz)  festgehalten  haben.  Man  wird  gut  daran  tinin, 
diese  vi^rschiedcnartige  EiitAvieklung  luclit  als  etwas  Znfiilliges, 
j'ondern  durch  die  Wesenseigentliümlichkeiten  der  Kassen  wenig- 
ätens  mitbedingt  zu  erachten;  und  man  sollte  desshalb  auch  endlich 
davon  absehen,  desshalb,  weil  eine  besondere  Art  der  Grundeigen- 
thmnsordnung  von  gewissen  Bassen  so  lange  behauptet  wurde,  die 
abweichende  Art  der  Entwicklung  bei  anderen  Bassen  als  etwas 
tJLbnormes'S  ,,Widematflrliche8'*  etc.  zu  charakterisiren.  Auch 
Usst  ein  Vergleich  des  allgemein  Zustandes  der  Gesittung, 
aber  auch  der  materiellen  Zustände  der  Träger  des  landwirth- 
^chultlielieu  Gewerbes  jene  abweichende  Entwicklung,  mindestens 
in  den  germanischen  Staatswesen,  keineswegs  in  ungünstigem  LicUto 
erscheinen ;  es  genügt,  auf  die  Kohheit,  Unwissenheit,  sittliche 
Yersunkenheit  eines  grossen  Theils  der  in  der  Feldgemeinschaft 
lebenden  russischen  Bauernschaft  einer-,  auf  die  eigenartigen 
bäuerlichen  Typen  in  Skandinavien,  Deutschland  und  der  Schweiz 
mit  ihrem  Freiheits'  und  TTnabhängigkeitsgefühl,  ihrem  Selbst» 
bewusstsein,  ihrer  zähen  Widerstandsfähigkeit  auch  in  schlimmer 
Zeit  anderseits,  hinzuweisen.  Die  Betrachtung  (wie  man  sie  bei 
Lavele^'e  und  Anderen  so  häufig  findet),  dass  der  Zustand  der 
Feldgemeinschalt  Jedem  ein  leidlich  gesicliertesLebensloos  gewähre, 
den  Kampf  ums  Dasein  erleichtere,  den  Schwachen  stat7A>,  ist  doch 
nur  zum  geringsten  Theii  zutreffend;  denn  wenn  die  Feldgemein- 
schaft, wie  gerade  wieder  Bussland  beweist,  Alle  auf  einem  gleich 
niedrigen  Maass  der  Lebenshaltimg  zurftckhftlt,  so  hat  jene  Gleich- 
hdt  und  das  in  ihr  verwirklichte  „Becht  auf  den  vollen  Arbeits- 
irtrag"  kaum  noch  einen  idealen,  jedenfalls  keinen  materiellen 
Inhalt  Mit  Jenen  aber,  welche  grundsätzlich  die  Last  der  wiiih- 
sohaftlichen  Selbstverantwortlichkeit  von  den  Einzelnen  auf  die 
üemeinschaft  abwälzen  möchten  und  die  private  Eigenthumsordnung 
gerade  auch  desshalb  bekämpfen,  weil  sie  dem  Einzelnen  ein  ihn 
erdrückendes  Maass  von  wirthschaftlichen  und  socialen  Pflichten 
auferlegt,  ist  überhaupt  nicht  zu  rechnen;  solche  Betrachtung,  der 
Ansfluss  einer  hypersentimentalen  Weltanschauung,  wie  sie  gerade 
wieder  die  Schriften  Laveleve's  durchzieht,  übersieht  die  ethischen 
Kmltwirkungen,  die  aus  der  Sorge  um  die  Behauptung  der  Daseins- 
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bedingungen  wie  Wirkung  und  Uxsache  hervorquellen;  den  moi»- 
lisehen  Halt,  den  das  Soigen,  die  FQrsoige  und  Yoreorge  dem  wiitli- 
schaftenden  Subjeet  gewfthrt;  und  die  Bftckwirkung  dieses  pfliebi* 

haftün  Sorgens  auf  die  Güterer/ou^mg  und  die  allgemeine  Wolü- 
standsentwicklung  überhaupt:  umi  insofern  die  Fesselung  d»»s 
Splhstveraiitw«»rtliclik^itsi;elüiils  die  allmflliHche  Aneignung  dieM»r 
idealen  Güter  höchster  Menschlichkeit  hintauhält,  ist  daher  jene 
Weltanschauung  recht  eigentlich  als  eine  inhumane,  culturwidrige. 
ja  der  göttlichen  Weltordnung  selber,  welche  dem  Menschen  mit 
der  Ffthigkeit  auch  die  Pflicht  des  Yorwfirtsschreitens  su  toII* 
kommneren  Daseinsfonnen  auferlegt  hat,  zuwiderlaufende  xu  be- 
zeichnen. 

2.  Bei  allem  Dem  ist  doch  wohl  das  Eine  unbestreitbar, 
dass  wie  sehr  auch  in  der  Gegenwart  unter  dem  Zusauiiuenwirken 
vielfach  ungünstiger  Factoren  die  Gesamuitlage  des  Laudbaue* 
der  westeuropäischen  Staatswesen  vieles  zu  wünschen  übng  lässt, 
doch  der  kleinste  bfuierlicheWirth,  z.  B.  selbst  indem  „Zwergschafts- 
winkel** Deutschlands,  doch  unendlich  bessere  Baseinsbedingungen 
aufweist  wie  iigend  ein-Wirtii  in  den  russischen  Feldgemeinschafts- 
gemeinden, dessen  wachsende  ,,yerlumpung'*  von  nicht  weniges 
Schriftstellern  emstliclist  befürchtet  wird*).  So  drängt  denn  gerade 
in  Russland,  wie  auch  wohlwollende  Beurtlieiler  des  FeMg»»- 
meinschaftswesens  zugeben  (z.  B.  Kawelin  und  v.  Keussit-r)  dorh 
Alles  auf  eine  allmähliche  Umformung  der  alten  Gnmdeigenthmns- 
Terfassung  hin;  die  periodischen  Landvertheilungen  werden  jetzt 
schon  seltener;  in  Tielen  Gemeinden  hat  „eine  allgemeine  Um- 
theilung,  fEkr  welchen  Beschluss  eine  Zweidrittel-Majoiität  sftmmt- 
licher  Wirthe  vom  Gesetz  verlangt  wird,  nicht  mehr  zu  Stande 
gebracht  werden  kOnnen;  oder  mit  andern  Worten:  es  wird  in 
Wirklichkeit  das  Eecht  der  Nachgehorenen  auf  Land  (jetzt  schon) 
netrirt"  (v.  Keussler);  wo  periudische  Theilungen  stattfinden, 
übcrlasst  man  nicht  selten  die  ungedüngten  Feldstreifen  den 
firCÜieren  Anbauern,  um  ,,dadurch  den  Nachlässigen  die  Möglichkeit 
%u  nehmen,  auf  Kosten  der  fleissigen  Nutzen  zu  ziehen"  (Kaweltn): 
▲ntrftge  auf  Ausscheidung  eines  Theils  des  Gemeindebesitzes  in 
Sondereigenthum,  wie  sie  die  1861er  Landgesetzgebung  zugelassen 
hat,  werden  mit  der  Zeit  sich  mehren;  und,  wenn  nicht  AHes 
trügt,  wird  die  harte  Nothwendigkeit,  jene  dira  necessitas,  welche 

^)  Y);].  V.  Samson-Himmels tjerna  (Victor  Frank),  Die  Yerlnnipiiiig  der 
Bauern  und  d<»  Adels  in  fiuMland,  1892. 
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$3»  beste  Mitgift  den  Mensehen  auf  den  Lebensweg  mitgegeben 
worden  ist,  und  die  zunehmende  Sterilität  der  durch  Baubbau  aus- 
gesogenen Lftndereien;  wird  die  wachsende  Anzahl  von  Missemten 
(selbst  ein  russischer  Schriftsteller  —  Eablukow  ^  gieht  zu, 

dass  in  Folge  der  schwaclien  Entwicklung  der  productivtMi  Kräfte 
*l*'s  \  ulks  iu  Verbiiuhing  mit  untrünstiiren  wirthschaftliclion  Ver- 
hältnissen es  „fast  kein  Jalir  giebt,  wo  nicht  dieser  oder  jeuer 
Xheil  des  Beichs  von  »Miier  ))odtnitendeu  Missernte  heimgesurht  ist" 
und  dass  zwischen  1833  — 1853  28  MilL  Rubel  ünterstützungs- 
geider  ausbezahlt  wurden);  wird  endlich  auch  die  abnehmende 
wirthschaftliche  und  finanzielle  Kraft  des  Bussischen  Beichs  (es 
wuchsen  die  jährlichen  Steuerrflckstände,  z.  B.  in  dem  einen 
Gourernement  von  Nischni- Nowgorod  Yom  Jahre  1881  mit  739942 
Rubel  im  Jahre  181H»  .mf  1G04084.  im  Jahre  ISIU  auf  24Ü3877 
Rubel  an:  es  sank  der  Viehstand  von  1  241  145  in  18G4  auf  855082 
Häupter  in  1890)  —  die  jetzt  nocli  in  der  übenviegeuden  Zahl 
der  Gebietstheile  des  „geheimnissvollen  Landes**  geltende  Agrar- 
Terfassung  derjenigen  der  eigentlichen  Culturstaaten  in  nicht  sehr 
femer  Zeit  nahe  bringen.  Daneben  weist  die  russische  Feldge- 
meinschaft alle  Mängel  des  Almendbesitzes  der  Süddeutsch  — 
Schweizerischen  Gemeinwesen  auf,  ohne  deren  unbestreitbare  Vor- 
zöire,  die  eben  in  doni  gleichzeitigen  Bestehen  uucli  privaten 
l'icrenthums  ihre  Quellen  haben :  und  eine  schrittweise  in  einzelnen 
(iouveruements  vor  sich  gehende  Ordnung  der  Gesetzgebung, 
\vplche  in  jeder  russischen  Dorfgemeinde  das  Anrecht  auf  die 
Nutzung  eines,  nicht  zu  grossen  Theils  des  jetzigen  Gemeinlaiides 
als  unveräusserliches  Gemeindeeigenthums  Jedem  sichert  (Almende), 
den  anderen  Theil  aber  zu  Sondereigenthum  ausscheidet  oder  aber 
auf  die  Ueberlassung  des  Landes  durch  die  Gemeinde  an  die 
Sinzeinen  in  der  Form  der  Erbpacht  (wie  Sch^do-Ferroti  s.  Z. 
vorpreschlagen)  abhebt,  dürfte  daher  wirthschaftlich,  social  und 
|H.litij5eh  Vortheile  zeitigen,  wie  si»-  unter  dem  geltenden  strengen 
b\>tem  der  Feldu^emeinschaft  m*  rnals  werden  erreicht  werden. 
Wenn  Kawelin  (a.  a.  0.,  S.  86  tf.)  meint:  „Für  die  stärkeren^ 
untemehmungskräftigen,  fähigen  und  begabten  Leute  ist  der 
Gemeindegrundbesitz  viel  zu  eng  und  zu  schmal  und  sie  werden 
aus  ihm  heraustreten;  aber  für  die  Schwachen,  Mittelmässigen  und 
nicht  Unternehmungslustigen«  far  Solche,  die  sich  mit  Kleinem 
zufriedenstellen,  und  für  die  Getäuschten  —  und  aus  solchen  besteht 
die  überwiegende  Mehrzahl  (aller  Dorfbewohner)  ist  der  bäuerliche 
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Gemeinddgrundbesitz  der  Rettungsbalken«  mit  dem  ue  nck  am 
Strande  halten  kOnnen . .  ^%  —  bo  dürfte  dieser  Zweck  doch  auch 

bei  Beduction  des  Gemeindegrundbesitzes  auf  einen  Theil  der 
Feldmark  zu  erreichoii,  zii<rloich  aber  mit  der  Beschreitung  «lier^es 
Weges  zu  erreichon  sein,  dass  auch  in  liussland  allmählich  die  Zahl 
der  ,,fähigen,  begabten,  wirthschattlicb  stärkereu  Leute''  wächst. 

Auf  die  allmähliche  Ueborloitung  dor  jotzigon  Nutziin.ürsrecht» 
in  erbpachtähnliche  Institutionen  (mit  aHerdings  veräuderlicb 
godachtoni   Pachtgeld)  läuft   wohl   auch   der  von  Keusslpfsche 
Reformvorschlag  hinaus;  das  Land  bleibt  danach  im  Eigeuthuin 
der  Gemeinde,  den  cinzolnon  ( J emeindeangehörigen  wird  aber  an 
bestimmten  Theilen  der  Feldmark  ein  Tererbliches,  nicht  mehr 
kflndbares,  nur  im  Fall  von  Steuerrfickatänden  einziehbares  Land- 
loos  überwiesen,  das  mit  dem  Bflcken  besessen  (selbst  bewiiih* 
schaftet)  werden  muss  und  nur  mit  Genehmigiuig  der  Gemeinde 
verpachtet  werden  darf,  das  lun-  beschränkt  verschuldbar  ist  (und 
nur  gegenüber  der  (lemeiude),  ferner  nur  beschränkt  theilbar  ist 
und  auch  nicht  über  ein  festzustellendes  H^^chstmaass  von  Land 
'   anwachsen  darf  (Besitzmaxi nuim  und  Besitzminimum) ;  das  nach  An- 
erbenrecht mit  Bevorzugung  des  Anerben  vererbt,  im  Fall  des  erblosen 
Heimgangs  des  Besitzers  au  die  Gemeinde  zurfickiällt  und  bezüglich 
dessen  im  Eall  eines  Verkaufs  der  Gemeinde  ein  Vorkaufsrecht 
zusteht  Das  Becht  der  Nachgeborenen  auf  Land  wird  bei  diesen 
Vorschlägen  also  auch  nicht  mehr  anerkannt,  ein  Gesichtspunkt, 
dem  übrigens  in  einem  Land  von  der  Ausdehnung  Kusslands  und 
bei  den  grossen  der  Besiedelung  noch  harrenden  Gebieten  auch  voiu 
socialpolitischen  Gesichtspunkt  aus  eine  Bedeutung  am  allerwenig- 
sten zukommen  dürfte.   Die  der  Gemeinde  zufliessenden  Landnutz* 
niessungs- (Pacht -)Gelder  könnten  nach  dem  Vorschlag  t.  Keussler^s 
zur  Erleichterung  solcher  Uebersiedelungen  nach  auswärts  sowie 
zum  Uebertritt  in  andere  Erwerbsarten  Verwendung  finden.  Vor 
Allem  aber  dürfte  treilich  auch  die  gegenseitige  Bürgschaft  für 
die  Aufbringung  der  Steuerlasten  einzuschränken  und  gerade  in 
Bezug  auf  die  steuerliche  Pflicht  das  individuelle  Selbstvera nt« 
lichkeitynioment  bei  einer  Hefonn  stärker  zu  betonen  sein;  nosteht 
doch  auch  Kawelin  zu,  dass  „die  Folgen  der  obligatorischen 
gegenseitigen  Bürgschaft  den  Charakter  einer  chronischen  Krank* 
heit  angenommen  haben,  welche  die  wohlhabenden,  fleissigen  und 
sorgsamen  Bauern  zu  Grunde  richtet". 
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Anmerkniig^.  Im  Einselnen  ist  noch  Bn'bemerken: 

•>  In  RnssUnd  ist  der  ZmUmd  der  Feldgemeinschafl  durch  die  Abiagnngs^ 

„i-st't/.p'bun;^  deä  Jahres  1861  ausdrücklich  couservirt  wordo«,  doch  hat  letztere 
die  Umwand  Inn  des  (?emeindeeit;renthnms  in  Privatei^'t'ütliiitn  beim  Vorliep^n  eines  Be- 
H-hlusses  von  zwei  Dritteln  der  stimmberechtijften  Geuic'iadegciiosüeD  gestattet.  Dieses 
agt*Dthäjnliche  BechtainstiBnit  des  Gemeinhesitses  im  Mir  (nViT*^  wOrUieh  «Welt*^, 
U'zeichnet  die  Oesammtheit  der  Stimmberechti^iften  aus  einem  Dorfe,  welche  als 
bf*rhln'5<:rnhig^  Versammlunpr  anzusehen  ist^,  hat  das  Gesetz  vom  19.  Frbriiar  1861 
(iaiüii  chürakteriäirt:  Gemeinsamer  Niessbrauch  (obshtinuve  polzovonie»  ist  diejenige 
dorch  Gewohnheit  preregelte  Art  des  NieasbranchSf  bei  welcher  der  Boden  von  Zeit  xn 
Zfit  unter  dir-  Baiu  ni  vcrtheilt  oder  verloost  wird,  sei  es  nach  Köpfen,  nach  tia^^los 
man  versteht  darunter  jedrs  verheirathete  Paar)  oder  nach  andf■r^'!^l  Maassstabe, 
luid  bei  welcher  die  au  deu  Buden  geknüpften  Verpflichtungi^u  mii  .solidarischer 
Haftbirkeit  Aller  geleistet  werde.  —  Ob  der  1^  eine  altslavische  Einrichtung  oder 
trst  eino  Kolp^  der  Agrarjjesct/frebung  des  16.  Jalirliiinderts  sei  und  in  Verbiudnng 
stehe  mit  der  damal«;  einjri  trt' t»uen  Verschärfung"  der  heibeigenschaftsvt  rhältnisse  mit 
K(»pfsteuer,  scheint  durch  die  neueren  Uutersucliungcn  in  ersterem  Siuu  entschieden 
A<  r<i«n  KU  müssen,  wie  die«  such  Roscher  annimmt,  der  das  ganse  Insdtat  fQr 
F(.<l;:o  dis  altslavi« r^ini  V'niiilu'urechts  hält  (Koscher,  a.  a.  O..  ?  71,  Anm  14). 

Wr«»tntliche  dts  .Mir  besteht  alsn  dariji,  dass  der  russisclie  Bauer  nur  ein 
XntMDpirecht  am  Gemeindeboden  hat;  dass  die  Gemeinde  befugt  ist.  das  Land  neu 
nad  unentgeltlich  «u  gleichen  Thcilen  m  vertheilen,  was  alle  6,  12  oder  15,  meist 
alle  9  Jahre  stattzufinden  pflegt;  und  weiter  befugt  ist,  den  T.aiulantheil  der 
eiiutlnen  Familien  im  Fall  der  Auflösun<:  (Urselben  durch  Tod,  Wegzug  etc.  ein- 
raaeheii.  I>as  System  der  VerthcUung  ist  im  Allgemeiuen  das,  dass  um  das  Dorf 
(in  i  Zouen  ^bildetf  diese  wieder  in  drei  Theile  serlegt  werden  nnd  innerhalb 
iuse'T  <>wanne  das  Land  in  lanfron  schmalen  Streifen  zur  Verlonstnifr  frelangt. 
Wie  in  der  altgermanischen  Agrarverfassung  ist  also  der  Landantheit  der  Einzelneu 
«Sflc  parcellirt  (Strenbesitz)  und  die  Folge  davon  ein  streng  ausgebildeter  Flnr- 
zwang  mit  allen,  diesem  Wirthschaftssystem  anhaftenden  Mängeln  (siehe  dariiber 
<^as  folgende  Kap.  III).  In  enprstf-r  Verbiiidiing  mit  diesem  Ziistajul  der  Feldgemein- 
»cbAft  hat  sich  die  solidarische  Haltung  der  Gemeinde  für  alle  privat-  und  staats- 
rechtlichen  Lasten  erhalten,  die  auf  dem  einzelnen  Bauern  und  seinen  Landantheil 
listen  (Grundabgaben,  Obrok,  Kopfsteuer  etc.).  Es  ist  immerhin  bemerhenswerth, 
auch  eine  Anzahl  deutscher  (Tenuiiidt  ii  ( ■/..  B.  in  Saratow"?  ihr  ehoinaliges 
Beuiüches  Recht  mit  dem  Rusidschen  vertauscht  haben.  Nach  tler  rtissischeu  Agrar- 
«nqa^te  tos  1S72/73  besteht  das  Institut  der  Feldgemeinschaft  ansschliessKch  in 
^'ouvcmements  (anter  38),  in  12  ülu  rwiegend,  in  8  ist  das  Institut  des  Einael- 
u>>it7es  Tertreten,  in  9  bestehen  Feldgemeinschaft  und  Privateigenthnm  neben 
einaader. 

Wo  der  Boden  sehr  friiehtbar  ittf  also  ohne  p osse  Anstrengung  reiche  Ernten 
trÄsft  I südrussische  Schwante  Erde),  scheinen  die  mit  dem  Gemeinbesitz  verknüpften 
Mangel  sich  weni  -'  r  ci  ltf-nfl  p-emacht  zu  haben,  ja  ein  dringendes  wirths<  luiftli(  Ih-s 
Bedüxfni:»  <.vom  .Staudpunkt  der  Productionsinteressen)  für  eine  alsbaldige  Aufgabe 
^  Feldiremdoschaft  anch  hente  noch  nicht  Yorauliegen;  wohl  aber  Ist  leti^res 
iinfM-ütreitbar  der  Fall  da,  wo,  wie  in  den  minder  g&istigen  situirten  Tlieilen,  dia 
anwarbNinde  Bevölkerung  und  die  dfimit  im  Zusammenhang  stellende  Verkleinerung 
r  LAud&ntheile  eine  intensivere  Bodenarbeit  gebietet^  der  aber  der  Gemeinschaft- 
bfdis  nnd  die  stenerliche  SoUdarhafl,  diese  „PrSmie  Ar  Fanlheit  nnd  Unordnung" 
hemmend  entgegen  steht,  wie  denn  der  Ackerbau  gegendenweise  noch  heutzutage 
^Mim  die  Stuff  erreicht  hat.  welche  er  zur  Zeit  dt>s  Tacitus  in  Deutschland  ein- 
uahm  iLaveieye;;  am  meisten  da,  wo  trota  des  »Mir"  Ungleichheiten  des  Besitzes 
>Kb  eingvscMichen  haben  durch  jene  einflassreichen  Leute,  welche  der  Volks- 
«nond  bezeichnend  ^Verzehrer  des  Mir"  nennt.  Nach  den  vorn  i  .  yrangenen  Bv' 
^TzthutnfTfn  kann  eine  »-ii!</<hfndere  Würdigung  des  russüschcn  .Mn  mitrrbleiben; 

imgehender  Weise  hat  das  „Für''  und  „Wider"  neuerdings  wieder  Laveleye 
i^i  seiaem  Eingang«  eitirtea  Weik  (Kap.  II  ff.)  entwickelt;  aber  widersprochen  muss 
in  hier  im  Anschlnss  an  slaTOphilische  Auffassungsweisen  vertretenen  Anschauung 
*rnkn,  ais  ob  «der  Pauperismus,  diese  Geissel  der  Uesellschaften  des  Westens^ 


Digitized  by  Google 


266     Kftp.  IL  Bi«  Baditifonnen  d«r  Bewiitlucliaftiuig  und  4«8  BpmUcb. 


unbekannt  in  doni  „^Mir""  si  i",  oder  wenn  fiir  das  rnssi.sche  Vclk  die  Erlialnini: 
seinfr  ^l'ninrichtun^r  als  Vorbedingrung  der  KTitwicklung  zu  politischer  und  »inh- 
schaltliclifr  Grösse  bezeichnet  wird  (wie  v.  11  uxt  hausen,  die  Slüvophilen  Aksa- 
kow  n.  A.;  die  radicftlen  Demokratm  und  Nihilistm  wie  t.  Herxen,  Bakuninetc 
meinen^;  wo  d»)ch  das  iinentziehbare  Nutzungsrecht  und  die  SoHdaHiafl   <Vr  »'^ 
nu'inden  die  ei^^fntliclu'  Ursache   dtr  Sorjrlosifrkeit  dor  Felderbesteil unir   u:i<i  d« 
durch  diese  bcdiugteu  häufigen  Mihserutea  i^t,  ao  da^s  die  „Geissel'^  der  Uuugeri« 
noth  mit  periodischer  Regelmässigkeit  die  Bevölkerung  des  flachen  Landet  bcna« 
sucht  und  di-r  Kniti  unsfall  und  die  Hand  in  Hand  prehende  Decinuninir  der  Vieh- 
bestände imuier  von  Neuem  die  Laudbevölkerun};  auf  viele  Jahre  <»k<>ni>iaisch 
zerrüttet.    Auch  ist  die  Ansicht  eine  völlig  verfehlte,  dass  (wie  Laveleye  weint  , 
in  Russland  die  Gemeinde,  in  der  doch  so  oft  „ein  roher  ungebildeter  Haufen  ohae 
je(1i^  fUfUhl  moralischer  Verantwortlichkeit"  den  Aasschlag  jri»bt,  im  Gihiet*  d  t 
nijtlii^'tMi  Meliorationen  das  vorkeltren  werde,  zu  dem  in  Westeuropa  die  Schule  de* 
Privateigenthums  unauflialtsam  von  selber  hingedrängt  hat,  wenn  schon  rühmlicbr 
Ausnahmen  auch  in  Russland  vorhanden  sein  mögen  (Kawelin«  S.  36  ff.):  oder 
dass  wenn  in  Rnssland  nichts  geschehe,  dies  „nicht  au  einem  unheilbaren  FehlfT 
der  Atrrarverfassung,  sondern  am  Mangel  an  Bildung  liege",  da  hier  Ursache  und 
Wirkung  verkannt  werden;  oder  dass  dem  Mir  „ein  Element  von  Ordnung,  Erhal- 
tung und  Ueberlieferung,  welches  die  (leflelUohaft  vor  sriciabm  rmwälzuug^n  be- 
wahrt'*, p-ofrobcn  sei,  dass  es  dcsshalb  grosse  Garantien  tTir  den  socialen  Frieden 
gewähre  ^v.  Haxthausen),  da  doch  nirgends  in  Westeuropa,  wo  das  bäuerliclje 
Orandeigeuthom  in  Wirklichkeit  vorherrscht  (und  nicht  das  Zerrbild  des  Kleini^- 
packt-  oder  eine  Ansartnng  des  Theilbauwesens)  ähnliche  aodale  Zerklfilliuigra. 
oder  jrnr  nnart  Iiistisches  Treiben,  wie  sit>  in   der  (Gegenwart  auch  das  ruüTd-'  f 
flache  Land  iieimsuchteu,  wahrnehmbar  sind;  oder  dass  es  in  Basslaad  knne 
nEnterbten**  gebe,  da  doch  die  Zahl  der  thatsächlicb  landlosen  oder  landflüchtigca 
Elemente  in  bounruhigeuder  Weise  zunimmt.   „In  jedem  Jahre**  (schreibt  »  in  Kenner 
rassischer  Verhältnisse^  „wächst  die  Zahl  der  Landletite.  welche  im  Friilijahr  n.ich 
den  südlichen  rroviuzeu  wandert,  um  dort  als  Tageluimer  ihr  Brod  zu  verdiecea. 
nnd  dwer«  weleke  mit  Sack  nnd  Pack  die  Himderte  von  Heil«i  wdto  Reisen  nacl 
Ostsibirien  antreten,  um  dort  eine  nene  bessere  Heimat  zu  finden,  (ranze  (remeindea 
haben  oft  heimlich  ihre  Wohnsitze  verlassen,  um  der  Schuldenlast,   welc  he  auf 
ihrem  Landbesitze  ruht,  zu  entgehen.    Wo  es  irgend  angeht,  suchen  die  Bau«^ 
den  nicht  mehr  lohnenden  Ackerbau  mit  dem  Betriehe  eäes  Gewerbes  od«r  dft- 
gleichen  zu  v<  rtansclien.    Kurz  die  Land>Wrthschall,  welche  nach  den  natürlich«» 
Verhältnissen  Uusslauds  sein  blühendster  Nalirnnjr<'7:wei{*  und  das  Rückgrat  s«'iDt*r 
Volkswirtliscliaft  sein  musste,  ist  in  Wahrheit  dem  l'ntergauge  nahe  und  beinahe 
zu  einem  Fluche  fttr  die  Bevölkemng  geworden/   (YgL  Beilage  aur  All^eaenies 
Zeitnngr,  No.  90  von  1892). 

Der  thatsächlicb  in  den  maassgebenden  Krsisen  sich  vollziehende  ruischw&ng 
der  Meinnnfjen  tritt  in  dem  neuerlichen  (iesetze  vom  ^0.  Mai  (a.  St.)  188?>.  T'»=tr. 
das  genossenschaftliche  Grundbesitzrecht  bezeichnend  su  Tage,  indem  diesrt 
Gesetz  neben  dem  Gemeindebesitzrecht  das  im  Anschlnss  an  nene  8iedelunge> 
nnd  g^cmeinsamen  Landervverb  der  Colonisten  volkstilümlich  entwickelte,  bis  dbühtn 
aber  einer  richtiy'en  (»rdnnn^  entbehrende  (' cnossenschaft  sbesitzret  lit  st? 
Grund  und  Boden  uumnehr  einer  erstnxaiigeu ,  aber  sehr  viel  freieren,  alleniings 
zunächst  nur  auf  das  mit  Hilfe  der  Baueragrarbank  (seit  1883)  erwor^M^ 
Oenossenschaflsland  sich  erstreckenden  Begelun<;  entgegengeftihrt  hat.  Demi  die 
von  den  (tenossenschaften  einmal  erworbenen  liesit/rei  bti-  am  Land  dürfen  «itm 
spatere  Beschlüsse  der  Genossenschaft  nicht  beeinträchtigt  werden  und  nur  mit 
Wahrung  dieser  Rechte  kann  die  Genossenschaft  (fihnlieh  wie  die  Fddgeuratt- 
tchaftsgemeinde)  Neuverloosungen ,  Wechsel  in  den  Laudarten  der  einzelnfm 
nossoTisehafter,  Aendemnjren  im  Wirthsrhafts«?ystem  etc.  und  zwar  mit  einfneh^r 
Mehrlieit  beschliesseu;  und  wenn  der  streng  teldgemeinschaltliche  Charakter  dienet 
Besilsgenossenschaften  swar  darin  za  Tage  tritt,  dass  ohne  Zimtimmung  der 
Genossenschaft  kein  Genosse  die  Auitscheidung  seines  Landantheil»  aus  dem  iint^ 
nossensrlialts\ erband  fordeni  kann,  dass  die  Antluile  des  ohne  Erben  versterben dfö 
und  der  auf  ihre  Betheiliguug  au  der  Genossenschaft  verzichtenden  G^ossea  der 


Digitized  by  Google 


Abschn.  IL  $  43.  Der  Agrarcommimiiiuus  in  der  Gegenwart.  267 


(jeuo§6«DäcUaft  heiuifalleu,  ho  int  doch  sehr  bezeichnend,  dass  als  solche  Ver- 
^ehteaden  «ach  die  mit  KaaftchflMiig»rtt<totind«n  dbrai  Jalu«  Bfldutiadl^ 

angesehen  werden;  und  in  dieser  ^Bestininiun^'  der  allendlichen  Entziehnnf»'  (des 
Genosseiischal'tsaniheils)  weg-en  Kückständen  tritt  am  schärftori  das  individuelle 
Ek-meut  iu  dem  geuoääeuächat'tlicheu  Gruudbeöitz  gegeuubcr  dem  Ciemeiude' 
besitz  ztt  Tag**;  denn  dieMr  letztere  i§t  ein  ngr^festigter**  inaofern,  als  die  Gemeinde 
kein  Rt:'clit  hat,  einen  Gempindean^^ehörijjen  wehren  Steuer-  oder  anderer  Zahlungs- 
ruckst;in»ie  seines  Rechts  auf  Land  dauernd  verlusti;;  zu  erklären  und  insbesondere 
iüvht  befugt  ist,  bei  Lebzeiten  deü  ßückätäudigeu  seineu  Söhnen  und  Eukelu,  die 
eicfa  Ton  ilim  (durch  FamUientheilitng)  «bgetheUft  haben,  den  entsprechenden  Anthdl 
am  Gemeindeland  vorzuenthalten  (Vpl.  hierzu  v.  Ken  ssler  in  der  Festschrift  für 
G.  Hanssen,  S.  161  ff.  und  S.  183):  bezeichnenii  und  bedeutun^j-svoll  aber  darf 
man  Jene  Ordnung  des  Gcnossenschaftsbcsitzrechts  neuuen,  weil  iu  ihr  dAn  Moment 
der  wirthschaftlichen  Selbstverantwortlichkeit,  dieser  Schule  der  Selbttxncbt,  der 
Sparsamkeit,  der  \%irthsrlKit'r!ii  lien  Entlialtsanikeit,  der  Fainilienfürsorge,  des  wirth- 
schaftlichen Fortschritts  umimehr  in  der  russischen  Agrarverfassung  erstmals,  wenn 
schun  in  »ehr  bescheidener  Weise  ^ allendlich"  zum  Ausdruck  gelangte. 

b)  Am  aus;,'-edehntesten  nächst  Kusslaud  hat  ( 'olleetiveif^nthuui  am  (Jrund 
und  BodfU  sich  iu  einzelnen  asiatischen  Keichcn  (Java,  Indien)  erlmlteu.  In 
Jftva  gilt  das  Land  als  im  Eigenthnm  der  Gemeinde  stehend  nnd  aiy&hrlich  wird 
^ine  Verloosun^r  unter  den  Geuu  indemitgliedem  vorgenouinu  n ;  dabei  ist  nach  einem 
von  der  ludlandischen  Refjrierunf,'-  erlassenen  (Jesetz  mit  Majoritätsbeschluss  eine 
Auftheilung  di»  Laudes  zu  Soudereigeu  zulässig,  wovon  indessen  ein  Gebrauch 
teicher  nicht  ^macht  in  «ein  scheint.  Ein  Obereigenthumtrecht  vindidrt  dch  die 
holl.iiiclische  Regierung  und  sie  vergiebt  in  Gemässheit  dieses  Rechts  ffJesetz  vom 
^.  April  1870)  nichtoccupirtes  Land  in  der  Regel  in  der  Form  langer  Pachten 
(75  Jahre).  —  In  ludieu  besteht  daj»  .S^Mteui  des  kleinen  ländlichen  Privateigcn- 
thuma  mit  solidarischer  Haftung  der  Gemeinden  für  die  Abgaben  im  Pendschabt 
wojare»-'"''"  in  dt-n  Pnivinzen  Renpralcn,  Oudh  und  den  Nordwest-  und  Centraiprovinzen 
■Ur  I  ^iUiilinhaber  nur  als  zeitliche  oder  erbliehe  Nutzniesser  das  Land  bemrthschafieu, 

als  im  Eigenthum  der  Zemindare  und  Talukdare  (ehemalige  Stammestursten) 
■tebcnd  angesehen  wird;  in  Madras  and  Bombay  dagegen  betrachtet  sicli  der 
Staat  al?  solcher  als  Bodenei;,'-«'nthümer  nnd  erlie})t  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
vc)n  den  Bodenbesteliem  einen  (irundzins,  der  je  für  30  .Jahre  festgestellt  zu  werden 
püeg^  <  Ryotwar-System).  Wenn  diese  Grundzinse  im  Anfang  der  70  er  Jahre  schon 
«ine  Höhe  von  -ji  "SUW.  Pfd.  erreicht  hatte,  so  scheint  darin  wohl  eine  Bestätigung 
de-s  haffle'sehen  Worts  zu  liejren.  dass  der  Staat  als  alleiniger  Landeigenthüraer 
^trin  harter  Rentier"  sein  werde.  (Vgl.  lüerzu  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  IV); 
womit  indessen  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  die  indiachen  oder  javanischen  Bauern 
jetxt  oder  in  absehbarer  Zmt  f&r  das  Privateigenthnm  am  Grund  und  Hoden  reif 
wären-  Letzteres  ist  überhaupt  nicht  sowohl  zu  erstreiten,  als  wirthschaltlii  h,  sittlich 
und  geistig  zu  erdienen;  wie  anderseits  jedem  Volk,  das  den  Zustand  einer  ge- 
^^<»eo  wirthschaftlichen,  sittlichen,  geisti<,'^en  Reife  erlangt  hat,  auch  das  PriTateigen* 
fliuxn  ala  „reife  Frucht "*  i  i  den  Schooss  fallen  %rird.  Die  holländische  und  englische 
H^-iiperunf:  waren  jedenfalls  ;rut  belehrt,  als  sie  in  ihren  f'olonialreichen  die  rohen 
F«ld£eno&iienschaftssy»teme  iu  erpachtähuliche  Besitz  Verhältnisse  umwandelten,  weil, 
wie  nrfiher  erwähnt,  gerade  die  Erbpacht  die  beste  Vorstufe  des  Eigenthnms  ist, 
ja  selbst  auf  hohen  Culturstufen  neben  dem  Eigentbum  noch  sehr  wohl  berechtigt 
Mrin  kann:  wow»gen  die  Landpolitik  Rii-'lmd^  hU  h^  die  neuere  Zeit  den  Verzicht 
mui  jede  gruudsätzliche  Aenderung  des  herrt>cheudeu  Agrarcommuuismus  bedeutet, 
da  in  dem  System  des  letateren  jene  Eigensehaften  nnd  Tagenden  sich  überhaupt 
nicht  zu  entwickeln  vermögen,  von  deren  allmiUicber  Aneignung  jede  Umformung 
Her  Gmndeigenthamsverhältnisse  im  Sinn  firaierer  Gestaltung  der  BesitxTerhttltnisse 
abbüngigr  bleibt. 

r»  T'eber  die  in  der  C'lanvei  f  i  =  '-iiT?:r  wurzelnde  Feldgemeinschaft  der  Kelten 
in  .Schottland  und  Irland  siehe  die  Angaben  unter  §  29,  S.  162  ff.,  ferner 
Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap,  XVI;  und  fiber  die  Beste  der  Feldgemeinschaft  in  den 
Trier* achen  Gehdferschaften  die  Angftihntngen  oben  unter  8.  227,  Aber  die- 
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jeni^  in  8ttdd«iitidi1and  und  der  Sehweis,  welche  ili  sog.  AlmendbeBiu  U» 
heute  Bich  erhalten  hat,  die  Darstellung  in  dem  folgenden  Kapitel  III.  §  ö().  ^^if 
in  einzelnen  Theilen  von  Norwe<rcn,  wo  das  periodische  Verloosen  (Ut  Aetker 
durcii  die  geüetzUche  Androhung  einer  doppelten  Grundsteuer  noch  iiül  tat 
helcjlmpft  werden  mflsMn,  sidie  Roscher,  Anou  16  xn  $  Ti, 
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Literaturübersiclit, 

ßau  behandelt  die  in  diesem  Kapitel  eroiteiteu  Materiell  in  den  §§84  —  mit 
96  miter  der  Aufschrift:  „Ciemeindeländereien",  in  den  §§  97  —  mit  101  unter 
der  Aufschrift  nZusammenhäikgende  Lage""  tind  in  den  §§102  —  mit  104 
unTfr  der  Aufschrift:  „  U  r  b  a  rm  n  r  h  n  n  j^:  tni  d  BodoTiverbessornnf,'".  Dir  !>:ir- 
&iellung  lasst  an  Vollständigkeit  ku  wünschen  übrig,  auch  betrett's  der  sog.  Ge- 
iiriidi«itethdlongen  das  sociale  und  gemeindepolitische  Moment,  welches  der  vSlliges 
Aoftbdltiii^  der  Gemeinheiten  widerstrebti  hinter  demjenigen  des  landw.  Productions- 
interp>-<-  ans  welchem  dio  Anftheilnnfj'  pcmoiiiliiii  begründet  tax  werden  pflegt, 
Allzusehr  zurücktreten.  Die  wirthHchattslüstorische  Betrachtung  ist  dürftig  und 
bwchrinkt  gich  mf  einige  wenige  Sätse.  —  Bei  Roscher  ist  anf  du  sechste 
Kapitel:  „Das  Grnndeigenthnm  und  die  Gemeinden"  und  den  Anhang  des 
sw^eiten  Kapitell  „  Kn  f  wäsjscni  nfren,  Be wässern n  fr cn  "  ^>5H()ff'.i  zn  vmveisen. 
—  Bd  I«.  V.  Stein  ^innere  Verwaltungslehre,  Bd.  VD^,  wird  mit  Kecbt  die  vulgäre 
Betrschtnngswdse  der  Gemetnheitstheunngen  vom  Sfandponkt  ausschliesslich  des 
Productionsinteresses  ala  einseitig  gerügt  und  das  gemeindepolitische 
Moment,  wie  es  in  Frankreich  und  Siiddr-utscliland  für  die  ^rcsctzfreberische  Behand- 
long  der  Materie  sich  geltend  gemacht  hat,  scharf  her\'orgehoben  {H*  2öB  ff.).  Aelm- 
lieh  Vi  A.  Kohl,  PoliseiwitseDsehall  II,  &  60  ff.  —  Von  der  sonstigen  Literatur 
«"urde  insbesondere  zu  Rathe  gesogen:  a)  In  Bezug  auf  den  wirthschaftsge- 
schichtlichen  Theil,  nnss^r  der  unter  Kap.  I  citirten  Literatur  (S.  84)  noch 
»«^iter:  A.  Meitzen,  Ausbreitung  der  Deutschen  in  Deutachland,  in  den  Jahrb.  f. 
X.  Q.  St.,  N.  F.,  Bd.  32;  Derselbe,  Yolkshufe  und  KOnigshnfe,  in  der  Festschrift 
i't.  Hanssten,  1889;  Derselbe,  Agrarpolitik  in  Schönberg's  Hdb.  d.  pol.  Oek., 
l«yi  (II.  I?d.h  endlich  dessen  Aufsätze  „ATisipdehinpf",  „Feldsremeinschnft",  „Flur* 
zwang*  im  Hdwb.  d.  St.-W.  b)  In  Bezug  auf  tiemeinhei tstheil  u  ugeu ,  Al- 
B«nde  und  Bereinigungen  (Zusammenlegungen):  ausser  den  oben  bereits 
ermahnten  Schriften:  L a vel eye-B ücher,  Das  Ureigenthum ,  1879;  Bücher, 
An.  .Almende"  im  Hdwb.  d.  .St.-W.:  Gierke's  Art.  in  von  Holtzendorff's  Rechts- 
l^iicon:  „Almende'^  und  „Gemeinheitstheilung" ;  Grossmann's  Art.  nGemeinheits» 
tbsamig*  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Fr.  List,  Bie  AckenrerfiMsung,  die  Zweigwirthschaft 
niiti  dir  Auswanderung,  1842;  v.  Mia 'ikowski,  Die  schweizerische  Almend  vom 
13.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart,  1879;  Derselbe,  Die  Agrar-,  Alpen- und  Forst- 
Verfassung  der  Schweiz,  1878;  Nasse,  lieber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft 
«nd  die  Einhegungeu  de«  16.  ^ahrh.  in  England,  1869;  B.  Schlitte,  Die  Zu- 
*>nanl«gmig  der  Gnindstttcke,  8  AbthL,         —  Femer  von  Special  werken: 
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Dönnigreit  Die  Land-Cultur-Geaetzgebnn^  in  Prenssen,  1843;  H.  Ha«g,  Dm 

bayr.  Gesetz  über  Flurbereinigung,  1H8fi  ;  Lette  nnd  v.  Rönne,  Die  I^andesculn  - 
gesetzgebung  des  Preuss.  Staats,  1853  und  1854.  Des  Verfassers  Uandbacb  da 
badischen  laadw.  Ten^altnngsrechts,  1887.  —  Endlich  die  Aufsätze:  Gwfiwbril» 
theilnofen,  Feld*  und  Flurbenitrigungen  in  v.  StengeTs  Wörterbach  des  Ter* 
waltungsrechts  und  im  Fingang  der  ,  Einl  eitung"  citirtt'  am  1 1  i  che  Litei»tar 
(einschliesslich  der  Enqueten),  c)  Im  Gebiet  des  Bewässernngs-,  irtt- 
iw^ä  sBerungswesens  nnd  des  Waiserschntzes  und  zwar  in  Bezug  md  im 
culturtechnigehen  Tluil  des  Gebieta:  D&nkelberg,  Die  Schifffahrtskaaile  in 
ihrtr  Bedeatoog  Ittr  di«'  Liindrsrneliorationen,  1877;  Derselbe,  CulturtH-liuiscb« 
Reiseskizzcn  was  OberitaUen,  in  Thiers  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  X,  H.  8fö  £; 
Fraisiinet,  Landw.  Meliorationen  und  Wasserwirlhmhaft  etc.,  1890;  Honsell, 
Bcitrftge  zur  Hjdrograpfiic  des  Grossbenogthums  Baden,  3.,  5.  nud  6.  Heft;  Drr- 
sflbe.  Hydroqraplii«'  nnr!  \V;i«^rrwirthschatY  in  dem  nmdichen  Werk:  Der  Rhein- 
fitrom  und  seine  wichiigbteu  Nebenflüsse,  im  Auftrag  der  IleiobscoiiuiiisfiioB  m 
Unteranchnng  der  Rheinstromverhftltnisfle,  herausgegeben  von  dem  Centialbibeaa  ür 
Meteorol()<rie  und  Hydrog^-aphie  in  Baden,  1880;  Pereis,  Handb.  des  laadtr. W«a(r» 
bans,  1877:  Toussaint.  Die  Badenrnltnr  und  das  Wasser,  187i?:  in  Bezug  auf  dm 
rechtlichen  Theilj  ^ieberdingjWasserrecht  und  WasierpoUi&ei  im  Preas6.ät»u, 
1889;  Schenkel,  Das  badlsehe  wasserreeht,  1887;  Derselbe,  Beclit  nnd  Ter 
waltung  des  Wasserwesens  in  dem  obenerwähnten  Werk:  Der  Rheinstnun  etf.: 
femer  die  Aufsät/e :  .  newässerunj? "  und  «  EntwUssening **  von  Frnrik  im  Hd»b. 
d.  St.-W.  und  von  üermes  in  v.  btengel's  Wörterb.  des  Deutschen  Verwaltaa^ 
reeht;  endlich  K.  Peyrer,  Das  östemioliische  Wasaenreebt  etc.,  1880. 


Abschnitt  L 
Die  Besiedelang  and  das  Fiorreeht  der  älteren  Zeit. 

§  44.  Die  Formen  der  Besiedelung. 

Die  Besiedeimig  des  Bodens  durch  die  alten  deutscLen 
Volksstämme,  die  Axt  der  Auftheilung  des  Landes,  die  aus  dieser 
Auftheilung  hervorgegangene  ftltere  Flurverfassung  luid  das  ihr 
eigenthflmliche  Flurreeht  darzustellen,  ist  Sache  der  WirthsebaftS' 
geschichte.  An  ihre  durch  die  neuerlichen  Forschungen  gezeitigteD 
Ergebnisse  ist  anzukntlpfen,  wenn  ein  Tolles  Yerstftndniss  ftr  einen 
weit  wirkendtMi  Bestandtlieil  der  neuerlichen  Gesetzgebung  auf 
landwirtlisehaftlichpin  Gebiet:  für  die  soeben.  Gemein  heits- 
the  i  1  u  11  <;sordnun  2ren  <'iner-,  die  Fe  1  <l  b  er  o  i  uigung•ö-(V♦^r- 
koppelung8-)Gesetzgebung  und  die  Gesetzgebung  des  Ent- 
und  Bew&sserungswesens  (AYassorgenossenschaften)  ander- 
seits gewonnen  werden  soll.  Hierbei  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  \i r s [> r üii  g  1  i c h e  G r u n d b e s i t z  v e  r f a s s u n g  der 
deutschen  Volksstäinme  war,  entsprechend  der  Orgauisatiou  dei 
Volkes  selber,  eine  militärische,  d.  h.  auf  dem  Grundsatz 
Beuterechts  beruhend  und  die  Hundertschaften,  als  unterste  Glieder 
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d^s  erobenid  vordringenden  Volksstammes,  nahmen  die  ihnen  zuge- 
wjMsoTKMi  Gebiete  im  Besitz,  wohoi  innerhalb  des  zu  besiedelnden 
onj^eien  Gebiets  (der  Üorlgcmeinde)  jedem  Stammesgenossen  sein 
Antheii  an  Acker,  Weide  und  Wald  zugetheilt  wurde,  dieser  An- 
theil  indess,  mit  Ausnahme  der  Hofraithe,  zunftchat  andere  Beehte 
als  das  der  Nutzung  an  dem  als  Eigenthum  der  Dorfgenossenschaft 
gedachten  Boden  nicht  gewährte  und  der  Betrieb,  d.  h.  die  Bodung, 
Bestellung  und  Abemtunu  wohl  meist  gemeinsam  erfolgte  (Zustand 
der  Feldgemeinschaft  iiu  eigentlichen  Sinn  des  Wortes, 
siehe  S  10  Ziff.  2). 

T>ierfe3  collective  Nutziinir^recht  blieb  hinsichtlich  des  Mark- 
laudes,  des  Waldes  und  der  Weide  fortan  bestehen,  mit  dem  Unter- 
schied allerdings,  d:i««  an  der  ehemals  gemeinsamen  Hundert- 
schaftamark  innerhalb  der  Dorfgemeinde  nfthere  Nutzungsrechte  in 
Wald  und  Weide  und  dadurch  im  Laufe  der  Zeiten  besondere 
Dorfinarken  sieh  ausbildeten  und  das  alte  Markland  selber  in 
dem  Maasse  zusammensehnimpfbe,  als  in  ihm  die  nachwachsenden 
Generationen  neue  Siedelungen  schufen.  An  der  eif^entlichen 
Feldflur  aber,  dem  ursprünglich  gerodeten  und  durch  weitere 
Rodungen  im  gemeinsamen  Weide-  und  Waldland  fort  und  fort 
vermehrten  Acker-  und  Wiesfeld  bildeten  sich  allmählich  stärkere 
Besitzreclite  der  Einzelwirthschaften  aus,  an  Stelle  der  CollecfciT- 
wirthschait  trat  die  Einzelwirthschaft  und  jedenfalls  in  der  Karo» 
httgerteit  beginnen  die  den  Borfgenossen  flberlassenen  Feldgrund- 
stflcke  bereits  den  Charakter  des  ausgesprochenen,  frei  Tererblichen 
und  frei  veräusserlichen  Eigenthums  anzunehmen.  (Vgl.  S.  235  ff.). 

Für  die  Vertheilung  des  urbar  gemachten  Landes  selbst  aber 
.ir  der  Grundsatz  maassgebend,  dass  wie  jedes  Stammesmitglied 
gleiche  politische  Bechte  \ind  Pflichten  habe  (in  gleicher  Weise 
ztun  Heerdienst,  zum  Bath  in  der  Volks-  und  zur  Urtheilsfindung 
in  den  GerichtsTersammlungen  berechtigt  und  verpflichtet  war), 
auch  die  Grundlage  der  Lebenshaltung  und  der  Öffentlichen  Pflichten, 
d.i.  der  jedem  Einzelnen  zuzuweisende  Gnmdbesitz,  die  Hufe,  für 
Alle  von  gleicher  Grösse  und  Beschaflenheit  sein  müsse 


Nach  MülU  uhot  ist  linn  Wort:  ^Uule''  ans  dem  ün  .,Bchur  eutiialtcueu 
HtCM  zn  erklären,  also  der  „ Behuf*,  das  wa»  Jemand  zukommt,  «ein  Antkeil  oder 
Annrht.  In  diesem  Sinn  nennt  J.  v.  Müser  die  altdeutsche  üntV-  „die  Attit-  nn 
'i^m  (iemeinwesen  der  Bmirmschaft".  Siehe  A.  Meitssen,  VulksliulV  nnd  Könij,'s- 
Uule.  in  der  Festgabe  für  t*.  Haussen,  1889.  ~  Ursprünglich  stand  die  Hufe  nicht 
ni  Eigentlinni  des  £inseelnen,  sie  gab  nur  ein  Anrecht  anf  eine  bestinimte  An- 
Aekergmndst&cke;  die  Mnttvng  der  leHteren  wechselte;  erst  gegen  Schlnss  des 
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2.  Um  obiGrem  Zweck  zu  genügen,  wurde  das  zur  Te^lmldnK«s 
Bostelluncr  in  der  Fpldllni  uusersohf»ne  Land  in  eine  Anzahl  Al>- 
jichiiitt»»  (  (}»'wann»0  von  in  sich  gltnrher  Bodenl)esohaffenheit  ge- 
theilt  und  in  jedem  dieser  Gr e wanne  jeder  Hufe  ein  gleich  crr««^^r 
Unterabschnitt  zugewiesen  und  zwar  etwa  in  der  Ausdehnimg. 
welche  dat»  Pflagen  des  Feldstreüens  an  einem  Tag  oder  Vormitug 
ermöglichte  (Tagewerk,  Morgen).  Die  Folge  dieser  Art  im 
Landauftheilting  war  also,  dass  die  einzelnen  Theüe  jeder  Hufe 
in  den  zahlreichen  Gewannen  der  Feldmark  zerstreut  lagen  oder 
Iii  Ii  linderen  Worten,  dass  jede  Hute  ans  so  viel  von  einander  sf* 
trennt  gelegenen  Fiinzelgnindstücken  isieh  zusammensetzte,  al>  ira 
Weg  der  llodung  (Jewanne  angelegt  worden  waren  ((ienieiii:'- 
lago  der  Grundstücke,  System  der  G ewann hul'e).  Di»^? 
eigenthftmliche  Flurverfassung,  mit  welcher  das  Zusammenwohnen 
in  mehr  oder  weniger  geschlossenen  Dörfern  Hand  in  Hand  ging, 
ist  für  einen  grossen  Theil  des  jetzigen  Deutschland  die  Tor- 
herrsehende  gehlieben,  sie  drang  auch  nach  England  Tor,  wogegeft 
sie  in  Gallien  nur  vereinzelt  Boden  gewann .  indem  hier  in  den 
ulMTwingenden  Theil  des  Landes,  wie  in  t  inzelnen  LandstTiib«»!! ! 
Gennaniens  selbst  (so  namentlicli  in  den  Laudestheileu  wegtlich 
der  Weser  und  im  südlichen  Gebirgsland).  die  alt^  keltisoli- 
rdmische  Besiedelungsweise,  d.  h.  das  System  der  geschlov 
senen  £inzelhöfe  sich  behauptete.  Wohl  aber  fügte  >ich 
flberall,  wo  immer  die  deutsche  Landauftheilung  Plata  griff,  siKb 
der  Grrundbesitz  der  Vornehmeren  des  engeren  YolksTerbandes  jM 
■Flurverfossung  ein,  d.  h.  er  wies  die  gleiche  Art  des  StreubesitM 
auf,  wie  die  Hufe  des  gemeinen  Mannes.  j 

3.  pjfst  mit  dem  Aufkommen  der  GrundheiTschafteu  bildete*  si^i 
neben  dieser  volksthflmlicben  Besiedelungsweise  ein e  ande^ 
aus,  die  mit  den  umfangreichen  Vergabungen  der  fränkisch«! 
Könige  an  die  Grossen  des  Boichs  sowie  an  die  Kirche  und  mit  dem 
an  diese  Landschenkungen  sich  ausbildenden  System  der  Lani- 
leihe  zusammenhängt,  indem  man  an  die  auf  das  zu  beiriith- 


6.  Jahrliundt'rts  hört  dieser  Wechsel  auf  und  die  Hufe  wird  Eigenthuni  «Ifr  liaaers. 
aber  auch  dies  uur  in  wirthschaftlicher  Hinsicht,  denn  es  braucht  nvch  4 
hnnderte,  bis  ein  Tollei  Eigenthnm  im  Sinn  der  nnbeschTtakten  Ytrfüaga^y 
lind  Vererbunpifreiheit  hergestellt  wird.    Die  Hufe  in  alter  Zeit  sollte  -die  f^^-^- 
liebensversicheniuK  des  vollfrcion,  volksgeiiössischen  Kriegers  und  seiner  Fiuiuli«' 
die  Ueloliuang  tur  den  Antlieil  am  Speerer^verb  des  Volksgebiets  bleiben";  dAbrr  a* 
auch  beim  Manfel  Yon  wehrliallMi  Söhnen  des  Kriegen  «a  die  Runeiwlichall 
Dorfes  xurttckflel.  (Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  1891.) 
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schaftende  Land  anzusaUenden  Freien  oder  Eigenen  die  Grundstücke 
,4n  einzelnen  grösseren  oder  geringeren  El&eken  Ton  meist  block«* 
ftimlicher  Besehaifenlieit^^  abgab  oder,  wie  namenilieh  im  Gebirgs- 
tmd  Hllgelland,  das  Land  in  einem  einzigen,  langen,  meist  un- 
regelmflssig  geformten  Streifen,  der  von  der  Thalsohle  bis  auf  die 
Höhe  des  Berges  reichte,  zuwies  (Hagen-  oder  W  a  1  d  h  u  f  e ,  aucli 
Knnigöhufe);  odor  indem  man  die  Hufe  gar  in  ganz  regelmii>riLie 
Parallelstrelfen  auslegte,  wie  bei  der  Besied elung  der  Weser-  und 
Elbmarschen  der  Fall  war  (Marschhufe).  Die  letzteren  wurden 
auch  weiter  Aber  die  norddeutsche  Ebene,  namentlich  nach  Schlesien, 
West»  und  Ostpreussen  verbreitet,  nachmals  aber  wieder  in  die 
Form  der  gewannfOrmigen  Hufe  umgewandelt,  welch*  letztere 
flbrigens  schon  bei  der  ersten  Colonisation  der  slavischen  Gebiete 
diesseits  und  jenseits  der  Elbe  zur  Anwendung  gelangt  war^). 


§  45.  Wesen  des  älteren  Flurrechts. 

1.  Der  Gewannverfassung  der  Hufe  ging  ein  Flurrecht 
einher,  als  dessen  wesentliches  Merkmal  die  rechtliche  und  wirth- 
sehaftliche  Gebimdenheit  des  landwirthschaAlichen  Betriebs  be- 
zeichnet werden  darf.  Da  Aber  die  Dorünark  im  Allgemeinen  nur 
wenige  Wege  fahrten  und  diese  in  d«r  Bogel  nach  anderen  Bfick- 
sichten  als  denen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  angelegt 
wurden,  so  waren  die  einzelnen  Hufenbestaiidtbeile  nur  dadurch 
'/uicänglich,  dass  man  sieb  gegenseitige  üeberfabrtsrechte  ein- 
räumte; da  aber  solche  Hechte,  sobald  die  Felder  bestellt  waren, 
nur  mit  Schädigung  der  Vegetation  hätten  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  so  fiel  es  nöthig,  dass  die  Bestellungsarbeiten  in 
jeder  Feldflur  (die  Arbeit  des  Pfitigens  und  Sftens)  und  ebenso  die 
Ernte   von  allen  jm  dieser  Flur  Begflterten  gleichzeitig  vor- 


y^l.  Meitsen,  Agiriri)(>litik,  a.  a.  0.,  S.  147  if.,  nnd  im  Art.  „Annfidftluiig^, 
^-  308:  ^Ktwa  vier  Fünftel  des  Colonisationsisrebiets  (anf  slaTiachtm  Boden)  sind 
dinh  (n-waniidörfer  bH>ii<'(lHlt**,  wobei  allerdinjr^  die  einzelnen  (lcwannabsrhnitt<» 
(ttm^r  waren  als  in  der  alten  volksthiimlicheu  iiul'e,  meist  1—2  ha.  —  l>ie  zu- 
gemessenen Hufen  waren  meist  etwHs  i^Tosser  als  die  alte,  16 — SO  h»  umfiMsende 
Volkshufe;  die  Königshnfen  mMMen  48  .')<)  hu,  die  sonstigen  Wald-  und  Gegen- 
Imfen  30  10  l  a  Meitzetj,  A  r  i  r  p  o  1  i  t  i  k ,  S.  14Hi.  Docli  wnrde  gerade  l)ei  der 
Aule^ng  vou  Waldhufeu  nicht  immer  glücklich  verfahren,  indem  solche  nach 
den  ▼«rriiild  der  Ebene  oft  zu  klein  ziigeschnitt«ia  waren,  wonnf  Gotheln  s.  B. 
betr^^s  des  badischen  Schwarzwalds  hinweist.  („Die  Natnrbedingiingwi  der  cultnr- 
p«=^rhi(  htlii  hea  fistwicklug  in  der  Bbeiatboie  und  im  SehwMswsld'*,  Bedin 

1HM7.  S.  21.) 
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genommen  wurden,  ferner  dass  in  dieser  Feldflur  nur  ein  und 
dieselbe  Fnicht  zum  Anbau  gi'lauutc,  weil  die  i^hnchzeitige 
Yomabme  der  Ernte  auch  eine  gleiche  üeü'ezeit  der  Früchte  voraus- 
setzte. Dieses  durch  die  Gemengelage  der  Grundstücke  und  fliie 
Weglosigkeit  bedingte  Flumcht  (der  Flurzwang!)  bedeutete 
also  die  virthschaftliche  Abhängigkeit  des  Einzelnen  Ton  der  Pio- 
ductionsrichtung  der  Gesammtheit  und  den  Verzicht  auf  die  freie 
Bestimmung  über  die  individuelle  Nutzunixs weise  der  Ackergrund- 
stücke  und  sie  gab  dem  laiidwirthschat'tlichen  Betrieb  eine  gewis>H 
Eintörniigkt  it,  einerlei,  ob  dieser  nun  dem  System  d<*r  FelilLrra^- 
oder  der  Dreifelderwirthschaft  angehörte.  Nicht  der  einzelne  Wurth, 
sondern  die  Dorfgemeinde  als  solche,  diese  Genossenschaft  zum 
Landesanbau  und  zur  Landesnutznug*^  (Lamprecht) ,  regelte  durcii 
ihre  geordneten  Organe  den  Landwirthschafirsbetrieb  Aller  laA 
Jeder  mussie,  wenn  er  nicht  Sehaden  erleiden  wollte,  der  gege- 
benen  Regel  sich  fügen ;  ein  in  den  Anfängen  der  Cultur,  ja  8elb^t 
'  noch  für  spätere  Zeit  für  die  grosso  Zahl  der  bäuerlichen  Elemente' 
ge\vis>  wohlthätiger  Zwang,  desson  Schattenseiten  erst  dann  em- 
pfunden wurden,  als  die  mit  der  steigenden  Volkszahl  sich  ergebende 
Nothwendigkeit  sorgfältigerer  Bestellung  und  höherer  Nutzbar- 
machung der  Ackerfelder  gebieterisch  sich  geltend  machte'). 

Die  wirthschafüiche  Gebundenheit  des  Flurrechta  der  Siterai 
Zeit  tritt  aber  weiterhin,  imd  zwar  auch  ausserhalb  des  Systans 
der  Gewannhufe,  in  jenen  besonderen  Dienstbarkeiten  lu 
Tage,  welche  die  natürliche  Folge  des  bei  fehlender  Sommer-Stall- 
füttennig  nötliigen  Weidegangs  der  Thiere  sind.  Zwar 
selbstredend  die  bestellte  Ackerflur  vor  der  Beweidung  gesciiöut. 
wohl  aher  —  neben  dem  eigentlichen  Weideland  —  das  Brach- 
und  das  Stoppelfeld  der  Beweidung  freigestellt  Und  auch  hi^r 
war  es  wieder  die  Dorfgenossenschaft  als  solche,  welche  Zeit  und 
Art  der  Beweidung  regelte  imd  jeden  Einzelnen  nOthigte,  dieser 
Ordnung  sich  zu  fügen. 

lu  gleicher  Weise  erstreckte  sich  die  wirthsihattsordiiend»' 
Thätigkeit  der  Dorfgenossenschaft  auf  die  Nutzungen  der  gemeinen 
Mark  (Allmeine,  Almende),  also  an  Weide,  Moorland  undWald, 
und  das  gemeinsame  Nutzungsrecht  der  £inzelwirUie  an  diesem 

')  Wie  der  (jroMgnindb^'.sit/.  schon  war  Kurolingerzeit  sich  bestn>bt«\  den  i^-^ 
gehörigen  Streubetiitx  „dnrch  Arrondining  geeiL'U'  tt  r  tiir  ciüc  rationelK'  Wirtli^t  hal??- 
fiihnmg  zu  machen",  iiehe  von  Inama-Steruegg,  I>ie  Aiubüdimg  der  p^»^ 
Otimdliemelwll«!  etc.,  1878,  8.  9S  ff. 
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Theil  der  Dorfmark,  bestehend  im  Mast-,  Streu-  und  Weiderecht 
sowie  in  dem  Becht  des  Hokhiebs  zu  Bau-  und  Brennzwecken  ist 
ein  besonders  charakteristisches  Merkmal  des  Deutschen  Fhir- 

wchts  <ler  alten  Zeit.  Hattt  ii  an  der  gemeinen  Mark  zunächst  nur 
die  vollberechtiirten  Dorfgenoasen  nach  Maassj^abe  ihres  Hufen- 
besitzes Nutzuugsrt*  bte,  so  wurden  solche  mit  der  Zeit  auch  den 
neuansässicfen  Wirthen,  ja  selbst  den  Hörigen  eingeräumt,  in 
letzteren  Fällen  allerdings  meist  nur  gegen  Entrichtung  bestimmter 
Zinsen  (Huigelder,  GrAserzinsen),  welche  den  ursprflnglieh  Berech- 
tigten zufielen.  Selbst  den  sog.  Beisassen  (Handwerkern,  Tagelöhnern, 
gänzlich  Verarmten  und  Besitzlosen)  gestattete  man  mit  der  Zeit 
gewisse  Nutzungsrechte,  wenn  auch  im  beschränkteren  Umfang-: 
sie  durften  etwa  Kleinvieh  (Ziegen,  Schweine)  auf  die  Gemeinde- 
wies»^  treiben:  und  den  Armen  wurden  wohl  auch  Almendirüneti 
oder  einzelne  Bäume  auf  der  Almende  zugewiesen,  oder  auch 
Almendstacke  auf  ktlrzere  oder  längere  Zeit  zum  Anbau  und  zur 
Benutzung  fiberlassen  u.  dgl. 

2.  Mit  der  Entwicklung  der  grossen  Grundherrschaften  erfuhren 
diese  Verhältnisse  bemerkenswerthe  Aenderungen:  war  zunächst 
der  Grundherr  nur  gleichberechtigtes  Mitglied  des  markgenossen- 
schaftlichen Verbandes  f^ewesen,  so  ging  allmählich  in  dem  Maasse, 
al?  die  ( iruiuilieniichkeitsgewalt  erstarkte,  die  g"enos9enschaftlicho 
Verwaltung  in  die  des  Onmdherm  selber  über;  waren  femer  schon 
frühzeitig  zahlreiche  Markwaldungen  in  den  Besitz  des  Königs  und 
weiterhin  durch  Belehnung  in  die  Hand  weltlicher  und  geistlicher 
Fürsten  gelangt,  so  fielen  später  auf  Grund  der  dem  System  des 
römischen  Bechts  entnommenen  Theorie  des  Obereigenthums  massen-» 
haft  die  bis  dahin  im  Eigenthum  der  Dorfgemeinden  verbliebenen 
M'älder  den  Grundherren  zu,  womit  die  alten  Nutzungsrechte  der 
iJorfansässigeii  auf  N'utz-  und  Bauholz,  aufWaldstreu  und  Scliweine- 
mast  zwar  nicht  ohne  Weiteres  aufhörten,  aber  doch  zu  Uunr^ten 
der  grundherrlichen  Rechte  vielfach  stark  eingeschränkt  wurden 
und  mit  der  Zeit  gänzlich  den  Charakter  von  Dienstbarkeiten  an 
fremdem  Grund  und  Boden  (in  der  Form  von  Streugräserei-,  Be- 
holzongsrechten  etc.)  annahmen.  Und  wenn  es  frfiher  hiess:  „d^m 
riehen  mann  Ifitzel  schadet,  ob  sich  ein  mann  mit  holz  beladetes 
sr»  kam  nun  der  Spruch  auf  „Geht  der  huscli  dem  Reiter  an  die 
SpoHMi.  so  ist  dem  bauer  sein  Recht  verloren". 

Die  Fülle  von  Dienstbarkeiten  aller  Art  (von  Wege-,  Weide- 
und  Walddienstbarkeiten),  mit  denen  der  Grund  und  Boden  zu 

18* 
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Guutiten  Dritter  belastet  war,  die  gemeinsame  Nutzuiii;  der  Ahnende, 
dit'  von  Gemeindewegen  voigesohriebene  Art  der  Bestellung  der 
Feldflur  kennzeichnen  das  ältere  Flurreeht;  dabei  blieb  ilu 
der  GewannTeifassung  der  Hufe  eigenthümliche  Gemengelage  im 
Onrndatflcke  und  ihre  UnzugängUehkeit,  aus  welcher  der  Fliff- 
zwang  hervorging,  auf  die  Landstriche  mit  dieser  Flurrerfassimg 
nicht  beschränkt,  sondern  ähnliche  Verhältnisse  entwickelten  sich 
in  Folge  von  Verkäufen  und  Erbtlieilungen  vielfach  auch  dort,  wo 
von  Anfang  ab  der  0 rundbesitz  ein  geschlossener,  d.  h.  ein  den 
Zwecken  freien  landwirthachafblichen  Betriebs  ToUgentlgender  Zu- 
atand  einst  Torbanden  gewesen  war. 

4.  Die  wirthschafUiche  Gebundenheit  des  GrundbesitMS  ist 
übrigens  in  älterer  Zeit  weder  als  lästig  empfunden  worden,  noch 
wirthscbaftlich  nachtheilig  gewesen:  dem  herrschenden  einfaebM 
Wirthschaftsijystcm  —  der  Dreifelderwirthscliaft  —  lait  seinem  starken 
Bedarf  an  Weide  —  füg^e  sie  sich  ganz  naturgemä;»s  ein  (§  T): 
und  die  extensive  Art  der  Bodenbenutzung  vermochte  in  Zeiten 
einer  dünnen  Bevölkerung  eine  ausreichende  Nahrungsmittelver- 
sorgung  wobl  zu  ermöglichen.  Die  Nothwendigkeit  eines  Hinüber- 
leitens  zu  einer  freieren  und  zugleich  intensiveren  Wirthschafls- 
weise  ergab  sieh  erst  mit  dem  allmählichen  Anwachsen  der 
Bevölkerung;  und  die  LOeung  aus  der  Gebundenheit  des  landwirth* 
schaftlichen  Betriebs  erfolgte  danach  in  Staatswesen,   in  denen 
die  Bedingungen  für  Fortschritte  der  Bodencultur  besonders  günstic 
lagen,  schon  frühzeitig,  in  der  Kegel  sich  anschliessend  an  dt^n 
Uebergang  von  den  einfacheren   roheren  Betriebasystemen  der 
Dreifelder-  und  einfachen  Feldgraswirthschaft  zu  den  Fruchtwechsel- 
Systemen  (§  8);  meist  aber  begann  dieser  Precess  erst  im  vorigen 
und  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts;  und  zwar  vollzog 
sich  die  vor  Allem  dringlich  erscheinende  Befreiung  des  Giund 
und  Bodens  von  Weiderechten  jeder  Art  entweder  als  selbst^ 
staiHliL;*  r  Tiieil  der  Agrargesetzgebung  (wie  in  Frankreich)  oder 
im  Anschluss  an  die  Ablösungsgesetz,L'"i']ning  überhaupt,  wie  in  ^h'^ 
süddeutschen  Staaten  und  in  Oesterreich;  oder  aber  mit  die^tr 
Aufhebung  der  Weiderechte  ging  gleichzeitig  die  Beseitigung 
der  alten  Gemeinheiten,  der  Almende,  und  die  Ver- 
theilung  dieser  zu  Sondereigen  an  die  Dorfinsassen  einher.  Vnd 
mit  solchen  Gemeinheitstheilungen  oder  Separationea. 
welche  vorwiegend  in  der  mittel-  imd  norddeutschen  Staatengruppe, 
sodann  in  England  besondere  Bedeutung  erlangten,  verband  6ick 
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dann  wohl  auch  die  Zusammenlegung  (die  Yerkoppelung) 
der  in  der  Feldflur  zerstareut  gelegenen  Einzelgrundstflcke  zu  ge- 

schloöseiien  Anwesen  und  diü  Schaffung  ausreichender  Flurwege 
hehiifs  Entbehrlichraachunc:  der  alten  Wege-  und  Ueberfahrts- 
aienstbarkeiten;  diese,  drm  U ebelstand  der  Gemengelage  und 
Weglosigkeit  entgegentretende  Vorsorge  trat  aber  auch  alä  selbst- 
atftndige  Agrarmaassregel ,  d.  h.  ohne,  gleichzeitige  Auftheilung 
des  seitherigen  in  gemeinsamer  Nutzung  gestandenen  Gemeinde* 
Tena(^ens  auf,  wie  dies  wiederum  üOr  die  süddeutsche  Staaten- 
gnippe  charakteristisch  ist 

Die  nachstehenden  Ausführungen  werden,  nachdem  die  Weide- 
rechte  bereits  erörtert  worden  sind  (§  26),  sich  1.  mit  der 
•  i^^meinlieitstheiimig  und  dem  Almendewesen  und  2.  mit  dem 
Feidbereinigimgs-  (Verkoppelungs) -wesen  zu  beschäftigen  und  was 
entere  anlangt,  insbesondere  zu  würdigen  haben,  ob  und  in  wieweit 
die  grundsätzliche  Auftheilung  der  alten  Gemeinheiten  (Alm en- 
den) gerechtfertigt  erscheint  oder  welche  hesonderen  Gründe 
deren  Beihehaltung  als  das  Bftthlichere  erscheinen  lassen. 


Abschnitt  II: 
Die  Oemelnlieiteii  (llmendeD)» 

§46.  DieTheilung  der  Gemeinheiten;  älteres Becht^). 

üeberhlickt  man  den  Verlauf  jener  grossen  Bewegung,  welche, 
mit  besonderem  Nachdruck  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hnnderts  eiusctzcnd,  mit  der  Theilung  der  alten  Gemeinheiten, 

^)  Seit  T.  Justi  mit  grosser  Eindringlichkeit  für  die  Beaei^gung  der  Gemein* 
bcUea  «ingetrateo  wur  (Onrndfesten  der  Polizeiwissrafchall,  1760,  Bd.  I,  Buch  Y, 
§  191  ff.),  ist  eine  zahlreiche  Literatur  über  diesen  Ge<i:eiistan(I  in  Deutschland  ent* 
»taoden.  die  ausnahuiülos  von  der  Anschanung  beherrscht  war,  dass  solche  „Ge- 
meindegüter sowohl  dem  Staat  als  den  Gemeinden  zum  Schaden  gewesen*^.  (J.  F. 
Frank,  Sjgtem  der  laadw.  Polizei  mit  bes.  Hinsicht  auf  DeutacUand,  1791,  IL  Bd., 
^*  ff.)  and  ihren  hervorragendsten  Vertreti'r  in  A.  Thaer  hat,  der  erstmal« 
I'i-Qt^chland  mit  dem  Aufschwung  der  englischen  Landwirth schaff  ^rriindlich  bekannt 
um-hte  (Einleitang  zur  Kenntniss  der  englischen  Landwirthschait'',  17^8/1801),  iiaoh> 
«ab  in  seiner  ISgensdiaft  ala  berathender  Btaafaralli  im  Preoiaiaclien  IQnlsterinm 
de«  Innern  Veranlassung  erlilelt,  den  Entwurf  zu  einer  vollständig  neuen  Gemein- 
heit«theilang  für  Preussen  atiszuarbeitpn  nnd  mit  der  Erlodigning-  dieser  Aufgabe 
zmn  eigentlichen  Schöpfer  dieses  Theilä  der  Preussischen  Agrarverfassung  wurde. ' — 
2^  in  der  Zeit  tob  iL.  Thaer  beliebte  awangsweiae  Vorgehen  <toa  Staate  recht> 
■«rtigten  die  Tertreter  der  Wiaiwigchali  ana  dem  Arguaeat  dea  Yorliegots  einea 
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d.  h.  des  in  gememBamer  Nutzung  der  Gemeindems&ssen  befind- 
lichen d^meindegute,  insbesondere  der  Gemeindeweidenf  sich  be- 
fassi,  80  erkennt  man  leicht,  dass  es  sich  hierbei  wesentlich  um 

eine  Aufgabe  der  Landescultur,  nämlich  darum  handelt,  bisher 

in  extensivster  Weise,  <1.  h.  manixelhaft  ausgenützte  Flächen  durch 
Beseitigung  der  Collectivnutzung  einer  höheren  Stufe  der  Erträsr- 
lichkeit  entgegenzuführeu.  Unschwer  musste  sich  die  Beobachtung 
aufdrängen,  dass  solche  als  Weideland  benutzte  Ländereien  in 
Folge  mangelnder  Pflege  und  bei  rücksichtsloser  Ausnutzung  des 
Weidebetriebs  (Uebersetztsein  der  Weiden)  in  auffftUigem  Gegenssfci 
zu  dem  Bewirthschaftungszustand  der  in  Sondereigen  stehenden 
Grundstöcke  sieh  befanden  und  es  musste  der  Fortbestend  solch« 
Art  von  Feldgemeinschaft  als  ein  tadelnswerther  Verzicht  auf  oiiif  au  ^ 
sich  mögliche  Mehrung  des  Vollv^tüiikoaimens  erscheinen,  die  her- 
beizuführen die  gesammte  Entwicklung  und  nicht  am  wenigsten  die 
höheren  Anforderungen  des  Staats  au  die  Steueriuaft  der  Bürger 
gebieterisch  forderten.  Das  gerade  im  Zusammenhang  mit  der 
Auftheilung  von  Gemeinheiten  deutlich  zu  beobachtende  Aufblähen 
der  Landwirthschaft  in  England  und  in  einzelnen  Theilen  des 
Continents  liessen  die  Verwahrlosung,  in  welchem  sich  grosse,  in 
solcher  Gemeinnutzung  befindliche  Landstreckeii  befanden  (,,Ge- 
sammtgut,  verdammt  Gut"),  um  so  deutliclier  hervortreten.  Vom  ! 
rein  landwirthschaftlichen  Standpunlvt  aus  musste  der  Fortbestan«! 
der  gemeinsamen  Weiden  schon  desshalb  bekämpft  werden,  weil 
für  die  Ernährung  des  Viehs  auf  den  über  etzten  und  ohnedie.*5 
meist  yegetationsannen  WeidegrOnden  schlecht  gesorgt,  folglich 
die  Nutzung  (namentlich  die  MOch*  und  Fleischnutzung)  eine 
geringe  und  weil  zugleich  für  die  Landwirthschaft,  wegen  des 
Büngerverlustes  während  der  Dauer  des  Weidebetriebs,  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Dflngererzeugung  und  -Bedarf  irestört  war. 
Gerade  aus  diesen  llück^icliten  hatte  sich  ja  frühzeiüg  schon  die 
Forderung  der  Stallfütterung  geltend  gemacht  und  auf  ilurer  Ver-  • 
wirklichung  wurde,  seit  mit  der  Einführung  des  Kleebaues  der 


^wahreu  Nothstaudes'',  im  Minblick  aul'  weichen  eme  etwa  verweigerte  Eiuwilligunf 
Ton  GemeiBdemitgliedeni  nana  landesherrtieher  Macht  crgränast  werd«n  kiSaur 
Berff,  Hdb.  d.  deutschen  PoUzeirochta ,  1803,  HL  Th.,  S.  272).  Zu  welchen 
Absonderlichkeiten  die  Uberal-indivifhialistisclH'  Denkwels«"  dor  er?!tpn  Haltie  des 
Jahrhunderts  hinleitetCf  fteigi  ein  &omi  m  besonnener  ächritUteller  wieBülau,  der 
(Hdb.  d.  StaatswMhKhaftslehre,  1836,  S.  800)  nicht  blon  die  OaiieiBliritBth^ung«n 
unbedingt  fordert,  Bcmdeni  auch  für  die  Zukunft  den  Gemeinden  gntndsStdich  ft^ 
Werbung  von  Grundeigentham  vertagt  vriaam  wiU* 
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natflrliche,  auf  Wiesen  und  Weiden  vorhandene  Futterronath  nahezu 
anbesehiinkter  Yennehning  fähig  schien^  von  den  Yertretem  der 
iiihrenden  landwirthsehafUichen  Kreise  mit  doppeltem  Nachdruck 

bestaiiden.  Auch  war  für  die  alte  Dreifeldervnrtliscliaft  mit 
reiner  Brache,  welches  Wirthschaftssystem  ullordinjrs.  wegen  der 
meist  vorhandenen  ün/ulau^lichkeit  der  natürlicluMi  Wiesen,  des 
Weidegangs  nicht  wohl  entbehren  konnte,  der  Uebergang  in  die  ver- 
besserte Dreifelderwirthschaft  mit  angebauter  Brache,  eben  in  Folge 
der  Eänftthrung  des  Kleebaues,  weithin  die  Möglichkeit  geschaffen 
worden  (§  8).  Endlich  aber  konnte  es  doch  nicht  gleichgflltig 
sein,  daas  Angesichts  der  zunehmenden  Yolkszahl  und  des  steigen- 
den Bedarfs  an  Brodfrucht  viele  Tausende  von  Hektaren  Land  in 
dies»  i  diircbuus  ungenügenden  Weise  Verwendung  fanden,  während 
dasselbe  zu  einem  erheblichen  Bruchtheil  zur  Umwandlung  in 
werthTolles  Fruchtlaud  sich  tauglich  erwies. 

Das  kl&ssiiche  Laad  der  (JemeinheitstheilaDgen ,  d.  h.  der  Auflöttiiig  der 
mittelalterlichen  PVldprinpiiigchaft  ist  fJ r  os^ In  i  t  :m  nie n  (Schottland  und  England), 
und  dieser  Process  hat  hier  hesniulere  Hedeunuijr  erlangt,  weil  er  —  im  Gegensatz 
zum  Continent  ~  ^viel  dazu  beigetragen  liat,  die  kleinen  Grundbesitzer  zn  besei- 
tigen und  das  llebergewieht  des  grosMii  GrtindeigeBtfaiiiike  sa  begranden,  welches 
wieder  für  die  VerfassiiTijrSfrf'sc  hirhtp  Englands  von  so  grossem  fJt'wichti^  jjfowj'seu 
i>t"  '  Nasse).  Die  Ein  hejruii'jtMi  i eiiclosnres\  d.  h.  das  Ausscbeidcn  der  (iriind- 
herrschaften  ans  der  Feldgemeiusichatt  mit  der  bäuerlichen  Bevölkerung  durch  Ein- 
aielieii  der  oder  eines  Theils  der  gemeinen  Weide  (commoiu)  xtir  aasschliesslidieii 
S'iii*ii-nnit/.nii;r  des  T.andlords  (der  Imd  of  the  manor  galt  von  jeher  als 
thuuH'r  tU'T  cttuiinons,  die  iihri;reii.  bäuerlichen  Interessenten  bloss  als  Servit  ut- 
bereditigte;  jeuer  kauu  urbar  machen  so  viel  er  will,  nur  muss  er  lur  diese  noch 
raittf  fibrig  lassen  —  Roscher,  Anm.  15  ira  §  82),  miiehti|r  gefordert  durch  dÄe 
d»  r  s<  hafzucht  forderlichp  TTnndolspolitik  jener  Zeit.  in  uiTinen  schon  im  15.  Jahi^ 
hundert,  seizt^^n  <?irh  -  auf  (irund  besonderer  seit  17<^t*  erlassenen  enclosure  acts  — 
auf  Kosten  der  bauerlicbeu  Bevulkeruug  in  deu  tulgeudeu  Jalirhuudertcn  fort  und  sind 
die  Hanptanachen  des  ftUafthlicheii  Yerschwindeiis  der  letsteren  gewesen  (8. 151  fSX 
s<>  dass  der  Process  wohl  vom  Standpunkt  der  Pioductions-  niclit  aber  auch  von 
jenem  der  allgemein  volkswirthscliattlielien  Interessen  ein  erfreulicher  genannt 
Werden  kann,  tln  ersterer  Beziehung  uahm  mau  iu  diesem  Jabriiundert  an,  dass 
der  scre  der  gemeinen  Weide  nicht  über  4  SchiUing  Ertrag  gegeben  habe,  nach 
Abschaffung  de-.  Weidejr.mgs  aber  und  diin  h  feldniässitre  N'nt/.un^r  der  Rohertraj^  40fach, 
dif  RfntP  1.5tarh  i,n  sieitrert  werden  könne,  siehe  Hau.  Anm.  b;  zu  §  85.)  In  En^-Iand 
Millen  Hm  Am>gaug  des  vorigen  Jahrhunderts  uocb  Gemeinheiten  im  Uuilaug  von 
7^  KUl.  «eres  das  Land  bedeckt  haben;  nnd  nach  dem  32.  Bericht  der  Enclosnres 
Cftnunissinn  von  1^77  waren  es  in  diesem  Jahre  solcher  Lätidereien  noch  2  Mill. 
arr*»^  Kin  eigentliches  tiemeinhiitstheilnnprspesetz  in  England  erstmals  unterm 
>i.  August  1845  erlassen  (iu  Schottland  schon  1665);  bis  dahin  war  nur  der  Weg 
?dtlieher  Yersttadlfftinir  oder  besonderer  Parlamentsbills  gegeben«  ersterer  unsicher, 
''  trrerer  zeitranhend  nnd  kostspielig.  (Ueber  den  Inhalt  der  184öer  Bill  siehe  §  56, 
iif[.  6d.)  Von  17<J2^17iMi  wurden  1776  eiulosure  aets  erlassen,  von  18tM)  1R12 
1996;  der  Umfang  der  seit  1702  — 1876  „eingehegten"  Ländereieu  wird  auf  rund 
7  KIL  acre«  angegeben. 

So  erivlÄrt  sich,  dass  im  lotzten  Jährliimdert  von  deutschen 
Staatsm&iuieni,  Volks-  und  Landwirthen  zumal  unter  dem  be- 
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heRBChenden  fiinfiuBS  der  individualistischeii  Biehtimg  in  der  Yotts- 
wirthBCboft  uod  populatiomBtiscIier  SMniiuigeiL  die  Aufhebung  da 
Gemeinheiten,  insbeeendere  der  zu  Weidezweeken  benutiten,  and 

deren  Vertheilung  zu  Privateigi'iithüm  mit  seltener  Einhelligkeit 
als  eine  Gnindbedinernnc:  der  Hebung  der  Landwirthschaft  und  im 
Interesse  des  Staatöwohls  befürwortet  und,  gemäss  dem  Charciki'T 
des  Polizeistaats ,  vielerorts  einfach  ,,von  Oben  '  befohlen,  d.  b. 
zwangsweise  durchgeführt  oder  doch  das  Zustandekommen  m 
Vereinbarungen  der  Bereohtigten  Uber  solche  Theilungen  in  gani 
besonderer  Weise  (durch  Beihilfe,  Geldprämien)  unterstHtst  wurde. 

Dieses  zwangsweise  Vorgehen  yollkommen  zu  wlirdigeru 
muss  mau  im  Auge  behalten,  dass  weithin  in  Deutschland  seh 
den  Schrecken  des  dreissi^n ahrigen  Kriegs  grosse  Landstreckeü. 
Hand  in  Hand  mit  dem  Verschwinden  zahlreicher  Dörfer  und 
Entvölkerung  des  flachen  Landes,  nicht  mehr  unter  den  Fiiug  ge- 
nommen worden  waren  und  dass  in  Preussen  der  siebenjähiige 
Krieg  und  die  in  seinem  Gefolge  eingetretenen  VerwUstungen 
aufs  neue  der  eben  erst  wieder  im  Erholungszustand  befindUeh 
gewesenen  Landescultur  schwere  Wunden  geschlagen  hatten.  Nicht 
bloss  die  aus  alter  Zeit  überkommenen  Gemeinweiden  standen  alM 
bei  der  jetzt  mit  solcher  Thatkraft  in  Ancriff  srcnommenen  Aetion 
in  Fräste,  sondern  auch  jene  OelSndecomplexe,  die  Jahrhunderte 
lang  unter  dem  Pfluge  gestanden,  aber  mit  der  Menschenveröduflg. 
welche  das  grosse  Kriegstheater  des  17.  Jahrhunderts  zurück- 
gelassen hatte,  wieder  in  Wüstenei  verfallen  waren.  Hier  gttt 
es  also,  zu  einem  Theil  wenigstens,  lediglich  an  voraufgegangene 
Culturarbeit  anzuknüpfen;  und  das  wirksamste  Mittel  erblickte 
man  nicht  mit  Unrecht  eben  darin,  diese  lange  Zeit  fast  herrenlos 
gewesenen  und  dann  vielfach  den  Gemeindemarken  einverleibten 
Gedungen  durch  Zutheilunc,^  an  einzelne  Wirthe  für  eine  eigeatr 
liehe  Bodencultur  zurückzugewinnen. 

Anm.  1.  In  l'reusscu  liess  sich  Friedrich  d.  Gr.  die  Aiiftluilunjr  der  Gemein- 
heiten und  Oedungeii  zu  Eigeoihum  unter  dem  Eindruck  der  Erfulj^e  dieser  M»assr<f*l 
in  En  Irland  besonders  angelegen  iein  tmd  erliess  wiederholt  (1762,  1763,  1766  xaA 
1769)  in  (licscni  Sinne  Instructionen  an  die  Jusdzcoliegieu;  als  erste  voüstnndiirt^'«- 
urdnung  in  diesem  lielreff  ist  das  Reglement  v.  14.  A  pril  1 77 1  für  S  c  h  le  s  i  e  u  zu  nt-wi'U, 
welches  bereits  iu  selir  prägnanter  Weise  die  Grundgedanken  der  spätereo  ijftrf 
Bocil  gai%en)  Gemeinheitstbeilungiordniing  vom  7.  Juni  1821  (Efsifisimg«' 
pesetz  vom  2.  MttiB  1850)  zum  Ansdnick  hnii<rf.  T)n-^  Reglement  setzt  -  un'pr 
Erwähnung  der  „mit  bestem  Effecl"  in  den  meisten  übrigen  königlichen  Umdtn 
„betriebenen  Auseinandersetzungen  und  Autliebuitg  der  dem  Land  so  schädUch«s 
und  die  bessere  Anihabme  der  TielisEadit  und  Feldwirthschaft  ginslieh  verhiudrn^ 
den  Gemeinheiten  nnd  Ooneinliatangen'  nad  nnter  der  Betonung,  du«  ,dee  Kötailh 
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arf  :],-■:]  Flor  und  die  Aufnahme  des  Ganzen  gerichtete  landesväterliche  Absicht 
Djtlit  durch  die  UnwiHüeuhüit  und  den  Eigensinn  einif^er  Eiusselnen 
(nichtlos  gemacht  werden  dürfe"  —  als  ^beständiges  Geseta"  ft^st:  „dass  alle  Ge- 
Bciiüieiten  nnd  Vennischimgteii  der  Grundstäcke,  welche  den  Ackerbau  nnd  freien 
Gi^nuss  dtr  Ffhb'r  und  Wiest  r,  sruhcr  f^enirt  und  einjreschriinlit  haben,  von  nun  an 
gänzlich  aufgehoben  und  au>einHndcr}reset/.t  werden,  ancli  Niemand  zu  deren  Hei- 
b«haltung  ....  zu  provocireu  befugt  sei,  vielmeiir  alle  uach  der  zeitherigeu  Ver- 
i'asäDng  inter  privates  daraus  entstandenen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  für  gänz» 
lieh  aufgehoben  nnd  nnkräftig  geachtet  werden  sollen".  Aber  diese 
zwangsweise  Dui'chführung  bezog  sich  nur  auf  das  ei«,'entliche  Weideland,  Heiden, 
Brüche,  Anger  (Gemeinheiten  I.  Cl.),  nicht  auch  auf  die  „ein-  und  wechselseitigen 
Hcrritnten  der  Feld-  und  Grenznachbam  mit  oder  ohne  Theilnehmiuig  der  Herr- 
<i*haffen  auf  den  Feldmarken,  auf  dt  r  I^rache  und  in  den  Stoppeln",  und  ebenso  nicht 
auf  die  aus  der  zerstreuten  Lage  der  Grundstücke  sich  er;:eb»'n(len  rcbelstände  (Ge- 
meinheiten II.  Cl.),  betreifs  deren  die  Auseinandersetzung  von  der  Antra^^stellung 
(Frovocation),  gleichviel  von  wem  sie  anegehe  (von  der  Hemchaft  oder  Gemeinde 
'»drr  dem  dominus  praedii  (Irinin  inti-  vcl  servientis^  abhän}:^?'  gemacht  wurde.  Ein 
grosser  Theil  der  Hitter-  und  Kreit,Miter.  sat^t  A.  Meitzen  (Der  Hoden  und  die 
landwirthschaftlicheu  Verliältuisse  des  Preuss.  Sta^Us,  lHüS,  1.  Bd.,  8.  '6d4jf  verdankt 
dieser  Zeit  ihr  Ausscheiden  ans  dem  Gonenge  der  banerlichen  Gemeinden  nnd  die 
fnie  Ueber^%'ei!iün^''  ihrer  verhältnissniässifren  .Antheile  an  den  T)isheri?-en  ..räumen 
Hijtimgen",  wogegen  für  den  bauerlichen  Besitz,  bei  dem  herrschenden  Widerstand 
p'c^en  umfangreiche  Aenderuugen,  vielfach  die  lieform  sich  darauf  besehräukte, 
ihitn  .\ntheil  an  den  WeideflAchen  (im  Gänsen)  aiissiUKdieidtti,  auf  dem  dann  die 
jEcsMUMchaftUobe  Hntong  bis  auf  Weiteres  fortgesetst  wurde. 

2.  Das  Zwangspiindp  fand  auch  in  Belgien  (Ges.  vom  21.  MÜrs  1847)  An« 
Wendung:  die  Gemeinden  mid  Miteigenfhümer  gemeinschaftlicher  Weifltt1'Kli»n 
kunnen  zum  Verkauf  derselben  gezwungen  werden,  mit  Zustimmung  des  rruvin;aal- 
ittks,  wobei  den  K&ufern  die  Urbarmachung  anr  Bedingung  gemacht  wird;  andi 
der  Staat  kann  solche  Flächen  kaufen  und  wieder  verkaufen. 

3.  Auch  in  Oesterreich  (vgl.  v.  Stein,  a.  a.  0.,  S.  284,  und  Roscher, 
Anm.  2  zu  §  81)  wurde  im  vorigen  Jahrhundert  (1768)  die  Auftheilunir  der  llut- 
wöden  im  Zwangswege  durchgeführt,  dabei  den  neuen  Besitzern  /ehntfreiheit  auf 
30  Jahre  zugesichert;  1770  zur  Durchführung  des  Werks  auch  eine  besondere 
i'nmmission  iMMtellt.  ~  Aehnlich  befehl  der  maUIndische  Statthalter  Fi r miau  unter 
Maria  Theresia  und  Joseph  II.  den  Communen.  ihr  wüstes  Gemeinland  jedem  Meist- 
bietenden, der  urbaren  wollte,  gegen  Kuufsciiilling  und  ewige  Heute  zu  überlassen, 
gleichviel  zu  welchem  Preis.  — Wo  dagegen,  wie  in  Bayern,  die  öden  Strecken  als 
bona  vacantia  für  Staatseigenthum  erklärt  wurden  (Gulturmandat  von  1773), 
koaate  man  sich  darauf  beschränken ,  sur  Besitanahme  und  Urbamng  einsaladen. 


§  47.  Die  Ordnung  des  Gemeinheitstheilungswesens 

im  neueren  Recht^). 

1.  Maj  Ol"  1  si  r  11  n  gs  prin  cip.  Dem  Wesen  des  Polizeistaats 
iji'u  lit«'  t's  entsprochen  Imhen,  durcli  obrii^keitliclK'n  Befehl  eine 
m  IjQteredse  der  Laudesculiur  lOr  nützlicli  erachtete  Maasaregel 

')  In  der  T)ars(ellun*r  ist  vorwiofrond  anf  die  Tiehandlnnfr  des  Geg^enstandes  in 
Preii»«;en  abfrehubeu;  über  die  Art  der  (Tcsetzgebung  in  den  anderen  mittel-  und 
niirddeutüchen  Staaten  ist  auf  die  Verwaltungsrechtsliteratur  (siehe  u.  A.  G.  Meyer, 
I^entscbes  Terwaltungsrecht,  I,  %  104)  und  auf  den  AufiMls  von  Orossmann, 
«•  s.  0 ,  au  verweisen. 
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auch  g%gßa  den  Willen  der  Beibeiligten  zu  erzwingen;  mit  dem 
Wesen  des  Rechtsstaats  war  diese  Behandlungsweise  nicht  wohl 
vereinbar.    Auch  mochte  man  eingesehen  hahen.   dass  mtU 

üborall  die  natuiiichen  Voraussetzungen  für  eine  Aufth^ilung  der 
Gemeinheit»Mi  behufs  rel)crtuhnmg  der  abgetheilten  SouUerstücke 
in  Ackerland  oder  Wiesland  vorhanden  waren  und  dass  für  marx^he 
i'lächen  wegen  ihrer  natürlichen  Sterilität  oder  ungünstigen  Lage 
deren  dauernde  Widmung  zu  Weidezwecken  in  gemeinsamer 
Nutzung  durchaus  angemessen  war.  AU*  dies  führte  dazu,  dai 
Vorgehen  auf  diesem  Gehiet  der  Landescultur  (wie  auf  einer 
Beihe  ähnlicher  Gebiete)  in  p:ewi8sem  Sinn  zu  individualisiren,  d.  L 
von  der  Antragstell  ujig  *ler  Betbeiligten  (Pro  vo catifui?- 
verfahren)  und  von  der  Abstimmung  über  den  Antrag  al»hai,gi^ 
zu  machen,  wobei  betreffs  der  EiatÜhrung  dieses  Grundsatzes  in 
das  Landescultunecht  und  seiner  Ausgestaltung  Ifolgendes  zu 
merken  ist: 

a)  Ueberau,  wo  eineMaassnahme  der  Landescultur  in  dieBecfats- 
sphftre  Verschiedener  eingreift  und  zu  ihrer  Verwirklichung  ein 
gemeinsames  Zusammenwirken  der  Betheiligten  Toraussetzt,  wird 

man  an  der  Forderung  der  Zustimmung  Aller  zu  dem  Unternehmen 
als  Bedingung  nicht  festlialten  können;  denn  nur  in  den  seltensten 
Fällen  wird  ilie  reher/.euirunG:  von  der  Xützlii  lil\»'it  •  im  ^  solcheu 
Unternehmens  durchweg  vertreten  sein«  meist  wird  gegen  dasselbe 
von  einer  mehr  oder  minder  grossen  Anzahl  von  Interessenten,  sä 
es  aus  mangelnder  Einsicht  oder  Bechthaberei  oder  grundsitzlieher 
Gegnerschaft  gegen  aUe  „  Neuerungen  *S  Widerspruch  eihoboi 
werden,  an  dem  dann  jeder  Fortschritt  scheitern  mflsate,  wenn 
nicht  die  Gesetzgebung,  indem  sie  das  Princip  der  Maj  orisirung 
zum  Rechtsprincip  erhebt,  den  Weg  eröffnete,  solchen  Widerspruch 
zu  brechen.  (Uel»er  die  nähere  Begnlndung  des  Z  wangsprincips 
in  der  Landescultur  siehe  auch  §  54,  Ziffer  5  unten.) 

b)  Seine  innere  Rechtfertigung  und  Begründung  erhält  dieses 
Bechtspnncip  aus  der  Nothwendigkeit  des  Culturfortschrittes  eines 
Staats  als  einer  Bedingung  der  Wohlfahrt  AUer  und  aus  der  Er- 
wägung, dass  sobald  die  Voraussetzungen  fOr  einen  Culturfortschntt 
gegeben  und  nicht  etwa  bloss  die  Staatsleitung,  sondern  auch  die 
Nächstbetlunl igten  von  seiner  Zweckmässigkeit  und  Vortheilhaftiir- 
keit  für  sie  selbst  durchdrungen  sind,  diese  ein  Anrecht  «larjuf 
hal)en,  dass  nicht  der  ^^'iderspruch  Einzelner  durchkreuzend  md 
liindemd  im  Wege  stehe.    AehnUch  wie  die  Gesanuutstaatseat- 
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Wicklung  durch  das  politische  Einzel -Veto -Becht  gefährdet  wäre 
und.  wo  es  bestand,  gefährdet  wurde,  hat  ein  solches  auch  in  dem 

engeren  Gebiet  der  Laudesculturiiiteressen  keinen  Kauiii.  „Die 
Unterordnung  der  Minderzahl  unter  die  Mehrheit  ist  ein  ordnender 
Grundsatz  in  allen  gesellscliaftluhen  Verhältnissen,  ohne  dessen 
Anwendung  gar  keine  Gestaltung  und  kein  Fortschritt  möglich  ist, 
der  also  auch  rechtlich  als  unangreifbar  gelten  mnss*^  (Mohl). 

c)  Dieser  Eingriff  in  das  freie  Selbstbestimmungsrecht  auf 
wirthschafUichem  Gehiet  ist  indess  von  zweierlei  Voraussetzungen 
abhän^g  zu  machen:  das  Unternehmen,  fttr  welches  der  Zwangs- 
beitritt Einzelner  begehrt  wird,  muss  dem  öffentlichen  Interesse 
*lieneii,  d.  h.  einen  wichtipren  Culturtortschritt  ermöglichen:  und 
desaeu  Durehfühnmo:  muss  oluit'  <len  Beitritt  Aller,  auch  der  Wider- 
strebenden, nicht  oder  doch  mir  sehr  unvollkommen  oder  nur  mit 
b  eträchtlichem  Mehraufwand  fOr  die  dem  Unternehmen  Zustimmen- 
den m(^g:Uch  sein* 

d)  Pas  Mtgorisirungsprincip  kann  im  Einzelnen  Terschieden 
ausgestaltet  sein:  in  schärfster  Form,  wenn  schon  die  Thatsache 
des  von  einem  Einzelnen  oder  einer  Minderheit  gestellten  Antrags 
genücrt.  den  Zwangsbeitritt  der  Uebrigen  herbeizuführen;  in  seiner 
mild«*r«'n  Form,  wemi,  um  dieses  Ziel  zu  eneichen,  im  Weg  der 
Abstimmuiig  eine  Mehrheit  für  den  gesteilten  Antrag  vorhanden 
sein  miiss.  die  dann,  je  nach  dem,  eine  einfache  oder  verstärkte 
(zwei  Drittel,  drei  Viertel)  Mehrheit  sein  kann. 

e)  Die  für  den  Zwang  im  gegebenen  Fall  erforderliche  Mehrheit 
wird  zweckmässigerweise  von  einer  Combination  Ton  Kopfzahl  und 
Besitz  abhängig  gemacht,  weil  die  Abstimmung  nach  Besitzfläche 
dem  Grossgnmdbesitz  ein  Uebergewicht  über  die  Kleinbesitzer, 
die  A>>>timmung  nach  Köpfen  umcrekehrt  diesen  ein  Uebergewicht 
über  den  Urossbesitz  verschaffen  musste. 

Am  weitesten        die  Prenssiselie  Gesetsgebiuiig-,  inhaltUeh  deren  jeder  zu 

dmiaemdcT  n  i  -  ung  Berechtigte  auf  Theiiung  antragen  (provodren)  darf,  handle 
sifh  nm  ()bi»  cte  des  gemeinschaftlichen  Eigenthums  oder  mn  im  Eif^enthntn  einer 
Crtooeiiide  betiiidliche  Grundstücke  (§  16  und  17  der  Gemeinheitstheilungüordnung 
T-am  7.  Juni  18S1);  die  NStxliefakeit  jeder  TheQitng  wird  vermnthet,  bmueht 
uioht  alfio  erst  nachgewiesen  zu  werden;  vielmehr  ist  den  Einsprechenden  die  Pflicht 
dt* «4  ^ K'irt  nbf'WHises  auferlegt  und  auch  diesem  sind  enge  Sehranken  gezogen.  Das 
l'ruvocationürecht  begreift  dabei,  was  wohl  zu  beachten  is^t,  auch  d&s  £iuverstäud* 
viM  vdi  der  wirtbM^aftlicben  Um-  und  Zneammenlegung  aller  betheilif^ten 
Oratidstacke  in  sich  und  führt  daher  auch  für  die  übrigen  Betheiligten  di<>  rnter- 
wprfnug  tinter  dip<;f  ll)e  li{»rbei;  ein  Omndsatz,  der  später  (Verordnung  vom  2.S.  Juli 
1838^  allerdings  dahin  abgeschwächt  wurde,  dass  der  Regel  uach  für  mit  Um- 
ta«»cbeii  und  Zuaamneiilegnngen  verbandene  Oemeinheitstbeilnngea 
d«a  Ein  Ter  et  Iii  dni  SS  der  Besitxer  des  der  Flftcbe  nacb  mindestens 
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vierten  ThelU  der  dnrcli  den  ümtMUcii  betaroliinien  Ackerläudeicun  Torihnla 

M-ln  mtiBS.  — ProvocatioiisrtH'ht  auch  in  HesseTi  nach  der  Verordnung"  vom  7.  Sfyt. 
1814.  Minder  weit  ^lit  8achsen  (Gesel/.  vom  17.  März  1831),  wo  ewm  j*^ 
hitereü^eiit,  tibvr  nur  seinen  Anth^  ansgescliiedeu  verhiupren  kann;  und  HannoTei 
(»esetse  vom  Jud  1802,  aO.  AprU  1824  und  26.  Juli  1825),  wo  för  die  Alf 
theilnnp  niindpstens  die  ZuHtimmiin)?  der  Tlälffe  der  Al)stiiTiimin<rst^rechti{r<^a. 
berechnet  nach  der  Grösse  des  liesitiies  bestw.  narli  dem  VerhaltniKü  de^  OeDiust», 
verlaugt  it»t.  Dagegen  starke  Mehrbdteu  ali»  Bedingung  der  Uuichtulming  it 
Süddenlschlaod  gefor&rt,  lifllie  unten. 

2.  FeBtstellung  des  Vertheilungsmaassstabes^). 
Als  Mwsstab  für  die  eigenthumsweise  Zuibeilung  dor  settbir 
gemeiiiBaiii  genutzion  Lftndereien  an  die  Berechtigten  kann  du 
durchscfanittiiche  Grdsse  des  bisherigen  (das  gsnte  Jahr  (Iber 

haltenen  oder  des  duin  hgewiiiterteii)  Viehstandes  oder  die  Grösse 
des  betheiliirten  (iruiKll»e8itzes  oder  der  Umfang  des  Beitrags  vi 
den  Gemeindelajiten  in  Betracht  kommen,  wenn  man  nicht  auf 
völlige  Oleichlieit  der  Antlieile  abheben  will;  da  indess  jeder  dieser 
Maaasstäbe,  fOr  sich  aUein  angewendet,  in  der  Ausfabroiig  Biitti 
in  sich  schliessen  kann,  so  ist  mehrfach  ein  aus  den  vorstebeod« 
Grundsätzen  gemischtes  Yertheilungssystem  gewfthlt  worden.  IKi 
gleichmftssige  Yertheilong  (wie  sie  im  Grandsatz  die  bsdisch» 
Gemeindeordnuii*^  —  §  127  —  verlugt)  \<t  zwar  im  Interesse  d»^r 
dürfticreren  Ortsanwesenden  gelegen,  enthait  aber  eine  ünbilliffkci: 
gei^enülier  den  mit  grösserem  Viehstand  ausgestattrtt'u  Betrieben, 
bei  welchen  durch  den  Wegfall  des  Weiderechts  ohne  ausreichec- 
den  Ersatz  Störungen  in  derWirthschafk  unausbleiblich  sein  müsstfc 
Umgekehrt  wfirde  die  Vertheilung  lediglich  nach  dem  Besits  die 
grosseren  Besitzer  begünstigen,  welche  in  der  Bogel  im  TesUlt* 
niss  zur  Morgenzahl  weniger  Vieh  halten  als  die  mitÜeniD  und 
kleineren.  Üesshalb  ist  wohl  die  Vertheilung  unter  BerücL-iet- 
tigimg  des  durehschnittlichen  Viehstaudes,  unter  Bedingunjj<*fl. 
welehe  verhüten,  dass  nicht  ZufäiliL  kt  itt  ii  eine  maassgehende  Kolle 
spielen,  als  die  richtigste  Lösung  der  Frage  anzusehen:  „taaUim 
praescriptum,  quantum  possessum^*  (Boscher). 

So  in  Prenssen:  das  Maass  der  Theihiahme  ist  in  der  Ketr«!  »hcI  1«^ 
Viehbesitzstand  in  den  letzten,  der  Einleitung  der  Theilung  vorberg«.*g4i»gt^t3 
10  Jahren,  besondere  ünglftdufillle  abgerechnet,  fostsnEtellm.  Kenn  dleMM*  Xm*- 
stab  nicht  ermittelt  ud»'r  wep-eii  der  Berei-litig'nn'r  solcher,  die  ihr  Recht  nicht  lo?* 
goübt  haben,  nicht  benutzt  werden,  so  ist  l'estzusteUen,  wieviel  Sriirk  Wride^fi 
die  «nr  Hutiing  Berechtigten  auf  ihren  zugehörigen  Grundstücken  wirthschaftbA 
zn  durchwintern  vermögen;  das  Vieh  der  mit  Hkttsem  ohne  Acker  Angeww**" 
itt  dabei  m  l'/t  Kohweiden,  als  daa  dringendste  Bedfirftiiu  beSried^itnd, 


^)  Sincehende  ErwKgnngen  de  lege  fnwnda  hei  Ran»  $  88,  89  nnd  9Ql 
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schlagen;  und  der  Yiehatand  verarmter  Leute  auf  das  in  ihrer  Klasse  gewöhnliche 
Hmm  m  arhdli«n,  «in  unveriiftllitiiniiissig  grosMr  Hlduland  aber  hmbimetian. 
(6.  T.  0.  I  82— 6&)  —  Atlmlidie  Eafdnng  in  Lünebvrg-HannoTer. 

3.  Behandlung  der  Waldungen.  Sofern  neben  Gemein- 
weiden  auch  eonstiges,  der  Gemeinbenuixung  unterworfeneB  Land 
Torhanden  ist,  insbesondere  Wald,  ist  zu  prflfen,  ob  eine  Ter- 
theilung  rathsun  erscheine;  die  Fragte  wird  im  Allgemeinen  zu 

Terneinen  sein,  da  gerade  das,  was  die  Gemeiiiweiden  als  nach- 
ihfiliL'  ♦erscheinen  lässt,  hier  wegfällt;  denn  die  Benutznnsi  ^  n 
Wäldern  ist  ja  mir  in  dem  Sinne  eine  gemeinsame,  als  den  Vaw- 
7«Mnen,  soweit  der  Erlös  aus  den  Walderzeugnissen  nieht  für  die 
Bestreitung  des  Gemeindehaushalts  erforderlich  ist,  jährliche  Ans- 
theUungen  Ton  Holz  (Gabholz)  und  Waldstreu  zugewendet  werden. 
Einer  Yertheilung  des  Waldes  zu  Eigenthum  an  die  seither 
Nutzungsberechtigten  steht  aber  Oberhaupt  in  den  meisten  Fällen 
die  Natur  des  Forstbetriebs  entgegen,  welcher  in  geregelter  und 
Uücldialtiger  Weise  nur  auf  crrösseren  zusammenhängenden,  nicht 
aber  auf  kleinen  und  zel^plitlelteil  Flüchen  thunlich  und  ausführbar 
ist  (vgl.  die  späteren  Ausführungen  unter  Forstpolitik) ;  sie  kann 
daher  höchstens  da  in  Frage  kommen,  wo  eine  Rodung  des  Waldes 
(Ausstockung)  und  Umwandlung  in  landwirthschaltliches  Cultur- 
gelände  sich  ausführbar  erweisen  sollte. 

Waldungen,  an  denen  mehrere  ü  e  m  e  iiide  n  Theil  liaben  (wie 
die  ehemaligen  Markgenossenschaftswaldungen),  können  eher  unter 
dieselben  ohne  schädliche  Folgen  vertheilt  werden,  weil  die  An- 
theile  zu  einer  guten  Bewirthschaftung  gewöhnlich  gross  genug 
smd;  zur  Abtheilung  wird  eine  genaue  Ermittlung  des  bisherigen 
NutzungsTcrhältnisses  und  eine  Abschätzung  des  Waldes  erfordert. 
Bei  der  Ausführung  ist  darauf  zu  sehen,  dass  jede  Gemeinde  die 
ihr  zunächst  liegenden  Stücke,  femer  wo  möglich  einen  zusamniea- 
liäügenden  Anthefl  erhalte  und  dass  nieht  die  eine  nur  junge,  die 
andern  nur  alte,  dem  Hiebe  nahestehende  Holzbestände  annelnnen 
müssen  (Kau).  Solche  Auseinandersetzungen  zwischen  verschiedenen 
Coiporationett  nennt  man  wohl  auch  Generaltheilungen  im  Gegen- 
satz zu  den  Special theilungen,  welche  sich  auf  die  Auseinander- 
Betzongen  der  Gemeindemitglieder  untereinander  beziehen. 

Preaia.      T.  O.,  §  109  ff.:  „Die  NatnialthaUniig  eines  gameinschaft liehen 

ist  jrHii7.  oder  theilweisr  iti:r  dann  zulässig,  weun  entweder  die  einzebien 
AnUitale  ztur  loratmaasigeu  Benutzung  fremg^et  bleiben  oder  sie  vurthailhaft  als 
Adur  oder  Wie^eu  benutzt  werden  köuueu/  Noch  schärfere  Bestimmungen  enthält 
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dai  preuftgiscbe  Gesetz  über  gemeinschaftliche  Hobcangen  vom  14.  Marx  1881;  deu 
daaiMh  dftrfeDHolnagMi  der1tealgeineiDdei],Qdi9feracluilltti,  ferner  diejenigeii,  welch» 
Mitgliedern  einer  solchdi  GenossenschAft  oder  Einwolmem  einer  Gemeinde  dnit^ 
«ine  (xemeinheit-^theilnnp  oder  ForstservifntcnnMösnT)^  als  Gesammtabfindnnp  fiWi- 
wieaen  werden  oder  früher  überwiesen  wurden  und  bis  zum  Inkraüttreten  des  Uesmas 
von  1881  gememieliaftHcbes  Bigentfunn  geblielMii  tiiid,  d«r  Begr^l  naob  iiiclit  in 
Nfttnr  getbeilt  «wden.  IHe  Tbeilong  itt  nnr  insoweit  zn  gestatten,  als  die  Hnlsop 
zur  forKtuiÄssip-en  BcANTiilischaftuDfr  nicht  geeignet  ist  oder  dt^r  nrund  und  Bodai 
za  anderen  Zwecken  dauernd  mit  erheblich  grösseren  Vortbeilen  benutzt  wexd« 
ktnii  und  als  landea»  oder  forstpolizeiUche  IntereMen  inclii  entgegeoMtebai  ($  1, 6.  T. 
—  Aehnlicbe  YofachriAflii  wie  in  der  Preuss.  U.  T.  0.  auch  s.  Z.  für  HannoTer 
und  für  Bayern  ""Jrscfz  v.  1.  Juli  18H4  frlassen;  für  letzt^-res  mich  ausdrücklifi 
vorgeschrieben,  da^s  eine  Abtreibung  deä  WaUleti  zu  Gunsteu  der  Gemeiudekaise 
feselioheii  mnsB.  Baden,  Gemeiiiaeordiitmg,  §  113:  ^Ausgeiioiniii«n  voft  alkr 
Vf>rtlt6ilung  sind  die  Gemeindewaldungen^.  Kach  Ran  (Anm.  a  zn  §  95)  wvd« 
im  Odenwald  in  mehreren  Gemeinden  der  Wnhlstnnd  durch  Waldvertheiltra<rrti 
zerHtort,  z.  B.  in  Unter-Schönmattenwang  ^liet>s>eu),  wo  der  an  34UÜ  bes«. 
Morgen  grosse  Wald  Torher  alle  GemenideaiM^bMi  deckte,  den  älteren  binreelitl^ 
Bürgern  daneben  (»abholz,  den  jüngeren  Leseholz,  Streu  und  Weide  gfwiihrte. 
während  nach  ertol;zter  Vertheilnng  die  Eiuzelantlieile  (tu  85  Morfren)  schlecht 
behandelt,  die  älteren  Uolzbestände  abgetrieben,  der  Erlös  nnwirthschaftüdbi  Verzehrs 
die  überWieMmen  Wald]Hircelleii  tiiefliiraiM  an  Answihrtige  verkauft  wurden  wd  ao 
von  Allen  drückende  Gemeindeabgaben  zu  tragen  sind.  Avek  n 
Frankreich  durch  den  Code  fonstier  von  Art  92,  jede  Tkeilaag  tw 

Waldungen  verboten. 


§  48.  Fortsetzung. 

4.  Verbindung  mit  Servitutenablösungen.  Mit  der 
Aufhebung  einer  gemeinscbafUichen  Benutzung  auf  Undlichen  od« 
ForetgrundstAcken  kann  die  Aufhebung  und  Ablösung  der  sonstigen 
aus  alter  Zeit  herrOhrenden  Grrunddienstbarkeiten  auf  fremdem 

Gnind  und  Boden  einluTpfehen,  wie  dies  für  die  norddeutsch? 
Staatensrnippe  im  GegtMisatz  zu  anderen  Staatsgebieten  charakt^- 
ristiscli  hi  (§  2<>  am  Srliliiss).  Die  Berechtio"un2:eii  sind  zu  dem 
Ende  nach  ihrem  Werth  zu  veranschlagen  und  im  Uebrigen  ist  m 
bestimmen,  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Abfindung  für  derartige 
Berechtigungen  in  Land  oder  in  anderer  Weise  (diurch  Kapital* 
oder  Eentenabfindung)  zu  geschehen  habe. 

Anmerkung,   a)  Nach  der  Prent«.  6.  T.  0.  unterliegen  der  Aofhebmif: 

Weideberechtignnjrcn  anf  Aeckem,  Wiesen»  Angern,  Porsten  und  sonstigen  Weide- 
plätzen. Forst  berech  tigungen  zur  Mast,  ziim  Mitgcnnssp  des  Holzes  und  r.um  Stnn 
holen,  Berechtigungen  zum  Plaggen-,  Haide-  und  Bühenhieb,  —  alle  diese  üerecbt- 
0«me  ohne  ünterachied,  ob  «ie  anf  geneinscbafUichem  (OeMunni(>)Ei|i:«iihnm  oder 
Dien.stbarkeit«rechten  beruhen.  Das  Ergänznngggesetz  vom  2.  März  I8ö0  ror 
('  T  O.  hat  der  Aufhebung  femer  unterworfen:  das  gemeinschaftliche  Eige-nthom 
Uli  i  ortmooren  und  die  Berechtigungen  1.  zur  Grtiserei  und  zur  Natsuug  von  SchiB, 
Birnen  oder  Rohr  anf  Ländereien  nnd  Privatgewässem  aller  Art;  2.  snm  Pflftckt« 
des  (.'rast'S  und  des  Unkrauts  in  den  bestellten  Feldern  (zum  Krauten);  8-  rem 
Nachrechen  imt  abgeernteten  PVldfrn,  sowie  zum  St^ippelharkon :  4.  r.nr  Nnfirnr 
fremder  Aecker  gegen  Heigebitng  des  I'iingers;  5.  zum  Fruchtgewimi  von  einxebtii 


Digitized  by  Google 


Absciul.  Ii.  §48.  Die  Ordnimg  des  Gemeittheitstheilungswesens  etc.  2^7 


Stücken  fremder  Aecker  (zu  Deputatbeeten);  b.  /.um.  ilarzsch&rren ;  7.  ztir  Fischerei 
in  stehenden  oder  fliefsenden  PriTate:«wiLsgem ;  8.  sar  ToTfimtsnog,  —  die  zn  1 

bis  8  pe  (lach  teil  Be rec Ii ti g^u n  en  jedoc  h  nur,  sofern  sie  auf  einer 
Dienst  barkeit  beruh eu,  also  jregen  fremde  (Jruudstücke  auspreübt  werden.  — 
Andere  als  die  vursteheud  bei&eiehueteu  Bereehtiguugeii  siud  selbststiludig  nicht 
ablösbar.  Wenn  jedoch  dem  Zwedce  dar  Aniefauodenetsaiig  ausser  einer  nach  der 
f''.  T.  (».  uud  dem  Erfränzungrsgeset/,  auf  zu  Ii  eb  en  d  e  n  prenieiiischafflirheu  Benutzung 
■-:>)ch  audere  G  ru  n  d*re  r  ei  h  t  i  j^keiten  binderlich  siud,  so  müssen  auch  diese 
gegen  EuL)»cbiidiguug  aufgehoben  werden.  —  bj  lu  Betreff  der  Abfiuduugeu 
der  seither  BerMbtigten  bestunrnt  die  Pretus.  6.  T.  0.,  dass  für  auf  Forsten 
hiifSendr  D i eu  s t h a r k ei t s r e c h t  e  zur  Weide.  Gräserei,  Ilolz-  und  Streu- 
entnabuie  uud  zum  Pla<riren  .  Hnide-  und  Bültcuhieb,  vorbehaltlich  ander- 
weiter Einigung,  Land  nur  duuu  zu  geben  uud  auzuuehmeu  ibt,  weuu  es  zu 
Acker  oder  Wiese  sich  eignet  und  in  dieser  Eigoisdheft  nachhalti|r  einen  hOheten 
Hrfrij-  r\ls  durch  die  Renutzun<r  zur  ITolzzucht  zu  gewähren  vermap.  Für  Holz- 
tuid  >  t  reu  berechtipunpeu  darf  der  Heiastete  nur  zur  Holzzucht  peeipnetes.  be- 
standenes Fürtitlaud  tuiii  Aurechnuug  der  Uolzbeütüude)  gewähren,  uud  uur  dann, 
wenn  letstere  snr  nachlialtigen  forstmÜssiireD  Benntsnng  geeignet  sind.  Bntschädignng 
iu  Rente  oder  Kapital  findet  statt,  wenn  die  vnranpepebenen  Bediupunjren  einer 
l^dabfiudnng  für  Forsthereclitiyuugen  nit  ht  T-orlieyeii.  uud  aussptdcni  allpemeiu 
dann,  wenn  einem  Dienstbarkeitüberechtigieu  i^uud,  welche:^  er  zum  abgeticbützten 
Wmhe  zn  nnteen  Tennag,  nicht  gegeben  werden  kann  nnd  er  durch  die  Geld« 
•ihfinduug  in  den  Stand  gesetzt  wird,  sich  die  abgelöste  Nutzung  zu  verschaffen.  — 
ilastnng-s-,  Fischerei  inni  Berechtigte  zum  Harzscharren  können  iiber- 
haapt  nur  Rente  oder  Kapital  verlangen.  —  Die  Rente  muss  eine  feste  Geld- 
rente  sein  und  kann  vom  Berechtigt«!  wie  vom  Terpflichteten  nach  sedtomonatlger 
Kündigung  niit  dem  zwanzigfachen  Betrag  abgelöst  werden.  -  "Wechselseitige 
Iiienstbarkeiten  gleicher  Art  werden,  soweit  die  Werthe  gleich  sind,  durch 
C<iui|teubati()u  aufgehoben. 

b.  An  die  Gemeinheitstheilung  kann  ferner  eine  Zusammen- 
legung (Verkoppelung,  Gonsolidation,  Airondinmg)  der  Omnd- 
stAcke  der  an  dem  Untenelunen  betheiligten  Besitzer  angeknüpft 
werden  und  durch  dieses  zeitliche  Ineinandergreifen  der  beiden 

Arten  von  LaiKiesciilnirinaaöSüahmeii  ist  gerade  wieder  die  Preiis- 
siäche  Gesetzgebung  (alt e re  Provinzen)  aiisGrezeichnet,  während 
in  amieren  Staaten  bezw.  Preiissischen  Staatsgelnetstheilen  diesem 
liedürluiäs  durch  Specialgeaetze  Keclmung  getragen  wurde.  (Vgl. 
hierüber  die  g§  55  u«  56.) 

Die  Prenss.  G.  T.  0.  bestimmt  iu  dieser  Hinsicht:  Soweit  die  Aufhebong  einer 
^Lerneinheit  erfolgt,  ,,niQMen  die  ana  der  Gemeinheit  scheidenden  nnd  darin  ver- 

bltiVuden  Theilnehmer  die  Landen t Schädigungen  niögliclist  iu  einer  '/nsam- 
menhangenden  wirthsclialtliclien  Lage  erhalten"  i§  3,  t>l).  «Solche  mit 
Etttammcn  legungen  verbundene  (jiemeiubeitstheiluugen  heissen  Specialsepa- 
retioDen  and  die  enteren  traten  aUmilhlich  geradezu  als  der  Hauptzweck  des 
(Tuuen  rntemehmens  hervor.  Dabei  U\  aber  /n  hcachten,  d  i-^  -flie  bloss  vor- 
a*ngte  Lage  der  Aecker,  Wiesen  und  sonstigeu  Lamlereien,  o h u e  gemeinschaftliche 
BeMtTOng,  eiuf  Auseinandersetzuug  (im  Sinne  der  (J.  T.  O.)  nicht  begründet*  nnd 
dcsshalb  überall  da,  wo  es  an  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung  der  snsani* 
mmulegt  iiden  Grundstücke  fehlte,  auf  Grund  der  G.  T.  <>.  eine  Zusammenlegung 
»icbi  herbeigeführt  werden  konnte  —  eiue  Lücke  des  Gesetzes,  die  durch  das 
»pfttere  Ges.  v.  2.  April  1872  ausgefüllt  wnrde.    (Siehe  unten  §  56  ff.  S.  331.) 
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6.  Verfahren.  Für  dio  ErledieritiG:  der  aus  den  Gemeinheit^ 
tbeilunGfen  sieh  ersfebendon  Goschütte  wurde  vielfach  ein  besonderer 
Behördenorganismus  geschaffen  (Auseinaaderse tz  u  iigs-Be- 
hörden),  wobei  das  Zusammenwirken  von  administrativen  und 
teehnisch  geschulten  (landwirthschaftskundigeD)  Beamten 
ist  Bei  dem  Verfahren  selber  ist  auf  Basehheit  sowie  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen,  dass  die  Art  der  Durchführung  nicht  bloss  dn 
in  Betracht  kommenden  Interessen  der  unmittelbar  Betheiligten. 
sondern  auch  den  hAheren  Interessen  der  Landescultur  Rechnung 
trägt.    Am  wukhaiiiston  wird  dieser  Fordoninir  durch  Vorst- hril'i^n 
genügt,  welche  auf  gütliche  Vermittelung  und  aul  Betorderuiig  der 
Auseinandersetzung  durch  Verhandlung  an  Ort  und  Stelle  abbebeo 
und  eine  sach-  und  rechtsverstftndige  Leitung  des  Geschifts  m 
jedem  Stadium  der  Arbeit  rerblirgen«  Pflr  die  Erledigung  m 
Beschwerden  ist  ein  Instanzenzug  zu  erOfhen  und  zur  EntBcheidmg 
herTorgetretener  Streitigkeiten  sind  thunlich  nicht  die  ordentlicbea 
Gerichte,  sondern  die  Verwaltungsgerichte  zu  berufen. 

In  Prpussen,  wo  aiifiiuj,'lioli  mit  der  Ausfiihnmpr  der  älteren  Agr ir-ji-'f» 
die  ordentlichen  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  betraut  waren,  aiud  hici 
ErlMCong  dm  Edicts  t.  14.  fiept.  18tl  eine  AnuU  0ener«lcomiiiis8ioii«B  fi^ 
gesellt  worden,  deren  Geschäflsgaug  die  s])äU're  Verordnung  v.  20.  Juni  Wf* 
näher  rej^elte  und  welche  (in  der  jotzi^eii  Zahl  vdu  8/  neben  ^Ifr  Hei^iUruni:  tier 

Sntsherrlichen  und  bäuerlichen  Verhältnisse  insbesondere  gerade  aucii  die  jlrbeue:^ 
er  Qemeinheitstheilungen  —  einiclilieBslich.  der  ServftnteaUösungen  und  Zvmmmm- 
legung^en  zu  bcsoi^^  haben.  An  Stell»  dar  früheren  sog.  RevistoniooUegieD  i>i 
das  Oberlandesculturgericht  (Verordnung  v.  22.  Xov.  1B44>  fretretpu.  vrelcl«* 
in  der  Besetxiuig  von  mindestens  5  Mitgliedern  über  Beschwerde  gej^eu  Urtheik 
Entocheidungen  der  GenerakoimnisBioM  «DtMdaddet  (Oet.  r,  18.  Febr.  18B0).  Dir 
Geueralcommissioueu  sei  hör  h<\stehai  aus  mlndMteDS  fünf,  theils  aus  Venvaltongi- 
"[s  amten,  theils  ans  lundw.  Technikern  entnommenen  MitL-^pdf^m ;  Oi-n^ane  dcr^flWtj 
»lud  die  an  Ort  und  Stelle  thätigen  Speciaicomuiisüare  uud  die  den  ietzterei 
xur  Seite  ftehendeii  VenneBsniigsbeemteii  (Landmeiier).  üeb«'  die  EimeihdM 
des  Anseinanderaebnuigsverfahrens  in  Preussen  giebt  eine  gute  übersi<  ]iili«'b«  D»* 
stelliuig  Glatsel  in  t.  SteDgel's  Wörterb.  d.  Verwaitongsrecfalf,  S.  90  ff. 

7.  Die  Kosten  fOr  das  Verfahren  und  der  sonstige,  durch  Oe- 
meinheitstheilungen  (mit  oder  ohne  Zusammenlegungen  und  Sern* 

tutenablösungiMi)  »Mitstandene  Aufwand  bleiben  selbstredend  im 
Grundsatz  den  Bethoiligten  mr  Last;  doch  maof  da,  wo  einerseit? 
diese  Koston  einen  sehr  crlu'bliclien  Betrag  erreichen  und  aii"l»'r- 
seits  unter  den  Betheiliürten  sicli  solche  mit  geringer  winh- 
schaftlicher  Leistungsfähigkeit  befinden  (also  namentlich  klein^it 
und  mittlere  bäuerliche  Wirthe)  triftiger  Anlass  gesehen  sein«  in 
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Hinblick  auf  das  allgemeine  IntereBse,  welches  den  in  Bede  stehen- 
den Maassnahmeu  aükaftet,  Beihilfen  aus  der  Staatskasse  ein- 
treten zu  lassen, 

lu  PreuBsen  unterscheidet  man  die  Re^ulirim  :r>kostea,  die  gfemäss  dem 
Küättsugeüetz  v.  24.  Jiiui  1875  an  die  Staatskasse  zu  zahicu  sind  und  betreffs  deren 
schon  nach  allgemeinen  Gmndgätsen  Bedürftigen  Erleichterungen  oder  auch  gänzlicher 
Nachlass  zugestanden  werden  kann  und  die  Folgeeiurichtungskosten,  d.h.  die 
fiir  sachliche  Aufwendungen  (Anlage  neuer  Wege,  (Jribcn.  Brücken,  Mühlm,  Be- 
bchalTun^  von  Grenzsteinen  etc.)  er\%'achsendeu,  und  zur  theihveiaen  Uebemahme  aueh 
dieses  Theils  des  Aufwands  sind  im  Preuss.  Staatsbudget  jeweils  besondere  Mittel 
«für  1887/88  in  der  Höhe  von  150000 M.)  sQTVerfiifung  gegtellt.  (Siehe Prenesens 
laadw.  Verwaltung  1884/87,  S.  98  ff.)- 

Statistik.  Eine  genaue  Statistik  über  den  Umfang  voll?.ogener  Gemeinheits- 
theilnniren  liegt  nur  für  wenige  Staaten  vor;  beispielsweise  sind  nach  amtlichen  Ver- 
uffentUchungen  in  Preussen  und  in  den  sog.  Verbandsataaten  der  Gemeiu- 
bcststheflting  imterworfen,  d.  h.  separirt,  ztuMmmengelegt  und  die  betheiligten  FlicluBn 
dabei  von  Holz-,  Streu-  und  Hutungsservituteii  befreit  worden  bis  einschliesslich 
isa*?:  207ß800  Besitzer  mit  einer  Fläche  von  2ü 001786  ha;  und  von  da  bis  ein- 
M-hiiessbch  1887  weitere  17170  Besitzer  mit  einer  Fläche  von  92990.  —  In  Sachsen 
wvfden  in  der  Periode  1838/85  int  Oanien  1288  GhmelnheitstfieÜtuigen  xnr  AnefOh- 
mng'  gebracht.  Hier  wie  dort  steht  übrigens  aeit  Jahren,  nachdem  die  Gemeinheiten 
im  Wesentlichen  aufgetheilt  sind,  nachdem  femer  in  Preussen  die  älteren  Vorschriften 
XU  Gunsten  der  Erhaltung  des  (femeindevermögeus  wesentlich  eingeschränkt  worden 
sind  ($  49),  die  Zneanuaenlegung  der  Qmndrtfidce,  über  welche  der  folgende  Ab* 
f^hnitt  handelt,  weitaus  im  Vordergrund.  —  Ueber  die  Omeinheitetheilnngen  in 
England  »ehe  oben  §  46,  &  21d. 

§  49.  Bflcklfiufige  Strömungen.  Die  Erhaltung  der 

Almenden. 

1.  Die  volkswirthschaftli che  Bedeutung  der  öe- 
iH  o  iu  lic  itstheilungon  im  engeren  Sinn,  also  ohne  Zusanimen- 
l<*Lrungen,  beruht,  wie  erwähnt,  aut  dn  M<i-rlichkeit,  die  vorher  in 
gemeinsamer  Nutzung  befindlichen  Oemeindeländereien  durch  die 
Ueberweisung  an  einzelne  Wirthe  zu  Sondereigen  einer  besseren, 
höheren  Stufe  der  Gultur  entgegenzuführen,  also  etwa  deren  Um- 
wandlung in  Ackerland  und  Wiesen  zu  ermöglichen.  Wo  nach  den 
Boden*  und  klimatischen  Verhältnissen  eine  solche  Möglichkeit  nicht 
Torhanden  ist,  wie  dies  namentlich  bei  den  Gebirgsweiden  häufig 
der  Fall,  müsste  eine  Vertheilung  (ebenso  wie  beim  Wald)  als  eine 
verfehlte  Maassregel  erbcheiuen:  denn  solclie  Gebirgsweiden  können 
der  Hegel  nach  vernünftigerweise  nur  collectiv  genützt  werden,  also 
im  Wege  gemeinsamen  Austriebs  und  unter  Aufstellung  eines  oder 
mehrerer  gemeinsamer  Hirten ;  eine  Ausscheidung  zu  Privateigenthum 
hätte  die  EinMedIgung  der  Einzelantheile  zur  Voraussetzung  und 
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letstore  wtirde  im  I^bHek  auf  den  meiBt  goingen  Futtereitng  der 
betroffenden  Ländereien  nur  in  den  seltensten  Fällen  sieh  leimen. 

Aber  auch  da,  wo  nach  Klima,  Lage  und  BodenbeschaffenLeit 
eine  ÜDiwandlung  seitheriger  im  Collectivbeaitz  betindlicher  Weide- 
ländoreien  in  AcktM--  oih'r  \Vicöland  ausführbar  sich  ^'rweist,  kann 
doch  sehr  wohl  die  Fraire  aulgeworfeu  werden,  ob  denn  das  Landes- 
cultiirinteresse  in  allen  Fällen  die  Vertheilung  des  Gemeinlandps 
zu  Sondereigen  an  die  seither  Berechtigten  wirklich  unbedingt 
fordert  und  ob  nicht  theils  aus  gemeindeö  kono  misch  enGrflndeii, 
wegen  des  finanziellen  Bftekhalts,  welches  der  Besitz  eigenen  Ter- 
mögens  der  Gemeinde  giebt,  theils  aus  anderen  Erwägungen,  ins- 
besondere solchen  socialer  Art^  die  Beibehaltimg  des  Gemeinde- 
eigenthums  unter  Cautelen,  welche  eine  angemessene  Verwertbung 
derselben  sicher  stellen,  als  das  Käthlichere  erscheint.  In  letzterer 
Beziehung  ist  namentlich  darauf  hinzuweisen,  dass  die  üeberweisimg 
Ton  Gemeindeland  (Ahnend)  zu  Eigenthum  an  die  seither  Nutzungs- 
berechtigten keineswegs  für  alle  Zukunft  eine  wirthschafkliche  Besse- 
rung der  Einzelwirthe  verbürgt,  nftmlich  libeiall  dann  nicht,  wenn  de 
den  überwiesenen  Besitz  nicht  zu  behaupten  Termögen;  selbst  dagegen 
besteht  keine  Siclierheit,  dass  solche  Theilgiaudstücke  besser 
früher  hewirthscliaftot  werden  und  nicht  in  der  Hand  unkräftiger, 
verarmter  oder  liederlicher  Wirthc  verwahrlosen.  Würde  aber  dies»» 
Folge  in  irgend  nennenswerthem  Um&ng  eintreten,  so  hätte  durcb 
die  Maassregel  der  Vertheilung  weder  die  örtliche  Vereinigung 
der  Gemeinde,  noch  die  Volkswirthschaft  im  Ganzen  gewonnen. 

2.  Der  landlftufigen  Tolkswirthschaftlichen  Anschauung  am  Ende 
und  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  lagen  solche  Betrachtongeii 
ziemlich  ferne;  man  glaubte  das  Productionsinteresse  unbedingt 
gewahrt.,  wenn  nur  erst  einmal  der  ..gemeinschädliche**  Oemein- 
besitz  beseitigt  und  die  unbehinilt  rtc  Verfüguugsireiheit  des  Kiiizol- 
wirths  hergestellt  sei;  dass  <las  der  englischen  Wirthschaftslehre  ent- 
nommene Axion  von  der  untrüglichen  Kraft  des  self-interest  auch 
mitunter  yersagen  kOnne,  blieb  im  Banne  eines  wirthschaftiichez 
Gedankenkreises,  der  optimistisch  bei  allen  Wirthen  das  gldebe 
MaasB  wirtfaschafÜicher  Einsicht  und  richtiger  Lebensffthmng  voraus» 
setzen  zu  dürfen  glaubte  und  der  im  üebrigen  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen gewonnene  Erfahrungssätze  sofort  zu  allgemein  gültigen 
Gesetzen  zu  tormuliren  die  Neigunsr  h;itte.  unbeachtet  Tnd  da 
man  in  den  Gemeinheiten  wohl  auch  einen  der  Bestandthoile  der 
alten  feudalen  Gebundenheit  erkennen  zu  können  vermeinte,  aa 
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die  im  Gebiet  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Beziehungen  bereits 
die  Axt  gelegt  war,  so  war  dies  ein  weiterer  hinreichender  Grund, 
auch  mit  diesem  Trfimmeirest  einer  -rergangenen  Zeit  aufzuräumen. 

,Es  leuchtet  ein",  sagt  v.  Molil  la.  a.  ().,  II,  S.  öl\  _dass  eine  bisherig'c  (nmvirth- 
»chafUiche;  UeuüUung  eined  Geuieiudegut»  keiue&wegs  eine  VeräusiieruDg  desselben 
snr  aolhwendig«n  Folg«  hat,  twndero  mnftchst  nur  die  Fovdenmg  bewiew  Ter- 
wi-udiiDg'  hc'g'ründet.'*  Mo  Iii  brtont  dabei  die  Xotbwendigkeit  der  Ar.^-tnttini«^  der 
la^iölmer-  iiud  Fabrikbevölkeninp  mit  eiuem  kleinen  Grundbesitz,  sowie  der  Furs(vrg'ö 
für  Wittweu  tuid  folgert,  da^ü  weil  nicht  bloüä  y,üir  das  itzige  Geüchlecht,  iM>uderu 
anch  fnr  spätere  Generetioikeii  m  torgen  Mi**,  der  Oemdiidegnind  nicht  bleibend 
al^efretfn  werden  solle.  Die  pemei  ndeö  kon  omi  s  ob  e ,  aber  auch  die  sociale 
.Seil*'  der  .A Ilmanden",  insbesondere  als  Verbiitunpsmittel  gepren  die  „Gefahr  de» 
Lnb«:ächaitigtÄ€ins  des  ännereu  Theils  der  Gemeiudegeuosüeu''  im  Gegensatz  zu  der 
daMsls  noch  herrschendeo  StrAoaiiiiig  hat  sehr  gut  Kaans  io  dem  Anftatz:  ^Die 
politisfhe  Landgemeinde  als  Grundeigenthümerin"  (in  der  Tüb.  Zeitschr.,  Jalirg.  1844^ 
>.  443  ff.i  auseinandergesetzt.  So  hat  auch  gelegentlich  der  Herathuug  desKenten- 
jjrutsgeoetifieii  vun  1890  iiu  Preuss.  Landtag  der  damalige  Landwirthsehafts- 
■ialater  Lvcins  ausdröcklich  bedanert^  dm  eine  Aber  Gebühr  nivelUrende  6e- 
-r?/g<;bung  in  Mittel-  uiul  Norddeiitscliland  die  Almende  nahezu  völlig  beseitigt 
h:tbe.  Und  bücher  meint:  (Das  Ur  ei  g  en  t  u  m  .  S.  H)<ji:  .,.Iene  Zeit  (der  (le- 
QieinheittttLeilungeu)  war  die  der  Ueberschatjcung  des  Individuums  und  der  Ver- 
achtnng'  des  historisch  Gewordenen,  in  welcher  auu!«  anstatt  die  von  den  Lasten  der 
Dienstharkcit  mehr  und  mehr  sich  loslfisenden  bäuerlichen  Oemeindt*n  auf  die  Achtung 
des  G«'iupinsinns  und  auf  die  (iemeinsamkeif   der  wirthschaltlicheii  Interessen  neu 

zu  beg^rüudeu,  sie  iu  ihre  Atome  xersplitterte  und  iu  vieleu  Tausenden  von 

devtaehcn  Gemdndeo  die  Uebmesto  der  „alten  gemeinen  Hark*,  das  Erbgut  vieler 
' ^nerationeu  /.erstört  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  konmiendeu  Geschlechter,  ohne 
ein  Aufre  dafür,  dass  nichts  die  Menschen  fester  aneinander  bindet  als  die  Gemeiu- 
«amkeit  der  wirthschaftlicheu  Interessen^.  Sehr  lehrreich  betreffs  des  mitunter  eiu- 
getrelenen  dkdnomisehen  Misserfolgtt  die  ebenda  (S.  178 IF.)  mitgetheUten  Be- 
rich!*'  iibt'r  die  in  Hessen  mit  (Jemcinheitstheilungen  gemachten  Erfahrungen,  /.  H. 
in  iindelsheim:  ^Aus  den  Iliinden  der  Armen  gingen  bald  sehr  viele  Loose  zu 
Spottpreisen  in  die  Hände  von  Specalanten  über,  innerhalb  und  ausserhalb  des 
OrtSf  w»lc^e  schon  längst  auf  diese  TheUnng  gewartet  hatten,  so  dass  jene  Klasse 
it  wenifT  Ausnahmen  jetzt  nichts  mehr  besitzt".  Eine  Anzahl  ähulicher 
Lfthinle  anch  in  den  Berichten  über  die  „bäuerlichen  Zustand  p  in  Deut  Scil- 
la ud'  niedergelegt.  „l>ie  Gemeiuheitstheiluugeu  im  Uor^ogthum  Westphaleu 
niid  in  Bezug  auf  den  Xarkenwald  von  absoluter  Schädlichkeit  gewesen ;  ebenso 
alle  Gemeiubeitstheilungrn  der  flrafschaff  Mark**  »II,  S.  8).  ,,Es  lässt  sich  nicht 
Leugnen",  heLsst  es  in  dem  Bericht  über  Biaunschweig,  ..dass  mit  dem  Aufhören 
der  Geuieiuheiten  dem  kleinen  Mann  manche  Stüts&e  eulgangen  ist.  Schwer» 
«jcg«sid(>r  nocli  igt  der  bei  den  frfiheren  Separationen  begangene  Fehler,  dass  nieht 
(inzelne  Tb«  ile  der  gemeinsamen  Weide  für  bestimmte  Zwecke  fz.  B.  Tummelplutze 
t"Qr  Thiere)  beibehalten  wurden".  \Kbenda  II,  S.  !)ö.i  Seluidliche  Wirkungen  der 
Auftbeilnng  der  Ahnende  sind  namentlich  auch  im  Kreise  Merzig,  betreffs  der 
•Ag.  Gehöferschaftshecken  beobachtet  worden;  von  1851 — 1861  sollen  6120  Morgen 
zur  Vertheilung  g«  !m;rt  sein,  wobei  dann  .jeder  ohne  System  nur  für  den  aller- 
i:acb<^ten  Bedarf  uuwirthschaftlich  umging,  so  dass  man  wohl  von  Devastationeu 
sprechen  kann".  (Ebenda  I,  S,  210.)  Früher  hat  schou  Kaufmann  (in  der  Zeit- 
•ehrüi  für  die  landw.  Vereine  in  Hessen,  1850,  XX,  8.  278)  dargelegt,  wie  in 
manchen  hessischen  Rheingemeinden,  dv-  vnr  der  französischen  Kevolufion  grosse 
LAudereien  besessen  hatten,  sich  nach  Auithcilung  der  Gemeindegüter  die  Zahl  der 
Annen  verdoppelt,  ja  verdreifacht  und  nur  der  Wohlstaud  der  höheren  Klassen 
zngmiBmcn  hat 

o.  iJi»'  Misserfolge,  von  welchen  da  und  dort  einzelne,  ohne 
die  nöihige  Bücksichüiahme  aui  gegebene  Örtliche  Verhältnisse  ins 
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Werk  gesetzte  Gemeinheititheiluiigeii  begleitet  sich  zeigten,  Ifiift»- 

ten  ein  drittes  Stadium  auf  diesem  Gebiet  ein,  in  welchem,  im 
Oocrensatz  zu  den  beiden  ersten:  der  Zwaugsdurchführung  und  der 
Im  L:inisticrunfj  durch  tluuilidist  scharfe  Aiisgestaltimg  des  Majori- 
§inmg^priucips  —  solche  Theilungen  entweder  geradezu  verboko 
oder  doch  an  sehr  erschwerende  Bedingungen  geknüpft  werden, 
also  die  grundsätzliche  Erhaltung  des  alten  Gemeia- 
besitzes  die  Bichtschnor  fttr  die  Politik  bildet  Wenn  Fruikrndit 
ein  TheU  der  Schweiz,  in  letzterem  Land  aus  nahe  liegeadn 
natürlichen  Gründen,  von  jeher  der  Bewecru nc:  kühl,  ja  selbst  ib- 
lehnend  Q^esrenflberstanden,  so  vollzog  sich  iiam entlieh  in  Süddeutsch« 
land  und  Oesterreicli  eine  Scliwenkun£r  in  dem  bezeiehneteu  Sinn 
und  zeitigte  entaprecheude  Grundsätze  in  der  Gesetzgebiuig,  welche 
bezeichnenderweise  meist  in  den  Gemeindeordnungen  zum  gesm- 
geberischen  Ausdruck  gelangten,  während  es  zu  eigentlichen  6e- 
meinheitetheilungsordnungen  im  Sinn  der  nord-  und  mitteldeutsch» 
Gesetzgebung  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  in  neuester  Zeit 
(Oesterreich,  siehe  unten  §  56,  Ziffer  6)  kam.    Aber  auch  m 
den  Ländern  der  eigentlichen  Gemeinheitstheilungen  machte  sich 
eine  ßeaction  geltend,  indem  mwn  schärfer  als  früher  zwischer 
dem  eigentlichen  Gomeindegut  und  den,  sonstiger  gemeinsam^'r 
Nutzung  unterliegenden  Ländereien  unterschied  und  eine  Ver- 
theilung  des  ersteren  gänzlich  unterss^te. 

Hieher  zälilt  die  P  r  fit  s  s  i  s  o  he  Declaratinn  vom  hili  1847,  inhaltficb 
denn  weder  solches  Uememdeverulüg'en,  welches  zur  lieüüeitaxig  der  Gemäaifi' 
mugshm  dient  (KämmereivermögrenX  noch  dasjenige,  dessai  Nntcm^pea  da 
Gemeindemitgliedeni  als  solchen  zusteht  (Bürgerve rmögen)  durch  TheUan^  öi 
PrivatvrrTnttjjfpTis  nmfTP-vvnndelt  wridm  soll  ,  dnnuch  blieb  fortnti  die  Thf  "liing  an^ 
das  gemeiiischattUche  Frivatvermügeu  beschränkt.  In  den  süddeutschen  ofti 
«iaer  Aiualil  ansierdeut&cher  Staaten  hat  sich  dagegen  som  TbeQ  diese  Reactin 
Schoo  sehr  viel  fMOucdtlger  geltend  ^remneht.  wobei  m  taMtluMi  ifft: 

a)  In  Bayern  war,  nach  einer  dem  Verfasst  r  •/11^re^r;^^TJ♦*tl^•^l  :Mni  liehen 
Hittbeilui^,  noch  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  Vertheiluug  der  (ieuifiudtp^niO'^ 
•ehr  begönstigt;  Terlangte  ein  GemeindemitgUed  eine  selbstgewählle  ParoeUe  too 
gemeinsamen  Weidebecirk  zum  Zweck  der  (Mtlvimng,  so  ging  diese  in  das  frfit 
Eigenthuni  des  ^rnlttirnnrcn"  iih*»r  und  zwar  unbeschadet  Sf  inrs  Anrbeils  bei  einr 
späteren  durchgreifenden  (iemeidegrundvertheilung.  Dass  aut  diese  Weise  die  mdiM« 
Bich  ihres  Grondbedtses  —  Wald  ausgenommen  —  entänsserten,  i»trd  heute  kbhtft 
bedauert.  Die  Bayr.  Gemeindeordnung  vom  29.  April  1869  bestimmt  in  AilÄ: 
_I)ie  Vf'rthpniin^'  vdii  Fiestandtheilen  des  (!ruiHlsto('kvpriTif'iir''ii^  ist  nur  bei  d»?n 
oder  theii weise  zum  Vortheilo  der  Gemeindeangehörigeu  benutzten  GemeindegruadH^ 
tat  FSrdening  der  UndwfrthschaftUchen  (%Uur  gegen  Auflegung  eiaes  in  FUnfeni- 
xwaiudgfRclie)!  ablOsbareti  Grundzinses  zum  Beeten  der  Gemeindekasse  zubUa^' 
wenn  dem  Antraprf  auf  Theilung  und  Fe^t  ■rf-/ini:r  de*;  (intuf^/inses  niiude^^ten«  *. , 
der  Gemeindebürger  zustimmen  und  weuu  diu  Zustim wenden  zusammen  mehr 
die  Hftlfle  der  Omndstenem  entrichten,  womit  die  sfimmtlidiflii  OenwIiideMfger  vaä 
Hflimatiiberechtigtiii  und  die  anieer  denselben  siir  TheifaudiBie  im  den  ChoMiBdf 
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mitiaiigeii  benchtigteD  Peraoneii  in  der  Gemoiade  angelegt  gb^**  —  ^Denjenigen 
•veiche  in  Gemeinichaft  ihrer  Antheile  m  bleiben  wünschen,  aoUen  dieselben  im 

Zusammenhange  zufr^messen  werden.  Die  zur  Yrrthcilunp:  gelangenden  Aüfln  ile 
gebeu  Kraft  des  genehmigten  Theilung8act4  s  in  das  Eigenthum  der  Theiliieliiuer 
tber.  IM«  Erhebnng  von  Taxen  und  StempelgebfihreB  findet  bei  solchen  Bedüs- 
Modenrngen  nicht  statt."  —  „Bei  jeder  Gemeindcgrundtiieilnng  ist  ein  besonderer 
Antheil  fiir  den  Vf«lk«.s(hulfond  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  die  Verthcilnng 
stattündet,  aoaznscheiden.  Der  betreffende  Antheil  bleibt  von  der  Belastung  mit 
GimdainB  freL** 

b)  In  Württemberg  bedarf  nach  §  66  des  Verwaltnngsedicts  vom  1.  März 
1822  ein  Beschlosa  der  GoneindecollegieD,  nach  welchem  daa  Grundeigeuthum 
'itu'r  fM  iruMiide  2"nTi7  nr^vr  zum  Theil  mit  r^oin  Kip--!  rsrli iinisrecht  Tinter  die  Gemeinde- 
nutglieder  vertheilt  werdeu  soll,  der  Geuehimguug  der  Kreisregierung.  Nach  JoUy 
in  Art.  Gemeinheitstheilnng  in  v.  St  enge  Ts  Wörterb.  ist  in  den  alten  Landestheilen 
^  Genehmigung  zu  Theilnngen  selten  begehrt  nnd  seit  den  vierziger  Jahren  nicht 
mehr  ertheilt  word« n  N'i'uerdiuf^s  haf  Art  32  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1885  über 
die  Gemeindeangehurigkeit  die  Vertheiluug  eines  (irundstücks,  welches  eine  Gemeinde 
nur  Ablösung  eines  nutzbaren  Rechts  erhalten  liat^  das  von  ihren  Bürgern  ausgeübt 
eder  dewen  Ertrag  unter  ne  vertlieUt  wnrde,  amdrücklich  verboten* 

e)  In  Bnden,  wo  das  „eigentliehe  Gemeindegnt*,  das  die  Gemeinde 

seXbn  verwaltet,  nutzt  oder  verpachtet  und  das  von  den  Gciiioindebür^'-»  rn 
.•^rimzte  Gemeindegut  lA  Im  ondgut)  untersrhieden  wird,  ist  hinsichtlich  des 
mtteren  jede  Theilung  verboten,  wenn  und  soweit  das  £rträguiss  in  absehbarer 
Zeit  rar  Beetreltung  der  ölFenilichen  BeddrfiiiBBe  der  Gemeinde  erforderlich  ist  tmd 
im  l'ebrigen  sowie  hinsichtlich  des  anderen  Oemeindeguts  die  Theilung  gestattet 
Bor  mit  Staatsgenehmigung  und  nur  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  Betheiligten 
Ue  nachdem  V4  oder  absolute  Mehrheit)  zustimmt;  und  nur  in  der  Weise,  das« 
flovid  liegenadiaAlicbes  Gnt  als  Bägenthnm  der  Gmeindo  aorfickbebalten  wird,  dus 
j«iem  Gemeindebürger  ein  Anspruch  auf  Almend^nnss  von  1  Morgen  (0,36  ar)  Acker 
oder  Wiese  (bezw.  7,  Morpren  Acker  und  Wiese)  gesichert  bleibt.  (Gemeindeordnuiig 
§  113  nnd  172  d.)  —  8 ehr  einseitige  Beortheilung  dieser  gut  conservativen 
tiesetagebnng  der  sftddenlsclien  Staaten  bei  Treitschke  im  £tt,  «Gemeinheiti- 
theUag''  im  Dentscben  St  W.  B. 

d)  In  Oesterreich  beetiromte  im  Gegensatz  zu  den  früheren  Zwangs* 
aaftheilnTi^rrn  H  if  fjcrct  v^m  M.  October  1808,  dass  die  Behörden  sich  ;uif 
da«  blosse  An  rat  heu  der  Auttheiluug  beschränken  sollten;  und  die  Gemeiude- 
onhimg  Toro  17.  Mftra  1849  hat  die  Theilung  von  Gemeindegut  im  Grundsatz  über- 
Ittapt  Terboten* 

e)  In  der  Schweis  fanden  swar  im  18.  Jahrbnndert  Tefscliiedetttlieb  Zer* 

>chla;run;r(Mi  von  fiemeingut  in  den  Cantoncn  Ziij;:,  I?oni,  Zürich,  Glarus  statt  und 
in  Ltiz«  rn  wurde  dtirrh  Gesetz  vom  2H.  Juni  1H03  die  Auftheilung,  selbst  für 
Wdduugeu,  sehr  erleichtert;  im  Grossen  und  Ganzen  aber  hat  sich  doch  die  alte 
AbMBd  bis  in  die  Meoxcit  ^tut  nngescbmilert*^  erhalten.  Die  neueren  Gesetae 
versagen  die  Vertheüunp:  /u  danenidi-m  Ei^'fnthum  entweder  gänzlich  oder  machen 
von  der  stantlirhen  Genehmigimg  und  sonstiü-eu  ersclnv^rfuden  Bedinj^nnigen  (*/« 
4tt  Stimmen)  abhäugig.  Siehe  Bücher,  Art.  Aimende  im  iiaiidwurterb.  der  St.  W. 
nd  die  Kotis  bei  Roseber  (Inm.  4  an  §  81),  wonach  in  Zag  schon  1619  der* 
jf^i^f.  (i^  r  Theilung-  des  BfirgMgnts  beantragen  würde,  mit  Ansstossong  der  gansen 
Familie  bedroht  war. 

f  In  Frankreich  war  es,  nach  L.  v.  Sitein.  a.  a.  0.  S.  272  von  jfhpr 
Vfcrwaltungsgnmdsata,  dass  das  Gemeiudegut  als  persönliches,  einheitliches  und 
damit  outimilbares  Yennögen  der  GemeiBde  Terwaltet  nnd  fOr  die  Bedfirfliisse  der 
<'*^>]ndt  als  Ganzes  Terwendet  werden  soll,  sowie  dass  die  Gemeinde  ttber  die 
^ub^t-utz  dieses  Vermögens  nur  unter  der  Znstimmnnp  der  höheren  VerAvaltunfrs- 
Whörde  verfugen  darf;  Verordnung  vom  21.  Februar  1838,  welche  jede  Theilung 
dir  Cemmnnsftflter  verbietet,  qui  compreodiait  la  propriAtft  dn  fonds  et  qni  semlt 
dtfaitiT* 
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g  50.  Das  Wesen  der  Almende^). 

1.  Bechtlicher  Charakter.  Almende  ist  eine  ini  Wesenfc- 
lichen  nur  noch  in  SUddeutscIilandf  in  einzelnen  Gebiigslftndem 
Oesierroichs  (Vorarlbeig,  Tirol,  Salzburg  etc.)  sowie  in  der  Schweiz 
und  Frankreich  vorkommende  Art  des  Gemeinbesitzes,  deBses 
charakteristische  Eigenthümllclikeiten,  im  Gegensatz  zu  dem  un- 
mittelbar durch  die  und  auf  Rechnung  der  Gemeinde  genutzten 
sonstigen  (eigentlichen)  Gemeindoizut ,  darin  bestehen,  dass  dir 
dazu  gehörigen  Liegenschaften  den  Mitgliedern  der  Gemeinde  (oder 
einer  engeren  Corporation)  zur  naturalen  Nutzung  ükr- 
lassen  sind  und  zwar  entweder  in  der  Form  der  CollectiTnutzuog. 
wie  bei  den  B«galmendweiden  und  gewissen  Almendwaldungto 
oder  durch  TTeberweisung  bestimmter  Genuss-Antheile  (Loose,  in 
Frankreich  allotlssements)  zu  zeitweiser  oder  lebenslängUeher 
Nutzung  an  die  einzelnen  lierechUgten,  wie  namentlich  bei  Aok^r- 
uud  Wiesland.  Doch  hat  der  Gemeinbesitz  manchmal  auch  e'mm 
gemischt  rechtlichen  Charakter.  Tvie  namentlich  beim  Wald,  von 
dessen  ErträLrnissen  dann  nur  ein  bestimmter  Theil  in  Form  fob 
Gabholz,  Streulaub  etc.  (Um  berechtigten  Mitgliedern  zugewieMO 
wird,  der  andere  Theil  des  Ertrags  aber  in  die  Gemeindekasse 
zur  Bestreitung  der  G^meindebedflrMsse  abzuführen  ist  War  ur- 
sprOnglich  zum  Almendnutzen  Jeder  berechtigt,  der  „mit  Bauch 
und  Feuer''  in  der  Gemeinde  ansässig  war,  so  wurde  mit  der  Zeit 
vielfach  der  Anspruch  auf  Almendgeim^.s  von  dem  Besitz  von 
Gnmd  und  Boden  oder  vom  Hausbesitz  oder  doch  von  dem  Besitz 
des  Ortbbürgerrechts  in  der  Gemeinde  abhängig  gemacht 
danach,  wie  namentlich  in  den  Gebirgscantonen  der  Schweiz,  dn 
Almendgenuss  gewissermaassen  ein  auf  bestimmten  Liegenschaften 
haftendes  dingliches  Recht  wurde,  spricht  man  von  „Beckt- 
same**-  oder  „Beal"-,  auch  „Gerechtigkeiten*- Gemeinde 
im  Gegensatz  zur  politischen  oder  Einwohnergemeinde  und  w 
haben  diese  engeren  Verbände  vielfach  die  Natur  privater  Ver- 
mögeubcorporationen  anL^Miommen,  die  unabliüncrig  von  der  0^ 
mein  de  Verwaltung  über  die  Verwaltung  des  Almeudguts  beschliessen. 
dabei  aber  doch  auch  gewissen  öfl'entlich- rechtlichen  Aufgaben 
(namentlich  im  Gebiet  des  Armen-,  des  Strassenwesens)  sich  unter- 
ziehen. Meist  aber,  wie  namentlich  in  Deutschland  und  Fnnk- 

^)  Vgl.  hiesn  nuncntUch  die  auf  8.  269  dt.  SchriAen  von  Bücher. 
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reich,  iber  auch  in  den  ebenen  Gantonen  der  SchweiZf  hat  sich 
der  Charakter  der  Almende  als  Gemeindegut  erhalten^  der  Almend- 

-renuss  steht  also  im  Grundsatz  allen  Gemeindebürge rn  zu  und 
die  Verwaltunsr  des  Almendguts  wird  durch  die  p^eordneten  Ge- 
rn eiiideorgaiie  iuich  Maassgabe  der  Im  soudereii  uf^etzlichen  Vor- 
schriften gehandhabt  Dabei  päegt  gemeinhin  der  Almendgenuss 
mit  emßt  besonderen  Auflage  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  be- 
lastet zu  werden,  so  dass,  je  nachdem,  die  Nutzniessung  einen 
pachtfthnliehen  Charakter  annehmen  kann. 

1>et  Umfang  des  Almendgenusses  der  Einzelberechtigten  ist 
entweder,  wie  in  vielen  Rechtsamegemeinden  der  Schweiz,  ein  für 
»illemal  fest  bestimmt  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Mögliclikeit 
gegeben,  nach  Bedarf  auch  Aendenmgen  in  der  Uöhv  der  Einzei- 
ge nussantheile  oder  der  gemeinsamen  Ai*t  der  Nutzung  eintreten 
zu  lassen ;  häufig  beginnt  der  Genuss  erst  mit  dem  Eintritt  in  ein 
gewisses  Lebensjahr  (z.  B«  des  25.).  Dem  socialen  Charakter  der 
Einrichtung  trftgt  das  Verbot  Bechnung,  den  Almendgenuss, 
z.  B.  Holzabgaben ,  zu  veräussem  oder  Loosantheile  zu  verpachten, 
ebenso  die  Befugniss  der  Gemeindebehörde,  verwahrloste  Almeud- 
gOter  den  Berechtigten  auf  unbestimmte  Zeit  zu  entziehen  (Baden). 
Die  l'eberlaHsung  von  Genussantheilen  erfolgt  entweder  auf  Lebens- 
zeit oder  aber  auf  eine  bestimmte  Zahl  Jahre,  worauf  eine  neue 
Vertheilung  beginnt.  Häuüg  besteht  die  Ordnung,  dass  die  jüngeren 
Glieder  der  Gemeinde  zunächst  kleinere  Genussantheile  zugewiesen 
erkalten,  allmählich  in  diesem  Genuss  aufsteigen  und  in  den  vollen 
Almendgenuss  erst  in  späterem  Lebensalter  eintreten. 

2.  Die  Arten  des  Almendgenusses,  a)  Almend- 
weiden. Die  gemeinsame  Nutzung  der  im  Wesentlichen  nur  in 
iipbirqrsgegendeu  vorkommenden  Almendweiden  hat  auch  heute 
öoch  häutii;  jene  UehelstSnde  im  Gefolge,  derenthalben  überhaupt 
die  Theilung  solcher  Gemeinheiten  lange  Zeit  hindurch  mit  Kach- 
druck betriehen  wurde;  d.  h.  die  Weiden  sind  gemeinhin  mit  Yieh 
aberstellt,  die  Pflege  der  Weiden  ist  eine  mangelhafbe  und  deren 
Kraftzustand  desshalb  vielfach  im  Bückgang  begriffen,  ftusserlich 
in  die  Erscheinung  tretend  durch  Verschwinden  der  guten  nahr- 
haften Pflanzen  und  Aufkommen  einer  geringwerthigen  oder  ganz 
w*»rthlosen  Wiretation  (Farne,  tünster,  Moose,  Hnckhurst,  Heide  etc.). 
Die  auf  solche  ^\  »  iden  angewiesenen  Yiehhaitungsbetriebe  haben 
aus  diesem  Grund  meist  mit  grossen  Schwierigkeiten  der  Ernährung 
lu  kiUnpfen,  sind  gleichwohl  aber  selten  geneigt,  eine  Aeuderung 
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in  der  gewohnheitsmftssigen  und  unsehonliehen  Behandlungswon 
aus  eigenen  Stflcken  herbeizuf&liren.  Die  BücksichtBloagkeit,  nitt 
der  jeder  Einzelberechtigte  sein  Weiderecht  nnbekUmmeit  m 

die  ><a('hlialtigkeit  des  Weidebetriebs  auszuüben  pfloirt,  kann  selten 
anders  als  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  beseitigt  werdoii.  w  il 
die  Kurzsicliti<rkoit  der  localen  Gemeindoorgane  oder  auch  ihre 
politische  Schwäche  zu  einer  durchgreifenden  Kegehing  und  Ont- 
nung  sich  nicht  aufzuraffen  vermag.  So  ist  gerade  in  der  Schweix, 
wo  in  älterer  Zeit  zahlreiche  „Eignungen*^  und  ,JBeglemente^*  eiw 
rationellere  Nutzimg  der  Almendeweiden  zu  sichern  sich  bemfihteiL 
weil  jene  in  Vergessenheit  geriethen  oder  doch  nicht  mehr  tuii- 
reichend  wirksam  vollzogen  wurden,  die  Nothwendigkeit  einw 
solclien  besonderen  gesetzlichen  liegelung  mehrfach  hervorsferret^n; 
wobei  letztere  wohl  am  richtigsten  dann  verfuhr,  wenn  sie  auf 
dem  Grundsatz  der  „Stuhlung"  der  Alpen  aufgebaut  wurde,  d.  h. 
auf  der  Einschätzung  der  einzelnen  Weideflftchen  nach  ihrer  f  ihig' 
keit,  eine  bestimmte  Anzahl  Thiere  zu  emfthren,  über  weldtr 
hinaus  die  Befahnmg  dieser  Flftchen  verboten  ist  Eine  fthnlichf 
Begelung  darf  auch  für  die  Oebirgsalmendweiden  Sfiddeutschlin^ 
wo  nicht  selten  ein  gleicher  Zustand  der  Verwahrlosung  und  Bnl- 
artung  zu  Tage  tritt,  wie  ihn  viele  Hochgebirgsweiden  der  Schweiz 
luid  anderer  Alpenländer  aufweisen,  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet 
werden.  Dagegen  kann  eine  Auftheiluug  der  Weiden  verständiger- 
weise nur  da  Platz  greifen,  wo  diese  im  Vergleich  zu  der  Zahl 
der  Berechtigten  eine  sehr  umfangreiche  J'l&che  darstellen,  wis 
flbeiall  nur  ausnahmsweise  zutreffen  wird.  | 

Kine  Sammlung  älterer  Alpreglemente  giebt  v.  Miaskowski  in  den  Eiagan^P» 
citirten  Schriften;  aus  vereinzelten  drakonischen  Bestimmungen  (vgl.  das  in  ^ 
Appcn/dkr  Urkande  voa  1646  eatlMltene  Verbot,  das  in  «in«r  G^mciDde  tmvfk 
Heu  in  einer  ntidcrpn  verfüttern  zu  lassen  od(  r  Futter  von  answärt8  einJcnftKreD. 
oder  fremdes  Vieh  ins  Land  zu  bringen)  ist  zu  schliessen,  dass  rein  sehemati^ch«  > 
Ordnungen  (z.  B.  Zugrundelegung  des  Durch^vinteruugsmaassstabes)  leicht  den  Zweck 
verfehlen.    Daher  steh  das  die  einzelnen  Weiden  individualisirende  System  i*"^ 
„Stuhluiitr".  .  "^ (' V nnpr"  mit  Rocht  schon  frühzeitig-  eingebärgrrt  ?in* ;  da^  Fotw, 
welches  ein  Wcidetkier  während  der  Alpzeit  bedarf  oder  die  FlucJie,  die  di*»*  ^ 
Futtennenge  hervorbringt,  Avird  „Stoss",  „Kuhsömmerung'',  wohl  auch  „Kuheww 
genannt  und  die  durch  Schätzung  ermittelte  Zahl  der  Kuhe&seu  ist  daiUi  nun* 
gebend  für  die  Zahl  der  aufzutreibondt  u  Tliioro.    Aelteste  Spuren  einer  sokiws 
Alpstuhluug  im  Canton  Obwalden;  ursprünglich  vielfach  auf  Antrag  der  ilp- 
genossen  eingeführt,  später  meist  auf  Einschreiten  der  Landesbehörden,  die  d•iE^ 
gebttiss  der  Schätzuaipen  in  sog.  Urbarien,  Alprödeln,  Alpbriefen  niederle^^eu 
lies-:*'!!.   V  i  Ii  i.,.  Ift/ffrc  wohl  aucli  «.'leichzeitifT  Vorschriften  iiht'r  rHj'jri'  dor  Afl 
weiden,  ühar  Anfang  und  Ende  der  Weidezeit,  über  den  Weidebetrieb  mit  Zieg»« 
und  Schafen  und  anderes  mehr  zu  enthalten  pflegen.  —  Das  System  Aet  Alp- 
Stählung  wird  manchmal  noch  durch  Vorschriften  dahin  verschärft,  dass  XiemuBÄ 
fiber  eine  bestiamite  Anxahl  Thiere  (z,  B.  25)  ftuf  die  Weide  trcaben  d&rf»  (Uril 
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oder  d8>s  jeder  die  Weide  thfttiftchUeh  Benützende  eine  mit  der  Zahl  der  Thiere 
steigende  Autliir«"  '^m  »entrichten  hat  fUri,  Srhwvz,  Obwal  r1  cn  *,  ^^■f>l)ei  der 
Ertrag  der  letzteren  theils  znr  Verbesserung  der  Alpen  verwendet,  theii.s  unter  die 
AlpgenoMen  Yttrtiieilt  xa  werden  pflegt.  —  Cantonale  OeietEe  fiber  die  Bewirtli-' 
Khafton^  der  Alpen  erlassen  in  8t.  Gallen  (Tom  10.  Jtmi  187Bi  und  in  Glarns 
<an^  dpTi  Jahren  1850  und  1861).  Kine  erstmalipre  umfassende  ebensowohl  die 
landwirthschaftUchen  wie  die  hydrographischen  Verhältnisse  berücksichtigeude 
hebnif  Aber  den  Zastand  der  Hnchweiden  ist  im  Oftwiherzogthnm  Baden  im 
Jahr  1887  und  1888  Teranstaltet  worden,  deren  Ergelmissc  in  dem  amtlichen 
Werke:  ,Die  Frhaltnnpr  und  Verbesserunpr  der  Schwarswaldweiden'^,  1880  nieder- 
gel^  sind  {1  Band  mit  Ergänxoogsband  und  Anlagen). 

b)  A 1  m  e  n  d  w  a  1  d  n  n  g en.  Das  frühere  ReeM  auf  Preiholz- 
hieb  ist  wohl  überall  beseitiert  und  an  dessen  Stelle  sind  genau 
bemessene  Abgaben  an  Brennholz  (selt(>ner  Nutzholz)  uctreten, 
wodurch  die  Almendnutzung  jeden  schädlichen  Charakters  ent- 
kleidet worden  ist,  während  früherhin  allerdings  die  Zulassung 
einer  ungemessenen  Nutzung  des  Waldes,  bei  mangelnder  Fürsorge 
der  Fonri^esetzgebung^  zu  starken  Waldverwflstungen,  namentlich 
in  den  achweizerischen  und  Osterreichisehen  Alpengebieten,  Anlass 
gegeben  hat 

c)  Bei  den  A  1  ui  i  n  d  ä  c  k  e  rn  und  -Wiesen  ist  man  melir 
und  mehr  dazu  übergegangen,  die  periodischen  Verlonsungen  zu 
Gunsten  der  lebenslänglichen  Nutzung  zu  beseitigen  oder 
doch,  bei  Festbaltung  au  ersterer,  die  Dauer  der  Nutzung  thunlichst 
zu  verlängern.  Hierdurch  hat  man  das  Interesse  der  Almend* 
berechtigten  mit  einer  guten  Haltung  der  Almendloose  wirksam 
Terkntlpft  und  zahlreiche  Beispiele  zeigen,  dass  die  in  solcher 
Weise  abgegebenen  AlmendstOcke  in  Bezug  auf  Bestellung,  Düngung, 
Ertragsziflfern  den  uleichwerthigen  privaten  Bodenflftchen  nur  aus- 
nahmsweise nachstehen. 

Einen  guten  Einblick  in  das  sflddentsclie  Almendwesen  geben  —  ausser 

«len  S<'hriften  von  Bücher  nnd  Jliakowski  ^  die  Badischen  landwirth- 
haft Ii  rh  en  Krhehnnpren  von  1883",  wobei  namentlich  anf  dieiei)ifre  für  die 
*>eiiieiude  Hemsbach,  Ii.  Band,  zu  verweisen  ist.  Almendbesitz  hitir  ha,  d.  h. 
*a  der  fsaien  Gemarkung;  allmShliehes  Anfrfldken  in  den  Almendgennsst  simäcbst 
Qiu-  Anteil  an  den  Hqlaabgaben  im  Werthe  von  je  16  M.,  dann  Einrücken  in  den 
AlniPTidfrrn  nd  stück  sfTfnnss.  wobei  die  Gennssberechtijsrten  in  5  Klassen  einpe- 
üieüt  sind  und  z.  B.  in  der  untersten  nur  aui  4,70  ar,  in  der  höchsten  dagegen  auf 
1  ba  00  ar  Land  (Wiese  und  Ackerfeld)  Ansprach  haben.  Sehr  hftuflg  der  Fall, 
tl*ia  Vater  und  Sohn  gleichzeitig  im  Almendgenuss  stehen,  wodurch  die  Wirthsc  hafts- 
rihmii-'  natürlich  einen  sehr  starken  Rückhalt  erfahrt.  Dass  mitunter  das  Alni.  iul- 
Uod  auch  UDSchonlicli  behandelt  wird,  namentlich  für  jene  Zeit,  in  der  ein  Nut%- 
lUMer  an  der  Bdhe  ist,  in  eine  hdhere  Klasse  anfiBorfickea,  ebenda  (S.  &)  ana- 
driicklich  bestätigt,  eine  Schattenseite,  die  eben  zu  den  Vorzügen  der  Kinri(  htuiifr 
mit  in  Kauf  genommen  werden  mnss.  Auch  darf  man  diesen  Putikt  iibfrliaiijit 
fiicht  so  sehr  betonen,  wie  firüherhin  und  noch  neuerdings  (so  auch  in  cniur  Anzaiil 
Berichte  in:  «Die  bftnerlichen  Zustände  in  Deutschland*,  siebe  a.  B.  die  Bemerkung* 
m  Heitz,  m,  8.  221)  so  oik  geschehen:  wird  denn  nicht  auch  mitunter  das 
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Privatoipen  von  läiullichen  Wirtlip»  in  schlerhtom  Brwirthscbaftung^zustand  ^^ 
halten?  —  Beispiele  sehr  geluugener  tultunerbegäerungen  auf  Aimendeu  Im 
Bfleher,  «.  a.  0.  (8. 191  ff.),  wo  s.  B.  da  amtlicher  Bericht  betraft  der  wtrtu«- 
ber^iaehen  Stadt  Göppingen  bestätig,  dast  diese  ihre  500  Morgen  ^AllBaalfli* 

in  neuerer  Zeit  .  ;uif  ruiv  Imlu»  Stufe  der  Cultur  gebracbt  hnt"  und  inshesmidw 
der  treffliche  Staud  der  getic-hatfeuuu  üstplanti^en  gerühmt  mrd.  Aehnliche  Ai> 
gaben  für  Tübingen  und  Worms  eben4a8elb«t. 


g  51.  Fflr  und  Wider  die  Almende. 

1.  Vorzüge.  Die  seitherige  DaiBtellitng  ergiebt,  dass  Ter* 
ständigerweise  allenfalls  nur  eine  Aufhebung  des  Almendbesitns. 
soweit  er  in  Ackerland  und  Wiese  besteht,  sowie  eine  Beseitigung 

der  n  a  t  u  1  a  1  e  11  >i utzu iisron  von  Gemeinde  w  a  1  d  ernsthaft  iu  I^ge 
k(umnen  konnte,  während  die  Almondho eh weid en  ah  solche 
wolil  für  immer  erhalten  bh^ihen  müssen.  Betreffs  derAcker- 
und  Wi esenalm enden  kommt  aber  in  Betiraclitt  dass  da,  wo 
der  Grundbesitz  sehr  zersplittert  ist>  der  Anspruch  auf  Almend- 
genuss  den  ganz  kleinen  Leuten  einen  flusserst  werthToUen  iriitii- 
schaftlichen  BUckhalt  und  der  Qemeindekasse  eben  desshalb  eine  'm 
Gewicht  eilende  EnÜastui^  ihrer  Armenfttrsorgepflicht  gewlUnt: 
Ton  noch  grösserer  Bedeutung  ist  für  die  ganz  besitzlosen  Leute 
in  der  Gemeinde  (Tagelöhner,  kleine  Gewerbetreibende,  Fabrik- 
arbeiter) die  Möglichkeit  des  Betriebn  einer,  -vveiiti  auch  noch  so 
kleiner  Landwirthschaft,  die  ihnen  die  Zuweisung  eines  Alnieud- 
looses  eröffnet.  Für  manche  Besitzlose  ist  die  dadurch  ermöglichte 
finanzielle  Entlastung  des  Haushalts  der  Ausgangspunkt  zum  Ein- 
rücken in  die  Beihe  der  Besitzenden  geworden.  Mit  Becht  hebt 
Bücher  hervor,  dass  ein  herabgekommenes  Landarbeiterproletsmi 
wie  es  so  viele  nord-  und  mitteldeutsche  Höfe-  und  Grossgöter- 
bezirke  aufweisen,  in  den  Almeudgegcndeu  nicht  möglich  ist,  wif 
überhaupt  die  Almenden  die  unleidicon  schrotl'en  Unterschiede 
zwischen  Keich  und  Arm  nicht  aufkommen  lassen.  Wo,  wie  häufig 
der  Fall,  der  Almendgenuss  mit  dem  Alter  der  Berechtigten  sieh 
steigert,  erleichtert  diese  Einrichtung  gar  sehr  die  Auseinander* 
Setzung  zwischen  Eltern  und  Kindern  und  „bewahrt  jene  ror  den 
freudlosen  Schicksal,  dem  sonst  der  Auszügler  auf  dem  Land  rer- 
fftllt^*.  Auch  wird  mit  Becht  darauf  auftaierksam  ire macht,  dass  die 
Almenden  in  Faljrikgegenden  die  Nachtheile  des  Fabriksvstem^ 
oder  der  Hausindustrie  zu  mildem  geeignet  sind:  „sie  ermöglichen 
einen  gesunden  Wechsel  zwischen  Industrie  und  Landarbeit;  die 
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Aibeiier  sind  nieht  aiuschUessIich  auf  ihren  Lohn  angewiesen; 
fremde  Arbeiter,  welche  dies  wftren,  können  von  den  üntemehmem 

nicht  wohl  zur  Concurrenz  herangezogen  werden;  die  Industrie 
lässt  sich  decentralisirt  betreiben;  sie  behält  einen  eingeübten  Stand 
\'<ni  Arbeitern  und  dit»  letztoron  bWib^n.  trotz  ihr»»r  Sesshaftigkeit, 
selbstständiger  und  gegen  Kriäeii  widertitaadfähiger,  als  sie  es 
unter  gleichen  Verhftltnissen  in  den  Stftdten  sein  würden*' 

2.  Die  Nachtheile  des  Almendwesens  zeigen  sich  in  Bezug 
aut  die  Almendwaldungen  darin,  dass  der  bei  dem  chronischen 
Geldmangel  der  bäuoriichon  Bev?)lkerun!i  an  sich  <2:«>wiss  werth- 
voUe  Bezug  eines  Theils  ihres  Feuerungsbodarfs  in  natura  unter 
Umständen  einer  sparsamen  Verwendung  des  Holzes  im  Haushalt 
Eintrag  thnn  und  der  Einbfligerung  besserer,  bohsparender 
Feuerungseinrichtungen  entgegenstehen  kann;  und  bei  den  Almend- 
äckern, dass  gegen  das  Ende  der  Nutzungszeit  meist  eine 
minder  sorgföltige  Bestellung,  unter  Umständen  auch  eine  förm- 
liche Raubwirthschaft  Platz  greift.  Doch  wird  man  den  ersteron 
Kachtheil,  wenigstens  in  waldreicheren  Gegenden,  nicht  sonderlich 
hoch  anzuschlagen  haben  und  den  letztcron  Nachtheil  hat  das 
Almendwesen  mit  dem  Pachtbesitz  durchaus  gemeinsam,  nur  dass 
wegen  des  minder  häufigen  Wechsels  bei  ersterem  ein  deteriorirende 
Wiithschaftsweise  seltener  wiederkehrt  Als  eine  nicht  immer 
gfinstige  Kehrseite,  die  namentlich  da  berTorzutreten  pflegt,  wo 
die  Ahnende  sehr  bedeutend  ist,  muss  dagegen  die  Schollen- 
kleber ei*'  bezeichnet  worden,  zu  der  die  Hoffnung  auf  den 
Eintritt  in  den  Almendgenuss  Veranlassung  giebt;  n\cht  selten 
beobachtet  man,  dass  viele  junge  Lent«'  mit  wenig  oder  keinem 
besitz  in  der  Gemeinde  verbleiben,  um  des  Anspruchs  auf  die 
Almende  nicht  verlustig  zu  gehen,  wo  sie  vielleicht  bosser  handelten, 
anderwärts  ihr  Fortkommen  zu  suchen.  Es  ist  einzuräumen,  dass 
die  in  manchen  süddeutschen  Gemeinden  zu  Tage  tretende  that- 
flächliche  Ueberrölkenuig  mit  dem  Almendwesen  in  einem  gewissen 
ursächlichen  Zusammenhang  steht  und  dass  die  von  diesen  besitz- 
losen  Kiemeuten  ausgehende  ungestüme  Nachfrage  nach  jedem 


^  SielM  Baeh«r  in  Art  nAlmende"  im  Hdwb.  d.  6t.>W.  —  Wa^  man  iu 

TK'nrrrr  Zrit  mit  dfr  Gründnii^r  von  TTeiinstätteu  anstrebt.  !?nweit  man  dabei  gerade 
apch  an  die  klfintn,  ininder  widtT^tandsfähig'en  HlirdtT  d«'r  Landgemeinden  im 
Au^'e  hai,  wird  durch  die  Almeudc  uu  gewiaseii  Sinne  venvirklicht.  Siehe  des  Ver- 
faMers  ReCnral:  ,»1X6  Beimstittefra^'',  erstattet  für  die  XDL  Plenamnamnilttiig 
dci  dmtlM^lieii  UndwirthwIiaftsrAtlu  1S91. 
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frei  werdenden  Gmndstflcksfetzen  die  Kauf-  und  Pachtzinae  oft» 
mala  in  einer  fttr  die  übrigen  anaftasigen  Qnmdbeaitaer  nachtheöligea 
Weise  beeinfluast^).  Doch  sind  ähnliche  Encheinting«n  auch  in 

Gemeinden  mit  zersplitterten Bodenbesitzverhaltnissen  ohne  Almen- 
den  wahrnehmbar  und  im  Uebrigen  wird  man  gerne  in  einer  Zeit 
in  der  die  Landbevölk^nrnsr  so  vielerorts  ohne  Noth  beweglich 
geworden  ist  und  vom  Hachen  Lande  weg  in  die  Städte  ??tr?mt 
die  Sosshaftigkeit,  zu  der  die  Almende  Anlass  giebt,  gegendenweise 
eher  ala  einen  Vorzug  denn  als  einen  Naehtheü  deuten.  Jene  Miss- 
stände,  unter  denen  die  norddeutschen  Grosagutabetriebe  in  Folge  dfr 
Entwicklung  dea  platten  Landea  ao  sehr  leiden,  wfirden  aicherlidi 
niemals  in  dem  beobachteten  Maaase  eingetreten  sein,  wenn  d«n 
Landarbeitern  in  dem  Vorhandensein  von  Almendfeldem  ein  recht- 
licher Annprucli  aiü  eine,  wenn  auch  bescheidene  dauernde  Nutzung 
am  Grund  und  Boden  gewährleistet  jyeblieben  wSre.  Auch  la^s^n 
sich,  wo  die  bezeichneten  Schattenseiten  in  grösserem  Maaaae  herroi- 
treten  oder  wo,  wie  bei  sehr  reichlichem  Almendgenusa,  gar  nach- 
theilige  Einwkkungen  auf  das  wirthschaftliche  Vorwärtaachreiieii 
zu  beobachten  sein  sollten,  durch  die  Belegung  der  Genuaaaatheile 
mit  stärkeren  Auflagen  zu  Gunsten  der  Gemeindekaaae  oder  durefa 
Ausscheidung  eines  Theils  des  Almendlandes  zu  eigentlichem  <ie- 
meinde!j;ut  und  durch  Verpachtunsr  des  letzteren,  solche  Nachtheile 
leiclit  abschwfichen  oder  ganz  beseitigen.  Den  aus  der  coUectiven 
Nutzung  den  Alpen-  und  Gebirgsweiden  anhaftenden  Mängeln  aber 
wird  durch  eine  sachgemSsRo  Oesetzgebimg  jedeufalla  richtiger 
begegnet  als  durch  die  in  näherer  Zeit  häufig  planloa  zugelaaaene 
Zerreissung  derselben  in  kleine  und.  kleinste  Weidefläehen,  die 
eine  angemessene  Nutzung  nur  in  den  seltenaten  Fällen  gestatten. 

3.  Eine  sorgsame  Abwägung  der  Torhandenen  Gründe  Für  und 
Wider  die  Almende  in  ihrer  heutigen  rechtlichen  Gestaltung,  in 
Verbindung  mit  den  früheren  Betrachtun<?en  (v^  40)  wird  desshalb 
zu  dem  Schlüsse  konnnen,  dass  an  der  vorsichtii^en  Gesetzgebung^ 
welche  in  Süddeutschland,  in  der  Schweiz,  in  Frankreich  die  Ver- 
theüung  der  Almende  im  Gegensatz  zu  Nord-  und  Mitteldeutachland 
sowie  England  so  sehr  erschwert  hat,  auch  in  Zukunft  nicht  ge- 
rflttelt  werde,  eine  Schlussfolgerung,  die  indesa  den  Beatrebongen 
derer,  welche  den  ganzen  Grundbesitz  yercommunaliatren  oder 

')  Wie  auch  Fr.  List,  a.  a.  0.,  S.  33  hervorhebt,  der  aher  dodi  wieder  aehr 

übertreibt,  wenn  er  die  Almenden  mit  „nnTTweckmaggigen  Anrn^nanelaltea*  vwngltiidü, 
die  «den  MüBsiggang  und  die  UnivirÜiachafllichkeit  fördera". 
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TerataatHeben  mochten  (§  40  i!'.),  irgend  eine  Statse  nicht  zu  geben 

geeignet  ist 

Anni.  1.  IKe  Tonteheiiden  BeCracbtiiogeii  decken  rieh  mit  der  AolfiiBsuiig,  welche 

im  IV.  Band  der  Badischen  1  andwirthschaftlichen  Erhebangen  TOm  1883 
(S.  8/9)  auf  Grund  der  Einzelerhebungsberichte  niedurgelegt  bezw.  von  dem  Ver- 
fasser dieses  Handbuchs  damals  vertreten  worden  ist  und  mit  der  die  Anschauungen 
der  TerwiltnngbeMiiteii  des  Leadea  im  Wesentlichen  Ubereinetiminen.  —  So  rühmt 
«Qch  Roseber  (§84)  den  Almenden  ^manche  LichtseitMi'*  nach:  ^eine  Armenunter- 
stDUon^:,  welche  nicht  demoralisirt,  weil  sie  die  Armen  zur  Arbeit  nfiflii^rt ;  eiue 
Begünstigung  der  Alten,  wodurch  sie,  statt  eine  Last,  eine  Hilfsquelle  für  die  Familie 
Warden;  ein  Hemnudss  gegen  den  in  so  vieler  Hinsicht  gefthrlichen  Answandertrags- 
dran^  in  die  U rossstädte ;  überhaupt  eine  Befordefong  des  Gemeinginiis''.  Lareleye 
(a.  a.  O.  ?s.  150  ff.)  c"lniibt  den  araerikanischpn  und  australischen  Kolonien  einen 
böseren  iüiiii  nicht  geben  zu  können,  als  den,  ihre  unbestellten  Ländereien  als 
AhMBde  («GeeammtbraitB'')  sar&cInnibdMlten,  nm  durch  solche  Conservimng  des 
alt^rermanischeu  Systems  besser  filr  ihm  kflnfägen  Annen  zu  sorgen.  „Ist  es  nicht 
tÄUsendtnfll  bfsser" ,  frapl  Hfr  Verfasser,  ^^nUM  des  demorali8in»nden  Almosens 
ein  Stück  Land,  ein  Arbeitsmittel  zu  geben,  ans  welchem  der  Einzelne  in  Aus- 
tboag  ebes  Rechts  nnd  dnrdi  eigene  Anstrengung  seinen  Unterhalt  gewinn«!  kann? 
Man  braucht  nur  den  herabgewürdigten  Insassen  eines  englischen  work-house  mit 
dem  energischen,  stol/fn,  unabhängigen,  arbeitsamen  Nutznu-ssrr  der  Schweizerischen 
Ahnend  zu  vergleichen,  um  den  tiefen  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Systemen 
sa  begieifon.* 

2.  Almendstatistik.  Die  wirthschaftliche  Bedeutung  der  Almenden  für  die 
mit  üclchra  noch  ausgestatteten  Oemeioden  erhellt  ans  nachstehenden  statistischen 

Angaben : 

a  Iii  Württem h*^rtr  titiden  sich  AlmeiH^^Tiindstücko  m\\  einem  (Jesammt- 
püchtwerth  von  rund  1 50UÜÜU  3L  in  679,  NaturaihoLzabgabeu  in  421),  Geldgaben 
tiu  Holierlde  in  206  Gemeinden,  heide  Arten  von  Abgahen  mit  einem  Werth  tob 
noid  2490000 H.:  8treunntzungen  im  Werth  von  18()()()()M.  in  322  Gemeindon:  die 
0^nlpi«!tnngen  der  Berechtijrten  betragen  fiir  die  AluieTiflj-iundstücke  1S14()U  M., 
iur  die  UoUnutzungen  202400  M.  Der  gesammte  Grundbesitz  der  Gemeinden  be- 
mg  1868:  736722  Morgen,  darunter  668837  Morgen  Waldungen,  8245  Morgen 
Gilten  und  Lftnder,  58286  Morgen  Aecker,  25864  Morgen  Wiesen  und  82491 
Morgen  andere  Culturarten  (meist  Weiden).  Von  den  1910  Gemeinden  des 
Landes  besitzen  213  (11,1  ° «)  kein  Orondeigenthum,  1315  (68,97«)  besitzen  Wal- 
dugm,  1629  (863 "  o>  sonstiges  Omndelgenthnm.  (K.  Poll,  Bas  WOrttemh.  Gesetz 
i^*  r  die  Gemeideangehörigkeit  vom  16.  Jnni  1886,  EUwangen  1886  u.  WQrttemb, 
<}abrbach  für  1880,  I,  S.  78  ff.) 

In  Baden  besitzen  die  (?emeinden  24'MinJ  ha  Wald  (45,92  7«  der  ge- 
85unmt«n  Walddächei  mit  einem  jährlichen  Gesanimtnutzuugswerth  f  1884/88)  von  rund 
93Mill,  M.  Holzgenussberechtigte  wurden  im  Jahr  1874:  175144  ermittelt  nnd  es 
Hangen  im  Ganzen  rund  690000  Ster  ßrennhoU  nnd  7,2  MiU.  WeUen,  femer  et\v!ts 
ober  25  Millionen  Tortstiu  zur  ^%'rtiieilung  in  einem  (\ esammtworth  von  2,7  Mil- 
lionen M.  Vom  1  au  dwirthsc  hal  t  liehen  Culturgelände  wurde  im  Jahre  1873 
•Ii  Almendland  eine  Fläche  von  125967  Morgen  {k  36  ar),  rund  45000  ha  erhoben 
nnd  es  entfallen  davon  etwa  die  Hftlfte  auf  Ackerland,  etwas  weniger  als  ein  Viertel 
>uf  Wiesland  und  etwas  mehr  als  ein  Viertel  auf  Weideland,  letzteres  im  Wesent- 
lichen nur  in  dem  siidliehen  Sehwarzwald  vorkommend.  Die  Zahl  der  Gemeinden 
■it  Blrger-(Almtind-> Nutzungen  (einschliesslich  der  Holzabgaben)  belief  sich  (1875) 
Vrf  1256  (nnter  16^),  wobei  allerdings  der  Werth  der  Genussloose  ortsweise  ein 
sehr  vf  rx  hiediMier  ist  fbis  zu  10  fl.  18  M.  in  344  Gemeinden,  von  11— 50  fl.  = 
20— H5  M.  in  820  »ienieinden.  über  85  M.  in  92  Gemeinden).  Als  Werth  dieser 
Alwnduntzungen  ist  im  Jahre  1874  eine  Summe  von  2,5  Millionen  M.  ermittelt 
^eHsn;  ausserdem  gelangten  haare  78000  M.  an  die  Abnendbereditigteu  r.nr  Verthei- 
■ug.  Der  Gesanuntwerth  des  AUnendgennsses  an  Holsahgabea,  Ahnend  und  haaren 
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Augzahlmigni  stallte  sich  daaaeh  auf  rund  5,2  ^filliunen  M.  (Beiträge  zur  Statistik 
(!f  r  ittneren  VemHltting  ia  Baden,  37.  Heft»  1878  uid  WieUndt,  Bad.  OcgBoeiBd»» 
recht,  1,  18Ö3,  8.  311.; 

c)  hk  Hohensollern  rind  (ntcih  Meltsen)  tod  der  gwaoiiiitfiii  grastragen- 
den  Fläche  von  nuid  84000  Morgen  ÖOOOO  Morgen  Geneindeeigentbum  nad  thdls 
ra  Schafweiden  verpachtet,  theils  :ni  rHe  OrtsbürgTf  auf  Lebenszeit  oder  auf  Thv 
fltiaioite  Zeitabschnitte  oneutgeltlich  oder  gegen  gelinge  Abgaben  überlaaaeu.  ii 
Hobensoneni'Hechinfren  itt  von  27  Gemeinden  nur  eine  ohne  Abnend;  41  *U 
Grundbesitzes  oder  30Ö84  Morgen  gehören  den  Gemeinden;  darunter  8706  Morg«s 
Feld,  112  Murgen  Gärten,  1261  Morgen  Wiesen.  5730  Morgen  W.  idt  14694  W»ld. 
In  der  Stadt  üechingeu  gehören  ^7«  der  Gesammtmarkung  odex  2683  Mor^m 
der  Gemeinde. 

d  In  der  Schweiz  gehörten  (naeh  Bflcher)  1864  von  den  vorhandenen 
4559  Alpen  mit  271)  HH9  Stossen  den  (Jemeindcn  und  C(ir])(»rjitionen  2071  mit  178597 
SUissen  (45,8  bez.  66  Vo)-  l^e  Gemeinde-  und  Genossenschal'üiwalduugeii  betraf» 
519830  ha  oder  66,5  der  ganzen  WaldflXdie  —  allerdings  mit  grossen  Yeradncdcn» 
heiten  in  den  einzelnen  (  an tonen.  Der  Kapitalwerth  der  Bnrgergemeinde^ter  dei 
''antons  Bern  wird  auf  HKJ  Mill.  Fr.,  derjenige  des  liepouscliaftÜchen  rorporatioiö- 
vermögens  im  Kanton  Lozem  auf  11  Mill.,  in  St.  Gallen  auf  30 — 40  MiU.  geschätzt. 

e)  In  Dentsch-Tirol  waren  1878  Ton  den  2482  Alpen  ^  mit  54618  Kvh- 
Btössen  Gemeinde-,  984  mit  80605  Knhstössen  Genossenschafts-  (Int«'re>senscbafts-) 
und  978  mit  30682  Kuhst.tssen  rrivKt-Alpen.  Es  standen  also  G().ß%  der  Alpci 
and  81,öVo  der  Kuhstösse  in  geuo:ft»enschs^tlichem  oder  Gemeindebeäta. 

f)  In  Belgien  iimftsste  in  den  Sandgegenden  der  Gamplne  und  im  AntomsT' 
lande  1846  das  (iemeinland  noch  162896  ha.    Ein  Gesetz  vom  25.  3lin  1847  «r- 
miithtiirte  die  He<^enin{r,  die  unbebauten  Tlipile  des  Geuieinlandes  ver'knufen 
lassen,  wenn  von  Privaten  um  die  £rlaubni:is  nachgesucht  wird;  in  Folge  dessen  üind  ' 
swÜHshen  1847  vnd  1800  33000  ba  vertvsserl  worden  nnd  Ende  der  10er  Jalu«  ' 
soll  dasselbe  noch  gegen  100000  ha  betragen  liaben.    Die  LandvertheUiDigen  an 
die  nut7.un{:rsbereehtiirft  TT  Gemeindftnitirücflf t  7ur  :'eit\v<Msen  Acker-XiifztTTi|Er  heissea 
vir^es;  daneben  dient  das  Land  der  gemeinen   Weide.     ^Laveleye  -  Büchert 

a.  a.  0.,  8.  248  ff.) 

g)  Ueber  Reste  des  Gemeinlandes  (Almende i  mit  HolS",  Weide*  und  Ackflf^ 
nntkung  im  nördlichen  Appenin  ebenda  8.  367  ff. 


Abschnitt  III. 

Die  Flarbereiuiguiigeii  ( Ziisaiiimeiiiegaiigeii» 

Terkoppelnngen). 

g  52.  Die  Arten  der  Flurbereinigungen. 

Unter  Flurbereinigimg  versteht  man  suIcIh  l  iit  rüelimimgen, 
welche  eine  bessere  Benützung  des  Grund  und  Bodens  durch  Zu- 
sammenlegung von  Grundstücken  oder  durch  Anlage 
von  Feldwegen  bezwecken*),  wobei  die  erste  Art  der  Ldsaqg 

')  So  die  Definition  im  bayrischen  Ges.  29.  :Mai  1886,  Art.  1.  —  Waicker 
irrt  sehr,  w^enn  er  den  Ueberpranp"  vom  Dorf-  zum  Hofsystem  als  irloiehbedentend 
nut  Zusammenlegung ,  Arrondinmg,  Feldbereinigung  etc.  ansielit;  jener  r^eherganj* 
bildet  Tielmehr  nnr  eine  nnter  mancherlei  Arten  von  Lösungsmöglichkeiteu  und  xwar 
die  ra<licalste,  die  aber,  wie  die  späteren  Austtihmngen  aeigen,  die  selleBere  cnd 
keineswegs  überall  ansarathen  ist  (Walcker,  Hdb.  d.  NatnraUikon.,  1888,  H.  Bd.,  8. 47). 
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tüe  TOllkomiimere,  die  zweite  die  tmyollkomninere  danteilt  Bie 

uachstehenden  Ausführungen  werden  dies  klarstellen: 

1.  Vom  Standpunkt  des  reinen  Productionsinteresseg  aus  darf 
•lerjenip^o  Zustand  der  Eeiduuirk ,  bei  dem  die  Ländereien  um 
den  Wirthächaftsiiof  gruppirt  liegen,  wolil  als  das  Ideal''  be- 
zeichnet werden;  denn  s&mmtliclie  Grundstflcke  sind  von  dem 
Mittelpunkt  des  Betriebs  aus  ebenso  leicht  zu  überwaehen  als  zu 
erreichen  und  es  ist  unschwer  einzusehen,  dass  diese  Lage  zum 
Wirthsehaftshof  den  ganzen  landwirthsehafflichen  Betneb  einfacher 
und  billiger  als  bei  jeder  anderen  gestaltet.  Dieser  Idealzustand 
wird.  ^\iJ  das  sog.  „Hoisysteni"  sich  eingebürgert  liat,  bald 
mehr,  bald  minder  vollkommen  erreicht;  und  es  erklärt,  sich  daraus, 
dass  man  in  den  Gegenden  der  „Gemengelage''  der  Grundstöcke 
(S.  272),  als  die  daraus  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  eine  Ab- 
hilfe erheischten,  als  bessten  Ausweg  geradezu  den  Uebergang  zu 
dem  Hofsystem  erkennen  zu  mtlssen  glaubte.  Man  nennt  diese 
ndicalste  Lösung,  den  Kötiien  des  Streubesitzes  zu  entrinnen, 
MYereinl^dungen'',  „Abbauten";  zu  ihrer  Durchfahrung  erfordern 
sie  aber  nicht  niu:  (wie  bei  den  Zusannnenlegungen  grossen  Styls 
auch)  einen  Gesammt -Austausch  der  bäuuntlichen  von  der  Maass- 
reirp]  ergriffenen  Grundstücke,  sondern  aucli,  was  wolil  zu  beachteu, 
d'  H  Abbruch  der  bestehenden  Wohn  -  und  Oekonomiegebäude  und 
deren  Neuaufftthrung  an  anderer  Stelle. 

Schon  hieraus  ist  ersichtlich,  dass  der  nachträgliche  Ueber- 
gang zum  Hofsystem  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  räth- 
heb  und  ausfahrbar  ist;  er  eignet  sich  im  Allgemeinen  nur  fOr 
grössere  Güter,  die  auf  eine  Arrondirung  des  Wirthschaftsareals 
besonderen  Werth  zu  legen  haben  mid  bei  denen  die  für  die  Neu- 
erriclitung  von  Gutsgebäuden  zu  bestreitenden  Kosten  nocb  im 
nehtigen  Yerhältniss  zum  Gutswerth  stehen ;  wenig  oder  gar  nicht 
dagegen  gerade  aus  diesem  Grunde  für  mittlere  oder  kleinere 
Anwesen,  da  doch,  wie  bei  jeder  Unternehmung,  so  auch  hier  der 
Kostenpunkt  und  die  danach  sich  ergebenden  BentabiUt&ts- 
riffem  schlieslich  das  entscheidende  Wort  sprechen.  Desshalb 
«ad  die  ..Abbauten**  im  Grossen  und  Ganzen  Ausnahmen  ge- 
hlieben: und  ihn-  verliältnissniassige  Verbreitung  im  vormaligen 
Hofhstift  Klumpten,  für  web'bc  die  durch  die  natürliclien 
Verhältnisse  bedingte  Wirthschaftsweisen  (Egartenwirtbschatt  mit 
ausgedehnter  Viehzucht  und  Weidegang)  an  sich  einen  geeigneten 
Boden  schufen,  mag  durch  die  damals  geringen  Kosten  der  Ver- 
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Setzung  der  ablichen  Uokhftuser  auch  fflr  Anwesen  mitüeier  und 
selbst  geringerer  Grösse  wesenüich  erleichtert  worden  sein.  Wo 
sonst  diese  Abbauten  Platz  griffen,  blieben  dieselben  entweder  auf 

die  gnindherrlichen  Besitzungen  besclirftnkt  (wie  in  neuerer  Zeit 
iii  doli  russischen  Ostseepro viiizen),  oder  es  war  die  ungewöhnliche 
Gr<^sse  der  Dorfflur  und  die  Schwierigkeit  der  Bewirthscliaftuns: 
nauicatlich  der  entlegoustou  Grundstücke  von  dem  im  Dort  ge- 
legenen Hofe  aus  beim  überwiegenden  Vorhandensein  grössewi 
Güter  maassgebend  (wie  bei  den  sablreichen  Abbauten  in  Holstein. 
DAnemark,  in  Schweden  sowie  in  einigen  süddeutschen,  namentUdi 
württembergischen  Gemarkungen);  oder  es  handelte  sich  um  auf 
Kosten  der  Gutsherrschaften  erfolgte  ,,Tran8locirungen**  der  unter* 
thänigen  Gutsiusasseii  auf  aiidore,  den  ersteren  gtuiekm  und  bequem 
düukende  Theile  der  Feldflur  (mo  mehrfach  in  Posen,  Ost-  und 
Westpreussen,  Lithauen  geschehen). 

Dieser  letztere  Fall  ist  avadrfieUicli  vorireeehea  in  d«r  PireimiicheB  l>etAmniSam 

Y.  29.  Mai  1816,  Art.  21.  —  Die  Vereinöduufren  im  Hochstift  Kempten  br 
gannen  1540.   si«*  bizwpckten  neben  Za8Äiiimeuleg^un«ren  nnoh  die  lietmun^^  öer 
Uruudtitücke  vom  tVeiudt»n  Trieb  (Weiderecht)  und  vom  Tretrechl  \dits  Recht,  Viet 
aber  fremdes,  nicht  dem  Trieb  unterworfenes  Feld  treiben  sn  dürfen)  nad  tob  desi 

Flur/.u  auM'.  .lodern  Interessf  nti'ii  war  das  Recht  der  Prnvocatifm  t  iTiL't'räiimt;  der 
Zwiinj::  ff^'i'H  die  Widcrstn-hcnden  erstreckte  sich  soi^'^ivr  iiuf  d»Mi  Hiuausbaiw  t«-»ü 
Häuheru;  die  Ausluhruug  lag  in  der  Hand  freigewuhltur  Maimcr  aiu  benachUürtirB 
Gemeinden  (Spmcbmftnnwr,  Taidin^^lente).  Eine  ÜBstere  Begelunf^  erliielt  das  T«^ 
fahren  erst  durch  eine  im  Jahre  1791  erschienene  Terordnung:.  Bis  zum  Jnhrr'  179] 
sind  222  Verödungen  ermittelt.  ^H.  Haa^r,  n.»':  bnyr.  (iesctz  über  Fbirberv>mi|fiingt 
1886,  und  H.  Ditz,  Geschichte  der  Vereiuodung^  im  üochstüi  Kempten,  1865.) 

Das  Hof  System,  welches  in  den  gebirgigen  Gegenden  von 
altersher  heimisch  ist  (in  den  sttddeutschen  ebenso  wie  in  den 
mitteldeutschen  Gebiigen,  in  den  schweizerischen  und  öster- 
reichischen Alflen,  ferner  in  Norwegen,  im  spanischen  Galizien. 

Asturien  etc.),  aber  auch  in  dm  ehemalicren  Siedclungsbt'zirkcii 
der  Sachsen  und  Friesen  zur  Anweudung  gekuiu-t»'  (Kinzolhöfe  in 
Westphalen.  ferner  in  den  oldenbursrischen,  bolsteiiiisctien  und  ost- 
Iriesiöchen  Marschen),  später  auch  bei  den  grundherrJichen  Ooloni- 
sationen  auf  deutschen  wie  slavischen  Gebieten  vielfach  beliebt 
wurde,  hat  häufig  eine  Beurtheilung  gefunden,  die  Aber  Gebfilir 
die  Vorzüge  in  den  Vordergrund  stellt,  die  Schattenseiten  dagegen 
zu  wenig  beachtet.  Wenn  zu  dessen  Gunsten  hervorgehoben  wird, 
wie  es  „unzählige  Klatschereien,  Zwistigkeiten,  kleine  Dieb,^tähle 
verhütet,  das  VVirthshausleben  weniger  verfahreriseh  gestaltet,  Ga^i- 
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freimdllcfikeit,  Famüleiisiim  und  Gesindezucht  befördert"  so 

kann  ilit'ser  Vorzug  in  gewissem  Sinn  zugegeben  werden,  man  darf 
aber  die  Kehrseite  des  Bildes  nicht  unlx'achtot  lassen.  Die 
8»*hwi<^rigkoitoii.  mit  welchen  die  Verwaltung  der  politischen  Ge- 
meinde und  weiterhin  die  Polizei  (als  Bau-,  Feuer-,  Sicherheits-, 
Souchenpolizei)  überall  da,  wo  die  Gemeindeangehörigen  zerstreut 
auf  der  ganzen  Gemarkung  wohnen,  zu  kämpfen  bat,  die  Misslieh- 
keiten,  welehe  sieh  fillr  den  Schulbesuch  ergeben,  die  grosseren 
Kosten,  welche  durch  die  Inanspruchnahme  der  ftrzttichen  und 
thierärztlichen  Hilfe  sowie  in  allen  Fällen  erwachsen,  wo  irgend 
eine  ge\Mtliliche  Leistung  (zu  Bau-  oder  rnterhaltinifrs-  oder 
Keparaturz wecken)  nrttliiLr  wird,  snllcn  hier  nur  gestrcilt  werden; 
vom  Gesichtspunkt  gerade  der  Agrarpolitik  aus  ist  vor  Allem  auf 
die  durch  die  Isolirung  der  einzelnen  Wirthe  und  den  selteneren 
Meinungsaustausch  veranlasste  schwere  Zugftnglichkeit  derselben 
für  Betriebsfortschritte  hinzuweisen.  Diese  Schwierigkeiten  sind 
den  landwirthschafüichen  Behörden  nur  zu  wohl  bekannt;  und  man 
darf,  ohne  ungerecht  zu  werden,  wohl  behaupten,  dass  z.  B.  in 
iSüddcutschland  nirgends  mehr  als  gerade  in  den  Gegenden  mit 
zprhtreuter  LaL^e  der  Gehöfte  t^Ah^t  notliwendige  Verbessenmgen, 
z.  B.  in  der  Viehzucht,  langsamer  sich  vollziehen  als  eben  hier. 
Der  genossenschaftUohe  Sinn,  das  Bestreben,  im  Zusammenwirken 
mit  den  Standesgenossen  misslichen  Verhältnissen  im  Gebiet  des 
Credit-  oder  Yersicherungs-  oder  Absatzwesens  sich  zu  entziehen, 
mangelt  in  Gegenden  des  Hofsystems  oft  in  augenftUigster  Weise; 
nirgends  tritt  der  Individualismus  in  seiner  unschönen  Form  der 
selbstsüchtigen  Verfolgung  nur  der  eigenen  Interessen  schärfer  als 

*)  Roscher,  a.  a,  l).,  §  77.    Aeluiücli  Fr.  List,  a.  a.  0.,  S.  30  und  32,  der 
uberhHupt  eiii  unbedinffter  Axi]uiiig«r  des  Hofi^stemi  ist:  „Nach  unserer  Andcbt 

i-t  ilic  Zwfr^'wirthscliaff  ruw  Tixliter  der  GUtcr»rt'iiHMig'e-  und  D  o  rfvn  fa  ssuiifr , 
bntie  aber  üi  di'rjfniprcu  Ausdehmuijf.  in  welcher  nie  jregenwiirtig  in  viele«  Kepra- 
Hntativsuiauu  besteht,  halten  wir  tur  das  grnsste  üebrechen  der  Ackerver- 
fasHuofr  .  .  *  M  daher  die  OeMlagebongr  und  Verwaltung  allererst  auf  angemessene 
H.tliKtir.n  der  Gemeupe-  und  Dorfwirth schaff  und  allmähliche  Einführunfr  der 
Hütwirihschnft  wirken  mns??/  Und  weiter:  „diese  Ackerverfassung"  (des  Dorf- 
•JKems)  halten  wir  tür  eine  naturwidrige  .  .  .  .,  dem  speciell  laudwirtlischafllichen 
nd  natkmaldkonomischen  aowohl  ids  dem  hohen  politischen  Princip  durchaus  ent- 
Zf.'pnlaufende''  .  .  .  „der  Landwirtli  /.ielif  seineji  Vortheil  in  der  Nä1u>  drs  Ark^rs  und 
«i*T  Wiese,  ni(  lit  iu  der  der  Mensclu-ir  .  .  _Wir  he«ren  die  üeherzeugung,  nichts 
kihine  mehr  dazu  beitragen,  lali»  der  Uebergaug  xum  Hofsystem)  den  Stand,  den 
man  jetzt  den  Bsaecnataiid  beiatl,  den  gebfldeten  Ständen  zu  asnniliren,  das  GefiUii 
'l'T  Selbstständigkeit  zn  or/.cn^'-en  und  seinen  Heist  für  Ix'^scre  I)infire  als  für  mnzige 
<>ememdestreitigkeiten  und  erbarniliclieu  l)orfklHts(  h  empfänglich  zu  machen*"  (a.  n. 
0.,  8.  9,  21,  21  und  '62  t.  Aehuliche  durch  Uebertrdbuugen  getrübte  Urtheilc 
fllnigatt  bei  List  gerade  in  «gnupoUtlacbeit  Fragen  nicht  leiten. 
Btektaberger,  An  Agrwpvtltik.  t  20 
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in  solchen  Gegendon  zu  Tage.  Für  den  aus  höheren  Gesellschafto- 

Bchichten  henrorgegangenen  gebildeten  Gutsbesitzer,  dem  es  tn 

Bildungsmitteln  aiicli  in  seiner  Isolirtheit  nicht  fehlt,  mag  der  ge- 
8chloöbeue.  wohl  arrondirte  Hof,  wie  er  \urthscliaftlich  an  sich  die 
vollkommeusic  Betriebsorgauisation  ermöLrlicht  auch  im  l  ebrigen 
unbedenklich  sein;  bei  den  bäuerlichen  Wirtheu  aber  werden 
durch  diese  Isolirtheit  in  den  meisten  Fällen  die  ihnen  eigenthfim- 
tbUmlichen  Standeseigenschaften  verurtheilsToUer  Eingenommenheit 
gegen  das  Neue,  auch  wenn  es  noch  so  berechtigt  ist,  in  erkleck- 
lichster Weise  gesteigert  Muss  mit  den  Verhftltnissen,  wie  m 
sich  natürlich  entwickelt  haben,  die  Landwirthschaflspolitik  selbst- 
redend rechnen,  so  würde  sie  doch  aus  obigen  Gninden  iinricbtiL' 
handeln,  wenn  sie  in  den  KniMn  der  bäuerlichen  lievOlkerimir 
den  nachträglichen  Uebergaug  ziun  Hofsystem  geradezu  begOnsügea 
woUte  1). 

2.  £ine  Bereinigung  der  Gemarkungsflur,  welche  im  Unter- 
schied von  der  YereinOdung  von  einer  Verlegung  der  Gebftude 
absieht,  dagegen  wie  jene  zum  Ziele  hat,  den  einzelnen  Wirthen 

die  ihnen  gehörigen,  zerstreut  liegenden  Grundstöcke  in  einen 
einzigen  0(bM'  in  mehreren  Complexen  anzuweisen,  den  ehemalii:»  :i 
Streubesitz  also  zu  einem  mehr  oder  wt  llilr^^^  anondirten  zu  machen, 
heisstZusammenlegung, Verkopp elung,  C o mm a Station, 
wohl  auch  Yerwannung^).     Tritt  dagegen  als  Hauptzweck 

So  ist  „auch  die  Preiiss.  Genieinheitst]i<»iliMisrsordnung  weit  ontfenit,  eine 
derartige,  schon  ans  allgemeinen  polizeilichen  Gniudeu  nicht  eben  zu  betiir«rone»de 
Vemn^nng  als  «in  HAnpteifordoniiss  Mifknaldlen,  da  sie  Tielniehr  d«n  Abbau  nir 
ausnahmsweise  zulässt  und  die  fortgesetzte  Bewirth Schaffung  der  zitsamnen^(-l<-:r<  i 
Grundstücke  von  der  Dorflage  mi«  mIs  (Wo  Kogel  ansiflit".  Schlitte,  a.  a.  O..  Al'tli.  i, 
S.  23.  Auch  A.  Krämer  (im  liUwb.  d.  ges.  Landwirtiichal't  1,  S.  213)  kommt,  obwohl 
er  yom  Gesiclitsininkt  der  Agrartecbnik  die  Entstelraii^ tob  Kfanelbdlini  im  Gfasd- 
satz  als  das  Richtigste  erachtet,  im  Hinblick  auf  die  oben  im  Text  berührten  Er- 
wagiiTifren  und  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  dif  herrschenden  Gewöhntuiffeii, 
.Sitten,  Lebens-  und  £echt«anschauungeu  der  Bevölkerung  in  den  Gegenden  d^ 
FreitheÜbarkeit  und  des  Wandelbentees  m  dem  Ergebniss«  dass  die  ^Veretnadnn^' 
wohl  immer  ein  Gegenstand  frommer  Wünsche  bleiben  und  „vielmehr  eine  Ver- 
fassuufr  bovorzntrt  werde,  in  \v»lc1««r  iJnindstücke  bei  zweckmns^ijrer  Fiirur 
wenigstens  in  der  Uaupu^ache  /.iiüHuiiueugesihoben  sind,  die  Wirthschattsgebaude 
aber  an  eine  Ortaehaft  ansehliessen'*.  —  Anderer  Meinnng  dagegen  Bimpler 
(Sehr.  d.  Vf  r.  f.  Sodalp.,  Bd.  XXXH,  S.  157),  der  auf  höheren  Cultnrstofen  dtm 
Höfesystem  den  Vorzuir  jn«ht.  Auch  S<Min<r  meint,  das  energische  Unabhänc??- 
keitttgefuhl  und  die  starke  Individualität,  welche  die  nordamerikanischen  Farmer 
ebenso  ansseiehue  wie  ihre,  ebenso  holeweise  angesiedelten  Terwandten,  die  Nieder- 
sachsen  in  Deutschland,  sei  hier  wie  dort  nicht  som  mindesten  als  eine  Folge  des 
unbeschriinkten  Han<)eim  auf  einaamra  Oehöflen  ansQseben.  (Die  iandw.  Concnmn 
Nordamerikas,  1887,  6.  lÜÜ.) 

*)  Andere  Besdcfanangen  sind:  SchinangiVermagBebillDnff  in  Sehletwig'Bolsieb 
und  Dänemark;  Commaisinuig,  Commassation  In  Oesterreich  nnd  Ungun;  in 
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des  Unteniebmens  nicht  sowohl  die  Zusammenlegung,  als  die 
SehaffuDg  ausreichender  Feldwege,  die  Sorge  für  eine  zweckmässige 

Gestalt  der  Einzelgnindstücke  und  die  jederzeitige  Zugänglichkoit 
«lerselben  in  den  Vordergrund,  so  spricht  man  von  Feldwegan- 
lagen oder  Bereinigungen  im  engeren  Sinne  (wolil  auch 
nach  dem  Sprachgehrauch  der  herzogl.  Nassau^schen  Gesetzgebung 
Consolidationen  genannt).  Die  ersteren  Untemehmtmgen  sind 
(seit  Erlassung  der  Gemeinheitstheilung  in  Preussen  und  ähnlicher 
Qesetze  in  anderen  nord-  und  mitteldeutschen  Staaten)  in  diesem 
Theile  Deutschlands  in  grossen  Styl  im  Lauf  dieses  Jahrhunderts 
zur  Austuhrurig  üi^kommen  und  bihlen  noch  iiuaier  eine  der  Haupt- 
aufgaben der  laiidwirthschaftliehen  Verwaltunir;  in  Süddeutschland 
dageg»M).  im  Zusammenhange  mit  dem  hier  vorherrschenden  hüuer- 
lichen  ^ttel-  und  Kleinbesitz,  hat  mau  mit  Bereinigungen  plan- 
massig  und  auf  gesetzlicher  Grundlage  überhaupt  erst  seit 
Mitte  dieses  Jahrhunderts  sich  hefasst  und  es  sind  dieselhen  im 
Wesentlichen  auf  die  hescheideneren  Unternehmungen  der  zweiten 
Art  beschränkt  geblieben,  d.  h.  es  haben  Zusammenlegungen  in 
L-^rüsserem  Umfang  nicht  stattgefunden  Erst  in  jüngster  Zeit, 
mit  veranlasst  durch  die  misslichoren  Arbeitsverhältnisse,  wird  auch 
hier  in  nachdrücklicherer  Weise  neben  eiü:ent1iehen  Feld we«^e anlagen 
auch  das  Zustandekommen  von  Zusammenlegungen  betrieben. 

Dabei  darf  man  übrigens  nicht,  wie  so  oft  geschieht,  über 
die  einfacheren  Unternehmungen  (Wegeanli^en),  bei  denen  Zu- 


Preu:i!>eu  und  HitteldenticUand  spricht  man  auch  von  .Special-Separation". 

(iotha'sche  Go^ftz  vom  5.  November  1853  definirt  die  Zusammcnlc^ning 
dahi»  *^  1 ) :  «ein  solcher  Umtausch  durcheinanderliej^ender,  verschiedenen  Besitzern 
lapehorijrer  Grundstücke,  durch  welchen  für  jeden  derselben  eine  möf^lichst  zusammen- 
liÄnp'nde  und  für  freie  Bewirthßchaftung  günstige  La<rc  seiner  Besitzungen  bezweckt 
vrird".  S(  Ii  litte  fa.  a.  <>.,  I,  S.  13  ff.)  bezeichnet  als  Zweck:  „auf  Aiitr;i<r  Alirr 
oder  cini*!>  durch  Gesetz  naher  Zu  stimmten  Theils  der  Interessenten  im  Weg»;  eines 
von  berufenen  Behßrden  nach  gegebenen  allgemeinen  Regeln  zu  leitenden  Verfahrens 
die  im  Gemengelage  befindliolieti  Grandstücke  einer  (iemarkunf^  bezw.  eines  Qe- 
marknngstheils  in  einen  oder  successive  in  mehrer»  m  .Ii  ?]  r  grosso  t'mlt-'^ings- 
bexirke  zusammenzufassen  und  das  durch  genaue  V  eriiiei»suug  inul  Honitirung 
ermittelte  SoUhaben  der  einzelnen  Interessenten  derselben,  nach  Abzug  iler  fftr  ge- 
sriBSchsflÜclie  Anlage  erforderlichen  Quoten,  in  wirthschaftlichen  Plänen,  d.  h.  in 
gef'irnr'ti'r  Fi^Tr.  Zugari^rliclik«  it  mit  Vorflut,  in  annähernd  gleichen  Bodenklassen^ 
snjgleich  bflreit  von  etwaigen  Servituten,  auszuweisen 

')  Wohl  aber  fanden  gütliche  Untemehmangen  vereinzelt  uach  dem  Vor« 
t;au>:  im  HochstiiI  Kempten  in  llterer  Zeit  In  dien  iMoaelibiurteD  Districten  von 
(»efterreich,  ßnyem,  Wlrltemberg  und  Baden  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhundert! 
und  ii;ini!>»  r  liinans  mannichfach  '^tnrt.  Fürstl.  Wii r/burgische  Landesverordnungen, 
welche  Zusammenlegungen  anregen,  schon  aus  den  Jahren  1586,  1626,  1725;  ähn- 
lidw  Anordnnng  für  Bayern  dnrdi  dai  knrlttrstl.  Mandat  3.  Juni  1762  gegeben 
iHaag,  a.  «.  O.,  8.  9),  okne  dass  indes«  seiir  Wirksames  cndelt  worden  wire. 
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sammenlegungen  gar  niclit  oder  doch  nur  in  untergeordnetem  Maasse 
vorkommen,  einfach  den  Stab  brechen:  fttr  die  Bflddeutschen Ter- 
hftltnisse  bei  einer  zahllosen  Menge  von  Parcellen  bedeutet  dii 

Zugänglichmachung  dieser,  unter  gleichzeitiger  Sorge  fftr  m» 
regelmässige  Gestalt  dorsell)»'!!  uinl  ihre  thinilich  .-.t  iikrecht»'  La?*» 
zu  den  Wegen,  schon  einen  wesentlichen  Gewinn:  auch  «larf  nun 
nicht  übersehen,  dass  für  die  kleineren  bäuerlichen  ßetrielM». 
nur  wenige  Hektare  und  darunter  umfassen,  die  Wichtigkeit  der 
Zusammenlegung  wirthschaitlich  weit  weniger  in  die  Wagschak 
fällt  wie  bei  den  grosseren,  auf  die  Bewirthschaftung  mit  fremden 
Arbeitskräften  angewiesenen;  es  kommt  hinzu,  dass  gerade  wieder 
in  Sfiddeutsehland  durch  ^e  Art  der  Bildung  des  Bodens  oft^ 
mals  ganz  ausserordentliche  Bonitätsunterschiede  selbst  auf  kune 
Entfernungen  sich  ergeben,  die  wiederum  einer  Zusaiinui^nlegim?. 
wenn  bei  letzterer  starke  Ausgleichungen  in  Geld  vermieviei.  w^^r-l^ii 
sollen,  grosse  Hindernisse  bereiten  ;  endlich  muss  man  beachlrn. 
dass  da,  wo  die  Freitheilbarkeit  der  landwirthschaftlichen  Anwesen 
durch  Gesetz  und  Sitte  eingebürgert  und  eine  Aendenmg  dieses 
Erbrechtssystems  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht  in  Ao»- 
sicht  zu  nehmen  ist,  eine  Zusammenlegung  der  einzelnen  Parcelkn 
doch  nur  eine  Maassregel  „auf  Zeit"  wäre,  deren  vortheilhaft^ 
Wirkung  bei  den  nächsten  Erbtheihuigen  sich  wieder  veriluchtigen 
müsste.    Bei  allem  Dem  darf  zugegeben  werden,  dass  man  bis  in 
die  neuere  Zeit  der  Stimmung  in  den  betheiligten  bäuerlichen  Krpi^f'n 
vielleicht  mehr  Bechnung  trug,  als  gerade  nofhwendig  war  und 
auch  da,  wo  wegen  des  Vorkommens  mittlerer  und  grösserer  ])äuer- 
lieber  Anwesen  Zusammenlegungen  in  stärkerem  Umfang  rätblicb 
erschienen  wären,  auf  solche  nicht  mit  dem  nöthigen  Nachdruck 
hingewirkt  hat 

Es  darf  liier  wohl  auch  die  Bemerkuiijr  ani^ijfügt  werdeu,  wie  sehr  die  donh 
greifenden  7iis;unmcnlefninfren  in  N  nddeutschlaud  den  kleiiUMiMi  Lruteii  den  Erwert 
von  Unmd8tin,küij;ir(elleu  ersciiweieix,  ja  uumügUcli  machen;  die  „innere  Colon» 
sation**  io  den  ostprt.usaischeii  Provlnseii,  von  der  im  folgenden  Kapitel  so  red« 
ift,  wfirde  sehr  \iel  leichter  sich  Tolloefaen  können,  wenn  man  es  nicht  vorwiep^n^i 
mit  arrondirten  Gntskoiuph'xen  zu  thiin  hätte.     Die  Leichtigk«'it   dis  Boden 
erwerbs  in  i^üddeutechlaud,  daä  Emporrückeu  des  besitzloien  Tagelühuert«  so  eiuea 
wenn  aneh  beadieidenen  ^Stellenbesitaer"  ist  dock  nur  dnrch  den  ^StreabcsHs'^  m> 
wesentlich  erleichtert,  ein  social  nicht  zu  uutenchfttatender  ('csichtspunkt!  Auf 
Srhwieriprkcit.  welche  einer  weitgehenden  Zusninmenlegnng  der  bäuerlichen  (rrvMiV 
stücke  im  Süden  Deutschlands  (wegen  der  liouitite-  und  Anbau  verschieden  heiteu 
entgegensleken,  hat  auch  t.  Helfe  rieh  auf  der  WanderverBammlaug  Ba^-rischer 
Landwirthe  Octobw  1884  aafinerkaam  gemacht. 

3.  Auf  der  untersten  Stul'e  der  Vollkommenheit  pflegen 
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Bereinigungen  dann  zu  stehen,  wenn  die  Betheiligten,  ytutt  den 
gesetzlichen  Weg  der  Durchtfihrung  zn  beschreiten,  diese  im 
gfitlichen  Wege  herbeiführen.  Olleusichtlich  ist  ein  soklies, 
auf  gegenseitigem  Einverständniss  beruhendes  sog.  gütliches  Ver- 
fahren überhaupt  nur  bei  Unternehmungen  kleinster  Art  möglich; 
denn  sobald  eine  grossere  Anzahl  von  Gnmdstfleken  und  zahlreiche 
Eigenthfimer  in  Frage  stehen,  ist  die  freiwillige,  ausdraekliehe, 
rechtsgflltige  Zustimmung  Aller  kaum  zu  enreiehen.  Beim  gfitlichen 
Verfahren  ist  man  aus  diesem  Gnmde  hftufig  genöthigt^  die  Be- 
reinii;img  nur  eiüzelner,  besonders  dringlicher  Geniaikungstheile 
in  Behandlung  zu  nehmen,  was  schon  aus  dem  Gnmde  nachtiieilig 
ist,  weil  kleinere  Bereinigiuigen  erfahrungsgemäss  verhältnissmässig 
theuerer  zu  stehen  kommen,  als  grossere.  Hierzukommt  dass  Mangels 
einer  sachTerstftndigen  Leitung  und  Controle  die  Ausführung  meist 
mangelhaft  erfolgt  und  dass  zur  Vermeidung  von  Streitigkeiten 
bSnfig  auch  unzweokmftssigen Anträgen  Einzelner  stattgegeben  wird; 
die  neuen  Feldwege  werden  zur  Termeidung  von  Besitzesändernngen 
bald  auf  die  bestehenden  iinregelmässigen  Gewanngrenzen  (d.  h. 
in  srebruciieneu  Linien)  angelegt,  bald  durchsclmeiden  sie  die 
«rnindstücke  in  unwirthsclialtlicher  Weise  oder  endigen  als  Sack- 
wege; häufig  bleiben  Anwendäcker  und  sog.  ünlbrmen  (Schlüssel- 
äcker, Spitzftcker)  bestehen.  Erfüllen  dann,  wie  meist  diT  Fall, 
derartige  mangelhafte  und  gleichwohl  kostspielige  Bereinigungen 
die  daran  geknflpften  Erwartungen  selbst  nicht  in  bescheidenem 
Grade,  entstehen  gar  hinterher  Streitigkeiten  unter  den  Be- 
theiligten mit  dem  Gefolge  theuerer  Processe,  so  wird  aus  solchen 
Vorgängen  nur  zu  oft  ein  ungünstiger  Schluss  auf  die  Unter- 
nehmungen der  in  Rede  stehenden  Art  überhaupt  gezogen  und  auch 
<las  gesetzliche  Verfahren  in  weiterem  Umkreis  mit  Misstrauen 
behandelt.  Desshalb  sollten  die  landwirthschaftlichen  Behörden  den 
sog.  gütlichen  Unternehmungen  jedwede  Unterstützung  versagen, 
mdiinglich  vor  denselben  warnen  und  hei  jedem  Anlass  die  Be* 
theiligten  auf  den  gesetzlichen  Weg  zu  yerweisen  sich  bemühen 

§53.  Wirthschaftliche  Würdigung  der  Bereinigungen. 

Als  w  esentliciistes  Merkmal  der  von  der  Mehvzalil  der  deutschen 
StuDune  festgehaltenen  Besiedelungsweise,  die  in  der  „Gewami- 

^  Vjjl,  Bncheiiberger-Ptaff,  Das  bud.  Gesetz  über  die  Vcrbesseniiig  der 
f «UeiBtheUw«,  1887,  8.  47. 
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Yerfassung  der  Hufe**  zu  Tage  tritt  (§44),  ist  die  Gemengelage 
der  Grundstficke  und  die  Wegelosigkeit  eines  mehr  oder 

mindor  Lrrossen  Theils  derselben  bezeichnet  worden,  woraus  mit 
Nothweiidii^koit  zahlreiche  Dieustbarkeiten  in  Form  Ton  Ueber- 
f  a  brtsr  (>  ch  te  n,  femer  eine  gewisse  gomoinsamo  und  irleichßr- 
mige  Art  der  Felderbostellung  (Flurzwang)  und  die  gemeinsame 
Nutzung  der  abgeernteten  Flächen  (Weiderechte)  sich  ergeben 
musaten.  Und  zwar  fallen  die  Gebiete  dieser  eigenthümlicben  FIih- 
yerfassung  und  dieses  besonderen  Flurechts  wesentUch  mit  jenen 
zusammen,  in  denen  die  Ansftssigmaebnng  in  DMem  erfolgte;  eine 
Ausnahme  machen  nur  jene  langgestreckt  n.  nieist  in  Gebirszsthälem 
vorkommenden  sog.  üebergangsd^^rfer.  bei  dinen  die  Aufthrilunjr  «i*** 
Landes  meist  in  einem  einzigen  Streifen  (vom  Thal  aufwärts  bis  zur 
Höhe  des  Berges)  erfolgte  (sog.  Wald*  oder  Uagenhufe),  welche  B«- 
siedelungsweise  flbrigens  mut  mut.  späterhin  auch  bei  der  Coloni- 
sirung  der  nördlichen  und  nordöstlichen  Marschgegenden  violfaclie 
Verbreitung  fand^).  Bei  den  in  dem  vorigen  Jahrhundert  einsetzen- 
den Bemflhungen  auf  Hebung  der  Technik  des  Feldbaues  und  der 
Viehzucht  und  auf  die  Steigenuig  der  Bodenerträgnisse  stand  di<» 
Beseitigiuig  der  aus  der  Gemengelage  und  der  Wegelosigkeit  fl*»r 
Gnmdstücke  für  den  Betriel)  ^ieli  ergebenden  Schwierigkelten  uml 
der  anderen,  dieser  Flurverfassung  entspringenden  Belädtigungeu« 
neben  der  Befreiung  des  Onind  und  Bodens  von  dem  Bann  grundheir* 
lieber  Lasten,  linter  den  Aufgaben  der  Landescultur  in  vorderster 
Beihe  und  ein  warmes  Eintreten  fftr  ein  thatkrftftiges  Vorgehen  auf 
diesem  Gebiet  findet  sich  gleicherweise  in  den  Schriften  der 
kameralistischen  Schule  wie  in  den  zahlreichen  agronomisch«» 
Werken  jener  Zeit  und  es  nehmen  die  Er?^rtenmgen  gerade  flb*>r 
diesen  Oeir^Mistand  auch  in  den  landwiiüisehaftlichen  Sclirifteu 
dieses  Jahriiuuderts  oineu  besonders  breiten  Kaum  ein  Die  vor- 
gedachten Belästigungen  mussten  selbstredend  da  mit  besonderer 
Scli&rfe  sich  geltend  machen,  wo  zu  der  Gemengelage  und  der 
Wegelosigkeit  in  Folge  von  Erbtheilung,  Verkauf,  Schenkung  eine 
weitgehende  Zerstückelung  der  ehemaligen  Einzelhufenbestand- 
theile  getreten  war. 

Bflueilceiifwaräie  Angalteii  Qber  weitgehende  BeBitsserstftckelong  finden 
dch  in  den  Berichten  fiber  die  »bttnerHcben  Zustände  inDeotschUnd",  von 

*)  Keitien,  Boden-  nnd  landw.  VerhiltniMe  d.  Preote.  Stuts,  I,  8.  867. 
*)  Eine  Uebersiclit  fiber  die  iltere  LiteraUar  M  Ran,  Anm.  b  su  §  98. 
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deoen  einige  hier  folfifen:  In  S  a  clisen-Mfiningen  ging  rli^  Theilunp  der  Oüter 
Terdn?:flt  bis  zu  '/^,,  d»T  iii>j)riin}2;lit'hfu  (Jrtisse;  1  Gut,  kaum  2  Morgen  gross, 
bestand  aus  15  und  mehr  uiuzciueu  Acker-  und  Wiesstücken.  Die  Flur  Leuters- 
dorf mit  im  Omumh  886,9  ha  hatte  (1888)  bei  76  Haushaltiiigai  7786  PanwUen. 
(\.  S.  10.*  —  In  dnigen  Beaikeu  des  <ir()s^h.  Sachsen  Wc-imar  kommen  auf  1ha 
\'?>.].2  rariellen  (T,  S.  30).  —  In  llej^.  Kassel  /ertallen  bäuerliche  (iüter  von 
io— 15  ha  in  verschiedenen  Gegendeu  iu  2U0— ÜOü  einzelne  Stücke  und  die  „Uebel- 
msde  einer  devartigen  Zerfplitlenmg  werden  dorch  das  in  allen  uneepaiirten  Oe* 
markungen  bestehende  System  der  T^eberfihrt  nnd  Wenderechte,  der  Koppelhiitunn^ 
und  der  (rebundenheit  m\  eine  bestimmte  Fruchtfolge,  m.  a.  W.  durch  die  Gemenge- 
Hirtlucbatt  zur  Unerirngiichkeit  getjUjigert"*  (I,  S.  123).  —  In  Dor%emeinden 
Mf  dem  holien  Tannne  ist  «e  niehts  Seltenes,  dass  die  ffi&lfte  aller  Farcetlen  einen 
geringeren  Umfang  als  5  a  aufweisen  (T,  S.  153V  In  manchen  Gebirgsfregenden 
di'T  Khein  prnvinjs  ist  es  sprüchwürtlicl»,  dass  die  „Wiesen  die  Gnisse  eines 
B«ftituchü  haben' ;  die  Grösse  der  Ackerparcellen  schwankt  zwischen  3 — 6  ar  (I^ 
8. 198).  —  Im  Kreiee  Xersig  „niehta  Seltenes,  dass  BesilMr  Ton  1—2,6  ha  18— SO 
Parcellen  haben:  besonders  trostlr,^  die  Zerstückelung  des  Wiesenbesitzes  (1— 5  ar), 
wo  jede  Melioration  unmöglich,  in  Kol^e  dessen  dann  auch  überall  Versumpfung 
oder  Dürre,  Binsen,  Schachtelhalme  und  Heidekraut il,  i>.  VM).  In  den  Motiven 
nun  ZnsammealegiwffSfeaets  für  die  Khein  lande  wird  (8.  13)  die  Gesammtsabl 
der  Acker-  und  Wiesenpareellen  zu  7,5  Millioncii,  die  Durchschnittsrrrösse  einer 
Parcelle  ant  8.7  ar  angegeben.  -  Im  Di!?trict  M  arktheidenfeld  i  Ihiterfranken) 
sind  12712  Tagewerk  34  ar/  in  1(>4(>U0  l'arcelleu  getheilt  ^,111,  8.  116;;  im 
Besirk  Mnllrichstadt  (an  der  Rhdn)  hat  nach  dem  Berichterstatter  die  Parcellfarnng 
und  Gemengelage  „einen  theihveise  uuf^laubliehen  Grad  erreicht";  im  Durchschnitt 
von  35  Gemeinden  kommen  nvA'  eine  l'lannummer  (),24()  Ta;j:ewerk  und  auf  die 
Haushaltung  17  Tagewerke  mit  70  Plannummern  oder  Purcellen  (III,  Ü.  183  ff.)« 
Für  dfo  Regieraagsheaiike Unterfranken  nnd  Aschaffenbnrg  flherhanpt  wurde 
l^TP)  die  Zahl  der  Parcellen  zu  33()42(X)  ermitfelt  nnrl  eine  Parcelle  maass  im  Durch- 
.V  Ittiitt  nur  U,38  Tagewerk.  i  Haaj^,  a.  a.  O.,  6.  20.)  Gau/  un^-iinstig  geierreue 
(truutlsiucke  werden  nicht  selten  unbew^irthschaftet  gelaüüeu;  manche  will  üogar 
sichenknn^sweise**  Niemand  übernehmen,  es  entstehen  sog.  herrenlose  Oäter, 
die  von  ihrem  Herrn  derelin(|uirt  dem  Aemr  "nf  illm  ;  \u\  Jahre  1S81  waren  im 
Bezirk  115  solcher  iierrenlotier  Grundstücke  vurhuudeu  im  Maassgehalt  von  zusammen 
7Jj9  ha:  die  Zahl  der  ausser  Betrieb  stehenden  Grundstücke  ist  um  Vieles  grösser. 
(Biuerl.  Zustände  III,  S.  187.)  —  In  Württemberg  hat  die  Gemarkung  Oeschel- 
bnmn  bei  776  ha  Feldfläche  0^43  Parcellen,  es  ist  also  1  Parcelle  durchschnittlich 
11  a  gross.  -  Nach  dcMi  Badischen  landwirthschaftlichen  Erhebun<ren  heträ<rt 
iu  der  Gemeinde  Sindolsheim  bei  einer  Gemarkungsfläche  von  1591  ha  die  Zahl 
der  Peroallen  13000,  die  Dnrchschnittsgrösse  der  Parcellen  mnd  12  ar.  In  Der- 
tiiiü'''n  in  Baden  wurde  gelesrentlieh  der  Erlassuufr  des  Feldbereinigtinfrs^T'^setzes 
voD  1856  festgpstelU,  dass  18  Morgen  2  Viertel  (6,6  ha»  Krautland  in  ungefähr 
lUÜO  Stückchen  zertheilt  war  und  auf  einen  Eigenthümer  14—1.5  solcher  Stückchen 
entfielen.  Solche  Beispiele  Hessen  sich  ins  Endlose  vermehren.  —  üeber  „die 
fnorme  Zersplittening  des  herrschaftlichen  und  bfioerlichen  Besitses*^  in  England 
ÜB  Mittelalter  siehe  Nasse,  a.  a.  0.,  8.  3S^. 

B«'i  der  W ü r  «1  ii^ ii  der  w  i  rt  lischaftlichen  Be- 
deutung der  Bereinigungen  kommen  nameutlich  die  folgenden 
Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Kosten  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  steigen  in 
<iem  Maasse,  als  dio  Gnmdstücke  an  Grösse  abnehmen,  an  Regel- 
mä8«iprkeit  der  Form  einbüssen  und  in  wachsender  Entfernung 
u>n  dem  Betriebsbesitz  (den  Wirtlisciiafts-  und  Oekonomiegebäuden) 
sieb  befinden,  wobei  zu  beachten  ist: 
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a)  .1o  kleiner  die  EinjMiljjrundstiiLke  stntl.  um  »o  mehr  zersplittert  sich  die 
Arbeit  und  um  so  miihevotler  gestaltet  sich  die  Aufdclu  des  Betriebsluiters,  um  m 
weni^r  kann  die  ArbeitaMit  (wehren  der  Mothwendifkeit  liiufigeraa  Üebeisngs 
von  einem  Grundstück  zum  anderen)  gut  auagenntet  werden;  je  grösser  dieselbiB, 
um  so  mehr  kann  mit  der  Arbeit  und  den  Znplhieren  haushälterisch  verfahreu.  dis 
Geschirr  geschont  werden,  lassen  sich  auch  arbeitssparende  Maschinen  ^tSae-,  MÄbe-. 
Emtenuuichinen)  mit  Krfblff  anwenden;  auf  kleinen  fiinnelgrnndstficken  erireben  si^ 
femer  bei  deren  ü  .  i  l  i  it  stdrende  Zeitverluste  schon  wegen  des  öfteren  rmdrtlieas 
der  (ieräthe  an  dt>u  Kopienden  sowie  \vHir,Mi  der  erfonlerlich  werdenden Ciuerb«arb»-itine 
der  meist  ungleich  breiten  Gruudsiucke  au  deren  2:>chmalseite  (Angewände,  Anwaud) 
sowie  in  Folge  der  mit  der  Hand  aneenfBlirenden  BeeteUtingsarbdten  der  von  4w 
Bearbeitung  der  Anwand  nicht  erreichten  Ecken.  Sehr  nachtheilig  ist  auch  der 
mit  der  Kleinheit  der  (trundstücke  sich  stei^-enide  Verlust  h?i  Land  bezw.  F.txne 
durch  die  Grenz  furchen.  Von  A.  Krämer,  im  llaiulbuch  der  ge^  Luid- 
wirthschaft  I,  8. 196  ff.  wird,  in  der  Annahme,  dasa  eine  Grenxfhrehe  SO  cm  hfritwt, 
dw  Fnrcheninhalt  eines  (tmndetäGka  in Beehtoddbrm  (Verhältuiss  von  5:1),  w^ca 
dieses  5  ha  misst,  auf  ().4.H"  'o.  wenn  es  25  ar  misst.  auf  2,lo"/o  der  Gesauimtüiicbr 
berechnet;  auf  1  ar  betragt  die  L»änge  der  Greuzfurche  bei  einem  Gniodatück  vo& 
5  ha  nnr  2,40;  hei  einem  aolchen  yon  2b  ar  dagegen  10,76,  hei  cinm  Bolchen  vm 
10  ar:  16,97  m.  Ebenda  wird  eine  BerechnoBg  Ton  .1.  Pohl,  landw.  Betrieb»>Iehir, 
angeführt,  wonaeh  der  Zeitverbist  filr  •/weiinn!ipr<">  l'Hüj;en.  tTiTifinaIi;res  Vt^^ 
und  Walsen  nud  einmaliges  Drüien  pro  ha  berechnet  wird:  bei  einer  L^nge  de» 
GnmdatScka  von 

50  m  und  einer  Breite  von  50  m  auf  21,81  M. 
öOm  «  «  ,  ,  30m  „  27,47  M. 
aOm   ,      n      „      „    aOm   «   40,91  M. 

b)  Nicht  minder  atOrend  nnd  koatenverthenemd  wirkt  die  ttnreK«liniHige  For» 

der  Grundstücke,  weil  die  Bearbeitung  des  Ackerlandes  streifenweise  geschieht,  die 
bei  der  lU  arbeitung  entstehenden  Streifen  parallele  Längsgrenze  liaben.  t:tid  wril 
desshalb  nur  dann,  wenn  die  Seiten  des  Ackers  ebenfalls  parallel  verlauleu.  ein 
wiederholtea  Kehren  nnd  Wenden  Termieden  wird;  die  quadratische  oder  doch 
die  rechteckige  Form  der  Gmndatttcke  tat  daher  die  vortheUhafteste. 

c)  Die  aus  der  Kleinheit  und  der  Unregelmässigkeit  der  Fonn  der  Grundstock» 
entspringenden  Nachtheile  potenziren  sich,  wenn  diese  ({rundstücke  entfernt  vom 
Wirthschaftshofe  gelegen  sind,  da  mit  der  wachsenden  iiiutfemuug  erhöhter  Ztit- 
Terlnat  aich  ergiebt  und  der  Aufwand  Ar  Aufaicht,  für  die  Arbeiten  der  Beatdlung  and 
Ernte  wuchst  und  Kwar  um  so  mehr,  je  ungünstiger  an  sich  die  Besohaffenlicit,  iaAt- 
sondere  dieSteifrun^'sverhältnisse  derWepre  f^ind.  Vergleii  hende  Berechnnnjren  enjT^n. 
dass  mit  den  wachsenden  Entfernungen  durch  die  Meliruug  der  Arbeitskosieu  liex 
Rohertrag  verhftltniaamlaaige  Jjßndemng  erfthrt  nnd  daaa  bei  einer  bestimmten  Eat> 
fomung  der  letztere  durch  den  erhöhten  Arbeitsaufwand  Töllig  verschlungen  weidra 
kann.  Hierauf  beruht  es,  dasg  bei  sehr  «rmssen  Gemarkungen  die  aii  der  (trenw 
gelegenen  Grundstück«  so  häutig  entweder  gar  iiiciit  mehr  iu  rege  1  massige  Be- 
stellung genommen  werden,  sondern  gfinatigaten  Falls  auf  Fntterertnig  genntst  mdes, 
ungünstigsten  Falls  (bei  geringer  Bodenbeschaffeiiheit)  als  {>eduiif,'en  liegen  bleiWn 
nnd  etwa  nur  dun  Ii  Schafe  ausgenutzt  werden  oder  dass  die  Besit?.er  solc  Jnr  eni- 
legeneu  Grundstücke  sich  derselben  zu  Gunsten  nähergelegener  Bewohner  anderer 
Gemeinden  (aS^.  Auamirker)  ent&nsseni;  femer  dass  bei  groaaen  Gntsarealen  ao  oft 
die  Nothwendigkeit  hervortritt,  auaaer  d«n  Haupthof  noch  Nebenböfe  (Vorw«ke> 
einzurichten.  Vgl.  hiezu  A.  Krämer,  a.  a.  <).,  S.  204.  wo  tn?;besondere  anf 
bezüglichen  Berechnungen  vonThünen  [Der  isolirte  Staat  in  Bezug  auf  Landmna- 
schalt  und  Nationalökonomie,  1875]  und  fthnliche  Berechnnngen  Ton  A.  Block  uad 
Klee  mann  vennesen  wird.  Nach  Block  erhöhen  sich  die  Kosten  der  Bestellasf 
bei  je  376  ra  Entfernung  der  Grundstücke  um  je  l.iiG^f„  [die  llandarheitskn^ffm  irm 
47gJi  so  dass  bei  4S\^  Entfernung  vom  Gehöfte  die  BesteUuugskosten  den  Hein* 
ertrag  gUnzlich  anfitehren  und  wenn  die  Entfernung  über  7532  m  ist,  der  Ackerliaa 
selbst  bei  gutem  Boden  nicht  einmal  mehr  die  Zinaen  vom  Werth  der  Oebiade 
und  des  luventarinma  trägt. 
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2.  Wo,  wie  meist  der  Fall,  die  im  Gemenge  liegenden  Grund- 
stficke  nicht  durchweg  durch  Wege  zugänglich  sind,  sind  der  B  e « 

nfitzungsfreiheit  des  Grund  und  Bodens  sehr  enge  Schranken 
irt'zogen.  Hat  auch  der  frühere  rechtliche  Flurzvvang,  d.  h. 
die  von  Gemeindowegen  angeordnete  Art  der  Incnltumahme  und 
Keihenfolge  der  Einzelarbeiten  zu  bestehen  aulgehört,  so  ist  doch 
in  Folge  dieser  Wegelosigkeit  der  Zustand  eines  thatsäch  liehen 
Flnrzwangs  bestehen  geblieben,  darin  sich  äussernd,  dass  auf 
zahhreiehen  Schiftgen  die  Grundbesitzer  in  Folge  der  Unmöglich- 
keit des  ungehinderten  jederzeitigen  Zutritts  zu  den  Grundstöcken 
zur  Einhaltung  derselben  Art  der  Anblttmung  ihrer  Felder  ge- 
nüüiigt  sind.  In  Folge  jener  Wegelosigkeit  müssen  also  ins- 
besondere jene  Culturen  kümmern,  die  eine  Bearbeitung  ^vährend 
der  Vegetati«'n  erfordern,  und  ebenso  jene,  bei  denen  die  Zeit  der 
Aberntunsr  mit  der  der  vorherrschenden  Gewächsart  nirht  sich 
deckt,  vor  Allem  also  die  meisten  Handelsgewächse  (Tabak,  Hopfen, 
Zuckerrüben),  die  danach  nur  an  bestimmten,  vielleicht  nicht  ge- 
rade immer  günstigsten  Theilen  der  Feldflur  angebaut  werden 
können.  Ganz  besonders  sind  hier  aber  die  kleeartige u  Ge- 
wächse zu  nennen,  n  u  Anbau  in  weiterem  Uniiung  an  der  Un- 
zugänglichkeit vieler  <Tnmdstücke  ebenfalls  scheitert,  obwohl  die 
^teigende  Bedeutung  der  Viehhaltung  und  die  Liunstigeii  Wirkuniien 
•lieser  Gewächse  als  Stickstoffsammler  auf  die  Nährkraft  des  Bodens 
doch  gerade  die  Ausdehnung  des  Ackerfutterbaus  besonders 
wünschensverth  und  dringlich  macht;  auch  kommt  gerade  bei  den 
Kleearten  in  Betracht,  nicht  bloss  dass  sie  nur  auf  bestimmten 
Bodenarten  gut  gedeihen,  sondern  auch  auf  den  ihnen  zusagenden 
Böden  doch  einen  häufigen  Bodenwechsel  erfordern,  wenn  der  Er- 
trasr  »in  betriedigender  bleiben  soll  (Kleemüdigkeit),  dass  dieser 
Weeli<t'l  whvr  wiederum  in  der  rn/ngänglielikeit  der  dazu  an  sieh 
iieei<rneteü  Ackerstücke  ein  Hinderniss  findet.  Der  Stillstand  oder 
poi  der  Bückgang  in  der  Thierhaltimg,  die  ungenügende  Düuger- 
eneugung,  die  in  Folge  hierin  eintretende  wachsende  Verarmung 
des  Bodens  mit  steigenden  Anzeichen  eines  systematischen  Baub- 
baus  sind  daher  bezeichnende  Erscheinungen  der  Gegenden,  in 
denen  die  besprochenen  üebelstände  der  Unzugänglichkeit  eines 
Theils  der  Felder  mit  besonderer  Scliärfe  her\'ortreten.  Die  höchste 
Il-iit*-  kann  offenbar  inu'  da  erzielt  werden,  wo  die  Individualisirnng 
m  der  Bewirthschaftung  der  Einzelgutsbestandtheüe  in  vollkommen- 
ster Weise  durchführbar  sich  erweist,  wo  also  die  volle,  nicht 


Digitized  by  Google 


314 


Kap.  DL  Dm  Politik  im  TMiiiwiilfr 


bloss  rechtliche,  sondmi  auch  wirthschaftlich-technische 
Terfllgungsfreiheit  Aber  den  Gnind  und  Bodea  gewährleistet  ist 
Je  mehr  die  Anfordeningen  an  die  ProdiMtioiistecliiiik  steigen, 
tun  dem  Boden  die  höchsten  ErtrS^isse  abzugewinnen,  um  so  qh- 

gereimter  »ni'l  widerspruchsvoller  \^\tA  ein  Zust  ;; -u  bei  deiu  *i(  r 
Einzelwirth  in  ft<»inen  wirthschaftÄ-technischen  Lutschliessunsren 
von  den  Nachljani  abhängig  ist;  um  s«»  wi»  btiger  wird  es,  aus  den 
Bann  dieser  gegenseitigen  Abhang^igkeit  den  Einzelnen  zu  losen, 
d.  h.  an  Stelle  der  wirthschafüichen  Gebundenheit  des  Betriebs, 
wie  er  fllr  das  ganze  Mittelalter  bis  in  dieses  Jahrhundert  charak- 
teristisch ist,  für  diese  Zeit  auch  bei  den  geringen  Anforderungen 
an  die  Rente  des  Bodens  ertraglich  war,  die  Möglichkeit  freiester 
Verfflcniner  in  wirtlisrhatts-technisclipr  Hinsicht  zu  setzen.  Erst 
diinn  können  auch  die  Fesseln  der  alt^n  DreitVlderTvirtiiscliaft  ab- 
gestreift und  zu  rationelleren  Betriebssystemen,  insbesondere  also 
zu  bestimmtem  Fruchtwechselsystem,  der  Uebergang  gefunden  wer- 
den (vgl  g  8)»). 

Wird  Ai'Y  Man;r»  l  an  Fclilwep-cn .         häufig,  durrli  „  S  c  h  l  r- i  f  w  ege  *  ru 

ersetzen  g-esiu  ht  od»  !  Ix  liilft  man  >i(  }i  mit  dem  sog.  ^  Trit t-Ci'repp-,  K er  h  t  "*  d«* 
Kecht,  mit  dem  l'tlug  aui  dem  uui>tusäouden  Grundstück  unizuwenden  und  diti  Zu^- 
thiere  auf  dagselbe  treten  zu  laü^en),  so  wird  liierdorcb  nicht  nur  Maoeberlei  Ter« 
(lorln-n,  «inndfm  e>  ist  damit  auch  eine  Quclh:*  /.u  htständi^rm  >!treitigkeiten  er- 
öffnet. JJie  so  oft  gehörte  i-linwendung,  dass  mau  keine  Bereiiiiguug  w«>n«>.  nm  den 
Frieden  in  der  Gemeinde  nicht  zu  stören,  ist  daher  völlig  verkehrt^  iudeiu  geraule 
die  Hereiuigimif  das«  dientf  die  IrgerüchMen ,  aus  dem  gewoliii]ieitsini«ageB 
Kachbanecbt  estapmiigeiien  ]iisshelUg£eiten  endgültig  sn  beseitigen. 

3.  Ein  nicht  geringes  Hiuderniss  bietet  endlich  die  Gemenge- 
bge  der  Grundstücke  auch  der  planmässigen  Durohffthnmg  durch* 
greifender  Bodenmeliorationen,  namentlich  der  so  wich- 
tigen Ent-  und  Bewässerungen,  und  ein  nicht  zu  unterschätzender 
Gewinn  der  in  Rede  stehenden  Unternehmungen  besteht  daher 
aucli  Lionide  darin,  dass  mit  der  ProjectiruiiLr  des  neuen  Wegenetzes 
in  der  Kegel  aucli  eine  suh  he  eines  rationellen  Graben  netz  es 
verbunden  wird.  Dies  ist  nun  abermals  wieder  prerade  für  die  Futter- 
erzeugung von  grösster  Bedeutung,  da  noch  immer  viele  Wiesen 


^)  üeber  den  ZiuuuiuDenbiuig  der  BereinigungeQ  mit  der  Möglicbkelt  weitgehen- 
der Productionssteigernng,  insbesondere  mit  der  Möglicbkeit  der  Erweiterani;  dee 

KliM  l>:it:^,  (h's  AiiltatTJ  vnn  Iliimh'ls^'i'Wiichsi'ii ,  aber  mu  l!  flor  Mü^rHchkt'it  der  T'm- 
WHiiUluug  von  bostimmteu  Culturarten  in  andere  (^Wald  lu  Feld,  unerträgliche  Feld- 
■tücke  in  Wald),  «ehe  wieder  die  eingebende  Darstellung  bei  Schlltta,  a.  a.  (lu 
1.  Hd.,  S.  47  ff.,  woselbst  auch  zahlreiche  Vcrwiisiuifr«  !!  auf  landw.  techm«cbe 
Fachschriften.   Femer  W.  Zeeb,  Die  Feldbereinigung,  lti86,  &  l  C 
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an  stauender  Nftsse  leiden  und  desshalb  nur  schlechte  (saure) 
GrSser  und  Sumpfpflanzen  erzeugen,  andere  wieder,  wegen  un- 
genügender Durchfeuchtung  in  der  Hauptzeit  der  Vegetation,  un- 
sichere Ertrairnisso  abwerfen.  Zahlreiche  Beispiele  zeicron,  dass 
von  dor  Mr\i[,'lichkeit,  mit  einer  Bereiniirunir  der  Gemarkung  auch 
iii  den  wasserwirthschaftlichen  Verhältnissen  Wandel  zu  schaffen, 
d.  h.  für  eine  ordentliche  Vorfluth  zur  Femhaltung  von  Ver- 
sumpfungen einzelner  Gnindstflcke  und  fflr  eine  plangerechte  Ver- 
tbeilung  des  Wassers  zu  Wftsserungs-  und  Ddngungszwecken  zu 
sorgen,  TOn  den  Betheiligten  gerne  Gehrauch  gemacht  und  der 
Xutzen  der  Bereinigungen  durch  diese  Ausdehnung  auf  das  Gebiet 
der  Bodenmelioratioii  ein  besonders  augentalliirer  -wird. 

4.  Die  Kosten  der  Unternehniungeii  pflegen  meist  nicht  ge- 
rade gering  zu  sein  und  die  Güte  der  verwaltungs- technischen 
Organisation  des  Bereinigungswesens  wird  sich  daher  namentlich 
auch  darin  zu  beweisen  haben,  den  anzustrebenden  Erfolg  mit  dem 
im  gegebenen  Fall  geringstmöglichen  Aufwand  herbeizufQhren;  in 
welcher  Beziehung  im  Anfang,  bei  noch  nicht  hinreichender  Yer- 
trautheti  namentlich  der  technischen  Vollzugsorgane  mit  ihrer  Auf- 
i:abe  und  bei  dem  Be^itreben,  denkbar  Vollkommenes  zu  leisten, 
manchmal  zum  Schaden  der  Sache  gefehlt  wurde.  Von  solchen 
Ausnahmetallen  abgesehen  zeigt  die  Erfahrung,  dass  aueli  unter 
Berücksichtigung  selbst  anscheinend  hoher  Kosten  der  Reinertrag 
der  Felder  auf  bereinigten  Fluren  eine  Steigerung  erfährt,  die  in  dem 
oft  geradezu  überraschenden  Anziehen  der  Bodenwerthe  bereinigter 
Gnindstflcke  beredten  Ausdruck  erhält,  wie  denn  bekanntermaassen 
auch  der  kleinste  Bauer  den  Werth  der  Zugänglichkeit  eines  Grund» 
Stücks  oder  seiner  besseren  Arrondirung  sehr  wohl  zu  würdigen  weiss. 
Aber  die  vielfältigen  psychologischen  Widerspniche.  welche  so 
häufiir  die  Wirthschaftsgebahrung  der  LandlH-volkerung  kenn- 
zeichnen, treten  nun  auch  gerade  darin  zu  Tage,  dass  dieselben 
Landwirihe,  welche  einer  Bereinigung  am  meisten  widerstreben, 
selbst  die  ungeheuerlichsten  Kaufpreise  bei  Grundstflcksankäufen 
nicht  scheuen,  wenn  damit  eine  bessere  Arrondirung  oder  Ver- 
grOsserung  einer  Parcelle  erreicht  werden  kann. 

Ton  Westpliml«!!  wird  berichtet,  daas  die  Banem  ^vielfach  zu  mlBStrauiscIi, 

zn  wenijr  intelligent  seien,  um  den  fjrosson  Nnt/en  der  Vorkoppelnnfr  einzusehen; 
Jfrii  r  mikhle  wohl  den  Ix  iiik  liliarien  .\(  k(  r  st  in  nennen,  nicht  aber  das  eigene 
(jniiitibiuck  wieder  abgeben'*.  Um  üo  eiliiger  wird  die  (»elegenheit  ergriffen,  zur 
ArroadinuiK  benaclilMurte  Pareellen  aazulcatifeii,  freilich  häufig  zu  übermässig  hohem 
Frais  (Binerlicbe  Znstftnde  in  Denticlilaiid,  U,  S.  3);  wie  denn  anlttssUch  der  Be- 
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rathung  des  ZuKammenleg'ungsgPüetzes  für  die  Rlieiup rovinz  massenhaft  Petirionea 
aws  1»HH(M  li(  liL'ii  Kreisen  (uiit  70— WMKK)  rntcrscliriften  bedeckt  '  pp^ren  das  Ge><LU 
bei  dem  i'reuss.  Landtag  eingelaufen  sind  (^Bericht  der  Xler  1 'onimii»sion,  Drsdi- 
nclien  No.  71  Ton  1885). 

In  Bezug  auf  die  Kosten  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 

Die  Hölie  derselben  ist  im  Wesentlichen  abhäneig  von  den  be- 
sondi'iM'ii  Schwierisrkeiten,  welche  die  Tenaiiibt  scluitTenheit  (eben 
oder  hügelig),  diu  wechselnde  BodenbeschaiTenheit  etc.  bereiten  und 
von  den  besonderen  Anlagen  (insbesondere  für  Meliorinmg  von 
Wiesengeläüde),  welche  mit  den  Bereinigungen  verbunden  werda; 
endlich  von  der  mehr  oder  minder  soliden  Art  der  Feldwege.  Die 
Kosten  stellen  sich  verhftltnissmässig  um  so  höher,  je  kleiner  die 
Bereinigungsfläche  ist,  schon  wegen  der  hier  bedeutender  in's  Ge- 
wicht fallenden  allgemeinen  Kosten,  dann  aber  auch  desslialb,  weil 
innerhall)  eines  eiiLzer  uiiischnelHMieu  Bezirks  die  Ausgleichung  des 
alten  und  neuen  Besitzstandes  nicht  bloss  überhaupt  schwieriger 
ist.  sondern  oben  wegen  dieser  bchwiengkeiteu  häuüg  in  Geld 
erlblgen  muss. 

A  nni.  1.  hl  rmden  schwanken  aus  solchen  Gründen  die  Kosten  fiir  den  ha  Be 
ndnigungstiäche  zwischen  25  und  90  M.-,  aber  selbst  bei  den  tlieuersten  AuLa^en 
dürfte  der  Aufwand  in  der  Werthserfa^hno^,  welehe  ein  beremigtes  Gmndsäck 
durch  die  jederzeitige  Zugäuglichkeit  und  zweckniäjisii;«'  Form  erhält.  Rein  voll- 
ständiges Aequivalent  finden.  (V;rl-  des  Verlasf?ers  Handbuch  des  land\xirths<.han- 
licheu  Verwaltungürechts  1887  und  den  Jahresbericht  de«  badiücben  Miniiitenaia& 
des  Innern  für  1884/87.  II,  S.  75 ff.)  —  In  Sachsen  achfttst  man  die  ZottBunah 
legungsknstcn  (ohne  die  Kosten  tiir  Wege-  nud  ßrabenanlagen),  d.  h.  die  darci 
Specialcinnmissare.  (Ifoiiieter,  Sportein  etc.  erwachsenden,  auf  den  ha  bei  gro«ison 
Fluren  auf  13,15 — 14,80  M.;  bei  eben  üolchen  und  Hchwierigem  (lescluiftsgaxig  auf 
ld,74  3f.;  bei  mittleren  Finren  (yon  etwa  SOO  ha)  in  bergigem  Tembä  aad 
bei  schwierigem  Geachftftsganjr  auf  21,33 — 23  M.;  bei  kleinen  Fluren  Uon  etwa 
1(X)  ha)  in  bergigem  Torraiii  bei  gutem  Geschäftsgang  auf  21,4  M.,  bei  schwierigen 
aul'  26,7  M.   ^.Schütte,  a.  a.  0.,  Ul,  S.  lllü.) 

2.  Der  grosse  Nntzen  gut  dnrchgefllhrter  Bereinigungen  und  dmn 
gttnstige  Räckwirknng  auf  die  Wirthschaftslage  Aer  landbantreibenden  Bevölkenuf 
wird  in  zahlreichen  amtlichen  Veröffentlichunnren  unumwunden  ein  /^TJi'itnt.  Sänuntlicbe 
neuen  laudw.  Erhebungen  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  baUea  di« 
thnnlichste  Förderung  des  Bereinigungsweeens  als  eine  der  wichtigsten  Fragen  der 
(•egenwart  uneingeschränkt  anerkannt:  Baden,  IV.  Bd.  der  Erhebungen.  ^^  16^ 
Wiir  ttembernr.  S.  XXIII,  Hessen,  I,  S.  27,  Elsa'^s  Lothringen,  S.  XVIU  ff.: 
auch  sind  in  diesen  säuimtUcheu  vier  Staaten  seitdem  die  bis  dahin  geltendea 
Bereinigungsgesetze  einer  tTmgestidtnng  im  Sinne  eines  tbatkrilIHgeren  Torgebens  aaf 
diesem  (icUiet  unterzogen  worden  (siehe  §  56).  So  wirtl  am  Ii  inhaltlich  des  amt- 
lichen r.i  riclits  über  die  Kr^^t  hnisse  der  I'ntersucluinirfn  über  die  Lage  der  I  im  ^ 
wirtlischatt  in  den  Niederlanden  der  Mangel  eines  Gesetzes  über  xwangiiweis« 
Znsammenlegung  bei  der  vielfiieh  miaweckmissige&  I^age  der  Omiidstll»e  (eis 
holländisches  Sprichwort  sagt:  .,.Te  femer  von  seinem  Land,  je  dichter  bei  seinem 
Schaden")  mit  Recht  beklagt.  —  Einen  sehr  lehrreichen  Einblick  in  di»^  wlrthschaft- 
liehe  Bedeutung  der  Bereinigungen,  namentlich  auch  wegen  der  mit  solchen  gt- 
wöhnlichHand  in  Hand  gehenden  Meliorationen  (Ent>  nnd  BewftasemngsanlsfMi) 
gewähren  auch  die  Jahresberichte  der  betrefienden  Bettortnlniateriea  and 
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'nstig«  amtliche  Veröffentlichungen.  Aus  dem  ^ Bericht  über  Preussens  landw. 
Verwaltung"  für  1884/87  mö«^eu  desshalb  zur  Krbärtnn«r  der  Ausfiihnin'^n'n  im 
Teit  einige  Au&süge  hi«r  eine  Stelle  fiiideo.  £8  b«richten:  u)  die  Ueucralcoiu* 
nission  BresUa  (8.  107  ff.)-.  Die  im  Herbst  1885  eingeleitete  SefMimtioii  der 
^tadtfeldmark  Leobschütz  mit  1114,5  ha  Acker-  und  Wiesenland  hat  das  ^alnsti;x<' 
Rr>nh;it  LTf'lmbt,  dass  die  bctheiligtou  288  rhumlbcsit/.«'!-  281  ncnc,  nlso  Uberwiegeud 
je  nur  einen  i'lan  erhalten  haben,  während  sie  vorher  13äö  einzelne  8tücke  be«aH6eu. 
^  Die  Feldmark  Guhrau,  Kreises  Pless,  bietet,  nachdem  die  Separation  derselben 
im  Herbst  1886  ausgeiührt  ist,  schon  jetzt  ein  erfreuliches  Bild  des  Fort- 
"f'hritts  in  d^r  newirthscliiiftring  der  Ackt'iläiideroieii ;  auch  die  Kiisti(al<rriind- 
U.-.itzer  sind  jetzt  mit  der  Reparation  zufrieden  und  haben  sämmtlich  den  Plan 
feneluoigt,  während  de  bei  der  Einldtung  derselben  sieh  snsammengerottet  nnd 
thätlich  widersetat  hatten,  so  dai^s  das  Einschreiten  der  bewaiftteten  Uacht 
üothwfndiiT  jTPworden  war.  Im  AÜL'^n^riüiMi  l  is^t  sich  nicht  verkennen,  das«  naeb 
Aiiituiirung  einer  Separation  oder  Zu!>HuiuR')ilt-^uug  auch  die  betheiUgteu  Rnstical- 
Grundbesitzer  sich  einer  besseren  Bestellung  ihrer  Ackerländereien  befleissigen  nnd 
ihren  neuen  Besitzstand  sorgsamer  behandeln,  gewöhnlich  auch  eine  zweckmässigere 
Kruchtfolge  eintühreu.  Jl;iiiHg  lassen  sie  aiuh  die  ihnen  ni'benlier  gehörigen  Einzel- 
^rundstucke  ihren  ätelleu  zuschreiben  und  regulireu  ihre  Credit verhältni&iM».  Die  Aut- 
wünae  von  Darlehen  m  massigen  Zinsen  vmi  6ßr  Landschaft  tmd  anderen  Gredittnstitnten 
vsird  durch  diese  Arroudirungen  wesentlich  erleichtert,  häufig  erst  ermöglicht.  Die  Erträge 
dieser Wirtlischaften  steigern  sich  daher  gewöhnlich  sehr  bal*l.  dir  I>iinir  r^r  itten  uerden 
verbessert  und  die  Scheunenräume  erweitert;  die  Zwangs  verkante  sclteiueu  bei  den  scpa- 
lirtflo  Feldmarken  sich  sn Temindem.  —  b)  Oeneralcommission  seu  Dflsseidorf : 
lo  den  Wc-^terwaldkreisen  Neuwied  nnd  Altenkirchen  und  in  dem  Kreise 
Wetzlar  r^\ni\  die  (irundsiiick.szn^HTnnienlegTingeu  an  ^ielen  Orten  in  (»rftilgreiohster 
Weijj«  ausgetuhrt.  Vorzugsweise  sind  in  den  vordem  meist  versumpften  Wiesen- 
thüeni  doreh  Regnlirung  der  vielfiush  gekrflmmten  Plnsslänlb  nnd  dureh  Ehiftlhruug 
einer  zweckmässigen  Ent-  und  Bewässerung  die  günstigsten  ficsultate  erzielt.  Es 
sind  dort  im  Alljremn'nen  die  I^ulenerträge  um  mehr  als  30"  ,,.  an  einzelnen 
:»telleu  sogar  umcRX) — 4Ü07«  erhöht^  dementaprecheud,  trotz  der  Entwerthung 
der  landw.  Bodeneraengniste,  anch  die  Kattf«  nnd  Pachtpreise  gestiegen.  In  Brei b ach 
mengt  in  Folge  der  gleichaeltig  vorgenommenen  Bewässerung  ein  Wiesenbesitz, 
von  dem  vor  d»r  Zusammenlegung  beim  ersten  Schnitt  dnrehsehnittlieli  fi  7  Fuder 
Heu  geerutet  wurden,  jetzt  im  Dorchschnitt  17  Fuder  Ueu.  In  demselben  Verhält' 
nias  hat  sich  der  Ornutmetertrag  Yermehrt.  Ein  anderer  Wiesenbesita  von  2  ba 
Flache  brachte  vor  der  Zusammenlegung^  74  31.,  im  Jahre  1886  223  M.  und  im 
Jahre  1887  310  M.  Pacht.  Femer  wurde  eine  Wiese,  welche  vordem  1  M.  Pacht 
etQtrug,  nach  der  Melioration  für  14  M.  verpachtet.  —  c)  Ueneralcommissiou 
Kassel:  Von  den  1375  ha  der  Gemarkung  Laugendielbaeh,  Kr.  Hanau,  wurden 
H48  ha  xnsamnicngelegt.  Diese  948  ha  waren  in  17540  Paroellen  seistttckelt.  an 
^<T<•T\  Stelle  sind  H)23  nene.  durelisclmittlieh  50  Ar  grosse  Pljinc  aiisfrewicsen 
««Orden,  von  denen  ÖO  zur  Erweiterung  der  Dorf  läge  dienen.  Die  Vortheiie  der 
Zassmmenl^^ug  treten  In  Langendielbadi  wegen  der  ürttheoren  maass losen  Par- 
selliruug  l>esonders  anffallend  hervor.  IMe  Emtässigung  der  FMnctionskosteu  wird 
bereitwilligst  anerkannt  und  die  Aiifljebung  des  Flnr/wangs  als  grtisse  Wohl- 
that  empfunden.  Der  Flurzwang  wurde  mit  äusserst  er  Strenge  ausge- 
nbt,  nnd  durften  selbst  die  von  den  Landstrassen  atu  sugänglicheD  Parcellen  nicht 
früher  abgeerntet  werden,  als  dies  für  den  betreffenden  Flurtheü  Tom  Qemeinderath 
beschlossen  nnd  rlnrcli  die  Sclielle  ötT  ufli  h  bekannt  gemacht  worden  war.  Daun 
moMite  mancher  Besitzer  imreife,  ein  anderer  überreife  Frucht  einernten.  Ein  grosser 
Gcmarkungsthell,  das  Tsslgheimer  Peld,  über  ein  Drittel  des  ganaen  Ackerlandes 
enthaltend,  ist  durch  Schaffung  der  bisher  fehlenden  Vorfinthgriiben  ganz  bedeutend 
im  Wertbe  erhöht.  Während  früher  grtisse  Flächen  mit  kräfligt  ni  Lehmboden  wegen 
fctagnirender  ^'ässe  im  Frütgahr  erst  spät  zugängUch  wurden,  zieht  jetzt  die 
fiberflfissige  schädliche  Penohtigkeit  schnell  ab  und  gestattet  frflhe 
Heitel  lang.  Die  erste  nach  der  Planausführun^r  in  diesem  Felde  gemachte  Ernte 
faat  allgemein  die  Erwartungen  erlieblich  iiberiroffen,  obwohl  manche  Pläne  in  recht 
Kklechtem  Düugungsznstaude  und  stark  von  Unkraut  verunreinigt  übcmommeu 
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wnrderi.  In  (incnt  anderen  entfernten  und  schlecliten  Gemarkung^sthciU-  fandca 
sich  trüber  vitU'  kleine  Piircelkn,  \vf*k!i<?  von  ihren  Resitzem  nicht  bt-stoUt  zu 
werden  pflegten,  weil  sich  die  Bestellung  deü  kleinen  Stücks  bei  den  weiten  sAr 
•chlechten  Yfegm  kwam  lohnte.  Jotsi,  nmelideai  uch  hier  ordMuUelia  Pluttftfto 
ausgewiesen  und  gute  Zuwetre  geschafft  worden,  findet  man  kanni  noch  tnht^- 
stellte  Flächen,  da  gleich  dai  erste  Jahr  erwiesen,  das.s  iiuch  in  diesen  schieehtereu 
Lagen  uaeik  gehöriger  Düngung  ein  lohnender  Ertrag  ku  erreichen  iat.  —  In  den 
OeDuurkmigen  Niederhörlen  und  Breidenstein  im  Krtiee  Biedenkopf  d^  Ut- 
gieningsbezirks  Wiesbaden  ist  au  die  Stelle  der  Dreifelderwirthschaft  unter  FoiTfall 
des  bisher  bestandenen  Fhirzwangs  mehr  oder  weniger  Fr uc h  t  w  c  ehsel  hau  ru:: 
theüweise  ausgedehntem  künstlichem  Futterbau  getreten.  Diei»  ist  nanieutiicli  o 
Niederhörlen  der  Fall,  wo  der  sogeneonte  Wagnerische  Fntlertiaii  sich  elugelifiigm 
hat  inul  sehr  beträehtliehe  Erfolg'e  zeigt,  die  deu  Ertrag  des  dort  sonst  Torzuir'; weise 
gebauten  iiothklees  weit  hinter  sich  lassen.  —  In  Walderk- Pyrmont  zeisrea  n.ch. 
die  Segnungen  der  Zusammenlegung  insbesondere  in  der  überall  ku  Ta^  tretenden 
Erhöhung  des  Ertrages  der  Lindei^en  und  des  Werthes  der  GtundstldM.  In  den 
Gemeinden  Ober-  und  X  iederwaroldorn,  sowie  Meineringhausen  i*t  es 
wiederholt  vorgekommen,  dass  pro  Mor<ren  ISV^  Ctr.  \\  eixeT.  f>der  IV  .>  Ctr.  Kf.jrj-»^ 
geerntet  worden  sind,  Erträge,  die  mau  früher  tür  unmöglich  hielt,  tmu 
zwar  wurde  dies  Besultat  nicht  etwa  auf  Acker  I.  und  II.,  sondmi  ID.,  IT.  und  T. 
Klasse  erzielt.  (\)  G  en  er  al  e  om  nii  s  s  i  on  zu  Münster:  l>ip  Speeialseparatiin 
der  Kelilinark  W i  1 1  eba d e ssen ,  Kr.  Warhurfr,  wurde  Ende  1H81  eingeleitet  und 
1S8Ü  zur  i'lauüberweisung  gefördert.  Durch  dieselbe  ist  eine  Flache  von  1281  ha, 
welche  von  367  Interessenten  in  8647  alten  Parcellen  heeessen  wurde,  in  811  PÜas 
zusammeu^'eleg:!.  Obwohl  seit  der  Separation  die  liearheitunj;  der  Ländereien  'inr 
weit  intensivere  »reworden  ist,  als  sie  V(trdem  war,  hat  die  S  p  ;in  ii  k  r  a  f  t  der 
bäuerlichen  Besitzer  bedeuttind  herabgemindert  werden  komicn.  sind  ^äi 
dem  Herbst  1886  16  Pferde  abgeschafft,  indem  deren  Beaitser  theils  m  Odnen 
als  Spannvieh  ühertrej^-auiren  sind,  theils  mit  einer  greriufreren  Anzahl  von  Pferd« 
ftus'kommeu.  —  In  r\i'r  Stadtteldmark  Brilon  beträgt  die  Ersparniss  an  BestfllniiiT" 
kosten  durchseliuutUcii  pro  Hektar  der  Aecker  und  Wiesen  b^Si  M.  und  im  Gauxr^ 
j&hrlich  ca.  2O00OM.  —  e)  In  denXWrfem  Grossengottern  und  Altengottera 
im  Kreise  Langensalza  wird  die  jährliehe  Ersparniss  in  Fol«r»>  der  sichoii  in  dmt 
50er  Jahren  ausgeführten  „Consolidation"  dort  aut  2^082,40  M.,  hier  aul"  2ö8C>  '.rj^t  M. 
augegebeu,  oder  auf  4,28  M.  pro  Morgen,  so  dass  —  unter  Berücksichti^iuig  der 
Kosten  des  Unternefamais  —  eine  Ertragswerfhssteigemng  auf  den  Horben  xm 
102,50  M.  angenommen  wird  (Mii^or.  Die  A^rrarfrajj^e  der  Oefrenwart,  1888,  HL 
Abthlg.,  S.  158  ff.).  —  f)  Aehuliehe  riilu>ile  in  deu  .Jahresheriehtc-n  des  badischen 
Ministeriums  des  Innern,  sowie  in  deu  vom  Verein  für  Socialpolitik  erhobenen  Be- 
richten über  die  biiuerlichen  Zustftnde  in  Deutschland;  so  s.  B.  beMb  des 
Grossh.  Sachsen  in  Ikl.  1,  S.  31.  We^^^eu  Zusainnu'uhanf s  des  Aufblühens  der 
Rübeucultur  mit  den  Separationen  im  ehemali<,'eu  Fiirstenthuiu  llalberstadt.  >.  Bd  !I 
ebenda,  S.  127  und  V66  S.  Von  Sachsen  wird  bemerkt,  dai»s  wenn  auch  in 
ein  seinen  Fttllen  die  erwähnten  Yortheile  nicht  eingetreten  sind,  im  Ganaendie 
Zusammenlerninfreu  für  den  ländlieheu  Cruiidhesitz  „Verhesserungeu  in  Bezug  auf 
Pruchtfolge,  vermehrten  Kutteranbau,  reichlic  here  Kmiihruu^'  des  Viehs,  Verwendrrsr 
neuer  Ackergeräthe,  Eintührung  von  Reihensaat  etc.  im  (jefolge  gehabt,  daher 
auch  stets  weitere  Zusammenl^jungen  in  den  vunädist  gelegenen  Orlnehafben  nach 
sich  gesogen  haben"  (II,  8.  207). 


§  54.  Einwendungen  gegen  die  BereinigungeiL 

Man  sollte  bei  solcher  Sachlage  meinen,  dass  k  ium  iMne  andere 
Maassnahrae  drr  Landescultur  als  die  hier  vorliegetiiit«  sich  «IfS 
uugetbeilteu  Beilalls  der  landwirthscliaftlicheu  Bevölkerung  eifreueo 
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mfisse  und  dass  es  unschwer  falle,  derselben  überall  Eingang  zu 
TerschafTen,  namentlich  in  einer  Zeit,  in  der  steigende  Arbeitslöline, 
bei  zunehmender  Schwierigkeit  der  Beschaftung  guter  Arbeitskräfte 
überhaupt,  mit  der  Steigerung  auch  dor  anderen  Betricijskoston 
(Waclisen  der  Steuerlast)  und  mit  ungünstigem  Preisstand  mancher 
Erzeugnisse  zusammentreffen.  Nun  pflegt  aber  im  Allgemeinen 
nur  beim  mittleren  und  grosseren  Besitz  ein  entsprechendes  wirth- 
BcbafUiches  Yerstftndniss  för  das,  was  die  Zeit  fordert,  vorhanden 
XU  eein:  die  bäuerliche,  zumal  die  kleinbäuerliche  BevOlkenuig 
dagegen  entbebit  in  ihrer  grossen  Masse  vielfach  dieser  Einsicht 
un<l  nimnit  hauhii  selbst  hochgradige  Missstände  der  herrschenden 
FlurvertUj^suiig  als  etwas  Unabänderliches  mit  stumpfem  Gleich- 
muth  hin  oder  zieht  doch  die  AbänderuugsmOglic  iikcit  mit  dem  Er- 
gebnisa nachhaltiger  Besserung  des  Bestehenden,  aller  Erfahrungen 
ungeachtet,  immer  von  Neuem  in  Zweifel.  So  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  das  in  Norddeutschland  und  namentlich  in 
Preussen  (mit  Ausnahme  der  westlichen  Provinzen),  begflnstigt 
durch  das  Verständniss ,  das  der  daselbst  vorherrschende  Mittel- 
besitz den  BereiiiiL: Hilgen  entgegengebracht  hat  und  durch  eine 
von  Anfancr  ab  wnhldurchdaclite,  das  Zustandekommen  dieser  ünter- 
ii»'hmuM^cii  lorderude  Gesetzgebung,  Fortschritte  auf  diesem  <ie- 
'>ipt  in  viel  grösserem  Maasse  zu  verzeichnen  sind  als  im  Süden 
n«'ut8chlands  sowie  in  anderen  Staatsgebieten,  wo  der  ländliche 
Kleinbesitz  den  Hauptgrundstock  der  Bewohner  des  flachen  Landes 
bildet,  der,  jeden  Aenderungen  der  Wirthschaftsgewohnheiten  über« 
haupt  schwer  zugänglich,  erklärlicherweise  mit  besonderem  Nach- 
druck gegen  eine  Maassregel  sich  sträubt,  in  der  er  eine  in  seinen 
AuEren  unerhörte  Enteignnnir  des  ererbten  oder  mühsam  erworbenen 
liesitzHs  ('rl)lickt  und  deren  niogliehe  und  wahrscheinliche  Vortheilo 
:ür  die  spätere  Führung  des  Betriebs  hinter  der  augenblicklichen 
Belastung  des  Anwesens  mit  einer  Meliorationsschuld  gänzlich  in 
den  Hinteigrund  treten.  Will  man  daher  in  Gebieten  mit  starker 
Besitzzersplitterung  ebenfalls  Erfolge  in  absehbarer  Zeit  er- 
zielen, so  muss  man  sich  zu  der  Folgerung  verstehen,  in  der 
Ausgestaltung  des  Zwangsmoments  bei  der  Bereimgungs- 
gesietzgebung  nicht  allzuängstlicli  zu  sein. 

Tm  Gro»5sen  und  Ganzen  lässt  sich  sagen,  dass  die  gemeinhin 
gegen  Bereinigungen  vorgebrachten  Einwendungen,  wenn  über- 
haupt, höchstens  eine  relative  Berechtigimg  haben  und  dass  ein 
geschickter,  verständiger  Vollzug  denselben  leicht  begegnen  kann, 
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dass  aber,  soweit  gewisse  imerwfinsclito  Folgen ,  weil  mit  dem 
Wesen  der  Bereinigungen  Terkntlpft,  nicht  vennieden  werden 
können f  sie  gegenüber  den  Vortheiien  einer  guten  Bereinigung 

ernstlich  nicht  in's  Gemcht  falU'ii.  Es  kann  genügen,  in  dieser 
Beziehuiiir  anf  Folpfendes  hinziiwoisen: 

1.  Die  Hffürehtung,  Ihm  dfiii  G  o  l  ä  n  d  e  a  u  s  t  a  ii  s  c  h  k^'naten 
Benachtheiligungen  d('s  Einen  zu  Gunsten  Anderer  eintreten,  ist 
einp  sehr  weit  verbreitete  und  der  schon  hieraus  entspringende 
Widerstand  erhält  durch  die  Anhänglichkeit  gerade  wieder  der 
kleinen  Leute  an  die  schon  lange  in  ihrem  Besitz  befindliche 
Scholle  eine  besondere  Nahrung;  und  zwar  wieder,  je  zerstfickelter 
an  sich  der  Besitz,  je  ungleichartiger  der  Boden  in  der  Gemarkung 
und  je  versclii»Mleiiarti^^<'r  dessen  Bewirthschaftungszustand  ist.  Bei- 
spiele ^ui  durchiieinhrter  Berein i<j:ungen  und  die  Gewissenhaftig- 
keit, mit  der  seitens  der  Teciiuiker  bei  der  Bonitirung  der  Einzel- 
grundstücke  verfahren  wird,  die  Bedachtnahme  darauf,  dass  beim 
Grundstacksumtausch  geeignete  Bdcksicht  auf  die  alten  Besitz- 
verhältnisse genommen,  d.  h.  Gnmdstacke  thunlich  gleicher  oder 
ähnlicher  Bodenbeschaffenheit  an  Stelle  der  abzulTetenden  über- 
wiesen werden,  sind  geeignet,  solche  Befürchtungen  zu  zerstreuen 
und  auch  frühere  Gegner  nach  Vollendung  des  Werks  mit  diesem 
zu  versöhnen.  Wo  die  Stimmimg  eine  besonders  zweifelhafte  oder 
getheilte  ist,  emptiehlt  sich,  nicht  auf  einmal  in  der  pranzeu  ö*^ 
roarkung  zur  Bereinigung  zu  schreiten,  sondern  durch  deren  Be- 
schränkung zunächst  auf  einen  Flurtheil  die  Yortheile  auf  engerem 
Gebiet  augenfällig  zu  machen,  worauf  erfahnmgsgemäss  die  gänz- 
liche Durchführung  nicht  lange  auf  sich  warten  lässt 

In  Gegenden  hochwerthiger  Specialculturen  (Tabak,  Hopfen  etc.). 
die  nur  auf  bostiiiiiiiten  Böden  uul  «redeihen,  ist  selbstredend  dir 
Zusauuiienlegung  mit  besonderer  Vorsicht  zu  handhaben  und  iii 
Reborten  mit  stark  wechselnden  Lagen  am  besten  wohl  gänzlich 
zu  unterlassen,  soweit  niciit  die  Interessenten  im  Vollzug  des 
Unternehmens  selber  solche  wünschen;  unter  dieser  Voraussetzung 


Der  Jahresbericht  des  bad.  Ministeriums  des  luuem  fiir  1884,00  (II,  S.  8^ 
«rwäbnt  n.  A.,  wie  nenndingrs  die  Bereiui^ng  mit  pitem  Erfolg  in  einer  Oemarkuxtg 
(Nassi^  im  bad.  Unterland)  in  Ang^ritT  g-i  iiommen  worden  sei,  welche  früher  eeibii 
pr«^'^en  Aiicrbieton  (b-r  Kt  •jritMUii'i:,  (bis  l'iit«*niehnitMi  -  n\<  l'n Mir<Titck  —  rjanf 
aut  Eiiaatsküsten  auüiühreu  zu  lassen,  sich  ablebueud  vurluilteu  häbe;  und  vri" 
Überhaupt  die  gelaagetie  Ansfhhruug  einxelner  Unternehmungen  alsbald  andere  ia 
benacbbnrten  Gemarkongen  nachsQxiehen  pflegte.  (Aehnliche  Erfthnrngen  aach  in 
Prenssen.) 
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aber  die  Bereinigung  auch  für  solche  Distiicte  durchaus  erstrc'* 
benswerth. 

2.  Weitgehenden  Zusammenlegungen  steht  derGrosd- 
besitz  im  Allgemeinen  ebenso  freundlich,  wie  der  mittlere  und 
kleinere  (bäuerliche)  Besitz  unfreundlich   gegenüber.  Wenig 

vollen  freilich  jene  Einwendungen  bedeuten,  die  auf  die  Erhöhung 
dir  Hagelgefahr  oder  des  grösseren  ßisicos  durch  Ptlauzenschäd- 
Unge  bei  arrondirterem  Besitz  sich  stützen;  denn  lotztorp  sind 
bekanntlich  um  so  schwieriger  zu  bekämpfen,  je  zerstückelter  der 
Besitz  und  je  leichter  gerade  bei  der  Gemengelage  die  Ueber- 
tragung  des  Schädlings  von  einer  Parcelle  auf  die  andere  ist;  und 
ersteres  wftre  Oberhaupt  doch  nur  begründet,  wenn  jeder  in  alleii 
Theilen  der  Gemarkungen  gleich  stark  begfltert  wftre,  was  indess 
nur  ausnahmsweise  zutrifft  Dagegen  wfirde  es  ein  Fehler  sein, 
>  jkhe  weitgehende  Znsammenlegungcn  den  Betheiligten  auch  dann 
aufdrängen  zu  wollen,  wenn  sie  ihnen  lohhaft,  widerstreben  und 
üitmeutlich  wenn  diese  Widerstrebendon  den  kloin-  und  mittel- 
bäuerlichen Wirtheu  angehören,  für  deren  Wirihschaffcslage  eine 
Verminderung  der  Zahl  der  Parcellen  ohnehin  selten  eine  grosse 
wirthschaftliche  Bedeutung  hat,  bei  denen  vielmehr  die  jederzeitige 
Zugänglichkeit  ihrer  Parcellen  bei  zweckmässiger  Formining  der- 
selben die  Hauptsache  bleibt').  Wenn  freilich  selbst  bäuerliche 
Wirtho  mit  gros  s crom  Besitz  nicht  selten  sich  gegen  solche  Zu- 
>iimmonloq:im!ren  strauben,  obwohl  auch  sie,  wie  der  Grossgrund- 
^'e-.itz,  mehr  und  mehr  mit  der  Arboitornnth  zu  kämpfen  haben, 
howoist  dies  nur  wioclor,  wie  weit  die  Jiurzsichtigkeit  auf  dem 
Üdchen  Lande  und  die  Verkennung  der  wahren  Interessen  sogar 
unter  denen  verbreitet  ist,  die  doch  ?or  Allem  berufen  wären,  in 
dem  Kampf  fär  einen  gesunden  Portschritt,  eben  vennOge  ihres 


')  B«i  den  Verhandlnng«»  über  das  Pmuab.  Ziuaiiioienlegun^sgesets  Ifir  die 

Hhcinlande  wurde  nkllt  t)hiie  Grund  auch  darauf  verwiesen,  dass  wo  die  Besita- 
^mhiiltin^  eine  sehr  xfrsplittt^rto  ist,  die  ZTifSf^nimonlofjung  nicht  nnr  überhaupt 
Tou  tragwiirdigem  Werth,  buudem  auch  desshalb  uiciu  auzustreben  sei,  weil  dann  deu 
klftncB  Lenteiif  naBimtUeh  den  Laadarbeileni,  Angehörigen  der  Fabiikberdlkerung 
«c.  der  Erwerb  einet  kleinen  Grnndeigenthnms  ausserordentlich  erschwert  werde. 
So  in»  Referat  vom  Abg.  Bachem,  in  der  45.  Sitznnfr  v.  19.  März  1885,  Stenogr, 
Ber.,  ä.  11Ö9.)  Diese«  sociale  Moment,  weiches  in  gemischt  laudwirthsch&ftlich- 
iadmriellen  Besirken  Beachtung  minclesleBS  ebeneo  Terdient,  wie  daa  landwirth- 
Mli.iftliih-tecitnische,  ist  indess  auf  die  endgültige  Fassung  des  Gesetzes  ohne 
KuirfiMs  j,'ebliebeii.  Die  süddeutsch«'  CJfwetzfrebung',  welche  auch  einfache  WegeaiilnL'en 
üuijistit,  dürfte  desshalb  in  dieser  Hmtücht  den  Vorzug  verdienen,  weil  sie  gestAiiet, 
der  VeraehSedoihelt  dar  Yerhflltniaae  tbnnlloh  Bechnnng  an  Ingen.  Vgl.  aneh  di« 
BcoNKkong  waf  8.  906  nnten. 
BetW«b»fff  «f ,      Affmv«IUIk.  L  21 
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grOBseren  Besitzes,  die  geistige  Ffilinmg  zu  fibemehmeiL  Diese 
Zurfiekbaltttng,  die  nicht  selten  zur  offenen  Bekämpfung  solcher 

Maassregeln  übergeht,  hängt  freilich  auch  mit  der  anderen,  mcbt 
wegzuläugupnd  11  Thatsache  zusammen,  dass  häufig"  gerade  diese 
Glieder  des  laiidliehon  Gemeinwesen  jenes  Gemeinsinns  entbehren, 
der  für  Angelegenheiten  allgemeinerer  Wichtigkeit  auch  dann  ein- 
treten heisst,  wenn  der  eigene  Vortheil  die  Förderung  derselben 
nicht  unbedingt  gebietet.  Die  Beachtung  dieses  Pimktes  ist  de 
lege  ferenda  nicht  unwichtig,  insofern  nämlich  es  bedenklich  wäre, 
bei  der  Ausgestaltung  des  Majorisirungszwangs  die  Elächengrösse 
des  Besitzes  zum  allein  ausschlaggebenden  Factor  zu  erheben 
(vgl.  S.  283  unten). 

3.  Diejenigen  Einwendungen,  welche  gegen  ZusaniriH  iiieguiigea 
aus  dem  Gnmde  erhoben  werden,  weil  in  den  Gegenden  der  Frei- 
theilbarkeit der  Güter  im  Erbgang  und  Verkaulsfall  die  Maass- 
regel der  nachhaltigen  Wirkung  doch  entbehren  würde 
und  weil  kleine  Parcellen  yerkaufs^higer,  also  werthvoller  seien» 
verkennen,  dass  solche  nachtheilige  Theilungen  doch  immer  nur 
in  gewissen  längeren  Zwischenräumen  einzutreten  pflegen,  in  der 
Zwischenzeit  aber  die  Wohlthat  des  arrondirten  Besitzes  in 
uneingeachniiiktem  Maasse  dem  Betriebsleiter  zu  Gute  kommen: 
und  dass  ^venn  erst  überhaupt  einmal  wieder  diese  \\  oblthat  der 
ländlichen  Bevölkerung  zum  vollen  Bewusstseiii  gekommen  iät, 
unzweckmäBsige  Theilungen,  die  das  Land  schliesslich  in  kleine 
Fetzen  zexreissen  mtlssten,  sicher  seltener  werden,  auch  wenn 
eigentliche  Theilungsverbote  nicht  bestehen  soUten.  Daher  wird 
ein  verständiger  YoUzug  auch  in  Gegenden  der  Preitheilbarkeit 
und  bei  vorwaltendem  Kleinbesitz  doch  mindestens  die  kleinsten 
rareelleu  zu  beseitigen  sich  bemühen  und  jedejitall»  gegenülier 
dem  häuerlichen  Mittel-  und  Grossbesitz  für  eine  Uiunliche  Min- 
derung der  Farcelienzahl  eintreten^). 

')  Weuu  ein  im  IJebrig^n  mit  splir  sarhYerstiiii(lif,'em  Lrtheil  auf  laudw.  Gebiet 
ausgerüsteter  SchriftsteUer  sagt,  dAna  iu  der  Hkkl^  man  sich  daran  gewöhnt  habe, 
qden  vorhandenen  Zustand  (der  Parcelüniiig)  einachlieidioh  der  G«nengelajre  der 
( ^niTiflstiukc  als  eine  mit  der  gegebenen  Entwicklung  zusammonluinfrende  Ers< 
nuüg  und  als  etwas  Unabänderliches  anzusehen"  .  .  .  und  dass  die  Bevölkerung  einer 
swangsweiscn  Zusammenlegung  schon  desshalb  mderstrebe,  weil  wegen  der  Ge»«ta- 
gebmig  über  die  Theilbarkeit  „ein  dauernder  Znstand  durch  dieselbe  doch  nielil 
hf'rTiiTidr  r  v-irdr".  l'  -tt  rseii  in  Bäuerl.  Zustände  in  DiMitschland.  I.  S.  252. 
kann  dietier  SUjUuugnaJmif  doch  nur  eine  m'hr  bedingte  Riclitigkeit  acugestandc-n 
werden,  nimlicli  nur  insoweit,  als  die  Verhältmübe  dieties  Landes  nicht  daza  aogetbau 
siiid,  naek  norddeirtockem  System  in  berabngen,  d.  k.  ZnianuneDlegioifeii  grossem 
Styls  Tonnneknien. 


Digitized  by  Google 


Abflchii.  nL  §  54.  Emwendiuigen  gegen  die  BereinigimgeD.  323 


4.  Nicht  selten  wird  den  üntemehmuiigeo  der  in  Bede  stehen- 
den Art  desshalh  widenathen,  weil  die  bäuerliche  BeYölkenmg  nicht 
hinreiehend  leistungeffthig  sei,  um  die  erheblichen  Kosten 

für  deren  gute  Durchfühning  ohne  Gefährdung  ihrer  Existenz  zu 
bestreiten.  Dieser  Einwand  würde  aber  doch  nur  besagen,  dass  in 
betstimniteu  Gegenden  Notlistande  in  Permanenz  erlnilteu  werden 
müssen  und  es  würde  damit  oltenbar  dem  modernen  Staat  ein  gänz- 
lich unhaltbarer  Standpimkt  zugewiesen.  Wenn  offenkundig  als 
eine  der  Quellen  des  Zurückbleibens  im  Wohlstand  die  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  mit  und  ohne  Schuld  der  Betheiligten  zu  wider- 
sinniger Ordnung  der  Flunrerhftltnisse  herausgewachsenen  Flanlage 
der  Grundstücke  zu  bezeiclinen  ist,  so  wird  eine  von  Erw  ägungen 
der  allgemeinen  Volköwohliahrt  ausgehende  Staatsleuung  die  Be- 
völkerung dann  nicht  verkümmern  lassen,  wenn  sie  aus  eigener 
Kraft  allein  zu  besseren  Zuständen  sich  nicht  sollte  durchringen 
können.  In  solclion  Fallen  ist  also,  wie  auf  anderen  GebieteOf 
eine  thatkräfüge  Beihilfe  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  ebenso 
billig  wie  durch  das  Staatsinteresse  geboten.  Im  Uebrigen  kann 
die  Gesetzgebung  in  verschiedener  Weise  den  Kostenpunkt  in 
einer  für  die  Betheiligten  minder  drückenden  Weise  regeln,  sei  es, 
da<s  (wie  in  Baden)  die  Gemeinde  als  solche  als  Kostenträgerin 
t-rscheint  mit  dem  Recht  der  Zurückforderung  der  geleisteten  Vor- 
»i  hflsse  von  den  lietlieiiigten  in  kleinen  Jahivsraten,  sei  es,  dass. 
durch  Erriehtimg  besonderer  staatlicher  Banken  für  diese  und 
ähnliche  Zwecke  (Landesculturrentenbanken)  die  Aufnahme  und 
Absahlung  der  Meliorationsschuld  in  einer  auch  für  die  kleinen 
Leute  erträglichen  Weise  ermöglicht  wird.  Im  Grossen  und  Ganzen 
hat  sich  gezeigt,  dass  die  Kostenfrage  die  Bolle,  die  grundsätzliche 
<Tegner  der  Sache  ihr  beimessen,  nicht  spielt  und  dass  der  Aufwand 
für  die  Durchfühnmg  einer  solchen  Untemelnnüiig  oft  schon  nach 
w^nioeii  Jahren  durch  die  bessere  Erträglichkeit  der  Felder  sich, 
bezahlt  macht 

5.  Am  wenigsten  sticlilialtig  vom  Staudpunkt  der  Agrarpolitik 
kann  jene  Einwendung  gelten,  welche  gegen  jede  mit  Eigenthums- 
Terschiebungen  verknüpfte  Bereinigung  schon  desshalb  ist,  weil 
m  mit  der  „Heiligkeit  und  ünverletzlichkeit  des  Eigen- 
thums''  sieh  in  schroffen  Widerspruch  setze.  Dieser  Einwand 
steht  und  iulli  mit  der  giuudsätzlichen  Auffassung  des  Eigenthums- 
begrifis  und  kann  füglich  durch  die  thatsächliche  Ordnung  der 
Gesetzgebung  auf  diesen  und  anderen  verwandteu  Gebieten  als 
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beseitigt  angesehen  werden.  Wenn  eine  gelftuterte  Anschauung 
gerade  gegenüber  dem  Grundeigentluim  „den  bloss  abstncfcss 
B^rilf  eines  absolut  freien  Eigenfhmns  als  ebenso  imwalir  als  im- 

fruchtbar^*  bezeiclinen  mnss,  vielmehr  zu  dem  Schlnss  gelangt,  da« 
der  Verfögirngsfreiheit  über  das  Eigenthum  die  Staat^gesellschaft 
der  jenes  seine  Entstehung  verdankt,  Schranken  in  öffentlichem 
Interesse  setzen  darf,  so  wird  am  allerwenisrsten  die  Staatsordnung 
ängstlich  dann  Halt  zu  machen  brauchen,  wenn  die  Schonung  des 
indindaellen  £igenthumsinieresses  gleichbedeutend  mit  der  Oon- 
serrirung  Ton  Zust&nden  wird,  die  auf  eine  Scb&dignng  der  all- 
gemeinen Yolksinteressen  hinauslaufen  Nun  ist  es  ja  aber  geia^ 
eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Agrarpolitik,  nOthigenfalls  mit 
den  Maclitniitteln  staatlichen  Zwj.iigs  jene  Hindernisse  zu  beseitigen« 
die  einer  allgemeinen  Vervollkouuimung  des  landwirthschafllichen 
Betriebs  als  Gnindbedinu-unt?  der  Hebung  dvr  Landbevölkerung 
entgegenstehen;  d.  h.  die  Sonderinteressen  Einzelner  dem  allge- 
meinen Interesse  zu  unterwerfen.  Wie  die  Gesetzgebung  grOsaten 
Styls  auf  agrarischem  Gebiet  —  diejenige  der  LastenabK^sung  — 
ohne  staaüiche  Zwangsanordnungen  unduichftlhrbar  gewesen  wftre. 
so  gilt  dies  gleichmässig  von  allen  jenen  anderen  Maassnahmen  der 
Landescultur,  welche  auf  ein  Zusammenwirken  Vieler  sich  gründei 
und  daher  an  dem  Widerstand  Einzelner  nicht  scheitern  dürfen. 
Auch  kann  os  keinen  Augenblick  zweifelliaft  sein,  wa^  berechtigter 
erscheint:  die,  oft  mit  so  grossem  Aufwnnd  von  sittlichem  Path'>5 
bekämpfte  ^Terrorisirung*'  des  widerstrebenden  (unverständigea) 
Theils  der  Gnmdbesitzer  oder  die  VeigewaUalgung,  welche  olme 
das  Dazwischentreten  einer  zwingenden  Gesetzgebung  die  intel- 
ligenten Gemeindemitglieder  durch  die«  sei  es  aus  UnkenntniBS 
oder  Befangenheit  oder  auch  aus  schlimmeren  BeweggrOnden  hart- 
nackig einer  heilsamen  Kel'orm  sich  Widersetzenden  über  sich 
ergehen  lassen  müssen.  Endlich  ist  zu  beachten,  dass  —  einen 
guten  Vollzug  vorausgesetzt  —  die  iu  der  Zwangsdurchfübruiig 


')  Noch  bei  der  Berathun^  des  Zusaumenlegungs^esetses  für  die  Hheinlandt 
im  Jahre  i88ö  warde  von  verschiedenen  Rednern,  insbesondere  von  Reichrns- 
perger  die  Verfassungswidrig kcit  eiues  solchen  Gesetzes  ins  Feld  gelührt, 
wobd  auch  diflsmal  die  oft  gehOrtmi  SeUagworte  fiber  di«  ÜnwUirigkgit  dMi 
„Bevormundmi^^ssystenis"  und  der  „Zwangsbeglttckung"  („beneficia  non  obtrudontur" > 
nicht  fehlten.  {U'n  chfifrter  war  der  Einwand  gegen  diejenige  juristische  < 'HT>stmction 
des  GeHet^es,  weiche  nur  deu  Delitz,  nicht  auch  die  Besitzer  xu  einem  maa;»sgvben- 
deu  Factor  bei  der  Abftimiiitmg  macht.  (YgL  oben  8.  2B8  and  SS8);  dies  ist  aber 
^Mangel,  der  überhaupt  derPrenss.  Agrargesetzgebung  auf  diesem  Gebiet  eigM» 
ist  und  den  die  sudd.  Gesetsgebiing  aus  guten  Gründen  nicht  fibemomausn  bat. 
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einer  Bereiniofimg  liegende  Enteignung  doch  nur  eine  scheinbare 
ist  weil  ja  das  Wesen  dtT  BoroiniLn^ng  gerade  darin  besteht,  jedem 
Betheiligten  vollen  und  ausreichenden  Ersatz  nicht  etwa  in  Geld, 
sondern  in  natura  wieder  zu  geben,  die  ganze  Maassregel  also 
schliesslich  auf  eine  im  grossen  Maassstab  durchgeführte  gegen- 
seitige Vertauselmiig  im  Grundbesitz  abzielt»  bei  der  «jeder  Be- 
theiUgte  gewinnt,  weil  jeder  unter  den  bisherigen  Uebeln  gelitten 
bat  und  jeder  sein  Grondeigentbum  zweckmässiger  wieder  erhält'* 
(Peyrer). 

g  55.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Bereinigungs- 

gesetzgebung. 

Die  Bereinigungsgesetzgebung  hat  in  den  einzelnen  Staaten 
sehr  verschiedene  Entwicklungsstadien  durchgemacht  und  weist 
schon  desshalb  im  Einzelnen  eine  bunte  Mannichfoltigkeit  der  Be- 
stimmungen aut  Auch  ist  fttr  mandie  Staaten  charakteristisch, 
dass  im  Grundsatz  nur  die  Zusammenlegimgen  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Regelung  bilden  (wie  in  Preussen,  Sachsen, 
Oesterreich):  für  andere,  dass  sie  neben  Zusammenlegungen  auch 
liei  i  inigungen  einfaclierer  Art  (Wctreanlaa'en  mit  zweckmässiger 
Formirung  der  Grundstücke  und  bescluränktemGrimdstücksumtausch) 
f-Pv'f  tzlich  zulassen  und  fördern  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten). 
Und  während  wiederum  einzelnen  Staaten  eigenthtUnlich  ist,  dass 
die  Zusammenlegungen  lediglich  eine  begleitende  Maassnahme  der 
Senritutenablf^sungen  und  Theilungen  von  Gemeinheiten  darstellen 
(so  in  Preussen  nach  der  Gemeinheitstheilungsordnung  vom  7.  Juni 
1821).  derart  allerdings  dass  ..die  vermengte  und  uawirthschaftliche 
Lage  allein  und  ohne  die  gemeinschaftliche  Benützung  eine 
Auseinandersetzung, .  d.  h.  Zusammenlegung  nicht  begrüiulet"  — 
ein  Grundsatz,  der  in  Preussen  erst  durch  Gesetz  vom  7.  April  1872 
verlassen  wurde  (S.  286  ff.)  — ,  bildet  in  den  anderen  Staaten  die 
Dnrchffthrung  von  Bereinigungen  (Zusammenlegungen  und  einfachere 
Unternehmungen  dieser  Art)  einen  durchaus  selbstständigen  Theil 
des  Landeseultnrrechts,  der  also  Insbesondere  gänzlich  unabhängig 
von  der  L.i-teiiablOsung  und  der  Auftheiluug  von  Genieinheiten  sich 
herauHgi  bildet  hat.  Gleichwohl  lassen  sich  aus  der  Fülle  der 
manni«*ht'altigen  Einzelvorschrilten  gewisse  gern  einsame  Haupt- 
grundsätze für  die  Durchführung  von  üntemehmungen  der  in 
Bede  stehenden  Art  herausschälen  und  ist  dabei  namentlich  FoU 
gendes  bemerk wwerUi: 
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1.  Eine  Bereinigung  findet  seit  Beginn  diesee  Jahiiiundevts 

im  Gegensatz  zu  dpr  alteren  Praxis,  namentlich  in  Proussen  (siehe 
S.  280  unt(Mi)  o^einoiiiliin  nio  auf  staatliche  Aui»rdiiuug  fal? 
Zwangsmaassregel),  sondern  immer  nur  auf  Antrag  statt  (Pro v o- 
catioQBver fahren).  Dabei  war  da,  wo  wie  in  Preuöseu  die 
Zusammenlegung  lediglich  eine  begleitende  Maassregel  der  Qe- 
meinheitatheüung  bildete,  diese  aber  „als  die  Auseinanderselzung 
einer  eultiurschftdlichen  Gemeinschaft",  d.  h.  als  eine  zur  Wegrlu- 
mung  unbedingter  Culturhindemisse  nothwendige  Maassregel  galt 
und  nach  Analogie  der  rüniischen  Eechtsr»'gi'l  über  die  eoranumio 
—  das  ProvoratiLMisrecht  zunäclist  uubescluäukt  eingeräumt  und 
erst  später  (mit  Verordnung  vom  28.  Juli  1838)  dahin  beschränkt 
worden ,  dass  das  Verfahren,  wenigstens  soweit  Ackergrundstücke 
betheiligt  sind,  von  der  Zustimmung  der  Besitzer  des  vierten  Theüs 
der  Yon  der  Auseinandersetzung  betroffenen  Flftehe  abhängig  xu 
machen  sei.  Wo  dagegen  Zusammenlegungen  etc.  als  selbst- 
stftndige  Maassregeln  auftreten,  ist  jetzt  überall  der  Zwangsbeitritt 
der  Widerstrebenden  Ton  dem  Vorhandensein  einer  Mehrheit  der 
Zustimmenden  abhängig  gemacht  worden.  Dabei  iriebt  sicfi  die 
wachsentlt'  Einsicht  von  der  Bedeutung  der  T'ritn  ih  lunimgeu  für 
das  landwirthschaftliche  Gewerbe  deutlich  darin  zu  erkennen,  dass 
während  in  den  älteren  Gesetzen  eine  sehr  erhebliche  Mehrheit  (in 
Bayern  vier  Fflnftel,  in  Baden  zwei  Drittel)  gefordert  war,  die  neuere 
Gesetzgebung  sich  durchweg  der  Bogel  nach  mit  der  einfachen 
Mehrheit  begnügt.  Am  wichtigsten  wird  dabei  wohl  verfahren, 
wenn  eine  aus  Kopfzahl  und  Flüchengrösse  (mit  oder  ohne  gleich- 
zeitige Berücksichtiirung  der  Steuerschuldigkeit)  gehilui  te  Melir1i»'it 
gefordert  wird  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten),  wahren«!  die 
Nichtberücksichtigung  der  Kopfzahl  (wie  in  Preussen)  leicht  zu 
einer  social  missliebig  empfundenen  Majorisinmg  der  kleinen 
Grundbesitzer  durch  den  grösseren  Besitz  füliren  kann.  (Siehe 
oben  S.  283  und  322.)  Als  eine  wirksame  Förderung  des  Ab- 
stimmungsergebnisses kann  die  der  neueren  Gesetzgebung  eigen* 
thtlmliche  Rechtsfiction  erachtet  werden,  dass  die  bei  der  Ab- 
ätiminting  über  den  Antrag  Nichtaiiwesenden  und  Xichtabstimmeii- 
den  als  zustimmend  angesehen  werden:  denn  da  erfahrungsgemäv^? 
auf  den  Tagfahrten  nur  die  Gegner  des  Unternehmens  vollzählig 
zu  erscheinen  pflegen,  während  die  Anderen  aus  Bequemlichkeit  oder 
-anderen  Gründen  oft  fern  bleiben,  so  könnte  ohne  jene  fiechts- 
fiction  in  manchen  Fällen  durch  die  Abstimmung  der  znflUig 
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Anweseuden  ein  dor  Stimmung  in  der  Gemeinde  keineswegs  eut- 
sprech(»ndcs  Ergebniss  herbeigeführt  werden.  Zum  Schutz  der  wider- 
jtrt 'iH'iiden  Minderheit  dient  es,  wenn  der  Boschluss  dor  Mehrheit 
von  der  Genehmigung  einer  die  Sache  unbefangen  prüfenden  und 
die  Zweckmässigkeit  des  üntemehmens  anerkennenden  Behdrde 
(PreiiBsen:  die  EreisTenammlung;  Bayern:  die  Flurbereinigungs- 
oominission,  in  n.  Instanz  der  Yerwaltungsgeriehtshof;  Baden:  die 
technische  OberbehOrde)  abhfingig  gemacht  wird. 

2.  Die  Bereinigung  erstreckt  sich  entweder  immer  auf  die 
ganze  Gemarkungslläche  (Preussen),  oder  es  ist  auch  eine  Berei- 
nigung einzelner  Fluren  zugelassen  (Sachsen,  süddeutsche  Staaten, 
Oesterreich,  auch  in  Hessen -Nassau),  letzteres  Yer&hren  jeden- 
falls da  angezeigt,  wo  eine  weii^ehende  Zerstflckelung  des  Be- 
sitzes zu  einer  mehr  individuulisirendeu  Behandhing  drängt  und 
wo  wegen  des  üeberwiegens  der  kleinen  Leute  es  darauf  ankommt, 
durch  ein  Beispiel  im  Jiieineü  die  Vortheile  der  Boremigung  vor 
Augen  zu  führen. 

3.  Der  Zwang  zum  Beitritt  ist  im  Grundsatz  ein  unbe- 
dingter, d.  h.  alle  Grundstücke^  der  (leniarkung  oder  des  betreffen- 
den (it'iiiarkunustheils  sind  mit  der  Kechtswirksanikeit  des  Be- 
schlussj's  in  das  Untoniehmen  ein])e7.ou'i'n.  Doch  muss  man 
beachten,  dass  es  Parcellen  giebt»  welche  vermöge  der  besonderen 
Art  ilu'er  Beschaffenheit  oder  Nutzung  nicht  leicht  umtauschlähig 
mit  anderen  Grundstücken  sind  und  die  auch  schon  durch  blosse 
Abtrennung  einzelner  Theile  (z.  B.  zu  Wegezwecken)  mi)glicherweise 
an  Werth  einbüssen  wurden.  Desshalb  Terordnen  mit  Becht  die 
meisten  Gesetze,  dass  Gmndstücke,  die  als  Bauplätze  gelten,  ferner 
lUumstücke,  Rebfelder,  Hopfengärten,  Parkanlagen,  der  Ausnutzung 
auf  nutzbare  Mineralien  unterzogene  GrulH>n  und  Lager,  Grund- 
stücke mit  Mineralquellen,  Waldungen  etc.  dem  Zwangsbeithtt 
nicht  unterliegen  oder  doch  nur  dann,  wenn  ohne  ihren  Beizug 
das  Unternehmen  nicht  ausführbar  wfire.  (Aehnlich  auch  im  Preuss. 
Gesetz  vom  2.  April  1872,  wfthrend  die  Preussischen  Gemein- 
heitstheüungsordnung  von  1821  solchen  Ausschluss  noch  nicht 
Toisah.) 

4.  Die  Kechtswirkung  des  Zwangsbeitritts  äussert 
»cb  darin,  dass  die  in  das  üntemehmen  einbezogenen  Grundstücke 
eue  gemeinsame  Masse  bilden,  aus  welcher  nach  Maassgabe 
der  genehmigten  Plftne  die  ftbr  Wege  und  Gräben  sowie  für  etwaige 
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gemeiaschaitliche  Anlagen  erforderlickeu  Flächen  zunächst  auszu- 
scheiden sind,  weiterhin  aher  jedem  Theilnehmer  das  in  die  Masse 
eingeworfene  Gelände«  sei  es  an  demselben  oder  einem  andeicii 
Ort  in  derselben  oder  in  einer  geringeren  Anzahl  von  Pareelko, 

diese  jedenfalls  in  zweckmäöbigj^r  Form  und  Lage  zu  den  Wegen, 
neu  anzuweiseil  ist.    Kichtschnur  liat  überall  zu  sein,  da?«  d^r 
Ersatz  regelmässig  nur  in  Grundstöcken,  und  nur  ausnahmsweise« 
soweit  ein  Ausgleich  auf  andere  Weise  nicht  möglich,  in  Geld  7u 
geben,  ferner,  dass  jedem  Betheiligten  thunlich  Ersatz  in  tinud- 
stücken  von  gleicher  Gattung  (also  nicht  etwa  nur  Acker-  oder 
nur  Wiesland)  und  annähernd  gleicher  Bodengftte  anzuweisen  ist 
endlich  dass  die  neu  zugewiesenen  Grundstöcke  nicht  in  weseol- 
lich  ungünstigerer  Lagt*  zu  den  Wirthschaftsiiebäuden  als  friüier 
sicii  betinden  und  dass,  wo  dies  nicht  zu  ermöglichen,  hierfür  ein 
besonder»'S  Entgelt  gewährt  werde  —  alles  dies,  damit  weseutliclie 
Aenderungen  des  Wirthschaftsbetriebs  gegen    früher  vermieden 
bleiben.  Auch  darin  äussert  sich  die  Rechtswirkung  des  Zw^angsbei- 
tritts,  dass  alle,  sowohl  dingliche  als  persönliche  Anspräche  dritter 
Personen  an  dem  betheiligten  Grundstücke  (Lehenrechte,  Vomig»- 
und  ünterpikndsrechte)  von  den  ausgetauschten  auf  die  eingetausch- 
ten Gnmdstücke  übergehen;  Pächtern  wird  zweckmässigerweise 
das  Kecht  kurzfristiger  Kündigung  eingeräumt. 

5.  I)er  in  grösserem  oder  ueririLrereni  Umfang  vorzujirlunsMi'ir^ 
Gruiidstücksaustausch  erfordert  zu  seiner  guten  Verwirkiichung 
neben  einer  Vermessung  der  einzelnen  Parcellen  die  sorgfältige 
Werthsermittlung  (Bonitirung)  derselben.  £s  sind  desshalb  fBi 
die  Bereinigungsfläche  so  viele  Bodenklassen  zu  bilden,  ab  sich 
im  Ertrag  und  Werth  verschiedene  Bodenarten  in  der  Bereinigungs* 
fläche  vorfinden,  danach  die  einzelnen  Parcellen  in  diese  Elassen 
piii/iu<'ihen  und  deren  BonitinuTgswerthe  zu  eniiittrlu:  letztere 
bilden  für  die  neue  Grundstüekszutheilung  die  Grundlage,  auf 
welche  hin  für  jeden  Theilnelimer  der  Anspruch  an  die  Theilimsr*'- 
masse  berechnet  wird,  für  den  er,  und  zwar  nach  den  obigea 
Grundsätzen  thunlich  in  Land,  zu  entschädigen  ist.  Von  der  ge- 
wissenhaften Bonitirung  hängt  vor  Allem  die  gute  und  beftiedigende 
Lösung  der  Arbeit  ab  und  es  erwächst  daraus  die  Aufgabe,  gerade 
diesen  Theil  des  Geschäfts  in  die  Hand  vorzflgUch  befähigter 
Techniker  zu  legen. 

ö.  In  den  verschiedenen  Stadien  des  Unternehmens  ist  den  Be- 
theiligten Gelegenheit  zu  geben,  von  den  Acten,  Berechnungen 
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und  PlSaen  Einsicht  zu  nehmen,  ferner  ihnen  ein  Besehwerde- 
reeht  einzuräumen,  zweckmässig  so,  dass  eine  Yorbescheidung 

(liirch  eine  aus  Laudwiithoii,  Technikt^rii  und  Verwaltungsbeamten 
zusammengesetzte  Commission  (BadiMi)  oder  durch  ein  ScldedH- 
gericht,  auf  dessen  Zusammensetzung  die  Betlieiligten  Einfluss 
haben  (Preussen,  B:n  om,  Württemberg,  Hessen)  erfolgt  und  die 
weiteren  Rechtsmittel  gegen  die  Ton  der  leitenden  Behörde  er- 
gangenen Verfiigungett  nicht  bei  den  ordentlichen,  sondern  bei 
den  Verwaltungsgerichten  anzubringen  sind.  Weil  während  des 
Ganges  des  Unternehmens  die  Bestellung  der  Felder  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  hal,  so  muss  auf  ein  beschleunigtes  Verfahren 
al»g»dioben  werden  und  sind  desshalh  besonders  auch  die  zu  ge- 
wähienden  Einspruchsfristen  kurz  zu  bemessen. 

7.  Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  neu  angelegten 
Wege  und  Gräben  dauernd  in  gutem  Zustand  erhalten  bleiben, 
sei  es,  dass  der  Gemeinschaft  der  Betheiligten  oder  der  Gemeinde  als 

s^^'KIht  die  Unterhaltungspflicht  zugewiesen  wird,  und  weiterhin, 
dass  uiclit  nachträcrlich  durch  un  zweckmässicre  Tlieilunofen 
die  Wirkungen  des  Unternehmeus  Avieiler  in  Frage  gestellt  werden. 
Eine  Vorsorge  in  letzterer  Hinsicht  ist  namentlich  in  T.ändern  mit 
-icoitgehender  Bodenmobilisirung  und  Parcellirungsfreiheit  zu  treflfen; 
sie  kann  durch  die  Vorschrift  herbeigeführt  werden,  dass  Theilungen 
Ton  der  Bereinigung  unterworfenen  Grundstücken  in  Zukunft  nur 
noch  nach  der  Längsrichtung  der  Gewanne  statthaft  (Wtlrttemberg) 
oder  von  dem  Vorbehalt  abhängig  zu  machen  sind,  dass  auch  nach 
ihn-r  Trennung  die  einzelnen  Pan  ellen  noch  Zufjihrtswege  behalten 
(Hayrrn.  Baden,  Hessen).  Eine  erhöhte  Sicherlieit  gewährt  es, 
wenn  überhaupt  der  Auftheilung  der  Grundstücke  über  eine  ge- 
wisse Grenze  hinaus  Scliranken  gesetzt  sind,  was  durch  Bestimmung 
sog.  Parcellenminima  geschehen  kann^- 

8.  Die  Behördenorganisation  kann  in  ihrer  oberen  Spitze 
entweder  so  geordnet  sein,  dass  eigene  Beanitungen  für  die  Leitung 
der  T'ntemehmungen  bestehen  (so  in  Preussen  die  auf  Grund  der 
^  i  ♦'Oi»'inheitstheilimgsordnung  geschaflenen  Generalcommissioneu, 
siebe  §  48,  Ziffer  6 :  ebenso  in  Sachsen)  oder  dass  diese  Leitung 
an  bestehende  Staatsbehörden  angegliedert  ist  (wie  meist  in  den 
sfiddeutschen  Staaten).  Der  unmittelbare  (Ortliche)  Vollzug  ruht 

')  Siebe  fiber  die  gesetslicheD  Vonchiiflten»  die  folche  ParceUemniiiima  ver- 
ordnen, die  AnsfiUmuigeii  in  Kap.  lY,  §  87. 
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entweder  in  der  Hand  einzelner  Pereonen  (SpeeialcommisBare  ii 

Preussen  und  anderen  norddeutschen  Staat»»n,  Localcommission  ia 
Oesterreich)  oder  Vf>n  Ausschüssen,  in  (1<mhmi  neben  einem  Terlmik^T 
(Vermesöungsbeaniteü)  und  einm»  staatli«*lMMi  ('ommissar  al>  Vi»r- 
sitzenden  (Laudwirthschaftslehrer,  Culturteolmiker,  Oekon«»iueu) 
Land\iirtlie  der  betr.  Gemeinden  vertareten  sind  (saddeutacb« 
Staatengruppe). 

9.  Bass  <lie  Kosten  für  die  Unternehmungen  die  lietheiiigten 
ausschliesslich  zu  tragen  haben,  wie  die  Älteren  Gesetz  vorschreiben, 
ist  im  Grundsatz  zu  billigen,  da  die  an  ein  gut  durchgeführte 
Unternehmen  eich  kneifenden  wohlthätigen  Wirkungen  für  diese 
Kosten  yoUen  Ersatz  Tersprechen.  Wenn  in  der  neueren,  nament- 
lich der  süddeutschen  Gesetzgebung  in  Abweichung  von  diesem 
Grundsatz  auch  aiit"  diesem  Gebiet  I^leichterungeu  gewälirt  worden 
sind,  so  kann  man  dies  mit  dem  allcromeinen  Interesse,  da?  der 
Staat  an  dem  Boroinigungswesen  füglich  nehmen  wird  und  mit 
der  Scheu  namentlich  der  kleineren  Landwirthe  vor  weitaussehen« 
den  Unternehmungen  immerhin  rechtfertigen;  als  solche  Erleich- 
terungen  sind  beispielsweise  zu  nennen  die  Uebemahme  der 
technischen  Vorarbeiten  und  der  durch  die  Mitwirkung  von  Staats- 
beamten erwachsenden  Kosten  auf  die  Staatskasse.   (In  Preussen 
ist  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juni  1875  insoweit  eine  Erleichtemnsr 
gowälirt.  [ih  danach  die  Betheiligten  für  die  Kosten  bei  Zusamm»'n-  1 
Icgungi'u  nicht  nach  dem  wirklichen  Betrag,   sondern  nach  im 
einzelnen  Fall  festgesetzton  Pauschsätzen,  im  AUgemeiuen  mit 
12  M.  für  das  Hektar  aufzukommen  haben.)  Eine  nach  wirksamere 
Förderung  als  durch  solche  Beihilfen  wird  aber  unzweifelhaft  dem 
Unternehmen  dadurch  zu  Theil,  dass  die  Möglichkeit  langsamer 
Abtragung  der  Schuldanüieile  eröffnet  (g  54«  Ziffer  4).  Im  Uebngeo 
gemessen  wie  alle  Unternehmungen  von  öffentlichem  Nutzen  auch 
die  Bereinigungen  gemeinhin  Freilieit  von  Sportein  und  älinlichen 
Gebührenansützen.  —  Die  Ausschlagung    diT    Kosten    auf  die 
Einzelnen  erfolgt  nach  den  ermittelten  Keinerträgnissen  oder  Boni- 
tirungs Werth en  bezw.  nach  den  Steueranschlügen,  wobei  es  aber 
zweckmässig  ist^  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  je  nach  dem  Vor- 
liegen eines  besonderen  Nutzens  fOr  bestimmte  Grundstöcke  den 
Besitzern  Vorausbeiträge  aufzuerlegen  bezw.  bei  geringem  Nutzen 
oder  beim  Mangel  eines  solchen  die  Beitragsquote  entsprechend 
herabzusetzen  (Bayern,  Baden). 
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§56.  Uebersicht  des  geltenden  Rechts;  Statistik  der 

Bereinigungen. 

Wie  iu  den  andereu  Abschnitten  dieses  iiuchs,  kann  aucli  hier  auf  eine  Dar- 
ling de«  büuüts  der  Binxelstaatsgetetegebuig,  die  dem  Gebiet  det  Verwaltunge- 

rvchts  zufallt,  nicht  eiu^gan^en  werden,  es  mag  genügen,  den  ftosieren  Gang  der 

(»fsetzgebun«:  im  Bort'icli  dos  Bewepungsweaens  knr?:  7U  znichnen  und  daran  einifj« 
Angaben  über  die  Ertulge  der  besügUcben  Gesetzgebung  zu  reihen,  wülireud  betrefils 
d«r  ginaelheitaii  anf  die  VerwaltitngsreehtBliteratnr  m  verweiMm  ist. 

1.  Prenssen:  Wie  mehrfach  erwähnt,  ist  der  älteren  PreOMiflchen  Oeeeta* 
pfbnn^r  eine  s <» !  b  st«?  t  ä nd  i  pr**  Regelung  des  BereiDi^nniir^  Znsiinimenlegunjrs-^wpseTm 
trtmd,  sie  hat  rieluiehr  diesen  Gegenstand  im  Aue>cltluüt>  uii  die  Gemeinheits- 
tlieilangBordnang  v.  7.  Jtini  1821  geordnet  (Siehe  $  48  olien.)  Da  aber 
ua4>h  dieier  dleZa8ainmenU';ri'>ii<:  unstatthaft  war,  wo  es  an  einer  gemeinschaftlichen 
Benutzung  des  zusammenzulegenden  Grundstücks  fehlte,  so  er^i^nfr  zur  Ausfiillunqr 
dieser  Lücke  das  Ges.  v.  2,  Aphl  1872,  welches  im  Unterschied  von  der  G.  T.  u. 
den  Zwang  nun  Betritt  yon  dem  Vorliegen  einet  Melnrheitebeschlnsses  CMehrbeit 
lepiiaentiri  durch  Fläche  und  Kastraireinertrag)  abhängig  macht.  Special« 
sre^etze  ho^trhi'r :  ftir  die  Kheinprovinz  v.  5.  April  1869  und  24.  M<ü  ^'<xI'i■. 
hl  für  Uessen-N'aiisau  und  zwar  Beg.-Bez.  Kassel  v.  13.  Mai  1867  und  25.  Juli  1^7ü; 
vihrend  Im  Beg.oBex.  IBeabaden  die  für  das  ehemalige  Ilerzogth.  Xnasan  erlamenen 
Tonduilien  fil^r  die  Güterconsolidation  (von  1829  und  1880)  im  Wesentlichen 
üijvprnndert  gelassen  worden  sind  (Vcrordnnnjr  v.  2.  I^ept.  1867),  detn^n-niäss  liier, 
im  Intenichied  vuu  den  sonstigen  preussischeu  Provinzen,  nicht  die  ZusHuimcuiegung, 
•ottdeni  <Ue  beeaera  Geatallmig  der  Faroellen  und  die  sonstige  Regulirung  der  Feld- 
Biark  (Anlage  von  Wegen,  Ovaben  etc.)  im  Vordergrund  steht;  c)  fvir  Schleswig« 
H.dstein  nnd  Lauenburg,  Ges.  v.  17.  Anr'.  I87fi  und  25.  Febr.  1882;  d)  fiir  Hohen- 
xoUem  V.  23.  Mai  1885  und  1.  Juni  1886 i  e)  für  Hannover  v.  30.  Juni  1^12  mit 
einer  Anxahl  Eri;inzun^geset«e.  (Uebenichtliche  Daretellong  der  Prenss.  GeBets« 
p-bung  {riebt  A.  Gl  atze  1  in  Stengel'g  Wörterb.  d.  Deut.  Verwaltungsrechts,  Art. 
.«temeinheitsthfilunfr'*.)  Die  in  Preu.ssen  und  den  Vrrban<N  st  aaten  in  den 
Jahren  1874 — 1883  vorgenommenen  Zusammenlegungen  erstreckten  sich  iu  1451 
rnteradiaiiiigen  auf  eine  QesammtgemarlningsflScbe  von  676000  ha,  eine  Bereini* 
Fruiijrsfliche  w»n  424085  ha,  auf  1620210  Parcellen  mit  172745  Besitzern,  wobei 
die  P.irrellen  auf  408578  ^»•eraindert  worden  sind,  also  im  Verhältnis«  von  1  255. 
ib84;87  umiksste  das  Berelnigiuigpsareal  133432  ha,  die  Zahl  der  Gruiidstuek«t  war 
464545,  die  der  nenen  Pline  98471,  die  Zahl  der  Besitzer  43874,  es  sind  also  anf 
1000  alte  Gmndstücke  212  neue  zugewiesen  worden. 

2.  Sachsen:  <ies.  v.  28.  .Tnli  1861  (das  an  die  Stelle  des  älteren  v.  14.  .hun  IKU 
grtreten  i«t);  einfache  Mehrheit  nach  Zahl  und  Flache  Voraussetzung  des  ikntritts- 
Kwaags,  mit  Ansaalima  jener  FlUle,  in  denen  von  der  Zusammenletj^niK  die  Auf- 
JiebnDg  eines  Koppeihtttllllgiverbandes  oder  die  Herstellung  einer  Zu<niu^lichkeit  für 
golehe  (truudstücke  abhänjrt.  zn  denen  nnr  mittelst  IVherfahrt  oder  l'cbertritt  über 
freaule  Grundstücke  zu  gelangen  ist,  flu*  welche  Fülle  jedem  Betheiligten  das  Pro- 
vocationarvcht  ansteht  Im  Königreich  Sachsen  wurden  von  1833 — 1885  im 
('«naen  Zusammmle^ungen  (auf  Fluren  und  Flurtheilen)  durchgeführt;  bethd- 
Ust  waren  TW}  (Jenieinden  vnu  3261,  d.  h.  22.(;"/ft;  dieselben  erstreckten  sich  zn- 
m.'iii  auf  die  Gegenden  mit  geschlossener  Bauweise  der  Dörfer  und  sind  auch  nur 
da  im  Weaentlichen  ein  BedOrfidss,  wilhrend  dies  in  den  gebirgigen  Districten  mit 
•  ^.  IJebergangs-  (langgestreckten)  Dörfern  minder  hervorgetreten  ist.  (v.  Längs» 
dorff.  Die  I^wirthschaft  in  Sachsen,  1889,  8.  436,  und  Schütte,  a.  a.  O., 
in.  S.  1123.* 

3.  Bayern:  Hier  ist  an  Stelle  des  älteren,  wegen  der  ungünstigen  Bestim* 
aoagm  fiber  die  Einrämmmg  des  Beitrit!s/wann^>  kaum  in  Anwendung  gekommenen 
^ip**tzes  V.  10.  Xov.  1S<)1  da«  neue  v.  29.  Mai  1886  iretreten,  das  neben  Zusammeu- 
kgongen  ausdrücklich  auch  die  einfacheren  Bereinigungen  (Wegeanlagen)  zulässt 
and  (Ue  Mi^iorisirung  im  Amchlass  an  das  nordd.  Recht  auf  der  Grundlage  der 
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einfnchen  Mekrhflit  ordnet,  und  nur  bei  einer  Tlicilnehmemlil  von  wodger  als  äO 

die  Zustimmung  von  .  dt  r  rlif  iliirtrn  ffjrdcvr  Tü  Bayern  ist  seit  Erla&&im|:  dri 
ueueu  (iei»et»et»  v.  29.  Mai  ititiki  i-ine  frhebliclie  Auxahl  von  Uuterpehmongeo  tbiök 
vollendet  worden,  theils  in  AngfÖhrnnj^  begrifftui.  „Schon  jetst  wird  diese  Oeseo- 
gebung  Ton  den  bayrischt  n  Laiulwirthen  hIs  grosse  Wohlthat  auerkeauit.*  iJDit 
Landwirthsehaft  in  Bayern,  im),  S.  660.)  Ws  End.«  !H<n  M  f'  T'iitpm<»hnmnpfB 
fertifi^reeteUt :  III  mit  ÖOÜO  Betheiligten  nnd  6000  ha  üruiidtlüche  cdanmter  Ö4 
Znsanunenlegungen  nnd  57  FeldwegregelungenV,  in  der  „fnetmetioB*^  bHbidliii: 
70  mit  3000  Betheiligten  nnd  3o(X)  ha  Onindfläche;  zur  Instmetion  vor^gwnerkt 
170  m'ü  11200  rx'th.'ilifTtfn  inid  1S5<J(>  ha  (Jrundfläche.  Die  Kosten  der  Bereiiii- 
guug  betragen  zwij»chen  Ü  tind  84  und  im  Mittel  14  M*  vom  ha;  der  höchste  AeP 
wand  35  M.  Tom  bs. 

4.  Sonstigi'  süddciit -iche  Statten:  Auch  hier  haben  durchweg,  ähnhch 
wie  in  Bayern,  die  ält<i  rt  n  (M's<  tze  entweder  totale  V'rnfuerung  gefunden,  ^-i*»  in 
Württemberg  (ües.  v.  iJU.  Marz  J886>»  Hessen  (.Ges.  v.  28.  SejH.  ItSSlj,  oder 
ergftnaende  Bestinunnngen  erhalten,  wie  in  Baden  das  Öee.  &  Mai  1866  dav^ 
die  Novelle  v.  21.  Mai  1886;  wobei  neben  der  zweckroiissi<.'-eren  Oidnmg  des  Ter* 
falirens  die  Herabminderung  der  zur  'Jültii/kcit  eines  iM  M'hlusses  erforde<rlicht« 
Mehrheit  (einfache  Mehrheit  nach  liu|»tVu  nnd  äteuerka^tital  bezw.  nach  Fläche/ 
die  wesentlicbste  Xenemng  bildete.  AehnVch  wie  in  Barem  ist  ancb  djesen  Staats» 
wegen  die  Zulassung  von  Feldwegr^ulirungen  neben  eigentlichen  Zasammcnlegunfva 
eipenthümlich.  -  lu  El  ss- L  tt  t  h l  iii  tr«>  n  können  nnrh  dem  (ies.  v.  14.  April 
1884  Grmideigentliümer  zu  autorisirten  Uenossenscliaften  gemäss  dem  älteren  fiW- 
sösischen  Oes.  21.  Jnni  1865  Uber  die  Sjndicatsgenossenscfaallen«  indesa  mir  aas 
Zweck  der  Anlage  und  Unterlialtung  von  Qemeindewegen ,  durch  Bescfalns» 
Bezirkspräsidenten  ver»  inifrt  werden.  Kin  neuerlichoti  fJis.  v.  '-iO.  Juli  1890  ennächttir 
diese  Genosseuscliaitün,  zu  diesem  Zweck  oder  auch  ziun  Zweck  der  HersteUaif 
von  Be-  nnd  Entwlsserungen  den  ttöthigm  Anstansch  von  OrandstfidLfn  im 
Zwangsweg  berbeisnföhfen;  zu  Zusammenlegungen  giebt  es  dagegen  Icum 
Emiächti<rung,  —  In  mehreren  dieser  süddeutschen  Staaten  haben  th"  F^  ldhereiti- 
gungsuutemehmuugeu  iu  den  achtziger  Jaluren  eiueu  er&euUcheo  AutkcliKi-ung  gtr 
nommen.  —  In  Württemberg  wurden  seit  der  Brlassnng  des  Geoetaes  t.  SOl  Hin 
1886  bis  Ende  1889:  262  Anträge  auf  DurchfUhrang  von  FeldbereinigiiiignBiter- 
nehTnnn</en  gest<dlt,  von  diesen  sind  177  in  Aii'^nihriin;.'  h»;.Tifr«-n  bezw.  ansire- 
führt,  (j  im  Stadium  des  Vorverfahrens,  39  iu  der  Tagtahrt  abgelehnt  oad  40  aichi 
weiter  verfolgt  worden ;  von  obigen  177  sind  es  173  mit  neuer  Peldsintiieibnig  nai 
nur  4  einfache  Feldweganlageu.  Bei  jenen  grösseren  Unternehmungen  sind  betheili|rt: 
148  ({enieiiuli'ii  nnd  24496  (inindbesifzer.  nnd  die  Bereinifrnn«r<!flär]ie  hni  i'wfv 
Umfang  von  18471  ha.  —  lu  Baden,  in  dem  erst  mit  der  Schaffung  einer  besouderai 
Behdrdenorganisation  filr  das  Landescnltnrwesen,  d.  h.  seit  Anfang  der  TOer  iätm 
die  FeldlH-reinigungeii  ilnen  Aufschwung  genommen  haben,  rind  In  dem  ZdtttMB 
1870'8K  iin  'iHir/cn  4  lU  l  iitt  rnr  hinnnfren,  mit  einer  Fläche  von  rund  60000  ha  zur 
Ausführung  gt^kommen,  und  biü  1890  weitere  2ö  mit  einer  Fläche  von  mnd  18U0  kB. 
Die  durch  die  Isndw.  Erhebungen  des  Jahres  1888  gegebenen  Anregungen  in  Vtt- 
bindnng  mit  dem  durch  die  Novelle  v.  21.  Mai  1886  geschaffenen  erleBcbtertea  Ab- 
RtimmnnjrsnKidus  haben  in  den  letzd  n  Iiiliren  besonders  viele  neue  Untemchnmnsr»« 
gezeitigt;  in  den  Jahren  1889  bis  1891  waren  nicht  weniger  als  276  mit  einer 
Fläche  von  mnd  35000  ha  in  amtlicher  Behandlung.  —  Der  Jabresbcridit  des 
bad.  Minister,  des  Innern  fUr  1884/88  betont  das  wachsende  Verständniss  der  Bevöl- 
kerung fiir  das  Bereini^ningswesen  II.  S.  75  ff.)  und  zei^rt  (];»><s  nenerdings  auch 
die  Vermiuderung  der  l'arcellenzahl  mit  minderen  Schwierigkeiten  als  früher  Jia 
rechnen  hat  (8.  87);  in  dem  CnltnrinspeetionsbesiriL  Xosbaeb  beCitgt  dieselbe 
z.  B.  in  der  Kegel  etwa  20"  n;  andererseits  begnfigt  man  aidi  in  rnuieu  OebiiitS' 
gegenden,  der  Schwierigkeit  der  Naturalausgleichuug  wegen,  mit  einfachen 
anlagen  ohne  Verlegungen.  -  In  Hessen  wurden  seit  Erlassuug  des  Gesetae«  v. 
28.  8ept  1887  in  40  Gemarkungen  auf  einer  Fläche  von  18516  ha  Feldbervini- 
gungeu  beschlossen  und  iu  Bearbeitung  genommen.  —  In  Elsass-I, othriiiiren 
sind  auf  (rnnul  de«s  (fesetzes  v.  21.  Juni  1865  und  v.  14.  April  1884  in  d»'r  Zeit 
1876/89  im  (.ianzen  69  Feldwe^enossenschs^teu  mit  einer  betheiligtcn  1' lache  von 
0170  ha  gebildet  worden. 
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5.  Die  kleineren  mittel-  und  norddeutschen  Staatswesen:  I)ie  (iesotx- 
(^bang^  der  mitteldputsriien  Kleinstaaten  hat  sieh  im  Wesentlichen  im  Anschluss 
an  die  Treuätiiiiche  entwickelt;  tür  einen  Theii  dertielben  —  Anhalt,  Schwarzburg« 
Badolttadt,  8c1iwa»burg-SondenluiiiMn,  Sachaeii'MieiiiiiigeB  ete.  ist  auf  Ornnd  be- 
stehender  Staatsverträge  die  Ausführung  des  6emeinbeitstheilungs-  und  Zusammen» 
l<»jrungswesens  den  Preugsischeii  Behörden  (Generaleonimissionen)  übertragen.  — 
in  Mecklenburg-Schwerin,  wo  die  Güter  des  Domauiums  und  der  Kitterächaft 
mi  Hans  am  riemHch  arrondürt  wareUf  lag  su  Zasammenlegungen  weniger  Anlaee 
aU  sonst  vor;  in  den  bäuerlichen  Feldmarken  ist  die  Auseinandersetzung  der  Oe- 
meinheit**!!  mit  Znsainnirnl «"/linken  „Kraft  des  von  der  Regieninj?  reservirten  Rechtes, 
die  Baueruhaten  nach  Gutdünken  auch  vor  Ablaui  der  jeweiligen  Pachtperiodeu  xn. 
indam'*,  seit  etwa  1812  „ohne  Weiteres*,  also  ohne  besondere  geseteUche  Gknndlage 
dnrchgip führt  worden.  Die  Kegulirung  der  Verliältnisse  in  den  städtischen  Mar- 
kungen  ist  durch  die  Verordnung  v.  15.  Januar  1873,  in  Mecklenburg-Strf  1  i  t  z, 
wo  die  Verhältnisse  ähnlich  liegen,  durch  eine  solche  v.  6.  Februar  1854  geordnet 
worden.  —  In  Oldenburg  ordnet  die  Materie  das  Ctosets     27.  April 

6.  Ausserdeutsche  Staaten,  a)  für  Oesterreich  ist  erstmali  ein  die 
2nsamDienleguugt>n  regelndes  Beichsgesetz  unterm  7.  Juni  1883,  welches  daneben 

nv.rh  dif  Aimeinandersetzung  von  Gemeinhcitrn  ordnet,  ergaiiq-pn,  nfuhdcm  man 
früher  mehr  auf  mittelbare  Weise,  insbesondere  durch  Einräumung  von  Gebühreu- 
nnd  Stempelfreiheit  bei  zum  Zweck  der  Arrondimng  von  Onmdstficken  vorgenom- 
menen GvtindanstittSchen  die  Sache  zu  f«irdeni  bestrebt  war  (R.-G.  v.  3.  Miirz  ISGS). 
An>fu]iriii'_'  L'»!?»^t7.e  für  Mähren  v.  13.  Febr.  1884,  für  Künitlien  v.  5.  .Iiili  1885, 
Ni»Hier-i>tstirreich  v.  3.  Juni  1886,  Schlesien  v.  28.  Dec.  1887.  i>er  erfolgreichen 
I>tircbfiUmiug  der  Gesetze  dürBe  tibngens  nach  den  in  Saddentschland  gemachten 
Erfahrongen  die  erschwc  rinden  Bedingungen  für  die  Ver^vi^•kli^'hung  des  Zwangs- 
hritritts  (neben  »infac her  Mehrheit  nach  Köpfen  zw  i  I^riftel  Mehrheit  der  hethci 
Hgten  Fläche  nach  ihrem  Katastralreinertrag)  stdir  entgegenstehen.  —  b;  In  der 
Schweiz  haben  nur  einzelne  Cantone  Flurbereinigungsgesetie  (Lnsem  ans  dem 
.Tahre  1H08.  Basel  von  1829,  Schaffhausen  von  1846,  1850  nnd  1857,  Thurgau  von 
1875,  Zürich  von  1862,  Aargan  von  I87ßi,  denen  indess  eigfnthümlich  ist,  dass  sie 
im  Wesentlichen  nur  die  bessere  Eintheilung  der  Gewanne  (Zeigen;,  die  Aufhebung 
\on  Wegedienstbarkeiten  und  die  Anlage  von  Feldwegen  sowie  deren  gfute  Unter- 
haltnng  erstreben,  während  die  gesolaliche  Möglichkeit  eigentlicher  Zusammenlegungen 
ht  «i-röffriet  ist,  und  wo  sie  vf  rt  iTizp]t  regierungsseitig  herbeizufiihrrn  versneht 
wurde,  von  der  Volksvertretung  abgelehnt  wurde.  —  c)  Von  den  nordischen  Staaten 
igt  Dänemark  insofern  bemcrkenswerth,  als  schon  friilueitig  (im  Beginn  des 
18.  Jahrhunderts)  die  Gesetzgebung  auf  eine  Beseitigung  der  durch  die  Gemengelage 
lierb»-iL''''^nhr'<  Ti  Hi  ii i*  }is-*chwieri<rkeit<'n  l<»'rl;i(  fit  nahm  nnd  in  einer  nntenn  23.  April 
1781  t'riaäi»c'nc-u  \  erordnung  die  Aussclieidung  aus  der  Feldgemeinschaft  wirksam 
«*rleiclitarte,  wobei  diese  Ausscheidung  nach  Hantle n  yielncb  in  der  Form  der 
Abbauten  < Vereinödung^en)  erfolgt  zu  sein  scheint.  —  Für  Schweden,  wo  die 
_ Abbauten"  um  diesellt  -  Zeit  wie  in  !>iinemark  begannpn.  hat  den  (^tirtnstand  ein 
ise*.  V.  6.  Nov.  1866  über  die  Flurcuseparation  im  Heich  im  Anschhtsü  an  ältere 
Verordnungen  nea  imd  swar  dahin  geregelt,  dass  jeder  Eigenthilmer  die  gesetallche 
Thflihing,  d.  h.  die  Separation  nngetheilter  oder  schon  getbeilter,  aW  nocb  ver- 
mengter Fluren  in  snlrh  /imr^nimenhäiigpnden  Ahfindnngpn  begehren  kann,  wie  deren 
B««cbaffeuheit  und  Lage  ohne  Schaden  eines  Theilnehmers  dies  zuläsbt.  Dem  Zwang 
n  Zataannenlegungen  unterliegen  nicbt  die  Waldungen  in  den  nördlichen  ProTinsen. 
In  Norwegen  ist  durch  Ges.  y.  17.  Aug.  tS21  die  Aufhebung  der  Feldgemeinschaft 
«■iugeleitPt  werden.  (Nach  T,  ro«;  smann.)  —  d)  In  England  nnd  s-  hottland 
steht  ähnlich  me  in  Preussen  die  Zusammenlegung  im  engsten  Zusammenhang  mit 
der  Attllliellmig  der  alten  Gemeinbeiten  (commons,  siehe  oben  S.  279);  die  hierher 
sohlenden,  schon  im  16.  Jahrb.  beginnenden  Unternehmungen  (in  Schottland  durch 
••;ri  im  Jahre  in68  erlassenes  besonderes  (Jeset/  erleiehtert'  schlos^f-n  AMr^nng  der 
»errituten,  Theüung  der  Oemeinweiden,  Zuäauunenlegung  der  üruudtttucke  gleich- 
seitig in  sich  und  wurden  später  auch  mit  der  Zelmtablösung  vfnrbnnden.  Bis  in  die 
Mitte  dieses  Jahibunderts  von  gütlicher  Vereinbarung  oder  bescmdeier  Parlamentsbill 
abhängig,  erhielten  üe  erat  durch  das  Ges.  v«  8.  Aug.  184&  eine  namentlich  fttr 
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das  hüllt  rlii  h»'  Ki«r»'nthnm  wirksame  Vftrflernnfr:  Einsetzmif?  einer  he^ondcreii 
Beiiorde  —  laut!  comiiiii»iiiüiier&  — ,  rruvucaiioiisvertabren  (.Antragütt^lluiig  darck  Vi 
der  Betheilij^rteu),  Uenutf  Emennimg  eines  Taxators  snr  Abschataang,  FrAfna^  der 
KechtsverlmltniBse  etc. ;  der  von  der  Behörde  aufsustelknde  eudgiltiga  Tiilhiiiliiiiti 
plan  erfordert  zur  (lültigkeit  des  Unternehuii-ns  (^i.-  Zustimniunjr  von  rwä 
Dritteln  der  Int^n^MieuttiQ.  Bei  jeder  Aul'tlieilimg  muboi'^u  4  10  acres  lur  üffeailki^ 
Spielplitae  etc.  reservirt  werden;  Ittr  jeden  armen  honse« holder  ist  V4  aore  aam* 
weisen  und  diese  AUotment«  stehen  unter  eigenen  Allotment -Wardens,  wclelia  das 
Land,  wenn  die  zunittlist  damit  belieh>-n<-  Familie  es  nicht  halten  kann,  einem 
anderen  Armen  übertragen  dürfen.  Vgl.  iiuticher,  Anm.  16  au  §  82  und  Gro«»- 
mann,  a.  a.  O.)  —  e)  Die  romanischen  Staaten  entbehrai  bis  jelal,  trotz  des 
vorlie^'enden  Bedtirfhisseg,  einer  die  Kegelung  der  Flarwrililtaisse  nach  deutM-bm 
Vorbild  in  Aussicht  nehmenden  GetKM/^'ilmiig'.  Wenn  infin  in  Frankreich  die 
r^union  des  parcelles  durch  eine  Ermaäsigung  der  £aregiätrenie&t)>gebübr  bet  Vtrr- 
tanKhong  klriner  Gnindstflcke  Üir  solche  Pftlle,  in  denen  wenigstma  einea  dkacr 
letsteren  an  das  (irundstUck  des  Er^^erbers  anjsrren/t ,  /.u  begünstigen  traditet,  se 
kann  dies  ddch  nur  als  ein  sehr  dürffifrer  Nothbehelf  angesehen  wmlen.  Auch 
die  durch  das  Ges.  v.  21.  JuU  1865  über  die  S>iidicat«genu8iieni»chi^cu  gegebene 
Möglichkeit  rar  AnsfÜhrang  von  Feldw^n  kann  höchstens  dann  iiihren,  die  fTellsm 
SÜSBStftttde  sn  beseitigen.  In  jÖngster  Zeit  hat  L.  Gran  de  au  (la.  production  a^c<»le 
en  Frnnre.  '•on  ]»r^seut  t  t  son  avenir,  1885)  die  Betliciligimn:  des  noch  fast  in  allto 
Gütern  des  ooi liehen  Frankreich  herrschenden  Flurzwaugs  mit  Dreüeldenwirthsckiin 
durch  eine  dem  deutschen  Recht  nachgebildete  Gesetagebong  als  eine  unnmging' 
liehe  Voraussetzungr  der  Hebung  des  Ackerbans  beseichnet.  In  Italien  bestebea 
nicht  t  h>ninl  Erleichtenuii^eu  obiger  Art  und  wenn  auch  die  Erp.bnisse  der  neuestea 
AgrarciK^uete  die  Xothwendigkeit  einer  Arroudimngsgesetzgebung  haben  hervortr^a 
lassen,  so  scheint  man  doch  in  maassgebendoi  Kre^n  die  Laadberölkerung  für  ciae 
solche  noch  nicht  hinreichend  reif  an  erachten. 


Abschuitt  IV. 
Be*  und  Entirftssernngsanlagcii;  der  Wassersckati. 

§57.  Die  Bedeutung  der  Bewässerung. 

1.  Zu  den  wichtigsten  Factoren  der  Bodenbewirthschaftung  f fthlt 

die  angemessene  Verwendung  des  Wassers,  dieses  „Bluts  der  Erde- 
(Diinkel herer)  nnd  die  Art  der  AVassorwirthschaft;,  die  An?iniitzung' 
seintT  bctVuchtt'iKlcn  und  duiigeiidt'u  Kiii<Mis«']i;ittrii  für  «iie  Zweck«^ 
der  pHanzlichen  Production,  und  die  Hintan  ha  Ituug  von  Schäden^ 
welche  durch  ein  Uebermaass  von  Wasser  (Ueberschwemmung,  Ter- 
sumpfung  etc.)  entstehen  IsOnnen,  bleibt  daher  auf  die  jeweiligen 
Froductionsrerhftltnisse  von  maassgebendstem  Einfluss.  Grossarfcige 
MeliorationBwerke  in  alter  und  neuer  Zeit:  künstliche  Waaswka&ile 
und  Wasserreservoirs  zu  Bew5 sserungsz wecken ,  umfimgreirbe 
Trockenlegungsarl)»nten  versumpfter  Gebiete,  CürrectioutMi  uiiiie- 
regelter  Flussläut'c  inid  Kindeichnng  der  üfer  —  reden  in  dieser 
Beziehung  die  deutlichste  »Sprache  und  bezeugen  die  eugen  B^ 
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uehungen,  welche  zwischen  Bodenwiith8chaft  und  Wasserwesen 
bestehen.  Handelt  es  sich  hei  den  im  Torigen  Abschnitt  erörterten 
Aufgaben  der  Landescultur  (Zugänglichmachung  der  GrandstOeke 

durch  ein  zweckmässig  angelegtes  Wegenetz  imd  Zusammenlegung 
des  Streubesitzes  zu  arrundirten  Flächen)  wesentlich  um  die  Er- 
sparung von  Arbeit,  so  kommt  bei  den  auf  die  Nutzbarmacliung 
des  Wassers  und  auf  Femhaltung  seiner  schädlichen  Kinwirkungen 
abzielenden  Maassnalunen  die  unmittelbare  Hebung  der  Boden - 
productionskraft  selber  in  Präge, 

2.  Die  B  edeutung  der  Bewfi  sserun g*)ruht  in  dorThatsache, 
dasa  die  PÜan/.tMi  ihre  Xahrimg  nur  in  durch  Wasser  gelitster  Form 
Iii  Bich  aufzunehmen  vermögen  und  dass  das  Gedeihen  der  Vege- 
tation um  so  besser  verbürgt  ist,  je  gleiclimässiger  während  der 
Dauer  deiBelben  ein  bestimmter  Grad  von  Feuchtigkeit  dem  Boden 
»halten  bleibt  Das  Wasser  wirkt  aber  nicht  bloss  als  allge- 
memstes  „Lounge-  undVerbreitungsmittol  der  im  Boden  enthaltenen 
Nährstoffe*',  es  kann  auch  zur  Regulinmg  der  Bodentemperatur 
'Hellen  (Bewässerung  der  Wiesen  im  Frühjahr  nach  eingetretenem 
tr-^st.  in  Italien  auch  im  AVinter,  um  die  Frostwirkunoren  zu  ver- 
hüten) und  schliesslich  kann  neben  der  befeuchtenden  Wirkung 
auch  eine  unmittelbar  düngende  mit  der  Bewässerung  erzielt  werden, 
sofern  das  zur  Bewässerung  verwandte  Wasser  Träger  von  Nähr- 
stoffen ist  Je  unregelmässiger  die  Niederschläge  in  einer  G^end 
einzutreten  pflegen,  um  so  stärker  ist  das  Bedürfhiss  nach  einer 
känfÜiehen  Zuleitimg  des  Wassers  auf  die  Felder  und  Wiesen  zur 
Verhütung  von  Missernten,  also  in  südlichen  Gegenden  mehr  als 
im  centralen  Europa.  Der  Culturziist-and  der  Länder  der  warmen 
und  heisson  Zone  ist  daher  ganz  vornehmlich  von  der  Art  der 
Wasserwirthschaft  bedingt  und  die  unvergleichliche  Blüthe  des 
Ackerbaues  in  den  alten  Culturiändem  (Syrien,  Mesopotamien, 
Aegypten  etc.)  hängt  mit  den  grossartigen,  eine  regelmässige  Be- 
wässerung bezweckenden  Anlagen  von  Kanälen  und  Reservoirs  ebenso 
tufs  Engste  zusammen,  wie  der  nachmalige  Verfall  dieser  Wasser- 
werke den  Verfall  der  Bodencultur  selber  im  Gefolge  hatte*). 


*t  Vjrl.  hierwfgen  besonders  Perels,  a.  a.  0.,  8.  493  ff. 

*  TWkaiint  ist  dii'  der  K'Tii^n  Semirami«?  znfrcsclirii'lx'Tie  Inschrift,  die 
Kuaig  Alexauder  auf  seinen  kriegszügen  fand:  „Ich  habe  die  2>trüme  gwswungen, 
•UWii  zu  iUessen^  wo  ich  wollte,  und  ich  wollte  nur  wo  es  nüislieh  wm;  ich  habe 
frvebtbringetid  gcniMbt  die  dSrre  Erde,  indem  ich  de  liewäiaeiie  durch  mdne 
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In  den  Ländern  der  gemässigten  Zone  ist  die  Bewässeiung 
ivcgon  des  häufigeren  Eintritte  Ton  Niederschlägen  in  der  Hanpl- 

teit  der  Vegetation  ein  minder  dringendes  und  dieselbe  hat  m 
di(^s(Mii  Gnuido  in  den  hierher  geliöriiren  Staatsgebieten  bis  jetzt 
vorwiegend  nur  hetrett's  der  Wiesen  urr^ssere  praktische  Bedeutung 
gewonnen,  wird  aber  unzweifelhaft  auch  hinsichtlich  der  telihnässig 
gezogenen  Culturgewächse,  namentlich  der  Handelspflauzen  (Hopfen. 
Tabak,  Hanf,  Flachs)  sowie  bestimmter  Feidfutterflanzen  (Mais) 
um  so  mehr  wachsenden  Eingang  sich  verschaffen,  je  mehr  die 
Zunahme  der  Bevölkerungszalil«  steigende  Bodenpreise  und  Aibeiti- 
löhne  dazu  zwingen,  in  der  Brzielung  der  Bodenerträge  von  den 
unberechen])aren  Km  Wirkungen  der  Jahreswitterung  sich  mehr  und 
mehr  unabhängig  zu  machen  und  je  mehr  die  gesteigerte  Nachfrage 
nach  Hodenproducten  und  der  erzielte  höhere  Preis  eine  Yerziusung 
lind  Amortisation  der  in  die  Bewässerungsanlagen  verwendet^^n 
Kapitalien  mit  Sicherheit  erwarten  lassen.  Aber  auch  schon  öm 
vermehrte  Anwendung  der  kOnstiichen  Bewässerung  auf  den  Wiesen-  ' 
und  Futterfeldem  ist  bedeutungsvoll  genug,  weil  die  Steigerung  der : 
Futtererzeugung  den  ganzen  Wirthschaltsbetrieb  (durch  die  Emög- 
lichung  reichlicherer  Kmähruiig  (U's  Viehs,  liöherer  Rente  aus  d«B 
SUill,  stärkerer  Düngerpro duction)  in  wohlthätigster  Weise  be- 
einüusäi 

3.  üat  nun  auch  namentlich  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  di*> 
Staatsfttrsorge  auf  diesem  Gebiete  in  thatkräftigster  Weise  einge- 
griffen und  sind  zahllose  Kunstwiesen  entstanden^  so  darf  doch  die 
Meinung  vertreten  werden,  dass  das  ausgedehnte  Stromsysteoi  des 
mittleren  Europa  bis  jetzt  nur  in  sehr  ungenflgendem  Umfang  fBr 
die  Zwecke  der  Bodencultur  nutzbar  und  insbesondere  von  «ser 
planmässigen  Verwerthung  der  von  den  Strömen  in  ungeheueren 
Mengen  mitgefnhrten  bodendflngenden  Bestandtheile  mit  verein- 
zelten Ausnahmen  wenig  oder  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist. 
Ganz  überwiegend  ist  beispielsweise  beim  Bau  von  Kanälen  «Ü^ 
Benutzung  des  Wassers  als  Mittel  der  Lastenbewegung^  d.  h.  u 
Zwecken  des  Verkelus  im  Vordexgnind  gestanden  und  auf  äse 
gleichzeitige  Ausnfltzung  dieser  Anlagen  zu  Bewässeningssweekeo 
selten  abgehoben  worden.  Dass  aber  die  beiderlei  Arten  von  Zwecken 
häufig  sehr  wohl  miteinander  sich  verbinden  lassen ,  kann  nsfh 
<len  hierüber  aus  einzelnen  Anlagen  dieser  Art  gewonnenen  Kr- 
fahrungeu  nicht  zweifelhaft  Bein;  wie  anderseits  die  Zuruckhaltiini: 
maassgebender  isLreise  gegenflber  der  Kanalfrage,  zumal  iu  Deutscii* 
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land,  ihre  Erklärung  in  der  seither  den  Kanälen  zugewiesenen 
Aua?!chlies!8liclikeit  ihrer  Aiifj^abe  als  Verkehrsstrasse  findet,  weil 
die  privat-  und  volkswirt!isrhaftlicho  Xutzwirkiiii^-  *l«'r  Anlatxe  durch 
deren  alleinigo  Verwendung  zu  Transportzwecken  meist  nicht  hin- 
reichend verbürgt  erschien.  Die  hohen  Benutzunc^sgebühren,  welche 
in  Norditalien,  Spanien,  Indien  seitens  der  Grundbesitzer  fOr  die 
Insnspnichnafame  Ton  Kanalwasser  zu.  Wftsserungszwecken  willig 
entrichtet  werden,  sind  der  beste  Beweis  fflr  die  Werthsehfttzung 
sulcliir  Aulagen  für  die  Zwecke  der  Bodencultur;  und  mit  der 
Mi^srliehkeit  ihrer  Einhebung  und  der  daraus  zu  ziehenden  Rente 
sollte  man  bei  der  „Kanalfrage*'  in  höherem  Maasse  als  seither 
rechnen. 

Inhaltlich  der  von  Perels  citirten  An^jübi-n  von  (^h  a r  p o n  t i  t- r  de  Cossij^ny 
ur»erden  düngenden  Werth  der  Wäsiieruug  titeüeu  üich,  z.  B.  bei  den  italienischen 
Virteiwiaica  am  CftTovr-Kansl  die  WaMervergfilaiigsgebiUiren  auf  170  Lirt  prp 
Modalns.  d.  h.  für  die  beständige  Abgabe  von  100  Liter  pro  Secunde  vom  10.  October 
bis  15  März  (mit  zweimaliger  SisUrnn^'-  im  Herbst  und  Friihjiihr  /lun  Zweck  der 
Häumimg  des  Kanals);  and  im  südiiclien  Frankreich  in  luaxuuu  aui'  bÜFrcs. 
pro  ha.  Der  firaaiösiiche  Gelehrte  ninuBt  auf  Grand  Miiier  Vntimiehnngen  im 
Departement  Vaucluse  an,  dass  bei  beständigen  Zufuhren  von  1  Liter  Wasser 
pro  ha  imkI  Secnnde  während  6  MniintcT!  der  Boden  mit  35  kg  Stickstoff  im  Werthe 
vuQ  öü^jO  Frcs.  bereichert  werde,  i>o  d4U»ä  Angesichts  der  sonstigen  Yortheile  der 
BewiHflrmig  eine  Yergütunf;  von  60  Frct.  eher  au  nledri|f  aU  an  hoch  gegrUFen 
enchcinL 

4.  Die  staunenswertbe  Entwicklung  der  Elektrotechnik  in 
der  Biehiung  der  Verwerthung  der  Wasserkräfte  durch  elektrische 
KnftAbertragung  ist  vollends  geeignet»  auch  bei  rein  priratwirth» 
sehsftlicher  Berechnungsweise  eine  gfinstigere  Stellungnahme  zur 

K..iialirai:o  zu  schaffen,  weil,  je  vielseitiger  für  die  Bedürfnisse  des 
Wirtlischal'tslebens  dieselbe  Wasserwelle  in  Verwendung:  genommen 
Werden  kann,  die  Kentabililät  selbst  kostspieligster  Anlagen  an 
Walirscheinlichkeit  gewinnt.  Sicherlich  würde  ein  so  dicht  bevölkertes 
I  and  wie  China  ohne  die  ausgiebigste  Verwendung  seiner  Strom- 
Uufe  fox  die  Bodencultur  gar  nicht  zu  besteben  TermOgen;  und 
man  kann  sich  nicht  leicht  eine  zu  übertnebene  Vorstellung  davon 
unehen,  zu  welcher  Entfesselun;?  der  productiven  Kräfte  des  Bodens 
Pine  planijiassige  Indienststellung  des  Stromsystems  des  mittleren 
V  iropa  hinleiten  könntcs  Hier  ist  für  eine  Action  in  grossem  Styl 
Ii  '  Ij  oin  weites  Feld  der  Staatsfürsori^o  jresreb«  !!.  das  froilicli  nicht 
►'rst  dann  in  Angrifl'  genomnu  n  werden  sollte,  wenn  durcii  den  gleich- 
niässigen  Zuwachs  der  Bevölkerung  in  allen  Culturstaaten  und  die 
<iuaiis  sich  eigebende  Schwierigkeit  der  Versorgung  der  BerMkerung 
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einzelner  Staatswesen  mit  Nahrungsmitteln  die  Erzielung  höherer 

Ernten  und  die  thunlichste  Selbstständigmachung  in  Bezug  auf 
die  Naiuungsmittelversorgung  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung  ge- 
worden ist 

Anmerkung.  1.  Düukelber^  vergleicht  ein  in  stweckmässiger  Yerbindnof 
mit  den  natflrlichen  WMserstrassen  angelegtes  „Kanabiels  fldt  den  flaaptätrOmeB  eise« 
gro88»rtigen  A  rteriensystemü,  welches  das  Wasser,  diflsei  Blat  der  Erde,  in  dit 
Oeden  und  Heiden  wir  in  das  rulrr.rbmd  in  mächtiger  Pulsation  erprsst  und  sici 
von  da  ab  nach  Bedürlniss  in  kleiuere  secundäre  Schifft'ahrts-  und  Bcwä&i«eruu)^ 
Mansie  wieder  verzweigt**  nnd  erblickt  daiin  „eine  naturgemfiBie  Ergänzung  der  «o 
st  ill  empfohlenen  Secundärbahnen,  die  aber  weit  |»r(kdiicäver  för  Yerkefar  mid 
Laudwirthschaft  sei  als  diese^. 

2.  An  zah Ifnmässigen  Niichwpisen  über  den  wirthsr hafilichea 
Werth  solcher  Wässerungsanlagen  fehlt  es  in  der  laudwirtbsdiaülichiai 
Fachliteratur  nieht;  Tonssaint  erwähnt  u.  A.  (a.  a.  0.,  8.  62)  das  Ktteignt 
Föhra  bei  Erfurt,  wo  auf  einer  Wiesenfilche  von  300  Morgen,  auf  der  früW 
häufig  nicht  n^-hr  als  5  Ctr.  geemtet  wurden,  die  künstliche,  auf  '-Ui  Thlt*»  irt 
Jahre  sich  beäcUränkende,  durch  Ueberstauung  bewirkte  Bewässerung  deu  £nrag 
60  Ctr.  vom  Morgen  gesteigert  haben  soll.  —  Ueber  die  BewSssemn^  des  m»- 
fruchtbaren  Sandbodens,  der  Bocker  Heide  (anf  dem  rechten  Ufer  der  Lipp« 
si<>hp  Dünkolberfr.  a.  a.  0.,  S.  52  ff.:  der  aus  der  Lippo  abqfzivpigte  be- 
wässeruugskanal  km)  dient  zur  Bewässerung  von  1217  ha  mit  einem  n&n- 
nehiigen  Bruttoertrag  von  mnd  400000  M.  „auf  einer  frfiher  tut  ertisglosn 
FUdie*'.  Gesammtaitfwaiul  rund  4200(X)  M.;  an  Zinsen,  Amortisation  and  Ter- 
waltnn^rskosten  waren  tiaoli  dem  Stand  vom  1877  jährlich  :-i()WK)  M.  aufzubringen.  — 
In  der  amtlicheu  IJenkschritt :  Der  Rheinstrom  etc.,  wird  für  die  tjÜUüO  ha  cxo- 
fessenden  bewüsserleB  Wiesen  des  sfidliehen  nnd  westliehen  Scbwarnwaldc 
der  Werth  der  Wasserbenätzung  cur  Berieselung  der  Wiesen  anf  240  Millionen  M. 
beziffert  (S.  228^.  —  Wie  in  Utha,  der  .Alormonencolonie,  dnrrh  ein  geniales  1»*- 
wässerungssy Stern  aus  einer  Wüst«  pdugbares  Land  von  2i>oiHXj  Acres  geschafften 
worden  ist,  dessen  Erträgnisse  schon  1866  anf  4500000  Pfd.  Sierl.  gesch&tst  wurde«, 
.siehe  Toussaint,  o.  sl.  O.,  S.  16.  —  Bewunderungswürdige  Bewft8seni]lgs^>nl.tir<>n 
in  der  2.  Hälfte  dieses  Jjiltrli.  auch  in  Süd-  und  Westcalif ornion  im  'f^'j;.  Kem- 
thal  (Kern  County,  elw»  üüOüOO  acres  bewässerbare  Fläche  uml'assenü,  w uv^uj  Ifcft^ 
dw  vierte  Thsil  in  die  Bewisaernng  einbezogen  war)  geschaffon;  die  32  Hauptkanik 
haben  eine  Qesammtlänge  von  einigen  60  deutschen  Meilen,  an  die  sich  ein  kuasi- 
voUes  System  vou  Gräben  und  Reservoirs  srhües^f,  „wie  es  nur  im  alten  lndi«-Ti 
und  Aegypten  seines  Gleichen  hatte ;  man  giebt  au,  dass  die  Kleefelder  ßlnf  J&hrt»- 
emten  mit  einem  Oesammtertrag  von  8 — ^10  Tonnen  vom  Acre  geben,  daas  Som. 
Qemtise,  Baumwolle,  Obst  und  Wein  ebenfalls  mindestens  2  JTahresemten  liefimi, 
Korn  30  5()  Busli '1'^  vom  Acre  iu  Gegenden,  die  vor  25  Jahren  an  die  sdilimn^en 
Gegenden  der  Mark  Brandenburg  erinnerten.  Der  Werth  der  Ländereien  in  K«r» 
County  soll  in  dem  einen  Jahre  lw8  von  63  anf  9  MilL  Dollars  nnd  in  der  aagres- 
zenden  Tular  County  vou  14  auf  23^  Mill.  Dollars  gestiegen  seüi.  (Vgl.  den  Anfsass 
in  der  Frankfurt rr  Zeitung  No.  149  von  1892.^ 

Der  Franzose  Barrai  meinte  Angesichts  des  lb7Üer  Ausfalls  der  Erute: 
nWlire  ganx  Frankreich  kanalisirt  snr  Bewfissemng  seiner  Aecker,  stinden  Dain|tf' 
ijiaschinen  in  hinreichender  Menge  der  Laudwirthschaft  zu  (iebote,  um  die  Wai^Mr 
der  Fliisst'  ;n»f  die  Felder  zu  hoben,  so  hätte  Frankreicli  niclit  nothi-r  treliattt ,  dm 
Ausfall  von  einem  Füultel  seines  ganzen  Ernteertrags  auf  ausländischen  Märkten  jui 
holen**.  (Tonssaint,  a.  a.  0.«  8.  2B,)  Und  Chnrles  de  Poston  bemerkt  nach 
derselben  Quelle  (S.  53):  -I>er  Nil  setzt  den  120.  Theil  seines  ganzen  V«>luui«?ni 
ab  oder  14,7  Millionen  Knbikfuss  pro  Stunde:  der  Mississippi  jsetzt  prn  Stund«* 
8  miliouen  K.ubikfass  Schlamm  ab,  der  die  reichsten,  düngendsten  Bestandlheili' 
enthalt,  nnd  ebenso  setsen  die  Üeinea  ^rftsie  nach  Yeihfcltniss  von  dem  An« 
schwenunnagsboden  ab,  welche  jhre  U&r  begrenxen.  Welch*  ein  Beidithnm  von 
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düngenden  Stoflüm  wird  hier  for^ewuchen,  besonders  wenn  mtai  in  denelbev 

Wt-ise  die  AbfallstofTe  der  pjossen  Städte  hinwegbt'fordert.  Wahrhaftige,  wir  sind 
«ia  Idcbtsinuiges  üeschieclii!'*    V«?!.  indess  hierzu  di»'  Aiisfiikrungeu  auf  S.  349  ff. 

3Ut  Recht  weist  Perelt»  darauf  lüu,  daüä  in  ludiun  wie  iu  Algier  „die 
Wa&sen^irtbschaft  sich  als  die  beste  Cotonisatioas-  nnd  Erobemngspolitik  erwiesen 

hat*  und  dass,  ««'Ihstredcnd  in  unsprem  Klima  ähnlirhf  Krfolg-e  mit  der  B«> 

»asserunjr  nicht  erzielt  werdm  können,  zahlreiche  Beispiele  die  Bedeiitini«.'  rntinneller 
Ikfwäs&eniughaulageu  auch  für  die  mitteleuropäischen  Verhältnisse  ^giauzcud  er« 
WQsen*. 

3-  Ueber  die  Wassiruirthschafi  in  einer  Anzahl  aussi'renro* 
püMher  und  eurnpäi.se!ti  r  Staaten  ist  (im  Anschlois  an  die  Angaben  von 

J'erels,  Toussaint  u.  A.)  zu  bemerken: 

a)  Der  in  Indien  in  der  Mitte  dieses  Jahrhundf-rt«  in  Angriff  (ifennmmene 
(iaugeskanal  (Länge  desselben  830  km,  der  Zweigkauale  216  km,  der  kleinen 
rcrthcQangsIcaii&le  1872/78  6164  km)  erforderte  bis  1873:  2,6  XiB.  Pfd.  Sterl.,  die 
Hinnahme  aus  den  Bewässerungsgebühren  (pro  Acre  =  0.405  ha  zwischen  3  und 
10  Schilling  betragend)  stellten  sich  1872/73  auf  l'fd.  Sterl.,  die  laufenden 

AuÄgabcn  auf  98871  Pfd.  Sterl.,  so  dass  eine  Keiucmnalmie  von  87789  Pfd.  Sterl. 
▼nUieb,  welcbe  eine  Yersinsuag  toq  8,4  Vo  Anlagekapitals  reprftsentirt;  die 
•iriisse  der  bewässerten  Fläche  wird  zu  430000  ha  angegeben.  Für  die  von  der 
eo'p'hachen  Repmtn«?  umgebauten  beiden  Jamne -Kanäle  ergab  sich  ]87:*'^73  eine 
Verzinsung  von  31  bezw.  22,7%,  für  die  der  Bewässerung  von  2ti8(jU0  ha 
dienoide  Kalernn-Anlage  in  demselben  Jahre  sogar  eine  solche  von  1283 7«*  — 
Heben  Sanllen  ■ahlreiche  stannenswertiie  Reserrmraalagen  ans  Älterer  Zeit. 

b)  Die  AVasserleitnngen  des  alten  Aegypten  in  diesem  Jahrhundert,  namentlich 

unter  Mehem«  d  Ali  und  Ahbn';  Pascha  r.wm  Theil  wieder  in  s'trnul  '^"-rsf-t-'t  ■  ii<-1»rn 
iUr  Kanalbewässening  auch  Wasser -Hebemaschinen  in  Vtrweuduug,  ucueidiugs 
ielbtt  Dampfmaschinen;  die  regelmässige  Bewässerung  gestattet  oft  drei  Ernten, 
stieret  (im  März)  Winterfrncbt,  dann  Sorghum,  Indigo  oder  Baunwolle,  anletat 
Genie  oder  Mais. 

c,i  In  Algier  unter  der  französischen  Regierung  in  neuerer  Zeit  mehrere 
^Totj^re  K^ervoirs  erstellt,  von  denen  %.  B.  dasjenige  des  Cheliff  zur  Bewässerung 
TOD  1200O  ha  das  Wasser  aufspeichert;  das  Wasser  Ist,  wie  in  Spanien  auch, 

^^uWhör  df>s  (jrundeigenthums,  ein  Verkauf  des  einen  ohne  das  andere  irt  untersagt*, 

in  Mittfl  ist  drr  Pn-is  für  jede  ^«nviisspmnp'  mit  4tM)  cbni  8  Frrs.t  artsfrpdchntfste 
•lawenduii;:  (li  r>t  liH  ii  tur  (icinüse-,  Tabak-,  Wein-,  Mais-,  (ü-tr«'i(l»'-,  <  )bst- inriin^r»  - eultnr. 

d;  Auch  in  Spanien  seit  alters  her  in  den  rr*r«närnist(n  rrovin/tii  Valeucia 
<Ui4  Murcia  ausgedehnte  WasserAvirthschati;  iu  dt;n  bewa&üerti  u  Distrit  u>u  ist  die 
BcTÖtkening  viel  dichter  als  in  den  nicbt  bewässerten,  und  jene,  etwa  70  Quadrat- 

»♦-'If'n  umfa-.^«'nd,  iinllcn  nach  v.  Uriescn*  die  jranzo  Teltfipnxhuiinn  Spaniens 
crzvageu  uüd  nicht  nur  di  u  Bedürfnissi'n  des  eigenen  L;i'ii1c^  mit  Früchten  allr-r 
krU  (»ewüse,  iiaul  ete.  genügen,  sondern  auch  uoch  für  juhrln  h  250  Mill.  Kealeu 
I  Reale  =  0,21  Deutsche  Reichsmark)  zu  exportiren  im  StAnde  sein.  Der  Werth 
rtfs  ba  bewässerter  I  ntdes  schwankt  zwischen  5(XK)  und  11  (KK)  Fi  es.,  während 
Uuckene  I,;indrreitu  m  der  Hegel  unter  IflfK)  Frrs.  bezahlt  werden.  ( ierio^üenschatt- 
bthe  Verwaliuug  des  Wasserwesen^  in  der  l'ruviuz  Valeucia  mit  eigener  Kecht- 
•pnchnng  durch  das  Wassertribunal. 

e)  Italien.  In  der  Lombardei  betrftgt  die  bewässerte  Fläche  rund  600000ha, 

•u  l'iemont  über  200CKX)ha;  ein  Theil  der  Kanäle  dient  ansschliesslich  «uWässerungs- 
i£Wf-f-k#«n.  andere  ^rleiehr.eitip:  '!<  r  Schifffahrt;  die  Wässerung  dient  wie  im  südlichen 
Frankreich  im  \S'esentlichen  nur  zur  Anfeuchtung,  es  muss  also  nebenbei  noch 
^liftig  ^fingt  werden;  nur  wo  die  Xanäle  gleichseitig  das  Abwasser  der  Städte 
*nfDfhmfn.  ist  auch  die  düngende  Wirkung  hervortretend.  Die  Erträjre  der  Sommer- 
•j«'>en  'H  Schnitte  und  N'achueidei  werden  tu  7tXM)  k^'  den  ha,  die  der  Winter- 
•i*««»  (Marciie)  mit  in  der  Kegel  b  Schnitten  zu  titJUX)kg  auf  den  ha  ange- 
Q«4nwn;  die  Mandte  in  der  Umgebung  von  XaÜand  sollen  sogar  das  Doppelte 
^iHts  Ertrags  liefern  und  man  schätet,  dass  im  Allgemeinen  14  ha  Mardte  aur 
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SliUllittenin^^  von  T/)  Kiilien  Ar  10  Monate  (im  Soptamber  und  October  wM  du 
Yith  auf  die  Weide  getrieben)  ausreichen. 

f)  In  Frankreich  herrscht  im  Süden  mehr  die  hefenchteiide,  im  Nord« 
mehr  die  düngende  Bewässerung  vor  (arrosage  simple  und  inigadon  i'ertiUs^t«>, 
BewigMning«uilaff«n  der  ersleren  Art  namsntlidi  sahireich  in  den  DepartcBenfs 
Yanclnse  nnd  Bouche  du  Rhöue;  eine  Anzahl  Kanäle  dienen  xngleich  indastikilei 
oder,  Her  Kanal  von  Marseille  und  derjenige  des  Verdnn  /ri^leich  Triijkwa**#r- 
versurguugiizwecken.  Bemerkeuüwerth  der  im  Jahre  18Ö4  begonnaie  Kanal  yuq 
Carpentras  (aus  der  Dnranoe  abxweigcnd)  als  ein  genoiMuachaftU^ea  ttm- 
nehmen  der  betheiligrten  Grundbesitzer  von  11  Gemeindoi;  Kanalling«  SB  km,  sa 
bewfisspmde  Fläcl^e  lß640ha,  Bauaufwand  H.8  Mill,  Frcs.,  zu  denen  der  Staai 
4UUUUÜ  Frcs.  zuücliubiii  mit  den  s&mmtlichen  Kanälen  im  Gebiet  der  Duranoe  mU 
jetst  ein  Gebiet  Ton  mnd  60000  ha  bewftaaerhar  gemacht  stan  (Fndsdnet).  Wihicad 
im  südlichen  Frankreich  ausser  Wiesen  auch  die  Getreide-,  Kartoffel-,  tieadte*. 
Krappfelder  etc.  bewässert  werden,  dienen  im  nördlichen  Frankreich  die  Bewiis^emuör^ 
anlagen  ähnlich  wie  in  Deutschland  vorwiegend  der  Wiese ubewässerung; 
günstigsten  ErgebniMe  da,  wo  cUe  Ahwaaier  dmr  Stidte  mit  verwendet  werdon  kAnwa; 
wie  man  z,  B.  die  Erträgnisse  von  Wleaen  hei  Bemay  auf  lüOüO  kg  vom  ha  acbatz'.. 
Im  Departement  du  X  id  rlif  Rewässeninpr  anrh  der  Felder  nicht  selten,  namenthrii 
innerhalb  der  Kübenwirtiihc halten;  auf  dem  Gute  Mesny  schätzet  man  den  B&b«»- 
ertn^  t.  ha  anf  00000  kg  (Steigerung  gegen  Mher  nm  90000  kgj,  weldi«  göutige 
Wir^ong  weflentli(  Ii  auch  der  Mitverwendnng  der  Abwataer  dar  Fabrik  bei  dn 
Wäsaerung  zugeschrieben  wird. 

g)  In  Belgien  ausgedehnte  Bewässerungsanlaugeu  besonders  in  der  Kamptf 

auf  Grund  eines  Specialgtjsetzes  vom  25.  März  1847. 

h)  In  England  soll  die  Hälfte  aller  Grasländereien  bewässert  ^ein. 

i)  In  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz  ist  bis  jetzt  na  best 
aoMchliesslich  die  Bewänernng  ebenfalla  nur  bei  Wiesen  angewendet  worden,  hit-r 
aber  auch  in  sehr  ausjredehntem  Maasse,  zumal  im  Hügel-  nnfl  'iebir<i^sl:uul-  In 
Tyrol  sind  nach  Peyrer  die  meisten  cultivirten  Gründe  in  der  XhaUohle  wie 
den  Bergliängen  bewässerbar  und  die  Entstehung  <leroft  stundenweit  rieh  erstreckendn 
kostspieligen  Znleitungeu  (Waalen)  iat  zum  Theil  noch  auf  ^e  Zeit  der  römisch«« 
Besiedelnnp-  zurückzuführen  (a.  a.  (>.  ^    444).    Die  genossensch nftlichen 
Anlagen  im  Siegen  sehen  Gebiet  (etwa  ÜÜÜU  ha  Wiesen),  im  vorigen  Jahrhunden 
durch  den  Bürgermeister  A.  Dressler  in  Siegen  eingeführt,  sind  ftir  viele  ähnlicke 
Aulagen  vorbildlich  gewordoi.   Näherea  Uber  WiesenwässernngsgenossenachaAeii  ia 
§  62.      Im  Tjui/en  sind  in  Preussen  (ältere  Provin/en''  in  dem  Zcitmuni  v  n  lS4<i 
bis  1860  266370  ha  mit  einem  Aufwand  von  5,9  Mill.  Thaler  durcii  iuui-  und 
Bewftisemngen  verbessert  worden.    (Meitzen,  Der  Boden  etc.,  I.  Bd.,  S.  441  C 
Tgl.  auch  ^e  Uebendchten  am  Schluss  von  ^  62.)  -   BeKmderer  Fflrsoti^  eificfat 
sich  das  BewäHHeninjrswesen  seit  Itinj^erer  Zeit  in  Baden,  was  auf  die  zweckmässige 
Organisation  des  culturtechuischeu  Dienstes  vom  Jahre  1868  (vgl.  darnUr 
§  64)  in  erster  Reihe  zurückzuführen  sein  dttrfte.   In  der  Zeit  vom  Jahre  1870 
1888  sind  unter  Leitung  der  staatlicfatti  Culturingeneure  etwa  10000  ha  Fläche  ab 
bewässerbare  Wiesen  anpelej^rt  worden.      Eine  eben  solche  Fiirsor-^e  findet  die  Was^r^ 
wirthschafl  auch  in  Elsass-Lothriugen  seit  der  Ueberuabme  die4»eü  Limdes  ia 
die  deutsche  Verwaltuuf?;  ausser  grossen  künstlichen  Sammelbecken  (Alfeldweiher 
bei  Seven  im  oheren  Dollerthal  mit  1,1  Mill.  cm;  Thal.«iperrcn  im  oberen  Fechtthal 
mir  über  2  Mill.  cra  Rauminhalt',  welclie  sowohl  für  indu.strielle  wie  für  WstssertmÄ-»- 
zwi<cke  in  den  wasserreichen  Monaten  die  Wassermassen  aufspeichern  sollen,  siud. 
umfangreiche  Wiesenwässerungs  -    und   Entwässerungsanlagen   unter  starker  Ik.- 
theiliguug  der  Staatskasse  theils  ausgeführt,  theils,  wie  die  Verbesserung  des  Andlan- 
ricds   Aufwand  900000  M.),  die  Re^riilinni;:-  der  Breus<  h  i^nd  /.ahlreicher  and-^n^r 
kleiner  Gewässer  in  Ansftihrung   begnrteu  oder   vorbereitet.     (Etat  de^i  «•lüts.-- 
lothringischen  Laudeshaushalt  für  1891/92,  S.  283  ff.;  vgl.  auch  die  Angaben  am 
Sehlnsi  von  $  62.) 
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§58.  Die  Bedeutung  der  Entwässerung^). 

Allgemeine  Wflrdigung.  Nicht  minder  wichtig  wie  die> 
befeuchtende  und  dflngende  Wirkung  der  Bewässerung  ist  die  Sorge 

ftr  die  WegfQhrung  des  stauenden  Wassers  in  Böden  mit  undurch- 
lässigem oder  schwer  durchlässigem  Uiitomruiid,  weil  die  steinende 
Nä3?e  durch  AbhalUniL^-  der  Luft  und  duirh  Bpeinträchtigiiiio:  der 
cheDiischen  Processe  in  der  Erde,  durcli  Herabminderung  der  Boden- 
ti^niperatur,  durch  Erschwerung  der  Bestellungsarbeiten,  durch  die 
Begänstigung  der  Unkräuterregetation  direet  culturschädlich  und 
wegen  der  häufig  zu  beobachtenden  Ausdünstungen  aüch  gesund- 
heitsschädlich wirkt 

Ifan  spricht  in  der  HelionilioiisieGliiiik  des  EntwSsseniiiggwefeiiB  von  Helio- 

ratioutM)  I.  Orfliiuiig',  wt-lclu!  die  Rt^schaffimjr  i\vr  ztir  Trockenleg^ß"  iiofhwen- 
di^rn  Vortiuth  ^niri  die  Herstellung'  der  grüggeren  Eutwässerungskanäle,  und  von 
J^elio rationeu  Ii.  Urdiiuug,  welche  die  Eiubeaiehung  der  einzelnen  Grundstücke 
(dnreh  Sehen  tod  Gräben,  Legen  yon  Drainröliren  etc.)  sum  Gegenstand  der  Anljgpabe 
baben.  Nicht  in  allen  Fällen  lässt  sieh  aber  dem  Waaser  des  Entwässernngsgebiets 
m  natürlicluT  Abflnss  geben  und  man  ist  dunii  genöthigt,  zum  Mittel  der  künst- 
lichen Vortiuiii  2U  greifen,  d.  h.  entweder  das  in  einem  Entwässerungsgraben 
ufdenmeHe  Wasser  dnrcta  masehineUe  Einricbtnngen  sn  beben  oder  das  an  ent> 
wissenide,  aber  zu  niedrifr  liegende  Oebiet  mittelst  periodischer  üeberschwemmuug, 
bei  der  die  festen  Bestaudtheile  sich  niederschlüiren .  künstlich  zu  erhöhen  (sog. 
Colmation  ^  welches  Verfahren  in  Italien  „seit  Jahriiunderten  in  erfolgreicher  An- 
weiidimg  ist*^  nnd  von  dem  bekanntlicb  «neb  bei  Flnssoorrectfonen  behofii  rasdier 
.Verlaiidiing**  der  alten  Stromnnne  vielfach  Gebrauch  gemacht  wird.  Die  Ent- 
wässerung des  Hodens  selbst  kann  mittelst  offener  Gräben,  die  indess  viel  Terrain 
and  erhebliche  Unterhaltungskosten  erfordern  oder  mittelst  unterirdischer,  ge- 
wMossener  Leltongen  (Sickergräben,  Drains)  erfolgen;  letalere  Metbode  ist  die  in 
Qijaerer  Zeit  vorziiirsweise  angewendete,  wobei  man  sich  zur  Ableitung  des  Wassers 
Stelle  der  t  ruh  er  üblichen  Erd-,  Faschinen-  oder  8teindiains  mebr  ond  mehr 
thunemer  Kühreu  bedient. 

Die  V  ort  heile  einer  FuiUülinuiu  des  überschüssigen  Wassers 
m  Boden  diu*ch  Trockenlegung  von  Siiiii]ifon  oder  durch  das  Mittel 
'ItT  Drainapre,  welche  Vortheile  haiiptsüchiich  in  der  besseren  Durcli- 
iüftung  und  Durchwärmnnp:  dos  Bodens  in  Verbindung  mit  cuer- 
dscherer  Thätigkeit  der  bodenchemischen  Processe  und  Hintanhal- 
tuiig  fauliger  Gfthnmg  im  Boden,  ferner  in  der  Erleichterung  der 
Bodenbearbeitung  und  in  der  Möglichkeit  frflhzeitigerer  Bestellung 
im  Frühjahr,  in  dem  Entbehrlichwerden  des  Beetpflügens,  in  der 
Wsseren  Wirksamkeit  künstlicher  Düngemittel,  im  Verschwinden  von 
I  nkräutem  und  voi^  Ptianzenkrankheiten,  in  der  Hintaniialtung  des 

Vgl.  biezm  Per  eis,  a.  tu  0.,  8.  288  ff. 
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häutigon  Auffrierens  d<'s  Bodens  etc.  zu  Tage  treten*),  sind  so  in 
die  Augen  falleii<l,  dass  es  Ix^irreiOicli  erscheint,  wenn  derartiefe  Unter- 
nehmungen schon  sehr  frühzeitiir  durcli  aufgeklärte  Regierungen  mit 
aUen  Mitteln,  auch  denen  des  staatlichen  Zwangs,  gefördert  wurdeii 
und  wenn  diese  ünteraehmungen ,  die  fOr  Ackerböden  fast  noch 
grössere  Bedeutung  als  fOr  Wiesen  haben,  an  Zahl  und  üm&ng. 
zumal  im  mittleren  Europa,  die  Bewässerungsanlagen  sehr  über- 
wiegen ;  in  nicht  seltenen  Fällen  hat  man  indess  mit  Entwässerungs- 
anlagen zugleich  Bewässerungseinrichtungen  in  Verbiudung  gesetzt 
und  (lu  lurch  den  Werth  des  üntet  n»  limens  betrSchtlich  erhr»]it-  An 
Beispielen  grossartiger  Ausführungen  auch  auf  diesem  Gebiete 
fehlt  es  weder  in  der  älteren  noch  in  der  neueren  Zeit;  Hundert«* 
Ton  Quadratmeilen  ertragloser  Ländereien  sind  durch  Trocken- 
legung der  Cultur  erst  gewonnen,  zahllose  Einzelgrondstflcke  auf 
diesem  Wege  in  einen  ertragsfähigeren  Zustand  versetzt  worden. 
Gerade  hier  zeigt  sich  in  Tollster  Klarheit,  dass  erst  die  Arbeit 
des  Menschen  dem  Boden  wirtlischaftlichen  Werth  verleiht,  dass 
also  der  jeweilige  Gebrauchs-  und  Tauschwertb  des  Bodens  n^rht 
eigentlich  „erarbeitet"  wird  imd  dass  daher  jene  Betraehtungsweis.^ 
völlig  irrig  ist,  welche  in  der  allmählichen  Werthserhöhung  des 
Grund  und  Bodens  ausschliesslich  oder  vorwiegend  das  Ergebniss 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  sieht,  auif  welche  demgemäss 
auch  die  Gesellschaft  (die  Allgemeinheit)  und  nicht  der  zufällige  ; 
Bodenhesitzer  Anspruch  habe^. 

Anmerkniig.  1.  Toussaint  theilt  (a.  a.  0.,  S.  217)  einige  Bentabilititt- 

b erech n u n g-pn  iWu^r  AU'-f^e führte  Drainirnnfren  mit,  welche  die  Bedpiitttri!!  dieser 
Uutemehmuugen  gut  lilusthren.  Aut  dem  ostpreussiscbem  üut  Kerschitten,  von 
desBfln  IfiOD  Mm^^  1100  systeniAtiBcli  drainirt  wurdcfn,  wiren  in  d«itt  lOjiluigcn 
Zeitraum  nach  der  Ansfühniug  die  Ernten  nicht  nur  \iel  gleiclimlflsigerc  als  früher, 
sondern  ?inch  (hv  Krtrap-ssfdfrrriinp  eine  solche,  dass  das  Meliorationskapital  sauitnt 
Zinsen  von  rund  llOOÜThlr.  in  ö  Jahren  daraus  amortisirt  werden  könnt«  und  nach 
der  AmoiüBBtioB  ein  Veberachnsfl  Ton  nrad  4800  TUrn.  im  Jahr  rieh  ergnb. 

2.  Zahlreiche  Belege  über  die  vortheil  haften  Birkungen  von  Drainagi^ 
nntemelunungen  finden  sich  in  den  amtlichen  Ycröffentlichnngen  der  verschiedene« 
Ackerbauministeriell:  In  dem  Ilerielit  üLer  Prensseris  lnTlf^^v  VcnvnhnnL'"  <^tr 
1884/87  werden  ü.  B.  liir  Schlesien  ^S.  305  ff.)  die  Bildung  von  73  Droinag^g^ 
nossenschaften  mit  11 598  ha  Flächeuiuluilt  mit  einer  Kostenanschlagssumme  von 
2226000  IL  (DniehBchnittflaitfirand  anf  den  ha  183  M.)  gemeldet  und  alt  riditbai* 


Pereis,  a.  a.  0.,  S.  456  ff.,  und  Toussaint,  a.  a.  0.,  ä.  150  ffl,  de^- 
insbea.  ndt  AUard  dem  Drabbau  anch  die  für  chemische  ProceMe  wichtige  Bnes- 
gong  elektrischer  Strömungen  im  TJnt«rgrund  zuschreibt. 

*)  Fiir  >]u'  Kritik  der  Boden-Verstaatltehunj^sLewepTTinq-  /Kap.  II,  §  40  ff.^  (TiUt 
obiges  Muuieut  der  Erarbeitung  des  Mehrbodenwerths  durch  das  besitzejide  iiünzei- 
snbject  mit  entscheidend  ins  Gewicht. 
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EiMge  fest^staUt:  daM  In  Folge  der  Drainage  fiberal!  eine  weit  nteliere  FrQh* 

jAhrsbestellang^  ermöglicht  ist,  dass  >'ielfach  Flächen^  welche  früher  der  Nässo  \v»>«r»'n 
überhaupt  nicht  oder  nur  periodic«  !,  in  )>«>s()nder8  grünstig^pn  Jahren  bestellt  wurden 
Dod  geringe  Erträge  gaben,  jeti^t  dauernd  der  Cultur  gewonnen  sind;  dan« 
in  Dnrebiclimtt  die  Steigemng  der  BrtrlgiuflM  bei  allen  Fmchtarten  anf  miadettene 
2b  «  an^«reben  wird;  dass  erfahnuigs^^mäss  der  Dünger  anf  drainirtfn  Feldern 
anhaitendfr  nini  bessier  wirkt  (S.  308);  endlich,  dass  in  Folge  der  flurch  difsf«  Me- 
liorationen erzielten  Urtragssteigerung  an  Futter  auch  der  Viehstand  und  damit  die 
Däogerertengmig  hat  venudurt  werden  können  (S.  32&.) 

3.  Ein  Beispiel  für  die  gttnitigen  Ergebnisse  des  Colmatious verfahren« 

liefert  das  Gut  PoiitiM  im  Departement  Vaiielnse:  der  ans  Schotter  ])cstehend<\  v^r- 
stunpfte  und  in  die  letzte  Stenerklasse  cin<r«'n'ilit»'  Hoden  im  VVertlie  von  rund 
2lX)  Frcs.  pro  ha  gilt  jetzt  34300  Fres.  und  mehr;  die  Kosten  betrugen  700  Frcs., 
die  Wertbsteigemng  aUo  2700  Pres.,  bei  einer  Gesamratilftcbe  von  120  ha  als» 
'I'iiOOO  Frcs.;  die  Mcn^a»  der  dnnh  die  Wasserzuleitung  deponirten  Allnvionen  wird 
xa  ^10790  Kuliiktsic-er  anf,'i'^'»'l)ci).    (Perels.  a.  n.  O.,  S.  31B>. 

4.  Von  bemerkenswert h en  grosseren  Unternehmungen  im  Gebiet 
d«s  Eniwässerungswesens  smd  yor  Allem  a)  die  in  Prenssen  unter  Fried- 
rich Willu'lm  1.  und  Friedrich  dem  Grossen  ausgeführten  zu  orwühuni  als 
bleibt  Ilde  Ztugnisse  Ii  »Im  i  IkO^entemvcislnit  und  thatkräftiger  Wirthsrhaltspolitik 
'tgL  zu  den  nachstehenden  Angaben  insbesondere  das  mehrfach  citirte  liuch  von 
Meitcen,  Der  Boden  und  die  laudw.  Verhältnisse  des  Pienss.  Staats,  (I.  Bd., 
'=  441  ff.)  und  R.  Stadelmann,  Friedrich  d.  Or.  in  seiner Thätigkeit  für  den  Land- 
bau Pnrus.sens,  1S7G.  Durch  die  unter  dem  erstjrenannten  '>TtiTiarchen  durchgeführte 
Meliorationen  des  K  hin-  und  HavelländischenBruchs  wurden  «innerhalb  5  Jahren 

^eograpliische  Uuadratmeilen  bewegliche,  im  FrGhjahr  schwimmende  Hoor- 
wiesen  XU  eoltnrfilhigem  Lande  nmgeschaifen  . . 7.2  Meilen  (iralx'n.  irrosse  Dämme, 
Schleusen  und  Wctr»*  wuidfn  angelegt  und  der  dnmnls  sehr  erlu'l)li(h("  Auf^^"aIld 
voa  212230  M.  Kosten  aut  die  betheiligtcu  Güter  und  Ortschaften  nach  Verhäitniss 
üiref  Gewinns  vertheilt ;  der  Nutzen  überstieg  jede  Srwartunjf'*.  Weiter  umfang- 
reiche  Trockenlegnn-rsarl)iit«'ii  unter  Friedrich  d.  Gr^  namentlich  im  oder-, 
Warthe-  und  Netz,  luut  Ii  und  an  zahlreichen  Niederungen  Pommerns  und  dfr  Mark. 
Ikr  Oderbruch  „bestand  aus  einer  Wildniss  von  Wasser  und  Morast,  in  welcher 
^  Oder  in  zahlreichen  Armen  nnd  Schlanken  sich  ergoss  und  eine  schwache  Be- 
V  'lkening  von  Fischfang  und  Viehaucht  sich  dürftitr  nährte";  durch  die  Oorreiiion 
'1er  '»d.  r  in  Verliin  lnTiL'  mit  Damm-  und  Kanalisationsarbeiten  wurden  mit  einem 
Aufwände  von  Ö20U00  Thlr.  im  Ober  -  Oderbruch  117000,  im  Unter- üderbnicU 
1(K}690  Mor^'t  n  frachtbares  Land  gewonnen,  auf  dem  aUbald  43  neue  Dörfer,  Colonien 
sad  Vorwerke  angelegt  wurden.  „Hier  ist'*  durfte  Friedrich  d.  Gr.  mit  Recht 
^.:to  —  .ein  Fiir>t.  iitliuiii  im  Frieden  ernbrrt".  Die  Bodenerträgnisse  sind  jetr.t 
<i^a  höchsten  in  anderen  truchtbaren  Gegenden  gewonnenen  gleich;  die  Kaufpreise 
Mlea  sich  zwischen  1800  —  2400  M.,  die  Pachtpreise  awischen  48— 60  M.  anf 
'i'-oha.  —  Die  Melioration  des  Warthe-  nnd  Netzehruchs,  die  über  1  ]IG11*  Thlr. 
ii.^^vr."  t  ri'  ih  »  iiM»  rulturflilnVe  Fläche  von  122022  Mori^en,  die  des  Dröm m ! i n  jr«' 
aa  der  Ohre  im  Keg.-Bez.  Magdeburg  eine  solche  von  176800  Moi^n,  der  Fiemer- 
*TMih  bei  Magdeburg  30000,  mehrere  Sfimpfe  an  der  Stemme  und  Tanger  87000, 
•"iu  Theil  des  Madnesees  in  Pommern  14000  Morgen  (Rau,  Anm.  b,  zu  §  103).  - 
•V^lnilirlie  Meliorati  in  Ti  ^'  it  1720  in  Hannover  httI  Ostfriesland.  b)  In 
bdj  ern  seit  1778  unter  Kurfürst  Karl  Theodor  Auatroeknung  des  fast  4  ^uadrat- 
■rilen  mn&ssendeu  Donaumooses  mit  einem  Aufwand  von  648000  Childen  nnd 
<  olonisimng  dieser  Fliehe,  ohne  dass  indess  die  Colonisteu  zu  einem  rechten  Ge- 
fieihei)  kommen  konnten:  nenestens  int  ln';ib>-ifhriir'.  die  nrspriin<rliehen.  in  der  r.ti 
»urken  Senkung  des  (irundwassers  bestehenden  Fehler  der  Anlage  durch  Wieder- 
«nfthrung  von  Feuchtigkeit  mittelst  Atifirtan  und  Anbahnung  einer  diesen  Torf- 
Undereien  attgepnssten  Düngerwirthschaft  (mit  Mineraldünger)  wieder  gut  zu  machen, 
'^n'hf  Hävern«;  landw.  Vt'rwalninjr.  1890.  S.  0H8-.  S.i  hat  'Auvh  das  prosse 

^Wrectionswerk  am  Oberrhein  —  siehe  darüber  die  Anm.  2  zu  ^  tiO  —  neben  dem 
^hata  Tor  Ueherschwemmungen  vor  Allem  auch  durch  die  bessere  Bntwissemag 
nad  Etttsumpfung  der  Bheinuiedenuig  auf  badischer  nnd  elsKssischer  Seite  ausser» 


Digitized  by  Google 


344 


Kap.  m.  JDto  Pottdk  der  Landewiiltar. 


ordeutlich  wohlÜuUig  gewirkt  und  die  Wohlftandslage  dieser  weiten  Landstrich« 

mäclitip:  g^ehoben.  -  d)  ^'^n  sm  -^f-rfl  cutBchcn  prössori' n  Werken  .  die  in  da* 
Gebiet  der  Entwässerung  und  Truckculegung  fallen ,  sei  noch  erwähnt :  Durch  dk 
Trockenlegung  des  Harlemer  Meers  (1849—1852)  ist  eine  Flüche  Ton  18000 ha 
Cnltmiand  gewonnen  worden;  die  mittelst  dreier  Dampfmaschinen  ausgepmofie 
Wassennenge  bptmp  rund  832  Mill.  cm;  Kosten  19  iÜII  Krcs.  Die  TnK kenle^rr.np 
der  Ziiydersee  bekanntlich  geplant.  —  In  Ungarn  suiicu  seit  1877  — 188ä  rund 
3iX)ÜU0  ha  meliorirt  worden  sein  (Fraissinet,  a.  a.  0.,  S.  16).  —  Die  Trockea- 
legung  des  Chianathals  in  Italien,  swiiclien  Arno  und  Tiber,  hat  nach  Pereli 
die  Ertrii;:-*'.  lii*-  friilii  r  srleieli  Null  waren,  atif  90  Frcs.  rein  auf  den  ha  irrrt. 

Ueber  (üc  Trückeuleguug  des  Lago  Fucino  in  den  Abbnuzen  siehe  die  an- 
ziehende Schilderung  von  A.  Knop  in  der  Deutschen  Warte,  1874,  Hef^  11;  ^ 
Trockenlegnng  dieeee  17000  ha  grossen  Sees  schon  unter  Jnlins  Cäsar  und 
riiuidius  (joplant  und  in  An(:riff  genommen,  ohne  dass  inf?t-->.en  die  damalii^en 
wie  die  sputer  unter  Kaiser  Friedrich  II.  unternommenen  Arbeiten  den  gewünscht^a 
Erfolg  hatten;  erst  die  Wiederaufnalime  des  Projects  durch  Fürst  Torlonia  in 
Jahre  1855  führte  mit  einem  Aufwand  von  30  MUl.  Frcs.  xum  Ziele;  während  noch 
in  den  40  Jahren  der  Znstand  der  Bewohner  der  versumpften  T^fer  des  Fu<  in<.  -1; 
ein  „erbärmlicher"  geschildert  wird,  ist  an  Stelle  des  Sees  jetzt  eine  blüheodf 
Landschaft  erstanden,  deren  Roherträgnisse  auf  den  in  intensivste  Cultur  genonunt-nok 
Grundstücken  mau  s.  Z.  auf  6  Hill.  Frcs.  veranschlagt  hat.  -    Nach  der  g^(^^s^a 
landw.  italienis  (  !i '  n  A j^'mreuquete  ih  r  HOer  .Tahre  wird  der  T'iulan;,'-  der  u<ich  7.a 
entwässernden  Läudereieii  auf  700    80ÜÜÜ0  ha  angegeben;  seit  1861    -1877  hat 
die  italienische  Regierung  über  30  Mill.  für  diese  Zwecke  ausgegeben,  allerdinra 
nnter  erheblicher  luanspmchnahme  der  Provinzen,  Gemeinden  and  Privaten.  —  Ten 
gTri^;st'r«-n  l'ntemehmmifron  in  der  Schweiz  sind  in  erwähnen  die  Tieferlejmnp  d« 
Luugerusees  (1806 — 183öj  und  vor  Allem  die  Linthcorrectiou  im  Cant«.B 
Glarus  (1807 — 1827  unter  der  Leitung  von  J.  K.  Escher  nach  den  Plänen  d** 
hed.  Ingenieurs  Tu  IIa),  durch  welche  es  gelang,  den  corrigirten  Fluss  (Linthkanel) 
^so  tief  in  den  Thalboden  eitizuschneiden.  dans  der  Xiederwasserspiegel  des  Walense^s 
um  nicht  weni^rer  als  5,40  m  gesenkt  ward" ;  dadurch  ist  „das  breite  Thal  von 
MoUis  bis  Weesen  und  bis  zum  Zürichsee  gegen  Ueberschwemmuugen  sicher 
stellt,  entsnmpft  nnd  so  der  ('ultur  wieder  gewonnen  worden*^.  („Der  Rheinstrom"  etc 
S.  222.';     Aufwand   über  1   Mill.  Frcs.,  frewonnenes  nrhares  Land  tnach  K.<'i 
20000  Juchart.  —  In  ähnlicher  Weise  hat  die  Juragewässereorrection  uns 
Utergelände  der  3  Seeen  von  Biel,  Neuenbürg  und  Murten  durch  Senkung  ihres 
Wasserspiegels  nicht  nnr  vor  Ueberschwonmungen  bewahrt,  sondern  auch  die  Trocken- 
legung der  ans<^«"dehntf  :i  M Oorfrriin de  in  der  Umgebung  dieser  Seeen  ernuirrli-ht. 
—  In  Irland  „eiuer  grui.seii,  nur  über  wenige  Oelfnungen  abzuwassernden  Mulde 
vergleichbar,  die  seit  ältester  Zeit  im  höchsten  Grad  versumpft  war",  wurden  auf 
Grund  besonderen  Gesetzes  1846—55,  ausser  den  weiter  wirkendn  Abifi^en,  S7872  hs 
Land  mit  einem  Aufwand  von  2101(i8<)()  M.  nnmittelbar  trocken  gelegt,  an  weiten 
der  Staat  13124160  M.  zuschoss  (Meitzeu). 

5.  Ueber  den  Umfang,  in  %vekhem  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  Drniuagtn 
in  Form  von  Einsel>  oder  Genossenschaflsnntemehmungen  in  den  einzelneu  Linden 
durrhjrefiihrt  wnrdfMi  sind,  fehlen  jrennnere  An;j:Hhen;  in  Enirland  II- n  1868 
schon  1,3  Im  drainirt  ^«  weseii  sein,  in  Frankreich  um  dieselbe  Zeit  ^'J'UOO  im 
(mittlerer  Autwund  in  Frankreich  auf  den  ha  250  Frcs.);  über  die  genusseasi: Laft- 
liehen  Unternehmungen  dieser  Art  siehe  übrigens  die  Bemerkung  anf  S.  363  unten; 
über  die  Staatsheihilfen  inir!  die  diese  Unteniehmnngen  fStdecnde  Specinlge" 
setzgebuug  das  unter  §  64,  Ziffer  2  Ausgeführte. 


g  59.  Die  Moorcultur  insbesondere. 

Bedeutung  der  Entwässerung  für  Moorl ändereieu 
insbesondere.  Eine  nachhaltige  Bedeutung  gewinnt  die  £nt- 
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Wässerung  insbesondere  aueh  in  Ansehung  der  Moorländereien, 

bei  denen,  nehcn  der  etwaigen  Ausbeutung  auf  Brenntorf  und  in 
neuerer  Zeit  auch  auf  Streutorf,  <lie  althergebrachti),  für  die  weitere 
Umgebun«/  mit  vielfuchen  Störiiiiiieii  und  Misslichkoiteii  vrrknttpfte 
Brenn cultur  dem  Boden  uur  die  allerdürltigsten  Erträgnisse 
abgewann,  wöhrend,  wie  zahllose  Beispiele  zeigen,  durch  Trocken- 
legung in  Verbindung  mit  rationeller  Behandlung  des  entwässerten 
Moorbodens  dieser  in  fhichtbarste  Ländereien  sehr  wohl  umge- 
wandelt werden  kann  >).  Bei  der  sog.  holländischen,  auch  in  Ost* 
friesland  vielfach  angewendeten  Veen-  oder  Fehn  cultur,  bei 
dt  r  «lie  Kiitwässenuigskanäle  gleichzeitig  als  Schififfahrtskanäle  für 
die  Verfrachtujig  d(»s  al)uegel)enen  Brenntorts  und  der  Emteproducte 
dienen,  wird  die  abgetorfte  Fläche  mit  dem  aus  den  Kanälen  und 
Grüben  gewonnenen  oder  besonders  herbeigeführten  Sande  sorg- 
fältig gemischt;  bei  der  nach  ihrem  Begrfinder  Gutsbesitzer  Bimpau 
auf  Gunrau  in  der  Altmark  genannten  Dammcultur  dagegen  die 
aus  den  Gräben  gewonnene  Sandschicht  auf  den  entwässerten 
Mooiboden  aufgebracht  (die  Sanddecke  hat  den  Zweck,  den  Cultur- 
prtanzeu  einen  festen  Standort  lüid  Schutz  gegen  die  gerade  auf 
Moorböden  Itesonders  häutigen  Fnlhjabrsfr^^s'te  zu  gewähren)  und 
eine  Vermischung  des  Sand-  und  MoorbtnitMiH  dabei  sorgfältigst 
vermieden^).  Die  erstere  Culturmethodo  setzt  eine  lohnende  Ver- 
werthung  des  Brenntorfs  voraus  und  bedingt  im  üebrigen  die  als- 
baldige Einbeziehung  eines  grösseren  Gebiets  in  die  Meliorations- 
untemehmung,  erfordert  daher  die  Zuhilfenahme  des  staatlichen 
oder  genossenschaftlichen  Apparats,  während  die  letztere 
l'ultunveise,  sofern  der  Bescbaflfung  der  nöthigen  Vorfluth  Schwierig- 
ktiteii  nicht  im  Wege  stehen,  sehr  wohl  Gegenstand  derKinzel- 
unteruehmuüg  sein  kann.   In  beiden  Fällen  ist  eine  reichliche 

^}  Leber  die  gesundheiilieheu  und  landwirthschaftlichen  Nacbtheile  der  Braud- 
tvltnr  Hilf  Mooren,  zu  deren  Bekämpfunfr  f^in  eiircner  Verein  in  Deutschland  nch 
biklHe.  \fr\.  Deutschen  Landwirthscliut tsrath,  Arelüv  von  1882,  S.  489. 

^  Ttber  flif  tnchnischen  Ei  nze  1  Ii  ei  t  en  des  Rimpan'sclicn  SanddpckTinj?«- 
irerfabrenB  iDanuncultur)  siclip  Toussaint,  a.  a.  0.,  S.  2c^[J  und  Perels,  a.  a.  ü., 
S.  476;  die  Kosten  der  Aiila^'e  pro  ha  schwanken  zwischen  200  und  800  M.  Und  • 
dürfen  im  Mittel  zu  400 — ÖOO  M.  angenonunen  werden.  Von  einzelnen  CaltDren  wird 
^«nchtfi.  (la-is  sclmii  »•ine  einzig^e  Ernte  nach  dem  Umhau  die  Unkosten  «rt^deckt 
bau  Kimpau  gab  den  Reinertrag  seiner  Dammcultur  früher  zu  120  M.,  später  auf 
180  31.  pro  ha  an.  —  Den  instnictivsten  Ehiblick  in  die  neuere  Moorrältnrtechiiik 
IRvÜirt  das  FachbUtti:  Mittheilungen  des  Vereins  zur  Förderang  der 
Moorfultur  im  Deutschen  Reich  (Rediutrnr  Dr.  Cinihl -Berlin).  Felier  die 
ii«ctu*-,  Verwaltungs-  und  Wirtiischaftsgescliiclite  der  alteren  Colonisatiuusversaohe 
■if  dentfchen  Moorländereien  siehe  Hugenberg,  Innere  Colonisation  im  Nordwwkan 
Iteottchlaadi,  1881. 
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BUnn^ung  des  Moorboden«  wesentlichste  YoTaQSsetzuu^r  des  Erfolgs; 

in  Holland  benutzt  man  dazu  neben  dem  Seescblick  vorzviirs weise 
den  Kl()ak<»ninbalt  dor  Stadto,  im  Uebrififen  vorzugsweise  kali-  und 
phosphorsiUirelialtii^e  mineralische  Düngemittel,  und  zwar  die 
Phosphorsäure  neuerdinirs  meist  in  Form  des  aus  der  Thomas- 
schlacke gewonnenen  Düngermehls 

Man  1HU^^  lilnii^ens  sehr  wohl  den  Unterschied  ywisclien  (\f*n 
kalkreichen,  in  starker  Zersetzung  der  Pflanzenmas^♦'  (meist  Sciiilf- 
arten  und  Binsen)  begriffenen,  in  der  Kegel  zu  beiden  Seiten  von 
Wasserlftufen  Torkommenden  Niederungs-  oder  Crrünlands- 
mooren,  und  den  Hochmooren  beachten,  welch'  letztere«  aus 
stehenden  Gewässern  allmählich  emporgewachsen  und  in  der  Begel 
von  grosser  Mächtigkeit,  eine  nur  geringe  Zersetzung  der  Pflanzen- 
faser  aufweisen  und  bei  sehr  ireringem  oder  ganz  fehlendem  Kalk- 
gehalt  ein  sehr  lockeres  (leluge  haben  nnd  desshalb,  wie  weiji^n 
der  Kostspieligkeit  dpr  Sandbeschaflfung,  für  die  Kimpau'sche 
Oulturmethode  meist  sieh  nicht  eignen.  Nun  haben  aber  gerade 
diese  Hochmoore  bei  Weitem  eine  grossere  Verbreitung  als  die 
Niederungsmoore,  und  es  gehM  daher  zu  den  folgenreichsten  Er- 
rungenschaften der  modernen  Anbautechnik,  die  Mittel  und  XTege 
zur  lohnenden  landwirthschaftlichen  Nutzung  der  Hochmoore  auch 
auf  anderem  Wege  als  dem  der  „Verfeliiinuir''.  die  wie  erwähnt, 
eine  nicht  immer  vorhandene  lohnende  Verwerthung  des  Brenntorts 
voraussetzt,  gezeigt  zu  haben.  Was  in  dieser  l^'ziehuiig  die 
Preussiache  Landwirthschaftsverwaltung  durch  Errichtung  der 
Moonersuchsstation  in  Bremen  und  der  Moorcentralcommission 
sowie  durch  Bereitstellung  von  Mitteln  im  grossen  Maassstabe  zur 
Durchführung  von  Culturversuchen  auf  eigenen  fiscalischen  und 
privaten  Moorländereien,  was  in  gleicher  Richtung  die  Provinzial- 
verwaltimg  in  Hannover  und  was  die  bahnbrechenden  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  obiger  Verj^uchsstation  selber  geleistet  haben.  zahK-n 
im  Hinliliek  auf  das  immense  Moorgebiet,  welches  noch  der  land- 
wirthschaftlieh-intonsiven  Ausnutzung  harrt,  zu  den  bedeutungs- 
voUsten  Thatsachen  im  Gebiete  der  lürsorgenden  Landw  irthschafts- 
pflege  der  neueren  Zeit;  denndie£inbeziehungd6rrund2  Millionen  ha 

Der  hohe  Werth  der  städtischen  Fäkalien  in  Holland  ist  wesentUdi  «f 

die  dorti;r.'  Moon  iiltnr,  welclu'  dirst's  kräftitrt'u  r»üiitr«'nntt<'lH  nicht  entbehren  kann, 
surückzulühnMi ;  die  eine  Stadt  Groniuii^en  erhielt  aus  der  Abgrab«  der  Fäkaheii 
eine  jährliche  Reineinnahme  swiachen  20  und  30000  Gulden  \^Perel8, 
8.  475). 
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Moorland,  welche  auf  Prousson  allein  entfallen,  in  regelmässige 
landwirtLschaftliche  Nutzung  dmrh  ,,die  mineralische  Befruchtung 
des  seinem  ürspning  nach  vegetabilischen  Moorbodens*'  bedeutet 
eine  nach  Hunderten  von  Millionen  sich  beziffernde  Wertherhöhung 
des  NaÜonalkapitals,  eine  grossartige  Steigerung  der  jährlichen 
BodenproductioDt  zumal  von  Cerealien,  die  Er(^ffnung  zahlreicher 
NiederlasBungs-  und  ArbeitsmOglicbkeiten  für  land*  oder  arbeitelose 
Elemente,  und  stellt  sich  ebenbfirtig  jenen  Colonisationen  des 
Mittelalters  zur  Seite,  mittelst  deren  der  preussische  Norden  und 
Nordosten  für  <lie  Cultur  erol)oi-t  worden  ist.  Die  nationalükoiio- 
niis«  ho  Bedeutung  der  neueren  Moorcultursystenie  liegt,  nicht  am 
wenigsten  darin,  „dass  man  hierbei  unter  Verwendung  grosser 
Mengen  mineralischer  Düngemittel,  über  deren  fast  unerschöpf- 
liches Vorhandensein  (in  Form  von  Lahnphosphoriten,  Kainit, 
Canuillit,  Thomasschlacke  etc.)  im  vaterländischen  Boden  man  erst 
in  neuer  Zeit  sich  Bechenschaft  abgelegt  hat,  schnell  vom  exten- 
sivsten zum  intensivsten  landTiirthschaftlichen  Betrieb  hat  schreiten 
können  uii<l  dass  es  auf  Grundlage  dieses  Systems  möglich  ge- 
^\->rd<'n  ist,  dem  Culturland  sehr  ausgedehnte  Flächen  bisher  öden 
und  ertraglosen  Moorbodens  hinzuzufügen,  ein  unschätzbarer  Gewinn 
für  ein  Land,  in  dem  die  Beyölkenmg  mit  Kiesenschritten  sich 
Termehrf '  (Pflug). 

VgL  hierzu  die  Jahresberichte  üIht  l'i  eussens  Inndwirthschaftliche  Ver- 
«altunjf,  insbesondere  jcTK  !!  fitr  1884/H7  S.  489  :  „Die  unter  eifrig:er  Mitwirkuup 
dei  im  Februar  1882  ins  Leben  getretenen  Vereius  für  Moorcultur  von  der 
Moor-Terittchsstation  Bremen  eingeleiteten  Versuche  haben  dara  geführt, 
das  Hochmoor  auf  die  Weise  in  Cultur  zu  brin;^en,  dass  mit  einer  gründlichen 
B^arheitiiriL'  und  tiiunulitrcn  It-ifliton  Brandcultnr  ficr  oberen  Moorsrhirht  oiiie 
«itergische  Kalkzut'uhr  und  eine  reichliche  DüD^'iui^r  mit  Stick»totf,  Kali  und 
Phocphorsiure  verbunden  wird.  Es  ist  hierdurch  ^'einngen,  auf  ganz  rohem 
Moor  gleich  im  ersten  Jahre  sehr  ergiebige  Ernten  an  Roggen  und 
Kartoffeln  sowie  Hülsenfrüchten  zu  erzielen,  auch  steht  zu  hoffen,  dass 
der  Futterbau  auf  dem  so  behaudelten  Moor  gnte  BesuUate  zeitigen  winl.^  —  lu- 
itnctive  Berichte  des  verdienstroUen  Vorstandes  der  im  Jnhre  1876  errfcht^en 
Moor-Versnchsstation  Bremen,  Dr.  Fleischer,  in  den  Landwirthschaftliclini  .lalir* 
Ki-'-hpm.  .Tahrjrnng  1883,  18S^)  und  W] .  Si\eh  A.  Pflug,  „Di^  m  ii  tlisdialtli.  he 
Kr^*hl)es<iung  der  im  Deutschen  Keich  bekgeueu  Moorflächen (iu  der  Zeitschrift 
für  die  gee.  8t.  W.,  1891,  S.  453  ff.)  beträgt  der  Umihng  der  Moorbildnngen  in 
der  Provinz  Hannover  Ö61433  ha  (14,6%  Oeaiunmtflftche),  in  den  acht  älteren 
Pn»a>»i>.  Provinzen  r).2®,'n  Stnatsirpbi»'ts:   witere  unifangreirhp  l\TfM)rbilfliinir»*n 

Maoentiich  in  Bayern  (t>4488  ha  im  sog.  Douau-,  Erdinger  und  Dachauer  Moos) 
nad  in  Mecklenburg  und  Oldenburg.  Ausgedehnte  Moore  auch  nuf  einzelnen  Hoch* 
pUteaus.  so  namentlich  in  der  Eiffel,  auf  dem  Rücken  einzelner  Schwarz wald- 
zfigv.  fips  Brocken'?  und  drr  Khr>ii;  Ictztrrp  Mnorc  knnruMi  im  Hinblick  auf  dip 
umni  rauhe  Lage  wohl  nur  auf  Torf  (als  Brenn-  und  8treutorfj  ausgebeutut  wt  rden. 
Kach  Pflog  hat  das  nach  dem  KimpanUchen  System  in Moorcüütnren  augelegte 
Kapital  gegendeaweiae,  so  auf  dem  Gut  Nennhausen,  bis  au  25*/«  >Ich  verzinst. 
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(B.  468  und  474).  —  Die  Moorbrandcnliiir  mU  In  HolUad  auf  nmd  12000  ha,  k 

Preiissen  und  Oldenburg-  noch  auf  rund  14000  ha  in  Betrieb  sein;  da  d&s  in 
Brandcultur  «rPT^funmene  Areal  nach  etwa  6  Jahren  todtjre^nimit  ist.  ?äieht  sich  ('fr 
Muorbrenner  (ftüutthigtf  weit^  zu  uehen«  d.  h.  ein  nomadeuiiaites  Ij^btru  su  luhrva. 
«Noch  jetet**,  »agi  Boscher,  „haben  wir  in  unseren  norddentschen  Xoorcoloaies 
die  bequemste  (ieleg-enheit,  den  Uebeq^nfir  von  dem  rohesten  Feldsj'stem  zu  deo 
culti\nrtm»n  mit  «njrrnpTi  Anpon  zu  beobachten."  -  Die  Veen-  oder  Fehncultw. 
weiche  sich  aul  den  Abbau  uud  die  industrielle  Venverthung  des  Moortorfs  sowie 
die  Onldvlmng  des  hlossfrelegten  Moomatergrnndes  stdtet,  ist  Ton  Hollaad  nach 
Ostfriesland  und  weiter  ostlich  vorgedrungen  und  besonders  entwickelt  ini  früheren 
Amt  Lilienthal  unweit  Bretnon  (42  Moordörfer)  sowie  im  Rf^prierungsbe/.irk  Stad*?, 
wo  1875  rund  76UUU  ha  Moorland  als  Acker,  Wiese  und  Hoixung  in  BeuütJtaii^ 
genonunen  waren  (Pflug,  8.  488).  —  NamhaAe  AvA^rendnafen  In  Prenaaen  fir 
Begründung  neuer  Moorcolonieen  seit  den  70er  Jahren:  allein  für  die  Erschliessoug 
des  zwischen  der  Ems  und  der  holländischen  Grenze  sich  hinidehenden  Moorgebiets 
\9  ^adratmeilen)  hat  die  Preossische  Begierung  durch  Erbauung  des  Süd -Nord- 
Kanals  und  rtm  vier  (^nerkanülen,  welche  das  Hoorgebiet  mit  der  Ens  nnd  vit 
dem  holläudischra  Moorkanalsystem  in  Verbindung  bringen  sollen,  15  liill.  M.  acf- 
pewcndct;  hier  \nie  in  dem  von  dem  Ems -Jahde- Kanal  dnrrhsrbnitteneB  _fm»«"*n 
Wiesmoor*^  soll  nun  gerade  bei  den  imgünstigen  Absatzconjuncturen  für  Hrenntorf 
an  Stelle  der  Terfeluinng  die  neuere  Hochmoorcnltar  treten.  — ^  Ueber  eia 
Beispiel  geluii^'ein  r  Wiesencultur  auf  Nieder  ungsm  ooren  bei  starker  mineraUs«  ^i- r 
Dfingnng  (9U0  kg  Kainit  und  400  kg  10*/o  Thomasmehl  auf  den  ha)  berichtrt 
Schultz-Lupitz  in  No.  43  der  Deutscheu  landw.  l'resse;  Keingewinn  pro  ha  nickt 
nnter  60  M.  nnd  das  dnrch  die  Kainitpbosplialdfingung  endete  Fntter  hat  sich  ab 
ftnsserst  gehaltreich  und  verdaulich  erwiesen.  ^Kine  fleissige  Wiesencuiinr  der 
Moore  ])«'/.iihU  si(  h  grut;  wohl  der  Wirthschaft,  welche  mittelst  der  wohlfeilen  Mint- 
raMiiuguug  so  reichliche  Mengen  Eiweissstoffe  aus  den  ^Muurcn  sich  sufuhren  kann  . 
In  dieser  Weise  behandelt,  blfiht  den  Niederungsmooran  eine  grosse 
Znknnft.'' 


g  60.  Der  Wasserscbutz. 

» 

Die  fliessende  Wasserwelle,  wie  sie  den  Acker-  und  Wiesenbau 
durch  ihre  befeuchtende  und  dtingende  Wirkung  gedeihlich  be- 

einflusst,  kuiiu  sicli  ebenso  als  schädliches  NaUirelement  erweisen, 
wenn  sie  hoch  anschwelltMid  ias  ihr  von  der  Xahir  ansrewiesene 
Bett  fiberstciiit.  die  aüstorjseiKioii  (ii'Unulctheilc  mit  verheerender 
Gewalt  überschwemmt,  die  Ackerkrume  mit  fortreisst  oder  mit 
Gerölle  und  Kies  überschüttet  und  so  das  mühevolle  Cultiin^erk 
der  Menschenhand  mit  einem  Schlage  wieder  zerstört  Ben 
ständigen  Yeränderungen,  welchen  dieFlussl&ufe  durch  die  lebendige 
Kraft  des  Wassers  zu  unterliegen  drohen,  die  gef&hrliche  Spitze 
abzubrechen,  dafür  zu  sorgen,  dass  jeder  Plusslauf  die  tiefste  Lage 
seines  Gebiets  einnehme,  um  für  das  üherschüssii^e  Wasser  seines 
J^iederschlaj^sirobiets  den  liinveicheud  grosstMi  Hecipieuteu  zu  bilden; 
zu  verhüten,  dass  durch  die  von  jedem  Fluss  mitgeführten  erdigea 
B(  standtheilo  die  Sohle  des  Betts  allgemach  sich  erhi^he  und  da- 
durch eine  Versumpfung  des  umliegenden  Gebiets  veranlasse; 
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darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  bei  besonders  starken  Ausehwel- 
luniren  des  Wasserlaufs  das  Wasser  entsprechend  rasch  abgeführt 
und  ein  Uebertntt  desselben  auf  anstossendes  OultursrelSnde  ver- 
hindert werde,  bildet  in  Verbindung  mit  der  Sor^re  für  Schitfbar- 
machung  der  Wasserstrassen  die  Aufgabe  der  Strombau technik, 
welcher  daher  die  wiehtigsten  Interessen  der  Landescultur  mit 
anvertraut  sind.  Die  Mittel,  mit  denen  die  Strombautechnik  arbeitet, 
um  der  Wassergefahr  vorzubeugen:  Beseitigung  von  Flusskrflm- 
mungen  (Serpentinen)  uiut(»lst  Vornahme  von  Durchstichen  (Gerade- 
legimgen),  die  von  einer  Tieferlegung  der  Flusssohle  begleitet  zu 
sein  pflegen;  Befestigung  der  Ufer  gegen  Abbrucli;  AnhicTe  von 
Deichen  längs  des  Staromlaufs  zur  Verhütung  des  Uebertrittä  von 
Wasser;  Erbauung  von  Thalsperren  in  den  Gebirgsthälem,  um  die 
von  den  einzelnen  Wasserlftufen  geführten  Geschiebemassen  kOnstlich 
zinflckzuhalten;  Anlage  von  Reservoirs  zu  fthnUchem  Zweck  und  um 
eme  allmähliche  Zuführung  von  Hochwassem  in  das  Hauptabzugs- 
gebiet  zu  bewirken  —  sind  in  diesem  Zusammenhang  nicht  zu 
erörtern,  wie  denn  jeder  Wasserlauf  sein  besonderes  „Stromregime" 
erheischt  und  jede  ^t  hematisclie  Uehertragung  der  stromhautech- 
ni^chen  Erfahrungen  eines  Landes  auf  das  andere  verfohlt  wäre. 
Wohl  aber  ist  auf  folgende  Gesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen: 
1.  Das  Ideal  der  Hydrotechnik  wflre,  jeden  Flusslauf  so  zu 
gestalten,  dass  ebensowohl  fttr  die  Bedflifnisse  des  Verkehrs  (durch 
Schaff\mg  einer  Wasserstrasse)  wie  fDr  jene  der  Landescultur 
(durch  Verhütung  von  Versumpfung  und  Fernhaltung  von  üeber- 
schwemmiiniren  bei  qrleichzeitiger  Nutzbarmachung  der  Wasserwelle 
zu  Bewasseruiigsz wecken)  in  reich lirh^teni  Maasse  Sorge  getragen 
wäre;  und  es  ist  bekaniitlicli  nicht  selten  der  Vorwurf  gegen  die 
inAdeme  Strombaukunst  erhohen  worden,  dass  sie  über  der  Fürsorge 
ftr  die  Förderung  der  Schififahrtszwecke  jene  der  Landescultur 
Aber  Gebahr  vernachlässigt  oder  dass  sie  mit  dem  System  von 
Schutzmaassregeln  gegen  Hochwasser  durch  Eindeichung  des  Fluss- 
gebiets nicht  auch  die  Nutzbarmachung  der  von  der  Stromwelle 
mitgefflhrten  dünp^enden  Sinkstoflfe  zu  vereinigen  verstanden  habe; 
iinU'r  letzterem  iiesichtspunkt  wird  geradezu  die  Eiudoicluing  der 
Flüsse  als  ein  volkswirthschaftlicher  Nachtheil  angesehen  und 
einem  Bausystem  das  Wort  geredet,  welches  durch  Niederlegung 
der  Deiche  dem  Strome  gestatte,  seine  Finthen  und  die  in  ihnen 
enthaltenen  erdigen  Bestandtheile  (den  Schlick)  ,tin  feinen  Straten** 
Uber  das  Land  zu  vertheilen.  Nun  muss  zwar  eingeräumt  werden, 
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dasfl  das  ausserhalb  des  Deichschutzes  liegende  Gelände  (Ausseo- 

deich),  namentlich  im  luiteren  Theil  der  Stromläufe,  als  Wiese 
benützt,  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  günstige  Erträimi^se 
sehr  wohl  abzuwerieu  geeignet  ist,  man  darf  aber  nicht  über^elien, 
dass  jedes  Sommerhochwasser  die  Crescenz  zu  vernichten  und  bei 
längerer  Dauer  die  Grasemte  zu  ersticken  oder  auch,  bei  stärkeren 
StOrmungen,  zu  verschlammen  droht  Diese  schädlichen  Folgen 
müssien  sich  bei  der  völligen  Freilegung  des  Inundaüonsgebieto 
fUr  die  in  ackerbauliebe  Nutzung  genommenen  GnindstQcke,  zu- 
mal bei  hochgetriebener  Cultur  \un  Handelspflanzen,  augenschein- 
lich in  iKu  h  viol  stärkerem  Grade  fühlbar  machen.  alle  noch  so 
scharfsinnigen  Herc  "Iniungen  über  den  Verlust  ;ni  'liniLii  ii'l^^r  Sub- 
stanz, der  bei  dem  herrschenden  Strombausvstem  für  die  Ackerkrume 
entsteht,  sind  desshalb  an  sich  als  beweiskräftig  noch  nicht  zu  er- 
achten, da  jener  Verlust,  verglichen  mit  dem  Werth  der  durch  die 
Deiche  geschützten  und  bei  ihrer  Niederlegung  aUj  ährlich  gefährde- 
ten Culturarbeit,  thatsächlich  bedeutungslos  bleiben  muss ;  zumal  in 
den  oberen  Tbeilen  der  StrOme  und  Flussläufe,  wo  die  verherrend^ 
Gewalt  der  AVildwasser  nicht  bloss  den  Jahresertrag  der  inundirt.  n 
Flüchen,  stuidern  den  Grund  und  Boden  st'lher  (durch  Versanauiuj 
und  Verschattung),  und  darüber  hinaus  Bauwerke  jeder  Art  in  ihrem 
Be^^tande  bedroht.  Uebrigens  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  dafür,  dass 
der  Schutz  der  angrenzenden  Culturflächen  durch  ein  geordnetes 
Deichsystem  mit  der  Anlage  von  Bevässenmgseiniichtungen  aus 
dem  eingedeichten  Fluss  sehr  wohl  verträglich  ist  Wo  aber  solche 
Einrichtungen  wegen  der  tiefen  Einbettung  des  corrigirten  Strom- 
laufs sich  nicht  treffen  lassen,  wird  die  an  sich  berechtigte  Forderung 
der  Nutzliarniiichung  der  Sinivsl»dle  der  Flüsse,  neben  ausge- 
dehntester Bewässerungsmöglichkeit,  besser  als  durch  Xieder- 
legung  der  Deiche,  durch  AnlaLre  eines  in  Verbindung  mit  den 
HauptstrCimen  angelegten  Kanalsystems  zu  verwirklichen  sein, 
wobei  an  das  oben  Bemerkte  (S.  336)  zu  erinnern  ist 

Yg\.  hier/n  die  mit  Kecht  viellach  anjrcfocht^neu  Betrficlitiiiig<en  bei  Dünke  1- 
ber^'.  ii.  a.  O.,  insiM'sondere  JS.  76  ff.;  daKS  es  wünsclienswerth  wärt*,  die  nimi 
560  Mill.  ku',  die  z.  Ii.  d<r  Kluin  an  rr<li<r»r  Troekeusnbstanz  in  24  S'tiimleu  ivh 
sich  führt,  tür  die  Landescultiir  nutzbar  zu  maeheu,  kann  ebenso  xugt'g'ebeu  weriit  ;i, 
wie  XU.  bestreiten  ist,  daas  die  Niederlegunjr  aller  Hlieindeiche  als  das  richtig'* 
Mittel  z«iia  Zweck  sich  darstellt.  Ob  «ine  Niederlegrung^  auch  nur  der  Winterdeiche 
iTiöt,'li(  h  und  ausführbar  ist,  kann  nnr  iiadi  dt  n  liydro^aplti^'hen  Verllältlu^^«'n  der 
einzelnen  Flusügebiete  aul"  (inind  sorgsamster  Untersuchungen  beantwortet  werd«3i; 
solche  Untersnchtingen  smd  auf  Grund  eines  im  November  ISbd  gestellteu  Antrags  des 
f  rensBischen  LandeBdkonomiecoUeffinms:  es  seien  in  dao  nntereo  LinCni 
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dar  ffotMi  StrOme,  besondert  an  d«r  Elbe  und  Oder,  wihrend  der  FriDgehrihoch- 

wasserperiode  eingehende  und  ausgedelmte  Versuche  mit  dem  HereiiiUssen  fruchtbaren 
Flusswassers  in  zur  Zeit  noch  durih  "Winterdeiche  abgeschlosseneu  Niedeningen 
iittiutellea  —  (siehe  Thiel  s  landw.  Jahrb.,  Bd.  XVm,  Ergänaungsbaud  2,  S.  179  ff., 
Mem%  Graf  v.  Bermtorff)  durch  die  Preass.  LandwirthBchaftflyerwaltung  im 
Anfange  der  90er  Jahre  in  Gang  ireMCtt  worden,  wofür  erstmals  der  Stal  filr  1891/92 
aüOOüO  M.  Torsieht. 

Die  grosse  Bedeutung  von  F  In  s  correctionen  nachdem  hcrr  i  In  tidtn 
bm»]DSjr«tem,  also  in  Verbindung  mit  der  Eindeichung  der  Ufer,  gerade  audi  uuclt  der 
coltiirellen  Seite  bin,  erhellt  in  besonders  schöner  und  überzeugender  Weise  ans 
der  amtlichen  Darstellung:  ,,I)er  Rheinstrom  und  seine  wichtigsten  Neben- 
flil*'«.  *  im  Aiifira^'  der  Keichscommission  zur  Untersuchung  der  Kheiustromverhält^ 
Bisse  herausgegeben  von  dem  bad.  Centralbüreau  für  Meteorologie  und  Uydrogra- 
pllie)  insbesondere  aus  dessen  erstem,  von  M.  Hon  seil  bearbeiteteu  Theil  über 
Bjrdrogriip  hii>  und  Wasserwirth Schaft.    Im  Hinblick  auf  die  seit  den  40er 
Jahren  in  Angriff  genommene  Correction    der   Siitcnzufl  ii  ssf    des  Rheins 
Wnitach,  Wiese,  Elz,  Dreisam,  Kinzig,  Hench  und  MurgJ,  wt)fur  von  1K42— 
p'gen  15  Mill.  M.  verausgabt  worden  sind,  konnte  mit  Recht  gesagt  werden:  nEhe* 
nsli  Khon  bei  massigen  Anschwellungen  überschwemmte  und  bedrohte  Ortschaflten 
nnd  jetzt  vrill.^täiidig  hochwasserfrei  oder  ein;rt'dt  it  In.  uml  Bfschädi^nnjn^n  von 
Utibnuflgeu  und  V  orräthen  kommen  da,  wo  die  Flusse urrectiouen  durchgeführt  sind, 
sar  Mcb  bei  ganz  aussergewöhnlichen  Hocbfluthcu  vor.    Die  Abflussverhältuissc 
Umu  eine  dnrchgrailiBnde  Verbesserung  erfahren,  und  es  ist  dadurch  die  Möglichkeit 
D-scbaffeu  worden,  versumpfte  Flächen  zu  entwässern,  trockene  Gtliind»-  künstlich 
zu  bewässern.    Der  einstmals  vom  verwilderten  Fluss  fast  in  seiner  ganzen  Aus- 
d^ttttng  beherrschte,  vielfach  verwüstete  Thalgrund  ist  zu  fruchtbarem  Gelände 
umfreschaffen ;  wo  früher  auf  weite  Erstreckungen  Kies,  Sand  und  Wasser  mit  Weiden« 
fnd  Erl»  n;:ebüsch  alnvi-diselten  und  besfcufalls  dürfti;:»s  Wi-idfild  sich  ausbreitete, 
nödeü  weil  heute  ertragreiche  Aecker,  vorzügliche  Wiesen  und  Obstpflanzuugen. 
IHe  Klagen  über  häufige  Hemmungen  des  Verkehrs  durch  Ueberfluthung  und  Zer- 
*'«>rnrig  der  Wege  sind  verstummt.    In  Folge  der  verbesserten  Gewässerzustände 
kf'iintt'i)  iilMTall  >rliöne  Thalstrassen  i  rstdlt  nnd  fiir  die  Anlage   1*  r  Fi  anbahnen 
ia  den  gro»ii»creu  Schwarzwaldthäleru  war  die  Correction  der  Flüsse  uotliwendige 
Vorbedingung".  —  Vor  Allem  aber  stellt  sich  die  auf  Grund  von  Staataverträgeu 
'Flüchen  Baden,  Bayern  und  Frankreich  nach  den  Plünen  des  Ingenieurs 
fulU  >.  if  1817  in  An^rrifT  «renommene  Rhei  nstromcorrection  als  eiu  Melio- 
raiioDswerk  ersten  Ranges  dar;  der  gänzlich  verwilderte  Stromlauf  „über- 
■chwcBimte  fast  al^ährlicb  die  Niederungen  mit  den  Ortschaften;  grosse  mit  frucht- 
Boden  bededcte  Fliehen  Landes  fielen  immer  mehr  der  Versumpfung  anheim; 
'Ür  Bewoliner  litten  sehvver  unter  Fieberkr  iTikheiten" ;  eine  Reihe  von  Ortschaften 
*^arden  gänzlich  zerstört  und  sind  verschwumleu,  andere  wurden  verlassen  und  an 
9^h&tsien  Stellen  wieder  aufgebaut.    Die  Erfolge  des  Correctionswerks,  für  welches 
Baden  von  1816—1888  57,6  Mill.  M.  in  Frankreich  bezw.  Elsass-Lut  h- 
-in?i.n  von  1791  — 188>^   ISS  Mill.  M.;  in  Hävern  von  1840     1K80  1:2  Mill. 

tur  Kheindeiche  ausserdem  in  diesen  3  Staatsgebieten  seit  den  -iDer  Jahren 
n  IßlL  M.  verausgabt  worden  sind,  lassen  sich  zahlenmässig  nicht  fixiren,  treten 
in  dem  Wohlstand  der  einst  veranntm  Orte  sichtlich  zu  Tage;  die  Hon- 
"^ll'sche  Denkschrift  sagt  darüber:  „Leben  und  Eigenthinii  der  Anwohner 
'lud  gegen  die  Ausschreitungen  des  Stntnies  gesichert;  der  Uferschutz  erfordert 
kfinll^hin  nur  miUsige  Kosten;  ausgedehnte  Flächen  Landes  sind  gewonnen  und 
thrilweise  schon  angebaut,  andere  werden  mit  dem  Fi »rtsch reiten  der  Verlan- 
«tunjren  der  Altwasser  noch  prewnnnen  werden,  die  Sümpfe  in  di  r  Khcinniederung 
«md  verftcUwuudeu,  durch  die  günstige  Entwässerung  iüt  die  Bodeucultur  gefordert 
•u>i  der  Werth  des  Landes  namhaft  gehoben;  die  GesundbeitsverhMItnisse  in  den 
bmuirteu  lassen  nichts  mehr  tn  wünschen;  Wechsellieber,  früher  eine  wahre 
'••  Issel  dieser  Orte,  iiini  ti  mir  selten  und  nii  ).*  mehr  als  anderwärts  vor; 
'l'irrh  die  mit  der  Entsunipluug  und  der  Sicherung  der  Kheiuniederuug  überall 
*<^hch  gewordene  Anlage  vuu  guteu  Wegen,  Strasseu  und  von  Msenbabneu  uud 
«onb  die  sahlrdcfaen  Ceberbrflckuugen  des  Stromes  ist  der  Verkehr  in  der  Niederung 
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und  swbehen  beiden  Ufern  wesentlich  erleichtert^.  —  Dabei  sind  die  schldliciM 
Wirkungen  der  ehemjili<:eii  Hochwasser  ganz  erheblich  abgeschwäclit.  700()  ha  witt-h 
volles  Land  allein  auf  Imdischer  Seite  gewonnen  worden,  weitere  ha  m  Ver- 

laiidung  begriffen ;  aujigedehute  Flächen  der  Stromniedening  siud  in  Folge  der  Senkting 
der  Wwserstandsbewegimg  gegen  die  gewölinlichen  äommeruuchweUitngen,  aber  endi 
^'e^ffii  (las  Druckwasser  in  viel  lit»!ii  rt  in  Maasse  als  frührr  irf"^<'^nt7*  und  ilir  Kmtp-j 
in  Folge  dessen  um  Vieles  gesicherter  geworden.  Die  Wertherhohung  de*  iitfiaade* 
in  der  badischen  Rheinniederung  allein  wird  in  Folg«  der  durch  die  Rheincorrw^oi 
geschaffenen  günstigeren  Bedingitngeu  auf  Mill.  M.  berechnet  (a.  a.  O.,  s.  jAlu 
Eine  Beuützuug  des  Rheins  zur  befeuchtenden  Bewässerung  vf)iiWi»-sn 
mit  klarem  Kheinwasser,  d.  h.  bei  niedrigem  Wasserstand,  ist  durch  die  Uhbimlag? 
des  Ufergeländes  erschwert;  eine  düngende  Bewässerung  von  Wiesen  bei  hobea 
Wasserständen  wäre  möglich,  sie  ivird  aher  nicht  geübt,  weil  nach  den  gemacfatra 
Erfahrungen  der  RheiTisi  lilick  dem  Graswurhs  sitli  tiiiht  als  ninlerlich  erwelsi 
(a.  a.  ().,  S.  200\  robrigeius  ist  die  Anlage  von  8citeiikanalen  zu  iudustriellen  uod 
Meliorationszweckeu,  zunächst  in  dem  oberen  Theil  des  badischen  Rheins,  gepUnt 

2.  Bewaldung,  Weidewirthschaft  und  Hochwasser- 
gefahr, Dio  Bodpiituncr.  wolcho  man  früher  u^  iin-iiihm  der  B^^- 
walduug  für  die  üintanhaltuug  von  Ueberäcliwemiiiuiig^geiahx 
beimaass,  hat  in  Folge  neuerlicher  Beobachtimgen  eine  wesent* 
liehe  EinsehrftnlniDg  erfahren;  die  meisten  und  gefährlichsten 
Hochvasser  treten  im  Spätwinter  ein^  wo  der  Waaserverbrauch  im 
Walde  in  Folge  der  Vegetationsrohe  und  der  geringen  Verdunatimg 
und  die  Wasserzurückhaltung  diu-ch  den  gefrorenen  Boden  eine 
minimale  zu  sein  pflegt:  da  femer  im  A\  aide  der  Schnee  lang>amf»r 
schmilzt  als  auf  freiem  Feld,  so  ist  es  m üblich,  dass  bei  rasch  aul- 
einanderfolgenden  starken  Niederschlagen  und  beim  Umschlag  der 
Wittenmg  der  Wald  die  Hochwassergefahr  sogar  steigert,  wie  denn 
im  Jahre  1882  das  dicht  bewaldete  Bheingebiet  durch  Hochwasser- 
katastrophen  ebenso  heimgesucht  wurde  wie  die  weniger  bewaldeten 
Länder  Tyrol  und  Eämthen.  Dagegen  kommt  der  Bewaldung  eine 
unzweifelhaft  wohlthätige  Wirkung  zu  in  Bezug  auf  die  mechanisebe 
Jtefcstiming  des  VerwittenniG^sbodens :  Bodeiiabschwemmungen,  die 
BildiinL'  von  Trümmerfeldern  uiul  die  AblaErenmsr  von  Schuttmassen 
nach  den  Thalern  werden  durch  den  auf  Berirwaiideii  stockenden 
Wald  verhütet  oder  wenigstens  vermindert,  ebenso  die  Geschiebe- 
fnhrung  in  den  Gewässern^).   Wie  durch  die  mangelnde  Wald- 


')  So  Kndres  im  Art.  „Forstpolidk"  im  Hdwb.  d.  St.-W.  Bezüglich  der  udi- 
steheridt'n  Sätze  ist  wi-itnrliin  auf  die  Amtliche  Krht  hun^':  Die  Erhaltung:  und  Ver- 
besserung der  8chwarzwaidweiden  in  Baden;  Kariäruhe  sowie  auf  diu 
Eingang  citirte  Werk;  I>er  Rheinttrom  etc.,  S.  107  wd  snf  die  yer51linitliehiiBgai 
des  bsd.  Centralbüreans  für  Meteorol()<;io  und  Hydrographie,  6.  Hel^ 
zu  venveisen.  Etw;m  Hn^cititr'*  lU'urthcilnnti:  der  Bedeatim«?  des  Waldes.  dJt^  in  d«- 
Fordening  weitgehender  iioduugen  und  ürnwandloiig  von  Wald  in  Cnltargelindt 
gipfelte,  vertrat  Borggreve  im  PifliiM.  LandeaökonomiefcoIIegittm,  18S1.  (ätehe 
TUel'B  Undw.  Jahrb.,  Bd.  X,  ErKXnsiiiigsbaiid,  S.  10  ff.) 
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decke  kann  aber  auch  durch  eine  sorglose  Be  wirthschaftung 
<Mr  in  den  Hochgebiriron  )t<  liiitilichen  Weidegrflnde  die  Kooli- 
uasssergefahr  verinelirt  werden:  durch  übermässigen  Besatz  derWei- 
deu  mit  Vieh.  7Aimal  wenn  die  Weiden  a])wechselnd  2ur  Ackerbe- 
stellung genutzt  und  zu  diesem  Zweck  die  Grasnarbe  zeitweise  abge- 
hoben, d.  b.  der  Boden  gelockert  wird.  In  zahllosen  Weiden  der 
HoehgebürgBl&nder  ist  in  Folge  dieser  Bewirthsehaftungsweise  durch 
aUmftbliche  Entblössung  des  Bodens  von  der  schätzenden  Rasen- 
decke die  Bildung  von  Runsen  begfinstigt  worden,  in  welchen  bei 
>*.irken  Niederschlägen  dir  sich  bildenden  Wildbäche  grosse 
Vias^en  von  Schutt,  Schlamm  und  losen  (1  esteinen  in  die  Thalsohle 
abwärts  befördern  und  die  durch  die  stets  zunehmende  Geschiebe- 
7ufuhr  nach  den  Rinnsalen  die  Hochwassergefahr  ganz  ausserordent- 
lich steigern,  welchen  Gefahren  die  Technik  der  sog,  Wildbach- 
rerbauung  in  Oesterreich,  Frankreich,  der  Schweiz  ihre  Ent- 
stehung verdankt  Die  Bückwirkungen  aber  der  Art  der  Bewirth- 
schsftong  der  Waldungen  und  Weidegründe  in  den  Hochgebirgen 
auf  die  Wasserwirthscliaft  sind  so  augenlallige,  dass  eine  behürd- 
li'he  Ordnung  und  Regelung  jene  Wirthschaft  im  rtlentlichen 
lateresse  dringende  Nothwendigkeit  wird.  Das  Gebiet  dieser 
rechtlichen  Ordnung  gehört  zum  erheblichen  Theil  der  Forst« 
T  'litik  an,  zu  Tage  tretend  in  der  sog.  Inbannlegung  der 
Wilder  (Schutz-,  Bannwftlder)  im  Quellgebiet  der Flussläufe 
sowie  an  steilen  Oebirgshängen  und  Höhenzügen,  wodurch  den 
Besitzern  der  betreffenden  Waldungen  in  deren  Nutzung  und  Be- 
"Wirthschaftung  mannichfache  Einschränkungen  auferlegt  w«'rden 
(Verbot  von  Rodungen,  von  Kahlhieben,  Einschränkung  derWridr- 
und  btreuiiutzung.  Zwang  zur  Ausführung  von  durch  die  Forst- 
b^liörde  für  nöthig  erachteten  Waldculturen  und  Schutzanlagen) 
und  ist  H  ilier  an  dieser  Stelle  nicht  näher  zu  erörtern;  zu  einem 
inderen  Theil  aber  fällt  es  in  den  Bereich  der  Landwirthschafks« 
Politik,  nftmlich  soweit  es  sich  um  die  Ordnung  der  Weide- 
wirthschaft  handelt,  wobei  wegen  der  Einzelheiten  dieser  recht* 
liehen  Ordnung  auf  die  Ausführungen  in  §  63  zu  verweisen  ist 

Nach  Kndres  fa.  a.  O.)  gind  in  Frankreich  auf  (Irnnd  «I*t  iintfu  nülipr 
n  «^Ahnenden  besoudertsn  (iesetze  iii  deu  Seveuneu,  Alpeu  uud.  i'^  reuaeu  von  1861 
Im  18S9  27  Wildbich«  verbitit  mtd  dne  Fläche  Ton  145000  ha  Aufgeforstet  worden 

(>taatsaafwaud  51  V«  Mill.  Frcs.).  -    Aehnliche  Arbeiten  in  Oesterreich  und  in 
«l*-r  Schweiz  mit  Staatsnnterstützungen  au8^fithrt ;  ühcr  hi'rvoiTa^eiidpro  Hauwerk« 
tTl»liperren)  dieser  Art  in  letztcrem  Lande  nähere  Augaben  in:  „Der  Kheinstrom  etc.** 
28s  AT« 

•«ek«a^«rger,  A.,  AfiwvoUtifc.  t.  28 
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§61.  Die  reehtliehe  Gestaltung  des  Wasserwesens 

im  Allgemeinen. 

Die  gute  Lösung  der  auf  dem  Gebiete  des  Wasserwesens  jedem 
Staat  zugewiesenen  wichtiirm  Aufgaben  ist  nicht  am  weni£:5t<»n 
von  einer  guten  Ordnung  der  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Wasserb enutzung  und  des  Wasserschutzes  ab- 
hängig, wie  sich  dies  aus  folgenden  Belarachtungen  eigiebt 

1.  Die  Ausführung  von  Bewässemngs-  wie  von  Entwässerungs- 
anlagen ist  in  den  Gegenden  des  Streubesitzes  wohl  durchweg,  in 
denen  des  arrondirten  Besitzes  mindestens  häufig  ohne  die  In- 
anspruchnahme fremden  Grund  und  Bodens  nicht  denkbar,  sei  es, 
dass  diese  Inanspnichnahme  zur  Anlage  der  Wasserzuleitungs- 
kanftle  und  der  Entw&sserungggrftben  imd  der  damit  in  Verbindung 
stehenden  Anlagen,  sei  es,  dass  sie  zur  Abfttlirung  des  Ubersehtlasigen 
Wassers  erforderlich  wird.  In  vielen  Fällen  mllssien  daher«  wenn 
nicht  durch  eine  besondere  Gesetzgebung  im  Interesse  des  Zu- 
standekommens solcher  Unternehmungen  von  dem  UnU^rneluiivr 
Zwangsbefugnisse  gegenüber  Dritten  in  Anspnich  genommen  werden 
können:  Abtretung  von  Gnmd  und  Boden  und  bestehenden  Wasser- 
rechten, Auflegung  von  Üienstbarkeiten  zur  Duldung  von  Wasser- 
leitungskanälen und  Entwäss^ngsgräben  etc.  —  von  solchen 
Anlagen,  beim  verbandenen  Widerspruch  Dritter,  Umgang  genommen 
werden.  Ergiebt  sich  schon  hieraus  das  BedOifniss  einer  besonderen 
gesetzliehen  Begeltmg  des  Wasserwesens  im  Interesse  der  Nutzbar- 
machung des  Wassers  für  die  Zwecke  der  Landescultur,  so  kommt 
noch  weiter  in  Betracht,  dass  vielfach  solche  den  Zwecken  der 
Be-  oder  P^ntwässoning  dienende  Anlagen  in  wirklich  ratiuu.'lh'r. 
d.  h.  Erlolg  versprechender  Weise  nur  bei  gemeinsamer  Ik- 
theiligung  aller  oder  doch  eines  grossen  Theils  der  Eigenthfimer 
einer  Gemarkung  sich  verwirklichen  lassen,  zumal  da,  wo  die 
Gnmdstflcke  im  Gemenge  liegen.  Wie  nun  nach  den  voraus* 
gegangenen  ErlVrteningen  die  Schaffung  eines  geordneten  gemein* 
samen  Wegenetzes  im  Laudesculturinteresse  auch  gegen  den  Wider- 
st  nid  Einzelner  muss  erzwungen  werden  können  {^-il  \i.  ^  Zift'.  1  u 
>(»  Liilt  dies  in  gleichem,  ja  noch  hölii  riMii  Maasse  von  der  SchalFuug 
eines  den  Bedürfhissen  der  Gemarkuugsgenossen  angepassten 
Grabennetzes,  welches  durch  planmässige  Yertheilung  und 
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Ableitung  des  Wassers  die  befeuchtende  und  düngendo  Wirkung 
des  Wassers  für  die  Zwecke  der  Vegetation  ausnützt  und,  bei  seit- 
herigem mangelndem  Abzug  des  Wassers  im  Boden  und  dadurch 
bewirkter  Versumpfung,  durch  entsprechende  anderweitige  Anlagen 
(Draittimng  des  Bodens)  culturschädliche  Einflilsse  des  Wassers 
beseitigt.  Die  rechtliche  Ermöglichuug  gemeinsamer, 
die  ganze  Gemarkungsflur  oder  einzelne  Theile  der- 
s«*lben  umspauaender  Ent-  und  Bewässerungsanlagen 
und  die  Uamihabung  dieses  £ut-  und  Bewässerungsapparats  im  ge- 
meinsamen Interesse  aller  Betheiligten  durch  örtliche  Wässerungs- 
ordnungen  bildet  daher  einen  Ähnlich  wichtigen  Bestandtheil  des  durch 
die  nachbarliche  Lage  der  Grundstflcke  bedingten  Yerwaltungsrechts 
der  Landescultur  wie  die  oben  erörterten  Feldbereinigungsanlagen. 
Die  innere  Yerwandtschaft  beider  Materien  des  Landwirthschafbs- 
rtrlits  tritt  auch  in  der  Gleichartigkeit  der  rechtliclien  Ordnung 
ijji  Einzelnen  zu  Tage,  insbesondere  was  die  Ausgestaltung  des 
Zwangsbeitritts  anlangt,  sowie  darin,  dass  beiderlei  Arten  von 
Unternehmungen  sehr  häufig  „in  einem  Zug*'  nach  einem  gemein- 
samen Plan  zur  Ausführung  gelangen,  so  dass  Arrondirung  des 
Besitzes,  rationelle  Wegenetzanlage  und  die  Schaffung  eines  den 
Zwecken  der  Ent-  und  Bewässerung  dienenden  Grabennetzes  in 
ein  und  demselben  Unternehmen  ihre  Verwirklichung  finden. 

2.  Das  BedOrfniss  nach  einer  Nutzbaiuhuhuiig  der  Wasser- 
läufe im  Interesse  der  Gesammtheit  der  Geniarkungsgenossen  und 
die  Nothwendigkeit  gemeinsamer  Abwendung  der  möglicherweise 
durch  ungeregelten  Wasserlaul'  drohenden  Gefahren  ist  ein  so 
dringendes,  dass  gemeinsame,  die  Herbeifährung  einer  geregelten 
Waaserwirthschaft  dienende  Organisationen  (Genosse  nsch  af ten  ) 
ihrer  Entstehung  nach  bis  in  die  älteste  Zeit  zuräckverfolgt  werden 
können ;  „im  Grunde  war  schon  die  erste  Geschlechtsgemeinschaft, 
welche  die  feste  Ansiedelung  begründete,  die  Hufen  vertheilte 
und  cuUiviite  und  premeinsame  Hutung  und  Flurzwang  ....  der 
Tresammtheit  auteriegte,  eine  solclie  M  <» Ii  o r a t i o n s g e  n  o s s  e ii - 
^schaft,  die  ebenso  wie  für  die  Zugänglichkeit,  auch  für  die  Wasser- 
abziigsL'^rähen  eine  gewisse  Sorge  tragen  musste'*  (Meitzen);  und 
welche  die  gute  Functionirung  dieses  Wasserapparats  durch  Statut 
/Wasser-  oder  Bunsenordnungen)  ebenso  sorgsam  überwachte  wie 
die  Einhaltung  der  fflr  den  Feldbetrieb  und  für  die  Nutzung  der 
Waldungen  erlassenen  Regeln  und  Festsetzungen.  Sehr  häufig 
ragten  diese  Meliorationsverbäude  über  den  Bereich  der  Einzel- 

23* 
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^emarkuiig  hinaus,  zumal  \vt»iin  es  sicli  um  Schutz  dos  lieg^^nscliaft- 
lichen Besitzes  gogon  Hochwassergefahr  handelte  (Deichgeno sstMi- 
sc  haften  des  Mittelalters),  und  es  bildete  sich  ein  volkii- 
thümlichos  Recht  des  W assers e hu tzes  aus,  von  dem  ver- 
einzelte Spuren  his  in  die  neuere  Zeit  sich  erhalten  haben  IstBua 
auch  die  rechtliche  Ordnung  des  Be-  und  EntvässeningsweseDs. 
insbesondere,  soweit  es  sich  um  die  Einräumung  von  veitgebend<m 
Zwangsbefiignissen  gegenflber  Dritten  wie  gegenüber  den  eigenen 
landwirthschaftlichen  Berufsgenossen  handelt,  wesentlich  neuem» 
Patums,  so  Ijat  doch  diese  moderne  RechtsbiUiiing  vielfarli  an 
(ii>'s*>  älteren  Üruaiilsationen  angeknüpft,  in  ähnlicher  Weise,  wi»- 
aus  den  volksthümüohen  „Vereinödungen-  des  16.  Jahrhimdert* 
die  neuerliche  Feldhereinigungs -  und  Zusammenlegungsgeseti- 
gebung  sich  entwickelt  hat*). 

3.  Die  Schwierigkeiten  einer  befriedigenden  rechtlichen 
Ordnung  dieses  Zweipfs  der  Landescultur  liegen  nicht  hloss  darin, 
dass  jede  Art  der  Verfügung  über  das  W  asser,  welche  über  die 
einfachsten  hauswirthschaftlichen  Zwecke  hinausreicht,  auf  da^ 
unten-  oder  obenliegende  Gebiet  möglicherweise  in  nachtheiliger 
Weise  zurückwirkt  (durch  Wasserentzug  oder  Wasserzuleitun^  oder 
Bückstau)  und  somit  innerhalb  der  landwiitiischaftlichen  Benl»- 
gruppe  selber  Interessengegensfttze  sieh  ergeben  kennen,  senden 
aucl)  durin,  dass  das  Wasser  niclit  allein  den  haus-  und  land- 
wirthschaftlichen Zwecken,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  ihm 
inuenwohnende  mechanische  Kraft^irkung  vor  Allem  den  Hedün- 
nissen  des  Gewerbebetriebs  dient,  dessen  Fordenmg  auf  antheilig'' 
Ausnutzung  des  Wassers  ebenfalls  Berücksichtigung  Ton  Seiten 
des  Staats  erheischt  Nun  kann  offenbar  eine  das  Ganze  im  Augv 
habende  LOsung  der  Wasserrechtsfrage  zu  einer  beMedigendeo 
LOsung  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Gesetzgeber  grundsStzUcb 
von  der  Auffassung  sich  leiten  lässt,  dass  die  nutzbaren  Eigen* 
Schäften  des  Wassers  der  Allgemeinheit  in  möglichst  uinfassend.  ir. 
Maasse  zugänglich  zu  machen  sind.  Dieser  principalen  Fordenmc 
aber  ist  durch  gesetzliche  Bestimmungen  Genüge  zu  leisten,  welche 


')  EiiieD  Kbönen  xatä  enchöpfenden  lÜBblick  Ib  die  Kntwicklmiff  diwM  voOtf- 

tliünilichen  (Teno88en8chaft8wesen.s  und  deg  durch  sie  begründetim  locftl«!  Be^l» 
gewährt  0.  F.  Oicrk*',  Das  flmitsrhe  Cennssptischaftsrecht,  1868. 

*)  üeberdie  l»>itcnd»ni  ichtspnnktefürdie  neuere  diesbeziifrliohe  (le>etlgt^buD^t 
in  Frenggen  »iehe  dun  uwtücheu  Beridit  Uber  PreuHsens  landw.  Verwaltnnj: 
fUr  1876/77,  8.  86  ff. 
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sicherstellen,  dass  jedes  Benutzungsrecht  am  Wasser  durch  das 
Eigenthums-  und  Benutzungsrecht  aUer  derjenigen,  deren  Orund- 
stflcke  und  Anlagen  im  Bereich  des  auszuflbenden  Benutzungsrechts 

liegen,  seinem  Inhalt  und  Umfang  nach  seine  Begrenzung  zu 
finden  hat;  «lass  also  ein  für  Dritte  iiachtheilisrer  Gebrauch 
des  Wassers  (durch  liikkstau,  Uebeischwemmimf;-,  Versumpfung) 
ebenso  muss  hintangehalten,  wie  anderseits  eine  solche  Einrichtimg 
der  Anlagen  und  eine  solche  ökonomische  Benutzung  derselben 
muss  erzwungen  werden  können,  welche  den  Mitgebrauch  des 
Wassers  durch  Andere  nicht  ausschliesst  Die  Anerkenntniss,  dass 
.«das  Wasser  ein  fftr  die  persönliche  und  wirthschaftliche  Entwick« 
lung  der  Volksgesammtheit  .  .  .  ungemein  wichtiges  Naturelement 
ist*%  erfordert  danach  eine  Ordnung  der  Wasserw  irtlischaft^  welche 
verhütet,  „dan  an  sich  keinem  Berechtigten  wegen  der  Art  der  be- 
zweckten Benutzung  ein  vorzüglicher  Anspmch  zustehe;  VV'erk- 
besitzer  und  Wiesenbesitzer,  Industrie  und  Landwirthschaft  haben 
an  sich  das  gleiche  Anrecht  auf  Schutz  ihrer  Nutzungsrechte  und 
unterliegen  den  gleichen,  durch  das  Zusammentreffen  mehrerer 
Betheiligter  bedingten  Veipflichtungen;  und  es  haben  sich  daher, 
wo  die  vorhandene  Wassermasse  oder  das  gegebene  Gefölle,  sei 
es  dauernd,  sei  es  zeitweise  zur  Betriedigiiiig  des  Bedürfnisses 
aller  B<*uutzungsberechtiirton  nicht  ausreicht,  sämmtlielie  Betlieiligte, 
flun»  rnt«'rsehied  des  Benutzungszwecks,  den  im  Interesse  einer 
möglichst  allseitigen,  gleichmässigen  Benutzung  gebotenen  Be- 
schränkungen in  der  Ausübung  des  Einzelrechts  zu  unterwerfen*' 
(Sehenkel).  Die  privatrechtlichen  Normen  Aber  Inhalt  des 
Benutzungsrechts  am  Wasser  durch  die  Anlieger  mflssen  desshalb 
durch  verwaltungs rechtliehe  Nonnen  ergänzt  werden,  welche 
den  umfassenden  Gemeinuebraueh  des  Wassers  imd  zwar  nicht 
etwa  }>lof?s  der  sog.  Öffentlichen  (schiff-  und  Üössbaren),  sondern 
all»  r  tiii'.ssenden  (rewässer  für  die  Zwecke  der  Ge:^ammthi'it  sichern ; 
und  diese  verwaltungsrechtiiche  Kegelung  wird  insbesondere  zum 
Ausdruck  zu  kommen  haben  in  der  Einführung  des  Genehmigungs- 
verfahrens für  gewisse  Arten  der  Wasserbenutzung,  namentlich 
soweit  es  sieb  um  Ableitung  des  Wassers  zu  Bewftssemngs-  oder 
Entwisserungszwecken  Über  oder  auf  fremden  Grund  und  Boden 
(Kegelung  der  Vorfluth).  sowie  um  Ausnutzung  des  Wassers  zu 
Triehzwecken  handelt;  femer  in  d«n-  Zuliissiu-keit  des  Verbots  be- 
steh.'inipr  Wassprbenutzungen  aus  i  *  i  lindeu  des  öffentlichen  Interesses ; 
weiterhin  in  der  Belugniss  zur  Kegelung  der  Benutzuugsweise  der 
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mehreren  Betheüigten  dienenden  Wasserläufe;  in  der  Möglichkeit 
der  swangBweieen  Auflegung  von  Dienstbarkeiten  oder  der  Ent- 
eignung von  Grund  und  Boden  und  Wasserrechten  zu  Gunsten 
einer  im  allgemeinen  Interesse  liegenden  WassemUtzung ;  endlidi 

in  der  Ordnung  der  Untoihaltungsptiicht  bezüi^licli  der  Wasserläufe 
zur  Vorhütung  von  Versumpfung  und  Ueberscliwemjnung  (Wasser- 
schutz und  Wasserwelir). 

4.  Von  besonders  praktischer  Bedeutung  für  die  Landeseultor 

im  Gebiet  der  Entwässerung  wird  insbesondere  die  Begelun? 
des  Rechts  der  Vorfluth,  d.  h.  die  Feststellung  der  Bedingiin2r<»n. 
unter  welchen  ])ei  derurtig^Mi  Anlagen  die  tiefer  gelegenen  Gruöil- 
stücke  zur  Aufnahme  des  von  oben  her  kommenden  Wassers  rer- 
pflichtet  sein  sollen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  das  Recht  d« 
Entwässerung  grundsfttzlich  jedem  Besitzer  eingeräumt,  ebenso  eis 
imbedingtes  Einspruchsrecht  Dritter  grundsätzlich  nicht  zuge- 
lassen, wohl  aber  letzteren,  im  Fall  des  Einspruchs  und  beim  Vor- 
liegen von  Benachtheiligungen  oder  Eigenthum sl)eschänkungen. 
Entsehädigungsansprüche  zuerkannt,  mögen  nun  diese  Xaclitheil«* 
oder  BescIjränkunLren  in  H^t  Vennindening  der  seitherigen  Wassei- 
nutzung  oder  iu  der  aacütheiligen  Senkung  des  Wasserstandes  oder 
in  der  Inanspruchnahme  von  Grund  und  Boden  für  die  Ausfulmuiff 
der  Anlage  oder  in  der  Art  der  Zuleitung  des  Wassers  besteheiL 

5.  Je  nach  der  concreten  Ordnung  dieses  und  der  andor^'u 
Materien  der  Wasserwirthschaft,  je  nach  dem  Maasse  von  Be- 
deutung, welches  das  geltende  Recht  den  gegen  eine  bestimmte 
Art  von  Wassemutzung  sich  richtenden  Einsprachen  insbesondeie 
von  industrieller  Seite  her  zuerkennt  und  je  nach  der  Art  der 
Normirung  der  aus  solchen  Einsjtrachen  abzuleitenden  Entschi- 
digungsansprüche  wird  die  Landescultur  des  betreffenden  Staats- 
gebiets in  vorthoilhafter  oder  nnvortheilhafter  Weise  sich  beein- 
flusst  sehen.  Auf  eine  DarstelhiniL"  der  verwaltunirsrechtlicheii 
Regelung  des  Wasserwesens  unter  Beachtung  der  obigen  Gesichts- 
punkte ist  in  diesem  Zusammenhang  indess  nicht  einzugehen,  viel- 
mehr auf  die  einschlägige  Verwaltungsrechtsliteratur  zu  TerweiseD: 
doch  schien  es  geboten,  auf  die  Bedeutung  dieser  lechtlicheo 
Ordnung  für  die  Landescultur  hinzuweisen,  deren  dermalige  Ge- 
staltung länderweise  ein  sehr  buntscheckiges  Bild  darbietet  wie 
dies  namentlich  für  Deutschland  zutritft,  welches  bis  jetzt  einer 
eiuheitlicheu  Ordnung  des  Wasserrechts  entbehrt 


Diqitized  by  Google 


AbBcha.  IT.  §  68.  Die  WaneigMioueiiiclukfteD  insbetoBdore.  359 

Vgl.  hiezu  „Vorschläge  für  Verbesserung  des  deutschen  Wasserrechts aufgestellt 
vom  Sonderaiissehuss  der  deutschen  Landwirthschaftagesellschaft  für  Wasserrecht, 
Berlin  189:^,  und  die  den  von  diesem  Sunderausschuss  bearbeiteten  Grondzügea 
dnes  draltduni  WMMrreelito  tob  dem  RefereBten  Gfaf  ArBim-BelilftgeBthiB  bei- 
iregebenen  Motive  (S.  43  ff.).  Besonderes  Gewicht  wird  in  dit -  la  EntWBif  der 
M«>lirhkeit  der  Auflegung  von  „Wasserleitungsdienstbarkeiten"  beigemessen: 
plo  Italien  ist  die  Existenz  dieser  Bestimmungen  die  Grundlage  der  dortigen 
MuterhafteB  EDtwicklnng'  des  Umdw.  BewiswroBgswesens  geworden;  es  ist  kane 
Tt^bertreibung,  zu  sagen,  daJss  grosse  Landstriche,  die  srit  langem  die  Bewunderung 
der  Reisenden  durch  ihre  Cultur  erwecken,  diese  lediglich  den  Gesetzen,  betr.  das 
Wasserleitongsrecht  verdanken.  Auf  Grund  dieser  selben  Bestimmungen  haben 
«roMe  Aetieii'Geselkdhellen  Himderte  tob  laageo  KABllen  cebant,  welche 
gleichmässig  der  Industrie,  Schifffahrt  und  Landwirthschafi  dienen.  la  dieser  Be- 
ziehung ist  übri_'«'!!s  daran  zu  erinnern,  dass  die  Pnrchfülinmp!'  solch  grosser  Mflio- 
rationswerke  im  iuicresse  ihrer  gemeinnützigen  Verwaltuug  zweckmässig  vom 
Stut  oder  öffBBdicheB  CorpomlioBeB  BBter  ABwoBdoBg  der  gelteaden  Bnteignungsr 
p^tze  oder  im  Wege  der  Specialgesets^bnn^  in  die  Hand  genommen  wird,  wie  es 
denn  auch  nach  (1<mi  früheren  AuHführungen  an  Beispielen  für  'Solche  grossartigen 
Durchführungen  (SchifffahrtskaDaie,  Fluih-  und  Entwäsaerungskauäie)  auch  in  Mittel- 
«wopa  nnd  besoaders  aocli  in  BentscblaBd  dnrdiaas  nickt  fehlt.  (Vgl.  §  57  am 
Schlag«,  §  58,.)  Eine  gute  Orientirang  Uber  die  rechtliche  Gestaltung  des  Wasser- 
Wesens  in  Deutschland,  soweit  das  Flussgebiet  des  Rheins  in  Betracht  kommt, 
bietet  der  in  dem  Literaturnachweis  zu  §  1  citirte  Aufsatz  von  Schenkel  in  dem 
Wirk:  Der  Rheinstrom  etc.,  II.  Thell;  Recht  nnd  Terw«ltnn(^  des  Wasserwesens, 

§62.  Die  Wassergenossen&ehaften  insbesondere. 

Wie  betont,  kann  in  zahlreichen  Fällen  die  Ntttzbarmaehiuig 
df9  fliessenden  Wassers  zu  Wässerungszwecken  und  die  Beseitigung 

^^r  durch  mangelnden  Abfluss  des  Wassers  im  Boden  drohenden 
Ndchtliinle  nicht  anders  als  in  genossenschaftlicher  Fonn 
erzielt  werden  nnd  es  bedarf  daher  einer  rechtlichen  Urdnuntr 
«dieser  Verbände  ZAir  gemeinsamen  Nutzung  des  Wassers  innerhalb 
*i^r  Gemarkung  (Wassergenossenschaften)  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  Stieulage  des  Besitzes  und  die  Unzugänglichkeit 
der  Einzelgnmdstflcke  eine  besondere  gesetzliche  Ordnung  zur 
Kotbwendigkeit  gemacht  haben.   Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Zwo  c  k  der  Wassergenossenschaften  ist  der  Bogel  nach 
die  gemeinsame  Errichtung  von  Bewässemngs-  und  Entwässerungs- 
anhigen ;  er  kann  aber  auch  enger  ge&sst  sein  und  auf  die  Unter- 
haltung bestehender  Anlagen  dieser  Art  oder  auf  die  Unterhaltung 

T«n  fliessenden  Gewässern  überhaupt  (üferschutzgenosseusclialton) 
pprichtet  sein.  Sehr  hSufisf  ist  der  Kreis  der  den  Wassergenossen- 
K-hafteii  Ln'setzteii  Auliialien  uiimählich  erweitert  oder  die  Bilduno: 
V'^n  solchen  mit  verschiedenem  (weiterem  und  engerem)  Autgabe- 
kreis zugelassen  worden. 
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2.  Der  Standpunkt  der  älteren  Gesetzgebung  (in  Preusaen  und 
Frankreicli),  im  Interesse  der  Landescultur  mindestens  die  Vor* 
nähme  von  Entw&sserunn^en  durch  einseitiges  staatliches  Gebot 

zu  erzwingen     ist  wolil  überall  verlassen  und  statt  dessen  meist 
der  Grundsatz  der  Majorisiruim   anironomnien  wonlpii.  über 
do'sson  volkäwirthschaftliehe  BerechtiLrunLr  auf  die  allgemeine  Dar- 
legung (j  47)  zu  vorweisen  ist;  die  gegen  einen  solchen  bedingten 
Zwang  sprechenden  Erwägungen  können  Angesichts  der  waehsenden 
Bedeutung  gerade  auch  dieser  Landeseulturuntemehmungen  doe 
Beachtung  nicht  beanspruchen,  zumal  die  Erfahrung  lehrt,  dasä 
olme  solchen  Zwang  nur  selten  deren  Ausführung  gelingt,  weil  die 
Einstimmigkeit  der  in  der  Regel  zahlreich  Betheiligten  meist  nicht 
zu  erzielen  ist.    Voraussetzung  der  Anwendung  des  Zwangs  eeeen 
eint'   widersprecliende  Minorität  sollte   aber  stets  die  durch  die 
Prüfung  der  technischen  Behörde  festgestellte  Nützlichkeit  »1«^ 
Unternehmens,  die  im  vorliegenden  Falle  mit  der  durch  Rechniuig 
nachzuweisenden  muthmaasslichen  Bentabilitftt  des  Untemehmeos 
zusammenfällt,  und  der  Nachweis  sein,  dass  ohne  die  Ausdehnung 
derselben  auf  die  Grundstöcke  der  Widersprechenden  die  Ausfilhnmg 
in  zweckmässiger  Weis©  nicht  möglich  sich  erweist  —  Bas  Stimmen- 
Verhältnis»  und  das  Stinunr'ngewicht  bei  der  Abstiuiniuüg  ist  auch 
auf  diesem  Gebiete  länderweise  sebr  verschieden  geordnet;  vieliaeb 
wird   die  einfache  Mehrheit  der  Betheiligten  nach  der  Fläche, 
allenfalls  noch  unter  Berücksichtigung  des  Reinertrags  der  be- 
theiligten Grundstücke  (Preussen,  Hessen),  länderweise  auch  eme 
grössere  Mehrheit  (Vs  der  betheiligten  Grundfl&che,  so  in  Bayern, 
Baden,  Elass --Lothringen)  gefordert;  die  Bestimmung,  dass  die 
Niehtanwesenden  und  Nichtabstimmenden  als  zustimmend  gezflUt 
werden,  erweist  sich  auch  hier  als  zwt  rkiiiassig,  —  Wo  lediglich 
die  Instandhaltung  bestehender  gemeinsamer  Anlagen   oder  die 
Ausführung  und  Unterhaltung  der  Berichtigung  eines  Wasserlauh 
in  Frage  steht,  oder  auf  Umwandlung  älterer  Gemeinschaften  mit 
unzulänglicher  Verfassung  in  Genossenschaften  des  neueren  Bechw 
abzuheben  ist,  darf  das  Erfordemiss  der  einfachen  Mehrheit  jeden* 
falls  als  genflgend  gelten;  ja  vereinzelt  wird  in  solchem  FaBe 
wohl  schon  die  Bildung  auf  Antrag  nur  eines  der  Betheiligten 
gestattet  (z.  B.  in  Sachsen,  das  überhaupt  nur  Genossenschaften 
zum  Zweck  der  Ausführung  von  Correctionen  und  ihrer  Instand- 


M  Vgl.  darüber  Frank,  a.  a.  (K,  ArL  Entwäsiienuig«!!. 
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haltung  kennt).  Da  die  Ausfülirung  gemeinsamer  6e-  und  Ent* 
wisserungsanlagen  hfiufig  im  Zusammenhang  mit  Feldbereinigimgs- 

aulagen  erfolgt,  so  erscheint  die  gleichniässige  Ordnimg  des 
Stimmrechts  für  beide  Arten  von  Untcrnehnumgen  wünschens- 
wertlu  um  der  Nothwendigkeit  eines  mehrfachen  Stimmengangä 
£u  entgehen. 

3.  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Genossen- 
schaften, die  corporatiTe  Rechte  haben  und  der  staatliehen 
Aufsicht  unterstehen,  ist  durch  ein  Statut  zu  regeln,  das,  wie  die 
Genossenschaftsbildung  selbst,  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf 

und  in  dem,  soweit  nicht  das  Gesetz  selbst  darüber  Bestim- 
mungen gicbt,  über  die  Unterhaltung  derAnlaü^n.  die  Rechte  imd 
Pflichten  der  Mitglieder  in  Ansehung  der  Benutzung  der  Anlagen 
und  über  die  Austheilung  der  Lasten  unter  die  Mitglieder  (z.  B. 
nach  Verhältniss  der  f  Ifiche)  Bestimmung  zu  treffen  ist.  Die 
Beiträge  der  Mitglieder  zur  Bestreitung  der  Genossenschaftslasten 
pflegen  gemeinhin  als  auf  dem  hetheiügten  Grundstock  ruhende 
Reallasten  behandelt  m  werden  und  geniessen  vielfach  den  Vorzug, 
irleich  den  öffentlichen  Lasten  beigotrioben  werden  zu  können.  — 
In  flif's»T  (* (I  r]io  rati ven  Verfassun g  der  Waüsergonossenschafteu 
und  der  in  ilinen  Platz  greifenden  Selbstverwaltung  lieiil  ein  tief- 
greifender Unterschied  der  hier  in  Bede  stehenden  Unternehmungen 
gegenüber  den  im  vorigen  Abschnitt  envähnten  begründet  Bei 
den  letzten  (Feldbereinigungen)  soU  durch  das  Unternehmen 
me  neue  Gemarkungsordnung  geschaffen  werden,  mit  deren  Vor- 
handensein das  Unternehmen  als  beendet  anzusehen  ist,  so  dass 
für  eine  dauernde  Organisation  ein  Anlass  nicht  vorliegt;  während 
die  .tut"  genossenschattlicluMn  Wege  zur  Ausführung  gelangten  Be- 
untl  Kntwiisserun^sanlagen,  wenn  der  Zweck  der  Anlage  nacli- 
haltig  gesichert  sein  soll,  eines  dauernden,  die  bestiramungs- 
gemässe  Benutzung  und  die  angemessene  Unterhaltung  der  Anlage 
flberwachenden  Organs  gar  nicht  entbehren  können.  —  Das  Be- 
dflrfniss  nach  einer  genossenschaftlichen  Verfassung  mit  klarer  und 
unzweideutiger  Begelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Wasser- 
nutzungsberechtigten  wird  vielfach  auch  gegenüber  bereits  bestehen- 
den, aus  älterer  Zeit  herrührenden  gemeinsamen  Anlagen  zu  Tage 
treten,  nainentlirh  dann,  wenn  solche  sowohl  landwirtlischaftlichen 
wie  gewi'rblichen  Betriebszwecken  dienen  und  desshalb  luteressen- 
conflicte  wegen  der  antheiligen  Benutzung  des  Wassers  nahe  liegen; 
und  es  ist  für  diesen  Eall  erwünscht,  wenn  das  geltende  Becht  die 
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Umwandlung  dieser  älteren  Gemeinschaften,  deren  Satzungen  nicht 
immer  hinreichend  bestimmte  Yoischiiften  über  Mitgliedschaft 
Stimmrecht,  Art  und  Umfang  der  Wassemutzung,  Kostenausachei- 

dung  etc.  enthalten,  in  reguläre  Genossenschaften  ermöglicht  (ao 
in  Baden). 

4.  Das  Ausscheiden  einzelner  Grundstöcke  aus  der  Ge- 
nossenschaft und  die  AuflOsuns:  der  Genossenschaft  selber  isl 

an  erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen;  erst^res  z.  B.  meist 
nur  dann  statthaft,  wenn  das  Orundstflck  einen  «laiierndeu  Nach- 
theil von  dem  Verbleib  in  (b'r  (imieinsshaft  hat  oder  doch  dessen 
Ausscheiden  ohne  Gefährdung  der  ncnossenschaftszwecke  möglich 
ist;  letzteres,  wenn  eine  ansehnliche  Mehrheit  (-  3)  die  AufldäUBg 
beschliesst  und  der  AuflOsungsbeschluss  die  staatliche  Genehmigung 
erhält. 

Anhang:  Oelteudes  Recht  Aber Wasgergenosseuschaften  und  Sta* 
tistik.  I.Deutschland.  Da» Wagsergenossensdiatuwt-stMi  ist  tlit-ih  in  besondere! 
Gesetxen,  theils  im  Zuaanuneuhang  mit  der  Wasserrechtsgesetzgebung  geordnet 
«rsteres  in  Prenssen  und  Fnuikx«ich,  letitoret  in  den  meisten  fibrigen  deatschen 
und  ausserdtutsrhen  Staaten  der  Fall,  a)  Pfir  Preussen  ist  die  Biig^lttng  darrh 
das  Oes.  v.  1.  ÄprW  1>^7!'  nnter  Aufhebung  der  iiltereu  Bestimmun prt'n  erfolgt; 
Genoaaenscha^bildungtin  sind  zulässig  zur  Benutzung  und  Unterhaltung  von  Ge- 
wisMm,  gar  Ent-  und  BewSwentng  Tum  Ctrnndstileken,  mm  Sdinti  der  Ufer,  sar 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhnltiing  von  Waaserlänfeii  oder  Sammelbecken,  zur 
Hpratplinnjr  und  Verbessemnpr  von  W;i>^sf»rstra»8en  (Flössereien und  aiulm  ri  <f-Ii:f 
fahrtsanlagen.  Voraussetauug  der  üeuosseuschaftsbiidung  ist  der  Nachwei»  eüie» 
öffentlichen  oder  ^'ouieinwirthschaftlichen  Katiens  und  die  Znsttmmnng  der  BeChei- 
ligten;  bei  Ent-  und  Bewllsserungsanlagen  genügt  indessen  die  Zustimmung  der 
Mf'lirlu'it  d«'r  T^(•th^•ili^'ton.  narli  (Irr  Fliiclie  iiud  dem  Grundsteuerreiuertrag  der 
Grundstücke  berechnet,  wobei  die  ^'ichtanwesendeu  und  ^ichtsut»timmeudeu  als 
sttstinnnend  angesehen  werden;  anf  Gnindstfieke,  für  welche  daa  UotemciuDr« 
keini'n  Vortbeil  in  Aussicht  stellt,  findet  der  Beitrittszwang  nicht  Anwendung,  diese 
sind  also  nötliij^'ciilalls  im  W der  Fntciirmni'j-  riün-h  die  Genossenschaft  zu  enverbec 
Wegen  der  juristischen  (testaltuug  der  Genos:»eiischaften,  der  Aufsichtirechte  der 
Staatsbehörden,  der  Ordnung  des  OmiehmigungsTerfahrens  ist  auf  das  Gesets  selhrr 
SV  yerweisen.  —  Daneben  für  den  Kreis  Siegen  eine  besondere  Wiesen ordnang 
(Oes.  V.  2H.  Oct.  I84ni.  woldio  im  Ansthliiss  an  ältere  Ordunng-en  die  Th«'ihiahm>- 
rechte  der  Grundbesitzer  au  dem  Gemeingebrauch  des  Wässeruugswassers  regelt 
und  einen  besonderen  BehSrdenorganinnnss  (VHeeen Vorsteher,  WiesenschSfliii  «tc.< 
geschaffen  hat.  b)  Aof  .fthnlicher  Gründl a^'^e,  wenn  auch  mit  maunichfachen  Modi- 
firatifimni  im  Kinztdnon,  namentlich  was  das  8timmonverhältni>s  Ix  i  d»^r  Abstimmung 
anlangt,  ist  die  Gesetzgebung  in  den  anderen  deutscheu  Staaten  geordnet:  Itajera 
Wassergeseti  28.  Mai  1852;  Baden  25.  Ang.  1876;  Hessen  v.  90.  Jnll  1887; 
Elsass-Lothringen  v.  11.  Hära  1877.  Sachsen  (Ges.  t.  15.  Aug.  1856>  kamt 
nnr  (M-iiossenschaftett  für  Ansfuhrong  und  Unterhaltung  der  Berichtigung  eines 
Wasserlaul's. 

2.  In  Fraiikrcirl  Ii  it  das  Ges.  v.  21.  Juni  180')  dii- l!?1<^in.r  \ (»n  S\Tidicjit*'n 
(Associationen)  für  versciiiedene  Arten  von  MeliorationstniTcrnelimunguu.  nicht  bloss 
▼on  solchen  der  Wasserwirthschaft,  zugelassen  und  naher  geregfeit,  aber  anf  da* 
^ ()r\v iirfigen  Gebiet,  weil  eine  Migorisining  der  ^nderstrebenden  ^linderheit  aufge- 
schlossen ist,  wesentliche  Erfolge  nicht  au  endelen  yennocht,  wie  die  AgrareoquHe 
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von  1879/80  aasdrücklich  iest^stellt  hat.    ^In  SRhlrncheu  Departements  liegt  dieser 

Zweijr  der  L.mdoscnltnr  noch  gänzlich  dnniiedt^r,  ntir  aus  wenig"»«!?  ^^  ^r(l  eine  kräfti;2rc 
liuDgnffuahme  gemeldet."  ^Keitzenstein,  in:  Agrarische  Zustände  in  Frankreich 
und  England,  1884,  S.  43.) 

8.  In  Oesterreich  können  iiedi  dem  Reirhsges.  v.  30.  Mai  1869  (§  20  ff.) 
r.nr  AiistlUirnn«?  von  Wasscrhaiiton,  welche  deti  Schutz  ^nti  rrruiideigtuithiim  oder 
die  fiegulirung  eines  Gewässers  bezwecken,  dann  zu  Kut-  oder  Bewässerungsanlagen 
entweder  durch  freie  UehereiDlniiift  oder  auf  Grund  Ton  HehrhdtsheschlttsBen  der 
Betheiligten  durch  VerfSgni^  der  zuständigen  Terwaltnngibehörde  WasserffmoiSMi- 
«rh;\fren  pehildet  werden,  wobei  für  lk'\vässerunrf«;anlaoreii  die  Zustimmung  von 
zwei  I) ritte  1,  für  sonstige  Anlagen  die  der  Uällte  der  üetheiligten  ^bezogen, 
je  aach  dem  theOs  «nf  die  liethel1%t»  Gnuidtidie,  theili  auf  den  Werth  des  ge- 
schätzten Eigenthums)  zur  Majorisining  gefordert  ist.  —  Nach  Peyrer,  a.  a. 
S.  444,  bestehen  die  meisten  Wasserprenossenschaften  in  Tvrol;  .die  Wasserreehte 
n>präsentiren  daselbst  einen  hohen  Werth  und  die  Bevölkerung  legt  ihnen  das 
gritaste  Gewicht  bd**. 

4.  In  Italien  sind  die  Rechtsverhältnisse  der  Bewässerungsgesellschaften  und 
•Germs<;eiischaftea  diirch  Ges.  29.  Mai  1873,  26.  Dec.  1888  nnd  28.  Febr.  1886 
geregelt. 

Statistische  Angaben.  In  Preussen  sind  in  den  Jahren  1881  87  516 
Meliorationsgenossenschaften  (Knt-  und  Bewässerungs-  so^%ie  Drainugei^euoHäfiisehaften) 
errichtet  worden  und  es  beIrSgt  der  Flftchennmfanir  des  genossenschaftlich  melio* 
ri'-i'rn  Gebiets  2()54G1  ha,  der  aufgewendete  Kostenbetrag  rund  12  Vi  Mill.  M.  — 
In  Üayern  wurden  in  dem  Zeitraum  von  1852  88  1370  frcnossenschaft liehe 
Wäüseruupi-  und  Entwässeruugsuutemehmungen  auf  Grund  des  Specialgesetzes 
r.  28.  Mai  1862,  auf  einer  Fliehe  von  56605,32  ha  and  mit  einem  Kostenanfwand 
von  2.>49  484  M. ;  ferner  unter  Amvendun;;  der  Zwan^sbefii^riii^se  des  Wasserp'^^t'tzes 
v.  28.  Mai  1852  345  snnstijje  derartip^e  rnternehmungen  auf  einer  Fläche  von  5424  ha 
mit  eiuiui  Kostenanfwand  von  G1401G  M.,  sowie  Drainagen  auf  einer  Gesammtfläche 
Ton  17922  ha  mit  einem  Aufwand  von  2819086  M.;  endlich  ohne  Inansprach- 
nahm--'  der  (reset/.licben  Vorschriften  noch  „zahlreiche  sonstifre  Culturen"  ausjr  'fiilirt 
iDie  Landwirthschafi  in  I5ayem,  1890,  8.  688  tf.).  —  In  Baden  sind  bis  1888  im 
Ganzen  92  Wassergeuossenschaflen  gebildet  worden;  1870— ltkJ8  wurden  rund  IBÖO 
Eat*  nnd  Bewassemngsnntemehninngen ,  die  sich  auf  eine  Fläche  von  11000  ha 
erstreckten,  mit  eiueni  Kostenaufwand  von  nu]<\  '.V .  Mill.  M.  ausgeführt.  —  In 
Flsass- T^othriugen  «nirden  in  der  Zeit  von  1876/80  251  Melioraiions -  ^Be-  und 
Kntwässerungs-)  Genossenschaften  gebildet,  mit  einer  betheiligteu  Fläche  von  8800  ha. 
An  Kosten  wurden  in  dieser  Zeit  für  Wiesenbau,  Brainagen  nnd  Entsnmpftingen  ntnd 
1 16()(X)0  M.  und  einschU^MsUch  der  Kosten  der  Wasserleitungen  rund  2,9  Mill.  M. 
aufwendet. 


§  63.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Üoch-Weidewirth- 

schaft  insbesondere. 

Die  Hochwassergefahr  steht,  wie  erwähnt  (§  60,  Ziff.  2),  auch 
mit  der  ungeordneten  Weide wirthschaft  im  Hochgebirge 
in  einem  ursächlichen  Zusammenhang,  namentlicb  dann,  wenn  ohne- 
hin die  besondere  geologische,  zu  starker  Verwitterung  neigende 
Beschaffenheit  der  Weidebezirke  —  Liasmerörel,  Flyscli,  Gyps, 
Tli"nl»änke  —  das  Entstehen  \on  Eunsen  und  damit  von  Wild- 
biichea.  Muiiroftncfpn,  Abrutschungen  und  rnterwaBchungen  begün- 
stigt. Je  sorgloser  die  Weidewirthschaft  ausgeübt  wird,  je  stärker 
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die  Weiden  mit  Vieh  besetzt  sind,  je  kflmmerlicher  durch  diese 
üeberstellung  der  Graswuchs  sich  gestaltet  und  je  weniger  fftr  die 
Erhaltung  einer  guten  Grasnarbe  Sorge  getragen  wird,  um  so  leichter 
unterliegt  die  natftrliche  Bodendecke  Verletzungen,  die  beim  Foii- 

schreiten  dieses  rrocessos  zu  immer  stärkerer  Entiirtuug  der  Wt'idtu 
Verauliissung  geben;  alles  dieses  in  besonderem  Maasse  dann, 
wenn  die  Weideflüchen  eine  steile  Neigung  zeigen  und  schon  aus 
diesem  Grunde  dem  Abschwemmen  der  Bodendecke  imd  dem  Ent- 
stehen von  Runsen  durch  die  atmosphärischen  fiinflflsse  besonderer 
Vorschub  geleistet  ist  Erscheint  eine  kurzsichtige  Wirthschafis- 
weise,  die  der  auf  sie  angewiesenen  BeTdlkemng  allinählich  die 
Unterlage  ihrer  Existenz  entzieht  schon  aus  diesem  Grunde  einer, 
die  Erhaltmiu-  der  Weidoflächen  und  die  Xachlialtigkeit  der  Weid*- 
wirthschatt  anstrebenden  gesetzlichen  Regelung  bedürftig,  vird 
diese  um  Vieles  dringender  dann,  wenn  jene  auf  den  Augenblick 
berechnete  Nutzung  der  Weideländereien  auch  in  weiterem  Umkreis 
als  schädlich  sich  erweist  d.  h.  im  gegebenen  Fall  auch  die  Be- 
wohner der  Thalgrflnde  und  ihren  Besitz  durch  GeschiebefOhrungeiL 
Verschüttungen  und  Steigerung  der  Hochwassergefahr  ernstlich  be- 
droht. Und  zwar  wird  eine  gesetzliche  Regelung  der  Bewirthschaf- 
tuug  der  Hochweiden,  wo  nacli  den  gewonnenen  Eilaluuii-eii  zu 
einer  sedchen  das  Bedürfniss  sich  ergeben  hat,  namoutlich  au  fol- 
genden Punkten  einzusel/.en  haben: 

1.  Durch  seitherige  Misswirthschaft  völlig  her- 
untergekommene Weidegründe  im  Hochgebirge,  bei 
denen  die  Herstellung  einer  Grasnarbe  nach  Bodenbescfaaffea- 
heit  und  Lage  aussichtslos  erscheint  femer  an  sehr  steilen  Hflngeu 
befindliche  Weiden,  die  der  Gefahr  der  Ausartung  in  besonderem 
Grade  unterliegen,  werden  zweckmässig  aufgeforstet  und  die  neuen 
\\  aldungen  als  Scbiitz-  oder  Bannwaldungen  erklärt.  Die  betrpffeu- 
den  Ländereien  snid  zu  -  diesem  Behui  entweder  vom  Staat  zu 
enteignen  imd  die  Aufforstungsarbeiten  von  diesem  und  auf  seine 
Kosten  vorzunehmen,  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Mdglich- 
keit  zu  eröffnen,  dass  die  Besitzer  der  betreffenden  Flachen  (Ge- 
meinden ^  Private),  nöthigenfalls  im  Zwangswege,  zur  Auffor- 
stung nach  Anleitung  der  staatlichen  Forstbehörde  und  unter 
deren  Aufsicht  angehalten  werden  können,  wobei  im  Hinblick  auf 
das  mit  diesem  Vorgehen  verknüpfte  allgemeine  Interesse  üuin hafte 
Zuschussleistungen  aus  Staatsmitteln  zu  den  AufforstungükM^ien, 
auch  Stcuemachlässe  aul  eine  längere  Keihe  von  Jahren  etc.  wohl 
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gerechtfertigt  erscheineii.   Die  neu  geschaffenen  Waldungen  sind 

als  „Schutz-  oder  Baiunv al düngen"  (§  60,  Ziff.  2)  zu  er- 
klären. Das  zu  den  meist  gleichzeitig  zur  AusfOlming  koimutMidoii 
VorbainuiErsarbeiten  an  Wildbüchen  erfordorliclio  Oeländf»  muss 
elienfailä  im  Wege  der  Enteignung  erworben  werden  können. 

2.  Hinsichtlich  der  erhaltungswerthen  Weide- 
grftnde  im  Hochgebirge  ist  eine  Bewirthschaftungsweise  herbei- 
zuf&hren,  welche  gegen  eine  kfinfttge  Ausartung  derselben  Schutz 
und  Sicherheit  gewShri  Die  dieser  Absicht  dienenden,  durch 
Oesetz  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einzuräumenden  Vollmachten 
weidoii  iiaiiHMitlich  in  folirtMul^Mi  Punkten  von  Hedtnitung  siün: 

a)  HoruntvrLrekoniniene,  al)t^r  wieilcr  berstt'llharc  \Vei(l»\Li:ründe 
sind  für  eine,  nicht  zu  kurz  zu  bemessende  Keihe  von  .Taiiren  von 
dem  VVeidebetriebe  auszuschliessen  (in  Bann  zu  legen)  und  deren 
kOnstlicbe  Wiederberasung  sowie  die  anderen  zur  Verbesserung 
ndthigen  Arbeiten  (gute  Unterhaltung  von  Bewftsserungseinrichtun* 
gen,  Vornahme  von  Bodenbefestigungsarbeiten  etc.),  soweit  nöthig. 
im  Zwangsweg  herbeizuführen,  (In  Frankreich  hat  sich  eine  Aus- 
saat von  verschiedenen  Grassämereien  in  Untermi.scliung  mit  Espar- 
.«ptt»^  besonders  bewährt.)  b)  Es  ist  auf  Erlassunu-  von  AVeide- 
ordnungen  Bedacht  zu  nehmen,  welche  dem  Ziel  der  Nachhaltig- 
keit der  Weidewirthschaft  in  nachdrücklicher  Weise  Geltung  ver- 
schaffen; namentlich  fallt  danach  nothwendig:  aa)  die  Festsetzung 
der  Anzahl  des  Weideyiehs  für  die  einzelnen  Weidebezirke  und  der 
etwaigen  Weidetaxen,  um  eine  Ueberstellimg  zu  verhUten,  die 
erfahningsgemäss  mit  am  meisten  das  allmähliche  Verschwinden 
d»T  besseren  Pflanzen  und  das  Kahlwerden  des  Bodens  venirsacht; 
bb)  die  Herl)»'iführung  eines  schlagartigen  Hetrie])s  der  WeideuTünde, 
da  eine  normale  Pflanzeuentwieklung  bei  ständiger  Beweidung  aus- 
geschlossen iüi;  cc)  die  Festsetzung  des  Zeitpunkts  des  Beginns 
und  Aufhörens  der  Weide;  dd)  die  Sorge  fOr  eine  ausreichende 
Aufsicht  Dagegen  eignen  sich  Arbeiten  und  Vorkehrungen,  die 
lediglich  eine  Verbessenmg  des  Weidebodens  und  eine  Steigerung 
des  Weideertrags  bezwecken,  wohl  weniger  als  Objecto  von  Zwangs- 
auf lairen,  sondern  werden  besser  im  Wege  der  Aufnuinterung  und 
Belehrung  herbeiziüülireii  gesucht,  c)  Eine  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit bedarf  die  weit  vorbreitete  periodisebe  Aekerl»estellung 
in  Form  der  Brandwirthschaft  auf  den  Hochgebirgöweiden.  weil  das 
Umbrechen  des  Weidebodens  (im  Badischen  Schwarzwald  „Schorben" 
genannt)  die  schützende  Bodendecke  lockert  und  in  Verbindung 
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mit  der  üebersetziing  der  Weiden  mit  Vieh  „die  AbschwemmiiBi; 
des  Bodens  durch  RejTPn  oder  Schueewassor  sowie  das  Ausbrennen 
desselben  durch  die  Sonne  und  damit  die  progressiv  waoh?eiiile 
Verschlechtening  desselben  befördert;  durch  das  tägliche  üetahren 
der  Weide  wird  der  Boden  an  den  Halden  loBgetreten.  so  dass 
der  Basen  nicht  mehr  fest  wurzeln  kann;  durch  das  Scherben 
wird  vollends  Alles  ausgesogen  und  kahl  und  es  hat  dann  das 
Wasser  freies  Spiel,  allen  besseren  Boden  wegzuschwemmen'*  >).  Bie 
altemlrende  Benutzung  dee  Weidelandes  zur  Ackerbestellung  zum 
Zweck  der  Erzielung  einiger  Hüter-  oder  Kartoffelernten  sollte  aus 
diesem  (irund  an  steileren,  wasserwirthschaftlich  an  sich  bed<»nk- 
lichen  Halden  rriinzlich  untersagt  werden.  (Vgl.  hierzu  auch  üie 
Ausführungen  in  §  6,  S.  27  ff.)  d)  Zur  Ueberwachung  der  Wiith- 
Schaft  auf  den  Weidegründen  und  des  Vollzugs  der  ergangeatn 
Gesetze  sind  besondere  Schaucommissionen  einzusetzen,  deren  Mit- 
glieder von  der  Staatsaufsichtsbehörde  zu  bestellen  sind  und  dieser 
zugleich  als  amtliche  Sachverständige  in  aUen  die  Weidewirlhscbaft 
betreffenden  Frage  zu  dienen  haben. 

(feltendes  Recht.  ■»  Auf  <lem  nbf-Ti  bosprochenen  Gebiet  ist  zuerst  Frank- 
reich mit  einer  sehr  umfabSiuden  Uesetzgebnng  vorgegaugeOf  veranlasst  darch  dk 
TerbMrenden  Ueberachwemniiiiig«!!  des  Jalires  1866  in  «inem  gTOMen  TbeiL  d« 
sAdlichen  Departements.  Die  älteren  Gesetze  v.  2B.  Juli  1860  und  8.  Juni 
deren  Durchfiiltnuip  auf  manchorlci  Schwierijfkeiten  stiess,  sind  durch  »'in  späterf« 
Ges.  V.  4.  April  18b2  \hi  restauration  et  la  conservation  des  terrains  tn  uiuntagne^i, 
in  dessen  Yollmg  eine  sehr  eingehende  Generalinstnictiea  er^gen  ist,  eraran 
worden.  Die  Wiederhr  r s t i'llu ngsarbeiten  sind  entweder  obligatorisch  (fafU 
iui  al1<rt'Tn.  Interesse  gelegen)  und  werden  dann  von  der  StaatsverwaJtutiL'-  -^Ibtr 
odt^r  unter  ihrer  C'ontrole  ausgeführt,  oder  facultative,  welche  die  Eigen tLuiuer  loit 
staatlichen  Beihilfen  und  nach  Anleitung'  der  Staatsbehörde  aa8ftihre&; 
im  Wesentlichen  in  Aufforstungen,  Verbauungen  und  nur  auf  den  sanfteren  Hän|rni 
der  WHib'rt  'non  »\u-h  in  kihistlichen  Berasungen;  für  die  neu  geschafTeiu  n  WaMir 
ist  äOjäiinge  ."Mcuertreiheil  zugesichert.  Die  £rhaltung8m aassregeln  besti'brti 
in  der  Inbannlegnng  d«r  GebirgsgrUnde  nnd  in  der  Regelung  der  WlrUwcbiUfl  aaf 
den  Gemeindeweiden,  wobei,  falls  die  Gemeinden  der  Auflage  zur  Erlassnng  ron 
Weidpnrdiuiri^en  nicht  rechtzeitig  nachkommen  oder  den  von  der  Staatsbehörde  gt- 
wüi^cht^ii  Abänderungen  nicht  zustimmen,  diese  (der  Departementspräfectj  nach 
Anhömng  einer  Specialcommission  die  Weideordnnng*  von  sich  ans  in  Kraft  sttm 
kann,  bl  In  der  Schweix  sind  neben  dem  die  Forstel )lizei  im  Hoeh^birg«  regeln- 
den 1?Tindesge8et/.  v.  24.  März  1876  einijrf»  rnnioiiale  Gesetze  erlassen,  wnlfh? 
insbesondere  durch  Vorsorge  für  eine  jederzeit  richtige  „Bestossung*^  der  Alpen 
(Ferohaltnng  einer  üeberstelinng)  eine  bessere  Weidewirthschaft  anstreben,  ihrrai 
Inhalt  nach  freilich  mit  der  Krage  des  Wasserschutzes  meist  nur  mittelbar  snsammt'D- 
hängen;  als  solche  sind  /.n  erwähnen  das  im  Kanton  8t.  <oi]leii  erlassene  (»es.  v. 
10.  Juni  1878  und  ein  (leüctz  vom  Jahre  1861  für  den  Kanton  Glarus;  daneben 
bestehen  noch  ans  älterer  Zeit  ähnlichen  Zwecken  dienende  Landbficher,  Alpbri«l<e. 
Alpreglemente,  deren  eine  Ansahl  y.  Miaskowslci  (in:  Die  Agtar«,  Alpen*  nna  FoffSt> 


Siehe  ,Die  Erhaltung  nnd  Verbessemng  der  Schwarawaldweiden*  etc.,  8.  SOI. 
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wrfiunmgr  der  dentodieii  Schweix,  1879,  tmd  Die  seliweiMriiebe  AtmAnd,  1879) 

wörtlich  mit^'t  thtilt  hat.  Die  IVbcrstellunp  der  Weiden  mit  Vieh  wird  in  letzteren 
luiaii;r  sehr  zueckmri<<v^  dnrch  eine  mit  der  Zahl  dor  Weidethiore  progressiv  steiponde 
Weideauflage  zu  luudcru  gesucht;  während  mhaltlich  der  obigen  tiesetze  der 
MaxiiiMlbesata  der  dnxelnen  Weide  (die  höchste  Zähl  der  ^tStGue")  durch  betondere 
Schätzer  ^„Zähler**)  /.u  erniitteln  ist.  (Vgl.  hiezu  auch  oben  S.  296.)-  -  c)  Ein  dem 
traoz<»siseheu  Gesetz  iiaehpebildetes  Gesetz  hat  Italien  unterm  1.  Jnni  1888  erhsdten 
betr.  Verbauuiig  der  Wildbache,  Aufforstung  und  Berasung  der  Gebirgsgrüude  und 
der  Dfinen).  d)  Für  Oesterreich  verfolg  fthnliche  Zwecke  das  Oes.  30.  Jniii 
18ft4.  betr.  Yorkehrnnp  n  zur  unschädlichen  Ableitung  von  (Jebirgswässem,  indem 
es  die  (iewiimuug  des  Gebiets  für  die  Ableitunpseinrichtniip-en  des  , Arbeitsfeldes'*, 
,r*erijMet<'rs'',  „Verbauungsgebiets'^),  die  Aneignung  des  liauuiaterials  an  Ort  und 
nnd  die  Darebftthrang  der  teduiiscfaeii  Arbdten  durdi  Expropriations-  und 
Bdastiagsbefiigiiisse  gegen  die  betheiligten  Gntndeigenthllnier  enndgUcht 

§64.  Organisation  des  culturteehnischen  Dienstes; 

Staatsbeibilfen. 

Ist  zwar  eine  gute  recbtUcbe  Ordnung  des  Wasserwesens  im 
Sinne  der  vorausgeiraiigenen  Erörterungen  erste  Voraussetzung  für 
die  erfolirreiche  Xutzbarmachunsf  des  Wassers  im  Interesse  der 
L.in<ii'>rultur,  ><»  ist  mit  der  Herboiführunsr  jener  der  Aufgabekreis  der 
Agrarpolitik  keineswegs  erschöpft;  vielmehr  erheischt  das  volkswirth- 
schaltliche  Interesse  an  der  rascheren  und  allgemeineren  Ein- 
bfirgerung  einer  geregelten  Wasserwirtbschalt  weiteres,  theils  dem 
Gebiete  des  Beebts  der  inneren  Verwaltung,  tiieils  dem  der 
administrativen  Ptlrsorge  angebitrendes  staatliches  Eingreifen,  wobei 
diftees  namentlich  in  folgenden  Punkten  erfolgreich  sich  bethätigen 
kaiiu  ' ) : 

1.  Organisation  des  culturtecbuischeu  Dienstes. 
Die  Culturtechnik  umfasst  ein  so  eigenartiges,  von  den  übrigen 
Zweigen  der  Technik  im  Gebiete  des  Strassen-  und  Wasserbaues 
90  wesentlich  sich  unterscheidendes  Aufgabegebiet,  dass  die  Forde- 
rung nach  einer  besonderen  Organisation  des  culturteehnischen 
Diensti»s.  dessen  Functionare  eine  ihrer  Dienstthätigkeit  angepasste 
insoiidere  technische  Ausbildung  nachzuweisen  haben,  fast  selbst- 
verständlicli  ^Tsclieint  :  denn  der  im  Gebiete  der  Landescultur  thätige 
Techniker  soll  nicht  bloss  bautechnische,  sondern  vor  Allem  auch 
landwirthschaftliche  Fachkenntnisse  aufweisen;  er  soll  auch  nicht 


'  I  Vgl.  zu  de«  nsu'hfolgenden  Ausführungen  auch  die  Verhandlungen  des  Freiiss. 
Landesökonomiecollerinm«:.  1H84  und  1885    Thiel's  landw.  Jahrb.^  Bd.  Xill.  Kr- 
yap^nngTil>a.nd  1,  S.       ff.  Und  Bd.  XIV,  Ergänzungsband  8,  8.  79  und  222  tl.,) 
wobei  nanentlidi  anf  das  Beferat  von  Kobbe  uöd  die  Ansfühnuigen  des  Frbn. 
H a VI merstein*L Osten  ta  verweisen  ist. 
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durch  gleichzeitige  Inanspruchnahme  seiner  Person  fiBr  unter 
einander  weit  abliorr^nde  Aufgaben  der  Technik  in  seiner  Thätigkeit 

sicli  zerspliur!  II :  vii'lniehr  wird  nach  dem  (ies»'tz  der  Arbeits- 
tlu'iliiiiir  um  so  «  rfolirreicluT  voii  IVclmikerii  auf  «lfm  0(^^i»*t»» 
d<»r  Laiidescultur  ^^t'wirkt  wcrdoii  können,  je  au8«chii»'s^lifln'r  sie 
dassollM*  als  eigenste  Domäne  verwalten  und  je  mehr  ihr  tech- 
nisches Wissen  und  KOnnen  auf  die  liier  auftretenden  Fragen  und 
Aufgaben  sich  coneentrirt  Je  unentwickelter  die  Cultnrtechnü 
in  einem  Lande  ist,  je  mehr  die  bestehende  Yenraltungsorgaidsa« 
tion  dazu  nGthigt,  die  fdr  die  Aufgaben  des  Strassen-  und  Wasserballs 
beiui'enen  Techniker  nebenher  auch  für  jene  des  Cultunvesens  in 
Anspruch  zu  ntdnnen,  um  so  grf^sser  ist  die  Gefahr,  dass  technisch 
fehlerhaft  projectirtc  oder  doch  hinsichtlich  der  hinti\virlli>chaft- 
licheuKentabilität  irrig  veranschlagte  und  desshalb  Ökonomiach  misa* 
lungene  Meliorationsanlagen  zur  Ausführung  kommen;  je  geringer 
ist  jedenfalls  die  Walurscheinlichkeit,  dass  die  betreffenden  tech- 
nischen Kreise  eine  eigene,  erfolgreiche  InitiatiTthfttigkeit  in  Me- 
liorationssachen entwickeln.  Desshalb  darf  eine  völlige  Abzwei- 
gung des  culturtechnischen  von  dem  übrigen  bautechnischeo 
Dienst,  die  Sorge  für  eine  umfassende  landwirthschaftlich-techmsche 
Aiisbilduno;  für  die  höheren  und  niederen  Functionäre  der  Ciütur- 
technik,  die  Schaffung  besonderer,  culturtechnischer  Behörden 
mit  einem  nicht  zu  grossen  räumlichen  Arbeitsfeld  (Culturinspei- 
tionen  mit  dem  erforderlichen  Hilfspersonal  von  Culturaufaehern) 
als  eines  der  wichtigsten  FOrdemngsmittel  des  Meliorationsweaens 
bezeichnet  werden,  wie  denn  die  Erfahrung  zeigt,  dass  Hand  ui 
Hand  mit  dieser  besonderen  culturtechnischen  Organisation  die  Unter- 
neliiuiuigen  der  Landesmelioration  einen  besonders  lebhaften  Auf- 
schwung zu  nehmen  pfleiren.  Dies  namentlich  dann,  wenn  diesen 
technischen  Culturbehörden  auch  die  Unternehmungen  ini  Gebiet 
der  Feldbereinigungen  und  Zusammenlegungen  anvertraut  werden, 
mit  welchen  so  h&ufig  £nt-  und  Bewässerungsanlagen  zweck* 
mftssig  verbunden  werden;  und  wenn  sie  gleichzeitig  als  exeeulive 
Organe  für  das  öffentliche  Wasserversorgungswesen  thätig  sind, 
dessen  zunehmende  Wichtigkeit  nicht  bloss  nach  der  Seite  der 
Volkshygiene  überhaupt,  sondern  auch  gerade  nach  der  Seite  dor 
hnol wirtschaftlichen  Betriebsthätigkeit  hm  (wegen  des  eedeihlich»»!! 
EinfhiNscjj  guten  und  ausreichenden  Wassers  auf  die  ikierhait)  nj) 
mehr  und  mehr  auch  in  den  kleinsten  Landgemeinden  gevkUrdigt 
wird. 
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Mach  obitjfu  Graudüätzeu  ist  erstmals  1868  der  cultui-techuisdie  Dienst  iin 
OroflKberzo^thntn  Baden  orgunisirt  worden,  und  es  hat  diese  Organisation  im 
Jahre  1878  t-lnv  v^citcre  Ausgestaltuuif  friahrfii,  \vo])»'i  auf  iUi  chenlierge r,  Veir» 
walttinir^rerli!  «Icr  l,Hud\\irthschaft  in  Badoii,  IHHl,  S.  H7ö  11.  /n  verweisen  ist. 
Durc  h  die  Landes verorduuug  v.  26.  Oct.  1878  ist  den  Culturbeliordeu  iCuUurinspeo- 
tionen)  folgender  Anfgabekreia  sttgewiesen: 

L  l'ttteniehmnn^eu  anziire^n,  welche  die  fintwü.sserungf  BewftaMmng  und 
l  rbamiachnnsr  von  (fritudstüi  kt  ii  und  Lä!nl*'r*M(Mi,  dio  Verbesserung  der  Foldein- 
tkeilung,  die  Anlage  von  Feldwegen,  die  Verlegung  und  Zusammenlegung  von  Grund- 
std^en  beiweeken; 

2.  die  Vorarbeiten  für  «olehe  Unternehoinngieo,  Pläne,  Gntachten,  Kostenvor- 
anacblä?^  anznfertip;en : 

3.  nach  Moassgabe  der  bestehenden  Gesetze,  Verordnungen  und  Dienstweisuu- 
geu  bei  der  Yorbereitong,  AnsfÜhnuig  und  Üeberwacbnnj?  solcher  Unternehmungen 
niitaEU  wirken : 

4.  nuf  Wuuseh  der  Betheiligfcn  dir  tcclmiNclif  I.i'itnnpr  beim  Volbiug  von 
<  uitaninteniehmungeu  zu  besorgen,  suwu'  überhaupt  die  Unternehmer  durch  technische 
Beihilfe,  Begutachtung  und  ITeberwachnng  an  fftrd«m; 

5.  bezüglich  der  Vorbereitung,  Au^Rihrnng  und  Ueberwachnng  von  Waaier- 
versorgangsan Innren  mitzuwirken. 

Zur  Zeit  l)estehen  ant  rund  löUÖi  Quadratkilometer  8  mit  wissenschattlich 
gebildeten  Coltttringenienren  beteixte  Callnrinspectionen,  denen  eine  entsprechende 
Zahl  von,  in  der  staatlichen  Wiesenbauschule  (hierüber  Näheres  nnter  Kap. 

herjuiifchildeten  CulrMraufsTbeni  beigegeben  ist,  für  welche  Or^'nniMation  ein- 
»chliessiit'h  der  materielit-u  Heihilt'e  für  Meliorationsuntemehmungeu  das  Budget 
jährlich  nmd  100000  H.  genehmigt.  Für  eine  Anzahl  anderer  Staaten  (Blsass- 
Lotbringen,  Hessen,  Württemberg,  Bayern,  Ungarn)  ist  diese  Organisation 
vorbildlirli  geworden  und  hat  wiederholt  in  der  Literatur  {so  bei  Toussaint, 
Möller,  Fraissinet)  rühmende  Anerkennung  gefunden.  —  lieber  die  Organisation 
des  cnltnrtechnischen  Dienstes  in  den  vorgenannten  Staatswesen  siehe  Fraissinet, 
a~  a.  O.,  8.  18  If.  In  Prenssen  sind  für  umfangreichere  nnd  im  öffimtlichen  Interesse 
ans7.ufiilir«'ud<  Arbeiten  soir.  Mel iora tion s- Bauinspector en  eingesetzt,  deren 
Zahl  (13'  Uli  Vi-riuiituiss  zur  Grosse  des  Staatsgebiets  (1  Bezirk  auf  rund  26796  qkm) 
Fraissinet  mit  Recht  als  an  gering  erachtet,  «umal  die  den  nt^^n^vAlconmiiflsioiieii 
be%egebenen  „Landmesser'*,  welche  bei  rrojecfining  und  Attaffthning  von  Meliora- 
tionen gerinireren  T'mfniigs  Verwendung  finden.  el)nirallH  dem  vorhand<'n»'n  Kf^ltirfniss 
gegenüber  nicht  ausreichen  scillen.  —  In  Sachsen  hat  der  Landesculiurrath  1890 
«eine  pUunnässige  Organisation  des  cultnrtechnischen  Dienstes**  für  eine  Nothwendlg^ 
keii  erklärt.  Von  ausserdentschen  Landeni  haben  namentlich  Ungarn  und 
Srhwf  den  den  cultnrtechnischen  Dienst  in  den  80er  Jahren  in  vollkommenerer 
Weisf  am-  und  ausgestaltet.  -  Die  lundwirthschaftUche  Wasserwirthschatt  eines 
Lande«  steht,  wie  liier  noch  betont  sein  nidge,  in  so  engem  Zusammenhang  mit  dem 
Waaserweseu  überhaupt,  dass  dif  stniig  wissenschaftliche  Erforschung 
desselben,  wenn  nxwh  zuiiiirbst  und  unmittelbar  den  Aufgaben  des  Wasserbaues 
dieoeud,  doch  auch  rückwirkend  das  Melioratiouswesen  günstig  beeinflussen 
moss.  Unter  diesem  Qesichtsptinkt  ist  die  Errichtong  von  Centrais  teilen,  welche 
durch  hydrographische  Arbeiten  und  durch  hydrologische  Untersuchungen 
die  (iewinnnu'j  einer  sicheren  Gmndinge  für  die  rationelle  Behandlung  der  wanser- 
wirthschaftliehen  Kragen  anstreben  und  denen  gleichzeitig  die  meteorologischen 
Beoimchtnngen  und  Arbeiten  organisch  Angegliedert  werden,  als  eine  anch  für 
dtLi  Gebiet  der  Landescultur  liochnützliche  Einrichtung  zu  erachten,  mit  deren 
Vr-r«  irekliehmi'j  rlxufal!«;  Baden  im  Jahre  18S;i  durch  Schaffung  eines  „  Central - 
Dureauä  für  ilei  eurologie  und  Hydrograpli  le"  vorgegHugeu  ist  und  von 
demnen  in  rascher  Folge  enehieneiien  Poblicakionen  in  der  Literatnrfibersicht  im 
Ehijnuiir  dieses  Kapitels  ein  Thdl  Brw&hnong  geftinden  hat. 

2.  Staatsbeibilfen  und  sonstigo  Fördern ngsmittel. 

Weitaua  die  meisten  der  gtosseu  Uuternelimungeii ,  welche  iu 

B««lieaber  ger,  A.,  Agrarpulitik.  l.  34 
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(las  Gebiet  der  He-  oder  Entwässerung  fallen  und  die  in  den 
voraiisgogani^eiien    Paragraphen    (legenstaud    beispiel^weiser  Er- 
wähnung waren,   hätten  ohne   die  tliatkräftige  ]\Iitwirkuug  des 
Staats  oder  von  mit  entsprechender  Kapitalkratt  ausgerüsteten 
Gesellschaften  ohne  Zweifel  nicht  ausgeführt  werdeu  können;  ifie 
denn  überhaupt  die  Bevölkenuig  des  flachen  Landes,  selbst  wenn 
sie  immer  von  der  Bedeutung  solcher  Unternehmungen  fiberseogt 
sein  sollte,  was  keineswegs  zutrifft,  in  der  Bogel  schwerlich  die 
zur  Bewältisriuig  jeuor  grossen  Aufgaben  erforderlichen  Mittel  auf- 
zubringen im  Stande  sein  oder  doch  durch  die  Höhe  der  ihr  an- 
gesonnoncn  geldlichen  Opfer  in  m  Iü  häutigen  Fällen  von  solclien 
Unternehmungen    von   vorneherein  sich   zurückschrecken  lassen 
wird.   Diese  Momente,  in  Verbindung  mit  der  nationalwirtiischaft- 
licheu  Bedeutung  der  Meliorirung  des  Gnind  und  Bodens  als  eines 
der  wesentlichsten  FOrderungsmittel  der  landwirthschaftUchen  Güter- 
erzeugung,  lässt  eine  kräftige  Intervention  des  Staats  in  Form 
Yon  geldlichen  Zuschüssen  wohl  gerechtfertigt  erscheinen, 
weil  dieser  Staatshilfe  in  der  Hebung  der  Bodenkraft,  der  St^igening 
des  Xationaleinkomiiieüö  und  der  Verbessening  der  Wolilstandslai:»^ 
der  landwirtbsehaftlichen  Berufsstände  ein  genügendes  Aequivalent 
gegenübersteht  Eine  werthvolle  Unterstützung  liegt  übrigens  schon 
darin,  wenn  etwa  der  Staat  die  zu  Melioiationsuntemehmungen 
erforderlichen  Mittel  den  Unternehmern  vorschiesst  und  in  Fem 
von  Annuitftten  rückerhebt,  oder  wenn  zum  Zweck  der  Möglichkeit 
der  langsamen  Tilgung  der  Meliorationskapitalien  besondere  Credit* 
institute  (Landesculturrentenl)ankon)    geschaffen  werden, 
deren  innere  Organisation  an  anderer  Stelle  (Kap.  VI)  zu  erört^^m 
ist.   liei  kleineren  I'ntemehniungen  (Drainagen.  Bewässern ng^eiu- 
richtungen  etc.)  wird  in  der  Kegel  eine  solche  staatliche  Interrention 
nicht  Platz  zu  greifen  brauchen,  wohl  aber  wird  als  eine  grosse 
Wohlthat  durch  die  Betheiligten  erkannt  werden,  wenn  sie  ohne 
i^rhebliche  Geldopfer  durch  die  Staatsculturtechniker  in  den  Besitz 
von  Projeeten  und  Kostenüberschlägen  gelangen  künnen ;  und  viel* 
fach  wird  denn  auch  neuerdings,  namentlich  da,  wo  eine  staatliche 
Organisation  des  culturtechnischen  IHenstes  geschaffen  worden  ist, 
die  Fertigung  solcher  Vorari)eiten  den  Betlieiligten  kostenlos  und 
das  zur  Leitung  und  Beaulsiehtigung  der  Arbeiten  erforderliehe 
Cnlturaufsichtspersonal  gegen  massigen  Vergütnngspreis  zur  Ver- 
fügung gestellt.   Alle  diese  staatlichen  Veranstaltungen  und  Auf- 
wendungen können  freUich  in  einem  Vorstellungskreis  keinen  Baum 
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I  fiilen,  der  nach  der  Art  der  älteren  iiberalisirenden  Schule  auf  der 
Interstelluug  beruht,  dass  das  einzelne  wirthsehaftende  Subject 
am  besten  und  sichersten  jederzeit  durch  seine  eigene  Ueberlegung 
und  den  Zwang  der  äusseren  ümst&nde  geleitet  und  daher  das, 
was  seinem  wirtbsehaftlichen  Interesse  frommt,  jederzeit  aus  eigenen 
Stücken  vorkehren  werde:  wüIik  nd  doch  die  tägliche  Erfahmng 
fSr  diese  «iptimistische  Unterstellung,  mindestens  was  die  Be- 
•llkerunir  des  flachen  Landes  und  namentlich  die  bäuerlichen 
Kiemente  anlaiiirt,  die  in  ihrer  grossen  Masse  schwer  beweglich, 
vorurtheilsvoU  und  weitaussehenden  Unternehmungen  grundsätzlich 
abgeneigt  sind,  keinerlei  Anhalt  bietet  In  der  That  fehlt  noch 
Viel,  dass  die  grosse  Wichtigkeit  der  Bodenmeüoration  Yon  allen 
Gliedern  des  landwirthschaftlichen  Berufsstandes,  auch  in  den  vor- 
i?e»chritt^nsten  Staatswesen,  entsprechend  gewürdigt  und  darnach 
fie  private  Action  eingerichtet  wird;  und,  wenn  je  auf  einem  Gebiet 
ii^^s  A£(rarwesens,  ist  daher  auf  dem  hier  besprochenen  ein  werk- 
ihätiges,  vor  finanziellen  Opfern  sich  nicht  scheuendes  staatliches 
Vorgehen  wohl  begründet  und  nöthig,  wenn  mit  der  durch  die 
moderne  Entwicklung  der  Verhältnisse  gebotenen  Baschheii  auch 
dieser  Zweig  der  Landescultur  zu  lehensvoUer  Wirklichkeit  er- 
starken soll. 

Wohl  in  iUtfn  Budgets  der  europäischen  Staaten  sbid  Mit  Jfthfen  nialir  oder 

m'.vAn'  ^rrns'so  Mittel  zu  Beihilfen  für  M  t*  Ii  ora  tionsun  teruchm  im  •^'■(M)  vnr- 
^'t'sehin.  i^linen  Nachweis  hierüber  lieleri  Krämer,  Vergleichende  Darstellung  der 
^hanregeln  und  Eiiirichtuugen  zur  Förderung  der  Landwirthschaft  etc.,  Zürich  1882, 
62  ff.  und  die  mehrerwähn ten  Jahresberichte  der  Ackerbanministerieii.  —  In 
'ifsTrrrrii  Ii  hat  da>  Reichsgesetz  v.  30-  ^rivÄ  1884  die  Bildung  oincs  Mflio- 
r4tionHtnn  dü  aus  Staatsmitteln  angeordnet,  dem  bis  zum  Jalire  1894  jährlich 
äl)OOQO  (inlden  zuzuweisen  sind  und  aus  dem  nehen  grosseren  Untemehmungen  stUB 
>'thuir.  gpgen  Wasservi'rhtnTun^'-fii  auch  solchen,  welche  die  Erhöhnug  der  Ertrags- 
Jahigkeit  der  Grundstücke  durch  Kut-  oder  Bowässomug  zum  G<"/»"ii stand  liabeu  und 
(Irren  j^üfuhrung  im  oflfentlichen  Interesse  liegt,  Unterstütztmgvu  gewährt  werden 
kömeii.  Daneben  sieht  das  Gesetz  Gebühren-  nnd  Htenerbefreinngen  und  die  Er- 
im^icbilii^  der  Expropriation  von  Wassanrechten  vor,  welche  einer  Bewinemg 
iiiid  Entwässerung  von  unzwciftlhafi  hiÜHTor  wirthschaftlicher  Bedeutung  entgegen- 
»(rUen.  -  lu  Frankreich  sind  durch  das  Ges.  v.  17.  Juli  18Ö6  über  die  Drainage 
Vitiel  aUOOOOOOO  Pres.)  bereit  gestellt  worden,  um  durch  von  Staat  gewihrte 
l»arl#-hen,  die  in  Zeitrenten  von  6,4° lo  i«  25  Jahren  zu  tilgen  flind  and  für  welche 
•^••111  Staat  an  d<'Ti  Krtr;i^nii*5sen  der  drainirtm  (Inindstiiikf  »-in  Vnnrufrsrcclit  bott'llt 
rntemehmungeu  dieser  Art  zu  erleichtem  und  ea  hat  da«  Ges.  v.  y.  Mai  1860 
^  BcgtUuitigung  der  Vorschnssleigtongen  ans  dieeem  Credit  ancfa  aof  BewiMenrng»- 
änlagea  aaigadehat»  Der  verhältuigsmässig  gonnge  Gebrauch,  der  nach  dem  Inluüt 
''"^T  Agrarenqnöte  von  1H78  80  von  diesem  Credit  bis  dahin  gemacht  worden  ist, 
wird  mit  Recht  mit  der  maugt-lhaften  Gubeugebung  v.  21.  Juni  1865  über  die  landw. 
f»e]MNi«eiischalle&  ia  Terbiadiing  gebracht,  die  Ar  Be-  wie  EntwtseeraiignidageQ 
I  ur  freie  GcnoiMBSchaften  vor.siolit,  zu  deren  Bildung  Stiiniaeneinhelligkeit  aller 
^''♦•T heiligten  sri-fordert  wird,  die  indi  ss  iK'^Tcifliclu'rweise  nur  in  den  seltensten  Fällen 
4U  mächen  ifit.  —  in  grossartigster  Weise  ist  man  auch  in  Kngiand  für  die  rasche 
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Durchtübrun^  von  Draiuugeuutenit'hmuuj^eii  timti^j^  g-euoiifu,  iudeiii  Ute  Laiid-Impru 
vement-Aet  hy  worlu  of  drainage  von  1847  —  ge>\l8Bennaas8«n  als  Ge<:^ugabe  fir 
die  durch  Aufhebimg:  der  eiiplischoii  Konizölle  der  dortigen  Landuirthschaft  ia 
Aufsicht  gtolii  iidi  ii  Kiniuihmeausfiille  —  2  Mill.  Pfd.  Sterl.  Darlelieu,  für  Irlaad 
1  OfilL,  rückzahlbar  in  ö'/^^o  Zeitrenteu,  durch  spätere  Gesetze  weitere  3  MilL  us- 
(cesetart  liat  Auch  wiid  in  Grossbritannien  die  Drainirang  dadurch  begfinstigt  du 
der  Pächter,  selbst  wenn  er  diese  ohne  Genehmigung  des  Pachtherm  vornaha. 
Ersatzansprüche  beim  Ablauf  der  Pacht  geltend  macheu  darf.  Siehe  S'.  1%. 
Nach  Roscher  (Aum.  7  zu  §  39)  ist  iu  UoUaud  1807  3Ujahrige,  ISüM  m';;^ 
{jOjahrige  Freiheit  ron  Gnmdsteaer  und  Noralsehnten  für  alle  ürbantngea  ng^ 
stiu\<len  worden;  und  viele  mnhamcdanischa  Staaten  fordern  nach  derselb« 
(^itelle  vom  uatdrlich  bewässerten  Land  Vt«i  vom  künstlich  bewässertem  noi  \ 
dt»i  Ertrags. 
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BeUtzvertiicilim^,  TheilbarkeitsbeschrSnkungen,  £rbreelit 
mid  Landpolitik  (Innere  Colonlsatton)« 


L i t  er a  t  u  r  ü  b  e r  s  i  c  h  t. 

lU'i  Kau  sind  dif  in  diesem  Kapitel  hehnndt  1t»ii  (Jcnfeustände  thcils  im  I.  Bd. 
der  polituckeu  Oekonomie  (Uutersuchuugen  über  die  Grössenverhältnisse  der  Land- 
gruter,  $  368 — 376),  ibeils  im  TT.  Bd.  unter  der  Anfschiiflt:  „Geaetsliche  Bestiminim- 
;ren,  welche  die  Veränsscnni^'  und  die  Er^verbung  von  IiOlidereieil  betreffeu".  ^  76 
bis  83  erörtert;  bei  Rosc  lit  r  im  vijitcn  Kapital  '„p^rosse,  mittlere  und  k!  iiuro 
Güter'',  §  47  ff.),  im  siebenteu  {„d&s  Grimdeigenthum  und  die  Familie"*,  ^  IL) 
md  itn  ellleii  Kapitel  (^Missbranch  der  Holtilisinin^  und  lOttel  dagegen",  §  139  ffJ; 
i  n  U»  si{/.vtrhältnis.sen  der  ^todten  Hand"  insbesondere  ist  der  Platz  im  iichten 
Kapitel  <  „das  (trund»  ntlnim  imd  die  .Stand»  '",  §  lOö  0'  angewiesen.  Beiv.  Mohl, 
l'c)li7.4-i\vütfeiu»cliaft,  i.st  betreffs  der  einschlägigen  Lehren  auf  den  II.  Bd.:  »Erleichte- 
mng  der  Erwerbung  von  Onmdeigenthirai''  113  ff.);  bei  Schftffle,  Bas  gesell- 
M  haitl.  System  der  menschlichen  Wirthschaft,  1873,  auf  den  II.  B(l.  (§  279  und 
.Vi2  ff.r.  bei  Seli  niilH'rfr'''  Politisilici-  Ot-kinuimie  auf  doii  IT.  Bd.  it?  48  tl'.  und  ^  7:?  ff., 
I>artiteUiuig  von  v.  d.  Üoltz  uud  .Meitzen),  bei  Walcker,  Hdb.  «ler  Xational- 
rikonomie,  1883,  «nf  den  II.  Bd.  (§53  ff',  imd  2bl  ff.)t  bei  Jäger,  Die  Agrarfrage, 
ISM  88  auf  den  IJ.  Bd.  Kap.  XIII  ff.,  XV  und  Bd.  III,  Kap.  XXII  ff.  zu  verweisen. 

>-h;illj  der  Verfasser  in  diesem  Handbuch  Besitzvcrfheilnnn".  Krbrecht  und  Land- 
ptditik  als  etwas  Zusammengehöriges  behandelt  hat,  wird  für  den  Fachmann  einer 
beMknderen  Reehtfertigung  nicht  wohl  bedürfen.  Yon  der  mauflohaften,  über  dieseit 
Tbeil  des  Agmrrecht.s  vorhandenen  Literatur  wurden  naaentlich  noch  zu  Rathe 
^r7.oirf*n :  1.  Von  .Hlt<  rt  ii  .Schriften:  Bernfiardi,  Versuoh  einer  Kritik  der  Gründe, 
die  tur  grosses  uud  kleines  Grundeigeuthum  augeführt  werden,  1848;  Eisner, 
Politik  der  Landwirthscbaft,  1835;  Lette,  Die  YerHicilnng  de«  Grundeigenthiuns 
im  Zusammenhang  mit  der  Ge.sehichte  der  Volkszostättde,  1858;  Derselbe,  Die 
Vertheiliingsverhültnisse  <\v<  (uinulbosiTzf's  etc.  im  Prenss.  .Staat.  18,59;  F.  List, 
Di«"  Ackerverfassuug,  die  ZwergwirtUschafi  uud  die  Auswanderung,  1842;  Keichen- 
»pfrger,  Die  A^rarfragre  ans  dem  (jesichteimnkt  der  Nationaldleononiie,  1848; 
\  Sparre,  Lebensfragen  im  Staate  in  Beziebnnif  auf  das  Grundbesitzthum,  1842. 
J.  ^^•n  neueren  Schriften  und  Aufsätzen:  Bärnreither,  Stamm fnitssvstem  und 
Anerbejirecht  in  Deutschland,  1882;  J.  Conrad,  Art.  Bauerngut  und  Bodeuxer» 
spiitteninfir  im  Hdwb.  d.  St.'W.;  Helferich,  Stndien  über  wttrtembei^Bche  Agrar- 
verhältnisse, i.  d.  Tnb.  Ztsehr.,  Jahrg.  1853  u.  1854;  v.  Mi akowski,  Das  Erbrecht 
nnd  dl*»  Gnindeigentliums%H'rth«'iliin{r  im  Deutsclien  Reich,  1882;  Derselbe,  Das 
i'fublem  der  Grundbcsitzvertheiiuug  in  geschichtlicher  Entwicklung,  1891;  Der- 
selbe, AgrarpoHtiflche  Zeit'  nnd  Streitfragen,  1889  (wenn  nichts  Anderes  gesagt  ist, 
WziehiPii  uch  die  C'itate  im  Te.xt  immer  auf  das  ersterwähnte  Buch);  Peyrer, 
Ritter  von  Hcimst.itt,  Denkschrift  betr.  Erl)fol}^  in  hnidw.  (;ilter  und  das 
Erbguterrecht,  1884;  Schaf fle.  Die  Incoipoiaiiou  des  H^'pothekaikredit«,  1883; 
V.  Htein,  Die  drei  Fragen  des  GmndbesitBes  nnd  seiner  Znknnlt,  1881;  t.  Inama- 
st  er  11  egg,  Zur  Ref((rm  des  Agrarrechts,  besonders  des  Ancrbenrechts,  in  Orfinlmf^s 
Ztsrhr.  f.  d.  Privat-  tind  ömntl.  Recht  d.  Gegenwart,  Bd.  X,  S.  1^4  ff.:  Oierke, 
i>ie  ^Stellung  des  kuuttigeu  bürgerl.  Gesetzbuchs  zum  Erbreclit  im  ländlichen  Grund* 
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besite  iiu  SclimoUer'g  JuUrb.  für  Geitetzgebang  etc.,  12.  Jahrg.,  8.  402  ä.t;  Schuh- 
macher-ZArchlin,  Gmnderbrecht  im  Licht  des  Rentenprincips,  1B71 ;  Welter:  dir 

mehrfach  onvähuten  amtlichen  laudwirthschaftlichen  Erhebuuji:i'u  für  ^r«•u^^en. 
Württemberg,  Badfn,  Hessen.  El  ^ass-Lotlirinir^n  _  BiiiiHrlichu  Zu^tändf 
in  Deutschland^,  in  .Schriften  des  Vereins  lür  Sociaipoüuit,  'S^,  23  und  24,  3  Bdf.. 
1888;  V.  Reitsenstein»  N«ste  und  Elieberg,  Agrarische  ZuattiBde  im  Frankreick. 
England  und  Italien  in  Sehr.  d.  Ver.  f.  Socialipoltik.  i'T  und  29.  l>ie  anitlirhrti 
Berichte  über  Preussens  landw.  Verwaltuns'  von  1875  und  ti. ;  Die  Landwirrh- 
schatt  in  Bayern  1890.  -  Besonders  beachtenswerth  sind  Ifruer;  Wrhaudlung^fii 
des  Vereins  fflr  Socialpolitik  fiber  GmndeigenthiimsTertheilmig  und  Erbrechti- 
re form  vom  October  1882  uud  über  Maassregeln  der  f;ts»'t/  ir  ^mifr  und  V.•^^v;lltunJ 
zur  Erhaltung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  im  October  IH^  i  in  Sr-lir.  (i.  Vrr.  21 
tmd  28;;  dsgl.  die  Verhandlungen  im  deutschen  Landwirtii.>>ch<tttsratL,  Früh- 
jahr 1894,  1886  und  1887  (Archiv  des  dentschen  LudwirthBchafUnitht,  S.  51: 
bezw.  79;  bezw.  228  ff.).  Weitere  zahlreiche  Literat uranjrnheu  bei  tlt-u  eiuxtdn^ni 
ünterabf?chnitten  und  pHratrraphen,  wohin  auch  dnirim-n  ^oschichtliche  Notiz«» 
verwiesen  sind,  siehe  namentlich  unter  7ö,  li>,  77,  78,  81,  89.  Wegen  des  wirth- 
schaffcsipeschichUichen  Theiis  siehe  d^e  literatvrfibersicht  xu  Kap.  I,  S.  81: 
aasserden  noch:    In ama -Stern egg,  Ballandslnd.  i.  d.  Festg.  fai  O.  Hansaea,  1889. 


Abschnitt  I. 
desehiclitiielie  Mckbiicke. 

8  65.    Gebundenheit  und  B e s i t z e s u u g l e i c h h e i t «» n  in 

älterer  Zeit. 

1.  Eine  gleichmässige  Yertheilung  des  Grund  und 
BodenB  und  die  dauernde  Erhaltung  dieser  GleichmftsBigkeit  znrFeni- 
haltung  politischen  und  wirthschaftHchen  Uebergewichts  Einzelner 

hat  wiederholt  im  Laufe  der  Geschichte  Staatsverfassungen  und 
einzelnen  Keforniat^r»>n  als  Idoal  der  Agrarordnung  vorgeschwebt 
(Spartanische  BoHitzveilassunij,  Reformpläne  der  Graoohen!);  und 
auch  die  älteste  Agrarverfassung  der  deutsehen  Volksstämme  be- 
ruht auf  dem  Gedanken  des  gleichen  Anrechts  jedes  Stammes- 
genossen auf  dem  in  Besitz  genommenen  Lande  (§  44).  Aber 
solche  Gleichheit  hat  sich  niemals  lange,  selbst  strengen  Gesetzen 
gegenfiber,  behaupten  lassen  und  wflrde  überhaupt  nur  in  einem 
socialistischen  Zwangsstaat,  der  alle  Staatsangehörigen  nach  gl  ei- 
chem  Mausse  misat  und  die  wirtlischaftliche  Individualit.a  uwi 
Besonderheit  grundsätzlich  unterdrückt,  denkbar  sein.  Der  Fhi^^ 
des  wirthschaftHchen  Lebens  spottot  solcher  schennitischeii  Ord- 
nungen, indem  er  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit  die  auf^Dfericli- 
teten  Schutzweliren  gegen  etwa  einreissende  Besitzesungleichheiten 
inuner  von  Neuem  durchbricht;  wie  überhaupt  nur  eine  naiTO  Dar- 
stellung von  den  Grundlagen  des  ächten  gesellschaftlichen  Fort- 
sobritts  diesen  mit  der  starren  ünbeweglichk«it  der  einmal  ge- 
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gebenen  Agrarvertassung  in  unmittelbare  Verbimlung  setzen  kann. 
Wohl  darf  aus  den  in  den  einleitenden  Abschnitten  (§  12)  an- 
geg^ebenen  Gründen  die  Ansicht  Tertreten  werden«  dasB  h&ufige 
Besitzesftnderungen,  die  im  Grund  und  Boden  sich  abspielen, 
dem  Staatisganzen  nicht  frommen,  weil  die  fleht  staatserhaltende 
Oesinnimg  der  bodenbesitzenden  Klassen  in  der  Stetigkeit  gerade 
uirh  ilinT  Besitzverhältiiisse  wesentlich  wurzelt;  mni  *lie  späteren 
l^urlogitiigon  werden  zeigen,  dass  grosse  Besitzesuncrleich Im  iten 
im  unbeweglichen  Vermögen  des  Landes  für  das  Staatswoiil  noch 
Torderblicber  sich  erweisen  können  als  solche  im  Bereich  des  be- 
weglichen (Kapital-)Termögen8.  Aber  aus  diesen  Sätzen  ist  selbst- 
redend ein  beweiskräftiger  Schluss  auf  die  Nothwendigkeit  der 
Herstelhmg  völliger  Besitzesgleichheit  weder  abzuleiten  noch  zu 
begründen. 

2.  Die  Betrachtung  des  wirthschaftlichen  Lebens  lehrt,  dass  die 
in  den  GrundbesitzTerhältnissen  eintretenden  Veränderungen  auf 
drei  Vorgänge  im  Wesentlichen  zurflckzufShren  sind:  auf  freiwillige 

Käufe  und  Verkäufe  bezw.  Täusche;  auf  unfreiwillige  Wirthschafts- 
t  lationen  dieser  Art.  (Zwangsverkäufe  in  Folge  Ueberschuldung 
iMler  >oii^tio»'r  Nothlage);  endlich  und  in  hervorragendster  Wtnso 
auf  die  Vermögensauseiuandersetzungen  im  Erbgang.  Nun  kann 
man  sich  sehr  wohl  einen  Zustand  des  Wirthschaftsrechts  vergegen- 
wärtigen, wo,  um  den  GrundbesitzTerhältnissen  eine  gewisse  Stetig- 
keit zu  sichern,  in  allen  drei  Beziehungen  dem  Bechtsverkehr  sehr 
bedeutende  Schranken  gezogen  sind;  sei  es,  dass  der  freihändige 
Oaterverkehr  bestimmten  Ständen  des  Volks  vorbehalten  und  selbst 
da  nicht  uneingeschränkt  zugelassen  wird;  sei  es,  dash  i  iue  weit- 
!i*»hpndo  Einengung  der  Verschuldnncrsfreiheit  besteht,  welche  einen 
u  irksanu'ii  Schutz  gegen  die  Entsetzung  aus  dem  liegenschaltlichen 
Besitz  mittelbar  gewährleistet;  sei  es,  dass  die  freie  YerfQguug 
äber  die  liegende  Habe  auf  den  Todesfall  dem  Selbstbestimmungs- 
recht des  jeweiligen  Besitzers  entzogen  oder  doch  erschwert  ist 
Beim  Vorliegen  solcher  Beschränkungen  der  Verfttgungsfreiheit 
Uber  den  Grund  und  Boden  spricht  man  von  der  „Gebunden- 
heit •  des  Grundeigenthumsverkehrs,  und  diese  rechtliche  Ge- 
"Viundenheit  ist  für  die  zurückliegende  Zeit  ebenso  charakteristisch 
^*ie  die  wirthschat't  1  i  he  GebuiKieiilicit  in  der  Benutzungs- 
weise des  Grundeigenihmas,  von  welcher  in  den  unmittelbar  vor- 
hergegangenen Absclmitten  die  Kede  war. 
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.'J.  Einen  s^hr  weit<rf*honflf»n  Zustand  <ler  rcclitl  ich»*  n  <iobuü- 
denheit  des  GriuuieiueiiUuinis  weisen  nanieutlieh  ilic  äin-ren  »leut- 
8 dien  Volksrechte  auf.  Die  Hufe  ist  als  im  Besitz  der  Fa- 
milie stehend  gedacht;  und  eine  Verftusserung  von  Grundstficken 
ausser  im  Fall  der  ftchten  Noth  daher  nur  mit  Genehmigung  der 
nftehsten  Erhen  statthaft;  und  das  Gleiche  gilt  von  einer  Ver- 
pfändung der  Onmdstflcke  fOr  Schulden.  Eine  Testurfrelheit  ist 
nicht  luierkaniil.  vielmehr  gilt  der  Satz  der  Germania:  NuUum 
testamontuni  noi  li  fast  absolut  für  die  Carolingerzeit  (T.ani{ir»Hlit): 
und  sind  erbberechtigte  Familienangehörige  zum  Antritt  der  Huie. 
unter  denen  das  ältere  Becht  nur  die  Mfinner.  nicht  auch  die 
Weiher  zulässt  („de  terra  nulla  in  muliere  hereditas**)  nicht  vor- 
handen, 80  W\i  die  Hufe  „an  die  Kameradschaft  des  Doifs^  dif 
Sippe  der  erbenlosen  Kameraden,  welche  nunmehr  andere  wehrhafte 
Männer  mit  der  Hufe  hewidmet'^.  Eine  Rechtsregel,  die  allerdings 
schon  frühe  ebenso  ausser  Anwendung  gelangte,  wie  sich  aus  dem 
Krbre(rlit  der  Weiber  in  die  fahrende  Habe  mit  der  Zeit  auch  ein 
solches  auf  das  li»'G:ende  Eigen  lierausbildete.  Dabei  ist  aber  wohl 
zu  beachten,  dass  gerade  das  Erbrecht  selbst  der  älteren  Zeit  eine 
Vorsorge  gegen  die  Zersplitterung  der  ursprflnglicheu  Hiifenein- 
heiten  im  £rbgang  nicht  kennt;  der  Grundsatz  der  Individual- 
succession  in  die  Hufe  war  den  deutschen  Stammesrechten  ein 
fremder;  gleich  nahe  Erben  hatten  gleiches  Erbrecht  und  dieser 
Grundsatz  hätte  wohl  schon  sehr  frühzeitig,  zumal  bei  der  Fnicht- 
barkeit  der  germanischen  Stfimme.  eine  weitgeliende  Resitzzer- 
splittorung  luTvorrufen  müsse ti.  weim  nicht  durch  die  ^rngHi  hkeii 
der  Rodung  im  Markland  den  jüngeren  Söhnen  noch  .Jahrhunderte 
nach  der  Oarolingerzeit  Gelegenheit  zur  Begründung  neuer  Heim- 
stätten verschafft  worden  wäre ;  „erst  mit  der  Abnahme  der  Coloni- 
sation  in  den  Bergwäldem  und  Sumpfhiederungen  seit  den  Ottonen 
beginnt  die  stärkere  Zersplitterung  des  noch  vorhandenen  freien 
(bäuerlichen)  Grundbesitzes".  Und  „war  noch  um  die  Wende  des 
12.  und  13.  .Jahrhunderts  die  Hufe  das  deutsche  Normalgut^  so  ist 
es  um  die  Wende  des  15.  und  IG.  .TahHuinderts,  wenigstens  an  der 
Mosel  und  am  Mittelrhein,  nur  no(  h  die  Viertelhufe"  (Lamprechl). 

Nacli  V.  In  nTiii  Stt-rTirprCT  i'^t  während  der  Mern wing-er  Poriod»'  ni  drul» 
Schern  Lande  dii-  llutc  noch  v<>i  licrrsohendes  Maass  des  EiDzelpruudbrj»itzr«s  mfi^X 
80,  in  Bdiwaben  40  Morgen  lUuland,  es  mehren  sich  aber  scbon  im  Laufe  d»^ 
Jahrhunderts  die  Beispiele  einer  Theilnnp:  derselben  in  halbe  und  Viertelst ufeii 
und  des  Bi  sitzt  s  klcinor  Fn^nmente  vom  Bodeueijreuthmn.  ■ —  Xm  >i  L  ,i  mi>r»  '  Kt 
starke  Zersplitterung  der  Hufen  im  13,  .Tahrh.  in  Schwaben.  Pfalz  und  Hheiahesstui. 
ja  Roleber  erwähnt  (Anm.  8  zu  §  78i  da^is  schou  um  HÖH  Ilufe^i  j,n'fuudeu  wnr^vn» 
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üie  in  3  Tiieile  zersplittert  wareu,  um  1141  iii  16  Theile.  —  Auch  Büclier  (die 
BeTölkcntn^  von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und  XY.  Jahrh.,  T.  Bd.  1886)  grlanbt  im 

Anschluss  an  sein«  sorgfältigen  Besitz-  und  BevolkenmgS8tatistisi'l>en  Untersucliungen 
in  di«  s»>m  (»ebiet«  b*']imTpt<»n  zu  können,  dass  .,'^rlum  im  Mittelalter  die  freie  Theil- 
barkeit  und  V'eräusserliciikeit  des  tinind  und  B(»dens  herrschte  und  mit  fortschrei- 
tender Int«iisitiU  des  Anbaus  eine  Vermehrung  der  Wirthschaften  gestattete.  Nament- 
lich znusste  der  im  XV.  und  XVI.  .Tahrh.  hier  allgemein  verbreitete  Wcinl  i  i  die 
Kxistenz  pinrr  Rniiernfamilio  schon  auf  verhältnissmäKsifr  sehr  bpHchränkter  IJotlen- 
tiäcbe  ermtigiitihen",  a.  a.  O.,  S.  679;  war  doch  der  Weinbau  in  der  Umgebung  von 
FVaaldiiTt  im  XVI.  Jahrli.  ein  sehr  viel  stärkerer  als  heutzutage  (ebenda,  S.  686  ff.). 
Fine  aus  dem  Jahre  1042  stammende  und  von  Bücher  zur  Herstellung  einer  Be- 
sitz«tati«?tik  benutzte  Aufzeichnung  des  von  den  einzelnen  Haushaltungen  vnn  8  Frank- 
fan45r  Dort'schaiteu  damals  genutzten  (inrnd  und  Bodens  lässt  z.  B.  erkennen,  dass 
entfielen  anf  je  100  Wirthschaften :  Zwergwirthschaften  (bis  zu  5  Xorgen)  31,9; 
Klein mrt bschaften  (5  —  30  M(»r«::en)  35,7;  Wirtbscliafti  ii  mittlerer  Grosse  (30  bis 
Uli  Morgen^  21,9;  Gnvss.'  Wii  tliM  li:ifton  (über  100  Morgen)  10,5.  ^Dio  Frank- 
furter Dörfer  zeigen  uns  also  im  Jahre  1542  bereit«  ein  agrarisches  Bild  von 
modemer  Firbung:  vorherrschende  Klein wirthschaft,  anf  Pachtland  und  Eigenthmn 
zug-Jeich  begründet".  (S.  689  ff.)  —  (lothein,  Die  Lage  des  Bauernstandes 
am  Knd<'  des  Mittelalters  ( Wcstdt  iits(  he  Zoitschrift,  Jahrgang  IV,  S.  4)  weist 
darauf  hin,  dass  im  14.  JahrluuuUrt  die  (iuier  grade  in  den  besten  Lagen  ver- 
tattsdit,  getheilt  und  wieder  vereinigt  wurden,  ^nm  schliesslich  ganz  zersplittert 
rn  werden''  und  dass  z.  B.  drr  Kaiserstuhl  in  Baden  ihm  Ii  jetzt  unter  den  Folgen 
jener  Spcctilatinnst'jxuhe  zu  Icidi  n  habe.  Die  gährenden  Unruhen  im  Ranem- 
stskud  vom  15.  Jahrhundert,  die  nachmalü  zu  den  Bauernkriegen  führten,  werden 
mit  anf  die  fortschreitende  Gütensersplitterung**  surflckgefiihrt,  natürlich  den 
Wohlstand  jedes  einzelnen  Bauern  herabdrückte'*.  Und  an  anderer  Stelle  sagt 
(ifithein  hinsichtlich  des  badi>chen  Schwarzwalds:  „Ebenso  übertnig  man  hierher 
die  völlige  Verkehrsfreiheit,  die  .sich  in  der  Ebene  längst  ausgebildet  hatte,  das 
Rechte  aus  dem  Lehen  beliebige  Stücke  xn  ▼erkaufen  und  die  gleiche  naturale 
Theilnng.  Die  Folge  war,  dass  schon  nach  Jahren  der  im  11.  Jahrhundert 
rasch  besiedelte  Schwarzwnld  einer  völlig  wirtlis(  liaftlif  hen  Zerrüttung  nnheiiiificl, 
»chliessUch  schwand  die  Bevölkerung  hin,  die  verpachteteu  (»üter  standen  wüst,  das 
Land  schien  wieder  zum  Wald  *n  werden,  wie  es  früher  gewesen  war.  Da  ist  es 
nun  interessant,  in  deu  Weifithümem  zu  verfolgen,  wie  der  Bauer  im  1.5.  Jahrb.  sich 
selber  half,  «i«'  <\h*  kleinen  Tifhen  zu  grössorfii  TTötVn  zusammengezogen  wurden,  wie 
sich  das  Uevlti  der  geschlossenen  Hofgüter  .  .  .  herausbildete",  (ein  Trocess,  der  aller- 
dings auch  dem  spateren  Eingreifen  der  damaligen  Landesherrscbaften  xu  danken  ist). 

4.  Der  der  Agrarverl'assung  der  deutschen  Urzeit  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  der  Gleichheit  der  Besitzverhältnisse  war  übri* 
gens  schon  von  Anfang  ab  keineswegs  rein  zur  Verwirklichung 
gelangt,  insofern  die  militftriscben  Führer  der  Stammesgemeinschaft 
bei  der  BesitEnabme  des  Landes  mit  grösseren  Landestheilen  be- 
dacht zu  werden  pflegten  als  die  übrigen  Stanunesgenossen ;  und 
als  weitrrliin  in  jene  Besitzesgleicliheit  mehr  und  mehr  aiicli  dio 
von  den  V(.rn»'lini»'riMi  df's  V'nlks  im  Wege  der  Kodiuigeii  im  Mark- 
htiid  angelegten  neuen  Güter  Bresche  legten,  welche  die  alte 
Volkdhufe  an  Grdsse  meist  erheblich  überragten.  „Was  wir  von 
grossen  Kodungen  der  Carolingerzeit  erfahren,  geht  von  den 
GrosBgrundbesitzem ,  vorab  von  den  Fflrsten  selbst  und  von  der 
Kirche  aus.*'  ,  .  .  Und  diese  Rodungen  dienten  dann  wiederum 
dazu,  die  an  sich  vorhandene  (ökonomische  üeberlegenheit 
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der  Grossen  zu  befestigen.  „Ununterbrochen  tritt  tu  iU'in 
herigen  Culturland  neugewonnenes  hinzu  und  giebt  (Tek\ireuh»'it 
zu  Kauf  und  Tausch,  zu  Verleihung  oder  Beneücium  imd  Sehen- 
kuiig*^  vie  andeneits  der  durch  Bodungen  rergrösserte  Besitz  da» 
natuigemSase  Bestreben  der  Gnindherren  zeitigtet  ^jheuie  der  ver- 
schiedensten rechtlichen  und  socialen  Stellung  in  ihren  Heirschaits- 
bereich  2u  ziehen",  d.  h.  den  Stand  der  Unfreien  zu  vennehren^). 

In  der  gleichen  Kichtung  wirkten  die  schon  iu  der  Zeit  der 
fränkischen  Könige  massenhaft  Gfcübton  köiüi^lichoii  Landschen- 
kungen an  die  Vasallen  des  lieichs  und  an  die  Kirche,  die  Wieder- 
holung solcher  Vorgänge  in  spfiterer  Zeit,  die  Stiftung  von  Gütern 
zu  frommen  Zwecken  auch  durch  Laien,  endlich  am  Ausgang  des 
Mittelalters  wachsende  Gewaltthat  der  Grossen,  insbesondere  ui 
wiederrechtlichem  Einziehen  kleinerer  Bauerngüter  zu  Tage  tretend 
(§  18).  Dabei  waren  ohnedies  mit  der  fortschreitenden  Ausbildung 
des  gnindherrlichen  Verbands  (und  zwar  schon  zur  Csrolingerzeit) 
neben  den  Hufen  der  älteren  Zeit  auch  kleinere  Hufen  ausgoihan 
worden,  deren  Inhaber,  mit  Kückt>icht  auf  die  Gegenleistungen  d^r 
Gnmdherrschaft,  gleich  wohl  auf  ihnen  bestehen  konnten,  ja  wohl 
den  landwirthschaftlichen  Betrieb  nur  als  Nebenbeschäftigung  ver- 
sahen^). 

Der  Grossbesitz  aber,  der  auf  diesem  Weg  sich  allgemacb 
herausbildete ,  erhielt  in  der  Ausbildung  des  Lehensrechts  und, 
nach  dessen  Verfall,  in  deijenigen  eines  besonderen  (adeligen)  Fa- 
milienrechts eine  besondere  Stütze  und  vermochte  sich,  auf  die^^e 
Weise  sregen  die  Wechselfälle  des  Lebens  thunlichst  gesichert 
von  (n'Hchlecht  zu  Gesclilecht  in  nielir  oder  minder  unverändertem 
Umfange  fortzu vererben.  Indem  da?^  Lehenrecht  die  Primogeuitur- 
erbfolge  ausbildete,  A'eräusserungen  des  Lehenguts  nur  in  bedingter 
Weise  fttr  zulässig  erklärte,  und  vorkommendenfalls  dem  Lehns- 
herrn, den  Gesammtbelehnten  und  -Agnaten,  ja  selbst  den  Nach- 
kommen des  Veräusserers  ein  Vorkaufs-  und  Retractrecht  rin- 
räumte,  eine  Verpfändung  des  Lehenguts  aber  überhaupt  nicht 
znliess,  ja  als  Felonie  mit  dem  Verlust  des  Lehens  bedrohte;  in- 
dem ferner  nach  dem  Verfall  des  Lehensrechts  die  Atisbilduug  sog. 
adeliger  Stammgüter  und  nachmals  der  Familientideicommisse  in 
gleicher  Weise  auf  die  Sicherung  und  Erhaltung  des  Besitzes  in 

V.  I  n    III  a -Stern  e^g^,  IVber  die  Ausbihlnu-j-  'l«'r  n^ossen  OrmdlMimehaAia 
in  Deutst  ULuiid  während  der  Caroliugerzeit,  S.  25  uud  4t)  ff. 
*>  V.  Inama^Sternegg,  a.  a.  0.,  S.  96  ff. 
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lieu  höciigebteUtvii  Familien  des  Landes  Bedacht  iialim,  hat  die 
auf  solche  Weise  fortdauernde  rechtliche  Gebundenheit  ge- 
rade des  grossen  Grundbesitzes,  die  aus  den  Tagen  des  Mittel- 
alten  bis  in  die  neuere  Zeit  fortwirkt,  einer  gleiehmäsaigeren  Ver- 
theüiing  des  Grundeigenthums  vielerorts  wesentlichen  Abbruch 
geihan  und  in  einzelnen  Lftndem  Zustftnde  der  Besitzes- 
Ungleichheit  geschaffen,  die  zu  ernsten  Betrachtungen  heraus- 
fordern und  wiederholt  ein  Kin Greifen  der  Gesetzgebung  zur  Besei- 
tigung solcher  Zustände  nahegelegt  haben.   (Siehe  §  89  ff.) 

§66.    Bau  er  lieh  «'S  Erl)!'»'  c  ht  und  Beschränkungen  im 
Liegeuschaftsv erkehr  in  älterer  Zeit. 

1.  Bei  obiger  Sachlage  tmd  dem  herrschenden  Familienerbrecht 

der  bäuerlichen  Hufen  lag  ohne  Zweifel  die  Gefahr  nahe,  dass  mit 
der  Zeit  das  Extrem  des  adellijen  und  kirchlichen  Grossgrund- 
bpsitzes  unvermittelt  dem  anderen  Extrem  der  Aufgelöstheit  dm 
drund  und  Bodens  in  kleine  und  kleinste  bäuerliche  Landstellen 
gegenübergestanden  wäre,  wenn  nicht  eine  besondere  Keehtsent- 
wickluDg  gerade  auch  der  Erhaltung  der  bftuerlichen  Hufen 
in  ihrem  ursprGnglichen  Umfang,  wenn  auch  nicht  tiberall  mit 
gleichem  Erfolg,  sich  günstig  erwiesen  hätte.  Derselbe  Torgang  näm- 
lieh,  in  dessen  Verlauf  im  grössten  Theil  Europas  der  ehemals  freie 
Bauer  wirtlischaltlich  und  rechtlich  zur  Stufe  der  unfreien  Landbevöl- 
kerung hfrai »gedrückt,  seiner  \nrthschaftlichen  Freiheit  und  seiner 
politischen Bechte  beraubt  wurde,  hat  wenigstens  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende vortheilhafte  Seite  aufzuweisen:  von  Verboten  der 
unbeschränkten  Theilung  des  Bauernguts,  zu  Lebzeiten 
und  auf  den  Todesfall,  begleitet  gewesen  zu  sein  und  ebendesshalb 
mittleTe  und  grössere  Bauemhufen  vor  dem  Zerfall  in  Zweigbesitz 
bewahrt  zu  haben.  Ein  Vorgang,  der  um  so  bedeutungsvoller  ist, 
al^  die  im  Ausgang  des  Mittelalters  beginnende  Reception  des 
r"' mischen  Rechts  „mit  seiner  gleichen  Behandlung  von  Per- 
j!vn»'n  und  Sachen,  seinem  Intestaterbrecht,  das  allen  in  tilciclnnn 
Grade  mit  dem  Erblasser  verwandten  Personen  einen  gleichen  An- 
spruch am  Nachlass  gewährte,  seiner  Taxation  des  Nachlasses 
nach  dem  Verkehrswerth  und  seiner,  jedem  Erben  eingeräumten 
Befugniss,  den  Erbtheil  entweder  in  natura  oder  in  Geld  zu  ver* 
langen'',  der  ungetheilten  Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie 
ohnehin  ungünstig  war. 
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Jener  den  T Ii  e i  1  u ii  g s t  o n d  e ii  z  e  u  entgegentretende  B»'>t.ii.d- 
theil  des  mittelalterlichen  Hofrechts  hat  freilicli  mit  Erwä- 
gungen socialer  Art,  wie  sie  heutzutage  angestellt  zu  werden  pflegen, 
nichts  gemein ;  ist  vielmehr  durch  rein  fiscalische  Betrachtungen  der 
GnmdberrBchafben  veranlasst,  welcir  letsierea  begreiflicberwebe 
daran  gelegen  sein  musste,  zu  verhindern,  dass  durch  fortgesetxte 
Auffcheilungen  das  grundholde  Gut  und  seine  Besitser  die  „Ptflsl»- 
iionsflRhigkeit^*  allmählich  einbflssten.  Für  die  Leistung  persönlicher 
Dienste  allerdings  war  schliesslich  die  Grösse  des  pÜiclitiixen  Guts 
ohne  Bedeutung,  nicht  aher  für  die  Leistung  der  Natura  lab cruVn 
und  vor  Allem  der  Hespanndienste,  welch«'  lür  die  in  uiimiueibaifr 
Verwaltung  der  Grundherren  stehenden  Güter  in  Anspruch  cre- 
nomraen  wurden;  ja  die  Erhaltung  der  SpannRiiiigkeit  der  Pflich- 
tigen b&uerliohen  Anwesen  musste  geradezu  als  eine  Lebensfrage 
fdr  die  auf  solche  Dienste  angewiesenen  Grossgflter  erscheinen  0> 
Als  dann  spftterhin  mit  der  Erstarkung  der  Landesherrschaften  und 
dem  wachsenden  Steuerbedürfniss  des  Staats,  neben  der  PrÄsti- 
tionsfähigkeit  der  iiaiieruschafb  der  (iniinlhorrschaft  sreir*'iif]t)er. 
auch  ({('Yen  staatsstouerliche  Leistungskralt  uielir  und  uu'hr 
Bedeutung  gewann,  liei  in  Hinsicht  der  Zulassung  der  Theilbarkeii 
der  Bauemgflter  das  Interesse  der  Gmndherrschaft^n  und  des  Stasid 
offenbar  mehr  und  mehr  zusammen,  und  was  Mher  eine  Ordnung 
des  Hof  rechts  war,  wurde  nunmehr,  namentlich  vom  17.  Jahrhundert 
ab,  Gegenstand  landesherrlicher  Regelung,  wobei  denn  auch  aU* 
gemeine  volkswirthschafkliche  Erwägungen  mitspielten  und  di« 
gesetzliche  Untheilbarkeit  der  Baiiernhuf«Mi  „ziini  Besten  der  Land^s- 
cultur,  des  Contributions-,  Nahrmigs-  und  Bevölkorungsstandn;* 
und  zur  Anfrechtorhaltuim  der  Landes-  und  Catastralverfassiinir** 
(wie  es  in  einem  Oesterr.  Edict  aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts heisst)  verordnet  wurde.  Allerdings  vollzog  sich  diese  Ent- 
wicklung nicht  Uberall  in  gleicher  Weise;  vielfach  wurde  eine 
Theilung  der  Pflichtigen  Hufen  in  Halbe,  Drittels-  und  Viertels- 
hufen  zugelassen ;  und  in  besonders  fruchtbaren  Gegenden,  nament* 
lieh  in  solchen  mit  hochwerthigen  Specialculturen  (Wein),  alao 

IHe  von  (j.  Hanseu  (Dit-  dm  Bevölkeninpsstiiffn,  18S*V)  vertretene  Ansicht 
einer  Ueguu^tiguun^  der  Theilung  der  Uufeu  durcii  die  (rrundherren,  um  iü  «otiri 
Augdehnu&fr  des  Könierbaos  (wegen  des  Zehnten)  auf  Kosten  des  Viebstapels  Ver^ 
»nlasstDiiT  zu  ifcbt  n  und  weil  aucli  die  Abgrabe  vom  Viehstapel  (Besthaupt  etc.) 
«offenbar  eintraglicher  wird,  wenn  es  anf  ^ier  Viertel-  oder  acht  Achtel-,  als  wenn 
es  »nf  einer  VoÜbufe  geübt  wird"  (a,  a.  O.,  8.  107  ff.»  dürfte  in  dieser  All|remeiTih«-n 
doch  sehr  anfechtbar  s^. 
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namentlkli  im  Südwesten  von  Dcutsi  hiainl,  in  Anom  grossen  Theil 
von  Frankreich  verblieb  es  bei  der  alteu  Erbreclitsgewöliuiing  der 
freitbeilbarkeit  und  höchstens  mittelbar  suchte  man  einer  weit- 
gehenden Zeisplittenmg  entgegenzuwirken,  indem  man  für  den 
Fall  der  Auftheilung  einen  der  Erben  (als  ,,yorträger**,  „Haupt- 
mann") ffir  die  ordnungsmässige  Leistung  der  Abgaben  und  Dienste 
verhaftet  erklärte.  Wo  übrigens  das  Hofsystem  (g  52)  bestand, 
bildete  schon  die  mehr  oder  weniger  geschlossene  Lage  der  (  lrun<l- 
siückc  Olli  Ht^iiiiniiiös  für  eine  weitgehende  Besitzzerstückfliuig: 
daher  in  diesen  Gegenden  vielfach  Hufen  des  alten  Besitzstandes 
bis  in  die  neueste  Zeit  sicli  erhalten  haben;  während  die  Gewann- 
Terfassung  der  Hufe  die  Abtrennung  einzelner  FaizeUen  viel  eher 
eimöglichte.  Aber  auch  Stammeseigenthfimliehkeiten  machten  sieh 
in  entscheidender  Weise  geltend  und  es  darf  gesagt  werden,  dass 
der  Mnkische  und  thtlringische  Stamm  im  Allgemeinen  mehr  dem 
System  der  Freitheilb:n  kt  it  uiid  der  gleichen  lierücksichtigung  der 
Erben  auch  im  Lieg(Mis(  liaitsnachlass,  der  sächsische  Stamm  nielir 
der  uugetheilteu  Erhaltung  des  unbeweglichen  Vermögens  zuneigte. 

bhalUich  der  jüteren  Sonderrecht«  für  Bauerngüter  erbte  gewönlich  der  älteste 

Sohn,  und  zwar  ausser  dem  Out  auch  alle  Betriebswerkzeuf;^**.  »11^  Wirthschafts- 
T'-rnth«'.  da^  Vif>h  und  die  gnnze  IlaiTsHnrirhtung.  Der  Painrnhuf  ging  auf  Kiud 
und  Kiiideskind  über  und  die  Geschwister  des  BcäiUers  erhieiteu  als  „uicht  zu  ent- 
f^raende  DienstbotMi*',  als  gesfeherte»  der  Familie  angehdrige  Leute  «nf  dem  Hofe 
ihren  rnterhalt.  Gegen  Verkauf  und  Verptandung  des  Hofes  schützte  der  Einspruch 
dt-s  FrlMM».  und  diest^r  hatte,  nach  der  BtsfiiTininn^r  fh-^  Snrhsenspiegels,  Sclmlrif-n 
uiij,  üo  weit  die  Cahreudo  Habe  reielite,  zu  bezahlen.  Hurcb  diese  Be»tmimiuig 
soUie  dem  8chiildeiimitcheR  der  Bauern  und  dem  Wucher  vorgebengt  werden«  ndenn 
wenn  der  jnd  weiss",  meint  Geiler  von  Kaisersberg,  .,das  er  von  dem  gut 
nichts  oder  wenig  bekommen  kan,  wirdt  er  nit  vil  bnrg^cii''.  (Janssen.  Gcsrhichte 
Ars  ileatficheu  Volks  etc.,  I.  Bd.,  ii.  261.)  —  Nach  Koscher  (Anmerkung  5  und  8 
tu  $  92)  kommt  in  Deutschland  Unthellbarkeit  der  Bauemgiiter  mit  Majorat  schon 
m  Hofrecht^'U  des  13.  imd  14.  Jahrhunderts  vor,  und  selbst  in  städtischen  (Scmar- 
kungen  wurde  bei  der  Krl)l('ibe  von  füitem  meisf  ruthoilliiirkfit  vorbehalten,  wo- 
gvgüu  in  Frankreich  unter  den  Vilains  schon  im  13.  Jahrhundert  völlig  gleiche 
ErMbeilung  vorherrscht.  —  Bau  und  Roscher  führen  eine  Ausahl  älterer 
Edicte  an,  welche  die  Geschlossenheit  der  Bauenihufe  verfügen;  Bayrische  Vrr- 
ürdmnic  von  1516,  Gräflich  Erb:uh's<  li»-  I.andesordnung  von  1552;  Altenburg'sche 
von  1506;  HesBisches  Huleuedict  von  l.>:Jö;  Mecklenb.  Tolizeionlnung  von  1562; 
Wfiittemb.  Laadeeordnung  von  1567  und  Landrecht  Ton  1610;  HersogL  Sächsische 
Tolizeiordn.  von  1589;  Liineburgische  Polizeiordn.  von  1618;  Preuss.  Ges.  v.  1702; 
Pfalzische  inid  Bad.  L;uifl-  >^Mrdnung  von  17(X)  und  1715:  Panisches  (ies.  von  1539. 
D«>cJi  wurden  diese  Vorouluungen  nicht  durchweg  beachtet  uud  wie  Helferich 
betreffs  Württembergs  mittheilk,  trots  des  entgegenstehenden  Beehts,  die  Freithdl' 
barkcfit  thatsächlich  geübt.  —  An  Stelle  der  stricten  Thcilnngsvcrbnff  trat  wohl 
F]iate^r  auch  der  Vorbehalt  do^  Tv(';ricrungsconsense8  au  Theilnngen  im  Einzelfall, 
wie  für  Schlesien  durch  Edict  von  1764  vertilgt. 

2.  Mit  dieser  rechtlichen  Gebundenheit  des  Gnindeigenthums 

T erknüpfton sich  andereBeschrankungonimBodenT e r k ehr , 
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weicht'  mit  dor  ständisi*li»'ii  ( rliedenin<r  dor  Ges«*11schaft  im  MittW- 
alter  zusamm«^nhängon,  aliei  auch  in  d^^ni  Gedanken  wurzeln,  dü^s« 
der  Landbesitz  vor  Allen  die  Grundlage  niclit  bloss  wirthadttAp 
lieber,  sondeni  auch  politischer  Macht  bildet  und  dass  daher,  um 
die  politische  Gewalt  in  den  Händen  der  hemehenden  Klasse, 
der  Aristokratie,  dauernd  zu  behaupten,  die  Vereinigung  grösseren 
Landbesitses  in,  ausserhalb  dieser  bevorrechteten  Klasse  stehenden 
(„niederen'*)  Gesellschaftskreisen  zu  hindern  sei.  Ein  Verbot, 
welches,  wio  Roscher  sagt,  „dem  Bürgerstand  gegenüber  (allerdings) 
nur  in  weniL--  Ländern  vollkommen  durchgelühit,  in  der  Regel 
schon  früh  (liüvlilöchert  wurde,  zumal  durch  Herrscher,  die  über- 
haupt die  Adelsmacht  beschränken  wollten,  das  gegenüber  doi 
Bauern  jedoch  seine  Geltung  ebenso  regelmässig  bis  vor  Kurzem 
behauptet  hat*^  Es  ist  einleuchtend,  wie  sehr  denurlige  künstliche 
Einengungen  des  Grundverkehrs  ebenfalls  die  BedtsTertfaeUung 
einseitig  nach  der  Bichtimg  der  Ausbildung  eines  bevorrechtetea 
Grossgnuidbesitzes  beoinliussen  mussteu  und  welche  Gefahr  daraus 
für  die  Bildung  von  Latifundien  überall  da  erwuchs,  wo  i  iiauem- 
stand  de!«  Schutzes  von  Oben  her  entbehrte,  insbesondere  ein  Auf- 
kaufen oder  gar  ein  Einziehen  desselben  durch  den  Grossgnuid- 
besits  nicht  verwelirt  war. 

Noch  nach  den  PrensB.  Limdreeht  war  nur  d«r  Adel  sani  Besits  adeliger 
Güter  berechtig  und  Unadelif?e  können  Bolchr  nur  mit  Ufnehmigning  dea  Landet' 
heim  erwerben;  ähnlich  in  Oesterreich,  frühor  l}indläfli(  hr-  (Jüter  nnr  vom 
Adel  oder  von  deu  privilegirieu  Städten  erworben  werden  durften  und  wo  mcht- 
Hdeliii:«  Erwerber  doppelten  Gült  xaUen  nrassten.  —  Zur  Beieaclitaiig  dea  Oeaagtaa 
mag  auch  die  Bt^mcrkung  von  Kcischer  (zu  §  102),  dienen,  wonach  ^-1*6^  ™ 
Neapel  Vsotel  der  Familien  alle  Hnrndstücke  ausschliesslich,  die  fibri^n  ^'^^.tel 
nicht  so  viel  besasseu,  dass  sie  aui  eigenem  Doden  hätten  begraben  werden  dünen''. 
Der  »og.  „Bauernachnts**  aUo  daa  nöthige  Correlat  gegen  einacbriDkende  Gebole 
in  obigem  Sinne  (vgl.  hierflber  die  Ausführungen  zu  §  18  am  Schluss  und  §  19  ff.  '. 
w*'lr)i»'r  S(  hufz  freilich  in  einzthK-ti  Staaten  und  Staatsgebieten  erst  in  riner 
wirk.saiii  wurde,  wo  das  Bauemiau<l  ^u  einem  erheblichen  Tbeil  von  dt  iu  L^dbesiti 
dar  grossen  weltlichen  oder  gcistliclien  Gnindharreehaflea  bereits  anfgesogeu  worden 
war.  Classische  Beigpiela  hieff&r  auf  dem  Oontiiieiits  Böhmen,  Ungani,  die  nordöst- 
Uchei)  Provinzen  Preussens,  namentlich  Pommern;  femer  Italien  inif1  \or  allem  En^-land, 
das  seineu  Bauernstand  mittlerweile  im  Wege  des  Auskauls  durch  die  i^idlurds 
faat  gftnalich  eingebttiat  hat«  wfthrend,  „noch  au  Anfang  dea  11.  Jahrlnuiderts  '  ,  dea 
Bodens  von  copy-holders  beaeesen  warda**.  Nihere  statiatischa  Angab«  unten. 

g  67.  Der  Uebergang  von  der  Gebundenheit  xur 

Mobilisiru n  g. 

1.  Von  jener  grossen  Bewegung,  welche  von  der  zweiten  Hiüfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  ab  gegen  jede  Form  rechtlicher  und 
wirthechaftlicher  Gebundenheit  ankämpfte  und  fCx  die  Gewftfaraag 
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voll*»r  wirthscli ältlicher  Bewegungsfreiheit  des  ludividuums  ointrat, 
im  G»'biet»i  des  Gewerbes  und  des  Handels  NiederleginiL:  aller, 
diese  Freiheit  beengenden  Schranken  forderte,  im  Gebiet  des 
Agrarwesens  zu  der  Forderung  der  Lösung  des  Grundbesitze» 
von  Herrsebafterecbten  jeder  Art  sich  verdichtete  und  hier  einer* 
Seite  die  AblOsungsgesetzgehung,  anderseits  jene  Uber  die  Gre- 
melnheitetheilungen  und  Bereinigungen  zeitigte,  ist  auch  die  vor- 
stehend in  Kürze  gezeichnete  rechtliche  Gebundenheit  im 
G  ru  n  de  ig  ent  bums  verkehr    in    ihren    verschiedenen  Aus- 
prestaltungen  nicht  unberührt  ireblieben.    Vor  Allem  müs.steii  jene 
trennenden    Schranken    der    letzterwähnten    Art.    die    auf  der 
ständischen  Gliedening  der  alten  Gesellschaftsordnung  benihten, 
mit  dem  Verfall  dieser,  d.  h.  mit  der  Gewähnuig  gleicher  bürger- 
licher Bechte  an  alle  Yolksbestandtbeile  als  fernerhin  nicht  haltbar, 
und  ihre  Beseitigimg  unter  dem  Gesichtspunkt  der  besten  Nntzbar- 
machung  des  heimischen  Grund  und  Bodens,  auch  in  den  Augen 
conservativer  Staatsmänner,  als  empfehlenswerth  erscheinen;  ein 
(iip  Zeit  dor  beginnenden  neuen  Wirthschaftsära  beherrschender 
Viedankeakreis .  der  in  bezeichnendster  Weise  in  den  P"iiriL:angs- 
wörten  des  Preussischen  Edicts  vom  9.  October  1807  in  die  Worte 
gekleidet  ist,  dass  es  „ebensowohl  den  unerl&sslichen  Forderungen 
der  Gerechtigkeit,  als  den  Grundsätzen  einer  wohlgeordneten 
Staatewirthschafb  gemäss  sei,  alles  zu  entfernen,  was  den  Einzelnen 
bisher  hinderte,  den  Wohlstand  zu  erlangen,  den  er  nach  dem 
Maasse  seiner  Kräfte  zu  erreichen  befähigt  war"  .  .  .  und  dass  .  .  . 
„die  vorhandenen  Beschränkuniren  theils  im  Besitz  und  Genuss 
4es  GrundeiLTentlumiH,  ilieils  in  den  persönlichen  Verhältnissen  des 
Landarbeiters  der  Wiederherstellung  der  Cultur  eine  grosse  Kraft 
>einer  Thätigkeit  entziehen,  jene,  indem  sie  nif  den  Werth  des 
(irundeigenthums  und  den  Credit  des  Grundbesitzers  einen  höchst 
schädlichen  Einfluss  haben,  diese,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit 
rerringem'*  und  dass  daher  „Beides  auf  diejenigen  Schranken 
zurflckznfShren  ist,  welche  das  gemeine  Wohl  nOthig  macht^S  In 
diesem  Sinne  wurde  nicht  bloss  ,,<iie  Freiheit  des  Güter- 
vr-rkohrs*'  pmolnmirt.  der  Art,   dass  „jeder  Einwuimcr  ohne 
.ilU*  Kiuscliränkung  in  Beziehung  auf  den  Staat  zum  eigeiithnm- 
lichen  und  Pfandbesitz  unbeweglicher  Güter  aller  Art  berechtigt'' 
«ein  soll  (§  1  des  Edicts),  sondern  auch  die  Freitheilbarkeit 
der  Guter  im  Grundsatz  zugelassen  (§  4  ebenda  und  §  1  des 
Edicts  Tom  14.  September  1811)  und  die  Aufhebung  der  Familien- 
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Stiftungen  und  Fideicommisse  tur  statthaft  erklärt  (§  9).  Damit 
war  ein  Horhtsprincii»,  dem  in  Frankreich  die  französische  Revo- 
lution y.iini  Siege  hatte  verhelfen  müssen,  nunmehr  vom  Throne 
selber  herab  in  feierlicher  Weise  als  ein  die  W  ohlfahrt  forder- 
liches anerkannt  worden  und  diejenigen,  welche  seither  in  Schrift 
und  Wort  fflr  die  Brechung  der  EesBeln  „  mittehüterlicher  Ge- 
bundenheit'' eingetreten  waren,  hatten  die  Genugthuung,  iliir 
Forderungen  nicht  nur  in  Preussen,  sondern  auch  in  andeieii 
Staaten  in  legaler  Weise  mehr  oder  weniger  uneiiigoschrfinkt  tw- 
wirklicht  zu  sehen! 

Hier  ist  nucli  an  dfr  ( ^  ^ct/trobtiii!;'  über  die  Allixlification  r  I  »^heu  zu  frinneni 
28  ZitlVr  *');  denn  nuf  dor  rcberlülirunjr  der  baiierlicUen  Lthcu-  und  Zinägütc? 
iu  htie»  Ki^enthiiin  war  in  der  Kcfjel  die  Freitheilbarkeit  eo  ipso  anerkannt,  *0 
nicht  besondere  Gesetze  ausdrücklicli  diese  iintersa|^eii,  wie  die  nnten  m  enrilncB' 
den  für  .Sach<5fMi,  Baden  und  andere  deutsche  Staiiten.  Es  sind  übri^ren*;  «ehr  t«- 
zeiehnend  für  den  l.'mschwunf»:  der  wlrthschaftlichen  Ansehanun'^«'ii  über  die  0^ 
buudenheit  der  (iüter  die  vmi  Koscher  angetuhrten,  dem  voi  igt  n  SahshmAK*. 
eDtatammeudeu  Verordnungen  aas  Bayern,  wo  bdspielsw^ae  ein  Mandat  ans  des 
JahfP  1702  vi'i-fiifjf,  das^^  nicht  mir  dir  frrr>ss(M*pn  Güter,  -"Tidfni  auch  di'jeni^fn. 
welelie  mehr  iioden  haben,  als  mit  dem  \'i«*h  beschlagen  wirdtii  kann,  ex  offici' 
zertrümmert  werden  sollen,  doch  nicht  uuter  ein  Achtel  der  biüherioren  GrÜsie;  wd 
wo  ein  Landta;,'Habschied  aus  dem  Jahre  1782  (von  Neumbiirg)  die  Worte  «oh 
liält:  „(iebuiidfiilicit  der  HiitiM-  /.i»lit  dir  scliüdlit  listiMi  Fid^Mni  iiaili  >ich." 
En {^1  and  die  freie  Vertugunir  über  den  Grund  und  Bodeu,  soweit  es  sich  nicii 
um  bäuerUclieu  Besitze  handelte,  schon  unter  Karl  IL,  nachdem  alle  I^boa  it 
AUodlalland  yerwandelt  waren,  anerkannt  (Boscber  §  96). 

2.  FnMlich  hliehen  die  behaupteten  vortheilhatten  Folgen  «liest"* 
neuen  Wirthschaftsrechts,  welches  im  Grundsatz  lunsiclitlieh  «i^: 
rechtlichen  Beziehungen  zum  EigenthOmer  einen  Unterachieti 
zwischen  dem  liegenschaftlichen  Besitz  und  den  Mobilien  nicht 
mehr  kennt  („Mobilisirung  des  Grundeigenthums*') 
keinesweg»  unwidersprochen;  und  eine  unbefangene  Wttrdigung 
kann  in  der  Tli.it  nicht  lüugnen.  dass  wie  die  Proclanürung  tifti 
Grundsatzes  der  freien  Concun-enz  keineswesrs  «lunhweg  von 
günötin<Mi  Wirkungen  für  die  Gestaltuni?  der  LieLcensoitim'n  wirth- 
8chattlich<'n  lio/iehungen  im  Volksleben  sich  begleitet  erwie?. 
auch  die  Einführung  des  Gnindsatzes  der  Mobilisinmg  des  Gnmi 
und  Bodens  neben  Licht»,  doch  auch  manche  nicht  unbedenkhehe 
Schattenseiten,  namentlich  nach  der  Seite  der  Gestaltung  der 
Besitzvertheilung  hin,  aufweist*).  Auch  hier  musste  sich  der  bereite 

Siehe  auch  Ornndlegruiiir«  !•  Bd.,  §  126  IT.  „Die  Uiitennichiui|;ai  aberdrt 

Niitzfn  dnr  Gebiindrnlioit'*.  saprt  Hart,  tAnm.  b  zu  7fi>  ..hat  die  Xation8h'»kpii«»!r!'" 
sehr  viel  beschkltig't  und  i.«*!  bis  aut  den  heutig-en  Ta^r  in  U  bhafter  Anregung.  !•« 
Zwiespalt  der  Meinungen  entspringt  grosseutheib  aus  der  V'erseliiedenheit  der  ön- 
licheu  Terhältuine  und  der  davon  herrfihnmdini  Yenacbun^,  das  als  allgea^ 
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wiederholt  betonte  Satz  als  richtiir  erweisen,  dass  niro(»nds  weniger 
als  im  Gebiet  des  A[rrar\veseiis  dit*  Verallyeineineruiiii-  von  an  sich 
unter  bt'stimniten  Voraussetzungen  zutreffenden  Wahrheiten  an- 
i:äügig  erscheint,  dass  gerade  dieses  Gebiet  wegea  der  unendlichen 
Mannichfaltigkeit  seiner  DaseinsltedinGrnngen  schematischen  Ord* 
nungen  am  meisten  widerstrebt  Die  Gedankenrichtung,  in  welclier 
die  Mobüisining  wunelt,  war  ron  zwei  unbestreitbar  richtigen 
Erwägungen  beeinflusst:  von  der  wirtbsehaftlichen,  welche  in  der 
Zerkleinerung  der  «rossen  Güter  und  in  der  Ermöglichung  der 
„Ui- Webling  der  lainiwirtlischaftlichen  Anwesen  zum  besten  Wirth" 
(Sehältio)  das  vorzüglichste  Mitt(4  zur  Steigerung  der  Bodenpro- 
ductioii  und  liiermit  zur  Mehrung  des  Volkseinkommens  erblickt; 
und  von  der  socialen  Erwägung,  die  das  Staats  wohl  am  meisten 
gefördert  glaubte,  wenn  miVglichst  viele  Angehörige  der  Volks- 
gemeinschalt  in  die  rechtliche  Lage  sich  versetzt  sehen,  an  dem 
WerthToUsten,  was  es  giebt,  der  Mutter  £rde,  einen  wenn  auch 
nur  bescheidenen  Antheil  sich  zu  sichern.  Muss  man  diese 
Krwagun^en  auch  heute' noch  gelten  lassen,  so  erweist  doch  eine 
b*'ssere  Hinsicht  in  das  Wesen  des  Grundbesitzes  und  des  laud- 
wirthschaftlicheu  Betriebes,  dass  die  aus  ihnen  zu  ziehenden  prak- 
tischen Folgerungen  gewisser  Einschränkungen  bedürfen,  wenn 
nicht  unter  gegebenen  Verhältnissen  die  erwarteten  Vortheile  in 
das  Gegentheil  umschlagen  sollen.  Der  folgenden  Darstellung 
erwächst  die  Au%abe,  diese  Sätze  näher  auszuführen,  insbesondere 
also  darzuthun,  ob  und  in  welcher  Weise  dem  Grundsatz  der 
Mobilisinmg  Seii  ranken  zu  ziehen  sind,  welche  theils  auf  dem 
Gebiet  des  Erbrechts,  theils  auf  demjenigeji  polizeilicher 
Besc  hränk  ungen  der  Verfügungsfreiheit  unter  Lebe  n- 
d  e  n  gefunden  werden  können.  Hierzu  bedarf  es  aber  zunächst  einer 
Erörterung  darüber,  welche  Art  von  Grundbesitzvertheilung 
in  einem  Lande  als  die  den  wirthschaMichen  und  socialen  Fort- 
schritt  am  meisten  verbfirgende  denn  tlberhaupt  anzustreben  sei. 

!!-  nntV.iKti'llpn,  was  nur  bf«!ondoreii  rmstäiidtn  entspri«"ht,  auc  h  wirken  nrnerlich 
aiig»'m<Kiiie  politische  Uücksic-hti^n  eiu.'*  Ebenda  Literaturnachweis.  Eine  dog^meuge- 
tclüehtUdie  Ceberricht  fiber  die  Behandlung  der  vorliegenden  Frage  bei  Roscher  in 
Anm.  1 1  zu  101  und  Audi.  1  zu  §  139.  Der  um  die  Mitte  des  vciri^,'*  n  Talirhunderts 
Ix  jiriTuniflp  S'trrit  Hir  und  gegen  die  Gebundenheit  ist  atich  hr^nte  noch  nicht  ansge- 
kAuipti ;  »iocli  kaiui  mau  sagüu,  doüS  die  literariäche  Bevorworturig  der  uubeschrknk- 
\en  MobiUflimngafreiheit  sehr  an  Boden  verloren  hat,  eine  unmittelbare  Folge  der 
Reaetiun  gegen  die  Leliren  des  Smithiauismus  überhaupt.  tÜr  den  allerdings  di«» 
Herbeiführung  tichrankenloser  Freiheit  aitrh  im  liegenschaftlicheu  Verkehr  die  logisciie 
Folgerung  aus  dem  Prineip  der  Kn  iheit  der  Cuncurrenz  war.  Auf  die  Gegensätze 
lih«r  dosngehen,  wird  «ich  im  Tertanf  der  Dantellnnir  Golegoiiheit  bieten  75  ff.) 
BaebtBfcetffer,       Agiupolftik.  l  2o 
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In  obigom  Sinn  Ix  tncrkt  auch  L.  v.  Stein,  im  Hdb.  des  Verwaltunft- 
n  rhts  (1888,  II.  Bd..  S.  GHi»  flV  :  _I>t  r  <;nind  und  Boden  ist  eine  begrenxte  Mn««'; 
dun  BedürfnitMi  nach  seinen  Froducten  iMt  ein  abüolutoü,  aber  xu  gleicher  Zeit  nahe- 
grnuEte«;  der  B«8itx  de*  Grand  und  Bodens  wird  daJier  sa  einer  Macht  fib«r  nDe, 
welche  seiner  I'roducte  bedürfen,  und  damit  ist  es  klar,  da88  von  Jeher  die  TeitheÜOBf 
(l,.<k.»'H>,.n  aiuli  zur  V»Tihei!unp  dieser  "Macht  an  die  einrelnon  Besitier  geworden 
iüt  uud  werden  uiue>!>.  Dieiie  Macht  wird  aber  dann  die  (irundlage  aller  Yeriaasaag 
oad  dann  aller  Verwaltung  der  menschlichen  Gesellschaft  ...  Es  hat  daher  ne 
einen  Staat  gegeben,  der  gegen  diese  Vertheilung  gleiciigfiltig  wäre  oder  sie  dcr 
unbeschränkten  Freiheit  des  indivifluf  lli  n  Verkehrs  ganz  überlassen  hMtf*-"  .  .  . 
Vielmehr  verlangte  die  Empfindung  vuu  der  Notltwendigkeit  und  dem  W  erth  eiset 
selbsitliiidigen  Bauernstandes,  dass  Jene  Bewegung,  weldte  den  gesammten  Oiuudf 
besitz  in  Fluss  gehraeht  hatte,  als  wäre  and  beideate  er  nichts  als  ein  Geld- 
kapital,  mit  frewissen  rechtHohen  Grenzen  nrnsreben  ucrden  müsse"":  und  di«» 
bessere  Erkenntniss  begann,  „die  unbeschrankte  Theilbarki-it  des  CTrundbeüitiee«  m 
Namen  der  höchsten  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Prindpien  an  bekämpfea  und 
damit  ein  nenes  selbstständi^'i's  Theilungsrecht  der  Staat  s bnrg^er- 
lirhen  (»esellsehaft  für  den  (irund  und  Boden  zu  fordern''.  Fud  äTnilidi 
meint  .SchmoUer:  „Der  Einflusa  der  (irundbesitzvertheilung  auf  die  gaiDize  sociale 
Gliederang,  das  Wohlbefinden  der  Nation,  auf  die  politische  Verfiunin^,  auf  di» 
gewerblichen  Zustände,  die  Lebenshaltang  aller  Klassen  kann  gar  nicht  fiberscbätst 
werden,  es  keinen  ürnntand  von  der  l^  ficutnnjr  fiir  das  Volk  wie  die  Ver- 

theilung  des  (inindeigeuthums;  denn  diese  lu-üiimmt  die  ganze  Gliederung  der  Ge- 
sellschaft, die  Verkehrs-  nnd  Harktverhftltnisse,  die  Erhaltong  des  Haadweiker- 
Standes,  die  Lebensverhältnisse  und  Sitten  der  Volkskla^sen  weit  über  alles  andere 
hinaus/  (Verhandlungen  d.  Ver.  L  Sodalpolitik  über  innere  Colonisation,  SefL 
JH86,  Sehr.  d.  Ver.        5^.  yu  ff.> 


Abschnitt  iL 

Die  landwirthselialtllehe  ßesitzTertheilimg  and  üereii 

Wttrdigiuig. 

§  68.  Btigriiiiicbe  Bestimmuuge». 

Unter  der  Einwirkung  der  oben  erwähnten  Factoren  hat  sich 
alliiiiililifh  in  den  einzelnen  Staaten  umt  Staatsgebieten  eine  sehr 
vorschiftdenartige  Bo8itzv»'rth<Mlung  von  Grund  nnd  Boden  her«iu> 
entwickelt;  entweder  überwiegt  der  Grossbesitz  und  letzterer  nimmt 
mitunter  jene  fibermässige,  den  grosseren  Theil  des  Landes  in 
sieb  aufsaugende  Ausdehnung  an,  im  Hinblick  auf  welche  man 
von  Ladifundienbesitz  spricht;  oder  es  ist  der  kleine  und  kleinste 
Grundbesitz  vorherrschend ;  oder  aber  es  sind  vorwiegend  die  land* 
wirtfaschaftlichen  Anwesen  mittlerer  Grösse,  die  der  Besitzrer- 
theiluug  ihr  auszeichnendes  Gepräge  geben.  Alle  diese  Grössen- 
hoirriffe  sind  freilich  sehr  tiüditiiit'r  Art  und  es  ist  klar,  dass  im 
Hinblick  auf  die  vorschiodeiie  i^lra^^lichkeit  der  Einzclanwesen 
nach  Bodenbeschait'euheit,  Lage  und  Klima  die  geometrische  Flil«' 
chenausdebnung  fOr  sich  allein  ein  Kriterium  für  die  £intheilung 
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der  Güter  nach  Grössencategorieen  nicht  abzii^a'ben  iniag.  Im 
Sinn  dt^r  nachfolgenden  Darstelhin<r  ofolten  als  Gros sgüter  jene, 
auf  welchen  ..ein  Wirth  der  uohüdcteii  hölieren  (lasse  schon  mit 
der  blossen  Directiou  des  Betriebs  vollauf  beschäftigt  ist''  (Ko- 
Hcber);  sie  werden  zu  Herrschaften,  wenn  zu  ihrer  Bewirth- 
schaftting  es  mehrerer  Dirigenten  bedarf,  und  zu  Ladifundien, 
wenn  sie  eine  solche  Ausdehnung  besitzen,  dass  sie  nicht  mehr 
mit  der  der  volkswirthschaftlicheii  Entwicklung  des  Landes  ent- 
sprechenden Intensität  bewirthschaftet  werden  können  (v.  Mias- 
kowski).  Als  Gilt  er  mittlerer  Grösse  können  dagegen  die- 
jenig^Mi  bezf'i<-hnet  werden,  bei  denen  der  Besitzer  nicht  ausschliess- 
lich durch  die  Leitung  des  Betriebs  in  Anspruch  genommen  ist, 
sondern  an  den  ausführenden  Arbeiten  sich  unmittelbar  selber  be- 
theiligt, wenn  schon  die  Mehrzahl  dieser  Arbeiten  durch  emgestellte 
Lohnarbeiter  Terrichtet  wird.  Von  kleinen  Gütern  dagegen  spricht 
man  dann,  wenn  diese  der  Eegel  nach  Ton  dem  Wirth  selber  imd 
dessen  Angehörigen  ausschliesslich  umgetrieben  werden  können  und 
gerade  nocli  hinreichen,  den  Unterhalt  des  Wirths  zu  bestreiten. 
Mit  fortschreitender  Yerkleineruntr  <ler  Besitzgrüssen  verschwindet 
«ler  Begrifl  des  landwirthschattlichen  Guts  und  es  entstehen  die 
Farcelle nbe sitzer,  wie  sie  sich  bei  landwirthschaftlichen  Tage- 
löhnern, (H&uslem,  Gossftthen),  Kleinhandwerkem,  Industriearbei- 
tern etc.  vorfinden.  Die  kleinen  und  mittleren  Guter  sind  diejenigen, 
die  man,  entsprechend  der  vorwiegend  auf  ihnen  thfttigen  BevOl- 
kmingsschichte .  imter  dem  Sammelbegriff  der  Bauerngüter 
zu^aiiiiui  iitasseu  kann,  ini  Gegensatz  zu  den  Grossgütern,  deren 
liiiKiber  aus  anderen  Gesellschaftskiassen  hervorzugehen  pflegen, 
und  weiche  man  in  Norddeutschland  als  „liittergüte  V  auch  jetzt 
noch  zu  bezeichnen  pflegt,  obwohl  diese  Bezeicluiuug,  seit  Bürger- 
liche ebenso  gut  wie  Adelige  zu  deren  Erwerb  zugelassen  sind, 
der  inneren  Berechtigung  heutzutage  entbehrt. 

Das  Bauerngut  selber  kann  sehr  verschiedenartige  GrQssen- 
Terhftltnisse  aufweisen  und  danach  entweder  ein  Grossbauemgut, 
»'in   Kl(4nbauemgut  und  ein  Bauerngut  mittlerer  Grösse  sein; 

■]<  he  Besitzeseinheiten  aber  man  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
zuilieilt.  und  von  welcln'r  Besitzesgrösse  man  überhaupt  das  selhst- 
ständige  Bauerngut  beginnen  und  wo  man  es  aufliören  lässt,  Avird 
je  nach  den  Bewirthschaftimgsverhältnissen  in  den  einzelnen  (iegen- 
den  selbstredend  eine  sehr  verschiedenartige  Beantwortung  erfahren. 
In  sehr  firachtbaren  Gebieten,  zumal  in  solchen,  in  denen  hoehwer- 
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thige  Erzeugnisse  gezogen  werden,  kann  schon  ein  Besitz  von  2  ha 
eine  selhststftndige  bäuerliche  Existenz  sehr  wohl  eimöglichen;  in 
minder  fruchtbaren  Gegenden  oder  wo  die  Oultur  solcher  Pflanzen 

ausgeschlossen  ist,  wird  oft  selbst  ein  Besitz  von  5  ha  kaum  di^r 
Bedingung  genügen.  Die  Hcurtliciliing  darüber,  welche  Ausdeh- 
nung in  einem  Land  dor  s('ll>stständiL'p  Bauernstand  hat.  lässt 
sieb  daher  aus  den  statistischen  Angaben  allein  nicht  ohno  Wi>i- 
teres  entnehmen;  und  wenn  mau  dieselben  gleichwohl  zur  Unter- 
lage für  derartige  Schlussfolgerungen  benützt,  so  kann  es  immer 
nur  mit  dem  Vorbehalt  geschehen,  dass  sie  gegendenweise  einer 
Gorrectur  bedürfen.  Noch  schwieriger  erweist  sich  die  Benutramg 
der  Statistik  ftkr  die  Tergleichuug  der  Besitzverhftltnisse  Ton  Land 
zu  Land,  wobei  lua  an  di»'  grossen  Unterschiede  der  Culturfahig- 
keit  der  Böden,  die  etwa  zwischen  dem  Südwesten  von  Deutsch- 
land und  dem  äussersten  Norden  oder  z^^^schen  dem  nörd- 
lichen und  südlichen  Frankreich  bestehen,  erinnert  sein  mag.  im 
grossen  Durchschnitt  aller  Verbältnisse  möchte  wohl  der  selbst- 
stftndige  bäuerliche  Besitz  schon  bei  einer  Besitzfiftche  von  2 — 3  ha 
beginnen  und  ein  Besitz  von  100  ha  die  Grenze  sein,  wo  im  All- 
gemeinen der  eigentliche  bäuerliche  Betrieb  aufhört 

Die  Keichsstatistik  zähil  bu  deu  eigeuüicbeu  BauemHirthfichalten  die  As- 
weMa  Bwiichen  5  und  100  ha  {die  swtachen  20  und  100  ha  idnd  als  GnMsbauernidfth* 

Behaften  bezi  irhnet),  wogegen  die  Anwesen  Krischen  2  und  5  ha  als  Kli-inuirth- 
scliafteu  gelten,  bei  denen  also  im  Durchgchnitt  eino  Sclhsfstiiiulijrkpit  des  Betrirlr, 
nicht  vorausgesetzt  ist  In  Baden  dagegen  O^udw.  Krhebuug-en  von  IHb^ 
Bd.  lY,  8.  21)  Iftfist  man  die  bäuerlichen  Betriebe  fichon  von  10  Mor^n  ab  be- 
ginnen '3,r>  \\M  und  verweist  die  rossbä uerlicljen  Betriebe  in  die  Besitzgrnppe 
von  bO  V.y)  "^I  rLTfii  U8-  36ba  .  Conrad  liiuwitderum  behandelt  im  AnscWnss 
au  die  Btii  ulr«ntHtistik  für  DcutMclilaud ,  welche  die  Gri>sse.u unterschiede  zwischen 
2  und  5  ha  unber&ckskibtigt  Iftsat,  und  im  Hiublietc  dfloanf»  dass  in  der  Gruppe 
BWischc;u  2  und  5  ha  zweifelsohne  eine  stattliche  Anzahl  selbstsiäodiger  bänafllclMr 
Betriebe  sich  noch  h«findot,  alle  zwischen  2  und  100  ha  hcfindlichen  Anw»»sor  rsl* 
Bauern  wirthschal'teu,  und  zwar  die  von  2— 5  ha  als  kleine,  die  von  ö — 20  ha  ai^ 
mirtlere,  die  von  20 — 100  ha  als  grSssere  Bauemgäter.  '(J.  Conirad  im  An. 
Bauerngut  im  Hdwb.  d.  St.-W.)  An  diese  EintheUung  haben  sich  aneh  die  nadi- 
folgenden  Darlegungen  im  Text  im  Wesentlichen  angeschiosssii. 


g  69.  Würdigung  der  Groasgüter  im  Allgemetneo. 

Der  aus  dem  Bereich  der  eiofeiitliehen  Bauernirüter  hinaus* 

falloudü,  d.  h.  iiu  Mittel  die  Hesitzesgrenze  von  100  ha  überscUrei- 
teude  Besitz  ((irosserruiid besitz)  ist  obenso  hSutig  Gegenstand 
der  lebhaftesten  Betünv' Ortung  wie  der  AiUeciituug  goweseu.  Insoweit 
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sieb  hierbei,  wie  in  der  älteren  Literatur  meist  der  Fall  gewesen, 
die  Ei*w'äi!:unq:en  „Für*  und  „Wider*  wesentlich  anf  dem  Gebiet 
des  landwiitliöchaftliclit  11  Pr  oducti  on  si  iiteresses  bewegten, 
darf  man  wohl  srtcjen,  <lass  der  AVid^Mstrtnt  der  Meinungen  von 
einer  nicht  i^anz  xutreti'euden  Fragestellung  ausgiug,  da  in  der 
Fniire  nach  der  besten  (iruiidbesitzvertheilung  dieses  Interesse 
doch  mir  einen  und  keineswegs  den  entscheidenden  Factor  abgeben 
darf.  Die  Verfechter  des  Grossgmndbesitzes  haben  nachzuweisen 
sich  bemüht,  dass  der  höhere  Roh-  und  Reinertrag  in  den  land- 
wirthschafklichen  Anwesen  dieser  Art  sich  finde  und  daher  der 
National  Wohlfahrt  heim  Vorhandensein  einer  möglichst  beträcht- 
licluMi  Anzahl  solcher  liro<^'jüt<»r  am  besten  uedient  sei;  und  die 
Aniiäuger  des  mittleren  und  Kleinbesitzes  haben  den  gleichen 
Vorzug  grösserer  Erträglichkeit  für  eben  diesen  in  Anspruch  ge- 
nommen. Jene  beriefen  sich  auf  die  Möglichkeit  der  besseren  Arbeits- 
gliederung und  der  umfangreichen  Verwendung  arbeitsparender 
Maschinen  auf  den  meist  arrondirten  Flflehen,  auf  den  verhftltniss- 
mässig  geringeren  Aufwand  für  OebÄude,  auf  die  Gelegenheit  zu 
vortheilhafterem  l>iiik<iiif  der  hiiidwirtlischaftlichen  Bedarfsartikel 
und  auf  die  günstigere  Stellung  beim  Absatz  der  Kry.engnisse  so- 
wie überhaupt  auf  die  in  der  Kegel  vorluindeno  höhere  Intelligenz 
und  die  bedeutendere  l^apitalkraft  der  Inhaber  grösserer  Betriebe, 
die  unter  Umständen  auch  in  der  Ausffihrung  werthvoller 
Meliorationen  sich  wirksam  zu  beth&tigen  vermöge.  Diese  hin- 
wiederum suchten  darzuthun,  dass  solchen  Vortheüeu  des  Gross- 
betriebes eben  solche  im  Betriebe  kleinerer  Wirthschaften  gegen- 
überstehen; dass  auf  diesen  insbesondere  eine  sorgfältigere,  nament- 
ütii  arbeitsintensivere  Bestellung  Platz  zu  greifen  pflege  und  die 
«ranz  oder  doch  theilweise  durch  die  eiirenen  Familienkräfte  ge- 
leistete  Arbeit  billiger  zu  stehen  komme  als  fremde;  dass  wegen 
des  auf  kleineren  Gütern  in  verh&ltnissm&ssig  stärkerer  Zahl  ge- 
haltenen Viehstandes  eine  kr&ftigere  Düngung  möglich  sei;  dass 
die  Beaufsichtigung  der  Arbeiten  eileichtert,  jedes  Grundstück  nach 
seiner  indinduellen  Beschaffenheit  genutzt  und  aus  allen  diesen 
Grflnden  gerade  auf  kleinen  Anwesen  besonders  lohnende  Culturen, 
die  einerseits  viel  Arbeitsaufwand,  anderseits  eine  liebevolle  Pflege 
erfordern  (Handelsgewüchse,  iieben).  mit  dem  grossten  Erfolg  be- 
trieben zu  werden  pflegen.  Dabei  bezog  man  sich  zum  Beweis 
der  höheren  Erträglichkeit  der  mittleren  und  kleineren  Güter  wohl 
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i^udi  auf  die  höheren  Kau4»rebe,  .welche  diese  im  Oegensätt  zu 
gr^^BBeren  Gfltem  regelmässig  erzielen'). 

Diese  Betraclitungen  leiden  indesB  an  dem  Felder,  dasä  sie  eine 

aus  EiiizohNalmiehnuini'eu  geschöpfte  generelle  Regel  aufstellen 
\^ollea,  während  dm  h  hier  wie  in  jeder  erwerbeiid»Mi  Thatigkeit 
die  Individualität  des  P^iiizehvirths  das  Maassgebeude  i^^t.  So 
gelten  die  dem  Grossbesitz  nachgerühmten  Vorzüge  doch  nur  in 
der  Voraussetzung  eines  wirklich  kapitalkräftigen  Betriebes  bei 
ausreichend  intelligenter  Leitung;  und  die  etwaige  Ueberiegenheit 
des  Kleinbetriebs  kann  doch  nur  da  vorhanden  sein,  wenn  der  der 
Kleinheit  des  Betriebs  entsprechende  Intensitfttsgrad  der  Wirtb- 
Schaft  vollkommen  ven\ irklicht  wird.  Auch  ist  klar,  dass  da^ 
Grossgut  die  ihm  nachirerilhmten  Vorzüge  nur  da  bewalirt.  w.»  ♦*» 
in  der  Form  der  Grosswirthschaft  thatsächlich  uinL^etrie])pn  wird, 
und  sie  da  einbüssen  müsste,  wo  die  Eigeuthimiseiuheiten  in  klei- 
nere Betriebseinheiten  (etwa  in  Parcellenpachtgrundstücke)  zerlegt 
werden  (Unterschied  ron  Estates  und  Farma  in  England).  Ob  daher 
in  einem  Land  thatsftchlich  die  grosseren  oder  die  kleineren  Gflter 
höhere  Erträgnisse  abwerfen,  ist  eine  durch  theoretische  £r- 
wägimgen  überhaupt  nicht  zu  lösende  Frage.  Und  wer  die 
Schwierigkeiten  der  Aufstellung  einigeiiHaasseii  zuverlässiger  Ren- 
tabiliiätsberechmmgen  im  Landwirthschaftsbetriebe  aus  eigner  Er- 
fahrung keimt  und  die  Einwendungen  sich  vergeoeuwürtigt,  welche 
beispielsweise  gegen  solche  (anlässlich  der  iu  den  Jahren  1883/88 
in  Terschiedenen  süddeutschen  Staaten  Teraastalteten  landwirlh- 
schaftlichen  Erhebungen)  angestellten  Berechnungen  nicht  ganz 
ohne  Grund  erhoben  worden  sind,  wer  insbesondere  weiss,  wie 
schwierig  solche  Berechniuigen  gerade  in  Ansehung  der  bftuer- 
lieben  Wirthschaften  sich  g»'stalten,  wird  den  Austrag  obiger  Frage 
sicherlieh  nicht  von  der  Beantwortung  nach  dem  Reinertrag  der 
Güter  der  einen  oder  der  anderen  Categorie  erwarten.  Wohl  aber 
lassen  sich  die  folgenden,  aus  der  Beobachtung  der  laudwirlh- 
schaftlichen  Zustände  im  Allgemeinen  abgeleiteten  Sätze  aufstellen. 

1.  An  der  Ueberiegenheit  des  Grossbetriebs  gegenüber 
dem  Landwirthschaftsbetrieb  in  mittleren  und  kleinen,  d.  h.  bäuer- 
lichen Wirthschaften,  falls  man  bei  beiden  von  der  Voraussetzung 
geschickter  Leitung  ausgeht,  kaim  nicht  wohl  gezweifelt  werden; 

*)  Vgl.  hfemi  und  den  fiactilblg«Bdeii  AtiBfillini]ig«ii  wA  Waicicer,  a.  a.  0^ 

S.  114,  und  die  daselbst  jfegebonen  Literaturnachweise;  und  in  der  „(Jrunile- 
gung"  die  «ehr  zutreffendieii  AaBliUirttiigea      Wagner'a  niitMr  $  SSO  £.  il§347. 
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ausnahmslos  sind  alle  Fortschhtte  in  der  Bodenetiltur  und  Thier- 
sucht  Yon  Grosswirthschafken  ausgegangen,  und  es  kann  genflgen, 
darauf  hinzuweisen,  dass  England^  d.  h.  das  Land  des  ausgespro- 
chensten Grossgnindbesitzes  seit  Ausgang  des  vorijüreii  bis  in  die 
Mitte  dieses  Jahrliunderts  alä  dio  Hoclischuh'  der  Landwirthschafts- 
techiiik  mit  Recht  betrachtet  wurde;  dass  die  Aiit'nalime  solcher 
Fortsc iiritte  bei  uns  sich  ebenfalls  zunächst  aui'  den  grosseren 
(selbstbewirthschafteten  oder  verpachteten)  Gütern  Tolkogen  hat 
und  dass  immer  nur  Äusserst  langsam  die  bäuerlichen  Wirth- 
Schäften  nachgefolgt  sind..  Desshalh  liefern  —  immer  selbstredend 
einen  durchschnittlichen  Bewirthschaftungszustand  vorausgesetzt  — 
die  Grossgüter  vermöge  der  hier  meist  sehr  viel  sorgfältigeren  und 
wirksameren  Bodenbestellung  (in  Folge  der  Benutzung  der  besten 
Mascluiien  bei  ausreichendem  Gespannvieh),  der  reichlicheren,  nicht 
bloss  auf  Verwendung  thierischer  Abfallstoflfe  sich  b  esc  Ii  rankenden 
Dfingung.  der  Zuhilfenahme  des  vorzüglichsten  Saatguts  etc.  regel- 
mässig ebensowohl  höhere  als  auch  meist  quaUtätsreiehere  Boden- 
erträgnisse  als  die  kleineren  Güter,  bei  welch'  letzteren  beispiels- 
weise in  Betreff  der  Getreidearten  ein  DurchschnittsertrSgniss  von 
etwa  20 — 30  Centner  auf  den  ha  als  ein  normales  gilt  ae^enüber 
einem  solchen  von  50  —  80  Centner  und  melir  auf  rationell  um- 
gt^riehenon  Grosswirthschaften :  uud  ähnlich  im  Gebiet  der  Futter-, 
namentlich  der  so  wichtigen  AckerfuttererzeugütiL*-.    Ja  selbst  in 
solchen  Culturen,  die.  wegen  des  erforderlichen  hohen  Arbeitsauf- 
wandes, an  sich  für  den  Kleinbetrieb  besonders  vereigenschaftet 
sind,  zeigt  sich  der  Grossbetrieb  keineswegs  im  Nachtheil;  die 
Biesenfaimen  für  gärtnerische  Pflanzen  jeder  Art  bei  Erfiirt  und 
Quedlinburg,  die  jeder  Concurrenz  gewachsen  sind,  die  Weinbau- 
2T09Swirthschafteu  am  Rhein  und  in  Südfrankreich  liefern  hierfür 
wohl  -pr. Muhende  Beweise;  so  behauptet  sich  auch  die  im  grossen 
Siyl  li.  ti icln  ne  Hopfencultur  nicht  nur  erfolgreich  gepenilher  dem 
Hopteukleinbetrieh,  sondern  ist  ihm,  was  Qualitätswaare  und  dess- 
halb  Erzielung  höchst i  r  Verkaufspreise  anlangt,  mit  geringen  Aus- 
nahmen durchaus  überlegen.   Aehnlich  im  Gebiet  des  Molkerei- 
wesens. In  verhältnissmftssig  günstigerer  Lage  sind  die  kleineren 
Betriebe  im  Gebiet  der  Thierhaltung,  weil  eben  gerade  hier  „das 
Auge  des  Herrn",  wenn  es  ohne  Unt^rlass  Püttenmg  und  Pflege 
überwachen  kann,  für  den  Erfolg  so  sehr  entscheidend  ist;  aber 
auch  hier  vorwieirend  im  Gebiet  der  Kindvieh-  und  Schweinezucht; 
weniger  schou  in  dem  der  Pferdezucht,  welche  wesentlich  höhere 
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Anforderungen  an  die  Einsicht  und  Kapitalkraft  des  Züchters  stelHi 
um  ein  völlig  gebrauchsfertiges  Pferd  fOr  den  Markt  zu  erzeugen; 
am  wenigsten  in  dem  der  Schafhaltung,  die  ohnedies  zu  ihrem 
Gedeihen  p^sse  Wirthschaftsflftcfaen  Toraussetzt;  wogegen  die  sog. 

Kleinthierlialtuiig  (Geflügel-,  Bioiioiihaltung-),  dio  eine  besonders 
sorgfältige  und  unausgesetzte  üeberwachung  und  rfle<je  zu  ihrem 
Gedeihen  voraussetzt,  für  den  ussbotriob  im  Allffeiiu'iiit^ii  ebenso 
unpassend  als  zweckmässig  und  wirthschaftlich  für  den  Kleinbetrieb 
erscheint 

2.  Diese  Sätze  werden  dadurch  nicht  widerlegt,  dass  viele 
Grossgüter,  weil  sie  der  riehtigen  Leitung  entbehren  oder  wegen 
unzureirhondon  Betnebakapitals,  in  ihren  Erträgnissen  hinter  dem 
normalen  Durchsclmitt  zurückbleiben;  denn  unter  ähnlichen  Voraus- 
setznngen  trifft  dies  in  gleicher  Weise  auch  bei  In  kleinen  Be- 
trieben zu.  Auch  stehen  dieselben  in  keinem  Widerspruch  mit 
der  offenkundigen  Thatsache,  dass,  ungeachtet  der  im  Durehschniti 
geringeren  Boherträgnisse ,  die  bäuerlichen  Wirthe,  bei  Erzielung 
gleicher,  ja  nicht  selten  niedrigerer  Verkaufspreise,  doch  ebenso  gut 
und  unter  Umständen  besser  als  die  (  Irosswirthe  prosperiren.  Denn 
bierkomnii  niebt  bloss  in  Betracht,  dass  der  Posten  für  Arbeitsaufwand 
in  den  bäuerlichen  Betrieben,  weil  der  Wirth  und  seine  An-je- 
hOiigen  einen  Theil  der  Arbeiten  selber  verrichten,  die  Geldrecli- 
nung  nicht  beschwert,  Tielmelur  selbst  verdient  wird,  sondern  auch, 
dass  die  Ansprache  an  die  Lebenshaltung  dort  so  sehr  viel  be- 
scheidenere sind  und  daher  ein  selbst  mässiger  üntemehmetgewiim 
bei  geringer  Verzinsung  der  im  Betrieb  angelegten  Kapitalien  aus- 
reichend zur  Bestreitimg  dieses  Lebenshalts  und  «laiüber  hinaus 
zur  Schuldabtragung  oder  Vermögensansaiiinilunj]:  sicli  zu  envei^en 
vermag.  Will  man  in  diesem  Sinn  von  einem  h«3heren  Rein- 
ertrag der  mittleren  imd  kleineren  Güter  gegenüber  den  grösseren 
sprechen,  so  mag  dies  hingehen;  obschon  sich  dieser  zu  einem 
wesentlichen  Theil  überall  sofort  yerÜflchtigt,  sobald  die  Yonoi  Wirth 
und  seinen  Angehörigen  geleistete  Arbeit  zu  ihrem  vollen  Harkt- 
werth  in  Beclmung  gesetzt  wflrde» 

Znr  Erhärtung  d«B  GcMgten  ist  aof  die  xahlreicliMi  Ertra^berechnun^D  «ler 

badischeu  landwirthüchafUichen  Erhebuugeu  vou  1883  uud  den  Abschnitt  VIII  d<^ 
TV.  Handes  derselben  (S.  ö2  ff.),  sowie  nnf  die  ähnlii-lipn  Ernnttluiigeu  in  den 
übrigen  siiddeutscben  Krliebimgeu  dieser  Art  zu  verweisen.  -  ähulicbeti  ächlQü»> 
folgertiiigen  gelangt  Conrad  im  Art.  « Banemgnt "  a.  a.  O.,  wo  auch  anf  die 
grössere  Widerstandskraft  der  bänerlichen  Betriebe  in  Zeiten  nngtinstig-er  Coujnii«  tur, 
weil  sieb  diese  mehr  einxtischränkea  vermögen,  sowie  darauf  verwieaen  ist,  dmm 
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dioselbeu .  indrni  sie  eineil  verhältnissniassifr  ^ori lipon  Procontsatz  dor  Ernte  ver- 
kanten, iiberliHupt  mehr  XaturalwirtliKchalt  treiben,  unHbhangiger  von  den  Preisen 
sind,  auch  wegen  im  Allgremeinen  «^ringerer  Verschuldung  Krisen  gegenüber  mehr 
ridi  gewaduen  seig«ii.  (Nach  der  in  Pnussen  in  42  typischen  Amtsgerichts- 
bezirkrn  veranstalteten  Vers(lmklun^'"sstatistik  ist  der  G rossgrundbesitz  dnrcbwog 
«tärker  verschuldet  als  der  bauerliche;  die  Verschuldung  des  ersten  beträgt  das 
2t>  fache  des  Urund«teuerreijieitrags,  die  der  Bauern  und  Cossäthen  nur  das  IHfachc.) 
Auf  die  ThtttMchet  das«  in  kleinen  Wirthschaflen  verhältnissniässig  mehr  Vieh 
gehalten  wird,  als  in  ^nc  -  ti  <;iitem,  «Ii  ■  mi>ii  streitbar  ist  und  ans  der  That- 
>ache  sich  erklärt,  dass  auch  die  kleinsten  lietricbe  mindestens  ein  Gespannthier 
zu  halten  sich  angewiesen  sehen,  (in  Deutschland  kommen  Grossvieh  auf  1000  ha 
in  Betrieben  unter  2  ha:  1333,8:  von  2—5  ha:  1058,2;  von  5—20  ha:  879,9;  von 
20  UX)ha:  702.9 ;  Über  100  ha  dagegen  nur  473,2;  im  Durchsr  hn  i  1 1  aber7fitK4; 
10  Baden  dagegen  mit  der  weitgehendsten  Besitzvertheilung  1031,1  i^tiickl,  darf 
ein  entscheidendes  Gewicht  ebenfalls  nicht  gelegt  werden;  denn  die  Rente  des 
6«ts  lÄxdt  keineswegs  mit  der  Stttckzahl  des  gehaltenen  Viehs  parallel  und  die 
viehreichsten  Betriebe  sind  k(  hu -r-,  cij-^  immer  die  rentabelsten;  vit-lmehr  liegt  die 
Sache  häutig  so,  dass  die  büuerUehcji  \\  irthe  mehr  Vieli  lialten,  als  nach  Maassgabe 
der  Fnttererzeugung  an  sich  rationell  erscheint,  und  class  sie  %vegeu  der  unzureichenden 
Ernährung  der  Einzelthiere  nicht  selten  geradezu  eine  Verlnstwirthschaft  treiben 
Badisfhe  Krhebungen  über  ^.die  Rrhahnnpr  und  Verbe!;?;eninpr  der  Sehwar/.wald- 
weiden*",  1889,  S,  197  ffJ.  —  Am  wenigsten  stichhaltig  ist  der  von  Kau  i,§  371) 
hervorgehobene  höhere  Kauf-  und  Pachtwerth  kleinerer  Aekergrundstücke  im 
itegeosats  r.n  ..gritoieren  Massen**,  da  jener  doch  die  anuehliessliche  Folge  der, 
rarrellpnanireb'ifen  jregeniiber  im  weitesten  l^mfanfr  ermöglichten  Gmndstücksnach- 
frage  ist,  bei  der  die  Rücksicht  auf  die  aucli  noch  so  bescheidene  Verwerihung  der 
Arbeitskraft  und  nicht  das  Maass  der  etwa  zu  erzielenden  Rente  massgebend  bleibt. 
Vgl.  §  84.)  —  Auf  gänzlicher  Unkenntniss  des  Wesens  des  bäuerlichen  Betriebes  aber 
hernlit  c<;.  wenn  K.Meyer  („lieber  die  landliehe  Arbeiterfrage  in  Deutschland")  die 
^ii^iehi  vertritt,  dass  „die  Tage  des  kleinen  Betriebs  der  Landwirthschaft  gezählt 
•luil"  und  dass  es  ein  Fehler  sei,  den  kleinen  Grundbesitz  künstlich  erhalten  sU 
wollen,  weil  er  doch  verschwinden  werde  wie  das  Handwerk  anch. 


g  70.  Fartsetzung.  Wirthschaftliche,  sociale  und 
politische  Gesichtspunkte. 

3.  Dass  der  Grossbesitz  seine  wirthsehaftliche  Ueberlegenheit 
über  den  Kleinbesitx  tbatsachlich  erweise,  ist  freilich  von  der 

Voraiissetzimg  bedingt,  dass  »'s  an  einem  Stumm  entsprechend 
•A  iithbchut'tlich  und  technisch  geschulter  «iutsloiter  oder  Pächter 
nicht  fehle  und  dass  der  Wirthschafter  mit  dem  der  ij  rosse  des 
Besitzes  entsprechenden  Betriebskapital  ausgerüstet  sei,  wogegen 
heim  Maua«  !  <lieser  Voraussetzungen  alle  jene  Vorzüge  des  Gross- 
hpsitzes  in  Nichts  zerfallen.  Daher  musate  im  Lichte  der  Er- 
fahrungen Uber  die  Landwirthschaft  in  England  den  National^ko- 
nomen  und  Staatsmflnnern  dieses  Landes  und  den  von  den  Lehren 
der  euLTÜschen  Doctrin  beeinflunsten  Vertretern  der  Wissenschaft  und 
Praxis  <l(*r  continentalen  iiümier  im  Anfang  dieses  .lahrhuiiderts 
«ier  Urossbesit/  und  der  Groaslt^'trieb  als  das  volkswirtbschaftliche 
Ideal "  erscheinen ;  wie  umgekehrt  das  Damiedeiiiegen  der  Land- 
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wirthtichaffc  auf  den  grösseren  Gütern  (ungenfli^piiflo  Ausuützung 
zahlreicher  Bodenflächen  bei  sehr  extensiver  Wirthscbaftsweise)  in 
einer  lleihe  deutacher  Staatsgebiete  als  Folge  der  Yenmaung 
des  Adels  durch  die  Kriege  des  vorigen  und  dieses  Jahrhunderts, 
beim  gleiehxMtigen  Mangel  eines  tdchtigen,  den  btlrgerlichea 
Kreisen  entstaimiHMulcii  Pächterstandes  und  ira  Hinblick  auf  den 
zu  beobachtenden,  sehr  viel  intensiveren,  wenn  schon  kf  iiie>wt'i:> 
rollkoinineneu  Betrieb  kleinerer  Anwesen  —  das  rrtiunl  in  der 
entgegengesetzten  Kichtung  gefangen  nahm.  Nun  darf  mau  nicht 
übersehen,  dass,  in  gewissem  Umfang  wenigstens,  das  nicht  ge- 
nügende Vorhandensein  des  einen,  fftr  den  erfolgreicfaaten  Um- 
trieb  landwirthschaftlicher  Anwesen  maassgebenden  Elements  —  des 
erforderliehen  Betriebskapitals  —  bei  einer  mehr  oder  minder 
grossen  Anzahl  von  Inhaliern  grösserer  Gutsbetriebc  sich  immer 
geltend  machen  wird:  auch  jetzt  noch  —  am  Ausgang  die<e> 
Jahrhunderts  —  behnden  sich  zahireii  Ii.'  tlüter  in  den  Staaten  uini 
StaatsgebietsUieüeu  des  vorherrscheudeu  Grossbesitzes  nicht  in 
demjenigen  Intensitätsgrado  ihrer  Bewirthschaftong,  welcher  der 
den  neuzeitlichen  Verhältnissen  passende  ist;  wo, also  eine  Auf* 
theilung  derselben  in  kleinere  Anwesen  und  die  Zugäuglichmachuog 
derselben  fOr  den  Mittelstand  höhere,  wenn  auch  nicht  die  denk* 
bar  höchsten  Erträgnisse  dem  Boden  abzugewinnen  vermöchte"). 
Diese  Thatsache,  dass  der  an  sich,  seinem  Wesen  naeh,  in  il»r 
Produetionstechnik  Überlegeue  lirossbe.sitz  und  Grossbetn«d>  die 
durch  die  \  olkswirthschaft  ihm  gestellte  Aufgabe  höchster  Ertrügs» 
wirthschaft  wegen  mangelnder  Kapitalkraft  so  häufig  nicht  zu 
leisten  vermag,  mindert  nun  aber,  selbst  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Productionsmöglichkeit,  den  Vorzug  der  Grossgater  um  ein 
sehr  Erhebliches,  den  Mittel-  und  Kleinbetrieb  zugleich  in  einem 
wesentlich  günstigeren  Lichte  erscheinen  lassend;  denn  welche 
Schwächen  auch  dem  letzteren  anhaften  mögen,  so  leistet  er  that- 
sächlieh  auf  derselben  Bodeufläche  in  Bezug  auf  Krzeugimg  von 
Werthen  nicht  selten  mehr,  als  dies  aus  obigem  Grund  bei  dem 
Grossbetrieb  der  Fall  ist^).    Wo  vollends  der  Grossbesita  naeh 

*)  In  P.  tii-al  z.  B.  nennt  Balbi  rin  TTnuptliindeniiss  der  Landwirtibseiufl 
^rimraense  »Hfuiiue  de  terrain»  incultes,  qüi  apartiennent  aux  communo'!.  anx  jirands 
seijjfneurg,  aux  inajorats,  au  clerge  et  ä  la  couronne,  et  qui,  ne  ]»ouvam  se  vendrr, 
vettent  toiyovfs  incnltet  on  rMoitB  k  wL*Hn  qjafi  de  iiii«M>le>  paturngf^s  mUm  4ti 
maini  inaouciant».  —  AehnlSche  Schildernngen  über  Spanien. 

*)  Sii'ho  darüber  A.  Wa^'ner,  (Jruudle^ui}?,  §  320  ff.,  §  H47  und  die  Ter- 
handliiuKeti  d.  Ver.  L  Socialp.  1882,  wo  diese  tbatsächliche  Ueberlegenheit  dfr 
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seinem  Umfang  dem  Inhaber  eine  besondere  NAthigung  zu'  einer 
intensiveren  Wirthschaftsireise  nicht  auferlegt,  wo  gar  grosse  Land« 
fliehen  bei  solcher  Sachlage  landwirthschaftlich  unbenutzt  bleiben, 
weil  die  möglicherweise  zu  entziehenden  Bodt  ii  -  Erträgnisse  für 
den  Besitzer  bedeutunu^ilns  erscheinen  (Wiilmiiiio  der  Ländereien 
*»nglischer  und  schottischer  Landlords  zu  ausgedehnten  Jagdgründen), 
während  auf  eben  diesen  Flächen  eine  zahlreiche  Bevölkerung 
<iureh  fleissige  Arbeit  sich  Unterhalt  zu  Terschaffen  und  darüber 
hinaus  Werthe  fOr  die  Yolkswirthschaft  zu  erzeugen  vermöchte, 
oder  wo  umgekehrt  aus  spoeulativen  Gründen  der  Grossbesitz  in 
kleinste  Betriebsflftehen  zerleet  wird  mit  allen  den  Nachthellen, 
Melche  d«Mii  aiisirebildeten  rarcellenpachtwosen  anhaften  (siehe  5;  34). 
wird  g-erade  am  Ii  eine  die  rroductiont>riick8i(  liien  in  den  Vordergrund 
ötelleiide  Würdigung  der  verschiedenerlei  Grössenarten  des  rirund- 
besitzes  das  Ueberwiegen  der  grossen  Güter  als  einen  voikswirth- 
schafUicben  Nachtheil  erkennen  müssen^). 

4.  Nun  sind  es  aber  vor  Allem  auch  sociale  und  a  1  lg  e  in  ein 
o Ii t  i  sc  !i »'  Gesichtspunkte,  welche  neben  jenen,  die  auf  dem 
<Md)iet  der  Prodnctionsinteresscn  lieuen,  für  die  KiitscheiduiiLi  der 
!•  rage  nach  der  besten  Grundbesitz vertheilung  ganz  besondere  Be- 
nlcksiehtigung  erheischen,  wobei  im  Wesentlichen  auf  die  Aus- 
führungen zu  verweisen  ist,  die  die  Bedeutung  eines  selbstständigen 
Baaemstandes«  d.  h.  einer  zahlreichen  Klasse  von  Besitzern 
mitüerer  und  kleinerer  landwirthschaftlieher  Anwesen  zu  erweisen 
versuchten  (S.  57).  Das  politisch  -  conservative  Element,  dessen 
Träger  Hüiiderltausentle  von  Angehörigen  des  Bauernstandes  sind. 

Klein-  über  die  Grosscultur  melnfjuh  (so  namentlich  vm  Thiel)  aiT5drückli<  Ii  hv- 
UAÜJgt  Mird;  wie  übrigens  soiiDii  im  Aul'aug  des  Jalirhuudcrtä  A.  Thaer  behauptet 
hat,  d««i«ii  d«r  Hobilitiraiig  gnindsatilich  frenndUche  SteUnognalmie  mit  dieser 
inner  Ansieht  zngammeiililiigt. 

*)  Solche  Verhältnisse  sicli  ver^'t^jeinviutig-oncl  srhroiht.  wie  v.  M  iaskow  ski, 
oiittheilt  (a.  a.  O.,  S.  21),  Minister  Frhr.  v.  Stein:  ^ Vj-rderhlicher  noch  ab  uiibt  - 
^ränzte  Theilbarkuit  des  Eigentluim»  iä»t  dessen  Aahäufunj,'  iu  übermässigen  MaHsen, 
TOB  wmiipen  Reichen  besesMn  werden*;  wie  neuerdings  Sombart  darauf  auf- 
tuf'rksani  macht.  tl;iss  in  den  nstliclien  Provinzen  der  Prenss.  Mdnarciiif  ein  ver- 
l.alnus«imai«Mig  gross«'r  Theil  des  Land»  s  tlieils  beweidet  ward,  theils  brach  liegt,  weil 
ui;iji  dem  Mangel  au  Arbeit^ikrat'teu  uicltt  durch  arbeitsparende  oder  kapitalbeau- 
tprwDhenä»  Eimichtiingen  zu  enetxeii  vermag;  und  dase  hierio  der  Hauptgnmd 
li**^,  «wanini  mit  der  Landwirthschaft  im  Osten  heute  so  traurig  aussielit  und 
Murum  in  gun/.vu  Kreisen  Hut  bei  ünt  r.n  verknnfeu  steht.'"  Und  nach  Wa Icker 
«.  a.  C).,  §  ä7,  Anm.  8)  soll  Schottland  durch  deu  übertriebeneu  Wildstaud  jährlich 
mriellMr  mad  6  BQIU  PfiL  Bind«  und  Hammelfleisch  TerUeren,  die  producirt  werdea 
kAmlem. 
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beBchrftnkt  sich  in  den  Ländern  des  ausgesprochenen  Grossbesititt 
auf  die  Terhftltnissmftssig  geringe  Anzahl  der  Inhaber  der  letartern, 
während  im  Uebrigen  die  BeTOlkerung  des  flachen  Landes  mdst 

aus  besitzlosen  Tagelöhnern  sich  zusammensetzt,  die,  mag  immerlrin 
ihre  Lebenshaltung  eine  bessere  als  die  der  Arbeit4»r  in  dfii  Stadt» ! 
sein,  doch  social  ebenso  abhängig  und  politisch  ebt'iiso  iin7u\  r- 
lässig  sind,  als  den  selbstständigen  Inhabern  bäuerlicher  Stellen 
in  beiden  Beziehungen  Unabhängigkeit  und  Zuverlässigkeit  ioi 
Grossen  und  Ganzen  wohl  zugesprochen  werden  darf.  Zwischen 
dem  Grossbesitz  imd  den  zur  Bewirthschaftung  jener  Lfindefeien 
beschäftigten  Häuslern**  besteht  social  und  wirthschaflüieh  «liie 
unäberbrflekbare  Kluft,  die  leicht  auf  der  einen  Seite  Ueberhebni^r. 
auf  der  anderen  Seite  Verdrossenheit  und  Erbittening  im  Gefolge 
hat,  also  ixiun  jene  Stimmungen  erzeugt,  von  welchen  das  städtisoli«* 
Proletariat  mehr  und  mehr  erfüllt  ist.  Wie  in  Gegenden  nui  solcbr 
Besitzvertlieilung  ein  irgend  gedeihliches  Gemeiudeleben  sich  ent- 
wickeln könnte,  ist  schwer  zu  sagen.  Dabei  kann  die  lose  Ver- 
knüpfung der  besitzlosen  Tagelöhner  mit  der  Heimath,  in  der  Uuen 
der  Erwerb  selbst  eines  bescheidenen  Grundbesitzes  thatsficbUcb 
verschlossen  bleibt,  nur  auf  so  lange  ohne  weitere  Folge  ftt  die 
wirtlisehaftlichen  Bezieliiiiigen  zwischen  ihnen  und  dem  Gutsherrn 
hleiheu,  als  die  hestehendon  Gesetze  und  ein  strenger  Gutsherr- 
lichkeitsverbanct  (i»'u  i)eliebiL;tMi  Ortswechsel  erschweren  oder  sranz 
unmöglich  machen;  mit  der  Lösung  dieses  Verbands  und  der  Ein- 
räumung socialer  Freiheitsrechte  an  alle  Staatsangehörigen  oke 
Unterschied  des  Standes,  mit  der  gesetzlichen  Anerkennung  ins* 
besondere  des  Grundsatzes  der  Freizügigkeit  und  der  Kieder- 
lassungsfreiheit,  fElhrt  aber  jene  lose  Verknüpfung  mit  SicherlieH 
in  zahllosen  Fällen  zum  Bruch  mit  den  wirthschaftlichen  Bf- 
ziehmiLicn.  sohahl  die  Mftsrlichkeit  eines  besseren  Fortkommens  an 
anderen  Orten  thutsachiich  eröffnet  ist  oder  auch  nur  gemutli- 
muasst  wird.  Desshalb  ist  für  die  Länder  des  vorherrschendeu 
(jrrossbesitzes  das  Wegströmen  der  kleinen  Bewohner  des  flacht'u 
Landes  und  dessen  wachsende  Entvölkerung  ebenso  charakteiistiidu 
wie  in  Gegenden  mit  starker  Besitzzerstflckelimg  die  entgegoi- 
gesetzte  Erscheinung  der  Sesshaftigkeit,  ja  einer  oft  wirthschift- 
lieh  unberechtigten  „  Schollenkleberei Je  mehr  aber  jener  Ent- 
völkeruugsprocess  fortschreitet,  um  so  unhaltharer  wird  die  La«!« 
für  d»*n  (iroHsbcsitz  selber.  w(»il  er  immer  weuiiier  über  da5  er- 
forderliche  Maass  von  dienenden  Arbeitskräften  verfügt;  um 
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mehr  wird  er  im  Widerspruch  mit  dem  Gang  der  wirthsehaft^ 

liehen  Entwickelung  zu  extensivster  Bodenbestellung  genöthigt; 
ujii  so  grösser  müssoii  di«  Bodentlächen  werden,  die  wegen  der 
I'uuiöglichkeit  ausreicheiider  Hearbeitung  vorwahrlosen  oder  in 
unproductiver  Weise  liegen  bleiben;  ein  Zustand,  den  allentalls 
die  grOssteu  und  reichsten  Besitzer  zu  ertragen  vermögen^  unter 
dem  die  anderen  aber  ihrem  wirthschaftlichen  Verfall  mit  Noth- 
wendigkeit  enl^gengehen  mllssen,  beides  zum  Schaden  der  Yolks- 
wirthachaft  im  Ganzen.  Eine  Lösung  dieser  Schwierigkeiten  kann 
nur  Ton  Maassnahmen  erwartet  werden,  welche  auf  die  Ermögliehung 
des  Grundenverbö  durch  die  kleinen  Leute  und  duniit  auf  die  alhuali- 
liche  Schafluug  eines  selbstständigen  kleinen  und  mittleren  Bauern- 
standes neben  dem  Orossbesitz  al)/Jek'n,  d.  h.  die  innere  Colo- 
niaation  dieser  Ländergebiete  neu  in  Angriff  nehmen  <SiJ  ff.). 
Insoweit  die  Schwierigkeiten  für  solche  Neubildungen  in  der  fidei- 
commissarischen  Gebundenheit  des  Grossgrundbesitzes  beruhen, 
ist  daher  auf  deren  Lockerung  (§78  ff.);  insoweit  sie  aber  auf 
dem  Gebiet  der  Mittelbeschaffung  der  kleinen  Leute  fOr  den  Er- 
werb von  Grundeigenthum  liegen,  ist  auf  solche  Kechtsfornien  der 
Kigenthuiuaübertragiingt'u  (Kente  n  guter)  abzuheben,  welche  auch 
den  Mittellosen  oder  wenig  Bemittelten  die  Abzahlung  der  einge- 
gangenen Kaufschuld  erleichtem  (g  91). 

Die  AuHwanderaug  bat  betragen  in  t'rmcut/ahleu  auf  KXX)  Eiuwobaer: 


188Ö 

1886 

1887 

1888 

in  Westpreutiseu  .  , 

.   .  6,97 

6,21 

6,90 

8,% 

in  Ponunern    .   .  . 

.  7^ 

4,39 

4,67 
5,40 

4^ 

.  6,70 

3,d2 

7,24 

büfi  eiufr  dureliächuittlicben  Bevülkemiigsziüü  von  50 — 60  £.  auf  deu  l^uuuiat- 
kilomettfr,  da<re<reQ  in  dem  dichtbevdDcerteii  Sachsen  (212,2  £.  anf  1  qkiu)  in  den 
gf nannten  Jahren  nnr  0,91;  0,75;  0,76;  0,72;  in  Baden  (106.2  E.  anf  1  qkm)  nur 
2  17:   1,77;  2.42;  2,41;  in  Württemberjr  (102,8  E.  anf  1  qkm)  nur  2,56;  1.86; 

3.23.    Dagegen  wieder  in  Mecklenburg -StreliU  [33,6  E.  auf  1  qkmj  3,97; 
1,57;  2,45.  —  Bin  bekannter  Parlamentarier  nnd  Orossgmndbesitxer  Frei- 

lierr  t.  Erffa- Wernburg  in  Keinem  Referat:  „ Auswandernngsfr» ^t**  tOeut- 
s<-h«=-r  Landwii-thsohaftsrath,  1883,  S.  485  ff.)  führt  an,  dass  im  lalin-  IHHl  West- 
preusseu,  l'ommem,  Posen  und  Mecklenburg  76000,  d.  h.  mehr  als  die  HaUte  aller 
mos  dem  Prensi.  Staat  und  über  ein  Drittel  sämmtlicher  ans  dem  Deutschen  Releh 
Aus^vwandertt'ii  >:t  :itellt  habon.  .,T)or  jährliche  Bevölkernngsverlust  dieser  Pro\iuzeu 
b^trajft  seit  lo  .laliren  auf  1000  Einwohner  2,7;  5,6;  4.3:  4,7  7o  1**^  dips  Znfall 
«der  hängt  dies  nicht  mit  der  absuluteu  Beüitziosigkeit  des  landwirthschattlicheu 
Arb«iteni  des  Ostens  nnd  Nordens  Dentschhuids  aiummmen?  -  -  Nicht  der  hohe 
Lohn,  nicbt  der  Mehrverdienst  ist  es,  dem  diese  Auswanderer  nachjagen,  denn  jene 
Pn*viuzen  bezahlen  theilweise  Naturallöhne,  welch«-  die  (leldlöhne  des  Westens 
ülHtriiteigvu  -  vielmehr  erstreben  sie  den  Er>verb  einer  eigenen  .Scholle,  einer 
dgenra  Heimatb  im  engsten  8inn  des  Worts.  Kein  Trieb  der  menschlichen  Hatur 
ist  berechtigter  nnd  sittlicher  als  diese  Liebe  xom  eigenen  Herd!''  -  -  Aehnlich 
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S  c  h  u  h  m  a  c  h  e  r -  Z  a  r  0  h  1  i  n  im  V.  Conjfress  deutscher  Laudwirthe.  Verhaodl .  S .  1  :i*>  ff . 
in  Meckleuburp  kommen  in  den  ritf<»r«;rhaffli( Tion  I,andf>tli<il»'n,  wo  nur 
bäuerliche  Familien  wohnen  i.etwa  1300;,  von  1854—JÖ71  im  Durchschuiu  »lu 
82  Seelen  «in  Ancwmiidernr,  Im  Domuiiiiii  dagegen  auf  221  «rat  einer;  «tkciali 
fällt  die  Auswandeninfr  mit  der  grOeseren  Anzahl  kleiner  Grundbesitze*".  —  'WeTii. 
Hr   K'npp  den  Kapitalwerth  des  einzelnen  auswaiultriult'ii   Arbeit^'T«   auf  diirc}' 
Kt  iiuiuiicii  löOO  M.  berechnet  —  welche  enormen  hmuuifu  entgehen  in  Folgt  nsn 
gesunder  Grandbedtsrertbeanng  der  beimischen  Yolkswirdiscball,  sunal  in  der 
Rejrel  die  Leute  im  kräftigen  Alter,  überhaupt  die  Befahigsteu.  Untern ehtneridst« 
den  Wanderstab  zu  orjrreifen  pflegen!    Vgl.  übriprns   hierzu   auch  die  spateren 
AoHführangen  in  Kap.  V,  §  9ö  und  §  97,  wohin  auch  weitere  statihtisehe  Nachwei« 
ttber  den  Yerlnst  einxelner  StaatsgeMetatbeile  dnrcb  Abwaadenmi;  »eiwieaen  öad. 

§  71.  Latifundienbesitz  und  Absentiismus; 
abschliessendes  UrtheiP). 

1.  Wenn  die  Yorbexeichneton  Nachtheile  des  GrossgrundbesiUes 
•da  zurflcktreten,  wo  er  gemischt  mit  bäuerlichen  Botrieben  vor- 
kommt, ja  wenn  sein  Vorhandensein  in  diesem  Fall  als  Mittel- 
punkte hochstehender  Betriehstechnik  nfltKlich  anregend  auf  die 
bäuerlichen  Wirthschaften  einzuwirken  vemag,  so  darf  man  sich 
doch  die  Gefahr  nicht  verhehlen,  die  »rerade  für  den  Banemstand 
aus  der  Nachbarschaft  eines  lUn  iiiiachtiLieii  (irossgrundbcsitzes  durch 
die  diesem  innewohnende  A  ii  t  sau  gu  n  ü  s  k  raft  erwachsen  kann 
und  vielfach  erwachsen  ist.  Je  2:ewaltii?er  in  der  Hand  Einzelner 
der  Grundbesitz  des  Landes  sich  zAisammenhäufb,  um  so  starker 
ist  die  Versuchung»  ihn  immer  weiter  auszudehnen,  und  je  kapital- 
krftftiger  die  Grossgrundbesitzer  sind,  um  so  leichter  wird  es  ihnen 
werden,  zumal  in  kritischen  Zeiten,  in  denen  die  Widerstands^ 
ßlhigkeit  der  bäuerlichen  BevOlkerungr  auf  ein  Minimum  henmter- 
sinkt,  ihre  auf  weitere  Vernichrunir  (l»»s  Besitzes  Lrericliteteii  Ab- 
sichten  zu  verwirkliehen.  Die  durcli  das  Vorhaudeiiscin  nberirrosser 
Laiidliesitzuniren  ohnehin  beeinträchtigte  Harmonie  der  Besit^ver- 
theilung  wird  dann  leicht  im  Fortgang  dieses  Pror«  ^  s  /u  einer 
immer  weniger  günstigen  sich  gestalten,  ja  die  Möglichkeit  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  freiem  Gewährenlassen  Latifundien* 
bil düngen  entstehen  und  dieser  Voi^ang  zum  Stillstand  erst  dann 
kommen  wird,  wenn  der  letzte  Rest  der  bäuerlichen  BeyMkening 
verschwunden  ist. 

Der  Beweis  dafür,  dass  diese  Gefalir  keine  bloiss  th»'..retischi» 
ist,  braucht  nicht  erst  durch  Zurückgreifen  auf  die  Goscluciite  des 

*)  Vgl.  EU  den  nachstehenden  Ausfülirungeu  auch  v.  d.  Goltz.  UedeutuBi; 
der  LHiifnndienwirthicbaften,  in  der  D.  Berne,  1881,  Heft  1,  nnd  Waicker,  a.  a. 
JI.  Bd.,  §  Ö6  ir. 
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alten  Rom  erbracht  tn  werden,  in  welchem  nach  dem  bekannten 

Ausspruch  vun  l'iimuM  ,.  latifundia  perdidere  Ituliaiii,  um  voro 
et  proviiu  ias":  die  italienische  und  eii^lisclip  Agrarsreschichte  und  die 
Grundbosit '/Verhältnisse  des  preussischeii  Osten,  ferner  in  Mecklen- 
burg, einzelnen  Oesterreichischen  Provinzen,  ja  selbst  in  einzelnen 
sfiddeutschen  Gegenden  erweist  nur  zu  deutlich,  dass  die  Agglo* 
merationstendenz"  des  Grossgrundbeaitzes  jeder  Zeit  sich  be- 
merklich  gemacht  hat  und  unter  fdr  solche  Tendenzen  einigermaassen 
gunstigen  Zeitumständen  in  mehr  oder  minder  ^ossem  Umfang 
den  mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  autzuscuigeu  vernioclite. 
AbgesehfMi  vnn  dem  ..Legen''  der  Bauerngtiter  in  früherer  Zeit 
(§  18)  hat  eiiif  r^olche  Aufsaugung  in  nicht  unbotriichtlicheni 
Maasse  in  der  ersten  Häfte  dieses  Jahrhunderts  in  Folge  der 
Lastenablösung  stattgefunden,  ja  es  dauert  dieser  Process  auch 
jetzt  noch,  wenn  auch  in  gemindertem  Maasse,  an  einzelnen  Punkten 
fort,  wie  verschiedene  Einzelbeobachtungen  darthun,  wenn  auch 
die  Statistik  Uber  diese  Vorgänge  bis  jetzt  nur  ungenfigenden  Auf- 
sehluss  zu  ertheilen  venuag. 

1.  Nach  V.  d.  Goltz  ist  unter  Latifnndieiibesits  ^dcrjeuigre  Znstand  der 
Vertheilung  des  (»ruudn^'-cnthums  anzusehen,  bei  welchem  der  bei  weitem  g^ros>te 
Tbeil  d«ps  landw  irthschaftlic  Ii  bt  nutztcn  Bodens  in  ili  i;  H  uiricTi  t  iner  gerinppn  2ahl 
von  Personen  üdbi  befindet,  während  der  bäuerliche  und  kleine  Grundbetütz  von 
XJm6tng  und  Bedentnng  kaoni  mehr  in  Betracht  hommf*.  Also  wenn,  wie  Plinins 
berichtet,  ^sex  dnmini  semissem  Atncae  possidebant**  oder  wenn  drei  Viertel  des 
iichotfixclipn  Gnind  und  Boden  brilüuti^'  H(X) — 900  Familien  gehört.  (Siehe  unten 
§  74,  Zitfer  7.)  Im  alten  Horn  dauerte,  aller  agrarischen  Laudge&etze  unge- 
aclitet,  —  der  älteren  Hcfnischen  Qesetxe  (377)  und  der  Gesetie  des  Ttberins 
Grmecliiis  und  des  Cajus  (iracchus  (621  p.  a.  c.)  -  ununterbrochen  in  den  einzelnen 
r»»irh**ii  Adplsfainilitn  dn-i  Wa^jhsthum  des  Domaniall»«'sit/ts  fort  nnd  immer  mehr 
vrarden  die  kleinen  Urundeigenthümer  ausgekauft  oder  ausgewuchert,  so  das»  der 
Vollutribnn  Lndns  Philippus,  welcher  um  dan  Jahr  100  Chr.  eine  Vertheilnn^ 
df*s  tStaatslandes  beantragte,  in  (»fT^ntlicher  Kede  aussprechen  koiintts  dass  im 
römischen  Staat  nicht  20(K)  Menschen  seien,  wcloln-  (rrnndeigenthum  bosiissen. 
•  Siebe  Hildebraudt,  Die  sociale  Frage  der  Vertheilung  des  Urundeigeuthums  im 
klsMinchen  AlUvthnm,  in  d.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie,  Jahrg.  1809,  fi.  Iff.  und 
IdBir.)  Hildebrand  schliesst  seine  Betrachtungen  mit  dem  Satz,  dan  f,am  der 
iranzen  Agrargeschirhte  des  klassischen  Alterthums  sich  die  inlialtschwore  That- 
tsmchv  ergiebt,  dass  zwaur  alle  Gesetzgeber  uud  Staatsorduer  der  alten  Welt  einen 
mimtigen  Umfang  des  PiivatgnindbesitBes  der  einxelnen  Bfirger  ersaht  haben,  tun 
v<nfi^eb  alle  Faniilifn  an  den  Segnungen  des  Gmndeig^uthums  Theil  nehmen  zn 
I;i«:»>*»n  .  dass  aber  iu  allen  Staaten  ilt  s  Alftifhnms  die  »rössere  Fnabhängigkeit  der 
«irnndbesitzer  von  der  Staatsgewalt  nach  und  nach  zur  Centralisiruug  uud  Monu- 
polinirimi^  dea  Gntndeigenthums  gefOhrt  hat  nnd  die  alte  Welt  endlich  mit  nnd  an 
diever  Monopolisining  sn  Gründe  gegangen  ist**. 

2.  Latifnndienbesita  nnd  Latiftindienwirthschaft  sind  übn<rHns  wohl  zu 
*r.  iinPTidf  I'f  f^ffe;  die  li'fzt<'ri-  spiolt»',  wie  rnnrad  betont,  ..im  römischen  Alter- 
jfium  fine  her^'or^agende  Kolle  in  den  grossen  Sklavenwirthschaften,  durch  welche 
in  üo  verhängnissvoUer  Weise  der  kleine  Landwirt h  verdrängt  wnrde;  ratwickelte 
nch  am  Ende  des  Mittelalters  und  in  Beginn  der  neueren  Zeit  in  Spanien  anf 
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Grund  der  Mesta-Bereohti||^aiigen  in  grOBHen  Weidewirthschafteu :  tnl  nn  Torign 
JahrhuiuliTt  in  Schottland  hcn-or.  wo  (Vw  Scliafhecrdi'n  dm  kleinen  K«nn«*r  m- 
triebeu,  zvigt  sich  nouerdings  iu  Australieu  und  Südamerika  und  ^leichiaUs  tn 
d«n  ▼«reinigten  Staaten  in  den  wdzenbelwnendMi  Fanuen**;  wogetrra  in  Sng- 
land  bei  zweifellosem  Latifundien  besitz  keine  Latifundien  wirf  hschaftt'» 
existiren,  „das  Land  vielmehr  in  Enjirland  und  Walrs  in  sehr  wohl  arrondirtwi 
Farmeu  vou  mäaniger  Uruss»,  in  Irland  sogar  in  einer  ünmaä&e  kleiner  Pareelka 
bevrirtlischailet  wbd**  (Conrad,  Agraratatiatische  üntevsachnngen,  in  itMk 
Nationalökonomen,  16.  Bd.,  8.  126  ff 

3»  üeber  Erweiternng  des  Grofltgrnndbesitzes  an  Ungoasten  des  Bauen' 
landes  kdnnen  folgende  beispiehweise  Angaben  gemacht  werden: 

Nach  V.  Miaffkowski  (a.  a.  0„  S.  143  ff.)  iet  vou  der  den  ehemals  B*- 

rechtigicn  in  Preussen  j^eprehenen  Ahfindnngssnninie   ein  „nicht  j.frinjr^r  Th»il 
Bur  Vergröäseruug  vou  ßittergütcru  verwendet  worden''  (wie  dies  des  V>rfa»seTj 
Handbueb  des  Bad.  Landwirtbschaftgrechts,  1887,  8.  31  aneh  für  Baden  bcititifl 
namentlich  in  Ansehunfif  der  Vermehrung  des   kin  hlii  lu  n  Hesities';  »ird  -ia 
Osten  Srliles \vij:^-H  f»Ntcins  der  Baneni'itnml  (lurt  h  dm  ( «rossjrnindeip^nthfv»«^ 
zurückgedrängt";  wurde  iu  den  siebeuziger  Jahren  tur  die  l'rovinz  Preu5»ea  m 
Abgi'ofdnetenbana,  namentlich  fUr  die  Kreise  Löben  und  Marienburg,  fostfpMlelh, 
„dass  die  kleineren  und  mittleren  Besitningen  immer  mehr  veiachwinden  uid  4ir 
Bildung  von   Latifundien   in   einer   Bedenken   errejr'*nden    Weive  ior: 
schreite sollen  in  Schlesien  iu  der  Zeit  zwiacheu  18ü0/bö  4y"i3  Bauemguwf 
mit  einem  Areal  vou  194805  ha  Terschwnndeu  (S.  154)  und  in  der  ProTint  Fosro 
Im  Laufe  diesen  Jahrhunderts  2882  Bauernhöfe  mit  zusammen  178233  Mor^rfD.  in 
br;MHlenburgischen  Kr.  Prenzlau  75"  „  und  im  Kreise  Soldin  60", ^  der  Bau.  niLT'ivr 
iu  iieu  Besitz  von  Bittergutsbesitzeru  gekouuueu  sein;  haben  iu  der  Periode  1816 
in  Prenssen  die  spannftihi^^n  bäuerlichen  Nabmngen  an  Umfang  rund  2000000 
Morgen   oder  rund  fi   „   und   lus    1807   um  rond  S"/«  der  Flkche  eingebüsst 
(8.  152/153);  dehnt  sich  iui  badischen  Oberland   der  Grossignmdbesitz  d«?r 
Fürstenbcrgischen  St^udesherrscliaft    durch  zahlreiche  Autkaufe   vou  Hofguii'ni 
behufs  Arrondintng  des  ersterer  gehörigen  Waldareals  immer  mehr  ans  iS.  llü 
(auf  letzterer  Thatsache  und  die  daraus  unter  l'niständeu  er^achseuden  (iefHJirfs. 
insbesondere  für  die  Erliiil^n  tr  der  tinanziellen  nnd  politischen  Si>lltsr>t.ui'!iL'kr'.' 
der  bei  solchen  Autkauteu  besonders  iu  Betracht  kommenden  Gemeinden  luii  huvI 
die  badische  Enqn^  von  1883,  IV.  Bd.,  S.  28.  hingewiesen);  nnd  et  hslxe 
weiterhin  die  Fortdauer  der  Aufsaugungstendenzen  auch  die  vom  Verein  fiir  Sodil- 
politik  veranstalteten  „Erhebungen  über  die  La^ie  der  bäuerlichen  Bevr»rK«*nii»sr* 
für  be^tiuuute  Gegenden,  insbesondere  wieder  tur  die  östlicheu  prenssiscinJt 
Provinzen  anadrttckHch  bestäHgt  ^Bd.  U,  8.  286  und  321).  —  Anoh  in  Englaoi 
ist  noch  in  diesem  Jahrhundert  mit  einem  Theil  des  mittleren  und  kleineren 
lieben  Eigenthums  «iif«rerännif  worden,  w'w  die  neueste  englischr  \ jrmr»MTqn''t*»  vi>r 
187Ü/82  bestiitigt  hat,  so  namentlich  für  Cumberlaud,  Westmoreland  und  Waie>. 
Ton  dem  Grandeigenthum  des  Barl  of  Bective  mit  S5  000  Acres  wird  bcispielraw 
erwähnt,  dass  <?s  zum  grossen  Theil  aus  in  neuerer  Zeit  allmählich  gekauftf- 
kb'inen  Bauernhöfen  bestehe.       Wnlcker  (a.  a.  (»,,  !?  57  leitet  die  Latifondi« 
bilduug  iu  Grossbritauuien  neben  der  rechtswidrigen  Legung  der  Bauernhöfe 
ans  „Terechlendemngen  der  Domänen  nnd  Klosterguter  an  unwürdige  GinstBn^ 
der  Tudors  und  Stuarts"  her  nnd  weist  darauf  hin,  dass  „die  wenigstens  formelW 
Unsicherheit  der  lUsitztitol  der  en«rli>(iu'n.  srhottisohen  m\>\  iri-rhcn  Landgüter  uni 
die  enormen  Kosten  und  Weitlautigkeiten  des  Kaufs  oder  \  ♦Tkauls  von  Land  »i^ 
ein  SehntzoU  für  die  LalifUndieu''  wirken  müsse. 

4.  Einen  Versuch ,  der  Aufsaugung  des  mittleren  Grundbesitzes  durch  d« 
Grossgrundbesitz  zu  begegnen»  hat  das  Oester r.  Anerbenrechtsgeseti  rm 
1.  August  188i>  jrcmacht,  indem  es  in  Art.  16  der  Lnnd('s;rf'>'f'tz}rf'bnug  die  Flrlav-'uiir 
von  Bestuumungen  gestattet,  inhaltlich  deren  landwirthschaftUche  Anwesen  milllew 
Grösse  von  Personen,  „iu  deren  Eigenthum  solche  Höfe  oder  grössere  Ua4- 
wirthschaftliche  Beaitxungen  bereits  stehen,  gar  niehl  oder  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetxnngeu  oder  Beschribikungen  erworben  wenden  sollen''. 
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2.  Absentiismus.  Alle  diese  möglicherweise  au  das  Vor- 
handensein eines  ausschliesslich  oder  vorwiegend  auftretenden 

Grossgrundbesitzthums  sich  knüpfenden  Nachtheile  in  politischer, 
wirthschaftlicher  und  sonalt  r  Hinsicht  wer<l('n   noch  verschärft, 
w*Miii  irt'vvohnheitsmässig  dir  Eigenthflmer  dieser  <iiitsherrscbaften 
in  regelmässiger  Abwosfuheit   von  ihren  Gütern  .deren  Ver- 
waltung  und  Leitung   dritten   Personen   flberlassen  (Absen- 
tiismus).  Dieser  Zustand  wird  zu  einem  besonders  schlimmen 
rieh  dann  gestalten,  wenn  er  mit  dem  Parcellenpachtsystem 
Hand  in  Hand  geht,  und  demnach  das  Schicksal  dieser  Parcellen- 
p&chter  im  Wesentlichen  von  dem  mehr  oder  minder  guten  Willen 
der  eingestellten  Admiui»trati»n?ii  odorOborpächter  abhängt  (S.186  flf.), 
minder  sclilimm,  wenn  die  Kinzelgüter  durch  eigene  lioainte  ver- 
waltet oder  wenn  sie  als  solche  iji  Grosspacht  gegeben  werden, 
in  diesen  Fällen  eines  regelmässigen  Absentiismus  tritt  der  Gross- 
gnmdbesitzer  aus  dem  Kreise  der  ihm  von  Natur  zugewiesenen 
Bemfspflichten  heraus  und  wird  zum  reinen  Bentenbezieher;  der 
Gnuid  und  Boden,  statt  ein  Substrat  der  unmittelbaren  Bethätigung 
des  Besitzers  zu  sein,  gewinnt  die  Natur  eines  Anlagekapitals, 
dessen  Eigenthümer  die  socialen  und  wirthschaftlichen  Anknüpfungs- 
punkte mit  der  ländlichen  Bevölkemng  seines  Herrs(:baftsl)ozirkes 
verliert;   die  Entfremdung  von   den  immittelbaren  Wirthschafts- 
interessen  der  in  Abhängigkeit  von  dem  Grossgrundbesitz  stehenden 
Landbewohner  verleitet  zur  Gewährung  immer  grosserer  Befugnisse 
an  das  mit  der  Verwaltung  der  Güter  betraute  Beamtenthum, 
dessen  selbstständige  Stellung  nur  zu  häufig  in  rflcksichtsloser 
Ausnfitzung  der  herrschaftlichen  Interessen  gegenüber  den  auf  den 
Gütern  Ix'schüt'tiL^en  Arix'itcrn  oder  den  als  rüehtiT  thütiLicii  lU*- 
rufslaiidwirthen  zu  Tage  tritt,  wubci  Ueberirriffe  und  EigeruiKk  litig- 
keiten  selböt  schreiendster  Art.   weil  sie  das  Ohr  des  (iutsherni 
nicht  oder  nur  selten  erreichen,  immer  fester  mit  dem  Verwaltimgs- 
system  als  solchem  verwurzeln.  Kommt  gar  hinzu,  dass  die  Land- 
besitzer ihr  Kenten -Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  ausserhalb 
Landes  aufzehren,  also  jahrein  jahraus  grosse  Kapitalien  der 
beimischen  Tolkswirthschaft  entziehen,  so  kann  man  nicht  leicht 
eine  Verwerthuiig  ererbten  oder  sonst  erworbenen  Grundbesitzes 
sich  vorstellen,  die  mehr  dem  sociiileii  Ptlichtenkrois,  in  welchem 
sich  die  Angehörigen  des  Grossürundbesitzes  vor  Allem  bewegen 
sollten,  widerstreitet,  als  eben  diese.    Das  classische  Land  für 
den  Absentiismus  in  dieser  beklagenswerthen  Gestalt  ist  Irland, 
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dessen  ohnehin  unglückliche  agrarisclie  Verhältnisse  durch  ihn  eine 
besondere  Schürfe  gewonnen  haben;  er  ist  aber  überall,  wo  der 
Grossgmndbesitz  zu  Latifundien  sich  erweitert,  überhaupt  ktum 
ganz  zu  umgehen  und  tritt  daher  da,  wo  solche  LaÜfiiiidien» 
besitzungen  sich  ausgebildet  haben,  also  auch  auf  dem  Oonüneni 
neueidiiigs  auch  in  wachsenden  Maasse  in  den  VereiiiigttM;  J^taaten 
zu  Tage.    Es  darf  als  ein  Itcsondorer  Vorzug-  des  deutschen  (theil- 
weise  auch  des  englischen  und  schottischen)  Grossgnindbesitzes 
angesehen  werden,  dass  dessen  Träger  im  Grossen  und  GanxeD 
es  als  eine  ehrenvolle  Standesobliegenheit  nicht  bloss,  sondern  als 
eine  gerne  geübte  Beschäftigung  ansehen,  der  unmittelbaren  Ye^ 
waltung  und  Leitung  ihrer  Outscompleze  sich  hinzugeben  und  diss 
es  hier  meist  Gründe  zwingender  Art  sind  (Verwendung  im  Öffent- 
lichen Dienst  oder  im  Heere)  welche  kürzere  oder  längere  Zeit 
den  Abscntii>iniis  erzeupron:  auch  da,  \v<»  «lie  Güter  durch  dritte» 
Personen  aduiinistrirt  oder  L;anz  oder  zum  Theil  in  Pacht  ausge- 
geben werden,  ist  es  doch  immer  noch  festgehaltene  Sitte,  dass 
die  Besitzer  zeitweiligen  Aufenthalt  auf  dem  Lande  nehmen,  wobei  1 
dann  die  persünlichen  Beziehungen  mit  der  eingesessenen  Land- 
bevl^lkerung  und  ihren  Interessen  niemals  ganz  verloren  gebeii. 
Und  hiermit  steht  es  wohl  auch  im  Zusammenhang,  das  während 
die  Bt'rochtigung  des  Grossgrundbesitzes  da,  wo  dessen  Vertreter 
den  Grund  ujid  Boden  lediglich  als  Rentenquelle  kapitalistLSch 
auslM'utcu,  dem  Kechtsbewusstsein  weiterer  Kreise  ernstlich  frag-  ■■ 
würdig  erscheint  (Boden -Verstaatlichungs  -  Bewegung  in  England 
und  Amerika,  §  40  ff.),  in  Deutschland  Tendenzen,  welche  unmittel-  i 
bar  gegen  die  Existenz  des  Grossgrundbesitzes  in  seiner  QesaniiDt-  , 
heit  gerichtet  wären,  ausserhalb  des  socialdemokratischen  Gedanken-  [ 
kreises,  doch  nur  yereinzelt  bis  jetzt  hervorgetreten  sind.  WoU 
aber  darf  die  Entiiickelung ,  welcher  die  agrarische  Bewegung  in 
den  genatiiitt'n  Ländern   anscheinend  ontgOLioiitnnbt  und  dürteo 
die  Gesetze,  welche  für  Irland  bertnts  orlass«Mi  sind  und  aui' 
ZertiUmmerung  des  Latitundienbesitzes  der  englischen  Landlords 
auf  der  grünen  Insel  abzielen,  aurb  für  die  continentalen  Ver- 
hältnisse eine  Mahnung  sei,  durch  eine  zielbewusste,  den  Bauern- 
stand kräftigende  Agrarpolitik  nicht  nur  weiteren  ,,Agglomeiationen'^ 
des  vorhandenen  Grossgrimdbesitzes  entgegen  zu  treten,  sondern 
auch  die  allmfthliche  Wiederabtrennung  einzelner  Gutscompleie  und 
deren  Besetzung  mit  mittleren  und  kleineren  VVirthen  anzustreben 

(8  fl'.). 
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Aumerknnt:  a  .T.  Conrad  iiimmf  nii.  niiter  Znjrmntlrlogimp  der  Anfralxn 
v(»n  Ellerholz,  Uandbnch  des  (irxind besitze»  im  Deatschen  Heich  1875/87),  dass 
in  Deutschland  von  den  Eif^enthümem  grotwer  Hemjchafteu  (über  lüOO  ha)  nur 
1H,Ö%  dem  Abi^entiismiis  htildigen.  —  Die  Selbstresidenz  der  Gionen  auf  ihren 
(;i:r<'m  ist  im  Allpi^meinen  lui  i\<n  <vm  :\  -.]\  schon  Völkern  mohr  entwickelt  als 
bt-i  den  romanischen,  namentlich  ihn  Spaniern  und  Italienern  und  auch  in 
Frankreich,  ^wo  seit  Richelieu  der  grosse  Umschwung  beginnt  und  wo  vor  der 
Ci  vn|uti<iii  kaum  ein  Zehnttheil  der  (tutsherrcn  auf  dem  Lande  lebte;  wo  es  damals 
d<ra  Edihiiaiin  fiir  eine  Art  vnn  Kxtl  galt,  auf  seine  (lüter  geschickt  zu  wi-nlcTi, 
uud  auch  jetzt  ungemein  sehen  ist.  dass  ein  gebildeter  und  wohlhabender  Mann 
seine  Güter  selbst  bewirthseliaftete  oder  gar  fremde  in  Pacht  nähme . . .  (Roscher, 
s.  a.  0.,  §  56  ond  Anm.  11  daselbst.) 

b;  Veber  dvn  Latitundieubesitz  in  (« rossbritannien  sagt  Nasse  (Agra- 
riiche  nnd  landwirthscbaftlicbe  Znstibide  in  England,  Schrift«^  d.  V.  f.  See.  Pol., 

Bd.  XXVn,  S.  18,tV  .T)if  Schriften  der  radicalcn  Landreffumer  sind  voll  vmi  Be- 
legen der  Abhängigkeit,  in  welcher  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  WOhnungs- 
vtrhültnisse,  die  Wahl  dei  Statieu  für  Erwerbstbatigkeit,  für  gemeinsamen  Gottes* 
(üt-Qst  etc.  ein  grosser  Theil  der  Engländer  dcb  gegenüber  den  grossen  Onrad- 
b  -it/t  ru  lictlnden  nnd  von  der  Willkülir.  mit  der  diese  AMiän^ififkeit  niitunt<'r  au*-- 
j;*"nui/t  wird"  .  .  .  Alle  .Stande  „erhält  der  grosse  (»rundhcrr  unter  seiner  Uot- 
niUsigkttit;  der  oder  die  Pfarrer  sind  von  ihm  ernannt,  die  LuudMirthc  sitzen  auf 
ffiaen  Gfitern,  so  lange  es  ibm  gef&llt,  mit  kfirzeiiter  Kfindignngsfrist  ihres  Pacht' 
rwhts.  Die  Handwerker  und  Krämer  dos  T>orfes  lialx'n  von  ihm  ihre  Wohnungen 
und  Werkstätten  gemiethet  und  können  in  ihren  Erwerbsverhältnissen  von  ihm  aufs 
Wesentlichste  sowohl  beeinträchtigt  wie  gefordert  werden:  die  Arbeiter  haben  eben- 
falls Miethswolinangenf  die  nach  Bednrfiiiss  des  Guts  und  in  der  Beschaffnibeit» 
die  drin  Gnmdherni  pa^sfnd  erscheint,  an<r(de<rt  werden.  In  weiten  Strecken  fehlt 
♦  >  den  .\rltritcrn  an  der  Möglichkeit,  jemals  eine  Hütte  und  ein  .Stück  Land  als 
Eigenthnm  /.u  enverbeii.  Grosse  bewegliche  Vermögen  etc.  rufen  auch  Ab- 
htägigkeitSTerhäUnisse  von  grosser  Schärfe  hervor,  nnd  in  der  Regel  werden  die 
fiijrlischen  Latifundien  wohl  mit  nielir  Pfliclifj^'efiilil  ^O'j'en  den  Näclisfcn  und  ^rr^ren 
da-s  gemeine  Wohl  ver^valtct  als  anderes  Verniö^'en,  alter  diesem  hattet  nicht  so 
der  Charakter  der  A  ussehliesslichkeit  au  wie  dem  grossen  Grundbesitz." 
Kiner  der  in  der  englischen  Agrarenqn^te  vernommenen  Assistant  commissioners  hat 
«laranf  verwiesen,  dass  von  '^Ab  Kirchspielen  des  öKtHchen  Xot f in jrha m .'?hire 
mir  tiö  das  (iluck  hatten,  einen  nnsMssijrpn  und  auf  seinem  Gut  wohnhaften  «.'rossen 
Grundeigeutinuuer  (resident  squire»  in  ihrer  Mitie  zu  besitzen,  was  kein  Wunder 
ist,  wenn,  wie  Nasse  hervorhebt,  von  400  Peeres  und  Peeresses  jeder  dnrch« 
Mhnittlich  14830  acrcs  nnd  von  1288  anderen  grossen  Grundeigen t Ii ümem  jeder 
<!un"h.schnittlich  (iö84  acres  in  Kn^rlnnd  nnd  Wales  besitzt.  „Es  möchte  keinem 
Zweifel  unttirliegeu,  dass  die  fortduueiude  Concentration  des  ländlichen  Grund- 
ögenthams  gegenwärtig  anch  die  grossen  politischen  nnd  socialen  Yortheile,  welche 
'iti  Stand  auf  dem  Land  ansässi^rer.  nnal»hängiger  nnd  sich  dem  Dienst  des  go- 
utt'inen  Wesens  wdnipnder  grosser  (irundeigenthümer  dem  englischen  Gemeinwesen 
bi-her  gewährt  hat.  ernstlich  gefährdet  uud  dazu  beiträgt,  das  ohnchiu  rasch 
•^arhsende  Uehergewicht  der  stolhreredelnden  Gewerbe  ond  des  Handels  nber  die 
I.4ndwirthsehaft ,  welches  in  politischer  und  sonaler  Hezii'hnnjr  ;:ewrss  nicht  ohne 
Bedenken  ist,  weiter  zu  ftirdem**  (ebenda  187i.  Wo  einmal  solelie  Besitzverhältnisse, 
*ie  in  Grosübrituiiiiien,  sich  herausgebildet  habeu,  würde  selbst  die  Festsetzung 
"iriis  Besitzmaximnms,  wie  es  s.  Z.  Graf  Soden  sur  Bekämpfung  der  Lati- 
tuiubeubildang  vorgeschlagen  hat,  nichts  mehr  helfpn,  weil  das  Mittel  viel  an 
ipät  käme. 

c  Vgl.  hiezu  auch  A.  Wagner,  Grundh  triniL''  ^  2.73),  wo  gegenüber  dem 
-Nachtheile  des  Absentiismns  «eine  Intervention  des  Suuiis  im  flemeinschaflsinteresse" 
grundsätzlich  gerechtfertigt  dargestellt  und  an  eine  Erschwerung  des  Absentüsmus 
«twa  mitlelst  einer  Bestenernng  des  ansserhalb  Landes  verzehrten  Einkommens 
gedacht  wird. 

26* 
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d.  Das  Ergebniss  dieser  Betrachtungen  kann  daher  da- 
bin Kusammengefasst  werden,  dass  zwar  an  sich  das  Vorhandensein 
auch  grosser  Gtlter  yolkswirthschaftUch  Tortheilhaft  erscheint  und 
nur  jene  Hftufimg  desselben,  die  ein  selbststftndiges  Bauem- 

thuin  nicht  aufkommen  lässt,  als  naclitlnMliiz  zu  erachten  ist :  \iihl 
dass  in  dieser  Beschränkun<r  d(M-  <  Jrojssmuiidbesitz  lun  so  mehr 
einem  wahrhaft  staatlichen  Interesse  dient,  je  m^'hr  »^r  den  mitt- 
lem und  kleinen  Gütern  durch  musterhaften  Betrieb  ein  nihmlich»^s 
Beispiel  giebt  und  die  ihm  auf  dem  Gebiet  der  Productionstechnik 
innewohnenden  Voigänge  jederzeit  kräftig  zu  entfalten  und  in  den 
Dienst  des  echten  landwirthschaitlichen  Fortschritts  zu  stellen  sich 
bemflht;  je  mehr  er  überhaupt  in  allen  den  Grundbesitz  bewegen- 
den Lagen  sich  eins  weiss  mit  den  Interessen  aucli  dor  kleineren 
Grundbesitzer  uiiii  die  Wahrung  gerade  auch  die^er  letzteren  al:^ 
eine  sociale  Pflicht  erkennt.  (Vergl.  auch  die  Ausfuhniniren  auf 
S.  237.)   Die  politische  Bedeutung  eines  in  diesem  Siini«>  wirken- 
den Grossgrundbesitzes  —  sei  er  nun  im  Eigenthum  adeliger  oder 
bürgerlicher  Familien  —  dessen  Träger  zugleich  an  dem  Öffent- 
lichen Leben  wirksamen  Antheü  nehmen,  ist  so  anerkannt  dass 
es  einer  begründenden  Ausführung  hierwegen  an  dieser  Stelle  nicht 
bedarf.   Wie  die  Glieder  des  Bauernstandes,  so  sind  auch  die  dem 
Grossgrundbesitz  angehdrigen  Elemente  dio  V(Mtreter  der  konser- 
vativen Siiuniuiigen   im   Staatsieben,  auf  di»«   jeder  Staat,  der 
von  überstürzenden  Bewegungen  sich  frei  zu  halten  ein  Interesse 
hat,  nicht  wird  verzichtni  wollen ;  wie  denn  in  den  repräsentativen 
Verfassungen  ein  Stand  wirthschaftlicher  und  social  hochstehend« 
Grossgrimdbesitzer,  wie  Roscher  schdn  und  zutreffend  bemerkt 
erste  Yoraussetzung  für  die  Begründung  einer  Ersten  Kammer  ist 
„die  mit  wahrhaft  aristokratischer  Unabhängigkeit  zwischen  Krone 
und  Volk  vermittelt,  beide  Genronsätze,  wo  sie  Kecht  haben,  schirmt, 
wo  sie  Unrecht  liaben,  \ ermittelt'S    Endlich  darf  man  nichi  un- 
beachtet lassen,  dass  die  Selbstverwaltung  in  der  Gemeinde  und  iu 
grösseren  Verbanden  der  Mitwirkung  von  Persönlichkeiten,  die  rer- 
m(^ge  ihrer  wirthschaftlichen  Lage  ehrenamtUohe  Pflichten  ohne 
Schädigung  ihrer  eigenen  Interessen  sich  unterziehen  können,  nicht 
wohl  entbehren  kann  und  dass  diese  Selbstverwaltung  leicht  küm« 
mert  wo  ihre  Träger  ausschliesslich  den  Kreisen  des  mittlem  oder 
kleinem  Grundbesitzes  entnommen  werden  müssen. 

Siehe  hierüber  auch  die  Attsftthruuf^cu  de«  HerRUSgeben  in  der  ^lirund« 
legang**,  §  360  und  U.  Hamen,  Die  dni  BevölkenrngHttalen,  1888  (d.  BBÖ),  - 
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Fo  mcini  selb?t  Hn  radicaler  Schrift'Jt^^ller,  wie  Walcker,  dass  sogar  auf  den 
höchsten  i/iiltnrstutt>n  die  wirtht>chattliciieu  uud  socialen  Nacbtheile  des  Latifandiams 
atif}re\voi:Hn ,  ja  überwogen  werden,  wenn  Verwaltuni^  nnd  Yerpachtung  deg> 
Wlben  m<'>(<:li('h«it  rationell  geordnet  sindf  wenn  es  dem  Freihandel  niif  T.and  uicbt 
durch  Fült  ikonuniss  cntzofrt'u  ist  uud  wenn  die  Itesitzer  von  (toschlecht  zu  Gegchlecht 
io  gro^sartigüter  WeiüC  wirthschatt liebe  uud  politische  Beformen 
verschiedener  Art  befördern**.  —  Statistische  Angaben  über  den 
Uross^rnndbesitz  in  einzelnen  Staaten  finden  sich  in  §  74. 

§  72.  Der  Besitz  der  todten  Hand. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedarf  noch  jener  Theil  des 
Grosagrandbesitzes,  welcher,  weil  für  unveräusserlich  erklärt  oder 
thatsächlieh  unveräusserlich,  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  ist; 
es  ist  darunter  der  Besitz  des  Staats,  der  Gemeinden,  der  Kirche, 
in  ^wissem  Sinn  auch  der  fideicommissarisch  gebundene  Grund- 
besitz zu  rechnen  iiii»!  niaii  ]  ain  duf  alle  diese  Besitzesarten,  weil 
der  zugehöriire  Grund  und  liud^  n  rechtlich  oder  thats.ichlich  dem 
Verkehr  entzogen  (extra  comnierciiim)  ist,  den  Begriff  der  todten 
Hand  (man US  mortua)  anwenden,  obwohl  man  gemeinhin  unter 
solcher  nur  den  Besitz  der  Kirche  und  milden  Stiftungen 
tn  verstehen  pflegt. 

L  In  Bezug  auf  den  staatlichen  Grundbesitz,  der  übrigens 
nirgends  mehr  einen  sehr  breiten  Raum  in  Betreff  der  land- 
w  i  r  t  h  8  c  Ii  a  f  1 1  i  e  Ii  nutzbaren  G ütt-r  einnimmt ,  darf  jene  ältere 
Ki.  lituug  der  Doctrin,  die  im  Anschluss  an  die  enG:lischp  Lehre 
unterschiedslos  die  Verausserung  solcher  Staatsgüter  for<leite,  heute 
wohl  als  überwunden  irelten ;  weder  ist  der  finanzielle  Rückhalt, 
den  auch  dieser  Theil  des  Domänenbesitzes  gewährt,  noch  der 
Umstand  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  dieser  Domänenbesitz,  soweit 
er  in  grossen  und  mittleren  Gütern  zur  Verpachtung  zu  gelangen 
pflegt,  ein  sehr  bedeutungsvolles  Mittel  ist,  einen  Stand  tüchtiger, 
intelligenter,  dem  Fortselnitt  in  echtem  Sinn  zuneigender  Staats- 
pacliter  heranzuziehen,  deren  Wirthschaftsergebnisse  jenen  der  in 
Selbstvenvaltuuü  stehenden  Privatgüter  selten  nachstehen.  Und 
eine  £ntauääenuig  des  landwirthschaftlichen  Fiscalbesitzes  (Do- 
mänen im  engeren  Sinn),  kann  daher  nur  etwa  unter  dem  social- 
poUtisehen  Gesichtspunkt  in  Frage  kommen,  in  Gegenden,  in  denen 
die  Beaitzverhältnisse  an  sich  ungünstig  sind,  insbesondere  also 
ein  Stand  kleiner  Landwirthe  fehlt,  solchen  durch  Zerschlagimg 
der  einzelnen  Domänen  neu  zu  schaffen  (§92);  oder  aber  auch  da,  wo, 
wie  in  Süddeutschland  niaiiuichfach  di  r  Fall,  der  Domänenbesitz 
ein  aui  eine  giosse  Anzahl  Gemeinden  sich  vertheilender  Far- 
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eellarbesitz  ist  und  in  der  Form  der  Parcelienpacht  mit  all 

den  Nachtheilen,  welche  dieser  vom  privat-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Standpunkt  aus  anhaften,  verwerthet  werden  muss.    (S  34.) 

2.  Die  Käthliehk«'it  der  Beibehaltung  der  G  emeiud».*g  üter, 
die  übriuons  heutzutage  vorwiegend  in  Wald  bestehen,  bedarf  im 
Hinblick  auf  die  Mheren  Erörterungen  (§  49  ff.)  einer  besonderen 
Betonung  nicht. 

3.  Der  liegenschaftliche  Besitz  der  Kirche  wird  jedenfalls 
dann,  wenn  er  in  einem  die  Harmonie  der  allgemeinen  BesitzTer* 
theilung  störenden  Umfang  sich  häufen  sollte,  als  ein  gemein* 
i^cbädlicher  anzusehen  sein;  ob  er,  in  mässigem  Umfang,  als  eine 
wirthschaftliclie  Wohlthat  erscheint,  häiiLit  wesentlich  von  dem  Zu- 
stand der  allgemeinen  Cultur  und  davon  ab,  in  welcher  Weise  der 
Staat  selber  den  Culturaufgaben  sich  unterzieht.  Im  Hinblick 
hierauf  ist  einzuräumen,  dass  bei  den  auf  den  Trümmern  der  rö- 
mischen Welt  angesiedelten  Völkern  der  kirchliche  GfiterbesltK 
ohne  Zweifel  längere  Zeit  ausgesprochen  günstig  gewirkt  hat,  weil 
von  den  Kirchen  und  Klöstern  die  Fortschritte  besserer  Bodeo- 
bear))*'itmig  vorwiegend  ausgegangen  sind  (S.  10  obeuj  und  w  eil  eine 
auf  den  kirchlichen  Güteni  im  frühen  Mittelaltf^r  traditionell  g«'ül>te 
milde  Behandlung  der  Unfreien  dazu  beigetragen  hat,  die  Lage  diesem 
Theils  der  bäuerlichen  Bevölkerung  allmählich  zu  einer  besseren 
zu  gestalten  (Vgl.  indess  S.  97).  Heutzutage  ist  nun  aber  innerhalb 
der  europäischen  Culturstaaten  von  solcher  Mission  der  Kirche  nicht 
mehr  die  Rede ;  die  Hebung  der  landwirthschaftlichen  Bevölkerung 
in  wirthschaffclicher  imd  betriebstechnischer  Hinsicht  ist  Sache  ^ 
modernen  Staats,  der  die  ihm  auf  diesem  Gebiet  gestellte  Autg;ibe 
vermöire  seiner  Verwaltungsorgauisation  und  seiner  sonstigen  Macht- 
nuttei  am  wirksamsten  zu  leisten  vermag  und  in  diesem  Theil  der 
Aufgabe  der  Unterstützung  jedenfalls  einer  g  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z  e  n  d  e  u 
Kirclu»  nicht  bedarf.  Wenn  gar  der  Kirchenbesitz,  wie  nicht  selteo 
der  Fall,  wo  er  in  grossen  Massen  sich  anhäuft,  in  der  Art  seiner 
Bewiithschaftung  hinter  dem  Landesdurchschnitt  zurflckblieb  (Spa- 
nien, Italien),  so  wird  schon  aus  Gründen  des  volkswirthschaft- 
liehen  Productiousiutoresses  die  Ueberleitung  des  kirchlichen  (inni-I- 
besitzes  in  private  Hände  angezeigt,  erscheinen  können.  Das  Haupt- 
gewicht für  die  Entscheidung  der  Frage  nach  der  Bathlichkeit 
eines  umfangreichen  Grundbesitzes  namentlich  der  katholischen 
Kirche  liegt  übrigens  keineswegs  hier,  es  ist  vielmehr  diese  Ent- 
scheidung zu  treffen  im  Hinblick  einmal  auf  den  intemattonalen 
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Ohmkter  dieser  Kirche  und  zum  anderen  auf  die  „Agglomerations- 
tendenz*', welche  dorn  Grossgruiidlx^sitz  der  Kirche  vor  allem  inne- 
wohnt. .Toner  bringt  es  mit  sich,  dass  bei  dem  kirchlichen  (irund- 
hesitz  der  Absentiismus  (S.  401  ff.)  in  der  Hchärfsten  Weise  zur 
Geltung  kommt  und  zwar  nicht  bloss  nur  desshalb,  weil  derselbe 
von  weither  verwaltet  wird,  sondern  auch  desshalb,  weil  seine  Er- 
trignisse,  soweit  es  sich  nicht  um  Ortliches  Stiftungsvermdgen 
handelt  (Ziffer  4)  zu  einem  mehr  oder  minder  grossen  Betrag  aus 
dem  Lande  ihrer  Herkunft  tlber  die  ganze  Erde  ahströmen.  Die 
Aufsaugung>kial't  des  kirchlichen  Grossgrundliesitzes  al)er  üheUciLit 
die  dps  sonstiüen  (Jrossgrundbesitzes  desshalb  so  hodeuteud,  weil 
neben  den  reichen  Mitteln  der  Kirche,  die  fortgesetzt  Anlage  im 
tirund  und  Boden  suchen,  Frömmigkeit  und  Aberglaube  zu  dessen 
kostenloser  Häufung  immer  von  Neuem  beitragen.  Von  dem  Riesen- 
besitz der  Kirche  im  Mittelalter  kann  man  sieh  nicht  leicht  eine 
zu  grosse  Vorstellung  machen;  und  die  zeitweise  aufgetretene  Be- 
sorgnisse es  m5chte  mit  der  Zeit  der  ganze  Grund  und  Boden  von 
der  Kirche  „versrhluuL'^en'*  werden,  war  keineswegs  eine  übertriebene. 
AVenn  aus  solchen  Erwägungen  schon  frühe  mit  Einziehung  von 
Kirchengütorn.  ancli  durch  fromme  Herrscher,  begonnen  und  wenn 
in  diesem  Jaiirhundert,  meist  allerdings  aus  Gründen  allgemein 
politischer  Natur,  nahezu  überall  diese  „Säcularisationen^'  zum  Ab- 
scUuss  gebracht  worden  sind,  so  dass  heutzutage  von  einem  kirch- 
lichen Grossgrund-  oder  gar  Latifundienbesitz  nur  noch  vereinzelt 
gesprochen  werden  kann,  so  liegt  hier  ein  Process  vor,  den  man 
Tom  Gesichtspunkt  der  allgemeinen  Cultur  im  Allgemeinen  ebenso 
für  richtig  erachten  muss.  als  es  vom  Stautip  unkt  des  Hechts  aus 
verwernich  war.  wenn,  wie  in  stürmischen  Zeiten  wiederholt  ge- 
schehen, der  Kirche  tür  die  entzogenen  Güter  ein  entsprechender 
Ciegettwerth  nicht  gegeben  oder  staatlicherseits  nicht  einmal  dafür 
gesoigt  wurde,  dass  die  Bedflrfnisse  der  £irche  (persönliche  und 
saeUiche)  nun  in  anderer  Weise  (durch  TJebemahme  derselben  auf 
die  öffentlichen  Fonds)  ihre  angemessene  Deckung  fanden. 

Wenn  Beben  fraiuteiti||r  (vom  10.  Jahrlitmdert)  „Ministerislität,  Vogtei,  Graf« 
-  Iidft  nud  Herzoirthnin,  die  knni^'liclic  Gewalt  selbst  den  kirchlichen  Besitzstand 
mgtiS,  so  ist  dies  kr'inr^swpg«  durchaus  als  Aeussening  brutaler  (»»nvalt  oder 
ttiederer  Gevrlnnsucht  zu  beurtheilcu;  das  politische  und  das  wirthschat'i liehe  Leben 
fWLie  neb  wirklieb  efai^eng^t  dorcb  das  Uebef|pewicht  des  kirchlichen  Besitzes, 
dessen  LeiMtan^fahi^keit  für  iVw  nationalen  Interessen  in  keinem  Wrhältiiiss  mohr 
zu  seiner  (»rösse  stand",  (v.  1  ii  ama-Steriicp«!'.^  Nachmals  besoiidrr^  iiint'aii^j^n'icht» 
t^Äaüariiiatiünen  in  Deutschland  zur  Reformatiou^zeit,  wobei  aber  da»  römittche 
Kiivheiigttt  ineitt  der  neuen  Eircbengtmdnflcbaft  belasBen  wurde;  dafegeii  in 
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Schweden  (1627)  an  Onnsten  theOs  der  Kron(>,  theils  des  Adels.  I>ir  nouzeit' 
liehen  Siirularisaliouen  eiDjreleitet  durch  diejeni^,'eii  in  Frank  -«  Ii  l*;^!  ;  ia 
l)ent«!f  h  lau  (1   dnrrli   den    !\*Hrhsdepntations-HauptschIuss  vun  das  mnsxt 

Klogtergui  £H  (fuiihteii  des  StaatM  ein)re/.();ren,  im  Ganzen  mit  einem  Einkommea 
¥on  21  Millionen  Gulden;  in  Spanien  1887  und  1841,  in  Portn^al  18H4  nd 
183Ö.  in  Italien  seit  \Sbö.  bis  Ende  1877  <h'm  Domanium  eh\  W^rtli  x^-^ 
889^/4  Mill.  uiiil  »  in  lalin  serirajr  von  fast  Hl  Mill.  zugewachsen  sein  soll.  —  Ob 
im  Uebrigeu  die  Einziettiing  von  Kirchengut  dauemd  der  Volksgemeinschaft  mm 
Yorlheil  gerecht,  hAngft  von  der  TerwendnniEr  ab,  die  ihm  in  der  Hand  der  umen 
Besitzer  zu  Theil  wird  und  welcher  Art  diese  letzteren  sind.  Der  VuHlieil  wäre 
also  ein  problematischer,  wenn  etwa  der  St^iat  des  Kirchenguts  sicii  wieder  fct- 
äusscrt,  ohne  Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  es  nicht  lediglicli  zur  Häufung  des  A-orhaa« 
denen  privaten  GroBSf^rundberitases  dient  oder  wenn  es  in  die  ffibide  von  städtisdia 
Kapitalisten  oder  Geldhäusern  gelangt,  wie  vielfach  in  &Jp.iinen  und  Frankreiri 
der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint  (Ffoschtr,  in  der  Aum.  zu  §  106',  ebenso  ia 
Italien,  wo  seit  1867  Staats-  und  Kirchengüter  im  Werth  von  900  Mill.  Lire  xn- 
kauft  worden  sind,  aber  keineswegs  überall  von  den  Bauern  behauptet  zu  werdti 
vermochten;  daher  die  italienische  Agrarenquete  die  MtinmiLT  vertritt,  die  Erbpacht 
würde  w  fdil  dem  Verkauf  vorzuziehen  gewesen  sein  \  K  J"'''**'';r.  a.  a,  ().,  S.  Ül'. 
Der  Werth  des  in  den  8üer  Jahren  in  Italien  noch  im  Besitis  der  Kirche  befiodlicbcs 
Grondvermögens  wird  anf  SOOUill.  Lire,  der  Staatsgrandbedta  auf  mnd  800  JßlL  län 
geschätzt.  -  In  Irland  wurde  18G9  das  gesammte  Grundvermögen  der  StiJit- 
kirche  eingezogen  im  Werth  von  5  Mill.  ?td.  Si<  rl.  und  zum  Verkant  den  r.uijtrr] 
ausgeboten,  wovon  rund  6000  (  vorwiegend  in  l.  Ister)  Gebrauch  gemacht  haben.  (Nwi 
V.  Ompteda.)  —  ^^el  Gate«*',  meint  v.  Hohl,  «kann  schon  dadurch  gestiftet 
werden,  wenn  der  Staat  auf  eine  zweckmässige  Verpachtung  des  (irundeiirentliniBj 
der  todten  Tfand  hinwirkt.  Nur  in  dem  Fall  scheint  ohne  T'nrerln  und  ohne  Nacb- 
theil  auch  an  nützliche  moralische  (juristische-  l^ersonen  ein  Ausinueu  lauf  Abgibt 
eines  Theils  ihres  Eigenthmns)  gestellt  werden  su  können,  wenn  offenbar  ihr  Giw 
eigenthum  über  das  für  sie  luithwendige  ^Maass  hinausgegaii-ren  ist.  es  somit  <»hiif 
Verletzung  ihrer  Sicherheit  auf  citicn  freringeren  Umfang  zurückgeführt  werdfa 
kauu^.  Aber  „ui^^'^t  Minderung  des  Vermögens  lau  sich)  wird  in  solchta 
Fall  beabsichtigt,  sondern  nur  eine  solche  Anlegung  desselben,  bei  welcher  iie 
grosse  Mehrxahl  der  Bürger  bestehen  kmm*'.  (v.  Hohl,  a.  a.  O.,  $  117.) 

4.  Ein  den  Grundbesitz  der  Kirche  gänzlich  ansselilf  essendes 
staatlichps  Verbot,  wie  es  unterschiedlich  erlassen  wiird<^  kann 
Volkswirt hschaftlicli  als  eine  Not!iwpndii?keit  jedenfalls  nicht  an- 
gesehen werden ;  vielmehr  ist  ein  zur  Befriedigung  örtlicher  Zweoke 
dienoTuIor  mässiger  Grundbesitz  der  Kirchengemeiüschaften  sowie 
der  Stiftungen  fQr  milde  Zwecke,  schon  unter  dem  Gesicfats- 
piinkt  der  Schonung  der  Steuerkraft  der  Bevölkerung,  als  ganx 
wohlth&tig  zu  erachten.  Um  der  Gefahr  ahennaliger  BedtchftufuBg 
der  todten  Hand  zu  begoenen,  empfehlen  sich  allerdings  geseti- 
liche  Vorschriften  des  Inlialts,  dass  jeder  Erwerb  von  Grund  «n^ 
Boden  durch  die  Kirche  oder  Stiftungen  der  staatlichen  Genehniiuruntr 
bedarf  und  noch  besser  würde  es  sein,  wenn  jede  Vennelmnii:  des 
Besitzes  der  todten  Hand  innerhalb  eines  räumlich  umacbriebenen 
Bezirks  (z.  B.  eines  Gemeiudebezirks)  über  einen  gewissen  Betrag 
hinaus  überhaupt  für  tinzulässig  erklärt  wflrde:  ein  Grundssti« 
der  übrigens  gleicherweise  dann  auch  gegenüber  dem  übiigen 
Grundbesitz  der  todten  Hand,  insbesondere  auch  dem  fideicomif- 
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sariseb  gebundenen  gegenüber,  zur  Anwendung  kommen  mUsste. 

Solche  Vorschriften  —  sog.  A m ort isatioiisge setze  — ,  deren 
Zweck  also  ist,  der  Häiiluiig  des  Vermögenshesitzes  inrnTlnilb 
ihr  Kirche  und,  diirül)er  hinaus,  bei  juristischen  r«Msoncii  überhaupt 
Schranken  zu  setzen,  sind  schon  sehr  trühzeitig  erlassen  worden 
(die  ersten  Anfänge  gehen  his  in  die  Zeit  der  fränkischen  Kdnigo 
zurttck),  sei  es,  dass  man  sich  darauf  beschränkte^  der  Formlosig» 
keit  der  testamenta  ad  piam  causam  entgegenzutreten,  sei  es,  dass 
man  sich  für  jede  In  die  Kirche  (Klöster)  gemachte  Veräusserung 
^en  obrigkeitlichen  Consens  vorbehielt,  dabei  wohl  auch  zur  mrk- 
samen  Durclilührung  der  gesetzlichen  Absichten  den  Rechtssiitz 
'Ipf  Erbunfähigkoit  der  Mönche  als  Erwerbsorgan  der  Klöstm  ent- 
wickelte. Dabei  war  die  Einsicht  von  der  Schädlichkeit  einer 
allzugrossen  Häufung  des  Besitzes  in  den  kirchlichen  Gemein- 
schaften und  KIdstem  so  allgemein,  dass  man  selbst  in  geistlichen 
Territorien  zur  Erlassung  solcher  Amortisationsgesetze  schritt  (so 
in  Würzburg  und  Mainz).  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  aber  im 
Allgemeinen  einen  Unterschied  zwischen  kirchlichem  Besitz  und 
dem  Besitz  anderer  juristischer  Personen  in  Ansehung  der  Kogclung 
tif»  \'ormögenserwerbs  nicht  mehr  gcniarlit,  d.  h.  den  Bejirilf  der 
todten  Hand  auf  den  Besitz  der  juristisi  hon  Personen  überhaupt 
ausgedehnt  und  für  die  etwa  noch  beibehaltenen  Schranken  im 
VennOgenserwerb  gleichmassige  Grundsätze  aufgestellt,  die  aller- 
dings von  Land  zu  Land  eine  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Ge- 
staltung im  Einzelnen  aufweisen^). 

Siatistiifrhe  Angaben.  1.  Der  Besitz  tnuzeluer  Klüäter  in  älterer  Zeit 
an  Umfani?  oft  LanSiemchafleii  mittlere  Grösse  nichts  nach,  meist  Vthw  wdte 
Ktitfernangen  sich  erstreckend;  wie  z.  B.  dm  Güter  der  Ahtei  Prtim,  ^in  viele 
Hnnd.  rt(»  vr»n  T>nrfer  zpt  splittprt,  vnn  der  Neckarniiindung^  bis  zu  dein  holläiiHist  In  n 
Kheindelta  und  von  den  (Quellen  der  Lahn  bis  Anjjers  und  Huuen  rticliten" 
(Ltmprecht,  in  Preass.  Jahrb.  56);  und  das  iiisthum  Au^^sbur?  im  Anfang  des 
H.  Jahrhunderts  1427  Güter,  6m  Kloster  Benediktbuu .  u  1070  deren  6700, 
Üt.  Gallen  znr  KarolinfrfrrHt  dorrii  4iJ(X)  boRass.  „I^io  Freigebigkeit  der  Könige 
ward  xur  unerschopl  liehen  t^uelle  der  Bereicherung"  .  .  .  und  die  „Urkundenbiichor 
ier  Klüiiter  sind  noch  jetzt  beredte  Zeugen  dafür,  wie  jede  g:ate  That,  jeder 
fremne  Gedanke  in  ir^nd  einer  Form  der  Gfiterschenknng  man.  Ausdruck  luMn**« 

*t  Eine  übersichtlit he  Darstellung  des  deutschen  Rechts  giebt  Ch.  Maurer 
in  Art.  ^.AmortisationBgiesetse''  in  t.  Stenge  Ts  Wdrterb.  de»  deutschen  Verwaltnngs- 

mhts.  Die  daselbst  vertretene  Ansirlit.  dass  die  AmortisationsgesetJte  heutzutage 
ihr»'  HprfrhfifruTiir  verloren  haben,  weil  .,der  Zeitgeist  ungeroessener  VermögenÄ- 
stii{;rruug  Ufr  todteii  iland  schon  selh&t  genügend  steuert",  kann  aus  den  im  Test 
entwickelten  Gründen  nicht  beigepflichtet  werden,  wie  anderseits;  der  daselbst  ndt- 
petheilte  Vorschlag  von  v.  Bar,  den  Gesanniitprworb  religiöser  Anstalten  von  vorn- 
herein in  nnverrtickbarer  Weise  zu  begrenzen  nnd  jedes  Plus  für  den  Staat  in  An- 
spruch 7.U  nehmen,  wie  jede  schematische  Ordnung,  den  concreten  Yerh&ltmssen 
m  wenig  RflcksiGht  trSgt,  um  empfohlen  werden  sn  kennen. 
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.  .  .  ^Von  dem  Stift  Trier  wiiaen  wir,  dass  dasselbe  dun-h  Schcukunir  Karl's  d.  lir. 
W)2  ein  anniidirtts  (Icbiot  von  10  (luadratmeilen  «'ihii-lf.  Vnii  dem  Keichtluim  f!.^r 
Abtei  Hu  Maxi  tu  in  aber  ^eht  die  Nachricht  Zeuguiss,  dass  von  ihr  Kaiü«T 
lleiurich  II.  1023  an  68  Orten  Q6bQ  Manseu  empfing,  um  sie  als  Lehen  zu  ver« 
^ben;  immerhin  aber  Terblieben  dem  Stifte  noch  Güter  an  61  Ortee. 
«ngeftihr  die  Hälfte  des  inifreheuren,  besonders  im  9.  und  10.  Jahrh!in(!.  i"'  f-r 
«orbenen  (iiits"  (v.  luaina-.Sternefr).  —  lieber  den  Lntitnndieubesitz  der  Kirriir' 
in  älterer  und  neuerer  Zeit  nähere  .\ngaben  auch  bei  Koscher  unter  l()ö:  i& 
Gallien  besass  sie  vor  Karl  Martell  ein  Drittel  alles  Gniadeiirenthiuas.  ebeuM  in 
Deu  seh  Iii  11(1  vor  dir  Reformation;  in  Kn^d;ind  nach  der  uormaunis<'hen  Fn.lurim;: 
von  R»21ö  Kitterli'hen  28010  und  zu  Antaug  des  14.  Jahrhunderts  die  Haltte  de» 
ganzen  Landes,  noch  im  18.  Jahrhundert  in  Neapel  und  Sicilien  ein  Drittel  dm 
Landes,  in  Spanien  gut  ein  Fünftel;  in  Frankreich  wurden  kuns  ror  d«r 
Tievoltition  dit-  kir(  hliclifii  CnuHlciokünfte  dieses  Laadei  auf  130  MilL  Livres,  dir 
der  ganzen  Welt  auf  2UXI  Millionen  geschätzt. 

2.  Neuere  statistische  Angaben  für  Deutsch]  niul.  :i  In  Preuäsen 
war  nach  Meitzeu  18GÖ  der  Gesammtbesitz  der  Kirchen  und  i'farreien  uur  1622474 
Hon^Df  der  UniTersitäten  nnd  höheren  Lehnmstaltm  123,006,  der  ander(*ii  Schidn 
183148,  der  milden  Stifttitiir«  u  WdiWA  mit  einem  Reinertrag  von  1 1  Mill.  Mark. 
Der  gesammte,  in  fester  Hand  Ix  titidliche  tirundbesitz  (der  Krone,  de«  >!tn.n!'i.  der 
Gemeinden,  Corporatioueu  und  Stiftungen,  der  Lebeugüter,  des  Fideicommissbe^iitzea; 
«22,63*/«  des  land*  und  forstwirthwhaftlichen  Areals.  —  b)  In  Baj-ern  wird,  bd 
einer  gesammten  land Avirthsehaftlichen  Fläche  von  4Ö79Ö12  ha,  im  Jaliie 
IHßH  der  liegcnsehaftliche  Hesitz  von  Stiftniigcii.  (Kiiieiiulon  und  t'orporationen  xt 
lyiyni  ha,  derjenige  der  DL»tricts-  und  Kreisverbände  sowie  des  Staat»  aui 
22963  ha  angegeben;  von  2874075  ha  Wald  waren  im  Besils  der  ersteren  Oni|ipe 
394 2S2  li.i,  im  Besitz  der  zweiten  758201  ha.  c)  in  Sachsen  umfassten  1882  OM 
fiscalischen  Güter  mit  1771HH  daiunter  171802  ha  Wald)  ctua  12")^  d.  r 
Bommtea  laud-  nnd  lorstwirthschaftlichen  Fläche;  von  dem  mchtlisc4ilischen  Besu 
ent&llen  <naeh  einer  Brmittelnn^  von  1877)  auf  die  Oemeindegüter  1.24*/«;  aaf 
Kirchen.  S(hulen.  Pfarren,  i^tiftiuigen  2,15  V«;  auf  Voreine  oder  souNtiire  Corpora- 
tionen  U,H4"'/o.  dass  also  der  Besitz  der  todtcn  Hniiil  ein  vergl«  i(  !i  v  '^t-  ^, 
unbedeutender  ist.  \y.  Laugsdorff,  Die  Laudwirthschaft  in  ^ailuxu.  IbdCk 
8.  61  ff.)  d)  Baden.  Eine  sehr  sorgfältige  Statistik  des  Beeitaes  der  ^todtea 
Ätad*"  ist  in  diesem  Land  im  Jahre  181^2  veröffentlicht  worden  (Beiträge  zur 
Statistik  der  itiiien  ii  Verwaltung,  Heft  Nr.  XT.VD.  V(»ii  einer  <•  esa  m  m  t  enltnrtlaeh»- 
im  Umfang  von  1  424  729  (wovon  laudwirthschaftliche  Flache  877321»  Wald- 


fläche  547408  ha)  sind 

ha  In  «  « 

im  freien  Verkehr   839147  58,9 

luism  rhalb  des  Ireieu  Verkehrs   586082  41,1 

und  '/.Will-  im  Besitz  von 

Staat   111^  '^^^ 

Gemeinde                                               .  3.^1  ."^19  23, .3 

Kirriuv  Stiftungen                                         25 185  1  .S 

Gnimi-  and  .standesherreu                             96231  G,7 

sonstiger  (jaristischer)  Personen    ....    21408  IJb 


Von  der  WaldflKehe  allein  (547408  ha)  sind  im  freien  Verkehr  137560 

(25,1 7o»  int  i>t  bäuerlicher  Waldbesitz),  ansserhalb  do  fn  ieii  Verkehrs  409868 
(74.9"/^^  nnd  zwar  eiitfnlln,  anf  Staat  16,4 die  GemeindcMi  44,4  7« Kin  hi-  c-.-. 
1*5  Gruild-  und  Standesherreu  10,2  V»i  fioni»tigen  Besitz  2,4  7«  des  gesammtru 
Waldgeländes. 

Am  bedeutungsvollsten  sind  diejenigen  Ziffern,  welche  ausschließlich  die 
1  and  wir  t  !i  s(  Ii  aft  liehen  ('ultnrjrelänile  zum  fleo'eni^fiind  haben.  Von  der  ge- 
sawuteu  laudwirthschaftlichen  Fluche  in  Baden  mit  877321  ha  befanden  sich 

ha         In  7, 

im  freien  Verkehr   701597  80 

ansserhalb  des  freien  Verkehrs    .  .  175724  20 
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vad  swar  im  Beiite 


.     21  404 

'>  4 

,  8.S412 

10,1 

.  17Ü13 

1,9 

.  40154 

4,6 

von  fonatig«!!  (juriatiflcbeii)  Penoneu 

8803 

1,0 

Ton  «iner  irgend  uenuenswerthen  Ausdehnung  ist  daher  auch  in  dieaeni  Land 

!  r  Besitz  der  to'lr>-i  T!-tit'!  im  weiteren  Sinn)  nicht,  wenn  schon  derselbe  gemar- 
knogs weise  in  uuj^unötigtr  Weise  sich  häuft. 

3.  Sonstij^'p  Staatpn.  a,)  In  Böhmen  'in  12  Kreisen)  wurden  ermittelt 
Zalilungen  seit  löölj:  Gemeinde-,  Kirchen-,  Schul-  und  Stiltungsgrüude  614000; 
^bimdener  Familienbesitx  567000  ha;  AUodialhesitK  3792000  ha;  zogammen 
49730(X)  ha.  b  In  I'n^^arn  soll  allein  das  im  Besitz  geistlicher  Würden- 
trä;rer  befindliche  Liiiul  1  Million  Joch  =  rund  570fX)f>  ha  itinfassen.  In 
Frankreich  entfallen  nach  der  statistiquo  agricole  von  i8H2  auf  die  «ftenlichen 
Anstalten  jeder  Art  einschliesslich  des  kirchlichen  und  StÜHnngsbesitases  nnr 
i^l598  ha  ((),72''.„  des  gesammtfii  landwirthschaftlichen  und  Forstareals),  auf  den 
St^it  weiter  1,91"/«-  auf  De|);ufi  inents  und  Gemeiiirton  8,75  "/o,  so  dass  lür  den 
Privatbesitz  mehr  als  88  7o  übrig  bleiben.  Der  Wertli  de«  gesammteu  Immobiliar- 
bedties  der  todten  Hand  in  Frankreich  wurde  1879  tu  712  Hill.  Frcs.  eimittelt. 
i  In  Italien  wurde  das  Grundbesitzvermögen  der  Kirche  in  den  80cr  I  .1  reu  auf 
^jO  Millionr^n  Lire  geschätzt  und  in  England  und  Wales  auf  1300000  Acres 
ruüd  520000  ha). 


§  73.  Die  kleinen  Otiter. 

Nach  den  vorausgegangenen  Erörteningen  wohnt  zwar  an  sich 

den  Grossgütern  eine  wirthschafts-technische  üeberlegenheit  über 
Ii  '  mittleren  nnd  kl  feineren  Güter  inne.  es  kommt  dieselbe  aber 
keiüeswegs  überall  zur  Goltunc  und  es  kann  daher  auch  unter 
fl«'m  Gesichtspunkt  des  landwirthschaftlichen  Productiousinteresses 
äas  Vorwalten  des  mittleren  und  kleineren,  d.  b.  des  bäuerlichen 
Besitzes  nicht  als  ein  Nachtheil  angesehen  werden,  während  aus 
poUtischen  und  socialen  Erwftgungen  dieses  Vorwalten  geradezu 
begfinstigt  zu  werden  verdient  (S.  395  ff.).  Nachtheilig  wird  eine 
ßrondbesitzvertheilung  erst  dann,  wenn  die  landwirthschaftlichen 
Unwesen  iu  ihrer  Mohi/iihl  so  klein  sind,  dass  im  Durchsclmiit 
der  Jahre  der  Lebensunturliult  des  Wirthschafterf  und  seiner 
Familie  gerade  noch  dürftig  gefristet  zu  werden  verinair  (Zw«'rLr- 
»irthe,  Zwergwirthschaften),  zumal  wenn  beim  Fehlen 
jeglichen  grösseren  Besitzes  oder  entwickelter  industrioller  Thätig- 
keit  zugleich  die  Gelegenheit  mangelt,  das  etwaige  Haushalts- 
deficit  mit  landwirthschaftlichen  oder  gewerblichen  Tagelohnarbeiten 
lu  ergänzen  >).  Wo  der  Besitzvertheilung  eines  Landes  oder  einer 


^  Au  welchem  I'unkt  die  Grenze  für  die  l:uUiriiulte.tiachc  begiunt,  läsät  sich 
bei  der  VersddedMiartigkdt  der  Froductionsbedingungen  allgem«n  nicht  sagen  und 
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Landeägegeud  dieser  Charakier  des  Vorwaltens  der  Zwergviitii- 
Schäften  aufgeprägt  ist,  spricht  man  von  Besitzzersplitterung, 

auch  Atomisirunu*  des  Grundbesitzes,  und  es  bildet  diese  also 
das  (totrenstürk  zu  jciipr  nuderen.  oben  besprochenen  Art  der  Be- 
sitzvorthcihiML:.  in  (Wy  Gruüd  und  Boden  in  wenigen  Händen 
sich  zusanmicngehäurt  hat 

Zur  Würdigung  dieser  kleinsten  landwirthscbaftlichen  Be- 
triebe ist  das  Folgende  zu  bemerken: 

1.  nie  Nachtheile,  welche  dem  Z wergwirths«  hafteu- 
thuuL  anhatlen.  sind  so  augenfällige,  dass  es  an  dieser  iStelie  uui 
welliger  Andeutungen  bedarf.  In  einem  Gewerbe,  in  dem,  wie  ia 
der  Landwirthschaft  der  FaU,  die  Erträgnisse  nicht  bloss  m 
Marktconjuncturen  (wie  beim  Handwerk  und  der  Industrie),  sonikni 
in  so  hohem  Grade  yon  unberechenbaren  und  unbeeinflussbira 
Factoren  der  Witteruiiii  ubhäiigen,  also  mehr  oder  minder  irr  y# 
Schwan kuniien  von  Jahr  zu  .lahr  die  "Reijel  bilden,  muss  «"»fitiiti. 
die  LaLT»'  \\  itths  eine  um  so  unsichere  sein,  je  weniLicr  »eir. 
Anwesen  in  mittleren  und  guten  Jahrgängen  Ueberschüsse  über 
den  nöthigsten  Bedarf  liefert,  welche  als  Sparpfennig  für  uo- 
gflnstigere  Jahigftnge  angesammelt  werden  können.  Die  Erfahnm? 
zeigt  denn  auch,  dass  die  hierher  z&hlenden  Wirthe,  indem  sie,  wi« 
man  sagt,  „von  der  Hand  in  den  Mund  leben'*,  selbst  kleineren 


die  Statistik  iillpin  biet«  t  di  sj^lmlb  einen  Aufschlns«;  darüber  nicht,  ob  it 
einzelnen  Gegenden  die  licsitzvertheilung  noch  eine  belriedigcnde  (»der  dinh  kii 
Uche  ist  oder  in  Um  O^gentheil  ain«iaech1ag«ii  droht  <§  68).  Ein«  nocb  iMf 
■ehr  lesen swcrthe  Arbeit  ist  der  AuÜMtz  von  RaQ  „tJeber  das  Minimam  fiw- 
Bauemfntts"  (in  Rau'»  Archiv  der  politischen  Oeconomie,  Nene  Foljre.  9  Band. 
Seite  14Ö  ff.)»  wo  u.  A.  sehr  richtig  zwiscbeu  dem  Arbeitbni  ini  mum  ;Arbdu- 
fliehe)  und  dem  Ünterhaltsminimiiin  {Unterbalteflfiche)  nntmchieden  «iid;  äf 
xweitc  CtrenKgnisse  ist  die  kldnere  ;  sie  kommt  nur  bei  KnhgiUem,  Reh-  cA^"" 
(tartenland  vor,  weil  auf  fSespannpütem  die  Arbeitsg^renze  um  so  v\p]  »rt*ö'i*T  ir- 
dass  hier  mehr  als  der  nüthige  Unterhalt  erzielt  wird.  ,Bis  zu  der  Arbeit^ign'iiw 
hin  darf  man  nnter  gewitaen  Bedingungen  bei  der  VerUdneranir  der  Gätor  «b* 
Erhöhung  des  Reinertrages  vom  Morgfen  annehmen;  erst  Aber  jene  hinMus  komiti 
die  Arbeit  hoch  und  bleibt  ein  geringerer  Ueberschuss"  .  .  .  Jedriifall^  ««'Ib'ti 
„ Besitzungen  unter  der  einen  oder  anderen  Grenze,  da  sie  durch  die  <Tt-legti?iihtJi 
zu  einem  Nebenerwerb  ergänzt  werden  mflssen,  um  anr  Unterlage  eines  Handuto 
zn  dienen,  nur  in  einer  von  der  Menge  solcher  Gelegenheiten  bedio|rt«'i 
Anzahl  vnrb«iiden  sfioii"  Von  den  Schriftellem  der  Alten  aind  rnlnTtr^lli 
nnd  Palladius  Freunde  dt»  kliuieu  Grundbesitzer,  ersterer  direct  unter  Hiuwmimi," 
anf  das  Aristotelische  ftftpov  &Qiaxav  nnd  auf  die  alte  rSmische  BauAmeffl, 
Acker  müsse  immer  schwächer  sein  als  der  Bauer"  („imbetrilliorem  agrtun  qi^ju 
;»<rn«'olrtm  esse  debere),  If  fztfrer  indirect,  indem  er  es  für  eine  Brdinpnitifr  MfihHni« 
Landwirthhchaft  ansieht,  da»»  der  Grundbesitzer  die  Bewirthschattung  sei»f»  ua* 
selbst  leitet  und  beaufsichtigt  (siehe  Hildebrandt,  in  Jahrb.  f.  Nationaldkoa«««« 
Jahrg.  1869). 
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üofUlen  gegenfiber  sofort  auf  die  Inanspraohnahme  des  Oredits 
angewiesen  sich  sehen  und,  weil  sie  entweder  genügende  Sicher- 
heit nicht  zu  bieten  Termögen  oder  das  Aufsuclum  solider  Gredii* 

anstalt»'!!  scheuen,  iiiisoliilen  Geldverleihern  uiul  (liiinit  der  Be- 
wiiehcruiii^^  und  vvacliM  luh'r  V>n-schul(lunii-  nur  zu  leielit  verfallen, 
Wiiriii  nun  aber  wiederum  das  lluuptliinderniss  liegt,  die  gerade 
auch  für  diese  Art  von  Betrieben  besonders  wichtige  Um-  und 
Fortbildung  der  Wirthschaftsweise  im  Sinn  einträglicherer  Aus- 
Autiimg  des  Bodens  herbeizuführen.  Lebendes  und  todtes  In- 
venttt  ist  oft  auf  das  bescheidenste  Maass  eingeschränkt,  desshalb 
die  Bestellung  der  Felder  (wegen  ungenügender  Spannyiehhaltung 
und  schlechter  Werkzeuge)  vielfacli  eine  mangelhafte  und  die  Er- 
trägnisse stt»lien  aus  diesen  Gnlnden  und  wegen  der  in  der  Regel 
ungenügenden  Düngung  hinter  den  grösseren  bäuerlichen  Anwesen 
meist  sehr  zurück,  obwohl  man  gerade  innerhalb  der  kleineu  und 
kleinsten  Anwesen  auf  die  ertragreichste  Wirthsciiaftsweise  am 
diioglichsten  liingewiesen  wäre.  Man  sollte  meinen ,  dass  der 
heuhe  Kampf  mit  den  Daseinsbediiigimgen,  der  diesen  Wirthen 
tagtäglich  aufgenöthigt  ist.  einen  Ansporn  zur  besonderen  Beg- 
samkeit  und  Kniptänglichkeit  iür  belehrende  Einmrkungen  abgeben 
müjiste;  die  Ertahrung  zeigt,  indess,  dass  oll  das  Gegentheil  der 
FalJ  und  dass  die  Noth  in  Verbindung  mit  dem  geringen  Maass 
von  Bildung  gerade  in  diesen  Kreisen  oftmals  eine  stumpfsinnige 
trleichgOltigkeit  erzeugt,  welche  der  landwirthschaftlichen  Ver- 
waltung ihr  pflegliches  Wirken  ganz  ausserordentlich  erschwert 
and  wirkliche  Erfolge  nur  bei  unablässiger,  unverdrossener  Be- 
mflhung  unter  gleichzeitiger  Aufwendung  verhältnissmässig  grosser 
OeWmittel  (in  Form  von  Aulniunterungsprämien,  Beihilfen  zu  nfltz- 
liehen  Unternehmungen  etc.)  erlioffen  lasst. 

2.  Alle  diese  den  klcinstfu  W  nlliSi'haften  anhaftonilen  Xach- 
theile  summiren  sich,  wenn  der  vorherrschende  Bestandtheil  der 
Production  in  besonderem  Grade  starken  Schwankungen  des  Er- 
trags oder  der  Preise  ausgesetzt  ist,  wofOr  die  Lage  der  Klein- 
wirthe  in  den  Weinbaubezirken  das  beredteste  Beispiel  liefert. 
Bemi  hier  Tor  Allem  entbehrt  die  Wirthschaft  in  Folge  der  ein- 
seitiiren  Kichtung  der  Production  des  wichtigsten  Factors  ftJr  die 
Erliultuug  selbst  bescheidenster  Daseinsbedingungen ,  nämlich  der 
v*^rhäHni^»smässigen  Stetigkeit,  und  wiederholtes  Fehlschlagen  der 
finherbste.  mit  dem  nun  einmal  mit  einer  gewissen  periodischen 
Üegelmässigkeit  zu  rechnen  ist,  hat  alsbald  schwere  Notbstande 
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im  Gefolge.  Und  doch  ist  gerade  in  den  Bebgegenden  die  Besitz- 
zersplitfcemng  ganz  allgemein  am  meisten  fortgeschritten,  weil 
unter  dem  Eindruck  einzelner  reicher  Herbste  die  kleinen  Leute 
über  die  Erträglichkeit  des  Bebbaus  in  einer  schweren  Tfinschnng 

befangen  »siml  und  weil  desfhalb  selbst  einem  denkbar  mässigen 
Besitz  die  Bedeutung  einer  aur^kuuimlichen  ExisttjnzgruiHÜage  bei- 
LicU'crt  wird,  die  ihm  in  Wahrheit  nicht  zukömmt.  Erträglicher 
für  die  kloinon  Wirthe  ist  die  Lage  da,  wo  eine  gewisse  Viel- 
seitigkeit der  Culturen  besteht,  also  nicht  alles  gewissermaassen 
auf  eine  Karte  (wie  in  den  ausgesprochenen  Bebgemeinden,  der» 
Wirthschaftslage  einem  Lotteriespiel  mit  schlechten  G-ewinnehanceB 
ähnelt)  gesetzt  zu  werden  braucht;  imd  sehr  abgeschwächt  sind  die 
aus  der  Kleinheit  dos  Besitzes  entspringenden  Gefahren  iu  irniiistrie- 
reichen  Gegenden,  in  denen  den  Angehörigen  (Söhnen,  Töchten]» 
der  kleinbcluerlichen  Familie  eine  regelmässig  fliessondo  i^uoile  deJ^ 
Nebenverdienstes  erschlossen  ist,  ja  es  kann  in  solchen  Fällen  der 
Kleinwirth  sich  unter  Umständen  einer  recht  befriedigenden  Lage 
erfreuen,  wie  dies  wiederum  durch  die  mehrfach  erwähnten  sQd- 
deutschen    Erhebungen'*  bestätigt  worden  ist')* 

3.  Ein  massenhaftes  Vorkommen  von  solchen  Klein- 
wirthen,  welche  jahraus  jahrein  mit  finanziellen  Soriren  belast^^t 
sind  und  durch  joiJes  Ungefähr  in  erhöhte  Schuldenlast  g^esturzt 
werden,  an  deren  Abtragung  nur  unter  besonders  günstigen  Ver- 
hältnissen gedacht  werden  kann,  ist  um  so  emster  zu  nehmen, 
weil  bei  solcher  Sachlage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gerade  jene 
Eigenschaften  abgehen,  die  das  Landvolk  im  üebrigen  zu  einem 
so  werthYollen  Bestandtheil  der  Volksgemeinschaft  machen.  Noth 
und  darbende  Letieiishaltuim  in  Verhinduiiir  niit  einer  viel fa eh  vor- 
komnien<i(?H  stumpfsinnigen  HoffnuuLrslosiLrkeit.  der  Enge  <Iit  V.t- 
hiiltnisse  sich  zu  entziehen,  erzeugen  das  Gefühl  der  Unzufrieden- 
heit, und  das  Unvermögen,  die  walnren  (gründe  für  die  unerquick- 
liche Lage  zu  erkennen,  d.  b.  letztere  aus  dem  von  Anfang  ab  Ar 
die  Ffihrung  eines  selbstständigen  Haushalts  ungenflgenden  Ter- 
mdgensbesitz  zu  erklären,  fuhrt  zu  ungemessenen  Ansprachen  an 
die  staatliche  Gemeinschaft  und  im  Fall  ihrer  Nichtbefriedigmig 
zu  Erbitterung  und  einer  den  Gnnidlagen  der  staatlichen  Ordnung 
feindlichen  Oedankejni(  litung,  in  welcher  der  Samen  der  politischen 
Missvergnügtheit  und  dor  socialen  Umstur zgelüäte  nur  zu  leicht 

')  Bad.  landwirthschAftliche  Erhebungen,  1883,  Vi,  4a. 
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nun  Eeimen  kommt.  Wenn  am  Ausgang  dieses  Jahrhtmderis  die 
socialdemokratische  Bewegung  von  den  Städten  auf  das  flaehe 
Land  überzusetzen  mit  besonderer  Geflissentlicbkeit  sich  ansehiekt, 

<o  wissen  die  Leiter  dieser  Bewegung  sehr  wohl,  »la.^^s  sie  einen 
empläaglichen  Boden  nur  bei  diesen  kleinsten  Wirtben  vortinden, 
in  deren  Kreisen  desslialb  in  erster  Reihe  der  unterwühlende  und 
zersetzende  Stoff  ilirer  Lehren  zu  verbreiten  versucht  wird.  Und 
es  darf  schon  aus  diesen  Gründen  als  eine  der  Hauptaufgaben  der 
Agraipolitik  eines  jeden  Landes  bezeichnet  werden,  dass,  wo  der 
Process  weitgehender  Besitzzersplitterung  schon  im  Crange  ist,  ihm 
entgegenzuwirken  oder  dass  er  doch  in  seinen  nachtheiligen  Folgen 
so  viel  als  möglich  a)»/.iischwächen  und  dass  da,  wo  die  Besitz- 
verhäluiisso  nocli  befriedigende  sind,  die  Erlialtung  dieses  Zustandes 
krifügät  anzustreben  sei^). 

4.  Man  muss  sich  übrigens  wohl  hüten,  aus  der  Kleinheit 
•1er  Be  sitz  Verhältnis  se  an  sich  zu  einer  abfälligen  Beur- 
H»**ilniig  der  Lai^e  des  Landvolks  zu  gelangen,  ehe  die  gegebenen 
Wirtlischaltsbedingungou  auf  das  Genaueste  erforscht  sind  und  ehe 
man  diese  Verhältnisse  gewisserniaassen  bis  in  jede  Einzelgemeinde 
hinein  verfolgt  hat;  denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  doch 
nur  dann  die  Lage  der  Kleinwirthe  eine  tmerwfinschte  und  der 
Verbesserung  schwer  fähige  ist,  wenn  innerhalb  eines  räumlich 
ninschriebenen  Bezirks  (z.  B.  einer  Gemarkung)  alle  oder  die  über- 
wiegende ]klehrzahl  der  Landleute  dieser  Klasse  aiiLiehören,  weil  eben 
JUir  in  diesemFall  dieMüglichkeit,  die  dureh  den  kleinen  Grundbesitz 
nicht  hinreichend  in  Anspruch  genommene  Arbeitskraft  durch  Tage- 
lohnarbeit  in  grösseren  landwirthschafblichen  Anwesen  weiter  auszu- 

'  Mit  Recht  mncht  v.  Miaskowski.  , Das  Erbrecht  etc."  (S.  53)  auch  darauf 
»afmi^rksam,  dass  wo  die  Zerstückelung  de<i  lirnndbositzos  sehr  weit  vorjfeschrittf  n 
>t,  die  Xiederläii^iUDg^smüglichkeit  wegen  der  Leichtigkeit  des  Gnmdstückserwii  bs 
tugewölmlich  b<^fliistigt  eracheiDt  und  demhalb  gerade  da  die  BeröUcenmg-  am 
♦■h^-sten  die  Tendenz  hat.  „über  den  Nahrungsspielraum  hinaus  sich  zu  vennchren", 
zamal  ieiir  ;"inp"stlirhe  Kii('k<;Trht  auf  die  Lag'e  der  Nncbkonunfn^rhaft .  welche  die 
beäüer  »iestellteu  zu  nehmen  pflegen,  fehle,  je  geringer  nnd  parcelhrter  der  Orundbcsitx 
ift,  wd)  es  »cblieRBlich  sieht  viel  Bedentang  hat,  .ob  das  kleine  Tennögen  durch 
'iiuD  kleinen  oder  grossem  Divisor  getheilt  wird  .  Die  proletarische  Volksver- 
rinhmng  in  Irland  giebt  hirrftir  ^prrchrndp  T%  Irge,  an  welchen  es  übrigens  unter 
älmlichea  Verhaltuiiitieu  auch  anderwärts  nicht  fehlt.  Drastische  Schilderung  des 
irischen  Zwergwirthscbaftenthnins  durch  Fr.  List,  der  darauf  verweist, 
■«ir  die  Mehrzahl  dieser  kleinen  Wirthe  ihr  Leben  damit  zubringt,  Kartoifeln  zu 
^«aiien  nnd  zn  esson  und  im  L'ebrigen  einen  grossen  Theil  der  Zoit  müssijr  trcbt, 
.neil  Jedennann  mehr  Zeit  hat,  als  er  zur  Besorgung  seiner  kümmerlichen  Wirih- 
schafk  ta  verwenden  bniiidit*^  nnd  ^gegen  deren  Existens  die  eines  wohlgehalteaen 
i^Ucren  eine  fttrstUche*  (!)  sei. 
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nutzen,  mehr  eder  weniger  fehlt  £me  £Br  ein  beatiniintee  GeM 
Ton  der  Statistik  naehgewiesene  sehr  grosse  Anzahl  Betriebe  Unn- 
sten  TJmfangs  beweist  daher  an  und  fttr  sieh  noeh  nichts  für  das 

Vorhandensein  einer  gedrtickten  Lage  derselben,  sondern  sie  be- 
rechtigt zu  solchen  Schliissfolgerungen  erst  tlaiiii,  wenn  die  ort^- 
weise  Häutuug  beim  srleiclizeitigen  Fehlen  des  mittleren  oder 
grossem  Besitzes  dargethan  ist;  und  wenn  zugleich  hmblick  dar- 
über gewährt  wird,  ob,  selbst  beim  Vorliegen  letzterer  Vorwii- 
setzung,  nicht  eine  Möglichkeit  lohnender  Yerwerthung  der  über- 
schflssigen  Arbeitskrftfte   ausserhalb    des  landwirtfaschafUichen 
Berufs  besteht   Man  darf  in  dieser  Beziehung  nicht  unterschilaea 
dass  da,  wo  z.  B.  in  Deutschland  die  Landbevölkerung  am  dieb- 
testen  t<irh  draij^i  und  die  Besitzvertheilung  am  weitesten  gehl 
d,  h.  im  Süden  und  Westen,  auch  ein  besonders  reiches  ^tiidtisck? 
und  gewerbliches  Leben  blüht  und  wo  desshalb  ständige  Gelegen- 
heit zu  Nebenverdienst  in  einem  in  Staaten  oder  Staatstheilen  mii 
anderer  Gruppirung  der  Bevölkerung  unbekannten  Umfang  zu  0^ 
böte  steht.  In  der  älteren  und  in  der  neueren  Literatur  isfc  auf 
dieses  wachsende  Ineinandergreifen  der  städtischen  und  der  Und- 
lichen  Erwerbskreise  nicht  immer  genügende  Rücksicht  gezogea 
worden  und  es  sind  in  Folge  davon  Vorstellungen  über  die  Besiti- 
zerstückelung  rduzelner  L.iiulergebiete  grossgezogen  werden,  di'- 
den  thatsachlichen  Verhältnissen  der  Wohlstandslage  des  flacbn 
Landes  keinesweirs  entsprechen.    Das  oft  gehr^iie  Wort  von  »ieni 
„Zwergwirthschafts Winkel"  Deutschlands,  worunter  im 
die  sQdwestdeutschen  Staaten  und  auch  die  Bheinprovinz  miteio- 
begreift,  hat  desshalb  nur  eine  sehr  relative  Berechtigung.  Dm 
wenn  auch  nicht  zu  läugnen  ist,  dass  hier  in  einer  Anzahl  Ge- 
meinden mit  rein  landwirthschaftlichem  Charakter  die  Besitiw* 
theilung  als  eine  denkbar  ungflnsticre  bezeichnet  werden  mnm,  weil 
die    ansässige    Bevrdkerung    ;m>>chliess]ich    aus     kleinen  -'ifl 
kleinsten  Wirtheu  besteht,  der  wirthschaftliche  Kückhalt  des  grös- 
seren Besitz«  s  also  fehlt,  so  trifft  dies  doch  für  eine  sehr  grosse 
Anzahl  Gemeinden  keineswegs  zu,  in  denen  vielmehr  eine  ununter- 
brochene Stufenleiter  des  Besitzes  von  den  kleinsten  bis  zu  den 
grösseren  Besitzesgruppen  nachweisbar  ist  Eine  solche  Misiito^ 
der  Betriebsgruppen  wird  doch  nur  derjenige  fQr  eine  unglöcklici« 
halten,  dessen  Ideal  die  thunlich  gleieluuassige  xVuftheiluni:  (i«« 
liaii«l>">   in   landwirthschaftliche  Anwesen  mittlerer  Grösse  wä^^ 
welche  deu  beäitzeudeu  Wirthen  eine  unter  regelmässigen  ^er- 
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hfiltnisseii  sorgenfreie  Existenz  7ai  gewähren  vermögen  und  neben 
welchen  dann  nur  noch  das  Hausgesintit*  und  eigenthumslose  Tage- 
hMiner  ah  Kleniente  des  Landvolks  erscheinen.  Eine  von  soeial- 
pcditischen  Erwägungen  getragene  Auffassung  wird  aber  gerne 
möglichst  vielen  Gliedern  der  Volksgemeinschaft  ein  wenn  auch 
kleines  Stfickchen  Boden  gönnen,  auf  dem  in  einer  gewissen  Selbst- 
ständigkeit eine  f^eie  Erwerbsbethätlgung  Platz  zu  greifen  vermag; 
und  auch  die  rein  wirthschaftliche  Betrachtungsweise  wird  diesen 
Zustand  nicht  für  einen  beklagenswerthen  halten,  wenn  die  Er- 
fahrung zeigen  sollte,  dass  der  allgemeine  Volkswohlstand  unter 
solcher,  in  denkbar  grosser  Mannichlaltigkeit  im  Einzelnen  in  die 
Erscheinung  tretenden  Mischung  des  Bodens  unter  die  ansässige 
Bevölkerung  keine  Noth  zu  leiden  braucht.  Endlich  aber  kommt 
in  Betracht,  dass  eine  BesitzTortheilung,  die  nach  dem  allge- 
meinen Stand  der  Bodentechnik  in  einer  gegebenen  Zeit  als  eine 
schädliche  sich  darstellt,  diesen  Charakter  verlieren  kann,  wenn 
im  Lauf  der  Zeit,  bei  dem  YonDcken  zu  besseren  Culturweisen  mit 
dem  Gefolge  höherer  Erträgli(  likeit  des  Bodens,  derselbe  cfi^onie- 
trische  Umfang  des  Einzelanwesens  eine  wesentlich  amiere  wirth- 
^chaftliche  Bedeutung  gewinnt;  und  wie  langsam  lum  auch  aus 
den  oft  angegebenen  Gründen  die  Verfeinerung  der  Bodencultur 
gerade  innerhalb  der  kleinen  Besitzesgruppen  sich  vollziehen  mag, 
80  bleiben  sie  doch  niemals  von  dem  „Hauch  der  neueren  Zeit^^ 
gänzlich  unberührt  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  kann  daher 
im  Laufe  der  Zeit  die  Besitz vertheilung  eine  Bewegung  nach  der 
Kichtun«r  der  unteren  Gruppen  sehr  wohl  erfahren,  ohne  duss  die 
Otisamintlage  der  Wirthe  eine  Verschlechterung  zu  erfahren  braucht: 
letzti»res  wird  vielmehr  regelmässi  tr  nur  da  der  Fall  sein,  wo  nach  den 
besonderen  Boden-  und  Klimaverhältnissen  der  höheren  Erträglich- 
machung  der  Orundstücke  verhältnissmässig  enge  Grenzen  gezogen 
sind.  Und  nur  in  Ansehung  der  Gegenden  der  letzteren  Art  wird 
daher  die  Staatsfflrsorge  durch  directes  Eingreifen,  nOthigenfalls 
im  Wege  des  Zwangs,  einer  Verkleinerung  der  bestehenden  An- 
wesen entgegenzutreten  haben,  während  sie  sich  im  Uebrigen  darauf 
b^sciiriuiken  kann,  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  mittelbar 
^iner  Verschlechterung  der  Bi'sit/.vertheilung  im  Sinn  der  Auf- 
liieilung  aller  Anwesen  zu  solchen  kleinen  und  kleinsten  Umfangs 
zu  hindern  geeignet  sind,  wobei  auf  die  Ausführungen  unter  Ab» 
schnitt  III,  §  75  ff.  zu  verweisen  ist. 

Biek«Bk«(I«r,  A.,  AgnrpoUkik.  L  27 
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Anm.  1.  Mit  den  vorstehendeii  Betrachtun^n  wird  also  eiuer  schraiknloi^a 
BodciiuKibiliairuiig  keineswe}^  das  Wort  geredet,  wir»  dies  die  Vertreter  einer  liberal- 
iudividualistischeii  Auffafisungsweise  tbuu,  aber  ebensowenig  einer  Bindung  des 
Onmddfenthtims,  wo  die  TerbiltiiisM  dne  solche  nicht  TeTUo^ren ;  ans  dm  Ab- 
sc'hnitt  III,  WO  diese  Gejjrensätze  näher  zn  erörtern  sind,  geht  dies  in  aller  D«fr 
li(1ikt  it  hervor.  An  dieser  Stolle  lianrlolte  i's  sich  vor  Allein  darum,  die  Ausjraapi- 
punkte  lür  die  Würdigung  der  thatäächlichen  Besitzverhaltniä£»e  zu  gewinnen,  die 
lielfbch  eine  ansntmende  Benrth^nng  gefimdeu  haben,  namentHeh  wu  da 
deuti^chen  Hü  den  und  Westen  anlnngt,  während  gerade  die  nenesten  AcrrareQqneta 
das  Vorhandensein  einer  im  Grossen  und  (tanzen  noch  immer  «riinstiffen  H**<i'/- 
vertheilung —  trotz  der  weitgekeuden  Zerstückelung  des  Urundeigeuthums  in  Uuiuit-rt- 
tansende  v«i  EimelfiuBifieii  —  atuMbficIclieh  bestfttigt  haben  nnd  eine  imgutLsü^'« 
Bedtzvertheilang  wesentlich  nur  für  einEclne  ranhere  Gegenden,  namenllidt  in  Ge- 
birgslagen, femer  in  Rebgegenden  gelten  lassen  wollen. 

2.  In  seinen  „Studien  über  süddeutsche  Laudwirthschaff*,  186:?,  sa^  Raa 
(S.  92 ff.)  ganz  zutreffend:  „Wir  können  dreist  behaupten,  da&s  die  Zer&pUtlenug 
(in  der  Pfalz)  keine  erheblichen  Nachtiieile  gebracht  hat,  ...  sie  f&hrte  aidit  äff 
Yerarmung,  sondern  aus  der  Armuth  heraus  /.n  a11;r(-]iiriiit  in  Wohlstand.  "Ww  hiUi 
sonst  das  Mutt»  r1nful  Pfiyern  von  181B  1S2S  haar  iil>er  2(1  Millionen  Gulden  acs 
der  Pfalz  zieheu  können  r*  Wie  könnte  anders  diese  i:'ro\'iuz  über  10  "/a^^«* 
sammtstaatseinnahnien  für  Bayern  liefern,  wahrend  ihr  Flächeninhalt  nur  IV^  4« 
Königreichs  beträgt?  Die  Zersplitterung  minderte  andl  nicht  die  Productionskrafl 
des  Bodens,  sondern  steigerte  dieselbe  seit  &)  Jalmn  um  dass  Doppelte  und  toch 
darüber.  Die  gesetzliche  Festlegung  eines  Mininiuujü  wäre  nicht  allein  wegen  Y«- 
letznng  des  Bechtsgefiihls  des  Volkes  nnthnnlich,  sondern  anch  überflfissig,  inda 
die  Macht  der  Verhältnisse  das  Zweckmässige  schon  von  selbst  verfügt",  was  daM 
ähnlich  wie  im  Text  des  Nälien  n  tl  ir^'-ethan  wird;  wobei  aber  ^V()hl  zu  beachtta 
ist,  dass  gerade  die  bäuerliche  iiev«>lkerung  der  Pfalz  durch  besondere  Intelligcaz 
nnd  Bflhrigkeit  sich  ausaeichnet  Vgl.  anch  die  schöne  Specialstadie  Bau*s  Aber  die 
Landwirthschal't  der  Heidelberger  Gegend  in  der  Festschrift  für  die  XXI.  Ver 
sammlnnjr  Deutscher  Land-  und  Forstwerthe,  1860,  S.  293  ff.  Ganz  richtiflre  B<- 
merkungen  in  Bezug  aut  diesen  Gegenstand  auch  bei  Wa Icker,  a.  a.  O.  ^S.  42Xff>t| 
obwohl  die  möglichen  Gefahren  einer  an  weit  gehenden  Atoodslmng^  des  Bodns 
doch  etwas  unterschätzt  sind;  wenn  derselbe  femer  meint,  dass  „die  Zwei^firirft* 
seliaft  'iin  s(  lilc(  ht<  n  Sinn)  .  .  .  einzelner  Theile  der  RheiTi]>rfivin7.  Frankreich«  cf^i 
Belgiens  ^auch;  durch  das  ultramontane  .  .  .  Verfinsteruugss^siem'  zu  erklärea  ut, 
so  übersieht  er,  dass  In  den  protestantischen  Theilen  von  Wfirttemberg  nnd  Bsdcs 
Auswüchse  au  weitgehender  Anftheilnng  sich  ebenso  wie  in  den  kntholi^clieB 
(ic^rtMiden  bemerkliar  machen,  —  Wenn  Vr.  List  (in  dem  Aufsatz:  Ai  kenerfasjanf, 
Zwergwirtlischalt  etc.,  S.  14  ff.)  bemerkt,  dass  „es  grosse  Dorfscbaflen  giebt,  h 
welchen  kein  Pflng  mehr  geht,  andere,  wo«  weil  die  Paroellen  lücht  mehr  xa  wr 
kleinem  sind,  den  Tiuhtem  einzelne  Fmchtbäume  zum  Helratbsgut  gegeb«'! 
werden,  ja  sogar  solche,  wo  die  gesammte  Kin\volrntr-«(liaff  nur  in  der  in>- 
wanderuug  mit  Kiud  und  Gesinde  ihre  Kettung  zu  Huden  glaubt"",  so  »teheo  m 
höchst  Tereinselte  Vorkommnisse  in  Frage,  die  freilich  den  nnk  nnd  igen  Leier  n 
ganz  inigea.  Schlnssfolgerangen  verldtett  mussten. 

3.  So  dürfiten  auch  die  allerdings  betrübenden  Erscheinungen ,  welclie  in  Ge- 
folge  der  Agrarkrisis  der  50er  .lahre  gerade  im  deutschen  Südwesten  auftraten, 
keineswegs  ausreichen,  das  pessimiütische  Urtheil,  welches  unter  dem  Eindruck  d» 
damaligen  Besitxkatastrophen  Terschiedentlich  gefilllt  wurde  (so  von  Helferick, 
a.  a.  0.),  auch  heute  noch  für  zutreffend  zu  erklären.  Allerdings  erreichte  dain»l> 
die  Anzahl  der  (iaiiten  eine  ungewöhnliche  Höhe  \m(\  die  Li egeuschaflsp reise  fielen 
auf  einen  deukbur  niedrigen  Stand  (Zahl  der  Ganten  in  Württemberg:  1850^01: 
4220;  1661/62:  4893;  1862/60:  6686);  man  mnsa  aber  wohl  beaehtea,  dass  dasMk 
eine  Anzahl  ungünstiger  Factorcn  seitlich  zusammentrafen,  indem  eine  unnuter- 
brocheno  Reihe  von  aHfr-nifinen  Fehljahren  0850/53)  noch  von  dem  Auftreten  der 
verheerenden  KarUiÜeikranklieit  begleitet  war,  wodurch  die  kleine  Bevuikeruog  dtt 
Botiiwesdigiten  NahmngsaiittelB  bwanbt  und  im  nmftngUehsten  Maasse  snr  Sb* 
gehnag  von  Consumtioasschalden  an  der  ▼oriiandenen  sonitigen  VerstAnldflsg 
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drän^  w  urde.  Solchen  Nothla^n  gegenüber  kamii  xnmal  im  Zitttand  ungenügender 

f  reditorganis.'ition.  wir  er  damals  noch  nhu  nltete,  auch  der  grössere  Besitz  unter- 
liegen und  die  Katastrophen,  welche  wiederholt  über  den  ostpreosaischen  Gross- 
beiits  hereingebrochen  sind,  sollten  doch  eine  Hiüuinng  sein,  die  Ursache  solcher 
Tocgiiige  nicht  ansachliesBlidi  in  den  Bedty Verhältnissen  m  suchen,  von  der  Frage 
;ib{»e«5ehpn.  ob  die  oben  ai!i.'»''j'i'bpTif  Z  ilil  von  Ganten  im  Ver^lcirh  -/n  (\pt 
Ge»aiiuutzahl  der  iandwirthschal'tlichcu  Betnebo  in  Württemberg  ^über  3UUUÜ0) 
wirklich  einen  so  trostlosen  Rückschluss  auf  die  Gesanuntlage  der  landwirUischafl- 
Hthcn  Bevölkeran^-^  nMhtlVrtig^te.  Daher  denn  «uch  nenere  Schriftsteller  gerade 
die  Württi-mbcrgischen  \ •rrarverlmltnisse  vom  Standpunkt  fbr  Hcsitzv  rthrnliing 
aas  sehr  viel  gunstiger  beurtiieik<ii  uud  nur  locai  ein  schädlichem  feberwiegeu  der 
BdnwirthBch^ten  anerkennen,  wie  Rümelin  in  dem  Werk:  Königreich 
Württemberg'',  1868,  42f)  ff'.,  der  die  Ver}?U  ichun<,'^  mit  „irischen"  Zuständen  weit 
ibueist.  und  namentlich  Kuli  -Teber  die  Vertlieilung  des  landwirthscliaftlichen 
öeuützten  Grundbesitzes  in  Württ«  mberg  nach  der  Aufnahme  vom  10.  Jan.  1873"" 
in  den  Württemb.  Jahrbüchern,  1881,  I.  Band,  1.  Hälfte),  der  die  grössere  Besiti- 
lerstückelung  in  der  westlichen  Hälfte  des  Landes  als  Ergebniss  der  natürlichen 
nnd  wirtb^cliafflicluii  Verhältnisse  betrachtet,  „die  auf  eine  Bewirtbsf  hriftnu^r  rles 
Urund  und  Bodens  in  kleinen  Parzellen  hindrängen''  und  der  zu  dem  Sdiluää  gelaugt, 
d»s  .^im  Ganzen""  die  bestehenden  Verhältnisse  des  Gnindbesitses  „bei  der  seit 
1  iii;rf  r  Zeit  Torhandenen  vollständigen  Freiheit  des  Verkehrs  in  Omnd  und  Boden, 
der  Abwesenheit  aller  Latifundien  oder  übergrosser  Besitzungen,  bei  der  Sr  lt  ti 
iifcit  der  Pa«  litwirthschaften  und  dem  entschiedenen  Vorlierrschen  des  freieu  uud 
imdh  den  Kij^authümer  selbst  bewirthschafteten  Eigenthums  .  .  .  grosse  wirth- 
schaftliche  Vortheile  bieten'",  aber  ansth  ^eine  Gmndlage  staatsbürgerlicher 
Freiheit  und  fJh'ichheit"  sind.  Dass  die  fortgesetzte  Auftheilung  des  Landes  mit  der 
Zunahme  der  Volkszahl  schliesslich  eine  Grenze  finden  mnss,  wird  selbstredend 
•nch  Ton  diesem  Schriftsteller  nicht  verkannt,  der  im  Uebrig^eu  das  natürliche 
G^eugewlrht  gegen  eine  Uebervölkerung  der  Landgemeinden  in  einer  ^ii  ^eregel- 
'''n  A  n«;  wa  n d  eru  n  fjT  in  t^taatliche  (Ackerbau-)  Colonien  erblickt.  —  Ein  ähnliches 
Inheil  über  die  Besitz vertheilung  in  Baden  ist  niedergelegt  in  den  laudwirth> 
NhafiUchen  Erhebungen  von  1883,  IV.  Bd.,  S.  22,  für  Hessen  in  der  landwirth- 
•chaftlichen  Enqnite  von  1864/86,  I.  Bd.,  S.  28,  für  Elsass-Lotbringen  in  den 
«Untersuch ongcn  der  Laf^^e  und  Bedürftüsse  der  JLandwirthschaft*",  1884,  S.  8. 

4.  Für  Frankreich  nehmen  viele  S;u  !i Kenner  an,  dass  trof/,  der  weitg^ehenden 
b^sitzvertheilong,  die  immer  noch  im  Wachsen  begriffen  ist  i^iieitzensteiu,  Die 
Lsadwiräiichafl  vnd  ihre  Lage  in  Frankreich,  Bd.  XXVII  der  Sehriften  des  Vereb» 
fiir  Socialpolitik  und  Grolmann  in  ThieVs  landwirthschalUxehen  Jahrbüchern, 
1891.  S.  i;is  ff.  kein  sebädlicbes  Tebermaass  des  Kleinbesitzes  zu  ver/eicbneTi  (xb-r 
die  Lage  eine  ungünstigere  sei,  als  in  Ländern  mit  vorherrschendem  grosserem 
Bellte,  wobei  allerding«  in  Betracht  tu  dehen  Ist,  dais  das  in  Fraakieidi  andi  in 
den  Lsndorten  herrschende  .Zweikindersy Stern"  ein  starkes,  wenn  anch,  nach 
der  monilix  bell  Seite  hin  betrachtet,  keineswegs  einwandfreies  Gegreng^wicht  gegen 
die  Folgen  des  Kleingutlerthums  bildet.  Auch  Jäger  glaubt  nach  Hinweis  anf 
^  xon^mende  Intensität  des  Anbans,  die  starke  Prodnctionssteigemng,  die 
^  tihNende  Steuerkratt  des  franssjisischen  Landvolkes  schlicssen  zu  dürfen,  dass 
in  Mnhilisining  nnd  die  unter  der  Hf-rr^cbaft  derselben  forfsehreitende  Auftheilung 
üfH  yrundbesitzes  dem  Lande  uberwiegeud  genützt  habe  ^a.  a.  0.,  Ul.  Abthlg., 
B.  112);  nach  einer  amtUehen  Angabe  sei  im  Jahre  1700  und  1788  der  Ertrag  Tom 
ha  in  ganz  Frankreich  cft.  612  Liter,  unter  der  Henachaft  der  Ereithflflbarkeit  aber 
im  .I;ihr.'  IHHO  zAvisdien  1300  und  1400  Liter  gewesen;  der  gesammte  Gnnuhvirth 
Irankreichti  habe  1821  39,5;  1851  83,5  Milliarden  Francs  betragen  und  ist,  wie 
Nhon  erwihnl,  für  1888  anf  85,  einschÜessUch  des  Forstbudes  anf  91  MllHardea 
cnrittelt  worden. 

5.  Eine  weitgehende  Avflheilnng  des  (irund  und  Bodens  in  Belgien  bat 
«eh  als  schädlich  doch  nur  wegen  des  gleichzeiti^rcn  Tebenviegens  <le.s  Pareelleu- 
pacbtwesen«  erwiesen,  uud  die  agrarischen  Leiden  des  italienischen  uud  irischeu 
Btaenstaades  werden  ehenialls  vorwiegend  damit  ansamsienh&ngen,  dass  hier  theils 
loMste  Zeitpaehtverhiltaisse,  theils  nieht  durchweg  gfinstig  normirte  TheilbanYetH 
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hältniase  vorhemchen;  weshalb  «Ine  Hemnziehung  iriüclier  oder  iteHcoiMlier  Zu- 
stünde zum  Vergleich  mit  dt  nen  der  mittel l  umpiii^cheti  »Staaten  ni  fl  Tnimrnllirh  denra 
Dentschlaiids  unzulkäsig  erscheint.  —  In  Irland  hat  sich  übrigt^u»  allmählich  ia 
der  Kleinheit  der  IJesitzverhältnisse  eine  Heilung  im  Wejf  der  Auswanderung  toDp 
sogen;  man  sAhlto  1841:  8175124,  1851 :  65ö2:W),  1861:5798967,  1886:4887439 
Einwohner.  Dementsprechend  voll/nu^  si(  h  die  V'ergrössening  der  Eiiizelanwe«>n. 
wahrend  1841  Grundstücke  zwischen  l  und  ö  Acres  310436  gexahli  wurden,  \f9ttü 
es  deren  1851  nur  noch  88083,  1887:  ötum  ( Minderung  um  84  "/o  C  Gnmdstfick*' 
xwischen  fr-15  Acrr»«  gab  e»  1841:  252799,  1851:  191 5fU.  1887:  143027  «Ter- 
mindemng  3K.1  "  „\  wofro^rrii  ilic  finind-TiK  kc  von  15  und  nu  lu  Acres  ximfhm*"^ 
(nach  J.  Conrad,  Art.  Agrurkrisis  im  ildub.  d.  St.  W.).  —  Kiue  ganz  zntreffemh- 
Würdigiuig  des  kleinbäuerlichen  Besitzes  in  ^Wrthschaftlicher  Hinsicht  auch  hti 
Jäger,  a.  a.  0.,  HL  Abtbg.,  8.  121,  den  überhaupt  im  (legensatz  thi  aodervu 
SchriftstaUeni  estrem' agrarischer  Bichtimg  die  Gebundenheil  des  Bodens  widetstrebt. 


§  74.  Das  Ideal  der  iandwirthschaftlichen  Besitzter- 
theilung.  Die  Statistik  des  Grundbesitzes. 

1.  Aueh  für  die  landwirthschafüiche  Besitzverüieilung  gUt  daas 
jedes  Extrem  sich  naclitheilig  erweisen  muss,  ein  Vorherrschen  d«s 
Grossgrundbesitzes  ebenso  wie  ein  Uebermaass  der  Iandwirthschaft- 
lichen Betriebe  kleinster  Art.  Als  Ideal  der  Besitzvortheihmg 
würde  also  jener  ZustuTid  zu  ('raclitou  sein,  wo  Besitzes2Tös:?en 
der  maiinu-hfaltigsten  Alth^tufuiiLC  voitrt'ten  sind  und  zwar  so.  das> 
die  Anwesen,  welche  eine  auskömmliche  wirthscliaftliche  Lebens- 
haltung imd  dementsprechend  eine  feste  sociale  Stellung  ermög- 
lichen, also  die  Iandwirthschaftlichen  Anwesen  mittlerer 
Gr58Se  in  allen  Landgemeinden  in  nicht  zu  kleiner  Zahl  T«r- 
kommen,  in  keiner  gAnzlich  fehlen.  Auch  wenn  bei  starker  Auf- 
theilung  des  Grund  und  Bodens  die  geschilderten  Erscheinungen 
des  Zwerg wii-thschaftenth ums  jiicht  gerade  süiidcrlich  bemerkl-ar 
werden  sollten,  die  Kleimvirthe  also  ira  Durchschnitt  <ier  Jalir 
wohl  zu  l)t'stt'hen  vermöchten,  so  müsste  dennoch  der  Mangel  von 
Anwesen  mittlerer  Urösse  in  einer  ganzen  Reihe  nicht  unwichtig«r 
Beziehungen  als  nachtheilig  sich  geltend  macheu.  Wie  der  Grosse 
grundbesitz  recht  eigentlich  die  Wiege  der  Iandwirthschaftlichen 
Betriebsfortschritte  ist,  so  wird  der  grossere  und  mittlere  bäuer- 
liche Besitz  recht  eiprentllch  der  Vermittler  dieser  Fortschritte  ancb 
zu  den  kleinsten  Anwesen  hin,  wahrend  ohne  dieses  vermittelnd? 
Glied,  hei  der  allzuinossen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  zwi- 
sclion  (leiu  gröftsten  und  kleinsten  liesitz,  auch  wegen  der  socialen 
Klutt,  die  zwischen  beiden  besteht,  das  von  ersterem  ,!je<jt>hea€ 
nfltzliche  Beispiel  erfahrungsgemäss  nur  selten  und  nur  sehr  kng- 
sam  wirkt.   Von  dem  Kleinbauern,  der  Ton  firOh  Morgens  bis  spit 
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Abends  wahrend  eines  grossen  Theils  des  Jahres  angestrengt  thätig 
ist,  kann  man  billigerweise  nicht  beanspruchen,  dass  er  einen  leb- 
haften thätigen  Antlifil  an  dem  laiidwirthschaftlicheu  W'reiiisleben 
iiolimc  odtT  durch  Losen  laiidwirthsiliiiftlicher  Fachscliriften  sich 
tVtrthildr;  vielmehr  müssen  miindlicho  Einwirkung  und  das  augen- 
tVillige  Beispiel,  aber  nicht  des  vornehmen  Gutsbesitzers  oder  Gross- 
pächters, sondern  des  eigenen  vermöglichen  Standesgenossen  die 
Wege  bahnen,  auf  denen  das  Nützliche,  Beste  und  Yollkom- 
mene  erobernd  bis  in  die  kleinsten  Besitzungen  vordringt  Die 
Inhaber  der  grösseren  und  mittleren  bäuerlichen  Betriebe  sind 
«üher  \»  tiiioge  ihrer  besseren  allLiomeinen  Bildung  die  eigentlichen 
.Stützen  landwirthscbattlichen  Veroiiisl(d)ens  in  den  Landorten 
und  die  iandwirthschaftliche  Verwaltung  und  ihre  Organe  würden 
ohne  das  verständnissvollere  Entgegenkommen  der  Mittel-  und 
Grossbauem  mit  ihren  Bestrebungen  nur  äusserst  langsam  in 
Landorten  Boden  zu  gewinnen  vermögen.  Auch  eine  erfolgreiche 
Entfaltung  des  bäuerlichen  Genossenschaftswesens,  dessen  Bedea* 
tiing  för  die  sittliche  und  wirthschaftliche  Hebung  des  Landvolks 
nicht  hoch  genug  veranschhigt  werdoii  k.iiui.  würde  in  Gemeinden 
mit  aubHchliesölich  kli'i?ili' Ihmi  IJcsitzverliältiüssen  nicht  zu  erwarten 
!<ein.  weil  die  Leitung  der  Genossensebatten  viel  Opfer  an  Zeit 
und  Arbeit  erheischt,  aber  auch  Anforderungen  an  die  wirthschaft- 
liche  Einsicht  stellt,  denen  wiederum  der  Kegel  nach  nur  die  In- 
haber mittlerer  Betriebe  sich  gewachsen  zeigen  werden.  Je  mehr 
endlieh  das  Gemeindeleben  im  Sinn  grösserer  Autonomie  der  Ge- 
meindeverwaltung sich  fortentwickelt,  um  so  mehr  tritt  der  Werth 
eines  bäuerlichen  Mittel-  und  Grossbesitzes  hervor,  dessen  Ver- 
treter hiureicbend  gebildet  sind,  um  den  auf  diesem  Gebiet  er- 
wachsenden Aufi^aben  v<»ll  irer^cht  zu  wcrilen-  und  wiederum  in 
einer  ökonomischen  Lage  sich  befinden,  die  ihnen  gestattet,  den 
ehrenamtlichen  Pflichten  der  Selbstverwaltungsthätigkeit  ohne  Schä- 
digimg der  eigenen  Interessen  sich  zu  unterziehen. 

2.  Das  Bild  einer  guten  Besitzvertheilung  würde  übrigens  unvoll- 
kommen gezeichnet  sein,  wenn  es  nur  selbstständige  Iandwirth- 
schaftliche Betriebe,  wenn  schon  verschiedensten  IJmfaugs,  auf- 
weise und  die  kleinsten  Landstellen  vermissen  lassen  würde; 
H  eil  II  m.  a.  W.  die  zur  Bewältigung  der  auf  den  grösseren  Anwesen 
vorkommenden  Verrichtungen,  neben  dem  Hausgesinde,  erforder- 
lichen Arbeiter  völlig  landlos  wären.  Ein  solcher  Zustand  der 
Eigenthumsvertheilung  würde  dauernd  nicht  nur  den  Interessen 
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der  arbeitsbedürftigen  sfrösseren  Besitzer  selber  enteecr<>n  t«!i- 
dern  auch  die  socialen  (Jcgensätze,  welche  das  ^tiidlische  Lobea 
leider  in  so  betnibondor  Weise  vorbittern,  auch  auf  da:<  rtacbe 
Land  übertragen  (§  70  Ziffer  4).  Den  auf  Arbeit  in  fremden  Dien-t 
angewiesenen  ärmeren  Elementen  auf  dem  Land  sollte  daher  die 
MögliclLkeit  des  Gnmdbesitzenrerbs,  mit  welchem  ein  gewisscf 
Btickhalt  in  arbeitsloser  Zeit  und  die  Holbiung  auf  weiteres  Yor* 
wftrtskommen  gewährt  und  das  Selbstgefühl  und  die  Selbstaehftaiig 
aueh  dieser  Kreise  gestärkt  und  gefestigt  wird,  nicht  rorenthsltm 
bleiben.  Ein  durch  die  Statistik  nachgewiesener  Auseinana«  ndil 
eines  mässigeii  Theils  dos  Grund  und  Bodens  selbst  in  vsinzi2r?t<» 
Parcellenbesitze  ist  daher,  vnni  entfernt,  zu  bounruliigcnden  Schlus?- 
folgerimgen  zu  berechtigen,  im  Gegentheil  ein  Symptom,  welches 
die  Annahme  begründet,  dass  für  rein  proletarische  Existenzen  auf 
dem  flachen  Land  kein  Baum  ist  und  dass  auch  die  Aermsten  den 
Drang  fühlen  und  geltend  machen,  in  die  Classe  der  BesitModes 
einzurücken  und  den  mühsam  erworbenen  kleinen  Besitz  festn- 
halteu.  Und  Angesichts  der  <rrosseii  Zahl  kleinster  Landstellen  in 
Frankreich  (und  in  anderen  Ländern)  luid  starker  Besitzzeraplitterung 
daselbst  darf  man  daher  nicht  sagen:  Frankreich  ist  bedeckt  mit 
Zwergwii-t  Ii  Schäften,  sondern:  eine  grosse  Menge  Tageldlmer  hat 
das  Ülück,  einen  Inunobiliamothpfennig  zu  besitzen^). 

Die  j^tatiütik  der  laud wirthschafUicbeu  Besitz vertheiiaag. 

Kä  ist  ein  Man^l  der  seitberi^n  deutscheu  uud  ausserdeutschen  Statütik, 
dass  sie  inoi-;t  nur  über  die  GrösKenverhiiltriTSHC»  der  laiidwirthsrhaftlichen  triebe, 
nicht  aber  zugleich  über  die  Eigeut  h  ums  Verhältnistie  Aufschltuü  ertheilr,  sie 
genügt  daher  fibenU  da  nichts  wo  «ine  sociale  Betraclitiiiiiriweiae  gerade  darSbar 
Atifklaninfir  zu  erhalten  wünscht,  in  welchem  Umfang  und  in  \Mlchem  A''erhiltniäi 
die  B«^vi>lkerunfr  ei  freiifhümlichen  Antheil  am  Oniiid  und  T^od»Mi  hat  und  ob 
uud  in  welchem  MaasHe  etwa  eine  sehr  weitgehende  Kigeuthuiu^huuluug;  zu  Gunit«s 
Einaelner  «tattfindeL  Dieser  Mangel  der  Statistik  ist  in  den  antereB  Stnkn  «*• 
niger  von  Bedeutung,  weil  daselbst  Eigenthums-  uud  Belritd)sfläche  ziemlich  rn- 
s.utiniPiifnllt  n  utui  dfr  ♦  i-T^Mithiimliche  Hesitr  mehrerer  landwirthsehat'tUcher  Anwfsf« 
■/.a  den  Ausuahmen  zaiiii,  wohl  aber  in  dfu  oberen  Stufen,  weil  beim  Gros^gruBtl- 
besita  sehr  h&iifig  die  gesammte  EigenthamsflSche  regelmietii^  in  eine  nelir  oder 
mindtT  grosse  Anzahl  Wirthsdiiiftsfläclion  (eifjenbewlrthschaftete  oder  verpachtete  ,. 
,  Uptrichc"'*'  711  Tiirrallrn  ])tiegt.  Nur  mittfll)ar  durch  V»'rt'"1''i«linnL'  mit  dfio  Vor- 
ki>mmen  der  Fachtbetriebe  lasst  sich  ein  Urtlieil  über  die  i^igeuihuuuiverhaltai>* 
an  Grond  und  Boden  bei  dieser  'Sachlage  gewinnen.  Im  fSnaelnen  ist  n  be*  > 
merken: 

1.  Peutsc1il:iTi       Xarh  der  Px-rufsstiitistik  von  1882  wurden  527fi'^4  Liu*!- 
wirthschaftliche  Betnebe  gezahlt,  welche  dlÖ68i^72  ha  Laud  bewirthschafteteB 


^)  So  Rogeher,  Anm.  13  %u  §  143.    VgL  lue^u  auch  die  AuütuhruDgeo  is 
Kap.  T,  $  97:  Ermtfflielmng  des  Gnmdbesitzerwerlw  durch  Landarbeiter 
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(•SMerdem  4951975  ha  Holtland),  so  dass  im  T^urchschnitt  auf  einen  Betrieb  eine 
landwirtliscliaftliclio  FliioliP  von  6  ha  Sfin»-  (iesammtfläche  von  7,6  ha)  entfallt. 
Trtiint  mau  im  8inn  der  früheren  begrifflichen  Unterschiede  die  Betriebe  iu  solche 
unter  2  ha,  Ton  2  hft  bis  100  ba  und  über  100  ha,  tind  Iftsst  man  das  Holzlaod 
«ufler'Belracht,  so  erh&lt  man  für  diese  3  Gruppen  folgende  Zahlen:  Es  entfallen 
taf  die  nnterst»^  Gruppe  (unter  2  ha)  3061  S1^^  Betriebe  (58  Vo  der  Gesammtzahl) 
mit  l8^'>iKki  ha  (5,7  ^'o  der  Gesammtfläcbe) ;  aut  die  mittlere  Gruppe  (2  ha  bis 
Uä>  ha)^  2189522  Betriebe  (41,5  7o  aUw)  mit  222S6771  ba  (69,9  7«  des  gesammtea 
Uadwirtbwhaftlichen  Areals^,  auf  die  obert'  Gruppe  (über  100  ha)  24991  Betriebe 
(05  'M  mit  77Sfi263  ha  (24,4  Vo^.  Xalu  zu  die  TT  illte  aller  Betriebe  entfallen  also 
aaf  den  bäuerlichen  Besitz,  welcher  an  der  laudwirthschaftlichen  Fläche  mit  fast 
drei  Viertel  betheiligt  erscbeint.  In  Wirklicbkeit  aber  nocb  stSrker  Terlreten  ist,  da 
^4l^tf^^ai^■  «neb  unter  den  Betrieben  fiber  100  ba  eine  Anxahl  noch  ausgesprochenen 
bäuerlielien  Charakter  an  <?irh  tragen  (nam^'ntHeh  in  dem  nördÜchen  Deutschland} 
und  andernthcils  in  den  fruchtbarsten  Gegenden,  namentlich  in  solchen  mit  Special- 
cdtaren  ^Wein,  Tabak,  Hopfen,  Obst)  auch  von  den  Betrieben  mrter  2  ba  manche 
aoch  eine  selbstständiire  l^iuierliche  Existenz  ermöglichen.  Nur  ein  kleiner  Theil 
der  Gesammtfläcbe  des  Bodenareals  ist  in  kleinste  Parcellenbesitze  (unter  ">  ha) 
xmplittert  (rund  '/«»töl);  und  darf  jenes  breite  Vorwiegen  des  büuerlicheu  Besitzes 
als  Merkmal  einer  dnrchflcludttlicb  günstigen  BentsrertheilnnK  angesehcoi  werden, 
10  wird  T"«^**  es  als  einen  erheblichen  socialen  Vortheil  erachten,  dass  mod  3  Mil- 
lionen Mensehen,  welche  jr^f^ssentheils  Landarbeiter,  r.nm  kleinen  Theil  Fabrik- 
arheiter.  Handwerker  sind,  übrigens  in  der  Gruppe  zwischen  1  und  2  ha  in  statt- 
hcher  Anzahl  (rund  250CX)0>  noch  eine  selbststilndige  Existenz  anf  ihrem  Besitzthnm 
fiOimi,  an  den  Segnungen  des  Grundbesities  und  zwar,  wie  aus  den  Angaben  der 
1882er  Besitz>talisiik  über  das  Vorkommen  der  Pacht  erhellt,  tibm\ipnreud  aU 
li^Tenthiimer  Theil  nehmen  (das  Pachtland  beläuft  sich  im  Durchschnitt  aller 
Beoiebe  unwr  2  ha  auf  29,7  Vof  steigt  aber  in  einzelnen  Tbeüen  Dentsehlands 
aUeiängs  auf  507„;  s.  170).  —  Scheidet  man  die  Gruppe  von  2—5  ha,  weil  jeden- 
fnlls  zu  einem  TheU  noch  nnselhstständige,  zu  einem  andern  Theil  noch  bäuerliche 
ZwPTsrbetriebe  enthaltend,  mit  einer  Zahl  von  981 4ü7  =  18,6  7«  »Uer  Betriebe  und 
eim  r  Fläche  von  3190^  —  10  der  Oesammtwirthscfaaftsfliidie  ans,  so  bleiben 
ab  mittlere  und  grössere  bäuerliche  Betriebe  (von  5 — ^20  lia  und  von  20 — 100  ha) 
immer  noch  1208115  ±' 0  ^U)  mit  19(K;i')r)r)8  ha,  d.  h.  einer  Wirthschaftsfläche, 
wfifhe  59,9  7o  der  laiidwirthscbaftlichen  Gesammtbodenfläche  gleichkommt.  In 
dt>i)  tiiizeluen  deutschen  Staaten  ist  dieser  wiehtigste  Theil  der  bftuerlichen  Betriebe 
allerdings  nicht  gleichmiiSBig  vertreten;  es  bilden  nämlich  diese  beiden  Gnqipen 
(5-100  ha)  : 


in  Prncenten  in  Procenten 

aller  der  Gcsammtwirth- 

Hauptbetnebe.  Schaftsfläche. 

in  Piviisseu                             21,7  55,7 

,  Bavei-u                                37,1  804 

„  Sachsen                          23,9  70,1 

„  Württemberg                     20,1  64,1 

„  Baden                              17,0  öö,8 

„  Hessen                              19,9  62^0 

^  Mecklenburg-Schwerin         12,7  38,7 

„  Mecklenbnrg-StreUtz            10,2  34,0 

„  Oldenburg                       23,2  78^1 

„  Sachsen-Weimar                29,8  703 

„  Braunschweig                     15,8  65,6 

„  Elsass  Lnthnnjjen               15.1  56,2 

Deutsches  Reich                 22.9  59,9. 


In  der  na«  hstehenden  Tabelle  .^ind  die  Proceuuahlen  für  die  eiuzelnen  Besita- 
frnppen  für  die  wichtigeren  Staaten  und  Staatsgcbietsthcile  des  Deutschen  Beichs 
filsnichtiich  snsammengestellt. 
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Die  lund  wirthöchaftliche  Besitz  vertheilung  im 

Deutschen  lieicli. 


Staaten  j  -  —    -   -  -  r-  mehr 

 i — ,    ,  !_  ._ 

StaatsgebietstheUe  i'^.liMiZ'li  1^  31  |^  1=1  5^  31  |" 

!•=    l'agi'3    raS;"      =8:-    ■'=%■=■  eä 


l>-2  ha 


2    ä  Im 


I 

20  ha  p^-lOOha^^*^^^ 


f)stpri'iis.sou  .  ,  . 
Westpreusscu  ,  , 
Brandenbiurg .  .  , 
Pommern  .... 

Posen  

Schlesien  .  .  ,  , 
Sachsen  .  .  ,  , 
ScIilcswi^'-  TIoUtejn  t 
Hannover  .... 
Westpiialeii  .  .  . 
Hessen-Nassaii  .  . 
Rheinland .  .  *  , 
Hohenzollern .    .  . 


58.9  I 
,65,3 

'  r)«,8 

51,6 
66,5; 
55,8 
59.4 
69.9 
,68,71 
68,1 
39,7 


2,1 
2,5 

3,9  i! 
2.8 
2.4 
4.9 
6,1 ,1 
2,0  ' 
7.3  I 
10.4 
10,9 
12,8 
6,9 


13.9 
n,6 
12,8 
12.6 

13.2 
13,0 
12,0 
18.4 
14,7 
22,4 
17,3 
.33,4 


Prt'ussen    .    .  . 

Bayern  

Sachsen  .... 
Wärttemberif ,    .  . 

Baden   

Hessen  

M«eklenbnr|;r«8chweriii 
Sachsen  WcTTiinr  . 
Mecklenbur^^'-Strelitz 
Oldenbnnr.   .   .  . 

Bnuuiüchweifj^  .  . 
Klsass-Lothrin{j:en  . 
Deutsches  Keich 


61,4 

:^8,5 

60.2 
53,6 
54,4 
57,7 

|783 

■49,9 
'  83,9 
'  53,8 


63.8 
60,9 

,  58,0 

II 


4.9 
4.6 
6,1 
11,0 

13,7 
11,6 
4,0 
6,1 
3,4 
5.3 
8,6 
13,3 
öi7 


16,2 
24,3 
15,5 
26,3 
28,6 
•22,3 
7,1 
19.9 
4,8 

'  22.9 
10,1 
23.8 

:.  18,6 

Ii 


3,5 


16.7 
3,1 ,,  15,9 
4,1  !  IM 

15,2 
22.1 
19,5 


3.5 

3.3 

n,u 

7,1 

3,8 
11.0 
13,5 
20,7 
20,7 


14,1 

15,9 
15.4 
11,5 
16,5 
13,0 


23,2  23.8 


12,7 

9.7 
22,9 
28.7 
21,5 

2.4 
11,6 

1.6 
13.2 

7.9 
23.2 
10,0 


15,6 
;-^0,5 
18.8 
17.6 
15.7 
18,6 
6,1 
25,4 
!  4.5 
16,0 
11,6 
13.4 
17,6 


14,0 
U,0. 

19,4; 

1.3,5 
'  19.1 
26,9 
24,01 
16,4; 
30,3 
34,2 

42,8 ; 

43,1 
48,2 

22.9 
48,1 

39,6 
4.3,6 
42,3! 
49,71 

6,4 1 
45.3! 

5,3 
28,3  , 
29,0  i| 
35.5 
28,8  , 


1.3,8 
104 
8,2 

7,2 
7.2 
4,9. 
5,8 1 
15,6; 
6,7  1 
3,8 
2,3  i 
1.6 
3.0 


43,8 
33,3 

363 

22,8 

19.9 
•>'>  7 

353 

61,4 
44,0 
37,1 

ia9 

20.7 
19,1 


6,1 
6.6 
5.1 
2.5 

1,3 


32,8 

323 

30,5 
20,5 
13,5 


1.3  12,3 
6,6  27,3 


4,4 

5,7 
7,2 
4,2 
1.7 
5,3 


25.0 
28,7 
49,8 
36,6 
•20.7 
31,1 


1.7 
1.8 

03 

1,7 

1,7 

0,8 

0,4 

0.7 

0,lij 

0,12 

0,13 

0.05 

0.11 


0,72 

0.11 

0.4 

0,05 

0,04 

0,12 

1,4 

0.4 

Irl 

0,12 

0.32 
0.21 
0,51 


38ß 
47.1 

aas 

57.4 

27i) 

ir>  \ 

ti.H 
4.8 
6,7 
27 
2S 


31,7 
2JI 
14.1 

2.i.> 
IJS 
4d 
59 
12,0 
Ö6.0 
3.4 


17.9 

_  ^ 

24.4 


Im  Allgemeinen  Iftsst  rieh  sagen,  dass  das  Dentn^  B«ich  etwa  in  d«T  Linie 

der  Elbe  derartig  /.weigetheilt  ist,  dass  westlich  davon  die  kleineren,  östlich  die  j^ise^re-n 
Betriebe  vorwiefren.  Der  O  rf> «;  s b  es  i  t  z  ist  in  den  östlichen  preuv-ivrlien  Pn»vin?'»  n, 
wo  er  biü  %u  öi^o  der  gesuuuiteu  laudwirthschaftlicheu  Fläche  emuimmt  (,1'oiuiii'eru 
sowie  in  Mecklenbnrff  (56  nnd  ÖO"/«  der  Fläche),  der  grössere  hinerlieh« 
Besit/.  f20  100  ha)  namentlich  in  Oldenburg,  Braunschweif;,  in  Preussen  h*>sonderi 
in  diu  rrovin/.eii  Srbleswif»- Mfjlsti'iii,  rTaTmover,  Ost-  und  Wf stpreus5»en,  suwie 
iu  Brandenburg,  der  kleine  uud  uiitilere  b  auerl  ic  he  B  es  i  t  x  <2— 20  ha)  vor- 
wiegend in  Bayern,  Sachsen,  WOrttemberir,  Baden,  Hessen,  Elsaas-LotliTiiiffen,  der 
klt'iri^to  Besitz  f^bis  2  ba  im  -?:irksfin  in  di'n  vier  letztgenannten  Staaten  ver- 
treten; grossere  bäuerliche  (.uier  i20— li>0  lu»  finden  »ich  übri'r*'n''  in  erht'blirher 
Anzahl  auch  noch  iu  Bayern  uud  Saclisen  (bis  y-u  3ü7©  der  Flache»,  wuiinL>mi  diese 
Besitspruppe  in  Baden  and  Hessen  nur  noch  Vt—VS^U  ^  Fliehe  ehanlauit.  Dia 
kleinen  nnd  kleinsten  Betriebe  finden  sich  (wie  die  der  Verarbeitong  der  Dcntedwa 
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Uodwirthscluiftlicheii  BetriebntatlBtik  beigdgebenen  kartographiEeben  DarsteUnngMi 

erkfuufu  lasson)  uainentlich  im  »»biete  des  Rheins  und  seiner  Nebenilüss«'.  insbe- 
sondere der  Mos^'I,  des  Neckars  und  Mniti*;,  d.  h.  in  den  Oependeu  des  Weiti  nnd 
Uaudelä^wiichäbaue:»  sowie  eniwickeher  IndustrietUütigkeit,  e»udauii  abt-r  aiieli  in 
sehr  Yielen  GebirgsfregAiideii  (im  atldlicheii  Schwarswald,  in  den  Vogesen,  int  Wester* 
wald,  Taunus,  württenib.  rauhen  Alp,  AI1<>:äu,  Erzt^ebirpe  etc.).  Di»«  Extreme  der 
lleTiiizvertheilunp  aber  bilden  einerseits  der  Nordosten  Deutschlands  mit  dem  Ht^rvor- 
treteu  des  über^osseu  (Latifuudifn-)l{esitze8  und  auderüeits  der  Sudwciitcu  mit  dem- 
jetugeo  der  bäaerlicben  Kleinwirtbacbafleii. 

(fross(  Latifundien*)  Hesitx  insbesondere.  Wie  obenerwähnt  entfallen 
nnf  dir  (;r.>^.^b^tri.•lll■  über  lOOha'  iM  IHH  mit  einer  GrsnmmtHaclif  vcn  102TSl>(Kiha 
und  einer  iandwirth  schaftlichen  Fläche  von  TTHÜiitxi  ha,  auf  diej^nigr"  nnt«r 
100 ba  5251353  mit  einer  (Jesammtfläehe  von  29899740  ha  und  einer  landwirth- 
icbaftlichrn  Fläche  von  24t)827()9  ha,  d.  h.  es  nehmen  die  jn'össeren  Betriebe 
( rwa  2.V"„  der  landu irf li«  haftlichen  Fläche  ein.  V(»n  jenen  auf  di«'  l'rtrirl)»-  über 
lUO  ha  eutfallenden  7  78l>2<i3ha  landwirthschaftlicher  Fläche  kommen  aber  auf  die 
sieben  östlichen  preussischen  Provinzen  allein  0120059  ha  mit  17896 
Betrieben  und  es  nimmt  hier  der  j^rösisere  Orundbesitz  (über  KX)  haj  42^/«  der  land- 
wirtbx  bafrlit  lii-n  Fl;i<  l;f  in  Anspruch,  jfejrf'niiber  24.(>"/o  Deiii-i  lilanil,  l  l.T'o 
Sachsen^  7,3  in  Klsass-Lothnngen,  2,3°  „  in  Bayern,  2"/o  in  Württemberg,  1,87© 
Baden;  er  wird  nur  übertroffeu  in  den  beiden  Mecklenburf^,  wo  auf  die  «grösseren 
Güter  (über  100ha)  mnd  60^/©  der  laudwirthschaftlichen  Fläche  entfallen;  von  der 
« JexiiTTimtzahl  der  irriisseren  Betriebe  in  I)euts(  bland  iilK-r  HKl  ha)  entfallen  auf 
jene  Provinzen  allein  71,6'7o.  besonderer  Interesse  im  Hinblick  auf  die  Aus- 

fuhrunrren  in  §  71  ist  aber  das  Vorkommen  des  ganz  gössen  (Latifundien-) 
BesitEC!«,  über  welches  die  sor^fliltifren  Untersttcbnngen  von  J.  Conrad  in  den 
Jahrb.  f.  N.  A.  B.  XVI  (S.  121  tT. i  dankoiiswerthen  Atifschluss  ertheilen.  Nimmt 
man  mit  Conrad  an,  dass  ein  eigentlicher  Latifuudicnbesitz  erst  mit  einem  Besitz 
von  5000  ba  beginnt,  so  giebt  es  solche  Besitzer  in  jenen  Provinzen  überhaupt  158 
mit  1758  Oüteni  und  mit  einer  Oesanuntfläehe  von  1768046  ha  (darunter  allerdin^g 
93<*».HHS  h,i  'NVal.l  und  132<w  420  M.  (Irundstcnerroinortra?:  nnWr  denselben  sind 
15  Souvemui  und  -\Iitprlieder  souveräner  iiauser  mit  374  73;i  ha  und  123  adelige 
Bemtzer  mit  12231  IG  ha;  der  Best  entfallt  auf  bürgerliche  Besitzer  (10  mit 
82375  ha)  nnd  auf  ErwerbsgeseUschaft^'n  sowie  Communen  und  Universitäten.  Auf 
die  2(>  grö?sT»'n  Brsifzr-r  entfallen  078  Oüter  mit  588050  lia  'darnnt.  r  307  IfK)  lia 
Waid);  bei  diesen  bewegt  sich  der  Uesammtbesitz  zwischen  13t>42  ha  und  70139  ha 
(letaterer  dem  Fürsten  von  Pless  gehörig).  Wenn  man  erwägt,  dass  im  Oross- 
horzogThum  Baden  in  eine  landwirthschaftlichen  F'läche  von  83H3<i2  ha  rund 
2320tiO  Betri.  lu-  -ii  Ii  theilen.  %välirend  im  östlichen  Deutschland  (i92j!r>0  ha  lajid- 
wirtb£chaftlichc  Fläche  158  l'er.sonen  vphysische  und  juristische  J'ersonen»  gehören, 
so  wird  man  wohl  mit  Recht  von  einer  abnormen  Besitzvertheilung  in  diesen 
Provinxen  sprechen  dfirfen;  zumal  Angfsichts  des  weiteren  Umstandes^  dass  der 
Vreussischo  Fisrus  in  den.selhen  cbentalls  in  772  Domänen-Vorwerken  mit 
287625  ha  betheiligt  ist.  —  Noch  grellere  Besit/verhältuisse  weisen  allerdings 
einzelne  Kronländcr  Oesterreich's  und  England  auf. 

2.  (n  Oesterreich  fehlt  es  bis  jetzt,  abgesehen  von  Yer5ffentKchnngen  für 
einzelne  Kn)nländer,  an  einer  guten  landwirthschaftl.  Statistik  der  Ut  sit  Verhältnisse. 
In  Böhmen  ist  die  an!"  din  (Jrossgrundbesitz  (über  200  Joch,  1  Joch  =  57.5  ar) 
entfallende  Fläche  zu  29UÜ289  Joch  (1672570  ha),  die  auf  den  Kleiugruud besitz 
'onter  200  Joch)  entfallende  zn  4988014  Joch  (2870602  ba)  ennittelt  worden,  so 
daaa  also  jener  über  ein  Drittel  des  Landes  in  sich  begreift.  In  diesem  Kronland 
umfassen  nllHn  die  beid»  it  tVirstlich  Sch  warzeii  j^'Vrhen  Herrschaften  Kru- 
man  nnd  Wcttingau  3t>  Huadratmeilen  (rund  2U<JIMKJ  ha),  die  fürstlich  Tkuru- 
nnd  T«xis*8che  Herrschaft  Chotieschan  19*/,  Quadratmeilen  (rand  110000  ha), 
die  Kameralherrschaft  Pardubitz  12'/»  Quadratmeilen  (6700t)  ha),  die  fürstlich»  u 
Fürs!  1  't1>erg'8cho  Doppelherschaft  Pürglitz-Kruschowitz  IO'/b  Quadrat- 
meilen  J.jOOOOha);  d.  h.  diese  vier  Uerrschai'ten  nelunen  eine  Fläche  ein,  welche 
dem  dritten  Tbeil  des  landwirthschaftlichen  nnd  forstwirthschafllicben  Areals  des 
fBDs«n  OrosshenEOgthnms  Baden  grleich  kommt.    Für  Niederosterreich  hat 
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aiiiitber  im  Jahi«  1876  81  Gitw  fiber  2000  Joeb  (1  Joch  —  67,6  ar)  enntttlt, 

damnter  21  üImt  7000  Joch  bis  52000  Joch;  den  ausgedehntesten  ürtindht'sitz  hat 
das  gpräf liehe  Hoyos'sche  Fideirotnmiss  mit  59256  Joch.  (Siehe  Oe>tf  rr.  Staii>n«rbe 
Monatshefte,  L  Jahrgang  1875,  >S.  340  ff.)  —  In  ganz  Oesterreich  sind  1883  4116216 
OmndbeaitMr  emiittelt  worden  und  m  entfiekm  im  DoreluKhiiitt  auf  1  Grandbcätar 
11,94  Joch  md  40,07  Ooldm  Bdnertrag. 

3.  Ungarn.  Nach  den  amtlichen  Aiifnahmon.  welche  in  die  Jahre  185069 
fiillen .  erpriebt  sieh  in  I  nf^iirn  und  Si<'])t  n  hü  rjren ,  alio  mit  AuHSchlnss  toi 
Xruutieu  uud  iSlavoiiieu,  eine  GeäHUiiutjcahl  der  Urundbeiiitzungen  von  2486265  alt 
einer  QesammtllieliA  Ton  46687889  Joch  (hiervon  48477476  «rtra^fahig  nnd 
3120414  unbenutzbar^;  dem  entspricht  eine  T>iirrhschnittsfn"ös?e  von  18,74  Jodt 
Die  Vertheilong  auf  die  einxelnen  Grössenkategurieu  ergiebt  folgendes  Bild: 

Besitzgmppen  Grundbentmngen 
nach  d.  Grü«j>e  «1,1  •/ 

in  Joch 

bis  zu  5    1 4  n  Myn  58,09 

5    15    immi  2ä.87 

15—30    260  619  10,48 

80-50    77280  3,11 

50-100    mm  1,22 

100- MM»   20  611  0,83 

ÖOO-IUUU   4  502  0,18 

1000—10000   6195  0,21 

über  10000   231  0,01 

Inwieweit  hier  Bc^pelzählungen  von  Bedeutung  sindf  lusen  dio  amÜidMi 
Answciae  nicht  «rkeonen.   (Noch  m^rminKhaiu.) 

4.  In  Frankreich  wurden  (nach  der  statistiquc  agricole  von  1882)  im  Ganzes 
5672007  Betriebe  mit  einer  BewirthschaftunpsHiu  lie  von  49561 8G1  ha  gezählt, 
davon  enttielen  auf  die  kleinsten  (unter  1  ha)  2167t>67  (38Ä)*)  mit  1083833  ha 
(2,2"/«  der  Fliehe);  anf  diejenigen  Ton  1— 6  hm:  1865878  (32,9"/»)  mit  5607 6S4  hft 
(ll,37o):  auf  diejenigen  von  '1-20  ha  1200505  (21.2"/,^  mit  122:V^9:r)  ha  (24.7'/, ; 
auf  dinienigen  über  20  ha  437957  f7.77o)  mit  30641460  (45.0"/ „>.     IHo  BetrielM» 
über  20  ha  erfassen  7,7%  der  fiesammtzahl  und  61,87«         Geümnmtääche  ija 
Deutschland  53  nnd  55,57«),  diejenigen  unter  20ha  923  und  88,2"/o  (in  DmUtAr 
land  94,2  und  44,5),  di^enigen  unter  Ti  ha  73.1"/,  und  13,57«  ^»m  Deutschland 
76,6%  und  15,77o),  diejonigen  unter  1  ha  38,2  un.l  2,'>'/„  fin  Deutschland  44.0 
und  2,47«^;  die  durch.schiuttliche  Grösse  eines  land>virthschailtlicheu  Betriebs  i»t 
8,74  ha  (in  Deutschland  6,0  ha  und  einschliesslich  des  Holslandes  73  haX  bi 
grossen  Durch.schnitte  weisen  also  die  Besitiverh.iltnisse  der  beiden  Länder  erheb- 
liche Untcrsrhiede  nirht  auf;  die  ganz  kleinen  Hetriehe  sind  «ogar  in  DeuU»chl^n<l 
noch  etwas  starker  vertreten  als  in  dem  als  stark  zerstückelt  angenommene  Freuk- 
reich.    79,76%  der  Betriebe  werden  von  den  Besitzern  selbst  bewirthschallct; 
13,82®/o  sind  in  Zeitpacht;  6,42  in  Halbpacht  vergeben;  nach  der  Fläche  sind 
die  betr.  Procentzahlen  für  das  selbst  be«irth<?chaftete  Land  59.7*'„.  für  Zeitpacht 
27,24''/«,  für  Halbpacht  12,99%,  während  in  Deutschland  aul  100  ha  Areal  mir 
12,9"/«  Pachtland  entflUlt.      Im  Vergleich  mit  der  Statistik  von  ISßB  ist  seitd» 
eine  Vennehrung  der  landwirthschafllichen  Betriebe  über  1  ha  eingetreten  und  zwar 
um  278473,  trotz  des  Abgangs  von  133000  Wirthschaf^^n  libor  1  ha  in  Folp^  des 
Verlustes  vuu  ]*lisiiss-Lothringun.    Und  zwar  ist  die  Vermehrung  am   stÄrksteo  in 
den  mittleren  Gruppen  von  6  ha  an  aufwirts  bis  80  ha,  in  den  Onippen  gwischm 
1    5  ha  nnd  30 — 40  ha  dagegen  unbedeutend  und  es  steht  dieser  Vermehnmf  hl 
der  Besitzgruppe  über  40  h;v  eine  Vermindeninj»"  hira  7,847o^  ^regenüber. 

6.  In  Belgien  uud  Holland  überwiejrf  ebenfnlh  der  kleinere  nnd  minlere 
bäuerliche  Besitz.   Im  orstercu  Land  wurde  1880  gezaiilt  909399  Betriebe  snf 


*)  Die  Zahlenangabeu  bei  J.  Conrad  iu  dem  Art.  „Bauerngut",  S.  275  ütimmeB 
mit  denen  der  französischen  Statistik  nicht  ftbeioin. 
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1983670  ha  landwirthseliafllklier  FMelie;  danintor  untar  2  h«!  7Q9666  (78,0\)  »üt 
466000  ha  Flaclu-  i22,97oV.  von  2— 5  lui  109871  (12,17.)  ^"it  349800  lui  (17,77«); 
von  5—20  ha  74373  (8.27.;'  mit  447  800  ha  i22,6**/o);  von  20-50  ha  1218ti  (1.37«) 
nit  363100  ha  (18,  37«);  über  ÖO  ha  34U3  (Ü,47*)  vui  367870  (lÖW-  ^ 
Bfliiteer  Ton  2—50  ha,  welche  28,27»  Aller  darstellen,  entfällt  danach  SS,(fU  des 
landwirthschaftlichen  Areals.  Heber  die  Ei;jr*'iu)uijnsverhältnis!»e  und  die  Ordnen« 
zahlen  des  Kij-i  nthumsbesitzes  frebfii  die  Ziffern  der  Iii  l^nsrhfii  Statistik  «  htMJso- 
wenig  luiaiut; Ibaren  Au£tichlu&&  wie  die  Uentüche  la&dwirtiihchafÜichc  BethebsütaU^ük, 
«lAI  Mhvr  über  die  Bewirthschaftiuigrfmineb.  Banadi  spielt  das  Paelitlaiid  eine 
sehr  erhebliche  Kolhs  auf  1,2  ^VüUionen  ha  sich  erstieckend  und  zwar  ademlich 
|^eichmäs>^i<:r  ia  den  Betrieben  der  verschiedenen  Cirösse,  vj^l.  S.  171. 

In  Holland  entfallen  von  einem  landmrthschaftUchen  Areal  von  li^lli8ha: 
119600  ha  oder  4,57o  auf  die  Betriebe  unter  1  ha,  1849500  ha  anf  solche  fiber 
Ihl,  welche  letztere  in  163755  Einzelbetriebe  zerlallen;  darunter  58,97«  Eigen- 
thümer  nnd  41,17«  Pächter,  von  denen  die  erstcri  ii  1  n_>:^(i(X)  ha  (55,37«^  *^it'  letzteren 
SÜÖOÜÜ  ha  (44,7"/o)  bewirthschaft^^n.  Di©  Zahl  der  Betriebe  von  1—5  ha  beasiffert 
rieh  «af  74139  144,6^/«),  die  derjenigen  von  6-20  ha  nnf  63913  (39,27«\  wn 
20-100  ha  auf  25590  (15,87o),  über  100  ha  auf  213  (0,2*/o);  die  Ansschddiing 
der  Grössenklasse  der  Betriebe  nach  Flächen  ist  aus  dt  r  Statistik  nicht  zu  ent- 
nehmen; doch  kann  man  auA  den  angeführten  Zahlen  immerlün  achliessen,  dass  der 
bitterliche  Mittelbesiti  fiberwiegt  nnd  der  Grossgrundbesitc  eine  nennenswerthe 
JßoUe  nicht  spielt.  Bezeichnend  ist  anch  hier  wie  in  Belgien  das  starke  Tlervor- 
tr<  ten  dt- r  Tacht  in  den  unteren  Omppcn  (in  der  Qrnppe  TOn  1 — Ö  ha  sind  40f67« 
Pachter,  in  derjenigen  von  ö — 20  ha :  38,8*'j«). 

6.  Italien^).  Eine  Statistik  der  Besitsvertheilung.  welche  fiber  die  Grossen- 
gmppen  und  ihren  Antheü  an  der  Bodeufläche  Aufschluss  gäbe,  fehlt,  doch  hat 
di**  italienische  Afrrarenqnete  vnm  15.  März  1877  mauuichfachen  Aufschlnss  ertheilt. 
Ein  eigentlicher  Latifundieubesitz  scheint  danach  wesentlich  nur  in  Latium, 
Unbrien  nnd  den  Marken  vomikonunen,  wfthrend  In  den  fibrigen  Landeathellen 
der  mittlere  und  kleinere  Besitz  überwies ;  im  allgemeinen  finden  sich  die  kleinsten 
üüt»:^  in  den  Ber;?en,  die  mittleren  in  dem  Hügelland,  die  grösseren  und  grössteu 
io  der  Ebene.  Eine  starke  Zerstückelung  des  Besitzes  weisen  namentlich  die  süd- 
WMtliehen  ProTinsen,  femer  Lignrien  (wo  ein  Anwesen  von  10 — 15  ha  schon  als 
grosses  Out  gilt  tind  Minimalgütchen  von  1  ar  Land  und  weniger  sich  finden,  ja  der 
Besitz  mancher  Wirtlie  auf  ein  halbes  Dutzend  ( Uivenbäiune  be?;cln;inkt  ,  die 
bergigen  Theilen  von  Toscaua,  endlich  die  Lombardei,  Venetieu  und  Sardinien  auf. 
Eins  Zunahme  der  Bedtzzeistfickelung  anch  in  den  letzten  Jahrzehnten  ist  für  das  ganze 
Lud  Bwar  nicht  statistisch  nachweisbar,  wird  aber  veruiuthet;  in  Venetieu  allein 
betrug  die  Zunahiue  der  Zahl  der  Eigeuthümer  zwisrhei;  ISnM  und  1SS2  mehr  als 
iOüOUÜ.  In  der  Lombardei  ,,bietet  in  Folge  der  eiugeiteleneu  Besitzzcrsplittorung 
dsr  cnltiTirbare  Boden  besonders  der  Thftler  den  Anblick  einer  Hosaikarfoeit**.  — 
Grnndeigenthümer  wurden  1871,  bei  einer  ^'^esammien  landwirthschaftlichen 
Bevölkerung  (einschliesslich  landwirtlisrhaftlieher  Tai,'elohner)  von  87385^5  Köpfen, 
1,5  MiUionen  (18 7o  der  Üesammtzahij,  Pächter  0,6  MilL  (7,47«),  Theilbaueru 
1,5  Millionen  (18,27o)  mnittelt;  der  Theilbatt  ist  besonders  stark  Tertreten  in  den 
Provinzen  Kmilia,  ürabrien,  den  Marken,  Toscana,  wo  er  3(*». 25;  41. TG;  03,55;  52,ll7o 
der  in  di  r  Laiidwirtlisehaft  Thätigen  nmfa^.^t.  w.'ihrend  diese  Zahlen  in  den  fibrigen 
Provinzen  zwi>chen  4  und  187»  8i<^h  bevvcgcu.    (Vgl.  aucl»  .S.  212.? 

7.  Grossbritunnien.  In  Englaad  und  Wales  wurden  1873  972836 
Onudeigenthfiaier  gezählt  mit  einem  Gesammt-Boden-Areal  (einschliessHch  Wald, 

Weid  1,1  Parkland)  von  33013515  acres  (1  acre  =  0,40  ha)  oder  1320500f)  ha 
und  Mill.  T..  Sterling  Grundrente;  und  /war  Eigenfhmer  von  1  acte  und  weniger: 
liSiM)  w2,247o;  mit  151172  acres  (,0,46'/«); 

von  1~60  acres: 
194633  (20,0l7o)  mit  2228760  acres  (6,767«); 

von  50 — 500  aeres: 
b8156  (5,98"/^  mit  8618952  acres  (26,ll7o); 


*)  Nach  Eheberg,  Agrarische  Zustände  in  Italien,  1886. 
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von  500—5000  acres: 
9383  (0.!»(  '     r  r  1264«  175  acre» 

vou  iAAX)    llX>OOÜ  nrres: 
873  (0,007 J  mit  9185415  Hi  ns  1 27,827«); 

von  100000  acres  und  mehr: 
1  (0,(Xf/o)  uiit  181617  acres  (0,6oVo); 

soiistiif»' : 

üötil  ^0,677oi  mit  1424  acres  (AOO*'/«". 

In  Sehott  Inn  d  grab  eü  1873  132131  Gnmdeigeuüiüintt  mit  18946 am 
oder  7678678  ha  und  18,6  Ifill.  L.  Sterling  Omndrente;  und  awar  EigcnthftM 

von  1  acre  und  wonitfer: 

113006  v85,52"/B.  uni  28177  acres  ^0,157«); 

▼an  1—500  acres: 
16520  a2,60^/«)  mit  749801  acres  (3,96^'o); 

vtiti  ."KM)    .j(XlO  iii  ros: 
ÜUÜ4  a,52''  ,,         H2(;iHBl  acres  U7,217«); 

Ton  öfMX»   lUOUUü  ttcrea: 
666  (0,427»)  mit  9974324  acrea  (62,647«); 

Vf»n  100000  acriN  nnrl  nirlir: 
24  iÜ-O-i"',.)  mit  4931884  aert>  '2(i.9:V' „  . 

In  Irland  betrug  die  Zahl  der  (irundcigeuthümer  08  710  mit  20107557  acm 
(8063022  ha)  Land  nnd  einem  Omndrentenelnkoninien  von  1S418368  L.  Steilnf 
nnd  «war  waren  vh 

von  1  ncrc  und  wenig^or : 
36144  l52,tiü°,y  mit  9065  acrt-s  ^0,05); 

▼on  1'*"'600  acres* 
26106  (37,99"  o)  mit  2206684  acres  (12,06*/.); 

von  500   5000  acres: 
5717  <^,32",n)  mit  8 105  539  acres  ^40,217,); 

von  6000-  100000  acres: 
741  (1,08" V  ,nif  9216649  acres  (46,72%); 

von  100000  acres  und  mehr: 
3  (0,00  J  nüt  397079  acres  0,977o). 

Danach  jrehört  in  P^ngland  und  Wales  über  »  in  Viertel  des  ganzen  Land« 
H74  PersoneTi  mit  pinnn  (Jrundronteneinkommen  von  Mill.  I,.  Sterling,  in  Schott- 
land gar  nur  580  rcrsoneu  drei  Viertel  des  tirund  und  Hodens  (78".0)  mit  einen 
GmndreDtenemkonunen  von  4  WXk.  L.  Sterling;  in  Irland  744  Personen  ISul  die 
Hälfte  des  Landes  (477«)  mit  einem  Einkommen  von  4,1  Mill.  L.  Sterling.  Oder: 
es  besitzen  in  nlli  n  drei  vorerwähnten  Theilfü  (Jro^shritnnnieris  21 P4  IVrsonec 
33,8  iMillioneu  acres  vou  im  Ganzen  72,1  Millionen  acres,  d,  i.  la>t  die  Haifte 
des  ganxen  Land«,  lud  28  Familien  immer  noch  6,6  HÜl.  acres  oder  den  vier* 
zehnten  Tlu-il  des  Landes.  Der  Latifundienbesitz  in  tJrossbritannien  and  die 
tmpesundc  Häutnng  des  Grundeip-enthums  in  wenigen  Familien  tritt  in  <iip<«T: 
Zahlen  deutlich  hervor.  Ist  doch  dem  einen  Duc  of  Richmund  in  ^choniand 
ein  Besitz  vod  rund  1(X)000  ha  mit  einer  Million  M.  Beinertrafr,  dem  Dnc  of  Ar^;-Ie 
ein  solcher  mit  681(X)  ha  und  <K)Of)n<")  M.  Reinertrag,  dem  TI  i  -  von  Kicbmond 
und  (»ordon  ein  Holeher  von  HiO(H)  lia  in  s'nssex  und  von  121)(K.xni;i  in  Schottland 
augeUurig.  —  Und  nur  iu  England  und  .Schottland  wird  dieser  Latitundieabeäitz 
in  Formen  von  angemessener  Grösse  nmgetrieben  —  siehe  die  Ziffittn  nntsii  — 
während  in  Irland  die  schädliche  Kleinparcellenpacht,  trotz  seiner  Einengim^  aarh 
der  1850er  Agrarkrisis.  immer  noeli  weite  Verbreitnnfr  hat  'tJesnmmtxHhl  der  Pa^^hter 
in  Irland  1870  :  591619,  davon  mit  einer  PachtÜäche  uuier  30  acres:  432432  oder 
78,09*/«  aller  Fichter  nnd  einem  Pachtreal  von  6,1  Hill,  acres  oder  26,40^;  •  md 
einer  Durchschnittspachtflfiche  von  4,78  ha),  welche  Zahlen  durch  die  neuerliche  Auf- 
nahme von  1886  eine  wesentliche  Aenderung  nicht  verfahren  haben.  —  K- 
übrigens  darauf  auimerksam  zu  machen,  das«  die  in  da>  New  Domesdajr  Book 
eingetragenen  Zalilen  der  1878er  SHUilnng,  wie  sie  oben  angegeben  wurden,  dasihilh 
kein  gnna  antreffendes  Bild  Üefem,  weil  die  Eigenthümer  graftchaflawctse  eilwibsn 
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inirden  nnd  dosshnlb  dieselbe  Person  in  der  Zählung  nicht  selten  mehrfach  erscheint; 

4i:<li  i>t  /II  Ix'iiirk.siflifij^'i'n.  das8  in  den  iintfrcii  Hc-iitzpruppen  zalilreii-he  llans-, 
Villen-,  Fabrikbt'sit/j  1  erst  ht  inon.  Die  wirklii  lii  i)  Vt  t iiiilritisse  der  reiu  landwirth- 
Kbaftliche  BesiUvertlteiluiig  niiid  de&shalb  noch  uugüutiti^er,  als  die  Zalilen- 
eigebmsee  andeuten.   (Vgl.  Nasse,  Agrarische  Znstinde  in  England,  S.  190  ff.) 

Die  land wirtbschaftliche  üütriebsstatistik  ergiebt  für  1885  folgende 
Zahlenergebiiisse : 


(inippe 
Ton  V4  *cr0 

Zahl  der 
landw.  Betriebe 

iand\N  .  Fläche 

bis  60 

392203 

acres 

▼on  60—100 

64715 

4746520 

.  100 -aoo 

7957H 

13658495 

„  3Ü0-ÖU0 

18875 

6241 168 

,  600-1000 

4826 

3147328 

Uber  1000 

668 

88S616 

Im  Vergleich  mit  den  Zahlen  der  18S<)»  r  Erhebuii^^  weist  n  die  unteren  drei 
Onippm  'bis  ;¥X)  nrrf^)  rinn  Zmialime  mit  wie  auch  die  Zalil  diT  se1bststäti(lijr 
Dewirthschatieten  l'arceUen  ^Ailotmentiij,  wohl  alu  Folge  der  lorLächreitcnden  Auf- 
thflünng  der  Commons  (siehe  §  46  nnd  in  67  d)  wie  der  T^ksanikdt  der  gemein- 
Biitzigen  Laiullijragesellschaften  (siebe  unter  95  am  Schhiss),  in  ständiger  Zn- 
tuOune  begriffen  ist  il873  :  243398;  1886:  357795;  1890:  466005). 

8.  Für  die  Scbwri:^  Hotten  brsitzstafistisphe  Anproben  nur  für  ein/eine  Cantone 
vor.  In  Bern  (Mittheilungen  des  Bemischen  stat.  Bureaus,  1890  Lieferung  II) 
«Orden  1888  :  74705  Grundbesitzer  mit  246 219  ha  laadwirthschaftlicher  Flüche  er- 
mittelt, davon    entfielen  anf  die  Besitzgruppe  bis  1  ha:  44,6'*;o  der  Besitzer  und 

(!.  r  Flüche:  von  1— 5  ha:  36.0";,,  bczw.  26,9*'r,:  von  5— 20  ha:  17,7" «  w\A 
b«tw,  49,4  Vo}  über  20  ha:  1,7"  ©  und  bezw.  18,9"/o;  das  .Schwergen-icht  liegt  also 
trots  starken  Henrortretens  der  kleinsten  Landstellen  in  dem  mittleren  Besitz,  da 
»nf  diese  Klasse  nahezu  die  Hälfte  des  gesannntt  n  Areals  entfiLllt.  —  Aebnlich  im 
Cantoti  Ziirirb,  wo  auf  die  Besitzer  bis  1  Im:  8,9"; 0  der  Gesammtfläche  entfallen, 
am  jene  von  1 — 5  ha:  41,3;  auf  jene  von  6 — 20  ha:  51,1;  auf  jene  über  20  ha: 
3,7*/V  Dagegen  sehr  weitgehende  Besitssersplittemngen  in  Aargau;  denn  hier 
Mldet  die  Betriebsfläcbe  bei  den  Besitzern  bis  1  ha:  20,2"/o  «ler  r;(  sainiiitfl;i(  he; 
^^Tl  1  -  5  ha:  63,7**^,,  nnd  bei  jenen  über  5  ha  nur  16.1"  <,  Gleichwohl  wird  in 
dem  Bericht  des  aargauischeu  t'antoustatistikers  iMittheiluugen  1889,  Heft  1)  betont, 
dais  die  aUzngrosse  Zerstfickelnng  des  Bodens  nur  da  ids  nnchtheilig  befunden 
wurde,  wo  Gel^enbeit  zum  Nebenverdienst  fehle. 

9.  Russland.    Nach  der  in  den  Jahren  1877^80  veranstalteten  EniiuAte 

wurde  eine  Gesammttl.i(  Ii.-  von  117499  903  D.ssäfinnn  1000  D.  =  1093  ha)  er- 
mittelt, wobei  aber  betreffs  der  Hrhelmng  der  (irundeigenthumsverhältnisse  nur 
35ni08966  Dessatinen  in  nähere  Rücksieht  gezogen  worden  sind.  Letztore  ver- 
lh«len  sich  derart,  dass  entfallen:  auf  den  Staat  150409977  oder  38,5"  o- 
kä>.rn({i.'  Familie  7368740  oder  1.9"  ,  und  auf  die  Bauerngemeinden  131  372  457 
«xlrr  33,6^  o-    ^  '»n  l^t«!*»         Betrage  von  101  953  792  D.  oder  26,0"/,  sind 

91606845  im  Privatcigenthum  Einzelner  und  vertheileu  sich  anf  folgende 


G  r  up]  u  Besitzer  FUlchengrosse 

Zahl  7o  Dessatinen  7« 

Adlige   Ilt7in  23.8  79.9 

Kaufleut^i   V2  im  2,6  10,7 

Suultbürger   58tJü4  12,1  2,1 

Bauern   273074  66,7  6,4 

nicht  kUttsirt   .   .  22934  43  1.9 

zusammen   481  358  100.0  lOO.O 


Die  DurchschnittÄgriissc  »iiicr  l?osit-/im<Tr  beträgt  demnach  bei  den  Adligen 
föii,  den  Kauflentcu  775,  den  btadtburgeni  33  und  den  Bauern  18  Dessatinen. 
(Haeh  Wirminghans,  Art.  „Grundbesitz''  im  Hdwb.  d.  St  W.). 
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10.  N  o    n  TTi  e  r  i  k  a.  Nach  dem  Genm»  von  1880  worden  in  der  nordamerik«* 

aischeu  Union  gezählt: 


Orosse  der 

Zahl  der 

Vom  Eigen- 

in  Facht 

Auf  Anthcil 

jrannen 

thiimer  be- 
wirthschaftet 

▼ergclMHi 

TQrpacinei 

anter  3  acrei 

4:^52 

2  601 

875 

876 

3—10 

134  88y 

85  456 

22904 

26529 

10-20 

264748 

122410 

41622 

90816 

20  50 

781  474 

400  486 

97  399 

223  589 

ö()-l(X) 

1032  910 

KÜ4  f)22 

69  663 

1S8  725 

lOü— oOU 

1Ö95983 

1  416  618 

84  645 

194  720 

500-1000 

75  972 

66  447 

9965 

fib«r  1000 

28578 

25  765 

1393 

1420 

4008907 

2984300 

822957 

702224 

Die  ungesunden  Besitzverhältnisse  in  der  Union,  du«;  immer  stärkere  Ueber- 
wuchem  des  Latifimdieusystems,  die  Zunahme  der  Zeitpaciaungen  mit  ihren  oft 
luurten  Paditrertragabestlromungen  haben  sich  wie  Folge  und  ünMfae  ras  der  werig 
glücklichen  Landpolitik  der  Vereinigten  Staaten -Begienuic^  entirickeU,  die  das 
l^andspfrnlnnttnthum  tind  deTi  Tandwucher  föntilieh  gross  aog  und  in  dpr  die 
Landächtiukuugen  und  Landverschleuderungen  an  die  grossen  Eisenbahngesell- 
achaflen '  den  dimkelBten  Flecken  bilden.  Die  xnr  Unterstfltninf  von  ESm^mIib' 
bantOi  bis  1871  endgültig  erfolgten  Landschenkungen  werden  zu  187  MilL  Acres  an- 
gegeben, eine  Flache,  welche  die  des  I>fut.4<hen  Reiches  beinahe  um  die  Hälfte 
übertrifft.  In  Calilbmien,  im  Süden  und  in  den  Weststaaten  sind  Farmen  t«i 
20—90000  Acres  kefaie  Seltenheit  nnd  eine  einzige  Yiehafichterlann  soll  im  erstmi 
Land  (nach  FlüiSGhdm)  1  Million  Acres  besitMn  nnd  die  Hälfte  von  Califomien  soD 
500  Individuen  gehören.  „Die  (lesihiclite  der  amerikanischen  Landgesetzgebung  — 
sagt  Bering  —  xeigt  schlagend  die  Missstaade»  weiche  die  freie  Concarres& 
im  Erwerb  ron  Land  in  den  Colonialgebieten  zw  Folge  halle.*  Selbst  der  Eriass 
der  Heimstättegesetzgebnng  konnte  den  weiten  Agglomerationflnrooess  nielkt  bSndera. 
In  .Iowa,  Miäsonri,  Kansas  und  Nebraska  haben  1870—80  sng^enommen  die 
Farmen  von 

50^  100  Acrps  um  78%. 
100-500  „  „  431 'Vo, 
500-1000  „  „  776%, 
ttber  1000  «      «  8357«« 

in  Hichiflnn,  Wisconsien,  Minnesota  nnd  Dakota  ebenso  um  82  7ot  591 ä38*/« 
nnd  930%.  —  257«  aller  Farmen  waren  1880  verpachtet,  und  in  (nnzeliMi 
Staaten  erhebt  sich  die  Zahl  der  Piulifprüter  nicht  iinrrhoblich  über  diese  I>urrh 
Schnittsziffer,  namentlich  in  den  8üdt»t4iat«n  (bis  44%  in  Mississippi).  Vgl.  hierzu 
Bering,  Die  Landpolitik  der  Vereinigten  Staaten  in  Nordamerika,  in  Schmuller'g 
Jahrb.,  1884,  8.  439  ff.  —  Bemerkenswert  Ii  sind  auch  die  Latifundienbenlnuifen, 
wclr-lip  seit  dem  Ausbruch  der  üi-rm sehen  Knsi;«  in  GrossbritJinnien  cnglisoht* 
Gruiidherreu  in  Amerika  zusaiumeugehäuft  haben.  Nach  Flürschfim  'des^^t-n 
Angaben  allerdings  an  Zuverlässigkeit  vielfiich  zu  wünschen  übrig  ltt«sen;  mW 
die  Flüche,  welche  jetat  schon  britische  ünterthaaen  in  Nordsneiilut  beeitasii,  «f 
11  Millionen  Morgen  ancnsehlagen  sebi. 
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Abschuitt  III. 
Thelitftrkeitslieseliribikiiiigeii  und  Erbreeht. 

g  75.  Für  und  Wider  die  MobilisiruDg. 

Vorbemerkang. 

Die  Frage  ^Für"  uud  ^Wider*"  die  Mobilisinmp  fällt  zum  Theil  wenigstens 
■dt  jener  nach  der  vorwiegrenden  Nützlichkeit  ^losser  und  kleiner  Landg&ter  «n- 
■»linwi,  daher  denn  anch  die  Betrachtungen  darüber  alt  die  grundlegenden  voraus- 
?<^sfhirkt  worden  sind.    Ganz  allgenu  in  !asst  sich  sajijf  n ,  das.s  je  nach  der  Beant- 
wortung jener  priucipiellen  Frage  auch  die  SchrittsteUer  entweder  dem  System  der 
Gebundenheit  oder  dem  der  Freitheilbarkeit  (^der  Mobilisirung)  zuneigen.  Uebrigeng 
Kt,  wie  Seelig  in  einer  Arbeit,  die  auch  heute  noel»  zu  den  lescnswerthesten 
pliurt  f^L'eber  die  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes.    Mit  besonderer  Kiieksieht 
Attf  Hannover**,  in  der  Tüb.  Zeitschr.  f.  d.  St.  W.,  Jahrg.  J8ö4)  betont  ^S.  0^9), 
Frage:  ^ob  überall,  zu  allen  Zeiten  uud  unter  allen  YerhäUniagett 
&  Geschlossenheit  oder  die  freie  Theilbarkeit  vormsiehea  sei,  eine  solche,  die 
H;?rTitli(h  j^r  nicht  fT^'teüt  werden  sollte.  Die  Bedeutsamkeit  der  mitwir](e!5- 
den  ^iebenumstände  ist  es,  welche  die  Beiiugnahme  uui  ciu  bestimmtes 
itad  verlangt    Die  ganze  volkswirthschaftliche  Lage  des  Landes,  nicht  bloa 
ii*^  landwirthtchaftUcheD,  sondern  auch  die  industriellen  und  UandolsverhiUtniflset 
di«  Staats-  und  Rer  hr^v,  rfn^^iing,  der  Bildmi.rs>tand,  die  Sitten  und  der  Charakter 
de«  Volks  werden  tur  die  Kntscheidung  der  Frage  in  Anschlag  gebracht  werden 
IB&neu''.    In  der  That  ist  die  Frage  der  Gebundenheit  oder  der  Freitheilbarkeit 
keine  grundsätzliche,  fondem  nur  von  Fall  an  Fall  zu  lösende-,  und  auch 
eine  Betrachtuugsweisf  .  ^vcUhe  etwa  <jan/.  allfrt'mein  für  die  nii  tl< nn  < 'ulturstufen 
dorchweg  Gebundenheit,  für  die  höheren  ebenso  durehweg  Frtitli  lU  arkeit  forderte, 
UflSt  den  springenden  Funkt  veruitiseu.    Zwar  liegt  in  dem  allgemeinen  Zustand 
der  Totktailtar  ein  Moment  von  nicht  an  unterschätzender  Tragw  eite,  aber  doeh 
ünr  eins:  das  .indere  ist  durch  di«' thatsäehliche  Bewirthschaftniif.'sniöfrlielikeit  jre- 
gtben,  iuüoi'ern  es  niimlieh  von  wesentlichst»  r  Fu  df  ntung  ist,  ob  nach  den  Boden- 
lid Klimaverhältnissen  dem  Forlscliretteu  zu  intcusiveren  Anbauweisen,  als  un- 
erUislicher  Vorbedingang  einer  Verkleinernng  der  landwirthschaft> 
Hrheu  Retriebsei  nheiten  nindernisse  in  den  Weg  geTo^rt  sind  oder  aber  ob  dies 
nicht  der  Fall;  denn  wo  ersteres  zutritlt,  kann  selbst  auf  den  höchsten  Cultur- 
ttnfen  Gebundenheit  ein  Gebot  wirthscliuf tlicher  Nothwendigkeit  bleiben. 
l>ie«e  Abhängigkeit  der  Streitfrage  von  dem  Binflnss  der  natürlichen  Wirthschafts« 
fufortn  ist  mpist  in  der  Tiiteratur  viel  zu  weni^r  beaclitet  wordeu  und  je  schroffer 
«be^i  desshalb   die  An8chauun<ren   in   der  einen   oder  audt  reu  Richtung  formulirt 
*Wrden,  um  so  weniger  war  eine  Verständigung  unter  den  streitenden  Parteien 
iD  u'Ik  h.  Auch  ist  meht  an  verkennen,  dass  das  0rthell  der  Schriftsteller  wie  der 
pruktis«  hen  Volkswirthe  und  Staatsmänner  selir  vielfach  dnrcli  Kindnifke.  welche 
die  Verhaltni>se  des  ei^'enen   Landes  oder  selbst  der  näheren  L'mgtbung  hinter- 
lienen,  beeiudusst  wordeu  ist  uud  da^ti  Manche  derselben  hierbei  der  Versuchung, 
eio  aas  localen  Beobachtongen  geschöpftes  Urtheil  aar  Höhe  einer  allgemeinen 
e^iti^en  Wahrheit  zu  erheben,  nicht  immer  sich  sn  entaiehen  verslaaden  haben, 
^  die»  namentlich  auch  von  Fr.  List  zutrifft. 

In  tl,  r  !nM5ti^'en  Zeit  hat  die  kontroverse  ^^cl  von  ihrer  Schärfe,  aber  auch 
Tüü  ihrer  prakiiaciicn  Bedeutung  verloren,  weil  eine  WiederheraulTührung  der  alten 
ttreagsten  Formen  der  Gebundenheit  (gesetzliche  Unthdlbarkeit  in  Yerbindong 
^i*  directen  Vcränssernnfrs-  und  Versehnldungsbeschränknngen)  mit  genereller 
^-r.'rrifun'^'  nller  landwirtiisehattliclien  Anweseu  im  Kru'^te  von  Niemandem  discutirt 
*ird  und  jene  mildeste  Form  der  Gebundenheit,  welche  ni  den  modernen  Anerben- 
'«chtsgesetsen  an  Ansdrock  kommt,  anch  von  den  grundsätslichea  Freunden  einer 
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Freiheit  im  Boden  verkehr  nehr  wohl  g^tgeheisseti  werden  kaiiii.  —  AU  Freunde 

1111(1  \'irfir(-  1  ili-r  M  II  1)  i  1  i  s  i  r  n  11  g ,  d.  h.  dir  durch  ;r«M't/li(  ho  -  und  V»-rh<it^ 
gruud»at/.l  ii  Ii  imd  mit  «je nerei  1  f  r  Wi  rk  u  ug  tiir  <Uii  ^esjunniteu  Liej^euschnfui- 
besitz  nicht  behinderten  UevvegunK  im  Jäejfenschaftäverkelur,  t  heil  weise  aller« 
din^s  mit  maanichfachen  Einsohrftnknngen  und  Vorbehalten,  sind  la 
nennen  und  zwar  von  Aelteren  neben  den  Ajrronoinen  Thu  r.  S»  ^iwr-rz  und  Koppe 
die  Vidkswirthe  L'47.,  l'hiiippi,  (iriif  Socb-n.  Hülau,  SüssmiU  ii;  von  den  Xenenr. ; 
Jä«fer,  Lette,  Marehet ,  Meit/.en,  von  Mijiskowski ,  Menger,  von  Muhl,  Keichvc- 
sper^er,  Riedel,  Roscher,  Sehüff  le,  Schmoller,  SceliiTt  Walcker;  rin  Theil  dieser,  ond 
zwar  Nf  H/st  der  radieal-fr<  ili,indhTisehe  Waleker  tritt  aber  wann  und  übcraeujän  für 
eine  die  nngetlieilte  Krhaltnng  der  Landgüter  im  Krbwrg  sirhernde  cnier  d«u  h  ibr 
VorM-hnb  leistende  Erbrochtügeüctzgebuug  ein.  Ali  Uegner:  Arndt,  Kiiauj.. 
Ad.  Müller.  Freiherr  v.  Stein,  t.  Vincke;  femer  v.  Bernhard],  Hannen,  HefBaan« 
Helffrich,  Kiis«  ;rartin.  Fr.  List,  Henning,  Rielil,  unter  dt  n  N'eueren  ü  imeatlich 
L,  von  iStein,  wie  überhaupt  die  meisten  österreieliisrh»  u  Landwirtiie.  .Vrndt 
erwartete  von  der  Freitheilbarkeit  „ein  Volk  von  IJettlern  und  Streumem".  Freiherr 
T.  Stein  befurchtet«,  das»  sich  „der  Bauernstand  in  Tagelöhner,  GesindeL  der  Adel 
aus  einem  selbstständigen  Güteradel  in  einen  Dienst-  und  llofinhl  auflöst".  Wfv- 
gegen  z.  B.  Bülau  für  MobilisininL'''ifreiheit  sclion  <le<shal])  eintntt.  weil  kleiiu-re 
Guter  grössere  iioU-  und  Kuinertrage  abwerfen,  und  zugb  i»  Ii  ^ein  wielitige>>  MifT»-l 
gegen  die  UebenrÖlkemnir  gehaltene  Nahrungslosigkeit  sind";  auch  weü 
„von  <:;^rns'S(«r!n  Bedrängnissen  kleine  Landwirthe  weniger  schmerzlieli  betroffvik 
werden,  weil  sie  sich  den  w<M  hselndeu  Zeitumständen  ansrhmii  qvn  können  und 
8uw-<dil  geneigt  als  fähig  sind,  einen  Ausfall  durch  duppelieu  1  leis»  und  duppelt* 
Sparsamkeit  in  decken**.  (BQlan,  Handbuch  der  Staatswirthschaftslebra,  1835, 
S.  244.)  Kitif  ;jnte  Tebersicht  der  Literatur  bei  Roscher  in  den  Anmerkungen  zn 
§  58,  IUI  und  13*J  und  bei  Bau  II  zu  7().  I>ie  älteren  französischen  Schrif*- 
steller  sind  meist  ebenso  Auliäugcr  des  kleiueu  Gruudeigeuthums  und  damit  der 
HobiUsiningsfreiheit  wie  die  englischen  den  Grossbesitx  nnd  die  Qebundeiüicit 
Itovor/iiLreti.  Die  nüchterne,  immer  den  Blick  auf  das  Ganze  ricliteude  kühl  ab- 
wägende i'ntersuchungsmethode.  wfdche  Bau  eigen  war,  hat  diesen  Schril><5t»ll^ 
vor  irrigeu  ^»chlusüfolgcruugcn  in  viel  höherem  Grade  als  viele  seiner  VorjjAUj^er 
und  Nachfolger  behütet,  wenn  schon  die  von  ihm  empfohlene  unbedingte  Mobili* 
simngsfreiheit  mit  R«'<ht  Widerspruch  herausfordert.  Rau  tritt  für  Auflielmng  der 
Gebundenheit  namentlich  ans  foljrenden  Griinflen  ein:  weil  viele  Bauerngiiter  für 
das  beschränkte  Maaüs  von  Kapital ,  Um&icht  etc.  der  Kigenthiimer  za  gros»  sind, 
daher  mangelhafter  bewirthschaflet  werden,  als  wenn  sie  verkleinert  wArdeo;  weil 
die  Abfindung  der  Miterben  den  Anerben  in  Schulden  bringt  nnd  einer  etwaipti 
WM*itgehenden  Begünstigung  d<'s  .\tifrl»en  das  Iicrlitsjjefiihl  der  Revnlkeruug  wider* 
strebt;  weil  die  Gebundenheit  die  Ansiedelung  neuer  Kumilieu,  den  Erwtrb  von 
Land  durch  Dorfhandwerker,  Tagelöhner  ersäiwert;  weil  endlich  der  Zweck  der 
Gel)undenheit  durch  Vcrjmchtnng  eines  Guts  in  Parcellen  leicht  vereit4»lt  werden 
kann,  ein  Verbot  solcher  Stiukpaclitungen  aber  allzu  lästig  sein  wünle  (^s.Kau,a.n.  ^T.^ 
Als  günstige  Folgen  der  „Freiheit  der  Giitertheiluugeu'*  erwäluit  er:  fleissigeren  Auliwu 
des  Landes,  Erhöhung  der  Bodenrente  und  deren  Vertheilung  unter  Hehrere,  Za- 
wachs  von  bodenbesitzenden  Bürgern,  ,.die  dem  Vaterland  und  dt  r  rechtlichen 
Ordnunjr"  anh!tn?|^Hch  sind**  (eheTuln  §  7H\  Wenn  liixn  mit  diesen  Sätzen  im  AlljmneineD 
Kecht  hat,  so  wurden  doch  auf  der  einen  Seite  von  ihm  die  aas  einer  weitgfheud<ij 
Theilnng  möglicherweise  entstehenden  Naehtheile  und  Qefifihren  unterschätzt  nnd 
andererseits  von  der  wirthschaftlichen  Hinsicht,  welche  von  selber  solcher  hch:id 
liehen  Theilnnir  widerstrelM'  (ebenda  *:  7!).  ZiflVr  a  ft".  und  §  81,  c)  eiifspr,  rheud  dem 
volksvvirthsehatilichen  Optimismus  der  alteren  Schule,  zu  viel  erwurieu  --  Im  Zä- 
sammenhang  mit  dieser  Auffassung  steht  die  ablehnende  Haltung  Rau^s  insbenondere 
auch  gegenüber  Fidei conunissen  und  Erbgütern  (^ebonda  t?  81,  Ziffer  3  n.  §  83»  — 
Die  (Jedankenriehtin)ir.  von  der  die  Bewegung  nach  llerstellnng  der  Freiheit  im  Hoden- 
verkehr getragen  war,  kann  nicht  prägnanter  zum  Ausdruck  kommen,  als  dies  in 
§  1  des  der  Feder  A.  Thaer*s  entsprungenen  Prenss.  Edikts  vom  14.  Sept  1811 
zur  Bt  fVirdi  i  Miig  der  I^andcncultur  geschehen  ist.  „Diese  unbeschränkte  iHs]M>sirion 
(über  das  Gruudeigeuthuni)  —  heisst  es  daselbst  —  hat  Tielfarhen  nnd  grossen 
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Nutzeu.    Sie  ist  das  sicherste  und  Iti-ste  ^Otu-l,  tlif  Gniiidbositzcr  -/nr  VtTsrhul- 
dun^n  zu  bewahreu,  ihnen  ein  dauerndes  und  lebendiges  lutertsssc  lur  V»  rl)t"ss('nin^ 
ilirer  (iüter  zu  ^beu,  und  die  Cultur  aller  Grundstücke  zu  befördern.     -  Erüteres 
CretMchieht  dadurch,  dass  bei  Erbtheüimgen  oder  sonst  entstehenden  ansflerDrdent- 
lichf'ii  I  M'ltl1)»'dürfnis.>fn  des  Annehiners  ndi-r  Besitzers  eines  Hofes  *so  %*ielp  einzelne 
<mindsiucke  verkauft  werden  können,  dass  derselbe  schuldenfrei  bleibt  oder  es 
wird.  —  Das  Interesse  piebt  die,  für  Kitern  so  wünscheuswertho  und  wohltUatige 
Freihielt,  ihr  Orandeigenthnm  unter  ibre  Kinder  nacb  Willkür  m  Tertheilen  nnd 
die  Heuissheit,  dass  diesen  eine  jede  Verbessening  zu  Gute  kommt.       Die  rultiir 
endlich  wird  eben  hierdurcli  und  zugleich  dadurch  versichert,  dass  die  Grund- 
stücke, welche  in  der  Hand  eines  unvermögenden  Besitzers  eine  Verschlechterung 
erlitten  bitten,  bei  dem  Verkaufe  in  bemittelte  Hände  gerathen,  die  me  im  Stande 
erhalten.    Ohne  diesen   ein/ilnt  ii  Verkauf  wird  der  Besitzer  selir  oft   tiefer  ver- 
schuldet und  der  Acker  eutkrattet.  —  Durch  die  Veräusseruug  wird  er  sc  Imlden- 
uud  sorgenfrei  und  erhält  Mittel,  das  ihm  verbleibende  Land  gut  zu  cultivireu.  Es 
bleibt  lUso  alles  Land  bei  diesem  beweglichen  Besitzstande  in  guter  Cnltnr,  nnd 
«Ir-ri-n   rinnial  err(i(lit4'r  Pnnkt  kann  diircli  [ndiistrie  und  Anstrenjrun}::  wohl  noch 
luiher  gebracht  werden,  ohne  äussere  störende  Eintlüsse  aber  ist  ein  Zurücksinken 
nicht  leicht  zu  besorgen.  —  Aus  der  Vereinzelung  entspringt  noch  ein  anderer  sehr 
beacbtenswerther  Yortbeilf   der  Unaerm  landesrSterlicben  Herzen  besonders  an- 
ireuehm  i^t.    Sie  giebt  nämlich  den  sogenannten  kleinen  Lentt  ii .  den  Kathneni, 
iriirtuern,  Büdneni,  Häuslern  und  Tagelöhnern  Gelegenheit,  ein  Eigenttiiim  zu  er- 
■werben,   und  solches  nach  und  nach  zu  vermehren.    Die  Ansgicht  hierauf  wird 
diese  sablreiche  nnd  nützliche  Kla^is«  I  nserer  ITnterthanen  fleissig.  ordentlich  nnd 
spars<im  mach»*n.  wt-il  sie  nur  dadurch  di«-  Mittel  zum  Landankant"  »Tlialfen  kimneu. 
-  -  Viele  von  ihnen  werden  sich  emporarbeiten  und  dahin  gelangen,  sicli  durch  an- 
fechulicheu  Landbesitz  nnd   Industrie  auszuzeichnen.    Der  Staat  erhält  also  eine 
neue  scbätsbare  Klasse  tleissiger  Eigenthümer  und  durch  das  Streben»  solches  an 
werden.  ;rewinut  der  Aekerhan  nielir  llande  und  durch  die  vorhandenen  in  Folge 
der  freiwilligen  grösüeren  Anstrengung  meiir  Arbeit  als  bisher."   In  Uebereiustimmung 
cLunit  sagte  A.  Thaer  1806  („.\nnaleu  des  Ackerbaus"):   „Eine  völlige  Freiheit, 
kleine  Gäter  zusammenzuziehen  oder  mit  einem  grösseren  an  yereinigen  und  meder 
grosse  Güter  in  T'arcillrn  von  beliebiger  Grösse  zu  zersrhlafren  und   zu  wählen, 
was  Jedem  nsu  Ji  seiner  individuellen  Lage  am  vortheilhaftesten  erscheint,  wird 
«auch»  für  die  VrodiK^tion  nnd  die  allgemeine  Wohlfahrt  am  vortheilhaftesten  sein. 
Desishalb  inn>>  die  völlige  Freiheit  des  Eigenthnms  ancb  in  diesem 
Stin  k  von  jidtr  Kr^ni-rnng  veniunftraässig  als  Gesetz  an?r»'Tif>mmen  werden**,  Sätze, 
die  treilicli  heutzutage  in  dieser  Allgemeinheit  schwerlich  von  irgend  einer 
«Kegierung"  werden  zugestanden  werden.    Anf  die  Stellung  der  einselneu  Schrift- 
steller zu  lim  hier  mitspielenden  Fragen  näher  einzugehen,  wird  sich  im  Verlauf 
der   Dar>ti'llung  Gelegenheit  bieten.    (Vgl.  insboondere  auch   die  Literatnriiher- 
sichten  zu  den  §§  78,  81,  89.)    Doch  darf  vielleicht  hier  noch  an  die  Wort«  erinnert 
werden,  welche  Göthe  in  Wilhelm  Meister»  Lehrjahre  (8.  Buch,  2.  Kap.)  dem  Grund- 
herrn Lothario  in  den  >Innd  legt: . . .  „wenn  uns  nur  der  Staat  gegen  eine  billige 
regelmässige  Ali;r:^1ie  das  Lehenshocuspocus  erlassen  und  uns  mit  nn«?ereTt  Gütern 
nach  Belieben  zu  schalten  erlauben  wollte,  dass  wir  sie  nicht  in  so  grossen 
Massen  zusammenhalten  müssten,  dass  wir  sie  nnter  unsere  Kinder 
gleicher  vertbeilen  könnten,  um  alle  in  eine  lebhafte  freie  Th&tigkeit  zu  ver- 
.s^*t-/i  n  .  .  .     Her  Staat   \v  ir  lr   mehr,   vielleicht   V»essere  Bürger  haben 
und  nicht  so  oft  um  K«>pfe  und  iiaiuie  verlegen  sein".      lebej  eine  bemerkenswert  he 
amiliche  Enquete  der  Württembergischen  Regierung  betreffs  der  Wirkung 
der  Bodenmobilisirnng  in  diesem  Land  und  des  in  den  ersten  Deeennii  n  otTi  nhar 
hf—.nders  stark  betriebenen  Gewerbes  der  „(Jütennetzgerei"  siehe  Kailati  in  der 
Tübinger  Zeitschrift,  Jahrgang  1845,  8.  819  ff.:  das  praktische  Krgebuiss  der  En- 
quete gipfelt  in  einer  unterm  22.  Dez.  1841  erlassenen  Verfügung  der  IGnisterien 
des  Innern  nnd  der  Jnstiz  über  die  Missbrttnche  bei  der  Verttussemng  von  Grund- 
stücken nnd  insb••^ondere  bei  der  Zertrennunpr  grö<?serer  Hanemqiiter,  während  das 
l'rincip  der  Freitiieill)arkeii  an  sich  aufrecht  erhalteu  wurde,    in  den  Vorschlägen 
der  ^>r^valtnngsbehörden  spielte  die  gesetzliche  Festsetsnng  Mnes  Besitx*  beiw. 
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ParcellenininiTiiiiTns  wu\  <U>r  verwaltmigareohUieheii  fi«kiinp£iui|p  det  «Otterimdeb* 
eine  besonders  grosse  Holle. 

In  den  meisten  Ländern  Europas  hat  seit  Ausgang  des  TOiigen 
Jahrhunderts  der  Gnind  und  Boden  die  ehemalige  reehtliehe  Ge- 

Ituudeiiheit  eingobflsst,  d.h.  es  sind  dio  Theilbarkeitsbescliränkimgen 
der  älteren  Zeit,  beruhend  th«41s  auf  Erwägungen  gnuuUnTrlich- 
fiscalischer,  theils  allgemein  staatlicher  Natur,  grosseutheils  be- 
seitigt worden  und  dorn  Verkehre  in  Grundstücken  sowohl  unter 
Lebenden  wie  auf  den  Todesfall  Schranken  im  Aligemeinen  nicbt 
mehr  auferlegt  AUerdings  gilt  dies  wesentlich  nur  für  den  bäuer- 
liehen  Grundbesitz,  während  der  Grossgrundbesitz,  namentlich 
soweit  er  im  Besitz  adeliger  Familien  sich  befindet,  die  ehemaligeii 
Formen  der  Gebundenheit  in  Form  von  Fideicommissen  und  Rechts- 
instituten verw  ujitltor  Art  zum  Theil  noch  beibehalten  hat.  Eine 
zutreffende  Würdii^uiig  der  Frage,  ob  dieser  UebergauLi-  zur  Frei- 
heit im  Bodenverkehr,  wie  er  von  der  püysiokratischeii  Schule  zu- 
erst wissenschaftlieh  vertreten,  späterhin  von  Anhängern  der  rer- 
schiedensten  politischen  und  wirthschaftspolitischen  Bichtmigen 
theils  aus  Grflnden  des  Froductionsinteresses,  theils  aus  solchen 
socialer  oder  politischer  Natur  befürwortet,  Ton  anderen  Schrift- 
stellern und  Politikern  aber  ebenso  heftig  bekämpft  wurde,  mehr 
Nachtheil»»  oder  Vortheile  gebracht  hat,  würde  eine  eingehtiide 
Keimtniss  nicht  bloss  der  thatsächlichen  Besitzverhältnisse  iii 
einem  gegebenen  Zeitraum,  sondern  auch  der  Bewegung  in  dor 
Besitzvertheilung  innerhalb  gegebener  Zeiträume  und  eine  ver- 
gleichende Inbetrachtziehung  der  Wohlstandsverhältnisse  Ton  Land 
zu  Land  und  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Voraussetzung  haben;  eine  solche 
Eenntniss  bietet  aber  leider  die  Statistik,  welche  erst  am  Ausgang 
des  19.  Jahrhunderts  diesen  Vorgängen  eingehendere  Auflnerk- 
samkeit  zugewendet  li.tl ,  nur  in  ungenügendem  Maasse  und  4a? 
Urtheil  entbehrt  daher  einigerniaassen  der  sicheren  Unterlage. 
Inuncrhin  lassen  sich  auf  Gnind  des  vorhandenen  ZahlenmateriaU 
und  der  Kenntniss,  die  amtlich»'  und  nichtamtliche  Ver-'^ffent- 
lichungen  über  die  Lage  des  Gnmdbesitzes  in  den  europäisehea 
Staaten  vermittelt  haben,  folgende  Sätze  aufstellen: 

1.  Es  giebt  Gegenden  und  ganze  Länder,  in  denen  schon  im 
Mittelalter  eine  rechtliche  Gebundenheit  entweder  nicht  mehr  be- 
stand oder,  soweit  dies  der  Fall,  doch  nur  massig  gehandhaht 
wurde;  dies  tritVt  für  einen  grossen  Theil  von  Frankreich  und 
Italien  und  was  Deutschland  anlangt,  für  die  Landstnche  mit  vor« 
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wiegr^nder  Besiedelim^  dureh  die  frftnkifleheii  und  thüringischen 

StüiiiiMi  ZU.  Wenn  es  richtig  wäre,  dass,  wie  Freiherr  v.  Stein 
einmal  sagte,  die  Mobilisininsr  mit  der  Zeit  dazu  führen  müsse, 
den  Bauemstand  Gesindel  und  Tagelöhner'*  aufzulösen,  so 
müsste  in  jenen  Gegenden  das  Grundeigenthum  längst  in  kleinste 
Brucbtheile  „pulverisirt''  worden  sein.  Nun  lassen  die  Zahlen« 
eigebniase  der  Statistik  in  Verbindung  mit  sonstigen  Walumeh- 
mimgen  allerdings  erkennen,  dass  gegondenweise  der  Z erst flcke- 
luDgsprocess  in  den  Ländern  der  Treitheilbarkeit  ausserordentlich 
fortireschiittfu  ist.  aber  ebenso,  dass  diese  ErscheinLiiig  keineswegs 
überall  sich  geltend  macht,  dass  vielmehr  neben  den  kleinen  und 
kleinsten  Betrieben  mittlere  und  grössere  Betriebe  in  stattlicher 
Anzahl  sich  erhalten  haben ;  auch  steht  die  allgemeine  Wohlstands- 
kge  dieser  Länder  der  Freitheilbarkeit  (Frankreich  und  die  Rhein- 
ebene  und  einzelne  angrenzende  Ländergebiete)  derjenigen  in 
anderen  Staatswesen,  in  denen  wegen  der  bis  in  die  neuere  Zeit 
rechtlieh  oder  thatsächlich  erhalten  gebliebenen  Gebundenheit  der 
grosse  bäuerliche  Besitz  vorherrschend  vertreten  ist,  in  der  Regel 
keineswoirs  nach.  Hieraus  aber  ist  zweierlei  zu  entnehmen,  ein- 
mal dass  da,  wo  im  (iriindsatz  Freitheilbarkeit  der  landwirthscliaft- 
liehen  Anwesen  besteht,  Gegeutendenzen  sich  wirksam  zeigen, 
welche  dem  Zerbrdckelungsprocess  hinderlich  in  den  Weg  sich 
stellen;  zum  andern,  dass  auch  bei  weitgehender  Zerstflckelung 
die  Interessen  der  Bodenproduction  und  die  Wohlfahrt  der  länd- 
lichen Bevölkerung  nicht  nothwendig  kümmern  müssen.  Wenn 
z.  B.  in  Baden  auch  heute  noch  auf  die  Besitzer  zwischen  5  und 
100  ha  55  7n«  auf  diejenigen  z^nschen  2  und  100  ha  über  SO 

{resainmten  landwirtbscliaftliciieii  Areals  entfällt  und  filmliche 
Besitzvertlieiliuigaverhältnisse  in  der  Pfalz  und  den  Uheinianden, 
sowie  in  Frankreich,  einzelnen  Cantonen  der  Schweiz  bestehen, 
(vgl.  §  74),  d.  h.  in  Gebieten,  in  denen  grossentheils  Theilbarkeits- 
beschränkungen  irgend  welcher  Art  seit  Jahrhunderten  nicht  mehr 
in  Geltung  sind  (wohl  aber  seit  Einführung  des  Code  Napoleon 
ein  rechtlicher  Parcellinmgs  zwang  in  allen  Erhtheilungsfällen), 
so  erklärt  sich  diese  an  sich  auffallende  Erscheinung  doch  sehr 
laicht,  wenn  man  mit  den  das  Emitbüduugsleben  der  bäuerlichen 
B'-völkerung  beherrschenden  psychologischen  Factoren  rechnet. 
Denn  was  den  Bauern  vor  Allem  auszeichnet  imd  nicht  bloss  den 
deutschen  Bauern,  ist  eben  das,  dass  er  nicht  bloss  mit  besonderer 
Zähigkeit  an  der  ererbten  oder  erworbenen  Scholle  festhält,  son- 
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dem  dass  er  vor  Allem  aucli  seinen  Ehigeiz  darein  setzt,  des  duifk 
die  jedesmalige  Erbtheilung  verkleinerten  Besitz  durch  Zukaiif  aU« 

mählich  wieder  zu  vergrö8seni.  So  steht  zwar  fest,  dass  der  Grund 
und  BodfMi  in  diosi'ji  Liindern  in  einer  erewisson  stSnditjen  Be- 
wt'iruHL,^  iM'gnlieii  ist,  aber  elx'nso.  dass  in  dem  M.iasse,  als  mittleiv 
und  i;rö8sere  Auwesen  im  Krbgang  auseinanderiaUeu,  kleine  und 
kleiuute  Wirthschaften  allgemach  zu  solchen  mittlerer  Grösse 
wieder  emporwachsen.  Freilich  zeitigt  dieses  Prftngen  nach  Grund- 
besitz manche  ungesunde  Erscheinungen,  unter  denen  die  Höhe 
der  Gnindstflckspreise,  als  Folge  der  ungehemmten  Land-Nachfrage, 
und  die  Möglichkeit  weitgehender  Verschuldung  in  vorderster  Linie 
steht;  aber  dieselbe  Laije,  welche  d^n  Zukauf  von  (irniidstflcken  zu 
dem  ererbten  Besitz  als  besonders  bem  hit  jibwortb  crscbeint'ii  lii>«t. 
nöthigt  auch  wieder  zu  denkbar  stärkster  Entfaltung  der  winb- 
schaftlichen  Tugenden  des  Fleisses,  der  Sparsamkeit,  der  Nücht^ni- 
heit,  welche  Tugenden  gerade  die  Landwirthe  der  Q-egenden  der 
Freitheilbarkeit  in  besonderem  Grade  auszeichnen  und  gleichzeitig 
zu  jener  intensivsten  Bodenbestellung  geführt  haben,  welche  eben- 
falls diesen  Gegenden  im  Gegensatz  zu  den  bäuerlichen  Betriebs* 
weisen  in  anderen  Gebietstbeilen  eigenthümlich  ist.  —  Im  Uebri£:on 
be(hirf  es  iieiner  Betonunir,  dass  das  System  der  Freitheilbarkt'it 

<  ^ 

nicht  nothwendigerweise  mit  dem  Zwang  zur  Theilung  in  Kri»- 
fällen  verknüpft  zu  sein  braucht  (regime  du  partage  forc^  im 
Code  Napoleon);  und  dass  auch  innerhalb  dieses  Systems  :^ehr 
wohl  Bechtseinrichtungen  denkbar  und  ausfahrbar  sind,  welche  die 
im  gegebenen  Fall,  namentlich  hinsichtlich  der  Behandlung  der 
zur  Erbmasse  gehörigen  Gebäude  nachtheiligen  Seiten  der  Thei- 
lung abzuschwächen  geeignet  sind.  (Vgl.  unten  §  86.) 

ATUiirrk,    a.  I'pbor  die  (»runde,  welche  den  SchöpfcT  de>i  Tod«'  Nripol«^'^ 
YeraniuüHt  iiabeu,  ciiuni  rarcelliruugäzwang  iii  Krbtalieu  zu  verorüeu,  äflif  ' 
die  Anm.  1  auf  S.  468.  —  Gefffenfiber  dem  bekannten  Wort:  „le  territoire  ftaneui 
semble  tomber  en  poussiere"  hebt  Roscher  hervor,  dass  ..perade  Frankreich 
als  B«*weis  dienen  kann .  wie  bei  voller  und  stark  bentitzfor  FrHheit  des  Bodm 
Verkehrs  doch  wahrend  mehr  ab»  xweicr  Menschenalter  dv.r  (iebmuch  den  3ü*sbrami 
%n  überwiegen  xetimg'*.  Und  ^anch  in  Preossen  scheint  .  .  .  wihivnd  des  wm- 
nirhr  über  fJOjähripen  Bestehens  der  Mobilisirungsfreiheit  keine  unfriinstipe  Ent- 
\vi(kluti^'  hervnr7u!fn('htfn'*.  (Rnsrhcr.  a.  a.  <).,  §  143.)  —  Sehr  übertreibende 
merkungeu  betrells  der  Folgen  der  Mobilisiruugsfreiheit  bei  ti.  Hansen  (.Die  dm 
BevöUroningsttafen,  1889,  S.  329  ff.);  die  von  ihm  alt  Folge  der  Momäm 
]irntrM«-^fit  irfo  „Vernichtung  des  Bauernslandcs"  (der  ersten  Bevölkeningsstufe  ud'I 
damit  auch  _d;is  Henmtersinken  des  geistigen  Niveaus"  der  zweiten  Bevölkerung^ 
stufe  (des  städtischen  Mittülfitandes),  die  aus  dem  erütereu  sich  b^Uuulig  u**^  > 
reerutirt,  müsste  ja  in  den  Lindem  der  FreitheUbarkeit  lingat  eingetreten  mu. 
Kann  dies  Hansen  vom  deatichen  Sfidweaten,  der  Schwei«  «tc  ematiich  bduioptto? 
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b)  Den  soci»Ieii  Gesichtepinikt  in  der  Benrtlieiltmg  der  Frag«  der  Frelhflit 

im  Boden  verkehr  hat  Fürst  IHsniarck  sclinrt  b  tont,  indem  er  in  dnem  Erlass 
an  daj»  Trenüsische  Staatüministcrium  vom  Februar  1882  ausführte: 

,,IHe  Thatsache,  dass  da»  £i^uthiun  an  Grund  und  Bodeu  die  Besitzer  fester 
als  jedes  andere  Band  mit  dem  Staate  and  seinem  Begtande  verknApft,  hat  fOir  alle 
Kl;i.s>t'n  dt'r  nfflKnli-,'!»'!!  irlfichmässi^^r-  (Inltnnfr;  Kii:*  nrlninirr  des  klciiisfcn 

}iHQi>ei>  ist  durch  dieselben  Interessen  mit  der  Staalsordiumjj'  verbiuidt-n.  wie  der 
Besatzer  ausgi'dehut^r  Landgüter.  Der  Staat  Iml  detiMhalb  alle  Veraulassiuig,  die 
Vrnnehmn^  der  Ornndberitser  va  liefördem.  Er  steigert  dadurch  den  Wohlstand 
dPT  Revölkerung,  ind^m  er  eine  sorirflilti^rere  und  desshalb  prpif'bip"tMP  Bearheittinfir 
des  Hoden«:  ht  rheifülirt.  wpü  jeder  Arbeiter  im  eigenen  Hcsit/.  und  Interesse  emsi>r»'r 
und  erfolgreii her  arbeitet,  als  für  Lohn  auf  fremdem  i^esitz.  Er  vergrössert  xu- 
fdeicfa  die  Zahl  d«ijenlgen,  in  welchen  das  Bewnsstsein  des  nntrennbaren  Zasaaunen- 
haD^'»>;  mit  ilnii  und  seinen  Sclücksalen  am  lebendigsten  ist.  T>t  r  I^esitz  t-iner 
kleiurij  l'arcrlb'  bit-tct.  anrh  wenn  sie  allein  den  Fügerithinner  nicht  zu  cmührcn 
vermag,  ihm  doch  immer  eine  Gelegenheit  zur  Verwerthuiig  iinbeschättigier  Stunden 
uod  einen  Thetl  dessen,  waa  er  nothwendig  an  seiner  Snbsistens  braucht ^  und  die 
"^iclu  rheit  ci^-fner  nnkiindbarcr  Wohnung-  .rii  Itt  '-l  i'ii  r  triinzcn  Thäti^rkcif  einen  festen 
Kiickhalt.  Deshalb  lialfc  ich  die  Bcsur^niiss  für  grundlos,  dass  die  iJeturderung  der 
(tnmdstückstheilongeu  zur  Vermehrung  des  rroletariats  beitragen  ki»une.  Der  Be- 
titser  eines  noch  so  kleinen  Onmdeigenthanis  ist  inuner  besser  und  unabhftngif^ 
:K  Ii  r  besitzlose  Proletarier,  der  mit  Wohnung  und  rnferlialt  ledi-,'^lich 
.lUl  den  Krtrag  seiner  Handarbeit  angewiesen  ist.  Dasselbe  Interesse  aber,  welches 
der  t>taat  daran  hat,  die  Zahl  der  Grundbesitzer  zu  vermehren,  muss  ihu  dazu 
filhrenT  fttr  die  dauernde  Erhaltung  derselben  in  ihrem  Eigenthnm  xu  sorgen*. 

Ce^M'TT  die  Annahme  ungehemmten  Fortselireitens  der  Bodenzerstückeluug 
wendet  sich  Kati  mit  dem  Hinweis  '  Anm.  (5  jsu  §  Tif;,  dass  die  Annahme,  es 
würden  Güter  von  Gü  Morgen  in  der  zweiten  Uand  (bei  4  Geschwistern)  durchschnitt- 
lich auf  10,  in  der  dritten  aaf2V4Horgen  aerstackelt  sein,  unstatthaft  erscheine; 
-denkt  man  sich  1000  Familien  mit  (üitem  von  4n  M  irL'CTT  und  nimmt  man  an, 
dass  jene  in  gleichem  Schritt  mit  der  Volksvennehrung  um  jährlich  1  "  „  zunehmen, 
80  würde  die  Zahl  der  Fauiilieu  in  lö  Jalireu  erst  auf  IIÜU,  in  33  auf  1388,  in 
66  auf  1928,  in  Hundert  Jahren  auf  2704  anwachsen  und  wofern  das  Land  gerade 
im  Besitz  dieser  Familien  bliebe,  der  mittlere  Umfatig  eines  Guts  in  denselben  Zeif- 
riamen  auf  34,4;  28.8;  20,7;  14.4  Morpren  sinken."  —  Dabei  ist  iibrijrens  von  Itau 
Doch  unbeachtet  geblieben,  dusä  erfahrungsgcmäss  die  Bevölkerung  in  deu  Laud« 
enen  viel  langsamer  wftchst  als  im  Dnrchs^itt  des  Landes,  nicht  nur  wegen  der 
rrHsseren  Kindersterblichkeit,  simdem  auch  weil  regelmässig  ein  Tfieil  der  jüngeren 
•  irueratjon  ausserhalb  Orts  verzieht  'Töchter  in  Folge  Verheiraihung,  ^^öhne  wc^^eu 
Ergreifung  eines  andereu  Derufs  etc.  etc.».  In  zaiilroichen  Fällen  kommt  es  daher 
überhaupt  nicht  zur  naturalen  Theilung  trotz  der  rechtlichen  MögUcIikeit,  weil  eben 
mehr  als  ein  war  üebemahme  tauglicher  oder  bereiter  Erbe  nicht  vorhanden  ist. 

2.  Eine  im  Gefolge  der  Mobiii sirungsfreiheit  eintretende  weit- 
gehende Zerstflckelung  des  Grundbesitzes  ist  da  am  wenigsten 
als  schädlich  zu  erachten,  kann  sogar  mit  der  Wohlstandslage  des 
flachen  Landes  nachhaltig  vertrftglich  sein,  wo  die  Bodenverhält- 
nisse besonders  günstige  sind  und  das  Klima  ein  mildes  ist, 
wo  also  auf  diT^^elbiMi  Flächeneinheit  höhere  Roherträgnisse  als  in 
iie^end«»n  mit  minder  günstigen  Verhältnissen  dieser  Art  gewonnen 
werden  können  und  wo  ans  eben  diesen  Gründen  hochworthige 
Culturen  (Handelspflanzen)  sich  betreiben  lassen.  Auch  da  femer 
braucht  eine  weitgehende  Zerstückelung  keineswegs  die  Erscheinungen 
des  Zwergwirthschaftenthums  aufzuweisen,  wo  wegen  der  Nähe 
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grosser  Verkehrs-  und  Oonsumtioiiseeiitren  mehr  garienartig  zu 
betreibende  Spedalculturen  (Gemüse-,  Obstbau)  besonders  Lohnend 

erscheinoii  oder  wo  wegen  der  reichen  industriellen  Entwicklung  die 
überschüssigen  Arbeitskräfte  der  baiu'rlichen  Familie  jederzeit  Ge- 
legenheit zu  N«'])enverditMist  zu  tinden  vermögen.  Die  badischen 
landwirthschaftlichen  Erhebungen  von  1883  haben,  wo  solche  Ver- 
hältnisse vorliegen,  für  eine  Anzahl  typischer  Gemeinden  em« 
ausnehmend  günstige  Wohlstandsbige  ^otz  des  Yorwiegens  des 
kleinen  und  kleinsten  Besitzes  feststellen  können,  die  in  auf- 
fallendem Gegensatz  zu  jeuer  stand,  welche  Gemeinden  mit 
geschlossenem  Besitz,  d.  h.  mit  vorwiegend  günstigen  Besiü- 
verhältnissen  aufwiesen*).  Mit  diesen  thatsächlichen  Bewirth- 
schaftungtimöglichkeiten  steht  im  Zusammenhaug  die  grosse  Kela- 
tivität  des  Begriffs  mittlerer  und  kleinerer  Bauerngüter,  in  den 
Gegenden  der  oben  erwühnten  Art  reicht  schon  der  Besitz  von 
2  ha  liin,  dem  Anwesen  den  Charakter  einer  selbstständigen  Wizth- 
Schaft  zu  geben,  und  ein  Besitz  von  5  ha  und  darüber  reiht  deren 
Inhaber  schon  in  die  Klasse  der  mittleren,  vermöglicheren  Be- 
sitzer ein,  während  in  Landstrichen  mit  minder  günstigen  Vor- 
bedinginigt  ii  di  i  rrodiietion  Anwes(Mi  der  letztbezeichneten  Grösse 
noch  als  Tagelöhnerijüter  gelten  müssen  und  in  rauheren  Bezirken 
mit  unergiebigen  Bodenverhältnissen  oft  ein  Besitz  von  selbst 
10  lia  nicht  hinreicht,  dem  Wirth  eine  auskömmliche  Existenz  zu 
ermöglichen^.  Auch  wenn  man  sich  von  populationisüschen  Er- 
wägungen, wie  sie  den  Schriftstellem  des  vorigen  Jahrhunderts 
nahe  lagen,  heute  nicht  mehr  leiten  zu  lassen  braucht,  wird  maa 
es  immerhin  als  einen  grossen  volkswirthschaftlichen  und  sodalen 
Gewinn  erachteu  müssen,  dass  da.  wo  die  natürlichen  Productions- 
factoren  oder  die  Gestaltung  der  Erw  i  i  I  si  erhältnisse  im  Allgemeinen 
die  Ansiis>iL[irtachung  einer  grösseren  Anzahl  Familien  auf  dem 
flachen  Laude  mit  durchschnittlich  kleineren  Besitzeinheiten  ohne 
Schaden  für  diese  selbst  und  die  Gesellschaft  gestattet,  die  Ge- 

')  Bad.  landw.  Erhebungen,  lY.  Bd.,  S.  46,  Itt  Verbindiiiiff  mit  der  Dif^ 

Stellung-  nnter  Kap.  IX,  8.  81  daselbst. 

*)  Die  bnd.  landw.  Erhebungen  i  JV.  IUI.,  s.  (^6)  lassen  den  Besitz  derGross- 
tind  Mittelbauern  in  den  getreidebaueudeu  Bezirken  bei  7  — 10  ha,  in  des 
Huideligewiehs-  und  Beborten  bei  4 — 5  ha,  in  d«n  Oderwald-  und  SebwamraU* 
orten  flurt't^pn  erst  bei  20  -30  ha;  den  Klein  besitz  in  den  getreidebaaendea 
Gegüuüeu  bei  4  —  7  hu,  in  den  Handelsf^-ewiicbs-  und  Kebg-ej^nden  bei  2  —  4  ha» 
beginnen  und  weisen  für  Waldgegenden  selbst  bei  einem  Besitz  vun  10  und  mohr  ha 
die  Unzulänglichkeit  der  Gntipr^taw  fBr  dUe  Unterhaltobeitreitiiii^  der  Familie  naek 
(AnUga  VI,  ZÜTer  29a,  Seite  160  ebenda). 
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legenheit  hierzu  in  ausgedehntem  Maasse  gegeben  werde.  Denn 

weuii  man  auch  nicht  gerade  der  Ansicht  huldigt,  duss  schon  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  dazu  führt,  jedem 
iStaatsanp'hörigen  die  rechtliche  Mrgüchkeit  zum  Gruiiden^'erb 
durch  unbeschränkte  Mobili&iruiigäireiheit  des  Verkehrs  in  Grund 
und  Boden  einzuräumen,  so  wird  man  es  doch  aus  den  oft  er* 
w&hnten  Grflnden  politisch  und  social  fOi  einen  Yortheil  erachten 
mttssen,  wenn  mit  der  zunehmenden  Auftheilung  des  Grund  und 
Bodens  das  eigentlich  sesshafte  Element  des  Volkslebens,  das  zu* 
gleich  seiner  Natur  nach  radicalen  Strünuingen  abgeneigt  ist,  eine 
Stärkung  erfährt,  und  zwar  um  so  mehr  für  einen  Vortheil,  in  je 
hrdi»'rein  Grade  ein  ungesundt^s,  d.  h.  proletarisches  \Vac}i>tiium 
der  Städte  sich  bemerkbar  macht  und  die  eigenthümlichen  Erwerbs- 
verhältnisse des  städtischen  Lebens  die  socialen  Gegensätze  ihrer 
Bewohner  verschärfen.  Aber  auch  im  Hinblick  auf  das  Gedeihen  der 
industriellen  Gewerbe  ist  der  Zustand  einer  gleichmässigeren  Boden- 
Tertheilung  ebenfalls  TortheUhafter  als  die  Häufung  des  Grund- 
besitzes in  den  Händen  Weniger,  weil  mit  einer  zahlreichen  Klasse 
von  unabhängigen  kleinen  luul  mittleren  Grundbesitzem  regelmässig 
eine  starke  Nachfrage  nach  gewerblichen  Erzeugnissen  Hand  in 
Hand  geht,  der  es  im  anderen  Fall,  wenn  die  grosse  Masse  des 
Landvolks  aus  besitzlosen  Tagelrdinern  besteht,  gebricht.  Das 
Latifundienwesen  im  Ostlichen  Deutschland  und  der  Mangel  an 
GewerbfieisB  ebenda  dürften  sicherlich  in  einem  inneren  Zusammen- 
hang stehen.  In  England  hat  allerdings  durch  ein  ungewöhnliches 
Zusammentreffen  günstiger  Umstände  eine  blühende  Industrie  trotz 
der  ungünstigen  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Laude  sich 
entwickelt;  aV)er  nicht  im  Besitz  eines  kaufkräftigen  Hinterlandes, 
wie  es  sich  aus  dem  Vorhandensein  einer  dichten  LandhoTölkerung 
ergiebt,  und  desshalb  zum  grossen  Tbeil  auf  den  Export  ange- 
wiesen, entbehrt  die  Industrie  in  dem  Inselreiche  mehr  als  ander- 
wärts der  Stetigkeit  und  Begelmässigkeit  der  Entwicklung  und 
befindet  sich  in  einem  Zustand  weitgehendster  Abhängigkeit  von 
der  Handelspolitik  fremder  Staaten  und  der  allgemeinen  politischen 
Lage  überhaupt,  der  schwerlich  als  ein  Wünschenswerther  erachtet 
werden  kann'). 


*]  ^vhtni  V.  Mohl  meiut  (a.  a.  O.,  §  113>;  „Müssen  nicht  alle  Mittel,  selbst 
soweüen  die  Hclilecbtesten ,  an^weudet  werden,  um  den  Absatz  t,nach  Aussen)  zu 
•riialtAiii  womöglich  in  erndteni?  Bringt  nidit  schon  jetal  irgend  «ine  Stoeknng 
ia  einen  entfernten  WelttheÜ  nnmittelbar  eine  echmeisbelte  und  Tielleicht  gefiUirliche 
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3.  Immerhill  ist  wohl  zu  beaehton,  dass  auch  unter  den  denkbar 
giiiistigRton  Verhältnissen  der  Natur  es  eine  Grenze  der  Theilung 
giebt,  jcnsf'its  dtMvn  der  Grundbesitz  die  Unterlage  eiiior  selbst- 
stäudigeu  Erwerbsexistenz  nickt  mehr  bietet.  Mass  nun  schon 
eine  sehr  weitgehende  Verkleinerung  der  Grundsttlcksparcellon  aud 
landwirthscbaftlich- technischen  Bflcksichten  als  nachtiieilig,  wenn 
auch  nicht  gerade  als  unerträglich  angesehen  werden  (vgl.  S.  310  ff.), 
so  w&re  doch  eine  unablässig  fortschreitende  Auftheilung  der 
Besitzeinheiten  selber  offenbar  undenkbar,  und  wenn  sie  gleichwohl 
einträte,  mit  der  Proletarisining  des  Laadvolkes  und  der  Verar- 
muML'^  der  l>etrelienden  (iegencien  gleichbedeutend.  Eine  solche 
ununterbrochen  fortschreitende  Auftheilung  könnte  ohne  den  grössten 
Schaden  fär  die  Besitzer  nur  da  Platz  greifen,  wo  der  Erwerb  aus 
dem  Grund  und  Boden  die  Nebensache,  der  Erwerb  aas  anderen 
Beschäftigungen,  insbesondere  in  der  Industrie,  die  Hauptsache 
ist;  in  diesen  Fällen  hätten  aber  die  betreffenden  Stelleninhaber 
die  Eigenschaften  des  Landvolks  überhaupt  abgestreift  und  man 
hätte  es  im  Wesentlichen  mit  gnmdhesitzenden  Fabrikarheiteni. 
Kleinhaiidwerkern  etc.  zu  thun.  Wo  aber  überhaupt  eine  solche 
Doppelbeschäftigung  ausgeschlossen  ist,  müsste  jener  Process  un- 
aufhaltsam zur  wachsenden  Herabdrdckung  des  Standar^I  of  liie« 
zu  immer  grösserer  Einengung  der  Lebensanspräche  führen  und 
bei  jedem  Zwischenfall  äusserste  Noth,  Elend  und  Hunger  im  Ge> 
folge  haben.  Die  Gegner  der  MobiHsirungsfreiheit  kdnnen  sieh 
mit  Recht  darauf  berufen,  dass  die  Vorführung  eines  solchen  Bildes 
der  endlichen  Entwicklung  nicht  bloss  im  liereich  der  tbeoretis^lien 
Möglichkeit  lieot.  wie  die  Verhältnisse  in  einzelnen  Pr"\uizen 
Italiens  aufweisen,  in  denen  Tausende  von  Menschen,  deren  Erb- 
theil  ein  kleinster  Fetzen  Land  und  allenfalls  einige  Olivenbäume 
bilden,  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  führen  nicht  mehr  Ter- 
mögen.  Ist  also  mit  solchen  möglichen  Folgen  der  Mobilisirungs* 
freiheit  zu  rechnen,  so  ergiebt  sich  daraus  doch  nur,  daas  sie,  wie 
alle  Freiheiten,  eine  zweischneidige  Waffe  ist  und  ron  der  Bevöl- 
kerung nur  dann  ohne  Nachtheil  ertragen  werden  Kann,  wenn  der 
allgemeine  Zustand  der  BiMung  auf  dem  Hachen  Land  jene  Tu- 
genden der  wirthschaitlichen  Vorsicht,  der  Bedachtoaiime  auf  die 


Krise  hervor?  Ist  mrh\  /.n  fürchten,  (la«g  bri  weit  ausgedehnten  nnd  lang«  duterndeti 
»Störnugen  drs  Handels,  bei  einem  für  Ku-rliiiHl  unfrlücklichen  Si  ekripjr  ....  das 
furchtbarste  Kleud  unter  der  gewerblichen  Bevölkerung  entstehen,  das  stolxe  Gebäude 
ins  Wanken  kommen  kuin?'* 
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Zukunft,  der  Vorsorge  auch  för  die  komnK  iKh'ii  Gonorationen  zur 
Reife  bringt,  welche  lehren,  von  der  Freiheit  einen  maassvollen 
Gebranch  zu  machen.  Für  einen  grossen  Theil  der  italienischen 
Bewohner  des  flachen  Landes  war  dessbalb  die  unbeschränkte  Zu- 
Ussung  der  Freitheilbarkeit  sicherlich  ebenso  ein  gefährliches 
Geschenk,  als  unbedenklich  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
LandbeTölkerung  der  Bheinthalebene  oder  Frankreichs,  die,  wie 
die  Statistik  lehrt,  ungeachtet  der  Freiheit  haushftlterisch  mit 
dem  Grund  und  l^nlen  umzugehen  und  —  sei  es  durch  Maass- 
halten  in  vorzeitigen  Eheschliessnngen,  sei  es  durch  eine  nüchterne 
Heirathspolitik,  welche  das  gemeinsame  Einbringen  von  Grund- 
besitz, in  die  Ehe  anstrebt,  sei  es  durch  rechtzeitige  Abstossung 
der  überschüssigen  Bevölkerung  in  andere  Berufsarten  —  eine 
wenn  auch  vielleicht  nicht  durchweg  beMedigende,  so  doch  leid- 
lich gute  Besitzvertheilung  bis  auf  den  heutigen  Tag  zu  behaupten 
wusste 


J  Ii).  Fortsetzung:  bedingte  Räthlichkeit  der  Gebun- 
denheit; abschliessende  Betrachtungen. 

4.  Je  ungünstiger  die  äusseren  Productionsbedingungen 
sich  erweisen,  je  entlegener  die  Stätten  der  landwirthschaftlicheu 
PrfMluction  von  den  grossen  Industrie-  und  Verkehrscentren  sich 
befinden,  je  mehr  es  danach  an  der  Möglichkeit  fehlte  für  die  Karg- 
heit der  Natur  und  die  etwaige  Unzulänglichkeit  des  Besitzes  in 
anderweiten  Beschäftigungen  Ersatz  zu  finden,  um  so  rascher  wird 
bei  Zulassung  der  Freitheilbarkeit  die  Grenze  der  l  iiterhalts- 
möglichkeit  erreicht,  um  so  bedenkiieher  also  jene  Zulassung  selber 
sein.  Dies  trifft  also  in  besonderem  Urade  für  sehr  nördlich  ge- 
legene Uebietstheile  (Skandinavien,  grosse  Tlieile  von  Kussland  etc.), 


So  riliDnt  auch  Helferich,  der  im  Uebrigen  ein  warmer  nnd  Sbttzeugler 
Vmrpter  der  GebundciilM  it  ist.  doch  ein,  dass  -soldio  Völker  und  Stiimmo.  welche 
voll  indiiriduellea  Selbstgefühle  sind}  die  das  Leben  mit  Eaeigie  auzugrL-iiV  ti  ])flegeu 
ttnd  fronuB  uod  tnu  an  alfeii  fiHttaa  halten,  von  der  Freiheit  in  der  Tertiigiuig  Uber 
TTfund  und  Boden  im  Ganzen  keinen  verderblichen  Gebrauch  machen,  wenn  nur 
die  Fr'  i*!t  it  wirklich  ein»'  vollknmmenf*  ist.  iiifhr  nur  in  dt^r  Freilu-it  zw  theilen  und 
XU  Verkleinern  besteht,  wundern  auch  die  gesetzliche  Möglichkeit  zu  erhalten  iu  sich 
betreut"  (ft.  a.  O.,  Jahrg.  1853  B.  203).  Die  Hauptsache  nach  Helferich  ist,  und 
darin  mu.ss  man  ihm  sicher  beipflichten,  dass  in  den  Gebieten  der  Freitheilbailteit 
da«.  Laii(lvo)k  »in  gewisses,  nicht  zii  niedrig  gegriffenes  Haass  von  Lfbensgenuss 
zu  behaupten  Willens  ist,  also  ^.lieber  auf  einen  Hausstand  verzichtet,  als  einen 
tokhen  sa  begrttnden,  der  ffkoncnniseh  nicht  gerechtfertift  wire"  (8.  SlO). 
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und  besonders  für  die  Gebirgsgegenden  tu  und,  wenn  irgendwo, 
sind  denn  gerade  hier  die  Gefahren  der  Freitheilbarkeit  un 

frühesten  und  uiiirenfälliiiston  vm  l\it2:»'  Ljetreten,  wobei  an  die  Ver- 
hältnisse auf  (itMQ  VogelsbiTL«-,  dvm  Klituiiiebiriro,  dem  West^^r^^  ald, 
d«'ni  Taunus  und  in  anderen  rauhen  Gegenden  erinnert  sein  mag. 
liegenden,  in  denen  die  Bevölkerung,  wie  Riehl  einmal  in  drasti- 
scher Weise  geschildert  hat,  im  Sommer  dürftig  vom  Ertrag  ihrer 
Arbeit  lebt,  im  Winter  aber  zum  erheblichen  Theil  auf  Bettel 
angewiesen  ist,  „sieh  und  der  staatlichen  Gesellschaft  eine  Last". 
Man  kann  auf  die  Erscheinung  der  mangelnden  UnterhaltsmOglich- 
keit  fflr  die  Bewohner  ländlicher  Gemeinden  in  Folge  ungenil* 
genden  eigenen  Grundbesitzes  sehr  wohl  den  Begriff  der  IT  eher - 
völkeruiig  anwenden,  wobei  mau  sich  an  der  Thatsache  nicht 
stossen  darf,  dass  die  Symptome  der  üebervölkenmg  gemeinhin 
li'erade  in  den  Gebirgs^eßfendon,  d.  h.  in  jenen  Land«'stheilen  her- 
vortreten, welche  vergleichsweise  die  dünnste  Menschenzahl  aut- 
weisen. Und  doch  sind  es  imbestreitbar  die  südlielien  Abhänge 
des  Schwarzwaldes,  ein  Theil  der  Alpen  und  die  erwähnten  mittel- 
deutschen Gebirge,  in  welchen  in  den  einzelnen  Ortschaften  die 
Menschen,  trotz  der  im  Ganzen  schwachen  Bev(^lkerung,  zu  gedrängt 
sitzen  und  zu  einem  grossen  Theil  ein  denkbar  kflmmeriiches 
Basein  fristen,  weil  eben  hier  die  Natur  mit  ihren  Gaben  kargt 
und  eine  Daseinsmöglichkeit  selbst  bescheidener  Art  nur  bei  ver- 
hültnissmässig  grossem  Landhof^itz  gewfShrt.  Jede  Vermehrung 
der  Familienzahl  auf  Iv  -teu  der  vorhaudeiien  Besitzeinheiten  ver- 
schiebt desshalb  in  solchen  Gegenden  die  Bedingungen  des  Er- 
werbs sofort  in  nachtheiliger  Weise  und  jede  Zulassung  der  Ab- 
trennung von  Gutsbestandtheilen  zum  Zweck  der  Ansässigmachung 
neuer  Wirthschaftsexistenzen  wird  um  so  bedenklicher,  als  die  Be- 
theiligten bei  der  immerhin  verhältnissmässigen  Grosse  der  übrig 
bleibenden  Guttheile  sich  zunächst  leicht  äber  die  WirkuBgen 
solcher  Theilungen  Täuschungen  hingeben.  Es  kommt  hinzu,  dass 
in  Gebirgsgegenden  neben  Acker-  und  Wiesland  gerade  auch 
Wald  und  AVeide  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  xVüwe^en 
bilden,  die  l)esondere  Art  der  Nutzung  von  Landereien  der  letzt- 
bezeirhneten  BeschatVenheit  aber  einer  Auftheilung  in  Parcelleü 
gänzlich  widerstrebt  und  wo  letztere  dennoch  stattfindet,  wegen 
der  Unmöglichkeit  fernerer  ordnungsmässiger  Bewirthschaflnng  un- 
aufhaltsam zur  Devastirung  führt  (§  49,  Ziffer  1).  In  viel  höherem 
Grade  als  in  den  fruchtbaren  Tiefebenen  und  dem  Htigellande  ist 
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daher  fOi  die  Gebirgsgegenden  auf  die  Stabilität  der  Bevölkerung 
als  Vorbedingung  der  Wohlstandserhaltung  Werth  zu  legen  und  darauf 
zu  aehten,  dass  einer  Vermehrung  der  ansftssigen  Wirthe  innerhalb 

der  einzelnen  Geniarkunj^^en  durch  jederzeitige  Abstossung  eines 
Theiles  der  nachwachsenden  Generation  entgegengewirkt  werde. 

^virk^ailiste  Mittel  hierzu  liegt  aber  in  der  rechtlichen  Ge- 
bundenheit der  Anwesen,  welche  deren  Vertheilung  unter  die 
Miterben  oder  deren  Verkleinerung  im  Wege  des  Verkaufs  hindert 
oder  doch  erschwert  und  desshalb  einen  mittelbaren  Au s wän- 
de rungs  zwang  gegenflber  den  nicht  zur  Gutsnachfolge  berufenen 
Geschwistern  in  sieh  schliesst  Denn  der  ständige  Abzug  eines 
Theiles  der  Bewohner  solcher  Gegenden  zu  dem  Zweck,  sieh  an- 
deren Erwerbsgelegenheiten  ausserhalb  der  Heimathgemeinde  zu- 
zuwenden, muss  -dU  eine  der  wesentlichen  Bedingungen  der  Wohl- 
fahrtserhaltimg  dieser  Gemeinwesen  bezeichnet  werden  und  es  liat 
denn  auch  in  Landestheilen  mit  Productionsbedingungen  der  er- 
wähnten Art  der  Uebergang  von  der  Gebundenheit  zur  Mobili- 
ßirung  überall  als  ein  verhängnissvoller  Fehler  sich  erwiesen,  der 
Art,  dass  da,  wo  die  Freiheit  des  Bodenverkehrs  schon  längere 
Zeit  währt,  tbeils  unerfreuliche,  theils  gänzlich  unhaltbare  Zu- 
stände sich  herausgebildet  haben.  Hausi n d us t ri eil e  B e schäf- 
tigung  vermag  zwar  unter  Umständen  die  Schäden  des  Eleingfitler- 
thums  im  Gebirge  und  Wald  abzuschwächen;  aber  die  Erfahrung 
zeifi^t,  dass  die  Bedingungen  für  eine  günstige  Entwicklung  solcher 
bäuerlicher  Hausindustrieen  nur  selten  gegeben  sind:  dass  selbst 
da.  wo  sie  seit  Altersher  sieh  eingebürgert  haben,  wie  etwa  dio 
Uhren-  oder  Strohflechtindustrie  des  Schwarzwaldes  oder  <lie  Spiel- 
waarenindustrie  des  Thüringerwaldes  etc.,  die  Schwierigkeit  der 
Absatzverhältnisse  und  die  wachsende  Abhängigkeit  von  den  Con- 
juncturen  des  Weltmarktes  die  Lage  dieser  bäuerlichen  Haus- 
industrie sehr  oft  zu  einer  äusserst  prekären  gestaltet;  und  dass 
die  neue  Einfäfarung  von  dergleichen  Beschäftigungen  fast  regel- 
mässig scheitert.  Ja,  man  darf  Angesichts  der  jüngsten  Erhe- 
bungen über  die  Verhaltnisse  der  in  diesen  bäuerlichen  Haus- 
iiidiistrieen  Beschäftigten  sehr  wohl  den  Zweifel  äussern,  ob  ihre 
Einführung  überall  nachhaltig  der  Bevölkerung  7Aim  Vortheil  ge- 
reichte, oder  ob  nicht  gerade  sie  zur  ¥o\gv  gehabt  hat,  die  Zu- 
stände einer  thatsächlichen  Uebervdlkerung  mit  den  aus  ihr  her- 
vorgebenden Leiden  zu  chronischen  zu  gestalten.  Denn  die  Aus- 
sicht auf  einen,  wenn  schon  denkbar  kärglichen  Verdienst  hat 
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doch  meist  in  der  BevOlkeniiig  dieser  Gebiigsorte  eine  ungesonde 
Schollenkleberei  grossgezogen»  in  deren  Gefolge,  mit  der  Zonabme 
der  Menschenzabl,  die  Verdienstaussichten  immer  ei^ftrlieher  wurdeot 

und  die  tliatsäclilicli  erzielten  Löhne  imnn^r  mehr  den  Charakter 
von  Hungerli»liUtMi  anuahiaen;  wiihren«!  in  dem  Maa^.^e,  als  die  Be- 
völkerung in  Arnuith  und  Elend  versank,  sie  die  erforderliche 
Spannkraft  einbüssto,  die  überkommenen  Erwerbsquellen  der  Hei- 
matb  aufzugeben  und,  ausserhalb  dieser,  anderen  Berufsarten  sich 
/nziiwenden.  Die  Lage  der  Weberbevölkenmg  in  den  Schlesiacheii 
Waldbezirken  ist  in  dieser  Hinsieht  l^pisch  und  zeigt,  dass  es 
geföhrlich  ist,  in  abgelegenen  Districten  die  Kacbtheüe  einer  im- 
günstigen  Besitzvertheilung  durch  das  PalliatiTmittel  einer  Ton 
den  Conjuncturen  des  Weltmarkts  abhängigen,  auf  die  Erzeugung 
minderwerthiger  Producte  gerichteten  hausindustriellen  Beschäfti- 
gung heilen  zu  wollen.  Das  wirkliche  Heilmittel  kann  vielmekr 
wesentlich  nur  in  der  Entlashmi^  des  Bodens  von  einer  übersehüs- 
sigen  Bevölkerung  gefunden  werden,  welche  Entlastung  sich  durch 
regelmässigen  Abzug  eines  Theiles  der  nachwachsenden  Generation 
zu  bewerkstelligen  hat  Die  Verpflanzung  eines  Theiles  der  Be- 
wohner AberrOlkerter  Gebiigsorte  in  andere  Gegenden  begegnet 
freilich  erfahrungsgemäss  dem  gr(^ssten  Widerstand  der  Bethei- 
ligten;  man  wird  auch  nicht  erwarten  dfirfen,  dass  eine  Jahrhun- 
derte hindurch  geöbte  Versflndigung  des  Menschen  gegen  die 
naturgesetzlich  beirründete  Thatsaehe,  dass  eine  bestimmte  Fläche 
Land,  laiidwirthsehattlieh  genutzt,  immer  nur  eine  bestimmte  Menge 
Menschen  zu  beschäftiiren  und  zu  ernähren  vermag,  nicht  von 
heute  auf  morgen  gut  gemacht  werden  kann.  Solche  Uebel  zu 
heilen,  wird  freilich  nur  gelingen,  wenn  man  sich  dazu  entse!i1iev..  n 
kann,  von  den  empfindsamen  Begungen  einer  in  solchen  F&Uen 
übel  angebrachten  GefShlspolitik  sich  losmachend,  die  Entlastnag 
des  Ubervölkerten  Bodens  n(ythigenfalls  im  Wege  der  zwangs- 
weisen Entfernung  von  der  heimathlichen Scholle  herbeizufftfareD 
und,  sobald  auf  diesem  Wege  die  Besitzverhftltnisse  im  Laufe 
der  Zeit  sich  wieder  günstiijer  gestaltet  haben,  durch  Schliessung 
der  Anwesen  den  abermaligen  Kückl'all  in  Besitzzerspiitterung  zu 
hindern 

Wftlcker  schiMst,  wie  nicht  selten,  sehr  fiber  dae  Ziel  hinan»,  wenn  tt 

mHnt  i'.x.  a.  0..  S.  lOT:  „Kino  .ibsolnte  (} eb undeuh eit  bäuerlicher  Güter  wird 
heutzutage  nur  noch  von  vrreinzelten  ReacHonärPn  (!)  »nnpfohlen    tjnd   »ttht  in 
grellem  Widerspruch  mit  den  Bedürfoissen  der  ratiouelleu  LAudwirth schult: 
Unit  anf  eine  MgheitMBsecnnuu  hinauB." 
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A  n  in  i'rk  u  Hj^'f  n.  Schon  Vogelm a  ii  ii ,  Forstpolizeigespt/jxobruipr  in  Badfu, 
1871.  hat  daraul  autiiit  1  ksaiu  gemacht,  dass  bei  der  Hofverfassung  des  Schwarzwalds 
die  übertjchüssige  ländliche  Bevölkerung  sich  entweder  der  Hausindustrie  zuwendet 
eder  den  ächwanwmld  dauernd  oder  fleiiweue  verlässt,  um  sich  anderwärts  eine 
Leben.sstellunjr  zn  sichern;  dass  abor.  wenn  erst  einmal  ü«  Tin  ilung  in  Fluss 
koaune,  keiu  Schwarzwälder  mehr  aus  den  Bergen  hinau^gehuu  werde  und  wo 
jftit  itattUche  Bauemh()fe  inmitten  hoher  W&lder  und  üppiger  Wiesen  rteben,  dann 
TOQ  KartofTelfeldem  umgebene  Kleingütler  zu  sehen  sein  würden,  deren  Inhaber 
«:i>h  hinsichtlich  ihrer  Lebt>T)<-f»'11tinsr  weder  mit  dm  jetzigen  Hofbaueni  noch  nuch 
mit  deren  Uüsiude  messen  k«>uuten.  —  Hinweis  aui'  den  Zusammenhang  z>Nischen 
Untheilbfirkeit  bezw.  Gebundenheit  äberbanpt  und  AnAwanderungspulitik  in 
des  Verfassers  Ausführungen  im  deutgeben  Laildivirthschaftsrath  1884,  Verband- 
laugen.  S.  21  f»  ff.;  ähnliche  Betrachtung  wie  oben  auch  bei  v,  I-an dorff  in 
tauerliciie  Zustände,  II.  Bd.,  ä.  328.  Bei  stark  entwickelter  Industrie-  und  (.bewerbe* 
tiiitigkeit  eines  Landes  voUrieht  sich  der  Abstossungfsprocess  wohl  in  der  mindest 
schmerzhaften  Weise;  es  wäre  eine  dankbare  Aufgabe  der  Statistik,  eiumal  nachzu- 
weisen, in  welcher  Weis*'  gerade  in  Staaten  mit  (iebundenheit  des  Besitzes  sich  der 
Stand  der  Kleiumeister.  Kaufleute  etc.  vom  flachen  Lande  her  thatsächlich  rckrufirt. 
.Schwanwilder  (d.  h.  Bewohner  nner  Landesgegrend  mit  gesetsUcher  Untheilbarkeit 
der  Bauenih«ife)  tindet  man  bi  kannflirh  auf  der  ganzen  Welt,  zum  Tln  il  als  Vor- 
stände angesehenster  industrieller  und  Handelshäuser;  nicht  Wenige  kehren  im  Alter 
in  die  Heimath  zurück  und  werden  dann  vermöge  ihrer  socialen  unabhängigen 
Lage  zu  einem  sehr  nützlichen  Ferment  des  Gemeindelebens.  —  YgL  anch  das 
tiot  Hein 'seh.'  i'itaf  auf  S.  377. 

h)  Aus  einer  Uegcuüberstellung  der  Zahl  der  Gruudstücksparcelleu  und  der 
Gmndbesitzerbogen  im  Jahre  1H57  gegenüber  jener  in  1879  folgert  ITorkanf  (Das 
hänerl.  Anerbenrecht  in  Oesterreich,  in  Brann's  Archiv,  IT.  Bd.,  S.  311  ff.)f  dass 
s^'it  1857  die  Parcellirung  in  (ializieu,  der  Bukowina  niid  I>alniatii  n  „in  enormem 
l'miaug  gestiegen  ist" ,  wäluend  die  Abnahme  der  i'arcczelleuzuhl  in  anderen 
Provinsen  (Nieder^  und  Oberösterreich,  Salzburg,  Krain,  Schlesien)  anf  eine  steigende 
Atif^augiing  des  kleinen  durch  den  grossen  Besitz  deute,  mit  welchem  Process 
Zersplitti'rnnjr  einer-,  Aufsaugung  nnder»!»Mts^  auch  die  Verschuldung  p-msse 
Fortschritte  autweise.  ^Nähere  Zahlen  hierüber  in  Kap.  Vi.)  ilan  kann  sich 
in  der  That  des  Sindmcln  kanm  erwehren,  dass  die  Anfhebnng  des  Besliftnngs- 
/Wangs  und  des  älteren  Anerbenrechts  durch  das  Reichsgesetz  vom  27,  Juni  18(j8 
und  die  riiterstellung  der  Landgüter  in  erbrecbtlicher  Hinzieht  uiitt  r  das  Allge- 
laeioe  Landrecht  von  1811  <  unbeschränkte  Zulassung  der  Nalurallheiluug;  Kecht 
jedes  Ifiterben,  seinen  Antheil  in  beweglicher  und  nnbeweglieber  Habe  zu  fordern) 
fnr  '.vfitf  Tbeile  der  Oesterreich.  Monnnhif»,  mindestfiis  für  die  Gebirgsjrc?»'nd  eu 
Biil  extensiveren  M'irthschaftsweisen  (Viehzucht,  Weide-  und  Waldwirthschaft  beim 
Zurnrktreteu  von  Fruehtbau),  eine  wenig  glückliche  Maassregel  war,  wie  denn  die 
Regieninif  bei  Bänbringnug  des  Ani  rhenrecht.sgesetzes  vom  1.  April  1S89  selber 
einrännien  mnsstc.  dass  das  rrincii»  der  gb'icluni  Krbthcilung  zur  srliümmsten 
Form  der  Güterzertrümmemng  und  zur  Bildung  von  Zwerg>virthschatten  führe,  die 
weder  znr  Ernährung  noch  zur  Tollständigen  B^Kihaftigung  einer  Familie  ausreichen 
and  dadiin  h  proletarische  Zustände  der  Besitzer  iK  rbdfiiliren  mössten.  Daher 
denn  au«  h  dieses  Ciesetz  die  Wiedereinführung  von  Be  schränk ungen  derTheil- 
barkeit  der  Landesgesetzgebung  für  landwirthschaftliche  Anwesen  mittlerer 
Grösse  freistellt  (Art.  16)  und  ebenso  (um  der  Gefahr  der  Aufsaugung  landwürth* 
schaftlicher  Anwesen  durch  grossen  Besitz  zu  begegnen)  landesgesetzliche 
bestimm  ungen  zulässt,  wonach  derartige  Anwesen  von  Personen,  in  deren  Eigenthum 
H)lcbe  Höfe  oder  grössere  landwirthschaftliche  Besitzungen  bereits  stehen, 
gar  nichl  oder  nnr  unter  bestimmten  Voraussetzungen  oder  Besdir&nknngen  erworben 
"  ■  id.  Ii  sfdleii.  Von  diiM-r  gesetzlirlien  Befugnis«  .scheint  aber  bis  jetzt  in  keineni 
der  Xronländer  eine  AuHcudung  i^eniacUt  worden  zu  sein. 

5.  In  oiner  Mittelstellung  zwischen  den  in  Hinsicht  auf 
natörliche  firzeugnngsbedingungen  und  sonstige  Erwerbsaussictiten 
beaoDders  gfinstig  (Ziffer  2)  und  den  in  diesen  Beziehungen  be- 
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sonders  ungflnstig  gestellten  Landstrichen  (Ziffer  4)  befinden  sieh 
jene,  in  Mitteleuropa  einen  besonders  breiten  Baum  einnehmenden 
Gegenden,  in  denen  der  Schwerpunkt  des  landurirthschafflichen 
Betriebs  jetzt  und  für  eine  absehbare  Zukunft  nicht  in  besonders 

qualificirten  Producten  (Handelspflanzen,  Wein,  Gemüse,  Obst), 
sondern  nach  Lago,  liodt  ii,  KUiiia  in  der  Erzeugung  v«»n  Getreide- 
früohteu,  Kartoffeln.  Futter  liegt;  wo  demgemäss  die  Wirthscliattt  i., 
\un  eine  auskömniiiche  Existenz  unterläge  zu  gow^^llrU'i^t^'Il.  zwar 
nicht  so  umfangreich  wie  in  den  Wald-  und  Gebirgsorten  zu  sein 
brauchen,  aber  doch  um  Vieles  umfangreicher  als  die  Anwesen  in 
den  Gegenden  der  erstgenannten  Art  Offenbar  ist  die  Möglichkeit, 
dass  auch  hier  mit  fortschreitender  Auftheilung  die  in  dieser  Weise 
genutzten  und  nutzbaren  Anwesen  zu  klein  werden  und  zu  Zweig- 
wirthschaften  herabsinken,  in  höherem  3faasse  gegeben,  als  in  den 
Fftllen  unter  Ziffer  2:  und  zwar  um  so  mehr  auch  hier  wieder, 
auf  t'inem  je  tieferen  Niveau  der  allgemeinen  Bildung  die  Laud- 
bevülkcruiiij:  noch  steht,  vermöge  deren  sie  die  F(>lgeu  fortschreiten- 
der Thoiluiig  weder  sich  klar  vergegenwärtigt  noch  duroli  inten- 
sivere Wirthschafts weise  zu  beseitigen  vermag:  je  weiter  ab  diese 
Gegenden  von  den  grossen  Verkehrs-  und  Consumtionscentren  ent- 
fernt sieh  belinden,  je  weniger  also  die  Möglielikeit  Toriianden 
ist,  einen  Theil  der  Uberschflssigen  Arbeitskräfte  in  anderwetter 
Beschäftigung  nutzbringend  zu  verwerthen;  je  mehr  endlich  mit 
dem  Zerbr((ckelungsprocess  die  Anwesen  innerhalb  eines  gegebenen 
Umkreises  (einer  Gemarkung)  alle  gleichmässig  verkleinert  worden 
sind,  so  dass  für  die  Klcinwirthe  und  ihre  Angehörigen  selb>t  zu 
landwirthf^chaftlirhon  Hilfs-  und  Nebenarlieiten  in  grosseren  lit^- 
triebf'M  eine  (icU-genheit  sich  nicht  nu'lu-  l)ietet. 

W  älirend  nun  die  durch  die  alte  Grundherrliciikeitsverfassimg 
und  durch  besondere  Regierungsdecrete  seit  dem  Ausgang  des  Mittel- 
alters für  die  hierher  gehörigen  Ländergebiete  rechtlich  verordnete 
Gebundenheit  mit  wenigen  Ausnahmen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
schrittweise  beseitigt  worden  ist  und  mit  der  Lösung  des  bäuer- 
lichen Lehensrerbandes  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  letzten 
Fesseln  jener  Gebundenlieit  abgestreift  worden  sind,  muss  es  immer- 
hin bemerkenswerth  erscheinen,  dass  weithin  die  Laudlu'völkening 
von  der  ihr  auch  in  diesen  Gegenden  rechtlich  gebotenen  Mr.glichkt'it 
der  Aiiltheilnng  des  Grundbesitzes,  vor  Allem  also  in  Erbtalleu. 
einen  Gebrauch  nicht  machte,  vielmelir  an  der  ehemals  verordneten 
Untheilbarkeit,  im  Widerspruch  mit  dem  gebundenen  Rechte,  zähe 
festhielt;  dass  also  statt  des  herrschenden,  die  naturale  Theilung 
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der  Liegenschaftehabe  gestattenden  (ja,  wie  in  den  Ländern  des 
französischen  Bechts,  geradezu  vorsebreilienden)  Bechts  die  unge* 
theilte  Vererbung  gewohnheitsrechtlich  sich  erhielt  Man 
darf  aus  dieser  Thatsaehe  wohl  mit  Becht  folgern,  dass  die  Landbevölke- 
rung da,  wo  sie  also  verfährt,  nicht  etwa  nur  pictätsvoll  einer  alten 
Sitte  und  KechtHgewöhnunu:  nachlebt,  sondern  von  wohlüberlegten 
wirthsc'liaUliL'lien  Anschauungen  sich  leiten  lässt.  vermoco  deren 
sie  unter  den  gegebenen  Wirthsclmftsmogliohkeiten  ein  Zusammen- 
halten des  überkommenen  Besitzes  für  eine  Kothwendigkeit  er- 
achtet, wenn  nachhaltig  der  Wohlstand  der  Einzelnen  und  damit 
der  ganzen  Gemeinde  erhalten  bleiben  soll.  Und  man  kann  weiter 
folgern,  dass  wenn  die  Gesetzgebung,  „einem  Gleicfaheitsideal 
nachjagend**  das  Erbrecht  in  Mobilien  und  Immobilien  nach 
gleichen  GnmdsStzen  ordnete,  diese  Schematisirung  mindestens 
den  Anschauungen  derjenigen  Bevölkernngskreise,  auf  welche  das 
neue  Kocht  berechnet  war,  nur  sehr  unvollständig  Rechnung  trug. 

Die  Frac:e,  ob  für  diese  üeir«Miden  die  Rückkehr  zu  den  alten 
strengen  Formen  der  Gebundenheit  (Güterscbluss,  Uiitbeil- 
barkeit)  angebracht  erscheint,  wird  gleichwohl  im  Allgemeinen 
ebenso  zu  verneinen  sein,  wie  sie  für  die  unwirthlichen  Bezirke  des 
irebirgslandes  oder  der  klimatisch  ungflnstigsten  G^enden  zu 
bejahen  ist;  denn  der  Beweis  ist  nicht  erbracht,  dass  im  Grossen 
und  Ganzen  die  BeT(^lkerung  jener  Gegenden  die  Freiheit  der 
Mobüisirung  missbraucht  hätte  und  dass  in  Folge  dieses  Missbrauchs 
ähnliche  Nothstände,  wie  sie  in  Wahlbezirken  eingetreten  sind, 
zu  bemerken  wären.  Man  muss  dabei  beachten,  dass  wenn  im 
Gebirge  jode  Productionssteigerung  in  denkbar  enge,  durch  die 
Natiu-  selber  auferlegte  Schranken  gewiesen  ist,  für  das  Flachland 
und  die  Bezirke  des  Hügellandes  diese  Schranken  sehr  viel  weiter 
gezogen  sind  und  nichts  der  Annalime  entgegensteht,  dass  mit 
der  wachsenden  Erkenntniss  der  Bedingungen  der  Fflanzenerzeugung 
und  der  Verbreitung  dieser  Erkenntniss  und  der  darauf  sich 
grOndenden  vervollkommneten  Technik,  auch  in  diesen  Gegenden 
die  Anwesen  mit  der  Zeit  sehr  wohl  geometrisch  kleiner  werden 
und  doch  ihren  ^Virtben  das  gleiclie  Maass  der  Lebenshaltung  er- 
m<'»glichen  können,  das  ihren  Y(»rgängern  auf  dem  grösseren  Besitz 
verstattet  war.  Im  üebriiren  trifft  <^ar  nicht  selten  auch  bei  Bauern- 
LTÜtem  dasselbe  w  'iq  beim  Grossgrundbesitz  zu,  dass  solche  nämlich 
^.^egenüber  der  Kapitalkraft  ihrer  Besitzer  zu  gross  sind,  um  richtig 
umgetrieben  zu  werden;  in  diesem  Fall  würde  aber  gewiss  die 
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AbstössuiiL^  oines  Tlieils  des  Gutsareals  gleicherweise  im  volk*- 
wirthsclmftlicben,  wie  im  privatwirthschaftliclien  Interesse  gelegen 
sein,  in  diesem,  weil  auf  dem  zwar  yerkleineiten,  aber  energischer 
ausgenutzten  Besitz  die  Gutsiente  absolut  gegen  früher  steigt,  in 
jenem  aus  eben  diesem  Grunde  und  weil  es  als  ein  Verlust  fOr 
das  Nationaleinkommen  zu  erachten  ist^  dass  OQter  binter  dem 
allgemeinen  Zustand  der  Bodencultur  zurückbleiben,  obwoM  die 
Ursachen  hier^■on,  weil  lediglich  mit  der  Person  des  Wirthschafters 
zusaiiimeuhiinu:on(i,  nicht  als  unüberwindliche  sich  darstellen.  Eine 
autiiifrksame  Beobachtung  von  Einzelvorgängon  hdirt,  dass  nicht 
immer  die  Besitzer  des  grosseren  Areals  am  meisten  prosperirea 
und  dass  eine  rechtzeitig  vorgenommene  Einengung  des  Besitses, 
namentlich  in  Fällen,  wo  eine  erhebliche  Verschuldung  vorlag  und 
diese  durch  Verkauf  eines  Theils  des  Guts  getilgt  zu  werden  Ter- 
mochte,  einen  sonst  drohenden  Vermdgensverfall  abgewendet  hat 
Die  rechtliche  Gebundenheit  der  Anwesen,  welche  die  bisfeonsch 
überlieferten  Besitzesgrössen  unabftnderbar  zu  erhalten  bezweckt 
kann  daher  aus  vorstehenden  Gründen  eine  lästige  Fessel  werden, 
die  man  wieder  anzulegen  oder  dauernd  beizubehalten  woniir^tt^ns 
da  Abstand  nehmen  sollte,  wo  ein  ganz  zwmgendcs  iiedarlni^s, 
wie  etwa  in  den  Gegenden  extensivster  Bodencultur,  hierzu  nicht 
vorliegt.    Wogegen  allerdings  für  die  hier  in  Frage  kommenden 
Gegenden  die  Ausgestaltung  eines  die  ungetheilte  Vererbung  der 
Anwesen  sichernden  Sondererbrechts  besondere  Bedeatong  ge- 
winnt (§  81  ff.). 

Obio;e  Gesicht^pnnkte  werden  von  G.  Hanssen  in  dem  mehrfarh  itirt«  n  "Wr  k 
nicht  goaüg^nd  beachtet,  wenn  er  (a.  a.  O.,  8.  339)  gruudsätslicb  die  „Gebundecb^. 
4c»  Besitxes  and  die  obli^torifiche  Vererbung  anf  Emen  Nmchfolger*'  fofdm.  — 
„Frajrt  man  bei  Erbthoilungeu,  ob  räthlich  ist,  ein  groftseSt  aber  tief  tw- 
sehnldetes  Landgut  zn  übernehmen,  oih  r  <  in  kleines,  nhrr  schnldeufreies:  $o  he^ 
auf  höherer  Culturstui'e  ganz  regelmässig  die  zweite  Entscheidung  im  Intere«««  drf 
LandwiiifaKhafl.  Es  yrML  alsdann  viel  eher  mCiflich  sein,  bedeutende  HeliomtiaB»- 
kapitale  in  den  T.iindbau  zu  locken;  nnd  der  dritte  Factor  jeder  landwmliecbaft- 
lichfMi  Produrtion,  <lin  Arl)eitskraft.  muss  durch  Zerschlagung  sehr  grosser  Gnt«" 
und  deren  Folge,  Fopulatinnszunahme,  bald  von  selbst  wachsen''  (Koscher,  a.  a.  0^ 
§  97).  Ran  berichtet  von  einem  miarigen  Ont  bei  Heidelberg,  das  imter  S  SSkw 
vertheilt  worden  uiul  wo  der  eine  Sohn  auf  seinem  Drittel  mehr  erntet«  als  der 
Vjiter  «'hemnls  auf  dem  (Janzen.  —  So  sasrt  auch  v.  inama-Sternegg,  a.  a. 
iS.  395  u.  398):  „Nicht  die  Stabiliüiruug  einer  gewissen  Grösse  der  Bauerngüter, 
die  nnr  unter  der  Voraussetanng  eines  bestimmten,  genau  und  gleielifdraDip  Ibsa- 
{,'elinltf'nen  Betriebes  richtig  war  oder  richtig  bemessen  werdrn  kann,  ist  im  In 
tereuse  der  Landwirthschaft  und  der  nationalen  Production  überhaupt  .  .  .  Pif 
j^setxUche  Bestimmung  des  einen  Anerben  ist  also  allerdings  der  Natur  de^ 
Örnndbesitzes  ganz  allgemein  entsprechend,  weil  sie  nur  «lie  lUjfreiung  vom  Zwan;: 
wi<lri;;er  rmstiindo  und  nnr  die  Anerkennung  hedentet,  dass  die  bi.^her  rationell 
beliuideuc  wirthschaltliche  Einheit  des  Guts  aus  dem  Anlass  des  Erbgangs  nida 


Digitized  by  Goo^^Ic 


Abschn.  ilL  §  76.  Bedingte  Mtbüchkeit  der  Gebundenheit  etc.  M9 

zermseu  werden  üoll;  eine  gesetzliche  Bestimmung  über  Güter-  oder  Stückseliluss 
(bifeg«n  wire  nicht  entoprechend,  weil  sie  bedeuten  würde«  dass  die  Geeetasgebuiig 

oder  Vtnval<iiu<j^  besser  wisse,  wie  der  Landwirth  selbst,  wie  gross  sein  Out  sein 
inn-><\  um  dtr  V'olkswnrthsrhnft  die  besten  Dienste  zu  IHsten.  und  weil  sie  die 
HhiüA  getuudeue  (irösse  auch  unter  verminderten  Verliültnistieu  Outrecht  erhalten 
woUte  (S.  986  n.  398).  —  Aehnlieh  Msrcbet  (In:  184»— 1888.  Ein  SQckblick 
auf  dir-  KntwiclvPliin^f  der  Oestcrr.  Aprritrvfnvaltung,  1889):  „Die  iiiiläii;jrl)are  MÖg- 
lichkeii,  die  .sog.  Kreitheilbarkeit  zu  missbrauchen,  kann  nicht  zur  Verwerfung  des 
Frincips  fuhren,  sondern  nur  Aulass  bieten,  gegen  etwaigen  Missbrauch  geeignete 
Vorbeugnngsmittel  anzuwenden.    Die  Freitheilbarkeit  ist  die  nnerlä.sgliche  Vor- 
l*.(Iiiii:un;r  fiir  vii  lc  Tiodenmeliorationfii,  die  Beseitigung  des  factischeu  Fiurzwangs, 
die  naturgcmasse  Voraussetzung  für  die  Uestalttwg  des  Grunderbrechts  und  vor 
Alkin  für  die  ConmuttSRtion  (8.  30  ff.):  wobei  übrigens  Harehet  die  godalcikono- 
misdie  Bedeutung  eines  A  nc rbcnrechts  im  (irundsatz  toU  anerkennt  (S.  87  11'.)^ 
daj^^gen  die  bedingte  IJutlilichkeit  der  Untheilbiirkeit  fr^rade  für  die  d'ehirpsländer 
(ie«tenreichs  offenbar  zu  wenig  würdigt.  —  bchäffle  meint:  „Unter  den  heutigen 
TerhUtaisMO  intensiTer  Wirthschafk  kann  die  höchste  Prodttctivität  nicht  mehr  von 
der  Erbsuntheilbarkeit  erwartet  werden.  Das  gleichwohl  fortbestehende  Bedflif- 
niis  von  Prodiicfiotiskrirpeni,  welche  einerseits  vom  Todesfall  einzelner  Personen 
nicht  benlhrt  werden,  andrerseits  gegen  die  Aufisaugung  dtirch  das  Grosskapital 
Staad  halten  können,  ist  auf  andere  freiere  nnd  biegsamere  Weise  sicher  ra  stellen* 
(vgl.  Das  gesellschaftUcho  System  der  menschlichen  Wirthscbaft,  1873,  II.  Bd., 
>S.  346».  RrliütTlo  tritt  im  Anschhiss  an  die>e  Befrachtung  für  eine  allgemein»^  ire- 
setjdiche  Statuirung  einer  Aus stattuiigspf licht  der  Eltern  gegenüber  den  Kindern 
eiu.  die  die  rechtliehe  Bindmi^  des  Funilienrennögens  in  Fona  Ton  Miyoraten  etc. 
'  itliilirliili  inai  lie  nnd  doeli  eine  gerechtere  Ausstattuiip:  aller  Familienmitglieder 
herstelle,  wie  sie  durch  den  guten  Willen  des  Majoratsherm,  Anerben  etc.  nicht 
verbüi^  sei.  Freilich  „die  blosse  Auflösung  der  Majorate  und  ähnlicher  Institutionen 
ohne  positiven  Ersatz  durch  zeitgemässe  bessere  war  eine  bloss  zerstörende,  die 
Mas'Je  <!t'r  Bevölkerung  nicht  fördernde  That  .  .  .    Die  P'rciheit  o^tu'  den  Halt 
sichernder  legaler  Institutionen  wird  für  die  JIdasse  der  Trägen,  Armen  und  Ver* 
wahrlosten  die  Quelle  von  Sklaverei  nnd  Atisbeotung  durch  die  Starken**  (ebend« 
>s.  520),  wobei  an  die  später  an  erörternden  Yorschllge  Sch&ffle*s  im  Gebiet  des 
Creditwesens  zu  erinnern  ist. 

Auch  (tierke  a.  a.  O.,  S.  415  fT."!  erachtet  dir»  Rückkehr  zur  alten  Form  der 
Gebundenheit  als  zwingendes,  allgemein  gültiges  Kechtsiustitut  für  nnthun* 
Kch,  da  ^das  Priucip  der  Freiheit  des  Privateigenthums  am  Grund  und  Boden  so 
tief  in  das  moderne  Rechtsbewnsstsein  eingesenkt  ist,  dass  es  nnr  angetastet  werden 
darf,  wo  jedes  andere  Mittel  so*  ialer  Erhaltung'  si(  h  als  unzureichend  erweist  .  .  . 
I>as  deutsche  Civilgesetssbnch  wird  daher  von  jeder  Kückkehr  zu  einer  gesetzlichen 
Oebmdenheit  absehen  mfissen'' ;  wogegen  freilich  Oierke  ebensowoM  wann  fiir  die 
Erhaltung  der  adeligen  Fideicommisse  wie  entschieden  fiir  die  Ausgestaltung  ühn- 
lichf  r  Uec  htsin*ititiite  für  die  bäiierliclie  Bevölkernnpf.  wenn  auch  nicht  mit  Rütteln 
de«  staatlichen  Zwangs,  eintritt  ^vgl.  §  78  n.  HO).  —  Im  Uebrigen  wird  mit  Kecht 
daraof  anfinerksam  gemacht  (Roscher,  §  147  a.  a.  0.),  dass  alle  Gebundenheit 
dorh  höchstens  die  Entstehttng  von  Zwerge i gen thümern  verhüten  kann,  aber 
keineswegs  von  Z wergpärhtern.  Diese  „aber  sind  noch  viel  schlimmere  Prole- 
tarier, viel  heimathloser,  viel  eher  durch  einen  Unfall  ins  £lend  gestürzt,  viel  ab- 
bingiger  von  den  Bdchen.  Auch  tendirt  jede  Mensch^iklasseT  sich  tun  so  starker 
ZV.  TPnnchren,  je  weniger  nacli  iliren  Staatsbegriffen  zur  Ansässigraachunfr  einer 
Familie  gehört .  .  .  Den  Zwergpächtem  steht  in  dieser  Hinsicht  eigentlich  gar  keine 
J^chranke  im  Weg  .  .  .  Ebenso  —  was  helfen  alle  Verbote  der  Realtheilung,  wenn 
e«  dem  Eigenthfimer  freisteht,  durch  Verpfändung  seines  Grandstücks  eine  fast 
l)eliehi«rp  Werth sthei Inn p  zwisrhen  Gläubiger  nnd  Schuldner  vorzunehmen''  ?  Während 
doch  wiederum  „Alles,  was  die  Verpfilnduug  von  Grundstücken  erschwert,  entweder 
die  Bealtheilung  oder  den  Uebergang  durch  Verkauf  in  andere  Hände  befiirdem" 
nnsB;  „ausser  wo  man  das  >,Mnze  alte  System  der  Gebundenheit,  namentlich  auch  mit 
*''^Kr  nr -JtKkratisc  lu-n  Familimvcrfassunpr.  beibehält".  -  Ein  unbediu'jtfT  Anhänger 
dir  bireiifren  (Jebiuxlenheit  ist  dagegen  Fr.  List,  dem  „die  Untheiibarkeit  der 
Bacbeubergar,  A.,  Agruyoüiik.  I.  29 
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Baoerngater  lAcht  aU^in  ein  Oründpfeilwr  des  BürgerthraiiB  m  1  I  r  F  imilienehrt^n- 
haftipkeit,  snnd.  rn  anrh  rhu-  fruchtbare  Alliirte  der  Geworl.«-,  des  ILhkI-  I-  der 
S'chifFfahrt ,  der  Nationalunteniehmungen ,  der  Kim&te  und  Wissensthaüen"  ist 
{a.  a.  0.,  S.  78).  Die  „Gleichheitsmacherei  d«r  neueren  Erbgesetzpebnii<?eil  fld 
nicht«  als  eine  übel  ang^ebrachte  Keohtsempfindelei,  die  der  presande  Mensi!henverst;uid 
de«;  Volk«;  iil».  r;il1  von  sieh  gewiesen  habe,  wo  er  nicht  durch  Eiufluss  <1.  r  Ue**tje 
und  <ler  IJevonnundungsbehördeu  veriakcht  worden  sei""  \ß,  a,  U.,  S.  74).  —  In  ahnlkhni 
Ucbertreibuugen  wie  List  bewegt  rieb  auch  Niebnbr,  wenn  er  sagt  (das  Cital  ist 
einem  Aufsats  von  Kawclin  in  der  Tübinper  Zeitschrift,  Jahr;?.  18(>4,  S.  39,  eut- 
nommriV  :  ,Mit  jranz  imtadplliaften  Absichten  und  wirklidi  in  der  Mfinnnp.  dem 
Bauer  wohl  thuu,  richtet  man  den  ganaen  iiauernstand  zxi  ü runde  durch  die 
ihm  pi'^'ebene  Berechti^nrng  xv  Terlonifen,  an  aeratückeln  nnd  an  verpfibid««  .  . . 
Die  Leute  thun  es  nicht  ans  Bösem;  aber  alle  deutsche  Staaten,  die  nicht  p^a» 
stationär  sind,  jrehen.  nach  dem  An^'lni.  k  <  iiir'>  nnsjfezeichneten  Mnnnes,  mit  ihrer 
Ge8etzg<;bung  dalün,  unsere  Nation  daiuu  zu  bringen,  wo  die  Italiener  sind:  in 
den  Si&dten  Pfnscher  nnd  Krämer,  auf  dem  Lande  seitpaehteiides  oder 
tagelöhnerndes  LunipengeM n d <  1 "  (1^  —  Sätze,  die  (i.  Hansicii  I^i,  -Ir.«: 
Bevölkmingsstofen,  188^^  seinen  Lesern  neuerdings  <,a.  a.  O.,  ä<  260}  iu  die  Lrümenui; 
zurückrult. 

6.  Leitet  dahor  eine  hücIiUtik'  Betrachtung^  auch  unter  hier  be- 
sprochenen Verliältnissen  zu  einer  Sprengung  der  Verfassung  des 
Grundbesitzes  mit  dem  Charakter  der  Gebundenheit  der  alten  Zfit. 
so  ist  es  eine  hierron  sehr  verschiedene  Frage,  ob  denn  der  Staat 
Veranlassung  habe,  durch  die  Art  imd  Richtung  seiner  Gesetz- 
gebung den  Auftheilungsprocess  geradezu  zu  begflnsügen  oder  ob 
nicht  vielmehr  Anlass  gegeben  sei,  gerade  dasjenige  Recbtsgebiet, 
das  auf  die  Besitzvertheihmg  den  stärksten  Einfluss  ausQbt,  d.  b. 
das  Erbrecht,  so  zu  irestalteii.  dass  es  den  AuftheiliiiiL^>t(Mi<lr]iz»^n 
nicht  sowohl  entgegenkommt  als  vielmehi'  auf  oiiu'  tliiiiiliche  Zu- 
sammenhaltung (ies  Grundl)ositzes  bei  im  Uebrigen  freier  Ho<ltMi- 
bewegung  abhebt:  dass  also  die  strenge  Gebundenheit  der  ältf^reo 
Zeit  in  eine  mildere  Form  übergeführt  werde,  die  die  Dispo- 
sitionsbefugniss  der  jeweiligen  Besitzer  nicht  geradezu  aiisschliesst, 
aber  durch  entsprechende  Gestaltung  des  Intestaterbrechts 
sie  auf  eine  Richtung  lenkt,  velche  die  den  gegebenen  Wurth- 
Schaftsverhältnissen  und  dem  allgemeinen  Standpunkt  der  Cultor 
passende  ist. 

Pie  vorsteheudea  Hetraelitungcn  führen  also  im  Weseid ii<  ii.-.i 
auch  lür  da.s  vnrwflrfige  (lebiet  zu  dem  mphrfaoh  betonte  n  Sat?»». 
da^s  dio  Airrarpolitik  eines  Landes  nieht  .ujf  doetriuare  Erwägungen 
und  Schlagworte  sich  aufbauen  und  danach  in  uniformer  Weis« 
das  Wi  rill  schaftsieben  der  Landbevölkerung  zu  regeln  sich  unter- 
fangen darf,  sondern  dass  im  Einklang  mit  der  Verschiedenartig- 
keit ihrer  Existenzbedingungen  eine  vorsichtige  Individualisirung 
des  Wirthschaftsrechts  gerade  auch  hier  unumgänglich  geboten  ist: 
dass  es  im  vorliegenden  Fall  also  durchaus  verkehrt  wäre,  die 
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Frage:  ob  Gebundenheit,  ob  Mobilisirungr'  mit  einem  glatten  „Ja*' 
oder  tfNein''  zu  beantworten;  und  dass  e?  nicht  ginuidsätzlicher 
OpportunismuSt  sondern  Ausflnss  einer  mit  den  thatsäehlichen  Yer« 
hältnissen  rechnenden,  nach  praktischen  Zielpunkten  strebenden 
Auffassung  ist,  wenn  diese  Frage  nur  bedingt,  d.  h.  nur  für 
bestimmte  Gegenden,  mit  Bflcksicht  auf  gegebene  Wirthschafts- 
und  allgemeine  Culturrerhältnisse  bejaht  oder  Temeint  wird;  dass 
eben  desshalb  die  rechtliche  Ordiuiiig  auf  diesem  Gebiet  am  besten 
provinziell,  angepasst  den  individuell  hervorqfetretenen  Bedürfnissen, 
efl'ulgt,  während  jede  noch  so  wohlaiun»  i  ntc  unitV«nuo  Re^-ehum' 
der  Gofahr  nnterliegt,  theils  hinter  dem  wirklichen  Bedürlniss 
zurückgeblieben,  theils  über  dasselbe  hinausgeeilt  zu  sein. 

Den  nachfolgenden  Ausführungen  erwächst  demnach  die  Auf- 
gabe, für  die  jiraktische  Ausgestaltung  des  für  die  Besitzvertheilnng 
maassgebenden  Rechts  in  Anlehnung  au  die  vorstehend  gfudiuioufu 
Ergebnisse  die  Norm  zu  finden:  nnd  es  wird  sich  dabei  vvesentlirli 
lim  die  Erörtenrnj?  der  Fraue  handeln,  welche  besondere  Gestalt 
eine  etwa  noch  für  nöthig  erachtete  Gebundenheit  des  Grund- 
besitzes unter  den  neuzeitlichen  Verhältnissen  anzunehmen  habe, 
am  dennoch  eine  lebensvolle  Fortentwicklung  zu  ermöglichen  bezw. 
eine  unter  allen  Umständen  missliche  Erstarrung  des  Wirthschafts- 
lebens  fernzuhalten.  Dabei  werden  also  insbesondere  die  ver- 
schiedenen Bechtsformen  einer  Beschränkung  derTheilbar- 
teit  des  Grundbesitzes  und  die  damit  im  engsten  Zusammen- 
Iiane  stehende  Ausgestaltung  des  Erbrechts  in  Landgüter  zu 
»^r^Ttcru  und.  was  let/.tiTes  anlanL,^t.  iusijL'.-xuidcre  zu  untersuchen 
^ein.  welche  Besonderheiten  zu  beachten  sind,  um  ein  solches  von 
den  allgemeinen  Erbrechtsuormen  abweichendes  Erbreclit  mit  dem 
^{•ecifiscbea  Wesen  des  Landwirthschaftsbetriebs  in  Kiuklang  zu 
bringen,  ohne  dabei  mit  den  berechtigten  Interessen  Dritter  allzu- 
sehr in  Widerspruch  zu  gerathen. 


§  77.  G^esetzliche  Untheilbarkeit  und  Zwangs- 

Anerbenrecht 

1.  Eine  kraft  Gesetzes  wirksame,  also  die  landwirthschaföichen 
Anwesen  eines  Landes  oder  eines  enger  umsehriebtMUMi  Gebiets 
<«hno  W*Mt»'res  erfassende  Untheilbarkeit  hat  sich  nur  noch 
üeiir  vereiuzelt  als  Ueberbleibsel  der  ältesten  Form  der  Gebuuden- 

29* 
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heit  erhalten  und  kann  nach  den  voraiigegcingenen  Erörteningen 
als  ein  Bedflrtuiös  nur  für  die  unter  bcsouderö  iincrilnstigen  äusseren 
Verhältnissen  wirthschat'teuden  Gegenden,  insbesondorp  als«»  für 
solche  mit  Gebirgsklima,  erachtet  werden.  Güter,  die  geulll^-  «lern 
lür  sie  geltenden  Sonderrecht  kraft  Gesetzes,  ohne  dass  es  daher 
einer  besonderen  Willensäusseiung  des  Besitzers  (wie  bei  den  später 
zu  nennenden  Stanungütem,  Fideicommissen,  Erbgütam)  bedait 
untheilbar  sind,  werden  als  geschlossene  Gflt er  bezeichnet;  mit 
ünTecM  hat  man  sie  zuweilen  bftuerliche  Fideieonunisse  genannt, 
da  ihnen  das  Hauptmerkmal  des  fideicomndssarisch  gebundenen 
Besitzes,  die  Unveräusserlichkeit,  abgeht.  Das  Wesen  dieser  Ge- 
schlossenheit besteht  also  darin,  dass  die  von  ihr  ergrilfenen  Güter 
zwar  genau  wie  die,  besebränkeiideu  \  orschrit'ton  öherhaupt  uiiiit 
unterliegenden  Anwesen  im  freien  Verkelir  sich  befinden,  also 
jederzeit  verkauft,  vertauscht,  auch  beliebig  mit  Schulden  belastet 
werden  können,  aber  in  dem  einmal  rechtlich  ^  e  tinunten  ümäng 
erhalten  bleiben  mflssen,  derart,  dass  einer  Theilung,  sei  es  im 
Weg  des  freihändigen  Verkaufs  oder  des  Erbgangs,  nicht  oder 
doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  Aber  deren  Vor- 
handensein die  Staatsbehörde  erkennt,  zul&ssig  ist  und  gleichwohl 
vorgenommene  Zertheilungon  rechtlich  unwirksam  bleiben. 

2.  Die  Fortdauer  der  Geschlossenheit  von  Gütern  in  dem  be- 
sprochenen Sinn  ist  zwar  mannigfachen  Einwendungen  ausire^etzt 
gewesen,  die  aber  nach  den  vornusgeschickten  Betrachtungen  ab 
maassgebend  nicht  angesehen  werden  können.  Denn  während  die- 
selben an  die  Thatsache  anknüpften,  dass  manche  dieser  Anwesen 
mangelhaft  bewirthschaftet  wfirden,  weil  die  Gdter  zu  gross  seteo 
oder  weil  es  dem  Besitzer  an  gutem  Willen  oder  auch  an  den 
nöthigen  Mitteln  fehle;  oder  wenn  an  die  sociale  Kluft  erinnert 
wird,  die  zwischen  den  einzelnen  Grossbauem  und  den  besitzlosen 
Tagelöhnern  bestehe;  oder  wenn  den  Gemeinden  mit  geschlossenem 
Besitz  ein  Znrückstehen  in  der  Beachtung  moralischer  Griinds;lt/'^ 
zur  Last  ^rele^t  und  zur  Bekräftigung  hierfür  auf  das  t^tarkere 
Vorkununen  uiu^helicher  Geburten  in  solchen  Gemeinden  verwiesen 
wird,  so  werden  hier  einestheils  Einzelbeobachtungen  in  unzu- 
lässiger Weise  zu  allgemeinen  Schlussfolgerungen  verwerthet  und 
andemtheils  zustfindliehe  Erscheinungen  mit  dem  System  der  Ge- 
schlossenheit in  Verbindui^  gebracht,  die  auch  ausserhalb  des 
Geltungsgebiets  dieses  Systems  wahrzunehmen  sind.  Diejenigen 
Einwendungen,  welche  es  beklagen,  dass  gegenüber  dem  zur  Guts- 
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naclifolge  bestimmten  Kind  die  anderen  Geschwister  in  einer  den 
Familienfiieden  störenden  Weise  zurflckgesetsst  werden  und  diese 
Zurfieksetzung  um  so  herber  empfinden,  je  günstiger  die  Bedin- 
jrungen  der  Gutsübergabe  sich  im  Einzelfall  gestalten,  hängen 
nicht  sowohl  mit  dem  System  der  Geschlossenheit  an  sich  als  mit 
der  demselben  eifrenthümlichen  Individualsuccession  { A  n  e  r  b  e  n  - 
recht)  znsammeii,  ^tellen  und  fallen  also  mit  der  Fra,i»e  der  Küth- 
lichkeit  eines  solchen  Erbrechtssystems  überhaupt  (g  81  S,)  Aber 
selbst  wenn  die  von  einzelnen  Schriftstellern  gezeichneten  imer- 
iieulichen  Zustände  den  Bezirken  des  geschlossenen  Besitzes  in 
höherem  Maasse  von  Hause  aus  eigen  sein  sollten,  als  anderen  Ge- 
bieten, so  wurde  die  Aufhebimg  der  Geschlossenheit  doch  jeden- 
falls das  unrichtige  Mittel  sein,  hierin  Wandel  zu  schaffen,  weil 
der  Zerfall  der  Bauernhöfe  in  kleine  Anwesen  in  diesen  Gebenden 
mit  Oelür^sklima  nothwendig  zuiii  Pauperismus  und  damit  zu  noch 
vif^l  luun-quicklicheren  Zuständen  als  den  irerürrten  hiiileiten  mOsste. 
Daucueii  gewinnen  jene  Einwendungen  allerdings  eine  erhöhte  Be- 
deutung .  wenn  es  au  zwingenden  Gründen  für  die  Beibehaltung 
der  Geschlossenheit  überhaupt  fehlt,  wenn  also  dieses  Institut 
ausserhalb  solcher  Gegenden,  in  denen  es  eine  natürliche  Begrün- 
dung hat,  sich  findet,  was  indessen  nur  ganz  ausnahmsweise  noch 
der  Fall  ist 

Im  Uebrigen  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  es  auch  in  den 

liegenden  der  geschlossenen  Güter  au  einer  Mannichtaltigkeit  der 
Krösjienabstufungen  der  Kinzelanwesen  in  der  Regtd  nicht  gebricht, 
dass  ferner  nirgends  der  gesammte  (Jrund  und  Boden  einer  Ge- 
markung geschlossen  zu  sein  pflegt,  eine  Anzahl  Anwesen  vielmehr 
aiä  „walzende"  der  freien  Veräusserung  undTheilung  unterliegen  und 
mithin  die  Gelegenheit  zum  Bodenerwerb  für  Kleingewerbetreibende, 
Tagelöhner  etc.  selten  gfinzlich  verschlossen  ist,  wo  dies  aber  der 
Fall  sein  sollte,  ein  Hindemiss  nirgends  besteht,  Abhilfe  in  dieser 
Beziehung  zu  schaffen. 

3.  Eine  verständige  Ordnung  wird  selbstredend  darauf  Bedacht 
nehmen,  dass  die  Gesehlossenheit  des  Gnmdbesitzes  nicht  zu  einer 
starren  l'uheweglichkeit  der  einmal  gegebenen  Besitzvorhältnisse 
ausari«'  un<l.  um  dies  zu  verhüten,  unter  Umständen  die  Los tren- 
niing  einzelner  Parcelien,  ja  selbst  eine  Auftheilung  eines  Guts 
in  mehrere  Güter  niclit  schlechthin  verbieten.  Damit  aber  die» 
richtiger  Weise  in  die  Hand  der  Verwaltungsbeliördeu  zu  legende 
Entscheidung  über  die  Zulflssigkeit  solcher  Abtrennimgen  und 
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Theilungen  tob  den  weehselnden  TagesstzGmungeii  unabhängig 
bleibe  und  damit  nicht  durch  zu  grosse  WillfUhrigkeit  die  Ab- 
sichten des  geltenden  Bechts  vereitelt  werden,  müssen  die  Vonus* 
setzungün  einer  Dispensation  mindestens  in  allgemeinen  ünuissen 

durch  Gesetz  oder  Vollzugs vorsclirit't  geregelt  sein,  etwa  in  Jem 
Silin,  da?s  auch  micli  erfolgter  Tlunhinc:  auf  jedem  der  Theil- 
anwesen  eine  auskömmliche  ExistiMiz  ircwalirieistet  sei.  und  da5?. 
im  Fall  der  Abtrennung  einzelner  Parcellen,  diese  ohne  Schaden 
für  das  Kestgnt  sich  vollziehen  kann  und  gleichzeitig  triftige 
Grande  des  öffentlichen  Interesses  für  eine  solche  Abtrennung 
geltend  gemacht  werden  können. 

4.  Die  Geschlossenheit  eines  Guts  hat  die  üebeigabe  desselben 
im  Erbgang  an  ein  Kind  —  den  Anerben  —  ipso  jure  zur  Folge, 
daher  man  von  einem  Zwangsanerbenrecht  der  geschlossenen 
Güter  spricht,  dessen  Ausgestaltung  iai  Einzelnen  tibrignis  dou 
für  ein  Anerbeurecht  ü])erhaupt  maassgebenden  ürundsatzeii  unver- 
ändert folgen  kann.  (Siehe  §  83  ff.) 

Thattiächlicbes  Vorkommen.  Eine  im  iSiun  obiger  DarsteUiuig:  p'ittaiiei» 
geBOtsliche  üntheillMiirkflit  Ton  landwirtliscliaftlieheii  Anwesen  mit  Zwau^^ncrilwn* 
recht  besteht  zur  Zeit  nur  noch  sehr  veiemselt. 

1.  Ain  sehärfsten  ist  fli  ";r^  Sondi^rrocht  auRfrebildet  im  Grossbor/njrthum  Badec 
durch  das  Ediet  v.  23.  Mar/.  IftUö,  das,  während  im  Uebrigen  für  die  ivrbtbcüung  di« 
Rechtenormen  des  als  Landrecht  redpfaien  Code  Napoleon  gelten,  Ar  das  Gefairr 
des  Schwarzwalds  überall  da,  wo  „vermögt)  eines  Gesetzes  oder  eines  rechts^nü|r- 
lichrii  TIcrkniniTKMis,  daK  dem  Edict  vorausg-f'^raiii^'CTi  ist .  ein  Hof  stets  unzertrennt 
Tou  einem  Inhaber  auf  den  anderen  übergegaugen**  ist  und  „so  auch  jetxo  ',^1^< 
wirklich  nnxertrennt  besessen**  wird,  diwe  Hofgilter  als  ngMchlosaen  ,  d.  h.  als 
untheilbar  erklärt  und  (leren  Zei  fhtilung  nur  imtor  besonderen  Voraussetsrangwj 
gestattet,  welche  die  Verordnung  vom  4.  Nov.  1837  näher  geregf*it  hat.  Ueber  dif 
Berechtigung  dieses  bis  in  das  15.  Jahrhundert  zurücky.uverfolgenden  Hechtsinstilau 
(vgl.  darüber  Gothein,  Wirthschaftsgeschichte  etc.,  I.  Bd.,  S.  296 C)  bat  »ch  «dt 
den  Vier/.i^nT  Jahren  eino  Jahr/ehnte  liitidiircli  li  l)li:in  ^'■eRihrte  Controversen-Uteratur 
entwickelt,  aus  der  von  älteren  8chriflcu  uamentlicU  Vogelmann,  Ueber  die  ^ 
schlossenen  Hofgütcr  des  badischen  Sehwarzwaldes  (Archiv  der  polit^  Oekonovie, 
Bd.  IV,  S.  1  tT.),  welch«  für,  und  Schupp,  Das  Ho^terwe.seu  im  AmUbeiirk 
Wolfaf]:.  IST],  welclier  gepr^Mi  die  Forterhaltung  der  Lf^etzlichen  FiitlK  ilbarkfit 
sich  auäspnclit,  zu  emabneu  sind;  weitere  Literaturnachweise  bei  v.  Miasko  wski. 
a.  a.  O.,  II,  8. 166  nnd  367.  Ran  hat  sich  (§  81  c)  f&r  die  allrnfthliche  Beaeitiguo^ 
der  Gebundenheit  ganz  allgemein  anBgesprm  Inn.  wobei  aber  die  Gefahren  «nw 
Uebertheiluug  des  Gmndbesitzes  in  unwirthliclien  (ic^^cnden  unterschaf/t  "m.^  di? 
Beweggründe,  weiche  bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  für  ein  Zosamm«.  aitaltvu  det 
OrondbesltBes  ans  freien  Stficken  angeblich  sieh  Oeltn&ir  verschaffen  werden  nnd 
sollen,  stark  überschätzt  werden  (a.  a.  O.,  §  79  ff.).  Es  i*^t  sehr  bezei«  lineud,  dass  die 
Hotgn t sbesitzer  selber  jfdprzeit  gegen  die  .\ufhebun|r  des  Kdicts  vf.n  IHT^  >irh 
gewehrt  iiaben,  wofür  die  im  Jalire  1848  der  Reichsversanuuluu^'  in  i'r<uikfurt  h.  M. 
unterbreiteten  69  Petitionen  der  betlMilifi^en  Schwarawaldbezirke  nnd  maf|ee  Fln{^ 
Schriften,  die  hofbäuerlichen  Kreisen  <;ell)er  ent^tnirnnten .  beredtes  ZeuirTn'>-  ab- 
legen. Es  ist  weiter  bezeichnend  für  die  verflachende  und  von  8chläigw4»rteni 
der  englischen  Freihandelsschule  und  doctrinären  Axiomen  beherrschte  üiclitnnj^ 
der  Na1ional5kon<»nie  aelbat  noch  der  Sechsiger  nnd  Siebttuiger  Jähret  dais 
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Einrainphau?  Fjiut  lu  i's  A  it  itt  linlirsschrift,  1870,  Bd.  3?  schreiben  könnt»?:  „Es 
i3i  durch  uichu  geboten,  düsa  man  das  Privalrecht  des  Grtuideigenthams  als  eüie 
gmas  andere  Art  von  Eigenthnin  betrachte,  aU  das  Eigenthiim  ron  bewei^lichen 
Sachen.  Kiiu'  suldit*  Uutorschaidung  ist  ein  lün{^ät  überwundener,  ein  völlig  un- 
histtiriscliti  !;  Standpunkt  .  .  .  Solche  Oesetze,  wit  das  Edict  von  18()8,  aufrecht- 
zuerhalten, lüessti  uichtü  Anderes  als  ...  in  die  Hunde  arbeiten  dem  Commuuisraus." 
Dem  p^frenüber  stellteil  die  Badiscben  landwirthschaftUchen  Erhebungen 
Ton  1883  (Bd.  IV,  S.  24)  die  ÄufrcchterhaUung  der  Untheilbarkeit  üir  den  Schwarz« 
wald  als  ein  dnucriidt^s  Bedurliüss  fest  und  die  Gesetzpebnnp'sfactnron  haben 
diene  Anschauung  mittlerweile  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1888,  welches  zur 
Tennindeniim'  der  Abbröckelung  des  Institats  fUr  die  amtliehe  Feststellnn;  der 
Huffrutsqualität  Vorsorge  trifft  und  die  Uutheilbarkeit  der  als  geschlossen  an- 
erkannten Güter  dauernd  vrrfii^t.  vidliir  sich  zu  fif^'n  gemacht.  fV«?!.  A.  Ruchfii- 
berger,  Verwaltuugsrechi  der  Liiudwiiihbtiiuit  iu  Buden,  1888,  t>.  tiU6  und  ti2U  Ii. 
ond  Ergtoanngsband,  1891,  H.  106  flP.;  femer  meinen  Aufsatz  in  ^inerliehe  Zu- 
stand»'". III.  S.  301  ff.,  und  n.  Schulze,  Bfrirht  über  das  bäii»  rli(  lie  Erbrecht  in 
Baden  an  die  1.  Kammer  der  Laudständo,  Landtapr  1883/84.)  Mitilenveile  i«t  die 
Zahl  der  gesetzlich  untheilbaren  Hofgüter  des  badischen  Schwarzwalds  auf  Grund 
des  durch  das  Gesetz  vom  23.  Hai  188B  aogMirdneten  FeststeUttngsvetlaJirens  «af 
4M4^  in  If'if)  Gemeinden  amtlicli  fi'St{ro<;tflU  worden. 

2.  Königreich  Sachsen:  Gesetz  vom  30.  November  1843,  das  iu  bewegter 
Ztat  eixunal  als  „das  scbttnmendsto  Soss  am  Triumphwagen  der  Reaction'*  beseichnet 
wurde  und  das  die  Tutheilbarkeit  der  zur  Zeit  seiner  Erlassung  als  geschlossen 
l>elinnd»  Itt  ii  Hittergiiter  und  ländlichen  (Bauern-)  Anwesen  in  der  Wi  isp  Sfinctionirt, 
dass  von  solcheu  Gütern  nur  ein  Drittel,  nach  Steuereinheiten  berechnet,  ab* 
getrennt  werden  darf,  darüber  hinaas  weitere  Abtrennttngen  aber  nur  unter  gana 
besdnunten  Voraussetzungen  (bei  Weinbergsland,  zum  Zweck  der  Anlage  von  Gärt- 
norpien,  zur  Krrichtung  v<m  Wcdiiih.iiisprn  und  geworhlirhen  Etablissomritts  etc.) 
zulässig  siud.  Die  abgetrennten  Grundstucke  gelten  fernerhin  als  walzende  und 
diesen  treten  diejenigen  aar  Zeit  der  Erlassnng  des  Gesetzes  nicht  geschlossen  ge> 
■weHeueu  Grund-Stücke,  als  dem  freien  Verkehr  in  jeder  Weise  zugänglich,  hinzu; 
doch  sollen  auch  lu  titt^  noch  70  '.'>  des  ge.samraten  (irnudeigenthttms  rechtlich 
geboudon  »ein  i,v.  Langsdorf!  lu  „Bäuerliche  Zustände"  Ii,  S.  207,  uud  v.  il  ias- 
kowski,  II,  S.  240).  Die  durch  starkes  üeberwiegen  des  mittleren  uud  grösseren 
bäuerlichen  Besitzes  5ich  auszeichneude  Bosirzvertliciluntr  in  di(  som  T.audr  fdi*' 
Betriebe  zwischen  10  und  100  ha  nelunen  03,6  "Iq  der  gesammten  landw.  Flache 
ein  uud  bilden  46,1  Vo  der  Gcsammt/ahl ,  die  Betriebe  zwischen  10  und  20  ha  je 
ruiid  30  "/«  der  Fläche  und  Gesammtzahl ,  die  zwischen  20  und  60  ha:  14,6  tind 

*"())  bäTi';rt  mit  dieser  coiiservativfii  Gcst  t/.::*  Imng  ofteubar  zusammen;  ob  indess 
die  Gebuudeuheit  des  Besitzes  auch  für  die  Iruchtbareu  Theile  dieses  Landes 
ein  wirthschafUiches  BedQrfniss  ist,  mnss  ans  den  im  Text  angegebenen  Orfinden 
S.  437  u,  447  ff.)  bezweifelt  und  darf  behauptet  werden,  dass  die  Prosperität  der 
»Ächsi>clit'n  I.aiidwirthschaft  in  diesen  Bezirken  auch  dann  nntli  keinen  Eintrag 
erlt^iden  wurde,  wenn  die  Güter  zwischen  20  uud  100  ha  durch  Aufthcilung  einer 
irröaseren  Ansahl  bäuerlicher  Familien,  als  bisher  der  Fall  war,  zugänglich  gemacht 
würden;  auch  i>-t  klar,  dass  die  schematische  Festlt;ruii^'  der  Abtrennuu|f»mög- 
lichkeit  tauf  t  iii  nritid  bei  Anwesen  mittlerer  (»ni^se  leicht  zur  SehafTuiip:  iiii?e- 
nügeuder  Bauernüteilen  fuhren  kann,  während  z.  B.  im  gegebeneu  Fall  eine  hälftige 
Trennimg  beiden  Theilen  gerecht  werden  würde. 

3.  Sachseu-.\lteubu  1 L'.  Gesetz  vom  9.  -\pril  1^50,  welches  luiter  Cou- 
servirung  älterer  bi.s  iu  das  16.  Jahrhnndt  rt  ztirückdatireuder  Rechtsnormen  die  Zer- 
schlagung von  geschlossenen  Gütern  von  5  Acker  an  (3.2  ha)  oder  die  Abtreunuug 
eixiaebier  PareeUen  der  R«gel  nach  nur  mit  ^Linisterialgenehmigung  anlfisst.  — 
W«ter  wei.si'n  die  strenge  Form  der  Gebundenlieit  auf: 

4.  Reuss  jüngere  Linie:  Gesetz  vom  30.  April  1866: 

5.  Sch  vvHrzbHr«r-S(>ndershau>en:  Gesetz  vnin  16.  .luli  1857: 

6.  Sachsen- Weimar:  Verordnungen  vom  14.  Novbr.  1860  und  1.  NOvbr. 
1866;  für  letzteres  Land  ist  übrigens  durch  das  Gesetz  über  die  Zusammenleguug 
der  Gmndstficke  vom  &  Mai  1869  bestimmt  worden,  dass  die  Gtebottdenheit  der 
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bäuerUch(>u  HositKuiigen  überall  da  in  W^lall  kommt,  wo  künlti^hin  «ine  Zu- 
tunnifliile^^ug  gtottfiodet,  sofern  nichl  der  E^r^thßmer  des  gebundenen  Gute  deren 
Krhaltttng  wünscht.  -    In  einer  Beihe  anderer  .Staaten  vnd  ätaai8grbietsth«filai 

(Hannover,  0 1  de ii  b  n  r<:f ,  Hr a  n n  s eh  w  t  i -j- i  ist  in  itfMipnT  Zeit  dif»  alte  »>e- 
biuiclenheit  (.üeschiossenheitj  beseitigt  worUt»  uod  nur  die  Vererbnng  uacb  Au- 
erbenrechi  in  einer  übrigens  sehr  Terscbiedeniiiügen  Ansgestaltnng  bestehen 
geblieben  ((iesetz  für  Hanno  vor  vom  28.  Mai  1873,  §  8  und  Höfegt'M'tÄe  vom 
2.  .Imii  1H74  und  2J.  Fcbmar  ISN);  (»hlenburg,  (ienetz  vom  24.  April  1H73; 
Braunücli weig,  Get>et/.  vuui  28-  Marz  1874);  siehe  auch  die  Angaben  aul  8.  öüd. 

In  Oesterreich  ist  (vfd.  d.  Anm.  b  auf  8*  445)  in  den  Jahren  1063  bis 
1869  in  allen  Provin/oii  mit  Aiisiialitnc  von  Tirol  der  „ Be s ti ftun  gsz  w  a  n  auf- 
p'hoben  und  damit  das  Prin(  ip  di  r  Fititheilbarkeit  proclamirt  worden,  zugleich 
unter  Beseitigung  des  bäuerlicliou  Sondererbrechts  tAuerbenrechi),  detisen  Wieder- 
einftthrang  indess  inKwischen  erfolgt  ist  (§  85  am  Schluss);  es  hat  indess  Untbeil- 
barkrit  in  tMiizclnt-ri  rrovinzen  'Kraiii,  Kiistoiiircbiftf.  Daliriatii  n.  lin/.»  hif  Tlifile 
von  Känithen)  schon  fniher  nicht  bestandt  ii,  in  ander»  n  itializien,  Bukowina  i  wurde« 
die  Theilbarkeitsverbote  wenig  stren^j  ^'chuudhabf.  \ "irl.  ilarchet,  a,  a.  O.,  S.  29ffA 
Die  Aufhebung  der  beschränkenden  Vorsdiriften  der  älteren  Zeit  über  Theilbarkeit 
und  damit  muh  der  Vorschriften  Ober  ein  Sondererbrecht  in  Kain»mfrütHr  durch 
das  Keichsgesct7.  vom  27.  Juni  1868  scheint  iudesseu  da,  wo  bis  dahiu  die  ung«- 
thiidlte  Uebergabe  des  Gnts  an  einen  Erben  Kechtens  war  oder  gewohnheftmisstg 
geübt  wurde,  eine  Aenderuug  trotz  der  veränderten  (.lesetzgebung  in  irgend  nennen»- 
wer*b»  PI  l'mfang  nicht  herbeigeführt  zu  haben.  (V;.'!.  Ziirkerkandl  in  Conrad» 
Jahi  Ltucher,  N.  k\  Bd.  19,  S.  406  ff.j  Dass  gleichwohl  die  Aufhebung  des  „Bestiftnagi* 
awangs**  für  die  Gebirgsgegenden  Oestenreichs  eine  voreilige  Ifaaasregel  geweesn  seta 
dürfte,  Ist  schon  oben  angedentet  worden  (6.  445). 


§  78.  Das  Familienfideicouiiuisd.  • 
Yorbemerknng. 

Das  Urtheil  über  die  Berechtigung  der  Fideicommissgüter  ist  zwar  noch 
kein  gftnslich  feststehendes,  dodi  neigt  sich  die  Mebrxahl  der  SchrillateUer,  aveh 

solcher  streng  conserx'ativer  Oesiunung,  mehr  einer  allmählichen  Beseitigung  die?** 
Instituts,  denn  sHner  ForterhaltTinp  zu.  Bau  findet  sicli  über  den  Gegenstand 
(§  83)  mit  weui^fen  Wortcu  und  zwar  im  Gei.st  der  diesen  Abschnitt  des  Bachci 
beherrschenden  Anscbannng,  welche  der  Gebundenheit  grundsätxlich  widenrtrebt, 
in  einor  für  da*5  Institut  nTifninütijren  Weise  ab  '.die  Erfahrung'  />igt,  dass  di^ 
adeligen  Geschlechter  durch  tideicommissarische  Majorate  nicht  sicherer  erhalten 
werden  als  ohne  sie"),  während  Roscher,  allerdings  sehr  verdausidirt ,  .eine 
mässige  Zahl  von  juristisch  wohl  eingerichteten  Familienfideicommissaa,  gut  ver- 
theilt im  Lande  und  Besitzern  gehörig  von  solchem  Reichthum,  dass  sie  auch  ohne 
Anleihen  mit  der  gehörigen  Intensität  bauen  und  ihre  Jüngern  Kinder  schon  aw 
ihren  Einkünften  reichlich  versorgen  können",  auch  auf  den  höchsten  Chihurstuftn 
ftir  kein  unwirthschaftliches  Verhilltniss  erklSrt;  doch  sei  ^auch  von  den  bestein- 
gerichteten Fideicoinmisseii  'zu  denen  er  die  engli'^Hien  Fntails  zahlen  >ibeini^ 
dringend  zu  wünschen,  dass  weder  ihre  Gesammthcit  uumä&sig  ctoss  werde,  uocli 
der  Umfang  der  einseinen  die  für  den  guten  Wirth  Tollkommen  nbetsefabare  Grense 
übersteige'^  (a.  a.  0.,  UM)  und  §91,  sowie  §  95).  —  v.  Mo  hl  tritt,  ohne  dieVorsüg« 
rinfs  fideiromTni«isarisi  ii  ^'■ebuudenen  Grossbe>-ifze«5  ftir  die  SJfofi;_'keit  de«  Staatsleheii*;, 
namentlich  in  Staaten  mit  positiv -freiheitlichen  Einrichtungen  zu  verkeuneu,  doch 
für  eine  in  schonender  Welse  eu  erfolgende  aUmühliche  nAnflösung"  anch  dsMer 
Art  von  (lebundenheit  ein  (a.  a.  0.,  II.  Bd.,  §  119). 

Eine  sehr  sorgfältige  Analyse  des  Instituts  in  volkswirthsrhaftlicl.pr  und 
socialpolitischer  Hinsicht  bei  v.  Miaskowski  (a.  a.  ().,  II,  8.  ö  tX.i,  wobri  in  der 
diesem  (ielehrten  eigenthümlicheo  Weise  das  ganse,  in  der  Idteratnr  anH^geldUifte 
„Für"  und  „Wider"  gewissenhaft  beleuchd  t  wird,  um  mit  einem  bedingten  Ver- 
dict  über  das  lustitut,  wenigstens  in  seiner  jetzigen  deutsch •  rechtlichen  Gestalt, 
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zu  endeu;  er  regt  u.  A.  die  Einsetzung  einer  Art  besonderen  Fidf  irniiimissbehörde 
ao,  welche  über  die  ^«euerrichtung  von  Fideiconunissen  wie  über  deren  Veräusse- 
nmjr,  VerpÄChttmg,  Vrarschnldung  zu  befinden  und  „etwa  alle  50  Jahre  über  den 
FortbestAiid  des  histituts  selber  zu  entscheiden  hätte"  (S.  88).  .letzt  ist  der  Fidei- 
coinmissbesitzer  „allein  von  den  Foli^tii  (lt>s  freien  Verkehrs  und  <U'S  allfremeinen 
£rbrechtä  «uumirt  und  diese  auäscrordcntiiche  ättiiiimg  gewiüut  ilim  ein  lieber- 
gewicht  fiber  seine  Genossen}  das  auf  die  Dauer  nothwenä^  snr  SsiHunkm  sainea 
(tnmdberitzee  auf  Kosten  des  Besitzes  seiner  Nacbbarn  führen  mnss,  denn  fidei« 
coniinissarisch  prelnindcner  und  freieigener  (Imndbesitz  ^'•iHirh.  n  .  .  .  dem  eisernen 
uiiU  ixdeueu  Topl,  von  denen  der  letztere  bei  einem  Zusauuneuätoss  mit  dem  ersterea 
not]iw«ndig  in  Scherben  sersehlafren  werden  mnss**.  Es  yerstttrkt  also  des  Fidei> 
•uiriiiss  ^die  auf  die  ZerschlafrunjT  sowohl  wie  auf  die  Absorbtion  des  bäuerlichen 
üniiidbesitzps  irtriiliteto  Tendm/.".  Daher  mindestens  p'leiehes  R<'cht  für  beide 
Arten  von  (.Grundbesitz,  wenn  der  bäuerliche  lieiuU  nicht  zu  Schaden  kommen  soll 
ia.  a.  0.,  8.  90). 

Als  literari^cbe  (Ii'jrin  r  des  lustituts  wären  anzuführen:  Lette,  L.  v.  Stein, 
ß.  lineist,  Gefi  kin,  Sclimoller,  Conrad,  Settegast,  Walcker.  in  prrwis<^oni  Siun  auch 
Schäfile;  von  alteren  neben  llau  und  v.  Mohl  noch  A.  Tliaer  und  (iraf  Soden; 
Toa  PoUtikeni  Keichensperger;  als  Vertheidifrer  Freiherr  Stein,  J.  F.  Stahl, 
V.  Gerber ,  Gierke  'vj;!.  auch  d(ssen  nnnp>tcn  Artikel:  „Fidrirnmmiss"  im  llilwb. 
d.  St,  W.)  und  wie  oben  e^^vähnt  auch  Koscher,  letzterer  allerdings  nur  unter 
■ehr  startcen  Vorbehalten.  Für  Gierke  ist  das  F.  ein  Rechtsgebilde,  „das  in  voller 
Lebenskraft  Müht**  and  das  einen  „so  gesund(>n  germamischen  Bechtsgedanken  ver- 
körpr-rt.  .  .  .  dass  es  den  Kampf  mit  seinen  /.ahlreichen  Gegnern  unrrf  sclH'nt  auf- 
uehmeu  kann'*,  wobei  aber  die  gegen  dasselbe,  nicht  bloss  von  politisch-radicaier, 
snndem  anch  von  conservativer  Seite  geltend  gemachten  EinwMidnngen  doch  etwas 
l«icbthin  abgethan  werden  und  namentlich  viel  zu  wenig  beachtet  wird,  dass  eine 
,stjiat-erh;iltende  l)(idt'nständi<j<'  firnndaristokratie'* .  wenn  sie  nur  überhaupt  einf*n 
gesunden  Kern  birgt,  des  Schutzes  des  Fideiiommisses  weder  zur  Entwicklung 
stsatstreuer,  vonietan-conservativer  Gesinnung,  noch  aar  Erhaltung  des  FamOien* 
beaitzeg  bedarf,  wie  doch  England  genfigend  bewdat. 

Die  N'»)thnr'iidifrkeit  einer  r«'formntori.sclien  T''m-  und  Fortbildung  des 
Fideicüiunn.sswt>senH  «  rki  unt  freilich  auch  Gierke  an;  es  soll  nach  seiuer  Ansicht 
svn  Familieneigenthum  umgestaltet  werden.  „Statt  des  rein  stiftungamässigen 
Piincips,  weit  lies  die  Todten  zu  Herren  über  die  Lebendigen  macht,  bedarf"  es  einer 
Combination  stittungsmä';«<i<r<'r  und  genossensehaftliclifr  Itli  i-n  i irlnreli  bei  aller 
lietiit  gegen  den  Willen  des  Verstorbenen  doch  der  lebendigeu  Gegenwart  die  Herr- 
Schaft  über  sich  selbst  gesichert  bleibt.  Wird  die  Familie  genossenschaftlich  or< 
puüsirt  nnd  als  eine  durch  ihre  jeweiligen  Organe  dargestellte  Oesammtperson  /.nr 
rn]\f'n  nnd  freien  Eiirf*nthümerin  des  Fideicommisses  erhoben .  so  ist  im  Grunde 
die  Widmung  eines  Guts  zu  t»olchem  Familieneigeuthum  nur  anfechtbar,  wenn  es 
äberhanpt  kein  genossenschaftliches  Gesammteigenthuin  mehr  geben  soll.  Ein  der* 
artiges  Gut  bleibt  veräusserlich  und  verjifiindbar,  TOTBChlÜdbar  und  theilbar,  es 
kann  cinf-m  von  seiner  Re<^l  abweichenden  Erbgango  unterworfen  und  beliebig  in 
Allodial vermögen  zurückverwaudelt  werden:  nur  ist  zu  allen  Verfügungen  statt 
eines  Individnunu  lediglich  die  körperschaftlich  geefanie  Familie  als  solche  be> 
rufen*".  Hand  in  Hand  mit  dieser  Ordnung  musa  dann  freilich  auch  «  ine  Ans- 
stattuiifr  drr  nfferitlichen  Gewalt  mit  denjenigen  Machtbcfn^rnisscn  gehen,  _weleho 
zum  Sthut2  dtü  Gemeinwohls  gegen  die  Interessen  einzebier  Familien  für  unent- 
behrlich gehalten  werden**  —  Äto  jedoiiklls  staatliches  Genehmigongsrecht,  wohl 
auch  M..t:li(  hkeit  der  Erschwerung  der  Anhänfunir  allzugrossen  FideicomimssbesitaeS 
Ib  einer  ilaml  durch  Fc^itsetziin^'  einer  uhereji  Grenze. 

Conrad  ist  auf  Grund  zahlreicher  Studien  über  das  preubsische  Fideicommis- 
wcaen:  so  in  der  „Festgabe  ffir  Hanssen*,  1889;  im  Art  nFideicommisse* 
hn  Hdw.  d.  St.-W.  (es  gewihrt,  nebenbei  bemerkt»  kehl  sehr  erbauliches  Bild,  wenn 
in  letzterem,  im  Uebrigen  so  vortrefflichen  Werk  dieselbe  Materie  von  zwei,  auf 
tönern  grundsätzlich  verschiedenen  Boden  stehenden  Gelehrten  behandelt  wird) 
der  Erhaltung  des  Fideicommisswesens  abgeneigt  und  kaon  insbesondere  der  Ansicht 
Gierke*  a  nicht  beipBichten,  dass  die  gegtnwArtige  Schroffheit  des  Inititota  und 
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<lio  Vf>n  ihm  -/n  botürchtendrn  Xnchtheile  eine  we^piitliche  AbmindcriniL'  erfnbrea 
küunteu  schou  durch  die  Eiufuiirung  des  landesherrlichen  Conseuses  für  jeden  YmhA- 
Ml;  er  ist  Tielmehr  im  Sinn  der  Dantelluug  im  Text  für  eine  Anniberviig  tu  dai 
System  der  englisclien  Entails  mit  der  BeBtimmniig,  dass  jedes  Fideic«>mmi!?3  mii 
dem  Tod  dos  zweiten  Krben  erlischt,  wenn  dieser  nicht  vorhfr  eine  Enunrrnrr 
herbeigütuhrt  hat,  ferner  für  eine  Alaximalgreuzü  nach  oben  (ö(XMi  ha)  und  tur  tiut 
hohe  Gebtthreobelcirun^'  der  StÜtnngsgesache  (5  7o)*  —  ^n  den  faeftigvtea  Bek&mpfera 
des  Instituts,  aber  nicht  durchwejj  aus  sachlichen  nründin.  zälilt  AV aIcker  vpl. 
dessen  leidenschaftliche  Expectorationen  a.  a.  0..  S.  Ü2  ff.  -  BemerkenswertL  ist 
der  Wandel  der  üesetjtgebuug  auf  dem  in  Kede  stehenden  Gebiet,  indem  ein- 
mal unter  der  Einwirkung  der  Oesetsfirehong  der  frnniöiischen  Revolution  nnd  des 
drti  Fidficr>ririiii>Ren  ungiin>tij:t  ii  fraiizö^isclieTi  rivilc-osctzbuchs  inul  dann  wieder 
unter  der  Kinwirkunp:  der  in  Frankfurt  im  Jahr  lÖ4b  von  der  Nationalver&ammlanig 
erfolg'ten  Beschlüsse  über  die  Urondrechto,  in  einer  grossen  Anzahl  deutscher  S^Aloi 
<lns  Fideicommissrecht  beseitigt,  später  aber  wieder  zngelasHen  wurde.  Auch  di« 
Hardenbf  r^'X  hf  Oosetzgebunfr  ^^'^^  den  Fidnicommissen  nur  bediniit  ^fwog^n  tda* 
I^reussiüche  Kdict  vom  H.  October  1807  Hess  die  Aufhehong  der  Lohen,  Familia»- 
stiftnn«^  und  Familieutideicommisse  durch  FamilienbeschlfiMe  zu)  nnd  die  Pres». 
Verfassunjj  von  1848  hob  aoprar  die  Famüienftdeicommisse  gänzlich  auf.  ein  Kecht*- 
zustarul.  drr  fndlich  mir  knr^  dauerte .  indem  das  Geeet«  TOm  Ö.  Jnni  185S2  den 
älteren  iieclitszustand  wieder  herstellte. 

Wesen  des  F  i  il  e  i  c  o  nun  i  s s  e  s.  Während  der  hohe  A  d t-  i 
sclinn  seit  d.'in  14.  Jahrhiiiidert  (hwch  Familien vertrfi cro  und 
Hausgesetze  die  ira  altdeutschen  Kecht  nur  im  KniiH'  v^r- 
haudeneu  Ansätze  eines  Stammgutssystems  in  einer  Hausver- 
fassung  ausprägte,  welche  nvif  dem  unbedingten  Vorzug  des  Manns- 
stamms,  der  Unveräusserlichkeit  des  gesammten  Familienbesitses 
und  der  Vntheilbarkeit  desselben  beruhte  und  endlich  in  den 
Frimogeniturordnungeu  ihren  Abschluss  fand  und  dadurch  einer 
Zersplitterung  seiner  Güter  entgegenzuwirken  sich  bestrebte,  suchte 
der  n  i  e  d  e  r  e  A  d  e  1,  denselben  Zweck :  den  Besitz  der  Familie  und 
dadurch  das  Ansehen  derselben  und  ihren  Glanz  aiifrecbt/utTliaUrn. 
durch  eigenthüinlich  gostaltott\  die  VertTm-iniqrsgewalt  des  jeweiliL'eii 
Besitzers  im  Interesse  der  kommenden  Generationen  beschränkende 
Privatdispositionen  zu  erreichen.  Solche  Güter,  welche  gt>mfi?? 
der  Willenserklärung  des  Eigenthümers  (des  Stifters)  unter  Be- 
achtung der  für  solche  Acte  geltenden  Bechtsnormen  unveränder* 
lieh  auf  dessen  Geschlechtsnachfolger  bis  zum  Ausgang  des  Ge* 
schlechts  und  Namens  oder  bis  zu  einem  vom  Stifter  festgesetzten 
Zeitpunkt  überzugehen  haben,  von  ihren  Besitzern  nur  unter  ge- 
wissen erschwerten  Yorausset/ungen  veräussert  und  schuldbelast^t 
werden  kömieii  und  für  deren  Vererbung  eine  bestimmte  Art  der 
Individualsu€€t's.su»n  vorgeschrielKMi  ist,  heisaen  F i  d  e  i c  o  ni  nii ss- 
güter  (in  Hannover  „immerwährende  Majorate",  in  Baden  ..Stamm- 
güter*').  Die  Ausbildung  dieses  Bechtsinstituts  scheint  in  Spanien 
erfolgt  zu  sein,  hat  sieh  von  da  nach  Oesterreich  und  den  an* 
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deren  continentalen  Staaten  verbreitet  und  mit  Ausnahme  von  Frank- 
reich, dessen  bfirgerliches  Gesetzbuch  Substitutionen  jeder  Art 
verbot  imd  wo  ein  späteres  Gesetz  vom  7.  Mai  1849  die  aus  der 
Zeit  des  ersten  Kaiserreichs  stammeude  MajoratsgesetziErebuner  auf- 
iTf^hohen  bat.  bis  auf  den  beutigen  Tag  in  einer  grossen  Anzahl 
Lüiitier  beliauptet. 

Auf  die  rechtliche  G  ostaltuni:  dos  Fideicommissrecbts.  welche 
lünderweise  bemerkensworthe  Verschiedenheiten  aufweist,  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  einzugehen ;  es  mag  an  dem  für  die  nachstehen- 
den Betrachtungen  besonders  vichtigen  Hinweis  genügen,  dass  nach 
gemeinem  Becht  das  Fideicommiss  unveräusserlich  und  unver- 
schuldbar  ist,  dass  aber  durch  die  particulare  Gesetzgebung  dieser 
Grundsatz  vielfach  Uurclibrochen  und  ebensowohl  Verausseruncren 
wie  ein  Eingehen  von  Schulden  zu  Lasten  de?  Fideieomniissgutes 
im  Fall  der  Zustimmung,  sei  es  «lor  sänunlliclion  Anwärter  oder 
einer  Vertretung  der  Familie,  zugelassen  worden  ist;  dass  der 
Regel  nach  för  solche  Fideicommiss -Schulden  nur  die  Einkünfte 
des  Fideicommissguts,  nicht  aber  dieses  selbst,  haften,  das  Eidei- 
commissgut  also  nicht  der  Subhastation,  sondern  nur  der  Sequestration 
(Zwangsverwaltung)  unterliegt,  wobei  aber  particulairechtlich  fttr 
bestimmte  Arten  von  Schulden  auch  die  Haftung  des  Fideieommiss- 
guts  selber  vorgesehen  Ist:  endlich  dass  ffir  die  sonstigen  Schulden 
(.Vllodialsclmlden)  der  Nachfolger  in  das  Fideicommiss  niclit  ein- 
zutreten braucht.  Auch  ist  hervorzuheben,  dass  die  Errichtung 
VAU  Fideicoliinusson  gewöhnlich  von  (icm  Vorliaiidonsein  eines 
Werth-  öder  Ertragsminimums  abhängig  gemacht  wird  und  dass 
v.Toiuzelt  auch  eine  Obergrenze  des  Werths  bestimmt  ist:  femer  diese 
Errichtung  zu  ihrer  Gültigkeit  meist  der  staatlichen  Genehmigung 
(durch  eine  Staatsbehörde,  durch  den  Landesherm  oder  durch  ein 
besonderes  Gesetz)  bedarf  und  für  diese  Genehmigungsertheilung 
eine  in  der  Begel  hohe  GebUhr  (Taxe)  zum  Ansatz  gelangt. 

Bei  der  Würdigung  dieses  Instituts  ist  auf  folgende 
Gesichtspunkte  hinzuweisen : 

1.  Weil  das  Wesentliche  des  Fiik  ii  uiiiinissguts  auf  der  gnind- 
sätzlich»Mi  Unveräusserlichkeit  desselben  beruht,  so  ist  es  auf 
gleiche  Linie  mit  dem  Liegenschafts  vormögen  derjenigen  juristischen 
Personen  (des  Staats,  der  Gemeinde,  der  Kirchengemeinschaften, 
der  milden  Stiftungeii  otc.)  zu  setzen,  das  ebenfalls,  seiner 
Zweckbestimmung  nach,  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  sein  soU, 
es  ftUt  danach  mit  diesem  unter  den  Begriff  der  „todten 
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Hand":  und  für  seine  Beurt Ihm! ung  vom  allgemein  volkswirtli- 
schaftlichen  Standpunkte  aus  sind  daher  diejenigen  Gesichtspunkt« 
mit  maassgebend,  unter  denen  der  Besitz  der  todten  Hand  überhaupt 
zu  beleuchten  ist  (g  72),  mit  der  Besonderheit  indess,  dass  wahrend 
der  als  unverftusserlich  geltende  Besitz  jener  Gemeinschaften  Öffent- 
lichen Zwecken  dient,  d.  h.  einem  mehr  oder  minder  weitgezogenen 
Kreis  von  SUatsaugehöngen  zu  Gute  kommt,  das  Fideicommiss- 
gut  den  besonderen  Zwecken  eines  engeren  Familienvorhaiides  zu 
dienen  bestimmt  ist.  Die  ötaatliche  Genehmigung:  eiiuT  Fidei- 
commissstiftung  stellt  sich  demnach  als  ein  PhTÜegium  dar.  darauf 
berechnet,  in  einzelnen  Familien  den  zu  einer  geirebenen  Zeit  er- 
worbenen Besitz,  sichergestellt  vor  den  Wechselfällen  des  Lebeas 
und  unabhängig  von  der  WiUktlr  der  jeweiligen  Besitzinhaber,  die 
mehr  nur  Nutzniesser  als  wirkliche  EigenthOmer  sind,  unter  dem 
weitgehenden  Schutz  eines  Sonderrechts  dauernd  zu  erhalten.  Man 
kann  mit  Recht  solcher  privilegirten  Sonderstellunu:  eiitLreLroiihalten. 
dass  sie  mit  den  den  modernen  Staut  duiclidriiigendeu  Gruudsätien 
der  rrloichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  nicht  wohl  im  Einklan<r  sieh 
bctiudct  und  dass  es  einen  Widerspruch  iu  sich  selbst  bedeutet,  wenn 
diejenigen,  die  vermöge  des  grösseren  Besitzes  an  sich  auch  die 
wirthschaftlich  Kräftigeren  sind,  eines  weitgehenden  Schutzes  gegen 
wirthschaftliche  Verirrungen  sich  erfreuen  dürfen,  den  die  Gesetz- 
gebung den  wirthschaftlich  Schwächeren  versagt;  wenn  also  diese 
letzteren  fOr  die  Folgen  ihres  Thuns  die  ToUe  Verantwortlichkeit 
tragen  mtlssen  und  für  sie  auch  gegenüber  ihren  Nachkommen  da- 
zustehen haben,  während  bei  Jenen  selbst  die  schwersten  Ver- 
sündigungen auf  wirtbschaftlichem  Gebiet  ohne  dauernden  Narli- 
tlicil  für  sie  selbst  oder  doch  ihre  Gcschlechtsnachloiger  blcibeu: 
und  dass  desshalb  sehr  durchschlagende  Gründe  für  die  Aufrecht- 
erhai tu  ng  des  Instituts  („der  Schutzzölle  für  Schwächlinge*',  wie 
V.  Gneist  meint)  geltend  gemacht  werden  müssen,  wenn  es  auch 
heute  noch  als  erhaltungswürdig  sich  darstellen  soll. 

2.  Man  sollte  sich  übrigens  hüten,  von  einer  TolkswiiUiscbafl- 
lichen  Schftdlichkeit  der  Fideicommissgüter  schlechthin  zu  sprechen : 
denn  offenbar  würde  eine  solche  doch  erst  dann  mit  Fug  behauptet 
werden  können,  wenn  ein  erheblicher  Theil  des  Liuides  und  iiaia« m- 
lieb  der  hnidwirthschaftlich  nutzbaren  Grundstücke  durch  fidei- 
comniisbansche  Jinuhmg  (hmernd  dem  Verkehr  entzogen  wäre,  weil 
hier  zu  den  socialwirtbscbaftlischen  Nachtheilen  des  überwiegen- 
den Grossbesitzes  überhaupt  (g  70  ff.)  der  weitere  kommt,  dass 
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gegenüber  der  einmal  bestehenden  ungünstipren  Besitzverfassung, 
wegen  der  auf  unabsehbare  Zeit  hinaus  ertolfrteii  starren  Fest- 
legung der  einzelnen  Besitzgrössen,  eine  Aondürmig  zum  Besseren 
ira  Wege  des  t'reli  ii  *  Jüteraiistausches  versagt  oder  doch  auf  das 
Aeusserste  erschwert  ist.  Immerhin  besteht  die  nicht  unbegründete 
Besorgniss,  dass  von  der  rechtlichen  Möglichkeit  der  Errichtung 
Ton  Fideicommissgatem  unter  Umständen  in  sehr  weitgehendem 
Maasse  Gebrauch  gemacht  werden  kann  und  dass  selbst  der 
Vorbehalt  einer  staatlichen  Genehmigung  keinen  hinreichenden 
Schutz  gegen  eine  übermässige  FesÜegimg  des  Grossbesitzes  in 
fideieommissanscher  Form  bietet,  da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  wo 
einmal  der  ürossurundbesitz  in  überm äeiitijxer  Weise  sich  ont- 
>^ickelt  und  vermöge  seiner  Maehtstollung  einen  weitgehenden 
Einflu^s  sich  zu  verschaffen  gewiisst  liat.  er  seine  auf  ihiuernde 
Sickerung  des  Besitzes  abzielenden  Schritte  iu  der  Kegel  mit  Er- 
folg unternehmen  und  für  die  fldeicommissarische  Bindung  seiner 
Güter  selten  erheblichen  Schwierigkeiten  begegnen  wird  (vgL  Oester- 
reieh).  Liegt  aber  die  Gefahr  unserer  Zeit,  wie  Conrad  richtig 
betont,  nicht  sowohl  in  einer  zunehmende  Zersplitterung  der  Yer- 
mfigen,  sondern  in  einer  zu  grossen  Ooncentration  derselben,  so 
bwteht  eben  das  „Bedenkliche  der  statutarischen  Erbbeschränkung 
und  ünveräusserlichkeit  des  Grundl)esitzes  in  der  durch  sie  be- 
günstigten Latifundienbildung'':  und  vom  (lesichtspunkt  der  an 
eine  hannunische  Besitzvertheilung  zu  stellenden  Forderungen 
ist  daher  ein  Sonderrecht,  das  diese  Harmonie  zu  stören  ge- 
eignet ist  und  deren  Wiederherstellung,  wegen  der  auf  ungemessene 
Zeiten  sich  erstreckenden  Bechtswirkungen  der  Einzelstiftung,  auf 
4a8  Stärkste  behindert,  sicherlich  nichts  weniger  als  einwandfrei. 

3.  Von  den  Befürwortern  des  Instituts  pflegt  der  Thatsache 
Bedeutung  beigelegt  zu  werden,  dass  in  jedem  Staat  neben  den 
Weineren  und  mittleren  Besitzungen  ein  Stand  wirthschaftlich  und 
s'm:u\  iinal)hängiger  Grossgriuidbesitzer  vorhanden  sei,  die,  von 
acht  aristokratiscliem  Geist  beseelt,  im  Staatslehen  das  Princip 
der  Stetigkeit  vortreten,  eine  staatserhaltonde  Gesinnung  von  Ge- 
schlecht zu  Geschlecht  traditionell  fortvererben  und  nach  ihrer 
Bildung  und  wirthschaftlichen  Lage  in  besonderem  Maasse  zu 
Trägem  der  Selbstverwaltung  sich  eignen  (vgl.  S.  404).  „Höchst 
werthToll  für  die  Festigkeit  und  Nachhaltigkeit  der  Öffentlichen 
Zostände,  namentlich  in  Staaten  mit  positiv -freiheitlichen  Ein- 
richtungen .  * .  ist  eine  reiche  und  stolze  Aristokratie,  welche  in 
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den  obersten  Kreisen  des  Staatslebens  ihre  TJnabhftngigkeit  durch 
Zurdckweisung  von  Ungesetzlichkeit  und  ünreeht,  durch  oifenen 
Tadel  von  Fehlem,  durch  ^Ossere  Weltanschauung  verwerthen 

kann**  (v.  Mohl).  Gleichwohl  bleibt  der  Zweifel  bestehen,  ob 
für  dir  Krhaltung  einer  von  vnriiflniuMi  Gesinnungen  »M-tüUt*n 
(IniiKiaiistokratie  die  starro  Bindiniir  des  Besitzes  in  der  Form  dei 
!•  ideiconimisses  die  unerlässlidit'  Voraussetzung  sei,  da  es  an  einer 
solchen  Aristokratie  in  Ländern,  denen  dieses  Bechtsinstitut  ficemd 
ist,  keineswegs  fehlt  und  auch  in  Staatswesen  mit  rideieommiss- 
recht  zahlreiche  alteingesessene,  begaterte  Familien  sich  ündeii« 
welche,  ohne  ?on  dem  üdeiconunissrecht  je  Gebrauch  gemacht  zn 
haben,  an  Staatstreue,  Yornehmheit  und  ünabhängigkeit  der  Ge- 
sinnungsweise den  Fideiconunissinhabem  in  keiner  Weise  nach- 
stehen. „Die  künstliclie  Erhaltung  bestimmter  Familien  giebt 
keine  Garantie,  dass  sie  dem  Staat  und  der  Gesellschaft  her\'or- 
ragende  Dienste  leisten  werden  luid  untor  »len  irrossen  Männern. 
welc!!e  iui  der  Neuaufricbtung  des  Deutschen  Keichs  hervor- 
rageiulea  Antheil  genommen  haben,  ist  auch  nicht  Einer,  dessen 
Familie  an  in  f  ideicommiss  gebundenem  Gnmdbesitz  eine  wesent- 
liche Statze  besass.  Erst  aus  den  Dotationen  ist  ihnen  eine  soldie 
Basis  für  die  Zukunft  erwachsen.*^  Die  Stfttze  der  Monarchie  aber 
ist  in  Deutschland  nicht  in  der  Aristokratie  allein,  „vielmehr  in 
der  ganzen  gebildeten  Klasse  zu  finden**  (Conrad). 

1.  In  privatwirtlischaftlicher  BezieliuiiL:  wird  ohne  Wider- 
sprueli behauptet  werden  können, das«?  die  c^nindsätzliche  Unveräusser- 
lichkeit und  l"nverschuldbark»'it  des  Fideieonuiii^sLiuts  sehr  leicht  zu 
einem  zwi-ischneidigen  Schwert  wird,  insofern  dadurch  auch  wohl- 
berechtigten Dispositionen  des  Inhabers  die  Ifistigsten  Schranken 
gezogen  sind,  die  im  gegebenen  Fall  um  so  schwerer  empfunden 
werden  kennen,  je  dringlicher  die  Gesammtlage  zu  Kapitalauf- 
wendungen, sei  es  im  Interesse  des  Gutes  selbst  (Vornahme  tou 
Meliorationen,  Aufffthrung  von  Baulichkeiten  etc.),  sei  es  im  Interesse 
der  Familie  (Ausstattungen  etc.)  nöthigt.  Zu  je  höheren  Anforde- 
rungen an  ilie  Lebenslialtimcr  die  bevorrechtete  Stellung  ii.'tlii-t, 
um  so  itit'terischer  rnaclit  sicli  :iueh  für  den,  nicht  etwa  mit 
sunstim-iii  erlieblirluMn  Kapitalvennögen  ( Alludialvennögen)  aus- 
gestalteten Grossgnindbesitz  die  Notliwendigkeit  geltend,  in  der 
Bewirtschaftung  der  Güter  mit  den  Fortscluitten  der  Zeit  gleichen 
Schritt  zu  halten,  und  um  so  störender  wird  die  Fessel,  mit  welcher 
die  fideieommissarischen  Verpflichtungen  den  Besitzer  auf  Schritt  und 
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Tritt  beengen,  nm  so  eher  kann  es  eintreten,  dass  eben  jene  dem 
zeitweiligen  Inhaber  auferlegten  Schranken,  welche  den  Schutz  und 

die  Sicherung  des  Eiyoiithums  bezweckten,  in  ihrer  Wirkung  in 
das  Gegentheil  unifichlacren.  Aus  guten  Gründen  hat  daher  die 
Gesetzgebung  in  «Mii/elnen  Staaten  (z.  B.  in  Preussen)  den 
(inindsatz  der  l  nverausserlichkeit  und  Unverscluildbarkeit  durch- 
brochen, indem  die  Formalitäten  der  Zustimmung  der  Fideicommiss- 
anwärter  vereinfacht  und  durch  Zulassung  der  Subhastation  des  Guts 
für  bestimmte  Arten  von  Fideicommissschulden  die  Creditfähigkeit 
erhöht  wurde;  und  man  darf  annehmen,  dass  die  Beschreitung  dieses 
Wegs  lediglieh  der  Ausgangspunkt  einer  Beform  des  alten  Instituts 
im  Sinne  der  immer  weiteren  Annäherung  an  die  Grundsätze  des 
allgeriK'incu  Wirthschaftsrechts  wird Es  ist  in  der  That  schwer 
('"mzust'litMi.  aus  welchen  Gnnnioi  aucli  heute  nru-li  »-in  Avciturhendes 
Bevurniuiidungösyjjtcii!  ;mt'  wirthschal"tlicli<'in  G('])it't  li'^Mdo  für 
diejenigen  Kreise  nöthig  sein  sollte,  deren  Angehörige  vermöge 
ihrer  Bildunc:  desselben  doch  weit  eher  als  andere  Bevölkenmsfs- 
schichten  entrathen  können.  Der  einzige  stichhaltige  Gnuul  dafür 
liegt  in  der  unbedingten  Sicherung  des  Besitzes  innerhalb  der 
Familie ;  aber  es  wäre  doch  schlecht  um  die  Grundaristokratie  eines 
Landes  bestellt,  wenn  es  ihr  nicht  gelänge,  auch  ohne  ein  sie 
begünstigendes  Sonderrecht  den  ererbten  Besitz  ihren  Nachkommen 
ungeinindert  zu  erhalten:  und  es  lässt  sich  jedenfalls  dieses  Ziel 
durch  eine  entsprechende  Erbrechtsgesetzgebung,  welche  den  Aus- 
eiuaudt'rt'all  iW>  i'iunilicnguts  verhütet,  in  allen  jf»nen  Fällen  ehen- 
falls  erreiclien,  in  denen  überhaupt  die  Familie  und  ihre  jeweiligen 
Häupter  die  zur  Behauptung  eines  Grundbesitzes  erforderliche 
wirthschaftliche  Unabhängigkeit  sich  zu  wahren  verstehen;  ohne 
letztere  gleicht  aber  die  Fideicommisseigenschaft  eines  Guts  einer 

'»  S«i  liHMiii  auch  Soll üffle,  Dio  Incorporation  des  HypotliL-karcivclius  (S.  HO): 
,T>ic  «lauernd  tid«  iconiinissnvi-if'hr'  Hindunpr  dc^  Besitzes  sic!t»Tt  ^vf'dl'r  den  besti-u. 
VVjrth,  uoch  wehrt  sie  der  Vfrsi  liuhliuig  des  Fidtieommisserben  tur  unwirthschattlieho 
Zwecke;  wilre  es  doch  sonst  schwer  su  verstehen,  wie  jetzt  selbst  die  englische  <je- 
';et/,ir»'bui)^''  li.iftt  ila/u  kiinimen  krtmicn.  in  f1<  r  S.  ftl.  d  Land  Art  von  1882  dm  fidin- 
omini'iSHri.scheii  liddennutzniessior  zur  Verau.sserniifi'  für  Meiioratioiis/wecke  und  l'iir 
Erwcrbuug  von  Mobiliarwerth  unbediufft  zu  betii}ir»'n/  Auf  die  nachtheiligen 
Einwirkungen  an.'Sfredehnter  Fideiroiuniisscomplcxe  in  IJozuir  mit  die  Anbahnung 
groftserer  Intensität  des  T?(trii1m  maeht  nnmf  iitlicli  aueh  Walcker  -t.  n.  D., 
S,  11/12)  au&uerküiun ;  habe  doch  Fürst  «cUwarzcuberg  1879  »uf  dem  österr. 
jigrartag  selber  erklirt,  ^er  nnd  jeder  böhmische  Landwirth  seien  wegen  mangelnden 
Betriebskapifal.H  jre/.wungen  gewesen,  von  der  intensiven  »nr  extensiven  Wirthschaft 
iiberzu^rehen"  ein  Aryiinient  ^■eceii  die  Institution,  welrlu  fn*ilich  mfhr  iiorli 
von  dem  Ladif  uudien  beüitx  überhaupt  »la  vou  dem  tideicummiiiüahücb  gebun- 
denem der  mit  erst  crem  nicht  aosaramenmilkllaa  braucht,  gilt. 
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gleissenden  Schaale  ohne  Inhalt.  Das  schone  Wort  „Erwirb  ea, 
um  es  zu  besitzen^*,  ist  an  alle  Stände  ohne  Unterschied  gerichtet, 
die  in  ihm  liegende  Mahnung  sollte  aber  für  die  HOheigestellten 

und  Vornehmen  des  Volks  vor  allem  Hichtsehnur  und  Losung  sein. 

j.  Kiiie  iinbefantrene  Wünlinuiig  wird  daher  einerseits  die 
aus  dor  fidtncomiuissarisclu'ii  Jiiiidung  des  Eigenthnm?  im  Interesse 
eiiizeiniM*  Faiiulien  nir^uliclierweiso  erwaelisenden  (Telahrt'ii  für  die 
allgemeine  landwirtliycliatüiclie  BfsitzHrtheiiung  nicht  iäugnen 
ii!id  anderseits  dio  Yortheile  dieser  iiindunjj  ffir  die  bevorrechteten 
Familien  im  Hinblick  auf  die  mit  ihr  Hand  in  Hand  gehenden 
veitgehenden  Verschränkungen  der  wirthschaftUchen  VerfQgungs- 
gewalt  der  jeweiligen  Besitzer  nur  in  sehr  bedingtem  Maasse 
zugestehen  kennen;  eine  von  socialen  Gesichtspunkten  getragene 
Betrachtungsweise  wird  aber  unter  allen  Umständen  daran  Anstoss 
nehmen  müssen,  dass,  wie  schon  Adam  Smith  heklagt  hat  (mit 
dem  in  dieser  Beziehung  amii  die  Vertreter  einer  auf  ent^es^en- 
gesetztf^m  Standpunkt  stehenden  volkswirthsch;! Glichen  Auffassung 
wohl  einstimmen  können),  das  Grundeigenthmn  der  lebenden 
Generation  zu  einem  mehr  oder  weniger  erheblichen  Theii  durch 
das  Gutdünken  von  Personen  soll  beschränkt  und  geordnet  werden 
können,  welche  vielleicht  bereits  vor  Hunderten  von  Jahren  ge- 
storben sind,  während  doch  jede  Generation  ein  gleiches  Becht  an 
die  Erde  habe.  Vollends  in  einer  von  socialen  Elassengegensfttieii 
erregten  Zeit  sollte  die  Frage  mindestens  der  Um-  und  Fortbildung 
eines  Instituts,  welches  di«»se  Gegensätze  zu  steigern  geeisrnft  i^t 
und  das  vor  Allem  Jenen  AVaft'on  in  die  Hand  lieft^rt.  liir  welche 
ein  mit  besonderen  Vorrechten  umkleidetes  privates  Gnmdciircnthum 
ein  Hauptargument  für  dessou  völlige  Beseitigung  abgiebt,  nicht 
ohne  Weiteres  von  der  Hand  gewiesen  werden. 

6.  Als  Uebergangsstufezu  einer  freieren  Grundeigeuthums- 
Verfassung  könnte  die  Annahme  des  Systems  der  englischen 
Entails  in  Frage  kommen,  bei  denen  eine  Bindung  nur  auf  eine 
beschränkte  Zahl  von  Generationen  zulässig  ist,  d.  h.  also  nur  fftr 
solche  Zeiten  und  Personen  in  Wirksamkeit  gesetzt  wird,  die  (wie 
V.  Miaskowöki  bemerkt)  der  Krldasser  noch  übersehen  kann,  aielii 
aber  auch  für  Zeiten,  deren  soeialwii-thschaftUche  Bedürfnisse  nn«1 
für  Personen,  deren  Beschatleuheit  dem  Firblasser  gänzlich  unbe- 
kannt sind.  Für  die  Handhabung  des  bestehenden  Fidei- 
commissrechts  aber  ist  die  Forderung  aufzustellen,  dass  die  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  neuer  Fideicommisse  mit  äusserster 
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Vorsieht  <'rtolLi:»' ;  dass  für  über|nrrosf?p  LaiKibesitzungen,  welch(»  etwa 
gar  den  Cliurakter  von  Latifuudien  an  sich  tragen,  diosi»  Go- 
nehmigiing  griindsStzlich  veraa£rt  und  dieselbe  gnmdsätzliche  Ver- 
sagung gegenüber  einer  Cumulirung  von  Fideicoramissgütem  in 
derselben  Familie  Platz  greife.  Und  zwar  ist  eine  solche  strenge 
Praxis  vor  Allem  da  angezeigt,  wo  überhaupt  der  Fideicommiss* 
besitz  bereits  einen  starken  Procentsatz  des  landwirthsehaltlichen 
Geländes  einnimmt  nnd  in  Folge  hiervon  der  Stand  der  kleineren 
und  mittleren  Besitzer  ohnedies  bedroht,  insbesondere  die  Gefahr 
eines  Aufgesaugtwerdens  durch  den  Grossbesitz  nahegeröckt  er- 
sclieint;  wenn  schon  selbstTtMlond  eine  solclie  Versaguugsjtraxis  für 
sich  allt'iu  «hm  Aufsaugungsprocess  nicht  zu  hindern  vermag,  in 
welcher  Bezieiiiuig  vielmehr  noch  andere  Vorkelirugen  nöthig  i'alleu, 
wie  sie  in  72,  Ziffer  4  Krwähiumg  gefunden  haben.  Sehr  er- 
wägenswerth  erscheint  aucii  die  Zulassung  der  Aufhebung  des 
Instituts  durch  Mehrheitsbeschluss  der  majorennen  männlichen 
Familienmitglieder,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  in  Gang 
gesetzte  „innere  Colonisation*'  (§  91  ff.),  deren  rasche  Fort- 
fahrung an  der  fideicommissarischen  Festlegung  und  Bindung  des 
Besit/j'S  ein  wesentliches  Hinderniss  finden  muss. 

7.  Die  Bedenken  gegen  den  fideicommissarisch  gebundenen 
Besitz  in  voikswirthschaftlicher  Beziolnmg  treten  zunick,  ja  v>^r- 
wandeln  sich  in  Vorzüge,  wenn  und  soweit  derselbe  forstliches 
Gelände  umfasst,  da  Bücksichten  der  forstlichen  Technik  die 
Erhaltung  des  Waldes  im  Allgemeinen  in  grossen  Betriebsflächen 
erheischen,  diese  Erhaltung  aber  bei  Fideicommissgütem  in  be- 
sonderem Maasse  gewährleistet  ist,  ein  Gesichtspunkt,  der  Yon  den 
grundsätzlichen  Gegnern  des  Fideicommisswesens  meist  nicht  hin- 
reichend gewflrdigt  wird. 

1,  Statisti  >(  ht>  Angaben.  In  Prenssen  entfallen  nach  Meitzen  (vor 
1866)  in  den  arht  .ilteii  l'rovinzen  auf  dir  Lcln'n-  und  Fidficommissffüt«  r  45®/,,  des 
ertragsfahigen  liudt  us  und  zwar  in  Pommern  16,1"  J^chlesien  11,*  o»  l>riiudenburg 
8f4*/et  Sachsen  7,8*^  01  Westphalen  Prenisen,  Foseo  und  Rheinland  dagegren 

nur  1,7;  1,0;  1.5"  o«  —  ^'ir  dif  si<'l)i'ii  iistlichen  prfii>>>i><('li»'n  Provin/cii  Imt  ikmut- 
diiip"»«  J.  Cunrad  sohr  snrjrraltijr»*  tidciuommiss -statistische  St ndini  von itTentlicht  (siehe 
die  4ö7  unten  augetuhrtt?  Literatur),  wonach  in  diesen  l'roviuzeu  die  Lehen-  und 
Fidaicommissgfiter  6,2r/o  der  ertragsfühigen  Fläche  (nämlich  1406860  ha  und  d«r 
$rr'i:aTntnte  Besitz  in  fester  Hand  {Krone,  Staat,  (leim  indr  Kirclie  etc.)  22.97"  o  jener 
FLache  (nämlich  rund  5  Millionen  ha)  einnehmen.  Die  Zahl  der  Fideicommissbesitzer 
beträft  548  (darunter  20  bürgerliche)  mit  einem  Oesammtbefdtz  von  1,4  Hill,  ha  und 
einem  Grundsti  iuminortrag  von  14,1  IfilL  M..  daruntflr  Allerdings  62B()73  ha 
Wald.  .^.18^  „  der  yideicommisse  entfallen  auf  Besitzungen  vm  wf^iirtT  als  2(X)  ha, 
14.:^;«  auf  solche  von  200— ÖOO;  20,89"  o-  500— 1000;  26,ö0"/o-  1Ü0O-2UÜ0;  21i46"/o*. 
2000-5000  ;  8,02<>/,:  dOOO-lOOOO;  5,4l7o:  »itf  tolcha  Uber  lOOOOha;  liut 92'>/,  der 
Bae]i«ak«rK«r,  1^  Agfaipolililc  L  30 
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Ädeicommissarisch  festgelegten  Flache  ist  in  Begitzeomplexen  von  über  1000  ha  cm- 
centrirt.  Keineswegs  aber  ist  der  gesammto  (?  rossgnmdbesitz  dieser  Provinzen  fidri- 
commissariäch  lestgelogt;  bei  164  Besitzern  mit  mehr  als  ÖUOU  ha  (im  Ganzen  1761 
£iinelgrftl«r  mit  1^7963  hm)  ist  nnr  etwa  die  Hilfle  IldelcomDiiss;  woraus,  da  es 
sich  hier  fast  dnrchweg  um  alte  (jeschlechtor  handelt.  Conrad  mir  K<  cht  f(d?»Tt 
dass  auch  nhiH»  die  f  id»'i  rnrnmissarische  Bimlun^r  ein  umfassend^T 
(iruudbvsitz  in  derselbtu  Hand  sich  conservireu  lässt.  —  Der  Zrtt 
der  Entstebnn^  nach  fallen  27.97"  «  aller  Fideiconunissbesitzunpen  dieser  Provinzen 
in  das  vorijr.'  Jahrhundert,  13,1(>' o  in  die  Zeit  von  1800—1850;  H4.1S' o  it  ti- 
Z(  it  von  18;')^)— 1880;  24,687«,  Ii  35  von  547  insgesanunt)  in  die  ;4eit  18Öl>-  188?<; 
d.  h.  es  sind  allein  in  den  Achtziger  Jahren  28B  Güter  mit  einer  Fläche  von 
181000  ha  an  135  Familien  von  Neuem  ^untheilbar,  unversebnldlMr,  unveräufwerlich 
gebunden  w  orden'',  wobei  .11.  T  flin*?s  zn  beachten  ist,  dass  es  sieh  zum  erheblichen 
Theil  wohl  um  die  Umwaudluuj;  ehemaligen  Lühenbeüitzefi  in  Fideicoiiuaiji«gnt 
handelt  hat.  Atis  den  Zahlenergebnissen  folgert  Conrad,  dass  die  thatsächlidw 
Beritsconcentrirung  iu  diesen  Provinzen  „hauptsächlich  durch  die  gebundene  Erb- 
folge herbeigeführt  i^t,  dass  diese  Biridung  für  die  Znkmift  einen  n«ich  >(]i,itfrr«i 
Charakter  angeimninu-u  hat  und  am  umfnssendstt'n  bei  (U-ni  I,afil'imdiriib»^«>itz  ^\irkt". 

2.  In  Bayern  bestanden  1890:  lUU  Faiuilic'Ulideicümiiii^.sc  mit  tiutm  tiruud- 
besits  von  86^3  ha,  f^leich  VI,,  des  gesammten  vorhandenen  (trnndbesitzes  (IHe 
Landwirthsehaft  in  Barem,  18tK),  S.  643);  fUr  andere  deatsche  Staaten  fehlt  es  ao 
genaueren  Anfrabcu  aus  neuerer  Zeit. 

3.  Iii  Oesterreich  gab  es  1882  292  Real-  und  ausserdem  196  reiue  Pecuaiar- 
fldeiconunisse;  der  Kapitalbetrag  des  fideioommiasartig  gebundenen  Peeaniar- 

vermögens  belief  sich  auf  rund  53  Mill.  (Julden,  der  Werth  der  KealfideiconiDiiv<e 
soll  mindestens  das  Zehnfache  dieser  Summe  betragen;  das  auf  letztere  entfallende 
Geüammtareal  bezitfert  sich  auf  1 140 192  ha,  darunter  allerdings  meibt  sehr  i»tarkar 
WaldbesitB,  der  a.  B.  in  Böhmen  bis  62*/o,  in  Oberdstenreieh  bis  847(h  üi  Krain  gar 
bis  91'''o  ansteigt.  Im  Durchschnitt  der  ganzen  Monarchie  sind  6,40",  „  des  ertra^:*- 
tahigen,  4  OH"',,  dt  s  ■rt  sammten  liodens  fideicommissariseh  gebunden,  mit  all»  rdirij.'s 
starken  .Schwankuugeu  lu  lien  einzelnen  Krouläudern,  z.  Ii.  in  Galizicu  nur  ^ 
in  Böhmen  dagegen  lltl67«  der  Oesammtftftche.  (Oesterr.  statistische  Monataaduifl, 
Jahrgang  9.  Tl.  ft  lO.i 

4.  Vgl.  zu  den  vorsteheudeu  Angaben  auch  die  Nachweise  S.  426  ff. 


S  79.   Die  Entails  in  England. 

1.  Die  englischen  Familienfideicommisse  (Erbgflter,  entails 
and  Settlements),  welche  Helferich  eine  „wahrhaft  bewundenings* 
werthe  Institution"  genannt  hat,  während  ein  anderer  Schriflst<»ller 

(v.  Ompteda)  sie  für  ein  schweres  wirthschiiftlicbos  und  sociales 
Uebel  erachtet*),  imterscheideu  sich  von  der  deutscheu  Liurichtim^ 

Helfe  rieh,  a.  a.  O.,  Jahrg.  1854,  S.  123  ff.;  v.  Ompteda  in  den  Preus*. 
Ja^rb.,  Bd.  46,  H.  401  ff.  und  449  ff.  Von  Helferich  wird  u.  A.  auf  den  Znsammen- 
hang awischen  Kntails  nnd  den  zahlreichen  LebensrersidierDngsverträgen  aufmerk- 
sam jremarbt  nnd  der  prnssc  Voi  tlu'il  der  Institution  gerade  nut  h  darin  erMitki. 
dass  „die  i-amilien  die  Kichtuug  erhalten  zur  grösiitea  Ordnung,  Besonnenheit  und 
Sparsamkeit'*  .  .  .  ^as  Interesse  der  Familie  sei  im  Slystem  des  eoglisdiea  fldHk 
commisses  mit  dem  des  einzelnen  Gliedes  derselben,  das  Interesse  der  Gesammtheit 
mit  den)  di  r  einzelnen  Familie,  das  der  Freiheit  nnd  I^eweglichkeit  (I)  des  (iruad- 
eigeuthuius  mit  der  conservativeu  Ordnung  und  .Stabilität  in  vollkommenster  Wvüe 
in  EinUang  gebracht.*  —  Man  rnnss  beachten,  daas  diese  Worte  im  AnÜsng  der 
60er  Jahre  geschrieben  wurden;  im  Lichte  der  hentigen  Bewegung  nach  eia«r 
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wesentlich  durch  die  zeitliche  Beschränkung  ihrer  Rechtswiiksam- 
keit:  das  Erbprut  darf  nfiniUch  nur  einer  bezw.  mehrrrm  loben- 
den Personen  und  darüber  hinaus  noch  einer  ungeboreneu 
vermacht  werden  und  es  kann  der  bei  Errichtung  des  Erbguts  ein- 
gesetzte, noch  ungeborene  Erbe  mit  Vollendung  des  Volljährigkeits- 
alters (21  Jahre)  fdr  sich  allein,  wenn  er  nftmlieh  bereits  im  BesitK 
dich  befindet,  andemfaUs  der  Vorgänger  mit  seiner  Zustimmung  das 
Erbgut  Ton  der  fideicommissarischen  Gebundenheit  befreien.  Hiervon 
wird  aber  in  der  Begel  kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  die  Stiftung 
(settlement)  von  Generation  zu  Generation  regelmässig  erneuert; 
OS  geschieht  in  der  Weise,  dass  der  Vater  des  stit'tungsmässigen 
Erben  nach  dessen  eiTeichter  Gross] ährigkeit  mit  letzterem  sich 
darüber  verständigt,  die  Stiftung  aufzuheben  (to  bar  tlie  entaii 
vested  in  the  son)  und  das  Gut  in  ein  freieigenes  zu  verwandeln 
(aus  einem  fee  tail  in  ein  feo  simple),  worauf  aber  sofort  eine 
neue  Stiftung  gemacht  wird,  durch  welche  nunmehr  der  Vater  als 
neuer  Stifter  erscheint  und  das  gleiche  Recht,  welches  er  bisher 
hatte,  nämlich  den  Genuss  des  Guts  auf  Lebensdauer  (tenancy  for 
life)  behält,  während  der  Sohn  die  Anwartschaft  auf  das  unbe- 
schränkte Eigenthum  am  Gut  verliert  und  statt  dessen  neben  einer 
sofort  fälliut  u  .hilii rsrente  die  Auwartseliaft  auf  ehi  Xutzniessungs- 
recht  erhält  luui  <1  essen  noch  ungel)oreiier  S»>hii  im  Voraus  als 
künftiizer  EigeuthunKT  (tenant  in  tail)  bestimmt  wird.  (So  naeh 
Helfericb.)  Aehulich  wie  bei  dem  deutschen  Fideicommiss  haben 
die  nächsten  Anverwandten  (Wittwe  und  jüngere  Kinder)  Ansprüche 
auf  eine  dem  Werth  des  Guts  entsprechende  Apanagirung.  Ist 
schon  danach  die  Yinculiening  des  englichen  Grossgrundbesitzes 
durch  das  Entaii  entfernt  keine  so  feste  unck  dauernde,  wie  die  in 
Deutschland  zu  Becht  bestehende  Form  des  Fideicommisses,  so 
hat  die  neuere  englische  Gesetzgebung  diese  Gebundenheit  noch 
üanz  erh»'hlieh  uehiekert.  Nach  dem  Gesetz  vom  10.  Auslast  i^>^2 
45  und  4ü  Vict.  eh.  36  (Settied  Land  Act)  darf  nämlich  der  jedes- 


«^uUkfumrmeren  Grun^lt  i^^t  iitliumsvcrtheilung  in  Eii^'land  und  Schottland  erschein*«!! 
die  F-ntiitis  selbst  conservativen  englischen  Politikern  als  eine  die  raschere  Durch- 
f&linin?  der  Bodenreform  wesentlich  erschwerende  Institntion,  wie  sehr  rieh  letztere 
SBCh  von  den  festländischtnt  Rdeicouimissen  durch  ihre  grössere  BeweprUchkcit 
Vortheilhaft  uiit*  r>(  hciflot.  In  «irossbritauniou  w.id  zwnr  in  Irland  etwa  ö/ßtcl, 
in  EugUiud  2  3tel,  in  Schottland  die  Uälfte  des  Bodens  mit  Eiitails  belegt  sein.  Mit 
Becht  nacht  Roscher  darauf  anfinerksam,  dass  wenn  unter  den  englischen  Omnd- 
ril^thttmeru  v«>n  mehr  als  lOOOÜO  Acres  zwei  Drittel  ihre  Besitze ntrt  n  in  11  niaf- 
>rhaf*f'n  /.erstrent  liegen  haben t  bei  ihnen  selbst  die  Vortheile  der  Selbstresideuz 
wfgtttllen. 

30* 
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malige  Besitzer  und  Ntitzniesser  auf  Lebenszeit  (der  tenant  for 
life)  das  Erbgut  ganz  <uler  theilweise  verkaufen  oder  vertauschen, 
gemeinschaftliche  Gruücljitü(  ke  tlieilen,  Pachtcontracte  über  Aia^ 
Dauer  seines  L»'Vi»mis  hinauf;  abscliiiesstMi  (mindestens  auf  21  Jahre): 
die  Veräusserungserlüse,  welche  den  Stiftungspflegem  einzuhändigen 
sind,  dürfen  mit  deren  Zustimmung  zur  Anlage  von  sicheren  Werth- 
papieren,  zum  Ankauf  anderen  Grundeigenthums,  insbesondere 
auch  m  Meliorationen  Yerwendung  finden;  auch  Schuldaufiiahmen 
EU  letzteren  Zwecken  sind  gestattet;  m.  a.  W.  die  Substanz  des 
StiftungsvermOgens  kann  jederzeit  yerändert  werden  und  nur  der 
Werth  derselben  rauss  der  Familie  gesichert  bleiben.  Der  oft 
betouten  ül)len  sittlichen  Einwirkung  der  LutaiU  aiil  den  cinea 
bevorzugten  Erben  (den  ältesten  Sohn)  sucht  man  neuerdinsrs 
dadurch  vorzubeugen,  dass  durch  die  Stiltungsurkunde  dem  jedes- 
maligen Besitzer  und  Xutzniesser  die  Befugaiss  ertheilt  wird, 
unter  seinen  Söhnen  den  ihm  zur  Gutsnachfolge  am  geeignetesten 
erscheinenden  auszuwählen. 

2.  Trotz  dieser  ungleich  freieren  Verfassung  des  englischen  Fidei- 

commissguts  im  Vergb^ich  zu  den  continentalen  EinTiehtimgen 
macht  sich  mehr  und  mehr  eine  Bewegung  nicht  bloss  nach  vöUiarer 
Beseitigung  der  Entails  crcltend.  sondern  auch  naeb  AenibTuiii: 
des  englischen  TntostaterbrechlH  überhaupt,  gemäss  wtilchem  der 
älteste  Sohn  das  ganze  unbewegliche  Vermögen  mit  Ausscliluss  der 
Geschwister  erbt,  während  nur  das  bewegliche  Vormögen  nach  Abzug 
eines  Drittels  für  dieW  ittwe  unter  alle  Erben  gloichgetheilt  wird. 
Da  indess  in  England  die  Sitte  der  testamentarischen  Verfügung  Uber 
den  l^achlass  ganz  allgemein  verbreitet  und  die  VerfOgungsgewalt 
des  Erblassers  durch  ein  Pflichttheüsrecht  nicht  beschränkt  ist, 
so  darf  man  wohl  zweifeln,  ob  durch  eine  Beform  des  IntestateriH 
rechts  für  sich  allein  eine  wesentliche  Aenderung  gegen  jetzt  in 
absehbarer  Zeit  sich  ])emerkbar  machen  würde  Dies  wäre  wohl 
nur  durch  eine  Erbrechtsreform  zu  erreichen,  die  nach  dem  Vor- 
bibi  der  franzi^sischen  Gesetzgebung  neben  einer  wesentlichen 
Einschränkung  der  Testirfreiheit  auf  einen  förmlichen  Farce llirungs- 
zwang  in  IntestaterbfäUen  abhöbe,  also  in  der  Art,  dass  jedem 
Erben  da^  Becht  zugestanden  würde,  seinen  Antheil  an  der  fah- 
renden und  liegenden  Habe  im  Stfick  zu  verlangen  und  dass  m 
allen  FftUen  gerichtlicher  Theilung  (also  wenn  z.  B.  Mindeijftfaiige 

^  Kaise,  a.  a.  0.,  8.  201  £f. 
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Torhanden  sind)  jedem  Erbberechtigten  gleichviel  Yom  beweglichen 
und  unbeweglichen  yenn((gen  sugeechrieben  werden  muss  —  Vor- 
schriften, die  offenbar  schon  nach  kurzer  Zelt  auf  den  Ton  dem 
schützenden  Mantel  des  Fideicommissrechts  nicht  mehr  umgebenen 
Grossgnindbesits  nicht  anders  als  Kertrflmmemd  wirken  mtl88ten% 
wie  bald  nach  Eintuhriing  dos  neiion  französischon  Civilrcchts 
dessen  Schöpfer  (Napoleon)  selber  mit  rücksichtsloser  Ort'enheit 
pin^restandon  hat*).  Eine  solche  revolutionäre  Uinu^estaltung  des 
englischeu  Krhrecbts  mit  irleichzeitiirem  Verbot  der  Eiitails  würde 
aber  doch  verständigerweise  nur  dann  ins  Auge  zu  fassen  sein, 
wenn  es  nicht  gelänge,  das  Ziel:  neben  dem  Grundbesitz  einen 
Stand  mittlerer  und  kleinerer  Landwirthe  neu  zu  schaffen,  auf 
anderem  Wege  ebenfalls  zu  erreichen,  nämlich  auf  demjenigen  der 
inneren  Colonisation  (§  89  ff.).  Dabei  kann,  wo,  wie  in 
England,  die  einseitige  Orundeigenthumsvertheilung  bereits  zu  den 
schwersten  socialen  Missständen  hingeleitet  hat  und  den  inneren. 
Frieden  zu  untergraben  droht,  sehr  wohl  die  Frage  naheliep^en.  ob 
nicht  selbst  ein  zwangsweises  Vorgehen  in  h^^heren  socialpolitisciien 
Rüeksicliten  seine  Kechtfertigung  fände,  etwa  in  der  Art.  dass 
Theile  des  Grossgrundbesitzes  gegen  angemessene  Entgeh ädiguug 
Ton  Staatswegen  enteignet  und  die  so  erworbenen  Grundflächen  in 
entsprechenden  BesitzgrOssen  zur  Besiedelung  durch  bäuerliche 
Wiithe  ausgeboten  werden,  ein  Ziel,  das  einzelne  Landreformer  in 
England  in  der  That  anstreben.  (Vgl.  unten  §  93.) 

Anmerkung.  Au  Vorstehendem  erhellt  wiedemm,  wie  bedenklich  es  auf 
agrarpolitischem  Gebiet  wäre,  die  ms  gewissen  timtsäehlichen  Verhfiltnisaen  ab- 

gr*»leit<»tf»n  S(  1i1i!»;«.f(>l('«»nmfrpn  veralljj^meinern  oder  If^t/toren  gar  eine  praktische 
Ntitzjuiwendiiiig  tur  ;uiderü  •Staatswesen  geben  zu  woileu.  In  Deutschland,  wo, 
mit  Antnahme  i^nselner  OehietafbeDe  im  Kordosten,  sowie  in  den  beiden  Mecklen- 
bar;r.  der  Fideicoimnisshcsifz  wppen  seines  verliäKiiissuKissig  unbedeutendt'n  Vnr- 
konunens  volkswirthscluiftlicho  Nachtlipile  im  AlI^ri'irn'ii'.rTi  nirlit  j^ezeitig^  hat  und 
wo  selbst  hl  joueu  Gugeudeu  doch  nur  der  kleiuere  Iheil  des  Gesammtareals 
fidMcommissarisch  gebunden  ist,  würde  nach  Andoht  selbst  ttberalster  Volkswirtiie 
eine  v<illi;fe  Beseitigung  des  Instituts  mindestens  keine  zwinjroidt'  Nothwen- 
djgkeit  sein,  wenn  schon  das  BedUrihiss  für  dessen  Forterbaltnng  nicht  anerkannt 
werden  kann  und  zahlreiche  Gründe  daffir  sprechen,  die  FanüUenfldelooBimisse 


In  dem  Brief  v.  3.  Juni  1806  an  seinen  Hnuler  Josef.  K  nii-r  von  Xeai)el, 
dem  er  als  Mittel  gegen  einen  widerspenstigen  Grussbesitji  cmptahl,  ^Ktablis^ieK  le 
Code  eiril  k  Naples,  Tont  ce  qui  ne  Tons  sera  pas  attachä  th  se  d^truire  en  peu 
d'Hnn«''«-"!  et  ee  qne  vous  voudre---  rnnserver  se  consdlirlcrn.  Voila  le  grand  arantage 
du  Code  civil.  II  eonsolide  votre  puissauce  puiüiquü  par  lui  tont  ce  qui  n'est 
pa»  l'ideicommis  tombeet  qu'il  ue  reste  plus  de  grandes  maisous  que  Celles 
qne  tous  ^riges  en  llefs.  (Test  ce  qni  m*a  fiit  prSeher  m  code  tivü  et  m'a  port^ 
4  r^blire." 
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etwa  im  Siuu  der  euglLicUen  KDtails  eiiicr  Umbildung  zu  outendebeu;  withrend  m 
Grossbritannlen  selbst  conflemitiTe  Stimmen  die  Bindimg  des  Gnmdeigentbiitts 

nuch  in  der  ab^^ischwüchteii  Form  der  Kntalb  fikr  ein  socinlwirtlt>chaftUches  Teb^l 

f^rklürcii ,  weil  eboii  hier  dio  Bt'>it/\ i  j fheiluiip  im  fianxeii  oliuehin  eine  TiuplricL 
ungilusüj^ure  ist  als  aiit  dem  (.  oiituient.  L  ud  wenu  die  Uugesuudheit  der 
Bentxverhftlinijise  in  dem  Ineelbereicli  eine  anf  Tßllige  YerttaatHchnng  des 
(irund  und  Hodens  gerichtete  Beweffung  ins  Leben  gerufen  bat,  die  in  jener  mehr  aU 
souHtwd  rineii  frtirhtbaren  und  nicht  ganz  Tinhrrechtigteu  Xährliodf  ti  fmdot.  *o  fehh 
es  i'iiier  »tilcUeu  iieweguug  gerade  wieder  aul  dem  Cuntioeiit  im  iiinWlick  aut  die  lü«r 
berrscbende  darcheeludttUch  gtlmtlfe  Besitsyertheilnng  an  feder  Bxielensbeffeekli' 
frnntr,  Tind  der  Yersurli.  diirrh  cinr  fr<"künstrlti'  f\mstnjrtirin  w  illkinirliihfr  An- 
nahmen uud  Unterstellungen,  auf  welchen  z.  H.  die  deutsche  Lajidliga- BewejruD? 
und  die  Schriffen  ihrer  Vertreter  (wie  Flürscheim'si  beruhen,  die  Unterla^'e  für 
ein  Wirken  im  Sinn  solcher  Bestrebungen  zu  l;-  wiunen,  müsste  an  der  Tollii.'fii 
Verständni-i'ilosigkeit  der  Bewohner  des  Haclu  n  Landes  fiir  die  Berechtigung  -■.l<  hrr 
Ziele,  selbst  ijiuerbalb  der  nur  in  leidlicheu  Beaitzvcrhältuissen  befind  liehen  bracb- 
theile,  durchaus  scheitern  (xfd'  S.  229  fF.).  Die  Ablelunngf  welcher  agrarische  Be> 
strebungeu  mit  berechtigtem  Kern  nicht  selten  auch  in  den,  dem  I  nidwirthschaft- 
liehen  (nwcrbe  an  sirh  wohlwollenden  Kreiden  liegegnen,  ist  sehr  häufig  ledij':r!t 
die  Folge  des  Auftreteus  jeuer  Art  von  „Ueformeru'",  die  kritiklos  £remdläiidi>cbe 
Binrichtnngen  ohne  Weiteres  für  die  heimischen  Yerhftltnlsse  xn  fructificiren  dcb 
ansclücken,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  thatsächlichen  Verhiiltiüsse  und  di'' 
wirthschaftlichen  Lebensbedingungen  der  T^nTidnii-thRohaft  in  dem  l'r«?pm!igsUnd 
des  liistitutä  irgend  welche  Aehnlichkeit  oder  Verwandtschaft  mit  den  heimiM.hi% 
Verhältnissen  haben.  Gegen  den  Hissbranch,  der  giNrade  in  neuerer  Zeit  anf  af^rar^ 
poHtiscJirm  (Ichirt  vielfach  in  rtt-sfalt  8(dfli*T  Fructificii unirs1)t"itrebungen  getritben 
worden  ist,  tiir  die  selbst  agrarrechtliche  Eiiirit  htnngen  fernster  '/.oucu  mit  ver- 
gleichweise  niedriger  Stufe  der  Cultureutwicklung  'Indien,  Ruinuuitu  etc.^  her- 
halten müssen  (in  welcher  Besiehnng  namentlich  Ii.  Mejer  das  denkbar  Möf liebe 
gleistet  hat  ),  kaun  im  Interesse  der  guten  Sache  der  Agrarpolitik  nicht  scharf 
genug  Terwabruag  eingelegt  werden. 

§  80.  Das  bäuerliche  Fideicominiss  oder  Erbgut 

1.  Die  in  mehreren  deutsehen  Staaten  in  der  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts unternommenen  Tersuehe,  eine  dem  Familienfideicommiss 
Ähnliche  Rechtsinstitiition  auch  dor  bauerlichen  Bevölkenintr  zu- 
güllglich  zu  iiuichoü,  bii'ton  zwar,  da  iVw^e  Versuche  gänzlich  ge- 
scheitert sind,  zunächst  nur  oin  theoretiüclies  Interesse;  aber  sif* 
sind  einer  näheren  Würdigiuig  werth,  weil  sie  einen  lehrroi»  heu 
Fingerzeig  abgeben  dafür,  dass  an  sich  wohlgemeinte  Massnahmen 
der  Agrarpolitik  scheiteni  iniNsen,  wenn  sie  ohne  die  genügende 
Bücksichtnalime  auf  die  Volksseele,  d.  h,  auf  die  in  den  hethei* 
Ugten  Kreisen  herrsehenden  Anschauungen  und  Empfindungen  unter* 
nommen  werden.  Es  stehen  hier  das  hayrische  Gesetz  vom  22.  Fehr. 
1855  und  das  hessische  Gesetz  vom  11.  September  1858  fiber  die 
landwirthschaftlichen  Erbgüter  in  Frage,  von  denen  das  erstere  bis 
jetzt  üliurhaupt  nicht,  das  letztere  nur  in  ganz  wenigen  rällen  zur 
praktischen  Anwenduug  gelangt  ist*). 

'j  Kill  in  df'n  Fünfziger  Jahren  auf  ähulirher  (Irttndlage  wie  iu  lIe-;-;(m  und 
Bajcm  iu  Badeu  ausgearbeiteter  Gesetsentwurt*,  der  vou  dem  damaligen  lit^enmg»- 
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2.  Der  Gruiulgedanke,  aus  dem  diese  Gesetze  henorgegaugen 
sind:  der  Parcellirimg  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  entgegenzu- 
wirken und  den  bäuerliclien  Besitz  thunlich  in  der  Familie  zu  er- 
halten —  war  sicher  ein  ebenso  riehtigerf  als  das  Mittel  zur  Ver- 
wirklichung des  Ziels  als  ein  verfehltes  sich  darstellt,  weil  es 
lediglich  an  die  gute  Einsicht  der  hetheiligten  Kreise  appellirte^ 
deren  freier  Entscliliessung  die  Benützung  der  neuen  gesotzlichen 
Einrichtuug  überkisseu  blieb.  Nun  setzt  aber  jede  fideicoramis- 
sarische  Bindung  des  Eigenthunis  mit  dem  Gefolge  von  Thoilungs-, 
Veräusserungs-  und  YprschiilduiiL;sverboten  nicht  bloss  einen  hoch- 
entwickelten Familiensinn,  der  nicht  nur  an  die  Gegenwart,  son- 
dern auch  an  die  Zukunft  denkt,  sondern  auch  eine  starke  Dosis 
Selbstverleugnung  in  Bezug  auf  die  eigenen  persönlichen  Inter- 
essen voraus,  Eigenschafben,  die  nicht  eben  überall  die  stärkste  Seite 
im  Empfindungsleben  unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  sind.  Wer 
immer  mit  dieser  eingehender  verkehrt  hat,  weiss  vielmehr,  dass 
ein  ausgeprägter  Egoismus  und  ein  stark  ausgeprägter  Si uu 
für  wirthschaftliche  rnc:ebundenheit,  vor  AHeni  auch  eine  selbst- 
herrliche riia]»ha!ifriL;krit  gegenül)er  den  nücbsten  Augehö rillen 
in  AiiLi>'lt'iz*'nheiteu  des  Hauses  und  der  Oekonomie,  wesentliehe 
Merkmale  doä  bäuerlichen  Charakters  sind;  und  dass  desshalb  von 
vorneherein  jedes,  von  im  üebrigon  noch  so  treffenden  Gedanken 
beherrscht-e  Gesetzgebungswerk  ein  in  der  Luft  schwebendes  Ge- 
bilde bleiben  muss,  welches  darauf  rechnet,  dass  der  Bauer  frei- 
willig sich  Einrichtungen  unterwürfe,  die  das  gerade  Gegen- 
theil  solcher  Charaktereigenschaften  zur  unerlässlichen  Voraus- 
setzung haben.  Rechnet  man  noch  mit  der  Schwerfälligkeit  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  und  ihrer  Scheu  vor  schriftlichen  Ah- 
machungeu  jeder  Art,  zumal  aber  vor  Befassung  mit  Bechtsiustru- 

rath  und  iiaciunaligcn  Stauismiuiäter  Dr.  Turban  iu  einem  im  Magazin  für  bndische 
Reebtupfleire  nnd  Yerwattnn^,  Bd.  n,  S.  904  ff.,  Mannheim  1866,  y«r5ffeiitlich«n 

Aijr>ary.  « iner  scliarft  n  Kritik  unterzogtm  wurde,  irolangrte  gar  niclit  an  die  Volks- 
vertretung; pin  almliclK's  Scliirksal  ward  einer  im  Kurfiirstenthuni  Hessen  aus- 
gearbeiteten JU'^atruujrjiVürlage  zu  Theil,  indem  diese  nur  die  Zustimmung  der 
I.  Kammer,  nicht  aber  auch  diejenige  il<'r  11.  erhielt.  In  Ha  vorn  wurden  bis 
1>^.>0  auf  Gnnid  (\p^  crwähntm  Gesetzes  3  Erbjrüti'r  mit  einer  FÜk  he  vnn  lia 
errichtet;  bauerlicho  (iüter  scheinen  dies  nicht  zu  sein,  —  Als  ciue  Art  bauer- 
liche Familienfideicommisse  kann  man  auch  die  sfidslaTincb^  HanscommQnionen 
ansehen  —  Zadruga-GenoBsenschattcii  ;  denn  dit-  Hansgeuossenschaft  bildet  eine 
jüriiitische  Persoti ,  die  Immobilien  sind  ein  untheilbares  figeuthum  derselben,  über 
weichet»  kein  Mitglied  der  Genossenschaft  durch  Schenkung  oder  Testament  ver- 
fügen kann,  da  j^es  nur  NieasbimnclMreclit  hat.  (Vgl.  S.  2^  ff.)  —  Wegen  fidet* 
ooounissHluili«  ]i<  r.  auf  dem  Boden  derErlipftcht  emrachsener  Institate  in  Mecklen- 
burg sieiie 
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menten,  so  ist  es  ein  staunenswerihes  Eroigniss  nicht,  wenn  es  za 
bäuerlichen  Fideiconunissstifkungen  bis  jetzt  nahezu  nirgends  kam, 
wie  übrigens  genaue  Kenner  der  ländlichen  BeY(^lk6rung  (t.  Her- 
mann) mit  richtigem  Blick  vorausgesehen  haben*);  und  es  gehM 
keine  grosse  Frophetengabe  dazu,  ein  gleiches  ScMcksal  allen  ähn- 
lich gearteten  Rochtsinstitiiten,  insbesondere  auch  dem  mit  weit- 
gehenden Creditverschränkuiigeii  verknüpften  Institut  der  unan- 
groifbaren  Heimstätte,  —  siehe  die  Anmerkung  am  Schluss  — 
anzukündigen. 

3.  Die  Ausgestaltung  des  positiTen  bäuerlichen  Fideicommiss- 
rechts  ist  zwar  im  Allgemeinen  in  Anlehnung  an  das  eigentliche 
Fideicommissrecht  erfolgt,  Indess  mit  solchen  Abänderungen  im 
Einzelnen,  die  durch  die  specitisdio  ZwcckbostimniiiiiLr  des  Ge- 
setzes, don  Ijüiierlichen  Kreisen  zu  dienen,  sich  geboten  erwiesen. 
Danach  ui  ht  selbstredend  die  Untergrenze  für  die  Ziihis>iin,Lr  eint'- 
Guts  zum  Erbgutsreclit  auf  das  Maass  von  Bauernhöfen  mittlerer 
Grösse  herab  (in  Bayoni  Werthminimum  4800  oder  rund  8000  M., 
in  Hessen  dagegen  15000  Gulden  «  rund  26000  M.);  auch  sind 
die  Formalitäten,  die  bei  einer  Yeräusserung  oder  Schuldbelastung 
des  Erbguts  zu  beachten  sind,  wenn  anders  die  betreffenden 
Bechtsgeschäfte  rechtswirksam  sein  sollen,  einfachere  und  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  bei  solchen  Acten  der  Besitzer  sich 
die  Zustimmung  der  Familienangehörigen  (der  Anwärter  oder  An- 
erben) oder  der  zuständigen  Staatsbehörde  versichern  muss,  ge- 
statten dem  Besitzer  eine  etwas  freiere  BeweGTimsr.  als  nach  dem 
sonstigen  Fideicommisrecht  der  Fall  ist:  das  bayrische  Gesetz  ermög- 
licht sogar  bis  zu  einem  gewissen  Betrag  die  unterpfflndliche  Schuld- 
belastung des  Guts,  gleichviel  zu  welchem  Zweck,  ohne  Zustimmung 
der  Anwärter  (Art.  6),  räumt  aber  zugleich  die  Zwangsexeculion 
des  Erbguts  auch  wegen  anderer,  nicht  auf  dasselbe  eingetragener 
Schulden  ein.  Dass  Indiyidualsuccession  verordnet  ist,  wobei 
übrigens  der  Besitzer  seinen  Nachfolger  stets  nur  ans  der  Reihe 
der  zunächst  zur  Erbfolge  berufenen  Personen  wählen  darf  — 
Kotherbenrecht  —  ist  die  nöthisre  Folirorung  aus  der  auf  unge- 
theilte  Erhaltung  des  Erbguts  gericiiteteu  Absicht  des  Gesetzes. 

Inmeweit  Einengungen  der  Verschuldungsfreiheit 
im  Kreis  der  ländlichen  Bevölkerung  wünschenswerth  und  praktisch 


*)  Vgl.  Helfericli,  a.  a.  0.,  Jahrg.  1864;  6.  137.  Gegm  UuerUfOie  FS<tei> 
comniiste  anch  JAger,  a.  a.  O.,  8.  399. 
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dTirchführbar  sind,  ist  an  oiner  späteren  Stelle  (Kapitel  VI)  zu  er- 
örtern; es  darf  aber  jetzt  schon  betont  werden^  dass  gerade  diese 
Beschränkimgen  im  Gebiet  des  Oredits  in  Verbindung  mit  den 
Veräusserungs-  und  Theilungsbeschrftnkungen  jedenfalls  ganz  vor- 
zugsweise den  Stein  des  Anstosses  für  den  überhaupt  in  Betracht 
kommenden  Theil  des  Bauemstandes  gebildet  haben.  ,,T)orbftuer- 
liche   Grundbesitzer",   meint  ein  iK'kaiiiiiti  riiilamentarier  und 
warmer  Veilreter  büiierlicher  Interessen  (v.  Scherl enier-Alst).  ..be- 
trachtet sieh  als  (k'ii  wirklieiieii  Besitzer  und  Herrn  der  Scholle, 
über  welche  er,  bei  dem  festen  Willen,  diese  ungetheilt  zu  er- 
halten und  zu  vererben,  doch  äusserlich  freie  Dispositionsbefugniss 
behalten  will."   Und  v.  Miaskowski  sagt  ganz  zutreffend:  „Be- 
sonders abstossend  mflssen  für  den  Bauer  diejenigen  Vorschriften 
sein,  welche  die  ausnahmsweise  zugelassene  Yeräusserung,  Zer- 
theüung  und  Yeischuldung  der  Erbgüter  an  die  Einwilligung  der 
Erbgutsanwftrter  knüpfen.   Denn  durch  diese  seiner  DisposiÜons- 
freiheit  auferlegte  Fessel  geräih  der  Bauer  in  Abhängigkeit  von 
seinen  Kindern  und  erleidet  seine  für  das  bäuerliche  Leben  so 
wichtiai»  Autorität  leicht  eine  Einbusse.  Der  Bauer  wird  aber  nach 
dem  geltenden  Recht  nicht  nur  von  den  Anwärtern,  sondern  auch 
von  dem  Gericht  abhängig  gemacht .  .  .  und  diese  Abh&ngigkeit 
ist  . . .  noch  grdsser  als  seine  frühere  Abhängigkeit  vom  Guts- 
herrn." Auch  kann  man  demselben  Schriftsteller  darin  beipflichten, 
wenn  er  die  Hauptursache  des  Misserfolgs  dieser  bftuerlichen 
Gesetzgebung  in  dem  Umstände  erblickt^  dass  sie  die  Geltung  des 
singulftren  Erbrechts  mit  einer  weitgebenden  Beschränkung  der 
Theilbarkeit,  Veräusserlichkeit  und  Yerschuldbarkeit  der  betreffen- 
den Gflt^r  verknüpft  und  die  Wirksamkeit  aller  dieser  Bestimmungen 
also  auch  des  singulären  Erbrechts,   von   einem  diesbezüglichen 
speciellen  Willensact  der  Besitzer  abhängig  gemacht  haben;  denn 
,,weil  der  Bauer  der  Beschränkung  der  Dispositionsfreiheit  über 
das  Gut  widerstrebt,  macht  er  auch  keinen  Gebrauch  von  dem 
untrennbar  mit  diesen  Beschrftnkungen  verknüpften  Kecht,  sein 
Gut  nach  Anerbenrecht  zu  vererben 

4,  Im  Sinn  der  früheren  Betrachtungen  ist  zwar  die  gesetz- 
liche üntheilbarkeit  von  landwirthschafliichen  Anwesen  nicht 
grundsätzlich  zu  verwerfen,  aber  ein  unbedingtes  Bedürfniss  fllr  eine 
solche  Kechtseinrichtung  doch  nur  unter  ganz  besonderen  Voraus- 

')  V.  Miaskowski,  a.  a.  0.,  II,  S.  117  und  120.  Aehnlich  TIol  f<  rich, 
a.  a.  O.,  S.  137.  VgL  aneh  die  Uterftruehen  Nachweise  zu  §  76  unter  S.  448  ff. 
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Setzungen  anzuerkennen;  und  es  ist  jedenfalls  eine  sehr  ver- 
schiedene Sache,  die  Untheilbarkeit.  da  wo  sie  reclitlich  besteht 
bis  auf  Weiteres  als  einen  Bestandtheü  des  geltenden  Bechts  xu 
eonserriren  oder  aber  sie  nachträglich  in  G^enden  wieder  m 
Geltung  zu  setzen,  in  denen  diese  Art  der  Gebundenheit  seit 
langer  Zeit  zu  bestehen  aufgehört  hat.  Man  kann  im  Einzelfall 
sehr  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  Aufhebung  der  gesetzli<  hen 
Untheilbarkeit  für  Landstriche  mit  besonders  imwirtblicheni  (  in- 
rakter  eine  vvolilüberleirte  Maassnahme  war;  aber  es  ist  trai:l">. 
dass  der  Versucb,  das  Institut  auf  dem  Wege  trei  williger 
ötiftungsacte  innerhalb  bäuerlicher  Kreise  zum  Leben  zurück- 
zurufen, völlig  aussichtslos  ist;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die 
Neuschaffung  von  Bauernstellen  im  Wege  der  inneren 
Oolonisation  handelt,  wo  es  füglich  gelingen  kann,  den  An- 
siedelungslustigen unter  den  sonstigen  Bedingungen  der  Ansetzung 
auch  die  der  Untheilbarkeit  des  betreffenden  Anwesens  sowie 
sonstiger  Beschräiikiüig^Mi,  z.  1>.  im  Gebiet  des  CreditwesiMi^.  auf- 
zuerlegen (siebe  den  folgenden  Abschnitt  unter  g  in  it).  Vom 
Standpunkt  der  pruktischiMi  Agrarpolitik  aus,  welche  mit  den  tliat- 
sächlichen  Verhältnissen  des  Lebens  rechnet,  kann  daher  allen 
Vorschlägen  gegenüber,  die  bei  einer  Wiedereinfflhning  der  alten 
Gebundenheit,  zumal  in  der  schroffsten  Form  von  Theilbarkeits- 
und  Yerscbuldungsbeschränkungen,  auf  das  freiwillige  Ent- 
gegenkommen der  betheiligten  landwirthschaftlichen  Kreise  rechnen, 
die  Haltung  lediglich  eine  ablehnende  sein  und  diese  Haltung 
am  allerwenigsten  eine  Aenderung  durch  den  offc  betonten  Hinweis 
erfahren,  dass  es  vor  Allem  darauf  aiikoniine,  ein  an  sich  ge^uml»*» 
Triiicip  in  der  modernen  Gesetzgebung  wieder  anerkannt  zu  selh'ii, 
gleichviel  ob  es  in  absehbarer  Zeit  zur  praktischen  Anwendiinii 
sich  durchringe;  denn  nichts  ist  mehr  geeignet,  das  Vertmueii 
des  Landvolks  in  die  Gesetzgebungsarbeit  zu  erschQttem,  als  das 
Bestehen  von  solchen  Gesetzen,  welche,  weil  im  Widerspnick 
mit  den  herrschenden  Ueberzeugungen  erlassen,  ein  todter  Buch- 
stabe bleiben. 

Aumorkuug.  ik)  Uuter  den  neueren  Literänschen  Versuche«,  einer  Art  fidei- 
eominiBBariselier  Oebundonheit  des  büucrliclieii  Ortindei^enthums  durch  freiwillig;« 
Krklärunp  des  ({rundeigenthümers  wieder  einzuführen,  ist,  neben  der  spriUer  m  be« 
sprcclirtidni  H  o i m s tä  1 1  •■  t'r-»  .  l>fi  drr  i)ii  ht  die  T'iithoiUnukcit.-rrklärnn^.  sondern 
die  Itesohhmkuujf  d*r  Verüt  luildungstreiheit  und  der  Schutz  vor  Kxecuiioaen  im 
Vordvrgriiiid  steht  (sieh«  Kap.  YI),  namentlich  die  «Benkaehrift  Sber  di^  Erlyfoljre 
in  lundw.  (Jüter  und  das  Erbgttterrecht'"  von  K.  Peyrer»  R.  v.  Heimstatt, 
Wien  18tU,  au  erwähnen,  über  das  der  Verfiuaer  an  aaderar  Stelle  (A.  Bachen« 
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bt»rper,  II  !in>tättefrago,  Berlin  18^1)  rcferirt  hat:  ist  sihr  bezeichnend, 
da»ä  die  Ütsicnticlusche  fiegieruug  wohl  jeaeo  Xheil  der  Fe^Tcr  schen  Vurschläget 
welche  auf  Schaffung  einea  kraft  Gesetzes  wirksamen  Intestat-Anerbenrechts 
»bnc'lten,  näher  verfolgte  (Gesotz  vom  1.  April  1889),  dageffcm  die  auf  Schaffung 
eines  Erbgüterrechts  perichfcten,  welche,  wie  die  Motive  zu  diesem  Oeset/  bemerken, 
qbei  den  amtlichen  Erhebungen  keineswegs  Zustimmung  gefunden  haben  ^,  nicht 
weiter  verfolgt  hat.  Dasselbe  Schicksal  IhMlten  die  von  Lorenz  r.  Stein  in  dem 
Gutachten:  „Bauerngut  und  Hufenrecht*^,  Stuttgart  1882  niedergelegten,  derselben 
Kegierun^  unterbreiteten  Vorschläge,  flercu  Schwerpunkt  iibnircu's  neben  dem 
gcl'ordeneu  gesetzlichen  Auerbenrecht  mit  Liitiieilbarkeit  auf  tiwci  Zwaugscredit- 
Organisation  der  unter  dem  Hnfmrecht  stehenden  Onuitlbegitzer  beniht  und  welche 
noch  insofern  Interesse  bieten,  als  Stein  in  dem  (Jefiihl,  auf  freiwilligem  Wt  jr 
würden  nur  wenige  Landwirthe  von  dem  „Huferecht**  Gebrauch  machen  wollen,  die 
allmähliche  Ueberführung  einer  grösseren  Anzahl  Banemstellen  nnter  das  neue 
HulenTecht  dadurch  Mt  erreichen  sich  bemüht,  (hiss  jedes,  zur  Zwangsvollstreckung 
gelangi^rulc  Anwencn  ipso  jnro  dem  „Huferecht"  vtifällt:  eine  Ordnung,  dir  also, 
um  in  absehbarer  Zeit  zum  Ziel  zu  führen,  eine  weitgehende  Uulebeustahigkeit  der 
deraeitigen  land^virthschaftliehen  Anwesens^BesÜBer  ztir  Voraussetzung  hätte,  deren 
Yorhandensein  glücklicherweise  nirgends  nachweisbar  ist;  betragt  doch  z.  B.  die 
7.nh\  der  im  Jahr  1889  in  Baden  /nr  Zwangsvollstreckuii;'  i'i  langten  Inndwirth- 
schaltUcbeu  Anwe^n  von  mehr  als  ä  ha  nur  1)8  mit  714  ha  Fläche  »  0,12"/« 
der  gesammten  in  Betracht  kommenden  Flfiche  und  sind  es  hier  wie  anderwärts 
vonviegend  die  Inhaber  kleinster  Stellen  (unter  1  ha),  auf  welche  der  grösste 
l'r.x  cntsat/,  der  Zwangsvollstreckungen  entfällt  (in  Baden  1889  :  45,8  "  o  aller). 
Ware  aber  der  Bauernstand  erst  einmal  so  „ verlumpt",  dass  die  Mehrzahl  seiner 
Angehörigen  in  verhiltnissmftssig  absehbarer  Zeit  der  Zwangsvollstreckong  ver> 
fielen,  sn  Awird«'  schwer  »Mn/Uselun  sein,  wir  liei  solrlior  Sachlage  die  rtin  ;iii>>.('r- 
liche  Ordnung  des  Besitz-,  Krh-  und  Seliuldrechts,  welche  die  Mf-n^chen  doch  nicht 
ohne  Weiteres  wirthschaftlich  nud  moralisch  umzugestalten  verinug,  Ablülfu  bringen 
könnte.  — 

1>  K^  soll  im  ri-liriirrn  gar  riieht  in  .\1inde  gestellt  werden,  dnss  mit 
einem  zwangsweise  eingeführten  Krbgutrecht  mit  der  Zeit  die  bäuerliche  Be- 
rölkemng  sieh  vielleicht  ebenso  befreunden  würde,  wie  dies  mit  den  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  zwangsweise  verordneten  Untheilbarkeits-  und  AiÄhenrcchts-Vor- 
M-hriften  der  Fall  gciwesen  i«!t,  die.  nach  ihrer  Aufhebung  in  dirseni  Jahrhundert, 
selbst  in  di'u  Gegenden  der  fränkischen  Besiedelung  gewohuheitsrechtlich  (als 
fireiwillig  geübtes  Anerbenrecht)  bis  heute  sich  erhalten  haben  (bo  vereinaelt  im 
fränkischen  Baulande);  aber  es  ist  etwas  Grundverschiedenes,  ein  Zwangserbgüter« 
recht  im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  endäraonistisclien  Polizei- 
staatfs  von  oben  her  zu  decretircn,  oder  aber  seine  Einführung  im  System  cou- 
atitntioneUer  Terfassung  zu  erstreben,  d.  h.  nnter  Mitwirkung  der  Volksvertretung, 
die.  Avenn  nicht  Alles  täuscht,  in  den  wenigsten  Staaten  in  at)sr!il»ai»  r  Zeit  giMieigt 
sich  zeigen  dürfte,  zn  solchen  „Xeuernngeu'*  die  „rettende"  Hand  zu  l)i»  ten.  Der 
Beweis  der  strikten  >iiithwc'udigkeit  der  Rückbildung  des  Agrarrechts  im 
Sinne  obiger  Torschldge  wäre  überhaupt  noch  an  liefern  und  es  ist  Jedenfalls 
In-nchtenswerth,  was  Schaffte  flncnr]inration  des  Tlvpothekarcredits,  1883)  ausliilirt: 
„Ks  handelt  sich  darum,  das  bestehende  Kecht  über  Verpfändung,  Veräusserung 
und  Vererbung  in  einer  Weise  fortzubilden,  welche  allen  Grundbesitx,  vor 
Allem  den  kleinen,  auch  für  besondere  Entwicklungskrisen  widerstandsfähiger 
macht.  Wir  sagen  aber  wohlbedaelit .  fortbilden I  Dir  lall^^enu  ine  Wiedereinttthrnng 
uutbeilbarer  oder  nur  unter  obrigkeitlicher  Genehmigung  tlicilharer  Krb-  und 
Fantiliengüter . . d.  h.  Bückbildungen  an  abgelebtem  Agrarrecht  wäre 
»o  schädlich,  als  sie  glücklicher  Weise  unmöglich  sind"  (S.  2).  Und  weiter:  „Ich 
Inn  liherzengf.  dass  man  ohne  allen  Rückfall  in  abgelebte  Können  nnd  ohne  Ein* 
i^ciirankungeti  der  Veräuaßerungsfreiheit  zu  einer  Ordnung  des  Agrarbcsit/-,  Agrar- 
credit-  und  Agrarooncursrechts  gelangen  kann,  welche  den  Bauernstand  s«i  erhalten 
nnd  für  den  Wucher  unzugänglich  zu  machen  geeignet  ist^  iS.  ö\  Und  ebenda; 
^In  dem  Gedanken  der  Einführung  unbeschrünktrr  Freiheit  zur  Bildung  von  bäuer- 
lichen Familienfideiconunissen,  unter  dem  Namen  ,,Krbgut''  oder  „Ueimstütte**,  erreicht 
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der  Individualismus  für  das  agrarpolitische  Gebiet  seinen  <  iilniinaTionspuukt  

Auf  der  Entwicklungsstufe,  die  wir  erreicht  haben,  ea  in  das  Üelii  beu  des  Besitze» 
einer  bestimmten  Generation  sn  stellen,  welcher  BedtunaemmenschloM  IBr  die 
jran/e  Zukimlt  oder  auch  nur  für  eine  längere  Zeit  gelten  soll,  bleibt  nnter  albn 
üuUttÄuden  unzulässig.  Eine  gröbere  Unterordnung  des  Gesellschaftsinteresäe«  unter 
die  Sonreräuitiit  der  Launen,  Begierden  und  Anschauungen  vergänglicher  IndiTidneTi» 
extremerer  Liberalismus  läast  sich  nicht  denken . . .  Verhinderung  der  Erbüber- 
schuldung  und  drr  l?odenzersplitternng  ist  nun  zwar  ein  ])edeutendes  ^r«  selbtibüft- 
liches  lutcressu,  aber  das  untheilbare  Bauerngut  ist  ein  ungeeignetes 
Mittel  tum  Zweck.  Das  viel  bMsere  Mittel  ist  die  mittelbare  nnd  «mnittelhaf« 
Verhinderung  der  Eibübersehuldung  sowie  der  Zersplitterung  durch  Incorporation, 
welche  jenes  gesell>t  h;iftlichp  Inten  sse  befriedigt,  für  welches  die  gesetzlich  oder 
testamentarisch  verfügte  Untheilbarkeit  bäuerlicher  Famüieagüter,  der  Be8tLftan][:v 
xwang  und  dergleichen  lingst  völlig  nntangliche  nnd  gemeinschidliche  Mittel  ge- 
worden sind."  —  In  Kap.  VI  wird  sich,  wie  er^vähnt,  Gelegenheit  bieten,  auf  diesen 
Gegenstand,  insbesondere  anf  die  ITrage  des  Heimstätterechts,  nochmals  eingcdiead 
zurückzukommen. 


g  bl.   Das  Auerbeurecht;  allgemeiue  Würdigung 

desselben. 

Vorbemerkung. 

Die  nadistehende  Darstellung  deckt  sich  im  Wesentlichen  mit  den  Anskhtea, 

web  lie  der  Verfasser  s.  Z.  im  IV.  Band  der  Barli^chen  landwiiilisebiifHichen  Er- 
}iebnn;rcn,  S.  19  ff.,  ferner  in  dem  lür  den  Verein  für  Socialpolitik  auf  der  Ver- 
sammlung October  1884  erstatteten  Keferat;  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath 
PrttMahr  1884  (Archiv  d.  d.  Landmrthschaftsraths  von  1884,  S.  288  ff.  ,  ferner  in 
dem  Aufsatz  in  > Bäuerliche  Znstand.  "  im.  Bd..  21)1)  ff.'  und  in  der  .Schrift: 
„Beiträge  zur^^andwirthschaftlicheu  ir'rago  der  Gegenwart",  1887,  Abschnitt  XI 
niedergelegt  hat;  er  hält  danach  ein  Anerbenrecht  nur  f&r  bedingt  räthlich  md 
zweckmässig,  ist  also  ge^'-en  eine  principalc  Ordnung  des  Erbrechte  in  Landgüter 
anf  der  (iruiKUage  des  Auerbenrechts,  wie  sie  in  den  8(\t  Jalircn  verschiedentlich 
gefordert  wurde.  —  £s  würde  im  üebrigen  den  Kähmen  dieser  Arbeit  weit  über- 
schreiten, wenn  auf  dto  Einsenieiten  im  ^Fflr  und  Wider  das  Anerbenrecht% 
wie  sie  in  der  gerade  fiber  diesen  Gegenstand  massenhaft  aufgehäuften  Utemtor 
/um  Aüsrinuk  kommen  sind,  eingehender  eingegangen  werden  wollte:  o«;  kann 
auili  um  SD  eher  darauf  verzichtet  werden,  als  eine  sehr  sorgfältige  Aualrse  des 
älteren  und  des  neuaeitlichen  Anorbenrechts  durch  Miaskowski  in  seiner  grossoi 
mono^'^raphischen,  bereits  mehrfach  citirten  Arbeit  „Das  Erbrecht  etc.",  1882, 
gegeben  worden  ist  im  Tl.  Bd.,  S.  132  ff.i,  im  welche  Darstellung  die  Ausführung 
im  Text  mehrfach  uiikuupfen.  —  Bei  Kau  ist,  entsprechend  der  ihn  noch  be- 
herrschenden individualistischen  Bichtnng  der  älteren  Doctrin,  eine  richtige  WürdlguuC 
der  Matene  noch  zw  vermissen,  "wie  es  sirh  bei  ihm  itn  Grossen  und  Ganzen  üb«  r- 
haupt  nur  um  die  Gegensätze  von  l'ntheilbarkeit  und  Freit  heil  barkeit  handelt,  die 
Möglichkeit  der  Herbeiführung  facti  sc  her  Untheilbarkeit  durch  eine  bestimmte  Art 
des  bftuerlichen  Erbrechts  aber  gar  nicht  ins  Auge  gefasst  wird.  —  Bei  Roscher 
dagejren,  der  an  sit  li  ein  gründe  i*:'n<  lier  Freund  der  Mobilisimng  ist,  tritt  eine 
sehr  vorurtheilsfreie  Würdigung  der  neuen  Anerbenrechtsgesetse  an  Tage,  in  denen, 
wie  er  sagt«  in  praktisch  woUthätiger  Weise  ^die  GrundsKtae  individuriler  FMhiil 
nnd  landwirthschaftlicher  (iuts-  und  Familienerhaltung"  verschmolzen  sind  und  ia 
welcher  er  daher  den  „Anfang  eines  modernen  Landwirthschaftsrechts  erblickt,  d*J 
zwar  für  sich  allein  noch  nicht  Iiittreicht  zur  Wiederherstellung  eines  schon  ver- 
lumpten Bauenithmas,  aber  ein  noch  gesundes,  nur  gefährdetes  BanernthioB  als 
nothwendige  Unterlage  jeder  wahren  FVeiheit  und  Ordnung  im  Volk  sehr  wohl 
schütsen  kann"  (§  148  a);  noch  n&her  ausgeführt  in  dem  schönen  Aufsats  im 
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8eptemberheft  in  „Nord  und  Süd'*,  Jahrgang  1882.  —  Für  eine  Befomi  des  biiiier- 
lichmi  Erbrechts  f  sei  es  in  der  Form  der  HöferoUe  (Prenss.  SystemX  sei  es  als 

dirr  cfrsi  TntestataiK  ri)t'uriH  ht  fOesterr.  System)  sind  von  S(  hriftst<»Uem  namentlich 
Conrad,  Gierke,  Hellerich,  v.  Inama-Stemefjpr,  Marchot,  Koscher,  Schinnllpr,  L.  v.  Stein, 
Freih.  v.  Vogelsang,  von  bekannteren  Pariaineutaricra  bezw.  Staatübeamteu  Miquel, 
Nobbe,  V.  Hammerstein-Loxten,  Sombart,  Erffa,  v.  Wedell-Malchow,  Thiel  etc.  ein« 
getreten.  Nähere  literärische  Verweisungen  in  den  Anmerkungen  zum  Text;  vprl. 
übrigens  ausser  der  allgemeinen  liiteraturübersicht  zu  §  65  diu  Vorbemerkung  zu  §  7d. 
Aas  den  oben  erwähnten  Verhandiung(>n  im  Verein  fUr  Socialpolitik  and  im  Deutschen 
Landwirthschat't.srath  ist  iuit  die  lleferate  von  v.  Miaskowski*  Conrad,  Buelien* 
b*»r}jernnd  auf  jene  des  Freiherm  Cetto-1i!  eiehertshansen  soa^tw  v.  Wedeil- 
Malchow  hinzuweisen;  bemerkenswert  he  Hedner  in  den  Verhandlungen  des  er- 
wähnten Tereins  1883  waren:  Oeffken,  Sombart,  Iliquel,  Thiel,  Schulze;  1884: 
Schulze,  V.  llih  el.  Thiel,  Miqnel,  Sombart,  Meit/en  und  Nasse;  im  Deutschen  Laad- 
^irthschaftsrath  IHHO:  v.  Ilammerstein-Loxten;  1884:  Adami|  Bi&rsteubinder,  Enaners, 
Nobbe,  v.  Hammerstein -Loxten,  v.  Hövel. 

Eine  eigenartige  Stellung  zu  der  Anerbeurechtijbewegung  niuimt  Schäffle 
ein,  der  diese  zwar  nicht  gänzlich  verwirft,  aber  doch  ohne  ^e  gleichzeitige 
KetVtrm  «Uv«  Cn  dit  und  Verschuldungsrechts  fiir  unwirksam,  ja  srhiidlich  erachtet. 
„Das  Anerbenrecht "  sagt  dieser  Schriftsteller  (die  Incorporation  de»  Hypothekar- 
credits)  „als  ein  obligates  Intestaterbrecht  und  die  Ausschliessnng  alles  Pflichttheils- 
Teckta  scheinen  Mittel  an  sein,  welche  inirHl  'Ntens  der  Vorwurf  triift,  dass  sie  in 
wirksamer  Form  nieht  ganz  nn.schädlich  luul  in  unschädlicher  Form  nieht  durrh- 
greifend  wirksam  sind."  (a.  a.  0.,  S.  2.)  Es  hat  „einen  voUeu  8inn  nur,  wenn  das  (iut 
aus  keiner  Ursache  in  Ueberseknldung  gcrathen  kann**  .  .  .  aber  gerade  die  jetzige 
reberschuldung  .,führt  snr  Parcelliriuig  im  Wege  der  Naturaltheilung.  Dem  fibnr> 
schuldeten  Erhlusser  war  Ansparung  nicht  möjrlieh;  Abfindung  der  Erben,  nament- 
lich der  Töchter,  in  Geld  ist  desshalb  nicht  auslührbar;  gerade  umgekehrt  bei 
Aossclillessnng  aller  nnwirthschaftUchen  Verschuldung:  Täter  und  Kinder  können 
und  wollen  dann  mehr  sparen,  können  daher  besser  abfinden  und  sich  auseinauder- 
set/eii**  .  .  .  _Eine  Hauptnrsarhe  der  Bodenzersplitternncr  ist  die  proletarische  Volks- 
zuunluiie'  und  würde  „die  Nichtüberschuldbaikeit  (anth^  dieser  Quelle  des  Uebels 
begegnen**  . . .  „Wenn  man  auf  Credit  nicht  Grundbesitz  erwerben  kann,  wird  man 
vorher  sparen,  später  und  rnf^ichtipror  heirathen"  'a.  a.  O.,  S,  47  ff.).  -reb.TSchuldung 
und  Zersplitterung  stellt  sich  nicht  bloss  als  Folge  der  Erbabfindung  ein",  sondern 
auch  „im  Wege  des  freihändigen  Verkehrs,  in  Folge  der  Uebenuihlungeu  aus  Land- 
hunger der  kleinen  Leute,  in  Folge  leichtfertiirer  Wirthschaft,  Misswaclis,  Elementar- 
nud  Familienunglt'u  k,  rnistriekurif;  durch  Wucher.  Diesen  Trsncheu  afrrarischen 
Nuthstaudes  kann  das  Anerbenrecht  nicht  einmal  lür  die  liauerugüter  wehren.  Erst 
als  zweite  Schianke  der  Verschuldung  und  der  Bodenzersplitterung  und  als  beson- 
drres  Mittel  der  Erhaltung  des  (irundbesitzes  bei  den  BHuemfuniilien  kann  neben 
der  Oeditincorporation  auch  das  Anerbenrerht  sehr  vortheühaft  wirken"*,  (n.  n,  0., 
S.  109.)  Und  endlich:  „Das  römische  Erbrecht  begünstigt  ohne  allen  Zweifel  die  rasche 
Bewegung  des  Orundbesitaes  aum  tüchtigsten  Wirth  und  zur  wertiiToUsten  Cultnrart, 
also  die  Volkswirt hschaftlich  vortheilhafteste  Bodenbenutzung:  das  eben  hat  unsere 
Landwirthschaft  gegenüber  überlegener  Betriebsauikeit  der  Kolonialbauern  nöthig  .  .  . 
Das  gesellschaftliche  Interesse  verlaugt  heute  nicht  mehr  unuuterbrechbaren  Ueber- 
gang  der  Guter  an  die  Kindes*  und  Kndeskinder  des  Hans  oder  des  Peter,  sondern 
an  die  tüchtigsten  .  .  .  Selbsthewirtlisehafter .  oline  dasg  diese  sich  iibersrhulden 
können.  Nirht  erbliche  Bauernfamilien,  sondern  betriebsame  unüberschuldbare 
Bauern  müssen  gesichert  werden."    (S.  104.) 

Die  Ton  dem  Verfasser  dieses  Handbuchs  Tertretene  Ansicht  nähert  sich  der 

Schäffle'schen  insoweit,  als  er  ein  Anerbenrecht,  selbst  bei  vorsichtiger  Gestaltung 

der  fJH'^t.Mxebestimmnngen  iu  den  meist  kapitalamien  bäuerlichen  Kreisen  ohne  enie 
ansreicheude  Organisation  des  Credit-  und  Versicherungswesens  ebenfalls  für  gefahr- 
roll erachtet. 

Eine  ganz  einseitige  Beurtheilung  lässt  A.  Menrfe  i"  der  Anerbenrechtsfrage  zu 
Thnil  werden:  diesem  Schriftsteller,  welchem  alle  Fragen  aut  die  (Jegen^ätze  von 
Besitzenden  und  Besitzlosen  sich  zuspitzen  und  für  den  das  Wort  von  List,  das»  es 
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neben  «Kapitänen  «uch  MatroMn  nnd  Sclüffi^angren''  Reben  masse,  eine  bereditiiete 
Bedeutung  \m  \xt  zu  haben  ochciiit,  ist  eine  auf  den  GnindHatz  der  Individualsncre-i  i( 
auf{r»*l»nnrr  Kl br.  (  htiordnimir  f  „/wnnpswcise  Erbvereinipnup"),  \v«  leli<>  flio  Krhiiitui  i: 
des  Faiiiilii'nbi'sitzes  anstrebt,  grundsätzlich  ein  üräucl;  daher  denn  iu  seiueu  Aui.rQ 
nicht  bloss  das  Pideicommiss-,  sondern  aueb  das  viel  hannlosere  Anerbt  nn^lit 
^ aristoknitisi-lu*  Tendenzen''  vertVd^ift,  dazu  iK-stinimt,  dass  die  übri^rt-u  Kiinif-r 
^l'roletarier  werden  oder  doch  wenipstens  in  tielere  Kreiw?  der  Gesellschaft  hinab- 
sinken^. Das  modenie  Auerbenrocht  ist  ilun  lediglich  ^ein  Rechtsinstitut,  welches  den 
Familiene;jr<>i'ininH  der  ländlidu  u  Berölkening  nnd  ihre  Scheu  vor  der  Ernrliti  nf 
1.  t/.tv.  illi;:.  1  Veiiüpungen  d  i  i  hcnntzt,  um  unter  Aufrech terhaltunjr  der  Verkehr»- 
Ireiheit  in  Ansehung  der  Bauerngüter  die  wesentlichen  Wirkungen  des  £rbver«iui^uiigs- 
awanip  herbeinifQhren  .  .  •  .  Man  will  (auf  diesem  Wege)  in  jedem  Stande  dncr 
Gmppe  von  t^grünstigten  Personen  ein  Gedeck  an  dem  grossen  Bankett  der  Xatwr 
sicherstellen,  cdine  zu  bemerken,  dass  die  wi  it  überwiegende  Mehr/.abl  an  der 
Thüre  des  Baukett^aales  vergebens  um  Kinlass  pocht".  <,A.  Menger  in  Braun  s  Archiv, 
Bd.  III,  S.  57.)  Welche  Yerkennung  des  wahren  Terlanfs  der  Erbsbfindnngen  im 
Gebiete  des  AnerbenrK  Iiis  und  der  Att^^beziele,  die  letzteres  sich  stellt;  aber  auch 
welche  Verkennniifr  (b  s  Wesens  und  der  Itedürfiiissr  des  Landwirthschnttshi  triebs! 
Die  Verwirklichung  dessen,  was  Meuger  zu  iurdern  scheint,  würde,  iin  Gebiet« 
des  Landbaos  wenigstens,  lediglieh  auf  eine  Proletarisining  Alter  Unanalattfea, 
was  wolil  auch  fiir  die  Armen  und  Enterbten  von  heutzutage  gerade  keine  beaoadm 
erstrebenswerthe  Aeudemng  unserer  üesellschaftsordnung  in  sich  schlösse. 

Kino  wesentlich  andere  Boiirtheilung  als  dem  vorstt»hend  lie- 
st! liilderten  Erbgutsrecht  gebührt  jener  Gesetzgebung,  welche,  ohne 
mit  weitgehenden  Beschränkungen  der  Yerfdgungsfireiheit  Uber  die 
Substanz  des  Guts  verbanden  zu  seiUt  die  ungetheilte  Ver- 
erbung der  Bauerngüter  an  einen  Erben  (den  Anerben) 
durch  ein  dementsprechend  gestaltetes  Intestat-Erbrecht 
herbeizutüliren  trachtet.  Diese  Gesetzgebung,  die  dem  letzten 
Drittel  (los  .hihrhüiiUerts  angehört,  knüpft  zv.  ar  an  die  ältere  ret  lit- 
liche  < it'hundenheit  der  Bauerngüter,  wie  sie  sich  auf  Grund  des 
HolVct  hts  im  Mittelalter  und  seit  dem  16.  Jahrhundert  auf  Gnind 
von  Verordnungen  des  Landesherren  ,,ini  Interesse  der  Erhaltung 
der  Prä  Stationsfähigkeit  des  Bauemstands*'  entwickelt  hat,  an;  sie 
hat  aber  das  ältere  Becht  in  einer  den  neuzeitlichen  Anschauungen 
und  der  freieren  Wirthschafteverfassung  entsprechenden  Weise  um* 
gestaltet,  so  dass  von  einer  Gebundenheit  der  unter  dieses  Becht 
fallenden  Anwesen  nur  noch  sehr  bedingt  gesprochen  werden  kann. 
Auch  kann  man  sagen,  dass  diese  Gesetzgebung  der  bäuerlicht»n 
Bevölkerung  nirgends  ein  ihr  fremdartiges  Kecht  aufzunöthigen 
sich  bestreht,  vielmehr,  an  bestehenrlo  Sitten  und  Gewohnheitpn 
aiikiiii])feii(l,  lediglich  den  Zweck  verfolgt,  einer  von  der  landwirth- 
achaftlichen  Bevölkerung  (trotz  der  Sprengung  der  Fesseln  der 
alten  Grundbesitzverfassung  und  trotz  des  siegreichen  Vordringens 
der  gemeinrechtlichen  firbtheilungsrorschriften)  mit  Zähigkeit  fest- 
gehaltenen  Yererbungsweise  durch  eine  rechtliche  Normirung  einen 
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festen  Rückhalt  zu  geben  und  jene  vor  dem  Schicksal  des  schliess- 

liehen  Verfalls  zu  bemerken.  Man  hat  zu  Gunsten  einer  solchen  Ge- 
setz£rebun£r  geltend  gemacht,  dass  wenn  iuich  eine  Kfickkehr  zu  dor 
altt'ii  ( it'Si'hlossenheit  des  b«1nerlichen  ( iinndliesitzes  weder  iioth- 
weiidiLT,  noch  anirangig  sei,  doch  auch  keine  Veranlassung  dafür 
vorliege,  den  Zertheiliingsprocess  im  Gruud  und  Boden  geradezu 
zu  begünstigen,  dass  vielmehr  weithin  im  Hinblick  auf  die  ge- 
gebenen Bewirthschaftungsmdglichkeiten  ein  Zusammenhalten  der  vor- 
handenen  Besitzeinheiten  im  Erbgang  als  erstrebenswertb  erscheine; 
und  dass  es  nicht  minder  aus  mancherlei  Qründen  Tortheilhaft  sei, 
wenn  der  bäuerliche  Besitz,  statt  einem  raschen  Besitzwecbsel  zu 
unterliegen,  in  der  Familie  sich  generationsweise  fortvererbe,  weil 
von  dem  hierdureli  in  dem  Hauernstand  er/enizten  (ietülil  der  Stetig- 
keit dessen  Anhanglielikeit  nicht  bloss  an  die  örtliche  Scholle,  son- 
dern an  den  staatliclien  Verband  überhaupt  wesentlich  mit  bedingt 
sei*).  Auch  diejenigen,  welche  der  Gebundenheit  des  Griindeigen- 
thums  gnm<l>atzlich  entgegen  sind,  werden  gerne  einräumen,  dass 
es  als  eine  Pflicht  des  Staats  sich  darstelle,  eine  in  der  Rechts- 


Vgl  hiesEQ  die  gchönen  Worte  von  Schm oller  (in  Thiers  Jahrb.  1883, 

S.  €>22  ff.  -,   „(iesftze.  die  im  Widerspruch  mit  Sitte  und  Volksjfifülil  etwas  ( r- 
zwinjreii  wollten,  um  unverseliuldete  'Jütor  /.n  f-rlialti  ii.  sind  ebenso  nndenkbar,  als 
•Ik*  VerbreitunjjT  von  Institutionen,  wie  die  euglisehen  Settlements,  in  Deutselilund 
iMrhwierig' WRren.    Fideicommisse  nnd  Settlements  sind  mechanisehe  Anord» 
ntiur'  II.  fli'"  <la-«  iiidividut  llf  ll<  (  lit^;r«'nilil  vf  rlctzfTi.    Anch  hier  lit  ;.'^t  die  Stellung 
uieht  im  Kückwärtsjijeilen,  soudeni  in  kühnem  Fortseiiritt  zu  den  Institutionen  der 
ZokuuA  .  .  .    Pie  Familie  des  Mittelalters  mit  ihrem  clanhaften  (ieschlechtsg^efühl 
existirl  nicht  mehr,  die  Institute,  welehe  sie  erhalten  wollen,  sind  ein  Anachronismus 
in    T!n<prer  Zi  it :   aber  e*<   winl  v\\\-j;  tlir   die   engere  Familie   i\vv  Kinder  und  (m-- 
ächwister  ein  sittliches  Bedürlniss  bleiben,  dass  das  heilige  Feuer  aul'  dem  Heerde 
de«  Eltemluinses  nicht  erlösche;  es  bleibt  im  wirthschaftlichen  Interesse  der  ganzen 
Nation  ^on  W'ichtig'keit ,  dass   möglichst  viel«>    wirthHchaftliche  rntemehmunfrca 
direrte  Fo  rt  >  *•  t /.  n  n  p-en  v;i  terlichf-r  Oeschtifte  seien,  damit  die  f^esehäft- 
hchen  Iradiliouen  nicht  abbrechen,  die  Verluste,  Fehlgriffe,  Kinrichtungs-  m»d  Au- 
iangBkosten,  die  keinem  nenen  Geschäfte  erspart  werden,  möglichst  ehigesehrinkt 
werden.    Also  vom  sittlichen  und  vom  wirthschaftlichen  Standpunkt  ist  es  lit  utc 
wie   vor  hundert  und  wie  vor  tausend  Jahren  aufs  dringendste  erwünscht,  dass 
ein  Sohu  und  nicht  ein  Fremder  den  Bauernhof  und  das  herrschaft« 
liebe  Gut  tibernehme,  dass  in  dieser  Weise  die  Güter  in  der  Familie  bleiben. 
Aber  »s  muss  geschehen  in  individualisirender  Weise,  auf  <irund  einer  den 
!'eberuel»menden  begünstigenden   Rechtshandlung,  sei  es  nun  eine  (iutsüberg-abe 
nnter  Lfbeuden.  ein  Testament  oder  die  Kintragung  in  eine  II öfe rolle."  Wobei  — 
wie  hier  eingeschaltet  sein  möge  —  allerdings  das  Verlangen  zu  stellen  ist,  dass 
i-'v.i  ..i>\i  ]it  >  Soiidt  r('rl)rf(  ht   für  I5iiiiPmcrütf'r  in  df-r  iM  scliriiiikiiii!.''  der  V'erfügung'^- 
freiheir  des  Besitzers  nicht  weiter  gehe,  als  der  Zweck  erlordert,  m.  a.  W.,  dass  das 
strenge  Anerbenreeht  der  älteren  Zeit  mit  seinem  absoluten  Charakter  in  ein  solcliea 
mit  stibsidurem  Charakter  umg<Hvandelt  werde,  welches  al.so  nur  da  Platz  greift, 
»o  der  ErMfi'iSf'r  unter  I.t-brndeu  oder  auf  den  Tftdcsfall  etwas  Andi-rcs  iiiclif  ver- 
fug^ hat  i,.lntestataiierbeDrechtj.  - —  Gegen  jeden  generalisireuden  Zwang  im  deliiet 
des  ^OOTlicfaen  £r1»edits  hat  sich  wiederholt  auch  der  Parlamentarier  Freiherr 
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überzeugunir  der  LandbeyOlkening  wunelnd«  ErbrecbtssHte,  «neb 

wenn  sie  in  iiie  Schubluiie  des  'nnnemen  Rechts  sieh  nielit  luirt. 
nicht  schlechthin  preiszugeben,  sondern  seine  Gesetzgebung  jpner 
auf  wirthscbaitlichen  Kniägungeu  beruhendou  KechtsüberzeuguQg 
anzupassen. 

Nach  V.  Miaskowski  war  ein  gesetzlichei  Intt*>tataiierbeiiret üt  im  Jahr? 
1870  noch  in  Schleswig- Uobti'in,  den  l>eiden  M«cl[tlenbur;r,  Oldenburg.  Hainbar;^, 
Bremen,  Lübeck.  Hannover,  Braunschweig,  einer  >\ii/alil  thüringischer  Staatro, 
vereinzfU  am  Ii  im  Süden,  noch  zu  Recht  bestelund :  im  I  t  brifren  aber  das  n:' ir.f* 
Erbrecht  oder  diesem  verwandte  Erbfecbtäuonncu  in  Ueltung,  gegen  welchei  aber 
di«  bftnerUche  BerdUnraiie^  vielÜM!]!,  so  in  den  meUiteii  FreotaiBeheii  Prorfnai. 
wenn  auch  nicht  flberall  gleichmftssig  stark,  ferner  in  einzelnen  Theilen  vm 
Bayern,  Württemberg  und  Huden  durrli  fJtitsübcrjrabeverf rä*:«'  Kiiidokänfe. 
Ausgedings-,  Aufzugs-,  Lei bgedings vertrüge,),  seltener  durch  testamentarische  Vef« 
fügangen  erfolgreieh  reagirte;  ebenso  in  einem  grossen  Theil  von  Oesterreieli, 
trotz  (1er  durch  das  Reichsgesetz  vom  27.  November  1868  mit  Ausnahme  von  TttjI 
erfolgten  AufhebmijT  drs  „  Bostiftungszwangs"*  (d.  h-  der  alten  ThrilbArk.is 
beschränkungen)  uud  der  bis  dahin  geltenden  singulüren  bäuerlichen  Krblul^  lu 
Onnsten  der  Intestaterbfolge  des  Allgem.  BUtgerl.  Gesetcbncht. 

Wegen  der  grundsätzlichen  Berechtigung  eines  An- 
erbenrecbts  ist  auf  die  Betrachtungen  in  §  76,  Ziffer  5  (S.  445  IL) 

zu  Terweisen;  hier  kann  es  gentigen,  einige  gegen  eine  solcbe 
Ordnung  vorgebrachte  Bedenken  und  zum  andcron  di»'  Forde- 
rung einer   principalen   Ordnung    des    Erbr»'c}its  in 
Lainigiitor  auf  der  <inindlage  dos  A  n  o  rbenrechts  kritbcU 
beleuchten,  wobei  Foigeudes  zu  bemerken  ist: 

1.  Von  den  gegen  die  Codification  eines  bäuerlichen  Eib- 
rechts erhobenen  Einwendungen  sind  diejenige u  jedenüedls  als  sticlh 

haltig  nicht  zu  cracliteii,  welche  auf  die  Erwartung  sich  stützen, 
dass  die  Sitte  allein,  die  in  den  GutsübergabevertrSgen 
zu  Tage  tritt,  überall  da,  wo  eine  ungothoilte  Vererbunii  au- 
wirthschattlichen  Gründon  überhaupt  angenu\ss»'n  ist,  hinrciolieTitl 
kräftig  gegen  ein  ihr  widerstrebendes  Recht  sich  erweisen  werde; 
denn  dem  aufmerksamen  Beobachter  kann  nicht  entgehen,  das?  in 
dem  MaassCf  als  der  individualistische  Zug  der  Zeit  auch  auf  dem 
flachen  Land  mehr  um  sich  greift  und  das  Familiengeftthl  ein  ge- 
lockerteres  wird,  auch  jene  Sitte  im  Zurflckveichen  begriffen  ist 
,,In  dem  zäh  fortgesetzten  Kampf  zwischen  Landreeht  einer*  und 


von  Scboricmer-Alst,  das  Hanpt  der  westpblliscben  Banerarerrine,  im  PisnS' 
Landtag  ausgesprochen:  „Man  ist  weit  entfernt  davon,  den  Grundbesitz  der  Fidei* 

commissf»  für  nau«  rnl\öfc  nnsr.usprechen,  im  Go^ciitheil  an  der  Sj>it/i'  alb  r  Antrag 
titeht  der  Grundsatz  der  vollständig  freien  Iiisposition  des  Eigenthümer« 
über  seinen  Besits.''  (Vgl.  Jäger,  a.  a.  O.,  8.  202), 
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Bauernreeht  sowie  Bauemsitte  anderseits  wird  zuletzt  doch  die 
letztere  unterliegen,  ^veil  jenes  dem  Sonderintoresse  und  dein  Eicfon- 
nntz  der  zurückgesetzton  Miterben  zu  Gute  kommt  und,  sohahi 
diese  nur  ernstlich  wollen,  auch  Geltung  erlangt"  (Bluntschli). 
Auch  darf  man  nicht  unbeachtet  lassen,  dass  die  Gutsüber- 
gabeverträge keineswegs  ein  sehr  geeignetes  Mittel  zum  Zweck 
sind  im  Hinblick  auf  eine  Beihe  Ton  Uebelständen,  die  denselben 
gemeinhin  anzuhalfien  pflegen  und  von  denen  die  vorzeitige  Abgabe 
des  Guts,  die  Ausbedingimg  hoher  und  wegen  der  langen  Dauer 
besonders  drückender  Leibgedingslasten,  dass  unleidige,  oft  hftss- 
liehe  Verhältniss,  welches  sich  allgemach  zwischen  dem  empfangs- 
berechtigten Leibgedingsträger  und  dem  (Jutjjülieiiiehmer  auszu- 
bilden pflegt,  die  bekanntesten  und  meistverbreiteten  sind.  Es 
kommt  hinzu,  dass  im  System  des  gemeinen  Erbrechts  durch  die 
Gutsübertragungsvei-träge,  sobald  die  miterbberechtigten  Geschwister 
anfangen,  ihre  vollen  Erbportionen  zu  beanspruchen,  selbst  ein  be- 
scheidenes Maass  von  Begünstigung  des  Outsübemehmers,  wie  es 
im  Interesse  des  Letzteren  nothwendig  wftre,  um  auf  dem  Gut 
sich  halten  zu  kdnnen,  nicht  mehr  Platz  greifen  kann;  dass  aber 
sobald  diese  Praxis,  dem  Gutsflbemehmer  den  vollen  laufenden 
Werth  des  Guts  (Kaufwerth)  in  Anrechrnrng  zu  bringen,  sich  ein- 
mal eingebürgert  liat.  t  iiio  Anzahl  unhaltbarer  Existenzen  geschatfen 
werfU'u  und  die  von  der  ungetheilten  Vererbung  des  Guts  erhoüteu 
Vorüieüe  lu  das  gerade  Uegentheil  umschlagen  müssen. 

B«Michnendes  Spriehw<»ri  »nf  «hi«r  Keule  an  dem  Stadtthor  in  Jüterbogk: 

,Wer  seinen  Kiiideru  p^eht  das  Brod  uud  leidet  nachher  selber  Notli,  d»^n  schlag' 
man  mii  der  Keule  todt.^  —  Schon  Kau  nenut  die  Häufigkeit  der  Leibgedinge 
eine  der  Ursachen  des  gesunkenen  Wohlstands  im  bad.  Odenwald;  1847  zählte  man 
In  8  Orten  von  uu^refiihr  2900  Einwohnern  nnd  538  Bürgern  122  Leibgedin|^  (Amn. 
dazu  §  77  '.  El  l  1  Hinweis,  wie  die  Lust  des  Lcih.r«'diii<rs  hiiiifiir  nntorsrhätzt 
wird;  da  die  mittlere  Lebensdauer  im  Alter  von  6Ü  Jaliren  ca.  13,Ü  Jahre  betragt, 
M>  wire  der  gegenwirtfge  Werth  eteer  Ldbgedingsrente  bei  4%  das  lO'/a  fiuibe, 
bei  3V»  ^■8  ^1  fadic;  »-in  Leibgedin<r  eines  60  jaliri^rt-n  Vators  von  350  Fl.  (600  M.) 
also  =  361ß  bis  3850  Kl.  ^R20()  f;fi(X)  M.).  —  Eingehende  Verhandlungen  über  die 
mit  den  Oat^ubergabeverträgeu  verknüpften  Uebeltttäjide  im  deutschen  Landwirth- 
•ehsfknrsth  1887,  S.  229  ff.  (Referenten:  Uünskowski  nnd  v.  Getto -BelcherU- 
haojen,  Redner:  Bürstenbinder,  Kennemann,  v.  Crailsheim  -  ,\nierong,  v.  Hövel, 
Knauer  -Kröbers,  Koni.  r.  Hammerstein -Loxten.  Schumacher- Znr(  hlin,  Nobbe.)  — 
Das  Vurkuuimea  ungewöhnlich  hoher  Gutstaxeu,  „damit  die  Oeschwister  auch 
noch  etwM  erhaheiT,  besonders  aneh  betont  üi  bad.  landw.  Erhebungen,  II.  Bd., 
S.  25.  In  solchen  Füllen  wird  aber  „das  Anerbenrecht  volk^wirtli'-t  linftlici!  uoch 
irrationeiler  als  die  Naturalt heilung,  weil  die  Verschuldung  iiüt  jeder  Krbtiieüung 
steigt,  bis  zu  der  Höhe,  wo  keiner  der  Erben  in  der  Lage  ist,  das  Out  ttbemebmen 
sn  können,  ohne  fürchten  sn  mttssen,  in  nächster  Zeit  in  Vermögenszerfall  zu  ge- 
TTithen".  .\eliiilicli»' .\u8lassungen  in  zahlreichen  Berichten  in  „ Bäuerliche  Zustände". 
Und  V.  Miaskowski  sagt  (a.  a.  ().,  1.  Bd.,  S.  221);  Das  tür  die  Erbschattsaus- 
eioMiderseUung  geltende  Rroht  hat  zur  Folge,  dass  ,ies  langsam,  aber  sieber  ent- 
Baebeakevffer,  A.,  A|nip«]11ifc.  L  31 
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weder  kwt  Ueberlastuu;«'-  drs  Grandeigfsnthums  mit  ruckständigen  Erbantheüen  der 
Gr-^cliwistor  utul  «»chlicsslicli  zum  zwanp^weisen  Verkauf  desselben  cxler  nir  schäd- 
lichen üüterzersplittenmg  oder  endlich  zum  raschen  Besitzwechsel  des  durch  keinerld 
Baad  ndt  der  Fiuidlie  Terkaüpftoi  Gimideigentlnima  fülurt.  Alle  diese  ErentuaUtäten 
dienen  aber  in  letzter  Instanz  entweder  dem  unwirthRchaftlirhen  Pph  o>>  d.  r  Zrr- 
8tückelnn»f  des  (irtindcip^nthtims  in  Iri'^tnngrsunr'ihiErf  Zwerg-  oder  (iewerbegütcr 
oder  dem  Process  der  AulSHUguug  desselben  durch  das  bewegliche  Kapital:  xwn 
mchtttngeii,  die  für  die  Yerftndentng  der  Im  GanztMi  noch  gesunden  Vertheilug 
des  Undliclieii  Qnindeigeiitliiii&s  in  der  Oegenwurt  besonders  gefiUirUcfa  sind''. 

2.  Gegenflber  der  Einwendung,  dass  ein  Sondererbrecbt  ia 
Landgüter  gegen  den  Grundsatz  der  Einheitliehkeit  des 
Bechts  Verstösse  und  dass  kein  Grund  vorliege,  die  ftr  das  be- 
weis liehe  Kapital  geltenden  Erbrechtsnonnen  nicht  auch  auf  die 

\t niiuiii<r  dos  Grund  und  Bodons  anzuwenden,  ist  auf  den  Üef- 
greitVnden  l)loibonden  Unterschied  zwischen  beiden  Arton  von 
Kapital  hinzuweisen,  vor  Allem  darin  zu  Tage  tretend,  das»  der 
Grund  und  Boden  unübertragbar,  imv<^rmehrbar,  unvertretbar  ist 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  der  beliebigen  Theilbarkeit 
Schranken  setzt,  während  die  meisten  Mobilien  in  allen  dieses 
Dingen  sich  gerade  umgekehrt  verhalten^).  Schon  allein  die  nur 
beschr&nkte  Theilbarkeit  des  ersteren  sollte  gentigen,  einem  Sonder- 
erbrecht für  landwirthschaftUch  (und  forstwirüischafUich)  benutzte 
Gnmdstficke  neben  dem  allgemeinen  Erbrecht  die  Existenzberech- 
tigung zuzugestehen;  ein  Grundstück  i^i  eben  keine  Waare,  die 
man  beliebig  in  Einzelbejitaudtheile  zerleo^en  kann,  ohne  dass 
sie  an  innerem  Werth  einbüsst;  und  ein  landAvirthschatlliehes  An- 
wesen, „welches  für  den  jeweilig  passenden  Intensitätsgrad  eben 
gerade  gross  genug  ist,  würde  durch  Zerstücklung  ebenso  gewiss 
vom  Gesammtwerth  der  Stücke  verlieren,  wie  Kdelsteine,  Schiffe, 
Gemälde,  Pferde  etc.,  die  man  zerhackt^*  (Boscher).  Eine  Erb- 
rechtsordnung, die,  ohne  im  üebrigen  den  wirthschaftUchen  Er- 
wägungen der  Besitzer  Zwang  anzuthun,  mittelbar  einer  unver- 
ständigen Theilung  der  Grundbesitzungen  durch  ein  Sondererbrecht 
entgegenzuwirken  sich  zum  Ziele  s*'tzt.  ist  daher  mindestens 
ebenso  ein  bereciitigtes  Glied  der  Bcehtsoninung,  wie  jeno  Special- 
gesetzgebnnir,  wolche,  wie  das  Handelsrecht,  für  den  Verkehr  der 
HandcUrtubeuden  unter  einander  von  den  gemeinrechtlichen  Vat- 
schriften  abweichende  und  den  besonderen,  in  jenem  Verkehr  herr- 
schenden Bräuchen  T?ec]inung  tragende  Normen  aufstellt.  Auch 

würde  es  ein  unbilliges  Verlangen  des  Staats  sein,  die  Grund- 
  • 

.      Vsrl.  hiexu  «ttch  v.  liiaskowski,  a.  a.  0.,  Bd.  n,  8.  242  ff. 
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besitzer  auf  die  Möglichkeit  zu  verweisen,  einem  ihren  Zwecken 

und  Absichten  nicht  entsprochenden  Intestaterbrecht  durch  Testament 
öder  Vertrag  sieh  zu  entziehen;  und  zwar  schon  desshalb,  weil 
docli  die  Fälle  nicht  selten  sein  werden,  dass  ein  Erblasser,  vom 
Tod  übereilt,  die  seinem  und  der  Familien  Willen  oder  die  der 
herrschenden  Sitte  entsprechende  Erbfolge  gar  nicht  herbeizufohren 
vermöchte. 

§  S2.  Fortsetzung;  Unthunliehkeit  der  Yerall* 
gemeinerung  des  Anerbenrechts;  dessen  nur  bedingte 

Berechtigung. 

I.  Der  neuerdings  häufig  erhobenen  Forderung  einer  princi- 
palen  Gestaltung  des  Erbrechts  in  landwirthschaftliche  Anwesen 

auf  der  Gnmdlage  des  Anerbenrechts  (eines  kiait  Gesetzes 
w i  r k  8  a  m  e n  I n t e  sta t a  n  e r b  e  n r e c ht s)  mit  der  Maassgabe  also, 
da^s  den  gemeinrechtlichen  Bestimmuniren  über  Erbrecht  nur  mehr 
die  Bolle  eines  subsidiären  Hechts  eingeräumt  sein  würde,  ist  ent- 
gegenzuhalten, däss  alsdann  die  unter  §81  Zifif.  2  erwähnte  Unbillig- 
keit den  Bewohnern  der  Gebiete  des  Systems  der  Freitheilbarkeit 
gegenaber  Platz  grüfe,  hier  aber  noch  viel  Iftstiger  empfunden  werden 
mfisste,  weil  in  diesen  Gebieten  der  kleine  Besitz  flberwiegt  und  fdr 
die  Inhaber  solcher  Landstellen  die  Abfassung  von  letztwilligen  Yer- 
fftgungen,  mittelst  deren  sie  ihr  Anwesen  der  Vererbung  nach  An» 
erbenrecht  entziehen  mü^sten,  eine  ganz  ungewohnte  und  nach  dem 
Bildunirszustand  dieser  Leute  schwerlich  ani^ewöhnbare  Oblieirenheit 
bedentt'ii  würde.  Wenn  solche  Forderuiicr  »dner  principalen  tirdnuiiL^ 
des  Erbrechts  auf  der  Grundlage  des  Intestatanerbenrechts  begründet 
sein  soll,  mflsste  doch  auch  der  Beweis  in  zwingendster  Form  er- 
bracht sein,  dass  die  Zulassung  der  Freitheilbarkeit  im  Krbgang 
ftberall  überwiegende  NachtheUe  im  Gefolge  bat,  ein  Beweis,  der 
indess  bis  jetzt  als  gelungen  nicht  zu  erachten  ist  (g  73  und  75). 
Man  muss  rielmehr  mit  der  Thatsache  rechnen,  dass  das  System 
der  Freitheilbarkeit  mit  dem  Fortschreiten  der  Kunst  des  Ackerbaus 
eher  weiter  als  engere  Kreise  ziehen  wird,  weil  in  dem  Maasse, 
als  dies  der  Fall  ist,  die  Grösseneinheiten  der  Betriebe  sehr  wohl 
r>hne  Schaden  für  die  Wirthe  sich  verkleinern  können^). 

^)  Für  ein  gesetzliches  IntesUitanerbLwetht  mit  genereller  Wirkung  für 
das  ganze  Staatugeliiet  in  TerUndiiDg  mit  Testijfiviheit  uid  Anfhobnng  aller  Pflicht- 
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2.  Die  Forderung  einer  Verallgemeinerung  des  Anerbenrecbts 
tiber  die  Gebiete  ungünstiger  oder  minder  gfinstiger  Bewirthschaf- 

tiuiLisimöglichkoiten  hinaus  in  Jone  höchste  Bodencultur  rechnet 
aber  auch  nicht  hinr*'i(  IumhI  mit  der  mit  <iom  Anerbenrecht  unlösbar 
verknüptlen  folmMisohwert^k  A  bt'in  düng  spt  licht,  welche  dem 
Anerben  gegenüber  den  miterbberechtiLrt»'n  Geschwistern  rddie^it. 
In  reichen,  mit  sonstigem  Kapitalbesitz  ausgestatteten  Familien 
mag  diese  Frage  eine  nennenswerthe  Holle  nicht  spielen;  auch  da 
nicht«  wo,  wie  in  den  hOchstgesteUten  Klassen  des  Onmdbesitzes, 
ein  starkes  FamUieugefllhl  die  egoistischen  Forderungen  der  nicht 
zur  Gutsnachfolge  gelangenden  Geschwister  auf  volle  Abfindung 
zurficktreten  Iftsst;  eine  sehr  erhebliche  Bolle  aber  gerade  inner- 
halb der  bäuerlichen  Bevölkemng ,  wo  im  grossen  Durchschnitt 
weder  jene,  noch  diese  Voraussetzung  zutrifft  und  wo  desslialb  die 
Pflicht  der  Abfindung  eine  unter  Umständen  bL'ln\ er  lastende  Bürde 
fflr  den  Anerben  ^\  ird  '),  Erfordert  mehr  und  mehr  ein  auf  Krf  'lg 
rechnender  landwirüischaftlirlier  Betrieb  ein  ausreichendes  Betriebs- 
kapital, so  ist  eine  niclit  seltene  Erscheinung  in  den  Gebieten  des 
Anerbemrechts,  dass  die  ihm  unterstehenden  Anwesen  vielfach  sehr 
ungenUgend  mit  solchem  ausgestattet  sind  und  eben  desshalb  nicht 


theflBberechtigun^ou  oder  doch  so,  dass  die  Pflichttheilsberechtigaiigeii  stehen  bifftei, 
aber  der  Theil  der  Fliiit«  rlassensi  hntt,  iibf  r  s  olchen  der  Erblasser  frei  verfupen  kuBi 
ab  intestato  aa  deu  Uutserbeu  kuiiiiueu  soll  —  ist  schon  Helfcrich  1864  va.  ^ 
O.,  S.  153  ff.)  eingetreten.  „Es  zwingt  den  Vater,  nicht  weichlich  und  schlaff  dit 
Dinge  gehen  zu  lassen,  soiuhrn  macht  ihn  verantwortlich  für  die  Zukunft  seiner 
Familie,  steigert  das  Ge^ihl  für  sv'uw  Autorität  und  stin»' Pflicht'*  (a.  a,  O..  S.  UH  . 
Man  kann  die  „wahrhaft  heilende  Kraif  dieser  Uesetzgebnng  im  Gmnd&au  ein- 
läiixBeo,  ohne  desshalb  tkih  mr  bedingungsloMB  AatikeiiiitaiiM  der  Kodmnaidlp- 
keit  «  ini  r  solchen  A]ierbeiirr(  lit.sordnitng  unter  allen  TerbättniMen  zu  verstehen. 
—  nti'  sind  Ansichten  dieser  Ar*  sehr  vereinzelt  geworden.  Sclb'>t  (Herk»' 
meint  [ii.  a.  0.,  8.  415  ff.),  auch  „bei  dem  Vorbehalt  beliebiger  testamentarijiclieT 
oder  vertrafifsmäsBiger  Abändemn^  wird  die  gesetsUcbe  Erbfolge  in  Landgüter  nicht 
in  ganz  Dciif srhland  im  Sinne  einer  deutsch-rechtlicluii  Sondcrerbfolge  geregell 
werden  dürtVii.  lUim  is  pifbt  Gegenden,  in  welchen  unter  dem  EinUtiSN  ron 
Stammesneiguugeu  einer-  und  äusserer  Verhältnissen  aiiUererseits  die  Unterv^eriuug 
des  Grundbesitaset  unter  das  gemeine  und  gleiche  Erbrecht  so  eingelebt  ist  nnd  hitber 
so  irenig  als  nachthcilig  empfunden  wird,  dass  die  Einfinininjr  eiiie>  entcr»*jr»^Tige- 
setxten  Becht^rincips  eine  unu  öthlge  Vergewaltigung  des  Kechtsbewussi- 
■eins  w&re  .  Dabei  tritt  allerdings  Gierke  mit  Entschiedenheit  dafür  ein,  da&s 
das  Institoi  des  Anerbenrechts  auch  reicbsrechtlicb  (nicht  bloss  landesrecMHcb) 
in  dem  nenen  bürgerlichen  Gesetzbuch  anzuerkennen  sei. 

')  Wenn  v.  i^tcin  sap-t  (Drei  Frafren  des  nnuidbo^itzes.  S.  IflO' :  -Der  Besitzer 
einer  Familienschuld  wird  solche  in  seinem  gauüeu  Leben  regelmassig  nicht  ab- 
lablen  können  und  xwar  um  so  weniger,  je  strenger  die  Antheile  nach  den  strengen 

Kapitalsprinrip  „peniadit"  sind  .  .  .  die  Schuld  oder  doch  ein  wesentlicher  Theil 
derselben  bleibt  daher  anf  der  Hufe  und  wird  den  Besitzer  überleben",  so  ist  srwar 
bier  dto  Farbe  etwas  stark  aufgetragen,  aber  die  Gefahr  der  FaniiUeuer6s<huld  doch 
richtig  betont. 
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mit  dorn  durch  die  Verhältnisse  bedingten  Iniensitätsgrade  um- 
getriehen  werden;  und  dasB  die  kärgliche  Bente,  welche  ein  in  unzu- 
reichender Weise  mit  Vieh,  Maschinen,  Werkzeugen  etc.  ausgerftsteter 
Betrieb  liefert,  die  flbemommene  Abfindungsschuld  erst  recht  zu 
einer  bedrohlichen  gestaltet.  Wird  nun  der  Mangel  an  Betriebs- 
kapital uud  die  Fesselung  der  Betriebsoiiergie  durch  eine  erht'b- 
licho  Schnldenlaiit  da  wenisrer  fühlbar,  wo  die  natflrliclien  Ver- 
haltnisbe  /ai  «'iiicr  mohr  «'xttnisivcn  Wirtlischaftsweis»'  iiötliiüiMi,  und 
versetzt  anderseits  ji'inT  Mangel  in  Gegend imi  mit  intensiver  Boden- 
cultur  den  Wirthschafter  leicht  in  eine  unhaltbare  Lage,  so  führt 
eben  auch  diese  Betrachtung  wieder  zu  dem  £rgebniss,  dass  ein 
Anerbenrecht  eine  um  so  gefahrrollere  Bechtsinstitution  wird,  je 
vorgeschrittener  die  Bodentechnik  ist,  je  höher  desshalb  die  Er- 
trägnisse, aber  auch  die  Bodenpreise  sind,  eine  je  beträchtlichere 
Hohe  desshalb  die  zu  zahlenden  Abfindungssummen  erreichen  und 
je  weniger  daher  ein  von  voiii(>herein  mit  Schulden  })olastoter 
W"irth  don  nothwpndi!::ni  Intensität^^rad  der  Wirthschaft  pinzuhalten 
und  dif  ül»t'inoiimieii<:'n  vSchuldveri)flichtun<ron  in  absehbarer  Zeit 
zu  tilgen  im  Stande  ist.  Aehnliche  ErwüLiunicen ,  welche  im  ge- 
gebenen Fall  die  Pachtung  eines  Guts  relativ  vortheilhafter  als 
den  Kauf  erscheinen  lassen  (S.  164),  kOnnen  und  werden  häufig  fülr 
die  Auftheilung  eines  Guts  unter  mehrere  Erben  statt;  für  dessen 
Erhaltung  in  eine  Hand  sprechen.  Unter  allen  Umständen  heischt 
das  Anerbenrecht  von  den  Eltern  ein  hohes  Maass  von  Fflicht- 
ireffthl  und  Selbstverleuj^nung,  vermöge  dessen  sie  gewillt  sind, 
einen  Theil  der  Jahreseinuahmen  als  Rücklage  für  eine  dereinstige 
Abtiiidung  der  Geschwister  des  AiierVu'ii  —  etwa  in  Form  der 
L  e  b  e  n  s  -  0  d  e  r  A  u  s  8 1  a  tt u  n  g  s  V  e  r  s  i  c  h  e r  u  n  ir .  vpfl.  Kap.  \  1  i  — 
einzusparen;  aber  selbst  die  Möglichkeit  dieser  jährlichen  Ein- 
sparung setzt  jedenfalls  auch  eine  crc wisse  Gleichmässigkeit  und 
Stetigkeit  der  allgemeinen  Wirthschaftslage  voraus  (Wichtigkeit 
einer  maassvollen  Zollpolitik  fUr  die  Gebiete  des  Auerben- 
rechts), und  der  Erfolg  der  Einsparung  h&ngt  desshalb,  theilweise 
wenigstens,  von  Faetoren  ab,  die  ausserhalb  der  Machtsphäre  des 
Einzelnen  liegen.  Aber  auch  wenn  die  allgemeinen  Voraussetzungen 
für  die  Möglichkeit  solcher  Einsparung  günstig  liegen,  bleibt  immer 
noch  die  Thatsaehe  bestehen,  dass  der  Zug  der  Zeit,  das  wachsende 
Gefühl  der  Gleichberechtigung  Aller  vor  dem  Gesetz  die  Aus- 
einandersetzung des  Anerben  mit  seineu  Geschwistern  immer 
schwieriger  zu  gestalten  droht    Und  wenn  nun  allerdiugä  die 
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genflg6Dde  Kothwendlgkeit  eines  besonderen  Anerbenrechts  gerade 
dessbalb  anzuerkennen  ist,  weil  es  die  Möglichkeit  bietet,  hin- 
sichtlich der  Erbesauseinandersetzung  an  Stelle  der  Willkfihr  feste, 

der  Billigkeit  entsprechende  Normen  zu  setzen,  die  den  Anerben 
gegen  die  egoistischen  Anwan<lUiüg»Mi  der  Miterbberechtigten 
einigermaasson  schlitzen  sollen,  so  folgt  (luiaus  doch  noch  nicht 
auch  die  N«>thwendii;keit  o'uwr  V«'rallgemeineruiig  der^  Iii>titnts; 
ist  insbesondere  uiclit  zuzugeben,  dass  die  Ahstossung  von  Gut?- 
werthen  an  die  Geschwister  (in  der  Form  der  Oeldabfindung) 
durchweg  eine  bessere  Einrichtung  sein  sollte,  als  die  Abstossung 
Ton  naturalen  Gutsbestandtheilen;  oder  dass  eine  Erbrecht,  welches 
die  Anwesen  zwar  Terkleinert,  aber  auch  die  Theilanwesen  nicht 
mit  Erbscbaftsschulden  belastet,  unter  allen  Umständen  eine 
80  viel  nachtheiligere  Einrichtung  sein  sollte,  als  ein  solches, 
welches  die  Pläclieneiaheit  nur  rein  äusserlich  unangetastet  lässt, 
in  Wirklichkeit  aber  die  Wertheiuhtit  des  Guts  für  den  über* 
nehmenden  Erben  uin  *'b«Misoviel  jremindert  hat.  Keine  auch  ilie 
scharfsinnigste  Gestaltung  der  Abtindungsnormen  im  Gebiet  des 
AntTl)enrecht8  vermag  die  in  der  Natur  des  Rechtsinstituts  be- 
gründete Eolge  zu  bes(  itii^on,  dass  die  ungeth eilte  Erhaltung  eines 
Bauernguts  entweder  mit  Hintansetzung  wohlberechtigter  Interessen 
der  Geschwister  oder  mit  mehr  oder  minder  schwerer  Gefährdung 
der  Interessen  des  Ghitsübemehmers  erkauft  werden  muss.  Und 
wenn  man  aus  dem  Hinweis  auf  den  langen  Bestand  des  Anerben- 
rechts  in  älterer  Zeit  die  Möglichkeit  der  Wiederbelebung  des 
Instituts  auch  in  der  Gegenwart  als  Regel  ableitet,  so  wird  doch 
wohl  nicht  genügend  mit  der  Thatsache  g<Technet.  dass  wir  heut- 
zutage nicht  mehr  jene  patriarchalischen  Verh  i Ii nisse  haln'u.  unter 
denen  die  Geschwister  des  Anerben  sich  damit  zufrieden  gaben« 
in  der  bescheidenen  Stellung  Ton  Knechten  und  Mägden  auf  deren 
Pamiliengut  th&tig  zu  sein  und  ein  Weiteres  nicht  beanspruchten^); 
dass  heutzutage  keine  Gesetzgebung  es  wird  unternehmen  wollen, 
im  Interesse  des  Anerben  die  Erbantheile  der  Geschwister  auf  ein 
ganz  kümmerliches  Maass  herabzudrficken ;  und  dass  wir  endlich 
jenem  Zustand  der  Naturalwirthschaft  längst  entrückt  sind,  der 
nahezu  alle  Beduriiuböe  des  Wirths  aus  der  Gutswirthschaft  zu 


*)  Wie  al)«'r  s<  lbgt  in  finiluTor  ZHt  die  '^»•^f^hmster  doch  auch  ^erne  «U!»'»erha!b 
des  Hofs  Bich  vordiiigteu  uud  desshalb  die  Luude^igesetzgebung  den  Wegxug  ud» 
AuRwanderuug")  von  der  Zuaümmnng  der  BehSrde  abhängig  maclite,  siehe  GolheU, 
WiithMhafiflgeichichte  des  Sehwmwaldes.  1682,  Bd.  I«  S.  SOS* 
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decken  gestattete,  die  mässigsten  Ansprache  an  die  Steuerkrafb 
der  Grundbesitzer  gegendber  Staat  und  Gemeinde  im  Yeigleieh 
zur  Gegenwart  stellte  und  ein  CreditbedHrfiiiss,  mindestens  zu  Be- 
triebszwecken,  nicht  oder  doch  nur  ausnahmsweise  hervortreten 
liesB.  — 

Aus  den  vorstehenden  Sätzen  im  Zusammenhalt  mit  den  iiiiher 
entwickelten  allcremeinenBetrachtunc:en(S.43-i  lF.)iHt  daher  zu  folgern, 
dass  ein  Bodfirtniss,  das  bäuerliche  Erbrecht  auf  der  jirincipalen 
Ordnung  den  Anerbenrechts  aufzubauen,  nicht  anerkannt  werden 
kann,  ja  dass  schwerwiegende  priTat-,  volkswirthschaffcliche  und 
socialpolitische  Momente  gegen  eine  solche  Ordnung  sprechen; 
dass  eine  Änerbenrechtsordnung  Tielmehr  neben  dem  gemeinen 
Erbrecht  einheigehen,  beide  Bechtsordnungen  also  in  ihrem  Gel- 
tungsgebiet auf  bestimmte,  fülr  das  betreffende  Erbrecht  besonders 
sich  eignende  Gegenden  eingeschränkt  bleiben  sollen;  m.  a.  W. 
dass  der  oft  betonte  Grundsatz  der  Individualisirung  der  (lesetz- 
gebung  auch  hier  zu  beachten,  und  jede  Schematisirung  im  Hinltiick 
auf  die  uiuMidiiche  Mamiiclifaltiiikeit  der  Daseinsbedingungeu  der 
Bodeubewirthschaftung  zu  vermeiden  ist,  wenn  anders  die  Gesetz- 
gebnncr  vor  der  Gefahr  behütet  werden  soll,  ein  todter  Buchstabe 
zu  bleiben  oder  aber  in  unlösbare  Widerspräche  mit  den  thats&ch- 
liehen  Verhältnissen  zu  gerathen.  Auch  in  dieser  Beschränkung 
bleibt  das  natfirliche  Anwendungsgebiet  des  Anerbenrechts  (und  zwar 
am  besten  in  der  Form  des  gesetzlichen  Intestatanerbenrechts,  nicht 
in  derjenigen  des  Systems  der  Höferolle  —  siehe  die  ff.  §g)  noch  ein 
weit  ausgedehntes.    Ihm  fallen  vor  Allem  die  Wald-  und  Gebirgs- 
gegenden zu   (auch  im  südlichen  Europa),  in  denen  nicht  etwa 
gesetzliche  üntlieilbarkeit  mit  Zwangsanerbenreclit  bereits  Rech- 
tens ist  oder  eiugefühn  w(Tden  sollte;  nicht  minder  die  Gegenden 
mit  ausgesprochener  Feldgras-  sowie  diejenigen  mit  ausgespro- 
chener Xömerwirthschaft,  in  denen  die  Wirthschaftsfläche  „schon 
einen  nennenswerthen  Umfang  haben  muss,  wenn  sie  den  Wirth 
soll  ernähren  und  beschäftigen  können";  wohin  also  neben  den 
Kfistendistricten  ein  grosser  Theü  des  mittleren  und  nördlichen 
Deutsehland,  der  skandinavischen  Länder,  des  nördlichen  und  nord- 
westlichen Frankreich,  grosse  Theile  Oesterreichs  und  ein  gar  nicht 
kleines  Gebiet  selbst  von  Süddeutschland  zfihlt,  soweit  nämlich 
daselbst  nicht  die  hochwerthigen  Cnlturen  (Handelsgewächse,  Wein, 
Obfjt  otc.)  überwiegen  bezw.  nach  Boden  und  Klima  daselbst  ihren 
natürUchen  Standort  haben  (§  73  Ziff.  4,  §  75  Ziff.  2).   Wo  letztere 
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Voraussetzung  zutritft  oder  auch  da,  wo  eine  blühende  Industrie  gick 
angesiedelt  hat  und  reichliche  Gelegenheit  zu  Verdienst  auch  kleinen 
Wirihen  und  deren  Angehörigen  zu  versehaffen  Teimag  (wie  in  einem 
grossen  Theil  der  Bbeinebene  und  der  einmflndenden  Seitenth&lert 
in  dem  mittleren  und  südlichen  Frankreich,  in  den  firuchibaren 
Gegenden  Ton  Spanien,  Italien  etc.)  kann  dagegen  die  Freithdl- 
barkeit  in  der  Folge  unbedenklich  beibehalten  werden  und  «.s 
erscheint  lediglich  Ausfluss  doctrinärer  Gloichheitsniarlierei.  auch 
diesen  Liiinlorirebieteii  ein  Kr])r(H'ht  wieder  aut'drjiiicren  zu 
dessen  sie  sich  bereits  seit  Jahrhunderten  eutschlagen  haben*). 

§  83.  Die  rechtliche  Gestaltung  des  neuzeitlichen 

Anerbenrechts. 

Im  K  ilimeii  der  dieser  Darstolliinir  ir(^^?tellten  Aufirabe  kann 
es  sich  nur  darum  handeln,  einzelne  für  die  Ausgestaltung  des 
neuzeitlichen  Anerbenrechts  besonders  wichtige  Punkte  herauszu- 
heben imd  kritisch  zu  beleuchten.  In  dieser  Beziehung  ist  zu 
bemerken: 

1.  Das  Anerbenrecht  kann  entweder  so  gestaltet  sein,  dass  es 
kraft  Gesetzes  liberall  da  in  Ejaft  tritt,  wo  der  Erblasser  unter 
Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  nichts  Anderes  bestimmt  hat 

(directes  Tntestatanerbenrecht)  oder  dass  dessen  Anwon- 
duiiir  vi  ii  ( iiicni  ausdrflrklielien  Willensaot  de<?  Besitzers  abhängig 
bleilti  (indirectes  oder  f  ii  cul  ta  t  i  v  e  s  A  n  e  r  )>  e  ii  r  e  c  h  t);  das 
letztere  System  (auch  System  der  Höfe  rolle  genannt)  ist  in 
Preussen,  das  erstere  in  Braunschweig,  Schaumburg  -  Lippe  sowie 
in  Oesterreich  zur  Anwendung  gekommen.  Das  facultative  Anerben- 
recht Yermeidet  jeden  Zwang  und  enthebt  desshalb  der  Nothwendig- 
keit,  die  dem  Anerbenrecht  zu  unterwerfenden  Gegenden  und  die 

UebereinBtimmend  damit  meint  auch  v.  Minskowski  fa.  n.  .  S.  ^X^\ 
dasä  wo  in  dem  BecUtgbewiuistseiu  der  Bevölkerung  der  IndividuaLiümus  uud  du 
Oleiclilieitspfiticip  dnmal  eine  bedeutende  Rolle  gpielt,  die  Einf&hnmi^  det  Aoerbn- 
lechtfl  ab  Intestaterbrecht  -weder  möglich  noch  auch  wüuBchenswerth  ifl;  akkt 
mofrlich,  weil  eine  solclie  \»  ii'^  riüi  "-  ?iiclit  den  Intentionen  der  Erblasser  entspre- 
chen würde;  nicht  wünKchcubwerth,  weil,  wo  eine  weitgehende  .  .  .  Zerstückelong 
4es  BeeftM«  nm  sich  gegriffen  hat,  ein  Anerbenrecbt  kein  Mittel  der  AbUlfe  Meitt, 
da  es  eine  krankhafte  Besitavertheilung  nicht  zu  conserviren,  sondern  abzuändern 
gilt.  V.  Miaskowski  will  danach  mir  im  Norden  und  Osten  von  Deutschland  das 
Anerbenret.  Ii t  /.ur  gcüeulicheu  Kegel  der  intestaterbfolga  für  den  land-  und  forst- 
wirthschafttichen  GrnndbeRits  gemacht  Wimen,  filr  den  fibri|ren  Theil  'von  Deviwb' 
land  aber  fSüden,  Südwe^lcii.  Tlioilt>  des  mittli  reu  'Dt'Ufsrhlands'i  don  Orundbosit/rm 
nur  die  Freiheit  gewalirt  wissen,  ihren  liruudbesitz  durch  einen  persönlichen  Ati 
(Eintrag  iu  die  Htiferolle)  dem  Anerbeurecht  zu  unterstellen.  ',^Ebend4 
S.  308  fr.)  —  Siehe  such  die  dtirte  Amummg  von  Gierka  auf  8.  449. 
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den  Gegenstand  desselben  bildenden  Güter  nfther  zu  bezeicdiuen  und 
mag  da  empfehlenswerth  sein,  wo  stark  untermischt  die  beiden 
Systeme  der  Individualsuccession  und  der  Freitheilbarkeit  neben- 
einander Torkommen,  eine  rftumlicbe  Abgrenzung  des  Geltungsgebiets 
der  beiderseitigen  Arten  der  Intestaterbfolge  also  schwierig  wäre; 
man  dar!"  aber  weil  seine  Anweiuiimg  der  wirtljsrhaftliclien  Einsicht 
der  Betheiligten  ausschliesslich  überlassen  ist,  und  weil  der  Eintrag 
in  di»>  HoferoUc  nicht  bloss  nur  aus  Lässigkeit  oder  Einsichts- 
losigkeit  der  Besitzer  unterbleibt,  sondern  auch  desshalb,  weil 
dieser  nicht  selten  mit  dem  Widerstand  der  nächsten  Angehörigen 
zu  kämpfen  hat  und  UnMeden  in  der  Familie  femgehalten  zu  sehen 
wünscht,  wohl  einige  Zweifel  hegen,  ob  die  Wahl  des  Systems  des 
facultativen  Anerbenrechts  eine  ganz  glückliche  war  und  ob  die 
auf  diese  Gesetzgebung  gesetzten  Erwartungen  auch  wirklich  in 
Erfüllung  gehen  werden.  Der  Einführung  dieser  abgeschwächtesten 
Art  von  Anerbenrecht  in  den  Ländern  der  Freitheilbarkoit  sind 
zwar  gnindsätzliche  Bedenkon  nicht  entgegenzustellen,  man  wird 
sieh  aber  kaum  verhehlen  dürfen,  dass  dieselbe  im  Wesentlichen 
„ein  Schlag  ins  Wasser"  würe,  und  es  ist  doch  mindestens  aus 
den  oft  angeführten  Gründen  zweifelhaft,  ob  es  Aufgabe  der  Staats- 
regierung sein  kann  und  darf,  lediglich  eines  schünen  Princips  halber 
die  Gesetzgebungsmaschine  in  Thfttigkeit  zu  setzen.  Erachtet 
man  die  ungetheilte  Erhaltung  der  Bauerngüter  als  ein  wirk- 
liches Bedürfhiss,  so  sollte  man  sich  auch  nicht  scheuen,  das 
richtige  Mittel  zur  Erreichung  des  Ziels  zu  wälilen.  d.  h.  die  In- 
testaianerbenfolge  als  von  Bechtswegen  wirksam,  sei  es  für  ein 
grösseres  oder  ein  kleineres  abgegrenztes  Gebiet  vorzuschreiben. 
Wo  eine  solche  Abgren/.ung  besonders  schwierig  ist,  könnte  viel- 
leicht der  auch  auf  anderen  Gebieten  der  Landesculturgesetzgebung 
gebräuchliche  Weg  eingeschlagen  werden,  die  Einführung  des  In- 
testatanerbenrechts  von  einem  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde 
unterliegenden  Mehrheitsbeschluss  der  Grundbesitzer  abhängig  zu 
machen,  wobei  aber  die  Aufhebung  eines  solchen  Beschlusses  an  be- 
sonders erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen  wftre ;  oder  aber  es 
könnte  neben  dem  Svstem  des  auf  Güter  bestimmter  Grösse  be- 
schränkten  directen  Intestatanerbonrechts  zugleich  das  System  der 
H'derolle  für  die  anderen  landwirthschaftlichen  Anwesen  zur  Ein- 
führung gelangen^). 

*)  Für  gleldutdiige  ZnlaMong  beider  Arten  des  Anerbenredite  —  des 
QjiteiBi  des  directon  Intestatoiierbenreclits  und  der  HdÜBHiUe  ^  siiid  maakowiki 
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2,  Objecte  des  Anerbenrecbts.  Im  System  der  HöferoUe 
bedarf  es,  wie  erwäbnt,  einer  näheren  gesetzlichen  Bestimmung  der 
dem  Anerbenrecht  unterworfenenAnwesen  an  sieh  nicht,  obwohl  man 
vereinzelt  nach  unten  eine  Grenze  gezogen,  also  die  kleinsten  Gttter 

ausgeschlossen  hat  (so  in  Westphalen,  Brandenburg,  Schlesien,  Bre- 
men), aiitin  iTseits  auch  die  crrössten  Güter  (Rittergüter)  für  eintra- 
gungsfäliig  erklärt  liat.  Im  SvHtem  des  directen Tntestiitanerbenroohts 
ist  da2:P<r<*ii  (Hih*  'jcnauo  Bezeichnung  derjenigen  Güter,  aiit"  die  e» 
Anwendung  tinden  soll,  nicht  zu  umgehen,  da  doch  nur  der  Zu- 
sammenhalt der  selbstständigen  landwirthBchaftlichen  Anwesen  ver- 
ständigerweise  erzwungen  werden  kann,  nicht  auch  der  sonstigeiu 
kleinen,  unselbstständigen  Grundstellen  (Tagelöhner*  und  Gewerbe* 
gfiter).  Dem  Gesetzgeber  wird  damit  freilich  eine  besonden 
schwierige  Aufgabe  gestellt  und  es  wird  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Boden-  und  Elimaverhältnisse.  die  die  Grössenverhält- 
nisse  der  Güter  beeinflussen,  dieser  l'uiiki  wiederum  nicht  einlieit- 
lieh,  schematisch  für  ein  grösseres  (  Jehiot,  sondern  nur  proviniiell 
oder  für  noch  kleinere  Gehietstheile  \nrklich  zweckmässicr  ge- 
ordnet werden  können  (in  Gesteneidi  ist  diese  Norminmg  den 
einzelnen  Kronlftndem  flberlassen). 

3.  Die  Erbfolgeordnung  ist  in  den  neueren  Anerbenreehts- 
gesetzen  meist  so  gestaltet^  dass  der  Besitzer  in  der  Wahl  des 

Anerben  unter  den  zur  Gutsnachfolge  überhaupt  Berufenen  freie 

Wahl  liat  und  nur  für  den  Fall,  dass  eine  Bestimmung  des  Guts- 


(a.  a.  0.,  S.  471);  Uicrke  in  Schmoller's  Jahrb.,  Bd.  XII,  S.  416,  und  Farchet 
ebenda,  Bd.  Xm,  S.  1319.  Letzterer  dfirfte  die  Yorafige  der  .gewillkttrlen  Erb> 

folge"  vor  dem  Intestataiu  i benrecht  doch  etwas  Stark  überschätzen  nnd  sa  weirff 
mit  der  Schwerfälligkeit  des  Baiiemstandes  neuen  Rechtsiustitntionen  gegenüber 
rechnen.  Gegen  das  Syst&m  der  iiöfcrolle  Hiquol  auf  der  Versammlung  d^Y.  LS^ 
188S,  der  übri^ns,  wie  bier  angelftbii  scob  mag,  ein  Anerbeareebi  f,da8  Fimdttiieat 
ftller  MfiiissiialniiiTi  zur  Erhaltunjr  Miltonx'sitzes"  nannte.  Bürstenbinder  — 
Braimscliwt'i;;  —  im  «Icut^chen  Landu  irthschat'tsrath  1HK<)  (Archiv  S.  129)  hob  hervor, 
dasäi,  WL'uu  auch  der  Vater  Welleicht  den  VV'uuscIi  liabe,  den  Hof  iu  die  Uöferolle 
eintragen  za  lassen,  die  Mntter  sehr  hftallg  Widentaad  leisten  werde,  weü  diM» 
kein  Kind  in  irgend  einer  Weise  bevorzugt  sehen  ^vi^  nnd  dass  dt's>hall)  das  in 
Brannschweig  adupürto  System  des  gesetzlichen  lutestatanerbenreehtt  den 
Vorzug  verdiene.  —  Wenn  in  Hanttover  alsbald  nach  Erlassnni^  des  Hdferechts  über 
807o  a11c>*  Ciüter  eingetragen  worden  sind,  so  mag  dl  ^  ^  »hl  darauf  zurückzuführen 
8cin,  dass  l>is  vi  r  Knr7fin  dort  nnrli  die  strengt*  (icscIilossiMilH'it  d^r  altfn'n  ZHt 
bestand,  die  Bevölkerung  sich  also  einem  fremdartigen  ilecht  keiucsweigs  gegen* 
fiber  be&ad.  Dage^'cn  ist  selbst  in  Westphalen  nnr  ein  sehr  niisigw  Oebnwdi 
Ton  dem  Eintragsrecht  gemacht  worden:  bis  1886  nnr  700  Kiatrag^gen,  and  „das 
muHs  ein  Finskn  dos  (Tosctzes  genannt  werden"  (Freih.  v.  Hövel  ebenda,  S.  141). 
Bis  zum  i:>chluHs  des  Jahres  1891  sind  iu  ganz  Preussen  t>8 158  Landgüter  zur 
HdferoUe  eingetragen  worden,  danmter  allein  i&  HMinoTer  65678;  die  jünrtndnag 
des  Gasetns  in  den  andeten  Provinnen  ist  also  bis  jetst  dne  Teiscbwindenda. 
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nacbfolgers  nicht  erfolgt  ist,  die  im  Gesetz  festgestellte  Successions- 
ordDung  Platz  greift;  wobei  diese  entweder  nur  auf  die  Deseen- 
denten  oder,  wolil  zweckmässiger,  weil  den  Erfolg  des  Gesetzes 
in  h($herem  Maasse  sicher  stellend,  auch  auf  die  Ascendenten  und 

Geschwister  bezw.  deren  Nachkommen  aiisgcMlelint  sein  kann  und 
\iolfach  aiu'li  dem  fiberlebpinleii  Ehegatten  ein  Siiccessionsreeht 
oder  docli  eine  Sitznerechti^keit  (Baden)  eingeräumt  ist  und  im 
Febrigen  die  Erbberechtigten  weiblichen  Gesciilechts  zwar  nicht 
gänzlich  ausgeschlossen  werden,  aber  doch  in  der  Regel  den  in 
gleichem  Grade  verwandten  Erben  männlichen  Geschlechts  nach- 
stehen; uneheliche  Kinder  aber  entweder  überhaupt  nicht  suecessions- 
berechtigt  sind  oder  doch  erst  nach  den  ehelichen  zur  Erbfolge 
berufen  sind.  Die  Frage,  ob  innerhalb  der  männlichen  bezw.  weib- 
lichen Beseendenten  des  gleichen  Grades  das  Majorat  oder  das 
Miuorat  den  VorzAig  verdiene,  ist  immer  noch  sehr  bestritten  mid  es 
weist  in  dieser  Hinsicht  das  geltende  Recht  wenig Uebercinstimmung 
aui.  Den  ältesten  Sohn  zum  Gutserben  zu  liestimnuMi,  ist  an  mcIi 
wohl  das  Natürlichere  und  der  Stellung,  die  dieser  in  der  Eamilie 
einnimmt,  entsprechend,  es  führt  aber  das  Majorat  leicht  zu  vor- 
zeitigen Gutsübergaben  mit  allen  den  die  Gutsübergabe  Verträge 
begleitenden  üebelständen  (hohe  und  langewährende  Leibgedings- 
lasten,  wachsende  Entfremdung  zwischen  Eltern  und  Kind  etc.). 
Bei  dem  Minorat  wird  dieses  Termieden  und  auch  die  Abfindung 
der  Geschwister  ordnet  sich  meist  einfacher  und  glatter,  weil  hier 
die  Eltern  für  die  Ausbildung  und  Versorgung  der  älteren  Ge- 
Fchwister  zu  sorgen  besonderen  Anlass  haben  und  daher  diese 
ge^v  i-hiiiicli  in  mehr  oder  minder  gesicherten  Lebensstellungen  zur 
Zeit  des  Gutsantritts  durch  den  Anerben  sich  schon  befinden'); 
als  ein  Nachtheil  des  Minorats  ist  es  aber  zu  erachten,  dass  über 
die  Person  des  Anerben  Ungewissheit  herrscht,  mit  der  Geburt 
eines  neuen  Sohnes  leicht  Hofläiungen  und  Erwartungen  der  voran- 
gehenden Kinder  zerstört  werden,  was  ffir  den  Eamilienfrieden 
misslich  ist  und  dass  nicht  selten  längere  Zeit  vormundschaftliche 
Terwaltung  des  Guts  nOtbig  fällt  (Interimswirthschaft),  in  allen 
jenen  Fällen  nämlich,  wo  der  Altersunterschied  zwischen  Eltern 
und  dem  Jüngsten  Sohne  ein  sehr  grosser  ist,  was  nicht  immer 
zum  Vortheil  des  Gutes  ausschlagen  wird.  Im  Allgemeinen  ist  zu 
beachten,  dass  die  Bevölkerung,  wo  das  Minorat  eingebürgert  ist, 

^J)§&  jüugste  Kind  erbt,  damit  die  ftlteren  ans  dem  Neste  sindt  wenn  der 
Erbe  wieder  brftlen         (J.  Moser). 
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sehr  zähe  an  dieser  Bechtseümehtimg  fest  hält,  und  die  Gedetz- 
gebiing  wird  daher,  da  keinem  der  beiderseitigen  Systeme  ent- 
schiedene Vorztlge  anhaften,  wohl  daran  thun,  der  herrschenden 
Sitte  Rechnung  zu  tragen  (in  Oldenbuxg  und  Westphalen  ist  neben 
dem  Majorat  auch  das  Minorat  zugelassen,  in  den  anderen  Anerben« 
rcchtspfesetzen  gilt  das  Majorat;  in  Bayern  nach  dem  Edict  von 
das  Minorat  lünsichtlich  der  SOiine,  ddü  Majorat  hinsichtlich  der 
Töchter  Rechtens)  M- 

4.  Der  wicliLiiisi»»,  a])or  auch  schwierigste  liruiid  in  der  Ge- 
staltung des  AnerlMMiroclits  bleibt  die  Festsetzun g  des  Ueber- 
nahms Werths  (der  Gutstaxe),  zu  dem  der  Anerbe  behufs 
der  Auseinandersetzung  mit  den  Miterben  die  Gutsnachfolge  anzu- 
treten hat,  weil  eben  hier  die  zwei  sich  widerstreitenden  Interessen: 
einmal  des  Anerben  an  einer  mässigen  Taxe,  um  im  Besitz  des  Guts 
sich  behaupten  zu  kennen;  und  sodann  das  Interesse  der  Geschwister 
au  einer  möglichst  gerechten  Abfindung  bezw.  Fernhaltung  unbilliger 
Verkürzungen  schroff  sich  gegi'iiuberstehen.  Je  mehr  das  Gloich- 
heitsgefühl  erstarkt  und  die  egoistischen  Regungen  innerhalb  ih^^ 
bäuerlichen  Kreise  ,Lregeuüi>i*r  dorn  gemeinsamen  Famiii oniiit<*ress«^ 
die  '  Mx  rkand  gewinnen,  je  mehr  temer  das  Familienoberhaupt  schoA 
durch  die  gemeinrechtlichen  Erbtheilungsvorschriften  über  den 
Pfliohttheil  an  einer  Bevorzugung  das  Anerben  gehindert  ist,  um  so 
weniger  kann  im  System  der  freiwillig  geübten  Gutsflbeitngungen 
von  einem  angemessenen  Ausgleich  zwischen  obigen  Interessen  die 
Bede  sein,  um  so  nöthiger  erweist  sich  die  Regelung  dieser  Term5- 
gensrechtlichen  Beziehungen  des  Anerben  zu  den  Geschwistern  durch 
eine  besondere  Gesetzgebung,  d.  h.  durcli  ein  Anerbonrecht.  wenn 
nlterhaiipt  der  Yortheil  der  lndi\  idualsuccessiou  uicht  in  <la.^  Lrerade 
Gegenthcil  unvschlagen  soll.  Mohr  als  auf  anderen  Gebieten  haben 
die  Kechtsgrundsätze  des  gemeinen  (römischen)  Rechts  in  Bezug  auf 
die  Vererbung  der  Bauerngüter  nacbtheilig  gewirkt,  nicht  bloss,  wdl 
sie  ohne  Bücksicht  auf  die  Natur  des  land-  und  frostwirtbscliafilit  h 
benutzten  Grund  und  Bodens  und  seine  Belastungsföhigkeit  mit 

 n 

*)  Au  iler  Entstehuiifr  der  uralttni  SiHc  des  ^fiTiorats  bei  Yererbun;:  V'ri 
BauernguUim  mag  i^vergl.  Mayer  in  den  Had.  Blattern  für  Justiz  uud  VerwaltuBg, 
1842,  II.  Bd.,  S.  571  ff.)  ausser  der  Absicht,  nicht  zu  allzu  voraeiti^n  Gntsüb«^ 
gilben  ;j:(  <lriin^  zu  werden,  auch  der  Wunsch  grossen  Antheil  gehabt  haben,  vaier 
der  Herrschaft  dt-r  putfibäiierlicbi'n  VcrliiUtnisso  die  Entrichtnn«^  der  bei  jeder  B«iti- 
veräuderung  entMieudeu  Qutsabgaben  so  lange  als  müglick  hiiuuiisaicfaieb«» 
und  der  wdtere:  dem  ttberlebeiideii  Ehegatten  Gelegaaheit  sa  vendialEBD,  ^cii  n 
zweiten  Male  zu  verelbeUeheu  und  noch  geranne  Mi  mit  einem  sweiteo  Ehegatf 
auf  dem  Gute  forthaasen  cu  können* 
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Erbflchulden  (Gleichstellungsgeldem)  das  gleiche  Maass  der  Erb- 
ansprfiche  für  alle  dem  Erblasser  gleich  nahe  stehenden  Erben  in 

strengster  Weis«  /uin  Ausdruck  brachten  (inshesoudüre  auch  (huch 
weitgehende  Beschränkung  der  Testirfreiheit  durch  das  Pflicht- 
thoilsrecht).  sondern  und  vor  Allem  aueli  desslialh.  weil  nacli  diesen 
Grundsätzen  der  Immobiliarnachlass,  wie  die  fahrende  Habe  auch, 
lediglich  nach  seinem  augenblicklichen  Verkehrswerth  in  An- 
reehttung  zu  bringen  ist,  also,  ohne  Bücksicht  auf  den  durch  die 
Art  der  üblichen  Bewirthschaftung  sich  ergebenden  mitbleren  Werth 
(Ertragawerth),  und  daher  die  zufftlligen,  den  Werth  beein- 
flussenden Conjuncturen  des  Tags  für  die  Abschfttzung  des 
Guts  zum  maassgebenden  Factor  erhoben  werden.  Weil  nun  in  dem 
Maasse,  als  die  Bevölkerung  wächst,  auch  der  Verkehrswerth  (Tausch- 
werth) des  Gmnd  und  Bodens  ebenfalls  zu  steigen  ptlegt,  selbst 
wenn  sein  innerer,  durch  die  Erträgnisse,  die  ihm  abfi  ewonnen  werden 
können,  sich  bestimmender  Werth  { Ertrags wertli)  eine  Aenderung 
nicht  erleidet,  so  könnte  die  stricte  Anwendung  der  gemeinrechtlichen 
Grundsätze  im  Laufe  der  Zeit  zu  immer  höherer  Belastung  des 
Anerben  führen  und  dessen  Lage  mit  jedem  Erbgang  zu  einer 
Kunehmend  ungünstigeren  gestalten;  wachsende  Verschuldung  der 
nach  der  Indiyidualsuccession  yererbenden  landwirthschafUichen 
Anwesen  und  häufige  Zusammenbrüche  ihrer  Besitzer  oder  aber 
Verzicht  des  Anerben  auf  den  Antritt  des  Guts  und  Ueborgang 
des  letzteren  in  dritte  HSnde  wären  die  unausbleibliclieii  Folq;on*). 

5.  Wie  daher  das  Fidoiconunissrecht  die  Erbansprüche  <ier  Ge- 
schwister des  Fideicommissnachfolgers  auf  mässige  Abfindungen 
(Apanagen)  einschränkt,  so  hat  auch  das  ältere  bäuerliche  Anerben- 
recht dem  Anerben  sehr  weitgehende  Vergünstigungen  gegen- 
über den  Geschwistern  eingerftumt  und  durchgehends  die  Gutsüber- 
nähme  zu  einer  ennässigten  Taxe  (kindlicher  Anschlag, 
Tortheilsrecht)  vorgesehen  oder  den  Geschwistern  überhaupt 
nur  Alimentations-  und  Ausstattungsansprflche  eingeräumt,  damit, 
wie  ältere  Oesterr.  Gesetze  sagen,  der  Uebernehnier  auf  dem  Gut 
..wohl  hausen  könne".  Das  neuzeitliche  Anerbenrecht,  welches  mit 
defn  Geist  der  Zeit*'  rechnen  muss,  um  nicht  statt  eines  zu- 
friedenen Anerben  zahlreiche  missvergnügte  Elemente  zu  schallen, 
wird  jene  dem  älteren  Recht  eigenthümliche  weitgehende  Bevor- 
zugung des  Anerben  fallen  zu  lassen  und  sich  darauf  zu  beschränken 
haben,  durch  maassvoUe  Erweiterung  der  Testirireiheit  bezw.  maass- 

Vgl.  lüezu  die  gruudtitiuliclieu  Auütuliruugeii  iu  §  84. 
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Tolle  Ausgestaltung  (nicht  völlige  Aufhebung)  des  PflichtUieilsrechts 
(siehe  §  86  Ziff.l),  sowie  durch  soiglllltig  erwogene  Yorschiiften  tlber 
die  Abschätzung  des  Guts:  sei  es  nach  den  ad  hoc  ennittelten 

mittleren  Erträgiiis?!»'ii.  sei  es  nach  den  für  die  Zwecke  der  Steuererhe- 
bung festgestellten  AnscliläLren,  mit  oder  ohne  die  Eiiuaumunsr  eines 
besonderen  (ieni  Anerben  verM<>iVMMideu  „Voraus^*  (Präcipuum^) 
die  Lage  des  Anerben  zu  einer  erträglichen  zu  gestalten:  auch 
sollten  deni^f'lben  billige  Abzahlungsfristcn  i^ewährt  oder  bestinunt 
werden,  dass  die  eingetragenen  Schuldantheile  während  der  Minder- 
jährigkeit der  Geschwister  nicht  gektlndigt  werden  dfirfen  und 
solange  diese  Abfindungen  auf  dem  Gut  lasten,  auch  nicht  rerzmst 
zu  werden  brauchen.  Eine  Abfindung  ausschliesslich  in  Beuten 
(Tilgungsrenten),  wie  sie  Tereinzelt  befQrwortet  worden  ist*),  wflrde 
zwar  für  den  Anerben  die  günstig ste  Lösung  sein,  ist  aber  bisher 
nirgends  adoptirt  worden  und  wohl  mit  Recht,  da  den  Geschwistem 
mit  der  Rentenabfiiiil  tili  ir  sehr  häufig  nicht  gedientsten  wird  (wenn 
es  sich  um  die  Selbststündigmachung  in  irgend  einer  erwerbenden 
Thätigkeit  handelt)  und  da  der  dieser  Art  der  Abfindung  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  ebenso  gut  duich  den  Anerben  selber  mittelst 
Aufnahme  eines  Annuitfttendarleihens  oder  Abschluss  eines  Lebens- 
versicherungsTertrags,  um  daraus  die  Erbportionen  zu  bestreiten,  er- 
reicht werden  kann.  Tritt  mit  der  Erlassung  eines  Anerbenredita 
in  der  Ordnung  des  Pflichtstheilsrechts  eine  grundsätzliche  Aenderung 
nicht  ein,  so  muss,  damit  eine  Vergünstigung  des  Anerben  in 
der  vorbezeiclineten  Weise  Platz  greifen  kann,  bestimmt  werden, 
daüs  die  Pfliclittheilsberechnung  für  die  miterbenden  Geschwister 
auf  Grundlage  der  nach  den  besonderen  Normen  der  Anerb* mechts- 
gesetzgebung  zu  ermittelnden  Wertheinschätzung  des  Gut»  und 
wo  ein  Präcipuum  dem  Anerben  gewährt  ist,  nach  Abzug  des- 
selben, zu  erfolgen  habe;  und  dass  wegen  Verletzung  des  Pflichts- 
theils  solche  Verfügungen  des  Erblassers  nicht  angefochten  werden 
dHrfen,  durch  welche  die  Fälligkeit  der  Erbantheile  der  Kterbea 
bis  zu  deren  Grossjährigkeit,  bei  bestehender  Alimentationspflicht 
des  Anerben  ihnen  gegenüber  während  dieser  Zeit,  hinausgescho- 
ben wird. 

*i  "W'otui  S  (•  Tut  h  TU  a (•  Ii  cr-Zar r  M  in  'f;ruii(U'rl)rc'cht  im  Licfif  >  K»."iiteü- 
principa,  1871;  mciut,  dass  sobald  das  KapiUiiisaüouspriucip  der  ^'urschuldullg  xa 
Otrasten  des  Rentenprindpfl  avfgre^oben  werde,  es  einer  B<^^üiistigun^  des  Anerben 
nicht  mehr  li»»dürfc,  so  sind  doch  wohl  einigte  Fragezeichen  gt^utattet  ivgl.  ancb 
V.  Miaskowski,  II,  S.  2?fi  ff.).  Für  Ahfinflnn«r  in  Kapital  oder  Rente  nach 
freier  Wahl  des  Anerben  ist  Gierke,  a.  a.  U.,  S.  425  ff.,  llir  unbedingt«  Abfin- 
dung in  Rente  Jäger,  a.  tu  0.,  8.  268. 
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6.  Eine  gewisse  mfissige  Bevorzugung  des  Anerben,  selbst  wenn 
sie  dem  modernen  Gleichheitsgeftthl  an  sieh  nicht  gemäss  wäre, 
braucht  übrigens,  wie  v.  Miaskowski  mit  Recht  betont,  nicht 
einmal  mit  den  wahren  Interessen  der  miterbberechtigten  Ge- 
schwister im  Widerspruch  zu  stehen ;  denn  aiu  h  die  letzteren 
imlsson  es  als  einen  Vortlieil  anselien.  wenn  verhütet  wird,  dass  in 
Folge  zu  hoher  Einschätzung  und  einer  dadurch  herbeigeführten 
Nothlage  des  Anerben  das  Familiengut  nielit  behauptet  werden 
kann,  wobei  im  Fall  einer  Subhastation  des  Guts  ihre  £rbportionen 
möglicherweise  zum  Theil  verloren  gehen;  wie  denn  die  Mit- 
erben nur  bei  dauernder  Erhaltung  des  Familienbesitzes  in  Zeiten 
der  Noth  auf  dem  väterlichen  Gut  eine  Zufluchtsstätte  finden 
können.  „Es  erscheint  mitbin  die  Bevorzugung  des  Anerben  .... 
als  ein  Aequivalent  lur  die  PÜichteu,  die  mit  der  Uebernahme  eines 
Familienguts  verbunden  sind,  Pflichten,  die  nainentlich  den  noch 
nicht,  sowie  den  niclit  mehr  erwerbsfäliigen  Geschwistern  gegen- 
über zu  Tage  treten''*). 

V,  Miaskowski,  a.  a.  O.,  S.  286.  So  steht  auch  schon  für  List  eine 
gesetzlich  zu  stntuirende  Bevorzugung  des  Anerben  als  nöthic^o  Folgerung  aus  der 
ikBerbenrechts-Creseti^biug  fest,  der  hiena  (a.  h.  O.,  8.  74)  bemerkt,  nicht  jeder 
könne  Schiffskapitän  sein,  man  müsse  auch  "^TnrrnKen  und  r b i ffsj u n gen 
haben.  —  Vgl,  auch  Schneider-Falber,  Aucrbenrccht  und  Lebeuhversicherung, 
1889:  ^Nichts  ist  gerechter  ah  ^artulo  das  „„Yomiis'*'".  Die  Eiferer  gegen  daseelbe, 
aUBBtons  > ^städtische  Politiker'",  gehen  eben  von  ihren  städtischen  Anschauungen 
Wi.  In  dir  Sfadt  arlit'iten  :ih<-r  in  der  Tliaf  die  (Tnindstücke  so3rn«?fip:on  für  sich 
äelb.>i;  der  l:ügcnthiimer  hat,  abgesehen  von  der  Mühe  der  Instandbaltuug,  nur  den 
Xiethgewiim  einsustreichen.  Andm  beiin  Landbesito:  erst  der  yoUe  ^sats  der 
Kraft  und  Arbeit  dt  -  Afii  r'  .  )  1  l  ii urt  ihn  selbst  zum  Genüsse  seines  Krbtheilg; 
und  eben  dieses,  die  Arl>eit  und  die  Fülle  öffentlicher  Pflichten,  die  der  (iutsüber- 
nehmer  zn  leisten  hat,  rechtfertigen  das  Voraus"",  wo  seinen  Miterben  unter  allen 
CiutSiiden  n^ein  arbeitsloses  Eiidcommeti  snfliesst  und  ihnen  ihre  ganse  Arbeitskraft 
freibleibt''"'.  Ja,  selbst  dieses  muss  ja  erst  aus  dem  Gute  durch  die  Arbeitskraft 
des  rebemehmers  herausgezogen  werden.  Fioilirh  trifft  dies  nnr  da  zu,  wo  der 
Anerbe  selber  wirthschaftet,  seinen  Grund  und  Bodeu  ,,„mit  dem  Kücken  besitzt"*. 
Aber  dm  ist  glfickliehenretse  in  Deutschland  noch  vorwiegend  der  FalL**  »  Und 
Man  Ii  f  i  in  Schnmller'?  Jahrb..  F.d.  XIIl.  S.  130')  ff-^i  erhlickt  wenigstens  in  CJc^mden. 
in  denen  der  Hot  auch  als  „im  Hintergnind  stehende  Zufluchtsstätte"  betrachtet  wird, 
in  dem  Vorau.s  des  Anerben  ,,keine  Schwächung,  sondern  eine  Kräftigung  des  fttr 
den  Staat  hochwichtigen  Familiensinns''. 

,Xur  dann",  sa-rt  Gierke  a.  a.  i^,  S.  111  ff.  .  „wenn  über  den  Kreis  der  ehe- 
Ucben  und  häuslichen  Gemeinschalt  hinaus  jede  organische  I-liniicit  der  Familie  uud 
jeder  Begriff  des  Familiengnts  anfgelSst,  das  Kigeuthiun  aus  jtdem  Zusammenhang 
vnu  Ptliclitt'ii  und  Leistungen  für  ein  Ganzes  heransgeri.ssen  .  .  .  i>t,  wird  das 
pleiche  Erbrecht  von  Hriideru  und  Schwcteni  als  ein  Gelint  d<  r  ll>  (litsidee  er- 
»cheiueu.  Denn  als  indi\iduen  sind  sie  durchaus  gleichwerthigc  Mitbewerber  um 
du  a«rfallende  HansvennSgen  ...  Wo  aber  der  Gedanke  des  Faniilienguts  noch 
lebendig  ist,  der  Besitz  zugleich  als  ein  ii.if  der  vStellung  an  der  Spitze  der  Familie 
verbundener  socialer  Beruf  ers(  iieint  nnd  der  Einzelne  nur  als  (Uied  einer  bleiben- 
den Fanülicueinheit  .  .  .  .,  da  wird  nicht  das  gleiche,  sondern  das  ungleiche  Erb- 
recht von  der  Rechtsidee  postuUrt  werden.  Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  nm 
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7.  Jede  Vergflnstigung  des  Anerben,  welche  das 
Oesetz  eiturftumt,  kann  freilich  dazu  miafibraucbt  Verden,  das  um 
mässigen  Anschlag  erworbene  Anwesen  an  Dritte  mit  Vortheil  ni 
Terftussem,  in  welchem  Pall  die  Geschwister  mit  Recht  sich  be- 
klagen müsaten,  dass  ihnen  ganz  nutzlos  ein  Opfer  im  angeblichen 
Famili«MÜuteros8e  angosonneii  worden  sei.  Man  könntr  diosor  Folge 
durch  eine  Bestinnnuiig  vorbeugen,  inhaltlich  deren  der  Uebererl^^a 
aus  einem  innciimlb  bestiumiter  Zeit  nach  der  Gutsübernahme  er- 
folgten Vt  rkaut  nachträglicli  in  die  Erbschaftsmasse  einzuschiessen 
ist;  es  ist  aber  nicht  zu  yerkennen,  dass  der  Anerbe  durch  simu- 
lirte  Verträge  Ersatzansprflcben  erfolgreich  begegnen  und  dass  eine 
solche  Ordnung  Oberhaupt  die  Quelle  widerwärtiger  Bechtsstrdte 
werden  kann.  Eher  durchführbar  und  erfolgversprechend  wtirde 
die  Vorschrift  sein,  welche  den  Miterben  des  Gutsnachfolgers  für 
den  Fall  des  Verkaufs  des  Guts  ein  Vorkaufsrecht  einr&umt, 
wie  (lies  in  Mecklenburg -Schwerin  durch  die  VerordimiiL:  vom 
24.  Juni  betreffs  der  Bauergüter  des  Donuaimins  bestinini;  ist 
Im  Alli;eiiieinen  aber  ist  zu  sagen,  dass  da.  wo  überliaupt  ein 
Anerbenrecht  in  dem  Bewusstsein  der  ländlichen  Bevölkeruag  noch 
feste  Wurzeln  hat  und  die  Angehörigen  derselben  nicht  zu  G&ter- 
speculanten  herabgesunken  sind,  Fälle  der  vorbezeichneten  Art 
doch  äusserst  selten  werden.  JedenfiJls  aber  können  aus  dem 
möglichen  Missbrauch,  der  an  die  gedachte  gesetzliche  Begelni^ 
wie  an  jede  menschliche  Einrichtung  sich  knüpft,  gnmdsfttzliche 


die  Concurrtinz  gleichwerthiger  iudividueu,  sondern  um  die  Ordnung  eine&  anü  im- 
gldcliArtigmi  Beatandtiienen  stuaanmengefügtini  Gttnaen  ....   Audi  da,  wo  du 

llechtsbewusstsein  der  Landbevölkerung  in  diesem  Punkte  ins  Schwanken  gfrathea 
ist.  dürftf  dor  heutifre  Gesetzgeber  eher  veranlasst  sein,  atif  »H««  Wiederbffestig^tuji? 
deü  GedaukcuH  der  ramilieueinlieit  hinzuwirken,  als  dein  ohueluu  mächtig  vurdrin^t^ 
den  Strom  indrvidualiitisGlier  AnschanmiggirciBe  andi  hier  alle  SeUeiuen  zu  öftM«."* 
fV«rl.  aiicli  dessen  Ansfiihrtui«rt'ii  S.  424  ff.  ebenda.'»  -  .\nderer  Ansicht  daj-eg«! 
V.  Inama-Stern egg,  der  meint,  dass  ,,zu  einem  gemeinrechtlichen  Gruudiyktz  äek 
die  differeute  Behandlung  der  Krben  iu  Bezug  auf  den  Vermögens  wert  h  der 
£r))S(-luift  in  unserer  Zeit  nicht  mehr  eignet.  Gerade  darin  untfr4cheidet  sich  da« 
sociale  Princip  dor  modernen  .\nerbenfolcf'  von  den  unsocialen  der  früheren  Epoche' 
(a.  a.  O.,  S.  'SM)  i  wobei  or  aber  doch  dio  in  der  vollen  Abfindungspflicki  liegende 
Gelklir  Ar  den  Anerben  tmtMvchjiM,  da  diese  Oefehr  dudh  die  Tom  üsm  brifirwvrtele 
Abfindung  mittelst  Renten  —  statt  in  Kapital  —  keiaeewegs  in  allen  Fälkn 
(man  denke  an  eine  grös.sere  Anzahl  Miterl)en)  beschworen  werden  könnte.  —  Sehr 
übertriebene  Forderungen  dagegen  zu  Uunsteu  des  Anerben  unter  Preisgabe  der 
geechwieteriichen  Interessen  bei  Pres  er,  Die  Erhaltno^  des  Banemstandee  «ad  die 
(irundeigunthuniHfrage,  1884,  eine  Schrift,  die  auch,  was  das  Kapit«!  des  Credit* 
anlanfTt.  in  denselben  ^ffiasslosigkeiten  sich  ergeht,  die  überhaupt  auf  die<f  n!  (T«4>iete 
eiueu  The il  der  Hgrurpolitiscben  Literatur  Oesterreichs  (vgL  z.  B.  die  Schrüu.'n  und  Aui- 
BfttM  des  Freibenm  y.  Vogels asg)  aastciebnei  und  Ton  denen  selbst  L.  9taia 
oloht  gm  freisafprecfaeii  ist. 
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Einwendungen  gegen  erstere  nicht  abgeleitet  werden,  zumal  diese 
Missbräuche  im  System  des  freiwillig  geübten  Gutstlbertragungs- 
vertrags  ebenso  vorkommen  können  und  thatsächlich  vorgekom- 
men sind. 

Aiiüi.  1.  Diiiiiut',  dann  jede  woitg^eluude  Begünstiguiifif  des  Anerben  /,iim  V'or- 
kaufsreeht  der  Hiterben  hinleitet,  dieses  aber  maneheriei  and«»r«  IJehelstiiitde 
zeitigt,  hat  auch  Vnasch.-  lin  (Vmrad's  .Tahrl..,  N".  F.,  Bd.  XIV,  S.  252  ffJ  betont. 

V.  Inama  .Sterne{*^g  (a.  a.  O.)  tritt  für  ein  Vorkaut.srecht  der  Mit- 
erben sowie  dafür  ein,  dass  falls  nach  seinem  Vorschlag  die  Miterben  in  Kenten 
<Tiljmnjrsrenten)  abgetuiHli  ii  werden,  beim  L'ebergang  des  Guts  an  Dritte  der  Ver- 
kautVi  i Iiis  iii  erster  Reilif  zur  kapitalistischen  A  f  tnt'hm^'  der  Rentenberecliti^lfn  zu 
verwenden  ist.  Anderseits  betürwortiit  dieser  Scliriltsteller,  dass  die  Kenteuausprücho 
der  Miterben  nur  an  Miterbeu  und  deren  Descendenten  Terünsserfe  odv  sonst 
äbertrn^ren  werden  dürfen,  wobei  dem  Anerben  zum  Zweck  der  Con st  didirUHg  wieder 
ein  Vorkaufsnclit  fiiiTitininmen  wilre  un<1  betrachtpf  es  als  einen  besonderen 
Voraug  dieses  Vorschlags,  dass  „bei  einer  solchen  lamiÜenhaften  Gestaltung  des 
Bue  dem  Pamilienbande  entsprungenen  ScbnldrerUUtnisses  Forderung  und  Leistung 
im  (tanzen  viel  weniger  auf  die  strengen  Zwangsmittel  des  formalen  Rechts  gestellt 
sein  wenlrn'^  (a.  a.  0.,  S.  405^  Bei  fint  r  Kapitalabtiiuluiig  der  Miterben  geht 
aber  letÄitrtr  Vortheil  keineswegs  verloren  und  das  KechtsverhÜliniss  zwischen 
Anerbe  und  Miterben  bleibt  ein  wesentlich  einfiicherM  und  durchsichtigeres,  und 
ts  wird  auch  für  den  Aiifrlitii  kein  drückende';,  sofoni  er  sich  nur.  was  jederzeit 
möglich,  der  Kapitalabtiiidung  durch  .\ufnahme  eines  Annuitäteadarleheus  oder 
Abschhiss  eines  Lebeusversicherungsvertrags  entledigt. 

2.  Wenn  zur  Illnstrirung  der  Willkährlichkeit ,  mit  der  bei  Abscfafttxungen 
im(^t  l  i»  f  des  Anerbenrechts  vcrfabrm  wird,  Schnpp,  Das  Hofgüterwesen  im  Amts* 
bezirk  \S  oLi'ach  (Baden),  187Ü,  den  i^'all  erwähnt,  da»»  ein  in  den  30er  Jahren  um 
3UO0O  ft.  äbergebener  Hof  später  um  60000  fl.  verkauft  worden  ist;  ein  anderer 
Hof  (Seebenhof  in  Gemarkung  Rippoldsau)  im  Jahre  1830  um  30tKX)  tl.  juige- 
schlagen  und  4  Jnlire  später  y^v.  einer  HolzliiiTi'?1r:,rpspi1  schätz  um  Ul^XKHJ  H.  er- 
worben worden  ist,  welche,  nachUem  sie  für  lUllUUÜ  Ö.  Holz  herausgezogen  hatte, 
ihn  18%  um  160000  fl.  an  die  Staadesherrschaft  FOrstenberg  wieder  verilnsserte 
(S.  46)  und  ähnliche  Fälle  auch  von  Mayer,  „ITeber  die  ('ntheilbarkeit  der  j/e- 
schlossenen  Hofgiiter''.  in  den  Blättern  für  Justiz  und  Verwaltung  in  Baden,  1842, 
erwähnt  werden:  ein  (iut  zu  ÖOUU  tl.  angeschlagen,  wurde  nachmals  zu  18Ö00Ü  ft.,  ein 
anderea  au  4700  A.  angeschlagen,  au  29125  fl.  Terkauft,  so  beweisen  diese  Yorkomm* 
nisse  doch  nur.  wie  sorglos  in  frülier«'n  Zeiten  die  Gutsanschläge  aufgestellt  wurden 
nnd  es  wird  der  Wiederholung  derartiger  Vorkommnisse  gerade  durch  eine,  die 
AbscltutzungsgrundsHtxe  ie:>ikgüude  Gesetzgebung  wohl  am  wirksamsten  eulgegen« 
getreten.  — 

Die  rechtlichen  Cirnndsätzp  über  rH>  K  r  in  i  1 1  e  1  u  ii  derfintstaxe 
in  der  deutscheu  Anerbeurechtsgesetzgebnng  vveii»en  eine  grosse  Mamüchtaltigkeit 
auf:  in  Braunschweig  und  Oldenburg  ist  die  Art  der  ynmahme  der  Sctiätming 
den  aufzustellenden  Taxatoren  (8ehied>niannern)  überlassen,  dagegen  in  den  Preus- 
ii  sehen  Gesetzen  das  S eh iifzungs verfahren  im  Gesetz,  selbst  gerefrelt.  I^eispiels- 
wei»e  ist  für  Hannover  vorgeschrieben,  dass  der  Hof  nebst  Zubehör,  jedoch  aus- 
•chEeMlicb  des  HofesinTentars,  nach  dem  j Ahrlichen  Reinertrag  absnschitzen  ist, 
den  er  durch  Benutzung  als  Ganzes  im  gegenwärtigen  Culturzustand  und  bei 
ordnungsmässi  s:e  r  Bewirthschaftung  irewührt.  Die  vorhandenen  Gebäude  und 
Aolagen  sind,  soweit  zur  Wohuuug  und  Bewirthschaftung  erforderlich,  nicht  be- 
sonders SU  schitaen.  Von  dem  ermittelten  jährlichen  Ertrag  sind  alle  dauernd 
auf  dem  Hof  nebst  Zubehör  ruhenden  Lasten  und  Abgaben  nach  ihrem  ninthmass- 
licheii  jährlichen  Rotrafi;^  ab?:ii«;otzen  und  der  so  ermittelte  Jahresertrag  mit  dem 
Zwanzigfachen  zu  Kapital  zu  berechueu  und  letzterem  der  nach  einem  durch- 
•chnittlicbein  Yerkaufswerth  zu  berechnende  Werth  des  Hofesinventars  hinzuzu- 
setzen. Von  dem  auf  diese  Weise  ermittelten  Hofeswerth  hat  der  Anerbe  nach 
Baeh«Bberf«r,  A.,  AffrupoUtik.  L  '32 
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Abzuß  einen  ihm  als  Voraus  v erbl eiben (1  »•  n  Drittel«;  zw<iPritt»l  in  C.-..- 
Rrbschaftsmasse  finzuschicssfiii.  Schulden  sind  zunächst  aul  das  sonst  Torbandtrue 
Vermögen  einzurechnen,  und  sofern  sie  durch  letzteres  nicht  geeckt  werden,  von  dem 
AnerbMi  m  QbMnehineu  und  vM-nh  n  in  diesem  Fall  bei  der  Erbtheilung  TOB  doi 
Tlofrswcrtli  nhprf^'^ft/t.  Arliiilichf  Normen  für  S  chlesw  i  "Istein.  —  YAven 
anderen  Weg  hat  die  IVeusa.  Ueäctzgebiuig  dagegen  ia  Westphalen  eiogeschiagtrn, 
da  hier  an  Stelle  der  iiidividiielleii  Werfhsemiiiteliiiig  die  Festotelliui^  der  Gutsuuce 
in  mehr  schematiscber  Weise  erfolgif  indem  als  Solche  der  swauzigfa «  h  •  Betrag 
des  beim  (J  rund  Steuer  c  ata  ster  anp-esrtzten  Reinertrages  und  des  bei  Veranlagung 
der  tiebäudcstcuer  eingeschätzten  Nutzungswerthes  zu  gelten  bal  und  wobei  uur 
solche  GebSnde  su  bwiicksichtigen  sind,  welche  weder  zur  Wohnmig  de«  "Eagea- 
IhSmera,  seiner  Arbeiter  etc.  noch  zur  Bewirthi5cliaftung  l>estimmt  sind,  das  ijuts- 
inventariuin  aber  bei  der  Schätzung  gäuzlicli  ausser  Betracht  bleibt. 
£in  besonderes  Voraus  ist  Angesichts  dieser  sehr  utkssigeu  Taxe  selbstredend 
nicht  xiig;ewieBen  (Tcrhillltes  Toraus).  Aehnlich  in  der  Landgüterordnnng'  für 
Brandenburg  (hier  indess  der  d r c i  s s i  f ^^ r  h  o  Retrag  des  Gruudsteuerreiuertrags 
maassgebend) ;  während  in  jener  für  Schlesien  auch  die  Gebäude  nicht  besonders 
veranschlagt  werden,  sondern  der  vierzigfachc  IJetrag  des  Orundsteuerreinertra^, 
In  Ermanglung  einer  anderwdten  Yereiubarung,  den  Uebemahneprei^  bildet,  indes« 
auf  Aiifrajj  des  Anorbon  oder  eino>  Miterlit-ti  der  Ui-bcmabmepreis  durch  Ab- 
schätzung iestzustellen  ist,  welche  nach  dcu  jeweiligeu  Abschätzungttgrandsätzen 
der  Schlesischen  Landschaft  durch  deren  BehSfden  so  erfolgen  bat,  —  In  der 
Landgtitcrorduung  fßr  den  Reg. -Bez.  Kassel  endlich  stellt  den  UebemahmeprriA, 
falls  eine  Vfn  iiibarung  der  Betheiligten  nv  !ir  nfolgt,  ein  Familienratb  naf  h 
dem  Ertrags  Werth  dergestalt  fest,  „dass  Uie  dauernde  £rhalluug  des  Guts  dta 
aottcblaggebenden  Gesichtsponkt  bildet  und  soweit  als  es  dies  Interesse  erfordert, 
der  Gutsübcrueluner  vor  seinen  Miterben  zu  bevorzugen  ist"  und  wobei  „das  Er^ 
messen  do  Familii'nratbs  insoweit  beschränkt  ist,  als  der  Werth  des  Landet»  nicht 
geringer  als  uut  das  Fünfundzwauzigiache  und  nicht  hoher  als  daä  Fünfundvieräg- 
fache  des  jährlichen  Grundsteuerreinertrags  bestimmt  werden  kann*.  —  In  Olden- 
burg schwankt  das  Voraus  in  den  einzelnen  Landestheilen  zwischen  lö  und  40  % 
des  vollen  schuldenfreien  Werths;  in  Baden  beträgt  »  s  iia<  h  dem  Edict  vom 
23.  Marz  1808  ein  Zehntel  des  Scbätzungswerths  —  sog.  ,,kiiidlicbe  Anschlag', 
der  aber  nach  dem  Laadrecht  dnrch  yermfdnnnf  der  Eltern  bis  auf  ein  Vieflel  unter 
dem  Verkaufswi  rfli  Idcilh  ii  darf.  Tn  S  <  h  a ii  luburg  -  T.i  pp p  »'iidlich  haben  «Ue 
Geschwister  überhaupt  kein  Krbreclit,  soniicm  nur  Anspruch  aut  .\i)tindung,  und  dieser 
schwankt  je  nach  der  Zahl  der  vorhandenen  Kinder  zwischen  30  und  40  V»  ^'^^ 
Hofeswerth.  — 

In  (lestorrdch  (Gest  t/  vom  1.  April  1889)  ist  der  Werth  des  Hofes  nach 
billigem  Ermessen,  dass  der  lebenieluner  wohl  bestehen  kann",  zu  bfv-«!!™!^*^; 
erfolgt  die  Taxation  durch  das  Gericht,  so  kann  dem  Anerben  ein  ^Voniu>'  ua 
Höchstbetrag  von  einem  IhriUel  des  gerichtlich  ennittdten  kostenfireiea  Wcrtbes 
zugesprochen  werden,  für  die  Abführung  der  Abftndungsbttni^'e  an  dio  Miierben 
ist  den  Anrrbrn  eine  Fn*«t  vnii  3  .Tahron  rinjr'Täiniit.  J)icse  accnmulative 
ÜHUluiig  der  iiegüustiguiig  de»  Auerhen  ^irU  iueiirfuch  als  zu  weitgehend  er> 
achtet  (Zuckerkandl,  a.  a.  O.,  H.  426  ff.) 

4.  Eine  Begünstigung  kann  dem  Anerben  auch  dadurch  noch  zu  Theil  werden^ 
das-,  für  die  an  die  (M'M  h%%ister  zu  zahlcndr-ti  Erbaiitheib'  .\bftndnT>?r«vnr!iinen 
Fristen  gewährt  werden,  z.  B.  derart,  dass  diese  erst  fällig  werden,  wenn  dk 
Miterben  grossjährig  geworden  sind,  wogegen  dem  Anerben  dann  diesen  gegenüber 
bis  KU  dem  bexeichneten  Zeitpnnkt  bezw.  bis  zur  Auszahlung  der  Erbtheile  eine 
Alimrntations-  und  Erziehungspflicljt  obliegt  (Hannover,  Brandmbnr?. 
Schleswig- Holstein,  Kassel,  Schaiuuburg- läppe)  oder  dass  die  Zahluugsptiicht  aal 
Bolanfire,  als  die  Ab^bidlinge  auf  dem  Hofe  bleiben  und  daselbst  gegren  staadeegvnasw 
Mitarbeit  standesgomässen  Unterhalt  haben,  ruht  (W«  sfjdialen  und  ähnlich  in  Brauit- 
schweig);  auch  ist  eine  Vorschrift  billig,  welche  bi  stiinint ,  da-;s  der  An'?pnt''h  ^ri/ 
Abfindung  erlischt,  wenn  der  Abzufindende  bis  zu  seinem  lotl  den  Unterhall  «uf 
dem  (;nt  ;^^t  hubt  hat  uud  nahe  Brben  (Ehegatten  oder  Kinder)  nicht  hintetiisst 
(Westphaien,  Kassel). 
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§  84.  Verkehrswerths-  und  Ertragswerthsprincip  im 

Anerbenrecht 

Eine  grosso  und  nftchlialtioc  Bedeutuug  durtV'n  aiicli  die  rein 
facultativ  gestalteten  Anerbenreehtsgesetze  der  neueren  Zeit,  wie 
bescheiden  vielloielit  auch  für  lange  hinaus  ihr  Anwendungsgebiet 
in  Wirklichkeit  bleiben  mag,  jedenfalls  desshalbinAnspiuch  nehmen, 
weil,  wie  oben  schon  angedeutet,  bei  ihrer  Oodification  regolrnftflsig 
mit  dem  gemein -(römisch-) rechtlichen  Yerkehrswerthprincip 
gebrochen  und  an  dessen  Stelle  der  Grundsatz  der  Abschätzung 
nach  dem  Ertragswerth  getreten  ist.  Ben  Verkehrswerth  zur 
Grundlage  der  BewerLliuiig  des  Nachlasses  zu  inuchen,  ist  zwar 
au  sich  eine  logische  Folgerung  des  Rechts  jedes  Miterben,  falls 
♦»ine  aiidcrwoite  (Lrütliche)  Uebereinlauil't  iiiL-lit  zu  erzielen  ist,  zu 
verlangen,  dass  der  Nachlass  der  öffentlichen  Meistgebotsteüung 
unterstellt  werde;  mit  Recht  ist  aber  darauf  verwiesen  worden, 
dass  gerade  im  Gebiet  des  Auerbeurechts  eine  Schätzung,  welche 
Ton  dem  möglichen  Verlauf  einer  Versteigerung  des  Anwesens 
ausgeht,  mit  den  Absichten  dieses  Erbrechts  in  unmittelbaren 
Widerspruch  tritt,  die  eben  nicht  auf  den  Verkauf,  sondern 
gerade  auf  die  Erhaltung  des  Guts  in  der  Pamilie  gerichtet  sind, 
und  dass,  wenn  das  Lit'ltende  Recht  „die  Abfindung  erzwingt  und 
bemisst  unter  der  Voraussetzung  eines  gar  nicht  stattfindenden 
A  tTkauis  gegen  Baargeld  an  einen  Dritten,  sie  einen  künstlichen 
Zwang  ausübt",  der  iii  dem  Weseu  des  Anerbenrechts  nicht  be- 
gründet liegt 

^)  iyi)  Jliquel  iu  deu  Verhandlungeii  des  Vor.  f.  Socialpolitik  am  9.  üctober 
Stenograph.  Ber.  8.  34.  —  Typisches  Beispiel  dafür,  wohin  die  gewiiMithafle 
BfifbachtfUig  der  geltenden  Rechtstrrundsätze  durch  die  lU-amtunp  luhrcn  kann,  ist 
von  Froihf'rni  v.  H  r  m  m  e  rs  1 1;  i  n  -  Loxten  im  Deutsdieu  Lainlwirtlisrhaltsrath  1884 
«S.  279,)  aus  Hannover  milgetbeilt  worden:  Ein  seit  Hunderten  von  Jahren  vom  Vater 
raf  Sohn  vererbter  alter  Fmailienbegit»  war  durch  Testament  des  letxten  Besiteers  dem  * 
ahrsten  Sohn  hinterlassen,  den  Kindern  nhvv.  unter  dfiifii  IMiiinroTUTt'  sii  h  \n*- 
Undeu.  der  Ptiichttheil  venimeht  worden,  der  nach  dem  Krtragswerth  ermiUelt 
war.  Der  Vonnuud  hielt  es  iudens»  für  seine  Pflicht,  den  nach  ETtra{,'swerth  er- 
mittelten Pfiiebnhdl  aasofechten,  und  beansprochte  denselben  vom  Kaufwerthe 
(iuts.  1)<  I  1.  t/t.  VC  wiirdi'  (Inrnnf  in  rinrr  •widprsinni-'m  Tftihe  durch  Sehätzer 
^V^l^^^;stt5lU,  der  llaupterbe  ubernahm  aber  schliesslich  doch  die  Abfindung  nach 
difüer  Werthemiittinnpr,  um  nur  das  Hesitzthiun  k'^&ss  der  traditioBeUen  Familien- 
»iwchauunji'  der  Familie  zu  erhalten,  aber  mit  einer  uuverhiiItiii»<^mäK«jifr  hohen  Be- 
l.istnutr  ,  dir  hei  einer  \Vi«;d.  rholmi^^  Erhaltuufr  in  der  Familie  unmit|rHch  machen 
wurde;  und  doch  waren  und  sind  alle  Familieuniitglieder  dt«  Kechtsbewus&tseins, 
.dass  die  Verftussenmi^  aus  der  Famitie  weder  den  dgeaen  noch  den  Ansichten  der 
früheren  Familienaiitglieder  entsprechen  warde".  —  Aebnlich  in  der  JJenkschrift: 
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Zu  ganz  widerspruclisvollen  Eigebnissen  aber  muss  das  Ter- 
kehrsweithprincip  in  seiner  Anwendung  auf  Landgflter  dann  ftlhreu. 
wenn  es  an  Erfahningen  darflber,  was  solcbe  im  Verkaufsfall  gelten 

wilrdon,  gebricht  und  wenn  in  Ermangelung  solcher  Anhaltspunkte 
die  bei  ParceUenkäultui  er-ziolten  Durchschnittspreise  der  li^  w^r- 
thung  ganzer  Anwoson  zu  Giuude  gelegt  werden.  Denn  da  Gruiid- 
stflcksparcellen  wcgoa  der  stots  hoiTSchendeu  grossen  Nachfrage 
nach  solchen  jederzeit  hoch  im  Preise  stehen  und  bei  ilirer  Prei^ 
bewerthung  durch  die  kauflustigen  Liebhaber  meist  noch  andere 
Backsichten  sich  geltend  machen,  als  die  auf  £rzielung  einer  Bente 
gerichteten  1),  so  gelangt  man  bei  Benutzung  solcher  Parcellen- 
k&ufe  fQr  die  Zwecke  der  Abschätzung  von  ganzen  landwiith- 
schaftlichen  Anwesen  zu  Zahlenergebnissen,  welche  den  wirklichen 
Werth  (den  Ertragswerth)  leicht  um  ein  Vielfaches  übersteigen 


^Die  Landwirtlisehatt  im  Kegierungsbezirk  (Jbürbavern'*,  1885,  wo  es  heLü»!,  das!^ 
die  durchgängige  l'eberschätzung  der  Gutswerthe  durch  die  Betheiligten  selber 
die  ^Fiii-r«'  der  Uebcrualunsweise  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  geradezu  brenneixd^ 
gemacht  hat**  und  darauf  verwiesen  %\  ir(l,  „wif  die  Ik'\  öllcerung  sich  lb>t  täuscht«', 
indem  mau  die  WcrtbscbäiEimgeQ  ^trüberer  ^mistigerer  Erwerbs%eitcu}  anter  länpt 
▼etänderter  SAeUag«  kfiBBtlich  fettiahalten  suchte  ;  aber  aach  datanf,  da«  ,di^ 
irrthftmlicbe  Ueberschätenng  auch  Seitens  der  öffentlichen  Behörden  kdnerlez  ret^ht- 
zHtifTP  Correctnr  erfuhr  .  .  indem  die  Vorm  nn  d  scha f  t  sbeh ö  rd en  .  .  auf  d^r 
Schätzung  .  .  .  nach  dem  laulenden  Vcrkehrswerthe  bestanden —  Freiherr 
Getto- Reiche rttli aasen  macht  nat  Recht  daranf  anfinerkBam,  das«  eine  Pimns, 
„die  deu  Bauemhof  zwar  ungetheilt  übergebe,  je<loch  mit  Lasten  iil>t  rhaafe,  die 
ilin  schliesslich  r^fwalfsnm  sprenp'ti'*,  an  das  (Joothe'sche  Wort:  .Viiuunf^  Mird 
Unsinn,  Wohlthat  Imlage"  erinnert.  (Deutscher  Laudwirtbschaftsrath,  1886,  »S. 
Für  Getto  lieg^  sogar  der  Schwerpunkt  der  ganzen  Reform  in  der  Adoptinmif 
dos  K  rt  ra  ;,'s Werth spri  n  (  i  p  > ;  ,das  Aiuilxnrecht  schliesst  die  Gnindsät  ^  !- 
Gleichberechtigung  sämmtli»  her  Notherben  keineswegs  ans,  ja  es  bedin^;!  uiibt 
einmal  nothwendigerweise  (!;  liue  Reduction  der  Erbportionen  auf  deu  l'lÜchttheil, 
es  bedingt  nur  zuglt?ich  mit  dem  ungetheilten  IJebergaug  des  Guts  auf  einen  Erbca 
eine  andere  Werthschätzung  als  die  uacli  Maass-rabe  des  Veikilirswertbs.  indem  es 
keine  Yeräusserung  des  (iuts,  sondern  lediglieh  eine  Aenderang  in 
der  Person  des  Wirthschafters  beim  Erbgang  snpponirt*  (ebenda 
S.  100);  wo  anders  \  i  il  lon  wird.  .ki)iinnt  das  onerose  Geschäft  der  Gntsüb^r- 
«rabe  einer  Gütertlieihmg  im  schliesslicheu  Elfect  gleich und  ein  fretvvillijt  r  V»  r 
kauf  behuis  Theiluug  des  durch  ihn  zu  bestimmenden  Gutswertiis  würde  be&ser 
sein,  als  „ein  auf  die  Folgen  einer  irTationellett  Nachlassregnlimn;  stirttc^ini81i> 
render  Zwan-^^Hveikaiif.  Aebnlich  Schmoller  in  Tlüels  landwirthschafUichen 
Jahrbüchern.  S.  022  if . ;  femer  Miquel  und  Conrad  auf  der  Versammlun-j  de< 

Vereins  für  Socialpolitik,  Herbst  1882,  wo  ersterer  einen  obligatorischen  S«iz 
im  GiTÜrecht  verlangt,  ^^er  eine  völlige  Beeeitignng  de«  dem  Banerastead  «o 
»<r1i;idli(lien  römischen  und  französischen  Ke<hfs  jierbeifiilirt  in  T^eznjr  auf  di* 
Berechnung  der  Quoten  derjenigen  Erbberecbtiglen,  die  das  Gut  nirlit  übern»,  hcuir". 

In  den  Gegenden  des  stark  parcellirtvu  Eigeutljum.s  wird  ^die  ürwiiae  der 
Kaufpreise  niclit  durch  den  capitaliflirten  Reinertrag  des  Bodens,  sondern  doreh 
den  Kapitalwertli  di  -,  T^diei1ra«rs  naeh  Abzug  der  .\b<raben,  des  Aufwands  für  dit* 
Saat  und  höciisteus  noch  des  TheiLs  der  Bestell uugskostcn,  der  durcli  das  Gespann 
verursacht  wird,  aber  nicht  nach  Abzug  der  Arbeitskosten  beoimmt*^. 
(Helferich,  a.  a.  0.,  Jahiipuig  1863,  S.  183.) 
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und  bei  einer  Yersteigenuig  des  Guts  in  ungetheiltem  Zustand 
niemals  erreicht  werden  konnten,  sondern  eben  nur  zutreffend  fflr 
den  Fall  einer  Parcellinini?  wflren,  die  aber  vielleicht  im  sresrebenen 

Fall  praktisch  gar  nicht  durchtuhrbar  würo  und  die  hoi hcizulüliren 
den  Absichten  dos  (rosotz^^s  wie  denon  des  Erblassers  geradezu 
wiflcrsprecheii  wurde.  Ks  wird  also  auf  (»iner  rein  fingirten  (irund- 
lage  ein  Werth  künstlich  coiistruirt,  bei  dem  die  Geschwister  des 
Anerben  um  ebensoviel  ungerecht  begünstigt  werden,  als  ersterer 
sich  benachtheiligt  sieht,  und  es  kann  daher  eine  solche  Preisfest- 
setzung im  Vollzug  des  Anerbenrechts  nicht  anders  denn  zu  einer 
fibermftssigen  Verschuldung  des  Anerben  führen,  dem  ideelle  Werths- 
tbeile  gutgeschrieben  werden,  die  er  eben  nur  im  Fall  der  Zer- 
schlagung des  Guts,  aber  niemals  im  Wege  der  Bewirthschaftung 
realisireii  kann.    Die  Notlilaue,  in  welclnT  viele  Hofbesitzer  in 
den  Gebieten  des  Anerbenrecbts  thatsäelilieli  seit  Jahrzehnten  sich 
befinden,  ist.  wie  die  landwirthsehatt liehen  Erhebungen  der  S()t>r 
Tabre   überzeugend  dargethan    haben,  durch  diese  irratiouelle 
Handhabung  des  geltenden  E»'chts  über  die  Schätzung  von  Liegen- 
schaften vielfach  herbeigeführt  worden  und  man  darf  sich  nicht 
darüber  wundem,  wenn  die  bei  gerichtlichen  Erbesauseinander- 
setzungen auf  solchen  Grundlagen   ergehenden  Abschätzungen 
auch  auf  die  Feststellung  der  Gutstaxen  bei  Gutsübergabs- 
verträgen  sich  Geltung  verschafften.  Man  muss  dabei  auch  mit 
der  Thatsache  recluit  ii,  dass  die  l^etheilio-lon.  ungewuhnt,  kauf- 
niänni.sch  zu  reelnien,  nur  zu  leicht  vertr.iu»Misselig  das  Ergebniss 
iselbst  verblüffendster  Scliätzungen  biiinehnicn.  ja  oft  kiirzsicbtiii, 
genug  sind,  einem  hohen  Gutsanschlag,  der  sie  plötzlich  reicher 
und  vor  Allem  creditfähiger  erscheinen  lässt,  sich  willig  unter- 
zuordnen, nichtigere,  von  der  Natur  des  Grund  und  Bodens  als 
einer  Bentenquelle  ausgehende  Abschätzungsgmndsätze  eingeführt 
zu  haben,  die  nicht  bloss,  wie  das  gemeine  Becht,  nur  oder  vor- 
wiegend die  Erbansprüche  der  Miterben,  sondern  ebenso  sehr  die 
Person  des  Anerben  berücksichtigen  und  diesem  nichts  zumuthen, 
was  er  nach  Lage  der  Sache  nielit  leisten  kann,  ist  daher  eine 
nif  lit  hoch  genug  zu  veranschlagende  Errungenscljaft.  welche  dm 
neueren  Anerbeurechtsgesetzen  verdankt  wird,  die  die  römiseh«'n 
Rechtögnmdsätze  gerade  auf  jenem  Gebiet  zurückgedrängt  haben, 
auf  dem  sie,  wegen  der  Unvereinbarkeit  des  Verkehrswerthsprincips 
mit  dem  Wesen  des  landwirthschafblichen  Betriebs  und  dem  Zweck 
des  Anerbenrechts  ttberhaupt,  unzweifelhaft  besonders  schädlich 
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gewirkt  haben.  Dieser  Bruch  des  neuen  in  den  Anerbengesetzen 
zum  Ausdruck  gelangten  Agrarrechts  mit  der  alten  juristischen 
Tradition  ist  um  so  bedeutungsvoller,  weil  die  von  ihm  ausgehenden 

Kechtsanschauuiigou  mit  der  Zeit  auch  «l.i.  wo  ein  eii?entliche< 
AnerluMinnlit  nicht  besteht,  sich  Ooltung  verschaff »mi  und  auch 
dio  <  I rundsätz»'  ü])er  die  Ab-^chfit/uiiLr  von  Liegon^<  hatt»Mi  von 
Amtswegeu  im  Öinue  jeuer  ^^orrneu  mehr  und  mehr  beeinüuäsen 
werden*). 

§  85.  Abschliessende  Betrachtungen;  geltendes 

Anerbenrechi 

1.  Wie  Dünstig  auch  immer  die  Gesetzgebung  zur  Ennoglichung 
einer  Terständigen  Durchfahrung  des  Anerbenrechts  die  Lage  de« 
Anerben  gestalten  mag,  so  kann  sich  doch  dann,  wenn  eine  er- 
hebliche Anzahl  Miterben  Torhanden,  wenn  ausserdem,  wie  häufig, 
das  Gut  bereits  mit  filteren  Schulden  belastet  ist  dessen  Lage 
immer  noch  zu  einer  recht  precüren  gestalten;  auch  muss  man. 
wo  die  Feststelluns:  der  Gutstaxe  durch  Schätzunc:  erfolgt,  mit  der 
Möglichkeit  von  Irrungen  rechnen,  zumal  es  für  jedi^n  mit  dicftoii 
Dingen  Vertrauten  nur  zu  wohl  bekannt  ist,  mit  welchen  Schwierig- 
keiten eine  zuverlässige  Abschätzung  eines  Guts  nach  seinem  Rein- 
ertragswerth  zu  kämpfen  hat,  zumal  bei  bäuerlichen  AnweseUt  bei 
denen  selten  Aufzeichnungen  Qber  die  Gutserträgnisse  gemacht 
werden,  geschweige  denn  eine  eigentliche  landwirthsehaftUche 
Buchfflhnmg  vorhanden  und  desshalb  dem  schfttzungsweisen  Er- 
messen der  zur  Feststellung  der  Gutstaxe  berufenen  Oigane  ein 
sehr  weiter  Spielraum  gelassen  ist.  Ob  in  diesem  Ermessen  immer 
ein  dem  Anerben  günstiger  oder  nicht  vielmehr,  aamt^itlich  dann, 
wenn  Schulden  vorhanden  sind,  unirflnstiirer  (nd)rauch  genuiclit 
werden  wird,  damit  „für  die  Geschwister  ebeu  auch  noch  etwas 


*)  So  ist  nonrrdinjrM  anrh  in  Bath-u   ilurcli  «Ii»*  Waisenrichtomrdmmir  vom 
2.  November  wolche  im  Gruud]»atz  au  di«r  laudiecliilichen  Norm  der  Lifg^en- 

■chaAsabaohaumi^  niich  den  Uufenden  Verkaofswerthen  festbäll,  doch  f&r  die 
AbHohätznn^  von  TTofg-iitern,  einerlei,  oh  sie  auf  (Innul  des  Edicts  von  1809  dem 
Zwangsanerbenrecht  unterworfen  sind  oder  „nadi  Siiti-  und  Herkommen  uugt^theüf 
▼ererbt  werden",  die  Abschiitzung  auf  Grund  einer  KeinertrB^sberechuuui: 
vovgewhrieben  und  für  die  Art  ditscr  Abicbätmuig  eine  besondere  I>ien$^tweisuu^ 
erlassen  worden.  Siehe  A.  BucIhmi  bt  rfjer,  Verwaltnnjrsrecht  der  Lrit.dwirfl- 
»chatt  und  Fischerei  iu  Baden,  ürgäiuun^baad  1891,  S.  112  ff.}  Eine  ahniiHie 
Anleitung  zun Gebrancb  fllr  Hannover  tiod  Iianenburg  von  K.Scbneider  veriasst: 
«Scfaitsnng  nadi  Höferecht*,  Osnabrack  1891. 
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übrig  bleibe '\  erscheint  fraglich;  aber  selbst  offenkundige  Ueber- 
schätzimgea  des  Guts  wird  nicht  selten  der  Anerbe,  vor  die  Wahl 
gestellt,  den  Gutsbesitz  anzutreten  oder  auf  sein  Anerbenrecht  zu 
verzichten,  gegen  sieh  gelten  lassen.  Man  muss  diesen  Funkt 
immerhin  im  Auge  behalten,  wenn  man  vermeiden  will,  zu  einer 
allzu  optimiijliii'heii  Auffassung  des  Werths  der  Auerbengesetze  zu 
gelangen:  ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  da,  wo  solche  erlassen 
:*ind.  Gutsflbergabeverträge  nach  wie  vor  in  weitem  ümfanjr.  der 
seitherigen  Gewohnheit  entsprechend,  vorkommen  werden  und  die 
Kückwirkung  der  in  jenen  Gesetzen  für  den  Fall  der  Intestaterb- 
folge bestimmten  Uebeigabsnormen  auf  die  F&Ue  der  Gutsübergabe 
zu  Lebzeiten  des  Erblassers  doch  nur  langsam  sich  vollziehen  und 
manchmal  gänzlich  ausbleiben  wird. 

2.  Die  Feststellung  der  Gutstaxe  und  die  EnnitÜung  des  „Voraus** 
des  Anerben  wird  im  TTebrigen  da  am  leichtesten  vor  sich  gehen, 
wo  der  lan<lwirthscliaftU(  he  Betrieb  in  einfacheren  Formen  sich 
vollzieht,  also  vorwiegend  auf  Getreidel)au  und  Viehhaltung  sich 
stützt:  am  s»  iiwiengsten  da.  wo  durch  die  Mannichfaltigkeit  der 
Culturen  und  die  Empfindlichkeit  einzelner  derselben  gegen  Wit- 
terungseinflüsse sowie  durch  die  wechselnden  Preisconjuncturen 
einzelner  Erzeugnisse  Elemente  der  Unsicherheit  bei  der  Ertrags- 
berechnung  in  weitgehendem  Maasse  sich  geltend  machen  (z.  £. 
in  Betreff  der  Weinproduction  und  der  Erzeugung  von  Handels- 
gewächsen (Iberhaupt).  Irrungen  tlber  die  durchschnittlichen  Er- 
tragsziffimi  eines  Guts  mit  solch  complicirten  Wirthschaftsver- 
hältnissen  können  aber  eine  sehr  verhängnissvoUe  Tragweite  für 
«l'Mi  Anerben  mit  sich  füliren,  und  es  ist  daher  auch  aus  diesem 
<iesiclitspunkt  die  Folgerunn-  zu  ziehen,  dass  wie  eiuc  Vererbung 
nach  Anerbenrecht  für  Gegenden  der  letzterwähnten  Art  kein  oder 
nur  ein  minderes  BedOrMss  ist,  seiner  Verpflanzung  dahin  auch  um 
desswillen  widerrathen  werden  mii88>  weil  der  praktischen  Hand- 
habung gerade  der  wichtigsten  und  folgenschwersten  Bestimmung 
desselben,  jener  üher  die  Feststellung  der  Gutstaxe  nach  dem  Er- 
tragswerth, hier  die  allergrOssten  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

S,  Die  Bedenken  gegen  ein  Anerbenrecht,  welche 
aus  der  dem  Anerben  obliegenden  Abfindungspflicht  erwachsen, 
erscheinen  dann  etwas  abgeschwächt,  wenn  eine  Anerbenrechts- 
gesetzgebung von  einer  solchen  positiven  Gestaltung  des 
Cred  itrechts,  durch  welche  eine  Tilgung  der  Abftndungöschuld  in 
angemessener  Frist  gewährleistet  wird  und  von  einer  solchen 
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GestaltviDg  des  Vorschuldungarecbts  begleitet  ist,  durch 
das  der  schuldnerisclic  Anerbe  gegen  augenMickliclip  Verlegen- 
heiten einen  gewissen  Schute  Tor  executivischem  Vorgehen  erhält; 
wenn  veiter  mit  ihm  eine  solche  Gestaltung  des  kndwiithsebaft- 
lichen  Versicherungswesens  Hand  in  Hand  geht,  die  den 
Wirth  vor  den  Folgen  unvorgesehener  scbSdigender  Ereignisse 
und  Zwisclienfälle  behütet.  Solche  positiven  Ausgestaltungen 
werden  freilich,  wenn  sie  innerhalb  einer  bäuerlichen  Bevölk^'iüiiL:. 
in  der  die  Tugenden  der  ^virthschaftlichen  Vorsicht  und  der  Familien- 
fürsorge noch  niclit  kräftig  entwickelt  sind,  jedor/oit  wirksam  sein 
sollen,  zum  Theil  wenigstens  eines  gewissen  Zwaugacharakters 
nicht  entbehren  dürfen;  und  zur  Begründung  dieser  Art  der 
Ausgestaltung  des  Agrarrechts  auf  den  bezeichneten  Gebieten 
l&sst  sich  immerhin  anführen,  dass,  wenn  man  durch  die  Erb- 
rechtsgesetzgebung einen  Yerschuldungszwang  begründet ,  ohne 
gleichzeitig  Vorsorge  zu  treifen,  dass  diese  Zwangsschuld  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Tilgung  gelauert,  man  sich  mit  dem  der  An- 
erbenrechtsinstitution zu  Gninde  liegenden  Gedanken:  <ler  unge- 
theilten  Erhaltung  des  Guts  und  der  Bewahrung  dessell)»'n  in  der 
Familie  —  einigermaassen  in  Widerspnich  setzt.  Erachtet  man 
es  für  unthunlich,  diese  Folgerungen  des  Au«  rbonrechtagedankens 
zu  ziehen,  so  wird  man  auch  mit  der  Mdglichkeit  rechnen  müssen« 
dass  die  erhoffte  Wirkung  dieser  besonderen  Erbrechtsgesetzgebung 
in  zahlreichen  FftUen  ausbleibt,  weil  das  verschuldete  und  mit 
jedem  Generationswechsel,  bei  unterlassener  Schuldentilgung,  mit 
weiteren  Schulden  sieh  belastende  Gut  entweder  der  Zerschlagung 
verföllt  oder  der  Familie  als  s^oleher  verloren  geht.  Jedenfalls 
sollte  man  autlinroii,  die  Verwirklichung  des  Anerbeiirt'chts]innri]»s; 
für  das  wichtigste  Panacee  für  die  Heilung  der  SchruhMi  auf  laml- 
wirthschaftlichem  Gebiet  zu  erklären;  jene  B»'urtheiiung  wird  die 
richtigere  sein,  welche  in  dem  Anerbenrecht  für  gewisse  Cultur- 
stufen  und  selbst  auf  hohen  Culturstufen  für  gewisse  Wirthschafts- 
Zonen  zwar  eine  wirthschaftlich  nothwendige,  aber  zugleich  risico- 
reiche  Einrichtung  erblickt,  bei  deren  Anwendung  der  Nutzen  einer 
günstigen  Besitzvertheilung  durch  vergleichsweise  hohe  Schulden» 
belastung  erkauft  werden  muss  und  deren  specifische  Gefahren  nur 
dann  vermieden  werden  können,  wenn  sich  die  Einrichtunir  ent- 
weder  auf  eine  Zwangsorganisation  des  Credit-  und  Versichenings- 
wcst'iis  oder  alx'r  auf  ein  reich  etitwickeltos  M:i;i->  von  \virth>c häß- 
licher Vorsicht«  Euthaltsamkeit  und  FaniiUeuvorsorge  stützt,  die 
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die  freiwillige,  regehnässige  Schiildabtragiing  und  die  freiwillige 
Lebens-,  Ausstattungs -  und  SchadensTersiehening  als  erste  und 
oberste  Famüienpflicbt  erscheinen  Iftsst*).  Wenn  es  femer  der 
Staat  als  solcher  ist,  der  aus  Gründen  der  allgemeinen  Volkswohl- 
fahrt dureh  die  besondere  Ausgestaltung  des  bftuerlichen  Erbrechts 
die  Inhaber  landwiilhschaftlicher  Anwest'ii  mit  Faniilienzwangs- 
^chuldeii  belastet,  deren  Tilgung  docli  mir  dann  Hieb  möglich  er- 
^^»'l^t,  wenn  das  Wiiilischaftslebeu  von  Stockuiigeu  und  Krisen 
befreit  bleibt,  so  wird  dieser  selbe  Staat  sich  der  Nothwendigkeit 
nicht  entziehen  dürfen,  soviel  au  ihm  liegt,  auf  die  Fernhaltung 
solcher,  den  regelmässigen  Gang  der  Wirtbschafb  erschfittemden  und 
das  Wirtbschaftsgleichgewicht  störenden  Vorkommnisse  Bedacht  zu 
nehmen.  Daher  diejenigen  Staatswesen,  welche  die  Besitzverfassung 
des  Grund  und  Bodens  durch  ein  wie  immer  gestaltetes  Anerben- 
recht zu  stfltzen  sich  genöthigt  sehen,  in  besonderem  Maasse  eine 
zielbewusste  positive  Luudwirthschaftspolitik  zu  handhaben  Ver- 
anlassung haben;  und  nichts  widerspruchsvoller  wäre,  als  eine 
Politik,  die  zwar  eine  i^pgebene  Grund eigenthumsvertheilung  mit 
künstlichen  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten  sich  bemühte,  abor  im 
Uebiigen  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  nach  den  Grundsätzen 
des  laissez  faire  et  aller  behandeln,  also  jede  Verschiebuncr  der 
Wirthschafts  -  und  Verkehrsverhältnisse  auch  dann  noch  ruhig  hin- 
nehmen wollte,  wenn  die  durch  sie  yerursachten  ErtragsausfftUe 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  jede  Amortisation  der  gesetz-. 
lieh  geschaffenen  Zwangserbesschulden,  selbst  bei  höchster  Kräfte- 
entfaltung der  Einzelwirthe,  unmöglich  machen  sollten^. 


*)  ,Die  blosse  Aeuderuiig  des  Familien-  und  Krbrechts,  bemerkt  in  ähnlicher 
Weise  Schäffle,  balte  idi  für  «ine  nach  der  Natnr  der  Sache  nnsoreiehende 

Maassregrrl  .  .  .  Auf  den  ricbti^ri  ti  Gebrauch  des  g&men  Unterpfands  .  Fausf (»fanils- 
und  Darlehensreehts,  des  Kechts  der  Theilunp,  des  Tau^^cbcs.  der  Paclit.  der  Miethe 
und  dos  Kaut's,  auf  das  Recht  der  Zwangs vollstreckuuj;  und  des  Cuncurses,  auf  da« 
Recht  der  Kodenmclioration,  auf  das  Agraijustiarecht,  das  ländUcbe  £rhiheiliiii|^ 
peschäfT  tmd  di«^  \'t<rii!nT'r!<f  haftsfiihninL'"  ninss  v'.-v  \  jrrarpolitik ,  wi'lt  lie  unter  den 
neozeitlicbeu  Bedinguiigitn  rolleii  Erlbig  erreicJien  will,  ihre  Wirkung  erstreben. 
Für  sie  ist  daher  das  Familien-  und  Erbrecht  ein  viel  an  schmaler  Boden"  <Incor- 
poration  des  Hypothekarcredits,  S.  7»)  .  —  Auch  Roseher  betont  » indriiig'licb  die 
Xofliwendipkeit  planni,i.s<?i^er  SchuldentiltriH"--  .  dass  man  das  Ideal  errei<  ht. 
von  Zeit  zu  Zeit,  etwa  mit  Abschluss  jedts  Mt  iisclienaltcrs,  den  Bodeu  in  seine 
ursprüngliche  Schnldenifreihat  znrtteluniTersetsen*,  also  „eine  seitgemässe  Wieder* 
bersteUung  dies  mosaischen  Jubeljahrs"  ($  147). 

Dabrr  (lii  i(n)i.rt  ii  Srhriftstt  Her.  wir  v.  Miaskowski,  keineswegs  folgerichtig 
verfahren,  welche  zwar  entschieden  für  eine  Anerbenrecbttigeeetxgebung  eiutreteu, 
aber  ebenso  entschiedene  (Jegner  jeden  Schutzes  der  heimischen  Landwirthschaft 
{regen  überwältigenden  W  i  ttbewerb  von  Aussen,  also  z.  H.  gegen  öetreidezölle 
sind.   Anerbenrecht,  namentlich  wenn  es  kraft  Uesetxes  für  wirksam  erklärt  ist 
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(Jeltr  Ildes  A  n er  bc Ii  rr- 1  Ii  t.  Tutor  <\pn  ueverpr  Anorbenrecht*.;re«f<'tzen  mit 
«iiier  eleu  vf»i  nu  lieuden  Atutuhriiitgen  eutsprecheuden,  im  jtiuzelueu  allerdiiigä  »ehr 
verBchiedenarti^^  ^staltoton  Ordnung  sind  zn  erwähnen: 

1.  Preusson:  a)  Gt'Si^tz,  betr.  das  Höferecht  der  Provinz  ILinuover  Tom 
2.  luiii  1H74  nt  bst  Kr^ränzuiij^^sfresetzen  vom  24.  Vehr.  188<)  und  20.  Febr.  18f^; 
b)  LuudjfüU-ionlmiiig  tur  Westphalcu  etc.  vom  '60.  April  1882:  c)  —  für  Braadfo- 
btir^  Tom  10.  JnU  1883;  d)  Dir  Schlesien  vom  24.  April  1884;  e)  —  Iftr  SchlMwi^ 
F[(»lst(  iTi  mit  \n>naliiiif  vnn  T.auenburfr  \"'in  2.  April  1886;  f)  -  —  für  den  Regf.-Bez. 
Kastiel  mit  Ausnahme  dos  Kreises  Kintehi  vom  1.  .Tnli  1887; 

2.  Oldenburg,  (lesetze  betr.  das  Erbrecht  vom  24.  April  1873  und 
10.  Januar  1879; 

3.  Braunsch  weip".  Tics.  <li'ii  liiiurilirlu  n  rinnidlx-sit/  betr.  Tom  28>  Min  1874 
iu  Verbindung  mit  den  nltereu  Gesetzen  vom  2U.  Mai  1808; 

4.  Schaombnrg-Lippe,  Geseta  fiber  die  Rechtoverbaltniase  der  Banemhofe 
vom  11.  April  1870; 

5.  Hremen.  r.t  ><  t/  über  die  fiechtoverhältniMe  de«  Ommdbesitsea  im  Laad- 
gebiete  vom  14.  Januar  1876. 

6.  Oesterreich,  Oe«.  Über  die  EinfQhmnf^  besonderer  ErbtheiliinirsvoTschrtften 
für  landw.  Bpsitzmiu'tm  mittlerer  (»rösse  vom  1.  April  1889.  (L'eber  das  ältere  Au- 
erbenrecht in  ()*  >t erreich  siehe  d.  Aufsatz  tou  M.archet  in  SchmoUer's  Jahrb., 
Bd.  Xm,  S.  1306  ti.) 

IHui  Ton  Verkauf  (in  Brannte  AtcMt,  Bd.  II,  8.  311  ff.)  fiber  die  ötttr- 
reichiscbc  uftifrliche  Anerbenreclitsyejiit/^'tliun'r  ;j('tallt»'  aLfüllige  rrtluil:  .sie  >ei 
das  Pioduct  der  Hnthlosi^keit  und  werde  ebenso  proletarische  Zu>tände  herbei- 
führen wie  die  Gesetze  der  liberalen  J^poche'',  kann  als  ein  objectivea  kaum  &n- 
g"esehen  werden;  der  Fehler  der  ()»sftri.  Aprarg'esetzpebun^'  liegt  in  der  übereilten 
Aufhebung  der  jTPset /.liehen  Untheilbarkeit  in  <>(  2r<^iuleii.  die  dieser  Iii«i;Ttion 
(wegen  der  Extensität  des  landw.  Betrieb»)  nicht  wohl  eutratheu  können  (S.  446k 
kann  die  Reichsgesetzgcbung  aber  etwas  Anderes  Üinn,  als  den  Efnaellai^tä^Q  die 
Wiedereinführung  da,  wo  sie  angezeigt  ist,  wieder  freistellen;  bedeutet  nicht  die 
Ermöglichnntr  der  uugetheilten  Erhalttinj;  fler  Anwesen  im  Erbgang  gejreniihcr  den 
l'urcelUrujigszwang  dei>  Bürgerl.  Gesetzbuchs,  wie  sie  das  Anerbeureciitsgesetz  voa 
1.  April  1^9  geschaffen  hat,  immerhin  einen  wesentlichen  Fortschritt;  und  wie 
will  denn  Verkauf  die  Erbes&berschuldnng  anders  venueiden^  als  dnrcii  eine  wenn 
aueh  l)es(  lieidonc  Bevorzugung  des  Anerben;  betiirchtet  man  aber  von  letzterer  »'i?>e 
„Pruletarisirung"  der  Miterbeu,  auf  welchem  Wege  soll  deim  die  Zwickmuhle  der 
Anerbensreehtslast  und  des  Frindps  der  Gleichh<^l  des  Erbrechts  aller  Geschwister 
überhaupt  gelöst  werden? 

Wegen  der  Anerbenrechts'^osetze  in  Verl»  i  ii d  i.  ug 'mit  gesetzlicher  Un- 
theilbarkeit siehe  die  Angaben  zu  §  77  US.  4i>4  Ü".». 

§86.  Reformbestreblingen  innerbalb  des  Kecht ssyst^Mus 

der  Freitheilbarkeit 

Wie  im  Oebiete  der  neueren  An »'rbenrechtsgesetzeebmiL'^  schritt- 
weise von  den  Formen  der  alten  G<^luiiidenheit  liiiiwoLi  oin»*  An- 
näherung an  das  gemeine  Recht  sich  vollzog,  der  Art,  dass  das 
Anerbenrocbt  Icoinon  absoluten  zwingenden  Charakter  mehr  an  sich 
trägt,  also  durch  V  erträge  unter  Lebenden  und  durch  testamentarische 

und  ein  wenigstens  massiger  Zollschutz  gegen  übermaclitigen  an^landi-irhen  Wett- 
bewerb sind  daher  nothweudig  xusammeugehörige  Dinge,  und  Dirjeuigen^  welche 
das  Erster*  wollen,  werden  folgerichtig  nicht  umhin  ktinnen,  die  relatire  Beredk- 
tigoni;  einer  landwirthsehaftlichen  Schntssollpolitik  ebenfiUla  snsagfdehen. 
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Yertugimgen  abgeändert  werden  kann;  dass  weiterhin  der  Anerbe 
nicht  mehr  alleiniger,  sondern  lediglich  ein  unter  mehreren  Erben 

bevorziinttM-  Krbe  ist;  dass  —  mit  wenigen  AusnahiiuMi  —  die 
Geschlosseiilipit  dt's  dem  Anerbenrecht  unterworfenon  Guts  beseitigt 
und  (Midlicli  die  AVirksamkeit  des  Anerbenrechts  \i»dt"a('h  von 
einem  selbstständigen  Willensact  des  Gutsbesitzers  abhängig  ge- 
macht geworden  ist  —  so  macht  sich  anderseits  eine  Strömung 
geltend,  die  gemein-(land-)rechtlichen  Erbtheilungs- 
Vorschriften  in  ihrer  Anwendung  auf  landwirthschaftliche  Grund- 
stücke ihres  unter  Umständen  schädlichen  Einwirkens  auf  die 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  durch  eine  angemessene  Um- 
bildung zu  entkleiden,  wobei  namentlich  jene  Bestrebungen  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  die  auf  Erweite iuüg  der  Testir- 
freiheit  und  eine  damit  Hand  in  Hand  gehende  Abändern  hl' 
des  Pf  Ii  ehtth  ei  Isrechts  oder  aber  auf  ordnende  ßestiniiminutn 
über  die  Taxation  des  Nachlasses  abzielen.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  zu  bemerken: 

1.  Die  Bestrebungen  auf  Erweiterung  *der  Testirfrei- 
heit  fussen  auf  dem  Gedanken,  dass  je  strenger  dasPflichttheilsrecht 
gestaltet  ist,  um  so  schwieriger  dieUeberweisung  der  liegenden  Habe 
an  ein  Kind  und  die  Zusammenhaltung  des  Familienvermögens  sich 
erweist  und  dass  indem  es  zu  fortschreitender  Auflösung  des  Familien- 
besitzes nöthigt,  sich  mit  der  volkswirthschaftlichen  >»'atur  des(irund 
und  Bodens  in  Widerspruch  setze.  Man  fordert  desshalb,  um  einem 
.anivornünftigen'*  Theilunis^sprocess  Srijranken  setzen  zu  können, 
<?i]tweder  nach  dem  Vorgang  des  in  England  geltenden  und  von 
da  nach  Amerika  verpflanzten  Bechts  völlige  Testirfreiheit  mit  dem 
Recht  des  Erblassers,  den  ganzen  Nachlass  an  ein  Kind  unter  Aus- 
schluss aller  übrigen  zu  vererben  oder  doch  eine  wesentliche  Er- 
weiterung der  Testirfireiheit  der  Art,  dass  die  letztere  nur  durch 
die  Anspräche  der  Descendenten  und  Ascendenten  sowie  der  Frau 
auf  Alimentation  bezw.  auf  standesmftssigen  Unterhalt  und  was  die 
Kinder  anlangt,  auf  Kiziehun^-  nnd  Ausstattunir  eingeschränkt,  sein 
soll.  Dabei  rühmt  man  dem  System  der  Testirfreiheit  nach,  dass 
es  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  des  Familienoberhanpts,  zu 
Lebzeiten  für  eine  angemessene  Versorgung  der  Kinder  zu  sorgen, 
8t<»igere,  die  elterliclie  Autorität  stärke  und  indem  es  einen  denkbar 
st^rk«  !!  Impuls  für  den  Erwerbstrieb  verleihe,  in  allen  Beziehungen 
die  Zukunft  der  Familie  auf  eine  gesicherte  Basis  stelle^).  Man 

^0  scbon  Hülfe  rieh  in  dem  mehrfacb  citirten  Aufsatz  i.  d.  Ztschr.  f;  d. 
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kann  diese  Sätze  im  AJlgemeinen  als  richtig  zugeben,  darf  aber 
doch  den  Zweifel  erheben,  ob  eine  Wirkung,  welche  Tielleioht  bei 
den  höher  gestellten  Schichten  des  Volks  als  Folge  der  Testir- 
freiheit  sich  als  zutreffend  erweisen  vemiag,  auch  bei  den  unteren 

in  dorn  erwartetem  Umfang  eintioton  wird:  und  hiervon  abgesehen, 
ob  das  Ziel,  das  man  bei  Ein  füliru  iiir  der  völligen  Testirfrei- 
heit  im  Aii2:e  hat,  nämlich  eine  zweckmäsaigere  ResruliriinL^  des 
Na(  iihisses  im  Sinne  der  thunlichen  Erhaltiuig  des  elterlielion  Liegen- 
schaftsbesitzes in  ungetheiltem  Zustand,  durch  eine  darauf  abzielende 
Reform  des  geltenden  Hechts  Oberhaupt  sich  erreichen  lässt.  Wenn 
man  gegen  die  Abschaffung  oder  selbst  wesentliche  Einengung 
des  Pflichtheilsrechts  in  den  Ländern  des  gemeinen  Bechts  und 
verwandter  Bechtssysteme  nicht  ohne  Grund  geltend  machen  kann, 
dass  eine  solche  Aenderung  dem  eingewurzelten  Bechtsbewusstsein 
des  Volks  zuwiderlaufe,  welchem  eiiio  Enterbung  einzelner  Kinder 
fremdartig  iiiul  unverständlich  sei*),  so  wird  die  Annahme  gest^ittet 
sein,  dass  jedenfalls  am  allerweuigsteu  die  bäuerliche  Bevölkerung, 


pes.  8t.»W.,  1854,  8.  147  ff.  —  Neursttiis  ist  namentlich  Frlir.  v.  Hammersteio- 
J-nxtcn  wann  für  ,,die  Kiiifii^ntn'j- der  absoluten  Te^Hrfreiheit  iiacli  (U-m  >ru>tfr  des 
cn^lisch-aiueriknnisclieji  Erbrechu  ohne  Pliichttheilsrechte",  aber  mit  ijt'wabrung 
von  AUraenten  ^an  bedfiifdge  Abkfiininliiige,  Ehegatten,  Asoendenten*  eingetretea 
(Deutscher  Laudwirthschaftsrath,  1884,  S.  254  ff.);  ab  intestato  >vill  er  Vererbung- 
ansschlit>sslirh  Tiacli  Aiicrbenrecht.  Vnn  frair/.ösischcn  Vertrotorn  drr  Tc<tirfreiheit 
ist  namentlich  der  consen^^ative  ijchrittsteller  J.e  Flay  („La  llefonne  sociale  eu  Franc«", 
1867)  SU  nennen,  der,  ähnlich  anderen  congeirntiTen  Sehrillstellern,  von  dem  hat' 
sehenden  Krb-  und  Fflichttheilsrecht  den  Niedergang;:  Frankreichs  befürchtet. 

*)  Dies  auch  der  Standpunkt  der  Mehrheit  des  Deutschen  .hi  rieten  tags  .uif  >«in(r 
14.  Jahresversammlung  und  der  Motive  zum  bUrgorUcben  Gesetzbuch  für  da^  Deut:jdie 
Reich,  Bd.  V,  8.  7  und  382.  —  ^Auch  die  Kinder  bedürfen  eines  Schntses  ^fren  ver> 
lietzte  Viit*»r,  peji^en  intrignirende  Stiefiniitter  und  gtgea  crbschleichende  (Jesehn-igter; 
der  Erziehung  in  rine-r  beg-üterten  Familie  corrcspondirt  das  Bedurfiiiss  ir^^end 
welchen  Besitzes  zur  materiellen  Uewähr  standesmäsäiger  Lebenshaltung.  Jenen 
SchiitK  der  Kinder  neben  der  Kraft  der  ▼aterlichen  Antorität  in  Becbnnnir  nehmen, 
ist  eben  der  Sinn  des  Pflichttheihsrechta."  ( Schaf fle,  a.  a.  O.,  S.  113.)  -  .Am 
Pflichttheilsrecht",  sagl  niicli  <!i(  rko,  _darf  (im  Grundsatz)  nicht  prütt»^lT  wt  rdt  n! 
Ist  es  auch  der  Form  nach  römisclier  Herkunft,  so  diente  es  doch  sachüch  der  Er- 
haltung des  deutschen  Reehtsgedankens  .  .  .  Anch  das  deutsche  Secbt  hatte  .  .  . 
immer  zugleich  für  die  Einschrünkung  der  Vergabungsfreiheit  durch  unent/.i»  hbares 
Anwartschaft.«rcclit  dor  nä(li«;tf»n  pi»<?pt7lirhen  Erben  jjpsnrrrt  .  .  .  Wollte  m^ni  l.ontf 
diese  Schranken  tler  T*.*stirtreiheit  uiederreis.sen,  so  würde  man  damit  dem  (Jcdankiii 
des  Familienvermögens  eines  seiner  legten  Bollwerke  goge.n  die  andrängenden 
Wogen  des  Individnalisnius  htTiiuben  nnd  (ine  Fülle  von  Willkiihr  nnd  S.  lI)>T>.iu1:t 
entfesseln."  —  Wenn  Walckcr  (a.  a.  (>.,  .S,  104)  für  ein  die  „freiestc  Bewe^ing" 
gestaltendes  hänerliches  Erbrecht  eintritt  (Testirfreiheit  des  Vaters  innerhalb  der 
durch  das  IMli»  httheilsrecht  gezogenen  Schnuiken;  im  Fall  der  Unterlassung  letit* 
williger  V(  lili^rnn^ron  Ordnunp"  des  X;u  hlnssos  durch  Mehrheitsbc'sehluss|I]  der 
Erben;  Verkaut  des  Guts  und  gleichmässige  Tbeilttiig  des  Erlöses  im  Fall  die  Erben 
sich  ntcbt  einigen  können  [trots  xngelMBener  XiyoriairttDg?] )  —  so  vberaielit  er 
dabei,  wie  eine  solche  „freie  Ordnung*^  doch  keine  andere  Folge  als  die  haben 
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falls  es  Überliaupt  zu  einer  solchen  Aendening  käme,  von  der  ihr 
dann  zustehenden  Testirfreiheit  den  erwarteten  Gebraucli  machen 
vrerilo.  Molir  als  irgend  einer  steht  der  BaiuT  im  Ikmn  der  Ueber- 
lief»niin[;en  und  Nietnand.  der  diese  Charaktorzüge  kennt,  wird 
L''laul)eii,  dass  di«>  Kinführun^  der  Testirfre  iheit  auf  lange  hinaiisi 
irgend  eine  Aenderung  hinsichtlich  der  Vererbungsgrundsätze  da, 
wo  seither  die  Geschwister  als  gleichberechtigt  galten,  hervorzu- 
nifeii  im  Stande  sei;  oder  dass  die  Handhabung  der  Testirfreiheit 
mit  dem  Ziel  der  gänzlichen  oder  theilweisen  Enterbung  der  Ge- 
schwister des  designirten  Gutsnachfolgers  innerhalb  eines  bäuer- 
liehen  Familienkreises  ebenso  glatt  wie  in  den  Familien  der  Grund- 
und  Geldaristokratie  des  Importlandes  der  Testirfreiheit  verlaufen 
werde.  Alles  spricht  vielmehr  <hifür,  dass  von  der  Testirfreiheit 
zu  dem  bezeichueteu  Zweck,  wenn  übcrhaujjt,  nur  ein  äusserst 
sparsamer  (  ieliranch  auf  dem  flachen  Lande  würde  gemacht  werden, 
und  man  kann  daher  wohl  sagen,  dass  wenn  irgendwo  das  Bedürf- 
niss  besteht,  die  Wirkungen  der  gemein-  oder  landrechtlichen 
Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Vererbung  des  liegenschaftlichen 
Nachlasses  abzuschwächen,  die  Beseitigung  oder  wesentliche  Ein- 
engung des  Pflichttheilsrechts  und  die  Verweisung  der  bäuerlichen 
BeTOlkerung  auf  Testamente  jedenfalls  ein  geeignetes  Mittel  zu  dem 
Zweck  Tie!  weniger  sich  darstellt,  als  ein,  im  Sinne  der  früheren  Er6r- 
tenuiLreu  lil)eral  gestaltetes  Intestatanerbenrecht.  Wie  denn,  solange 
„der  Nacliliiss  nacli  dem  geltenden  Kecht  ab  intestato  zu  irleichen 
Theilen  imter  sämmtliche  in  gleichem  cirade  mit  dmi  Erblasser  ver- 
wandte Descendenten  .  .  .  vererbt,  die  Errichtung  von  Testamenten, 
in  denen  einem  der  Erben  der  ganze  von  dem  Pfiichttlieilrecht  fireie 
Theil  der  Erbschaft  zugewendet  wird,  immer  für  etwas  Abnormes 
gelten  wird^*  (Miaskowski). 

2.  Eine  freundlichere  Stellung  als  zu  dem  Uebergang  zu  dem 
System  der  Testirfreiheit  unter  Beseitigung  des  Ptiichttheilsrechts 
wird  dagegen  zu  jenen  Hestrebungeu  einzunehmen  sein,  welche 
auch  im  riebiete  des  gemeinen  Rechts  auf  eine  Aenderung  der 
Vorschriften  über  die  Schätzung  des  liegen  sc  haftlichen 
Nachlassverm^^gens  abzielen,  soweit  nämlich  nach  geltendem 
Becht  für  diese  Schätzung  der  laufende  Verkehrswerth  entscheidend 

könnte,  entweder  in  jedt  in  Xadilassfall  Hader  und  Streit  in  die  Familie  zn  tragen 
oder  doch  die  rebemahtne  des  Guts  durch  eins  der  Kinder  sehr  zu  erschweren; 
und  d&&&  die  doch  an  sich  unenvünschte  Abstossung  des  FamiLienbe»itzcs  als  die 
einfacliste  Lösung  mit  der  Zeit  die  B«gel  bUden  mSsste. 


Oigitized  by 


510  Kap.  IV.  Beritsveitheilttiig,  Erbrechl  und  Landpolitilu 


ist  (§  84).  £iue  reformirende  Gesetzgebuiig  in  dieser  Hinsicht  auch 
innerhalb  des  Gebiets  des  gemeinen  Bechts  ist  n&nüich  dessbalb  Ton 
Bedeutung,  weil  eine  naturale  Theilung  der  Liegenschaften,  wie  es 

jenes  Recht  als  Becrel  im  Aii.s^e  hat,  keineswegs  immer  Platz  greift, 
z.  13.  wenn  nur  i'in  mäimlicher  Erbe  vorhanden  ist  und  die  -weib- 
lichen Geschwister  in  Folge  Wegzug^s  oder  Verheiratbuiig  an  «  iiifii 
dritten  Ort  auf  die  EinwoisuiiLr  in  den  ihnen  zut'alleuden  Gruud- 
stücksbesitz  Verzicht  zu  leisten  genöthigt  sind;  oder  wenn  zwar 
mehrere  Söhne  vorhanden,  aber  nur  einer  derselben  dem  landwirth- 
schaftlichen  Beruie  sich  gc widmet  hat;  selbst  die  aufrichtigsten 
Freunde  des  Systems  der  Freitheübarl^eit  werden  einräumen  mtlssen« 
dass  mindestens  in  solchen  Fällen  die  Uebemahme  des  elterlichen 
Besitzes  durch  ein  Kind  (an  Stelle  der  Versteigerung)  das  Natur- 
gemässe  ist  und  nicht  durch  die  Art  der  Erbschaftstaxe  erschwert 
oder  unmöglich  gemacht  werden  sollte.  Wenn  vollends  sich  die 
Kr}>tli('ilung.  z.  B.  weil  minderjährige  Kinder  vorbanden  sind,  in 
gerichlliclicm  Wege  vollziolit.  wird  es  schwer  verständlich  blrihen, 
dass  die  geltenden  Grundsätze  über  die  Bewerthung  der  Liegen- 
schaften die  Vormundschaftsbehördc  untor  Umständen  in  die  Laire 
versetzen,  den  elterlichen  Grrundstücksbesitz  in  dritte  Hände  lediglich 
desshalb  zu  bringen,  weil  sie  die  Verantwortung  der  Belastung 
eines  Kindes  mit  hohen  Erbabfindung8-(01eich8tellung8-)geldeni 
zu  Gunsten  der  Geschwister  nicht  tragen  will.  Die  allgemeine 
Adoptinuig  des  Erbtigswerths  statt  des  Verkehrswerthsprincips  in 
allen  Fällen,  in  denen  die  Nachla^^tlioilimg  uiiter  Mitwirkiuisr  der 
Gericht>l)t'h«ir(l<'  ai>sitieU,  würdf  daher  geeignet  sein,  Theilungeiu 
wo  sie  an  sich  vernieidbar  sind,  wo  die  Nichttheilung  sogar  nach 
Lage  der  Sache  als  das  Verständigere  ersclieint,  zu  verhüten  und 
die  mit  der  Ueberweisung  des  elterlichen  Guts  zu  übernehmende 
Abfindungslast  zu  einer  erträglicheren  zu  gestalten,  aucli  wenn  im 
System  dieses  Bechts  Ton  einem  „Voraus^'  an  den  Uebemeiimer, 
wie  nach  dem  Anerbenrecht,  nicht  die  Bede  sein  sollte.  Die  grund- 
sätzliche Annahme  des  Ertragswerthsprinci  ps  fOr  alle  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörde  erfolgenden  Nachlassauaeinander- 
Setzungen  darf  daher  als  einer  der  nichtigsten  Keforinpunkte  gerade 
auch  bei  der  Ausgestaltung  des  gemeinen  Erbrechts  mit  Kecht 
bezeichnet  werden. 

3.  G  e  b  ä  u  d  0  -  A  n  e  r  b  e  n  r  e  c  h  t.  Eine  der  wenig  erireulichsten 
Folgen  der  Krbtheilung  im  System  der  Naturaltheilung  tritt,  darin 
Zulage,  dass  weil  in  der  Kegel  der  Fälle  die  zumNachlass  gehörigen 
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Wohn-  und  Wirtfasehaftsgeb&iide  von  einem  der  Miterben 

übernommen  werden  müssen,  landwirtbschaftliche  Betriebseinheiten 
sich  bilden,  in  denen  das  G ebäud ("  k api tal  zu  dem  Grund- 
kapital in  oinom  richtigen  Verhältniss  uiilit  molir  steht.  Hier- 
durch wird  der  BcUk^I»  des  landwirthschaftlichon  Anwesens  (durch 
die  üebäudeunterhaltungslast  und  durch  die  auf  den  Gebäuden 
etwa  nihenden  besonderen  Abgaben  und  Versicherungsgebühren) 
in  iinndthiger  Weise  stark  vertheuert  und  das  Kränkeln  mancher 
Wirtbschaften  im  System  der  Naturaltheilung  steht  mit  dieser 
betriebsvertheuemden  Wirkung  eines  zu  grossen  Gebäudekapitals 
unzweifelhaft  im  Zusammenhang  ^).  Auch  bei  grundsätzlicher  Fest* 
haltung  an  dem  System  der  naturalen  Liegenscliaftstheilung  im 
»btall*»  wirft  sioh  doch  die  Frage  auf.  oh  nicht  der  zur  üebeniahme 
rler  <  ieViäude  sich  verstehende  Miterbe  einer  Slmlichen  Vergünstigung 
wie  «1er  Anerbe  im  System  de^?  An^'rbeürechts  (durcli  Vtilligen  An- 
schlag der  Gebäude)  sich  erlreuen  solle;  ja,  ob  nicht  zur  Verhin- 
derung der  keineswegs  selten  zu  beobachtenden  unzweckniassigen 
Bildung  von  Miteigenthumsrechten  an  den  im  Kachlass  befindlichen 
Gebftudecomplexen  geradezu  die  Schaffung  eines  Anerbenrechts 
betreffs  der  in  einem  landwirthschaftlichen  Nachlass  befindlieben 
Gebfiudeobjecte  (im  Sinne  des  ungetheilten  Uebergangs  der  Gebäude 
ab  intestato  an  ein  Kind  zu  massigem  Anschlag)  zweckmässig,  ja 
uothwendig  erscheint  -). 

4.  B  e «  0 i  t  i  gu  n  g  d e  s  r  e  e  h  t Ii  c  Ii  e  n  ?  a r r  e  1 1  i r u n g s z  w  a n gs. 
im  Geltiui^sLicbiet  des  gemeinen  Keciits  kann  in  den  zahlreichen 
Fällen  gerichtlicher  Erbauseinandersetzuugeu,  in  denen  also  über 

*)  Vgl.  die  bad.  laudw.  Krhebuugen,  IV.  Bd.,  8.  70  ff.,  nnd  den  Couuiiissions- 
befiebt  des  (Vlurn.  E.  A.  t.  6öl«r  betr.  die  Befreiung  landw.  ffilfsgebftude  von  der 

Besteuerung  (IJeil.  Ko.  538  zum  Protocoll  der  13.  Sitzung  di  r  I.  Kamnu  r  (Jer  l»nd. 
Landstände  v.  2ii.  Win  1892j.  Nach  letzterem  betrug  z.  B.  in  einer  üemeiudo  der 
Ubeinebeue : 

Grösse  Steuerkapital  des        Stenerkspital  der        Letzteres  in  7o 

det»  Betriebs:     Grand  und  Bodens.  Hilfsgcbiiade.  zum  Gnindsteuer- 

ha  M.  M.  knpltol. 

2  1260  1000  79,3 

4  b&BO  2200  B9,d 

10  84900  4200  17,0 

Sieb«'  Iii. -/II  mich  v.  s*^.-ni i  n  i .  Th'»-  ll.'las-tiin!:  der  (fnmdrente  durch  das 
(iebäudekapital  etc.,  18iKJ  und  du-  Au^^lulinuiLri'u  in  Kap.  XII. 

*)  tjüue  solche  Gesetzgebung  ist  lur  Baden  neuerdings  iu  Aussicht  geuuuimeu 
worden,  da  «w?f?elmässig  gerade  in  Folge  der  Theilnng  das  Haus  mit  Zubehör 
grosser  und  darum  an  sich  werthvoller  sein  wird,  als  es  die  Verb}iltni>-c  <!••>  T'i  ber- 
nebuiers  notbwendig  machen.  T>if^  Tbt  iltingsinteresnenten  würdr-n  daher  in  der 
Kegel  zur  Versteigerung  des  eltcrlicben  Hauses  gedrängt,  wenn  itiebt  das  Gcseta 
Knrsorge  daf&r  trifft,  dasa  Einer  derselben  um  billigen  Anschlag  es  abernehmen  kann**. 
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die  Art  der  Vertbeilung  des  NaehlassTerm^genB  die  Entscheidung 

oiner  Staatsbehörde  zußUt,  durch  Erlassung  geeigneter  Instnictions- 
vorschrifton  sehr  wnhl  uiiviTständigeu  TheiluiiL^eu  entgegengewirkt 
werden,  wobei  alb  rdiiigs  Vuraiissetzunc:  i^^t.  dass  den  zur  MitwirkniiL«' 
berufenen  lieanitungt'ii  es  an  dem  wünsclienswerthen  v<ilk^^vi^ll- 
schattlichen  Verständiiiiss  für  die  Tragweite  ihrer  dessfaUsigen 
Theiiungshand hingen  nicht  fehle,  also  in  jedem  einzelnen  Fall 
neben  der  Würdigung  der  formalen  Beebtefragen  auch  diejenige  des 
wirtbschaiUichen  Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  sich  Geltung  ter- 
schaffe.  Wenn  aber  dem  yerstftndigen  Ermessen  der  Theüungs- 
bebörde  durch  das  geltende  Becht  selber  unflbersteigliche  Schranken 
gezogen  sind,  wie  im  französischen  Civilrecht  in  radicaler  Ueber- 
treibung  des  Gleichheitsprincips  geschehen,  so  sollte  freilich  vor 
Allem  hirr  tlie  bessern do  Ilaiid  der  Gesetzgelmiig  angeleirt  WfT'lt'ii. 
Wenn  naefi  den  Bestimmungen  des  Code  isayoleoii  in  allen  Fällen 
gerichtlicher  riu  ilung  so  viele  gleiche  Loose  zu  machen  sind,  als 
tiieilende  Köpfe  oder  Stämme  vorhanden,  und  jedem  Loos,  womög- 
lich, gleichviel  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Gütern  zuge- 
schieden werden  muss,  Liegenschaften  aber,  die  sich  fOgiich 
(commod^ment)  nicht  theilen  lassen,  gerichtlich  zu  versteigern 
sind  (C*  c.  Art  819  ff.),  so  liegt  hier  eine  Ordnung  des  landwirth- 
schaftlichen  Erbrechts  vor,  die  man  mit  Recht  als  Parcellirungs- 
zwaiii;  [»»'zeichnet  hat  und  die  nothwendigerweise,  ziuual  in  Ver- 
J)indung  mit  dem  striMii^nMi  Fllichttheilbroclit,  fortschreit^ender  Zer- 
stückrhing  und  einer  im  gegebenen  Fall  geradezu  miverstäivliirf n 
Theilung  förmlich  die  Wege  ebnet;  die  freilich  gerade  im  Sinn 
der  Schopfer  des  französischen  Civilgesetzbmlis  gelegen  war,  das 
die  alte  Gesellschaft  vernichten  sollte,  indem  es  ihren  Besitx 
^,morcellirte^^  (vgL  die  Kote  auf  S.  469).  Es  ist  gegen  solche  üeber- 
treibung  des  gesetzgeberischen  Gedankens,  gegen  welche  die  fran- 
zösische Landbevülkenmg  mit  dem  sittlich  bedenklichen  Mittel  des 
Zweikindersystems  anzukämpfen  sich  gewöhnt  hat,  eine  wohlbegrün- 
dete  Keaction  gewesen,  wenn  in  den  anderen  Geltungsgebieten  dei^ 
tranzösiselien  Rechts  mit  dem  Zwang  der  L  oo  s  ebi  1  d  un  l' 
gebrochen  (Helgieu,  Kheinprovinz,  Baden,  Elsass- Lothringen),  ■ 
Vorschriften  beseitigt  worden  sind,  „welche  zur  Gütervertheilunsr 
zwingen  und  das  Streben  der  Bevölkerung,  den  Grundbesitz,  soweit 
möglich,  ungetheilt  in  der  Familie  zu  erhalten,  geradezu  vereiteln": 
wenn  also  Sorge  dafür  getragen  wurde,  dass  die  Betheiligten  nicht 
rechtlich  genöthigt  sind,  „den  liegenschaftlichen  Nachlass  zu 
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zerstückeln,  auch  wenn  sie  lebhaft  wünscheot  ihn  in  eine  Hand 
übergehen  zu  sehen,  und  noch  so  sehr  überzeugt  sind,  dass  die  Thei- 
hing  dem  Gesammtinteresse  der  Familie  sowohl  wie  dem  der  Ein- 
zelnen widerstreitet"*). 

§87.  Fortsetzung;  G  ütersc  hluss;  Besitzuiinimuiu; 

P a  r  c  0 1 1  e  n  m  i n  i  m  u  m. 

Auch  nach  Sprengung  der  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes 
sind  doch  vereinzelt  noch  Reste  der  alten  Theilbarkeitshosi  hran- 
kungen,  wenigstens  vereinzelt,  stehen  geblieben^  welche  den  Zweck 
Terfolgen,  die  stärksten  Missbr&uche  der  Freigebung  des  Boden- 
Terkehrs  hintanzuhalten;  es  sind  dies  die  da  und  dort  noch 
Torkommenden  Bestimmungen  über  Parcellenminima  und 
gewisse  polizeiliche  Vorschriften  über  die  Zerschlagung  (Dis- 
niembration)  von  1  a  n  *hv i r t  h s  c h a ft  1  i c h o n  A  mv e s e ii  zu 
Speculations zwecken  (Güterzertriimmerung,  G üttTiiietzoferei). 

1.  In  älterer  Zeit  war'ii  LaTnl<*>.»rdnungen  nicht  selten,  die 
die  Theihmg  der  landvviitli:iChatUichen  Anwesen  unter  ein  be- 
stinuntes  Maass  untersagten  oder  doch  von  obrigkeitlicher  Ge- 
nehmigung abhängig  machten  ( G üterschlus s,  ßesitzmini- 
mum);  sie  entsprangen  denselben  Erwägungen  wie  die  Geschlossen- 
heitserklärungen selber,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  den 
Betheiligten  bis  zu  einer  gewissen,  nicht  überschreitbaren  Grenze 
herab  in  der  Theilung  Tolle  Freiheit  gelassen  war^  wobei  zur 

'i  Alls  den  Motivon  rwr  Novelle  zum  tiail.  T.ainlrechl  v.  2ß.  April  1886,  welche 
aus  .4aiLasü  der  laudw.  Erhebuugtiu  von  1883  erlassen  wurde;  itieh«)  de«  Verfasserü 
Hdb.  d«B  iMtd.  Ltndwirtligchaftflrechtg,  18^,  8.611,  und  den  Berieht  des  Frhni. 
Keubronn  im  Landtag  1883/84  über  diesen  < Jeg-en stand  (Reila^  /.um  ProtocoU  der 
6:1  öfFentl.  Sitzunj^,  S.  4  ff.);  ferner  v,  Miaskow^ski,  n.  a.  0.,  II,  S.  1J)7,  2H>  und 
22B  ff.,  wo  auch  dt^r  Ret'onnbestrebuupm  in  Frankreich  selbüt  aus  Aula«s  der 
Knqiu'te  a^nioole  von  1867/70  Erwfthnnn^  getbsn  ist.  —  Znr  ninstrirnng  der  an 
da«  französische  Civilrecht  betreffs  seiner  Erbtheilunjrsvorsehriften  sich  knüpfenden 
FoVfri  «^n  (TAviihnt.  dass  nu  hndisrhcs  HeTiirknamt  (Stocknchl  au»  der  Zfit  vor 
der  Novfllf  des  Jahres  lH8b  einberichtete,  wie  ein  ansehnliches  Bauerngut  bei  Ab- 
leben des  Besilseis  von  der  Yormnndechaftsbehürde  an  einen  Qflter> 
Händler  verkauft  und  von  diesem  i\i'r  jiar«  ellt  nwi  isi  n  Yn >f»  i2"i*run|tr  aus^esot/t 
worden  sei :  dass  in  Folpe  dessen  ein  namlmtter  Theil  der  Einwohner  schwer  mit 
.Schulden  Hich  beUistet  habe  und  nunmehr  in  völli|rer  Abhänjjigkeit  von  den  Händlern 
«ich  befinde;  nnd  dass  also  die  Folge  dieeer  von  dem  (lesetz  gewollten  Maass- 
nrihmo  die  gewesen  sei,  dass  vm  Bauerngut  zu  exi^tircu  aufv'tlitirt  liabc  dass  die 
AVirtbttcbal'täla^^  derjenigen,  die  die  eine  oder  andere  Parcelle  sieh  ersteigerten, 
TieUkch  sich  Tenchlimmert,  jedenfiülfl  nicht  nennenswertti  sich  ▼erbesiiert  habe  nnd 
dash  die  Kinder  des  verstorbenen  Besitzers,  wenn  sie  vcdljählig  geworden  seieUi 
unter  l'in<» mden  mit  erheblichen  Opfern  ein  anderes  landw.  Anwesen  sirh  erwerben 
müüsen.  W  le  viele  derartige  Fälle  mögen  früher  im  Geltungsgebiet  des  franzosischen 
Rechla  in  Deottchland  voigekommeD  sein  nnd  in  Frankreich  noch  iouner  vor- 
konunoi! 

Bneh*ttk«rf«T,  An  AfmpoUtik.  L  38 
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Fixirung  Jener  Grenze  entwoder  ein  bestimmtes  FlächenmaaBs  oder 
ein  dem  entsprechender  Maassstab  (Zahl  des  Spannviehs,  Maass 
der  Aussaat,  Stenerertrag)  diente.  Man  kann  mit  Becbt  gegen 
eine  solche  schematische  Ordnung  den  Einwand  erheben,  dass, 
indem  sie  der  Yerschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  keine  Bechnung 
trug,  aucli  dem  berechtigten  Gnindstücksverkehr  lästige  Fesseln 
auferlegte,  und  mau  wird  überhaupt  aus  den  früher  erörterten 
allgemeinen  Gründen  »Ii»'  Furtdauer  solcher  liesc!iiäiikiin£rf*n  d^oh 
nur  unter  sohr  bedingten  Vuraussetzungeu  für  aniifjin'>>eu  nn*l 
untbig  erachten  dürfen:  wobei  übrigens  das  System  der  Gescbiosr^«'u- 
heit  als  solcher  mit  der  Möglichkeit  des  Dispenses  im  Einzellall 
Yor  der  schematischen  Festlegung  eines  Besitzminimums  jeden£alls 
den  Vorzug  verdient.   (Vgl.  §  77.) 

2.  Eine  grössere  Berechtigung;  auch  heute  noch  als  diese  Besitz- 
minimas haben  die  Vorschriften,  weiche  die  Verkleinerung  der 
einzelnen  Grundstflcksparcell en  unter  ein  gewisses  Maass 
der  Regel  nach  untersagen  (Parcelleminimum,Stfickschluss): 
sie  sind  nicht  sowohl  Bficksichten  einer  guten  Besitzvertheilung 
entsprungen,  da  sie  meist  so  mässig  gegriffen  sind,  um  auch  eine 
weitgehende  Besitzzersplitterung  nicht  zu  hindern,  als  Bficksichten 
der  Technik  der  Bewirtbscbaftung.  weil  es  bei  jedem  landwirtb- 
schaftlicb  (und  torhtwirthschaftlich)  benutzten  (jrundstück  eiue 
üntergrenze  giebt,  jenseits  deren  eine  rationelle  Bestellung  er- 
schwert oder  das  Land  doch  nur  noch  nh  Gartonland  (zur  Öpaten- 
cultur)  tauglich  erscheint.  Dieselben  Erwägungen  also,  welche  die 
Bereinigungsgesetze  gezeitigt  haben,  um  eine  zweckmässigere 
Arrondinmg  des  Grundeigenthums  herbeizuführen,  sprechen  um- 
gekehrt dafür,  dass  nicht  im  Wege  der  Theilung  —  sei  es  im 
Erbweg  oder  im  freihändigen  Verkehr  —  ein  Grundstock  auf  eine 


Ran  betont,  dass  „«ino  nnd  dieselbe  üntergrense  hier  noch  zn  proM  wii« 

und  viele  nüt/.lirlie  Theilun^^en  verhindeni  würde,  dort  schon  weiter  griiipt'.  als  e% 
verständig:«^  Landu  irthe  für  rathsam  hielK'u" ;  denn  die  Verhältnisse  sind  so  unirleich, 
dass  „die  t;c'se(/.ljthe  Unterg^renze  leicht  in  der  einen  (iejrend  zwei-  oder  dreiinal  so 
gross  bestimmt  werden  mnss,  als  in  der  anderen"  81  Aehnlich  Hei  fori  cht 
a.  n.  ().  S.  43^)  fT..  dn-  iiaiiu  nfllrli  auch  die  runiri^rlii  liktMi  einer  scharfen 

Abg^renznnt,'  des  Standes  der  Landwirtlie  von  dem  der  Tagelöhner  betont.  .,rebf^r- 
haupt  triig^  der  ffanze  (»edanke  den  Charakter  eines  kleinen  und  zwar  rein  polLrui- 
liehen  Aushilfsiuittels  au  sich''.  Noch  8ehwieri);ier  würde  natürlich  die  Ansführun^ 
des  Voi^flil.i  '  >cin,  für  jedes  Einzelgiif  rinen  untheilbaren  Stanint  v^  r  Kern. 
flSoldfiteile  K^uutietzeu,  wie  s,  Z.  v.  Vinke  vorgeschlagen  hat.  Aeliiüicher  Vor^ 
schlaff  übrigens  anch  Ton  K.  Maurer  im  Art  „Erbgal"  im  dentschen  Staatwoitei^ 
buch  gemacht,  in  Verbindung  mit  der  Znerkoumng  eines  Reiractreohts  der 
nächston  angeborenen  Erben. 


Digitized  by  Google 


Ab§diii.III.  §87.  GiitefsehliiM;  BMitiminimam;  ParodlMuiilidiiiim.  515 


ganz  unwirthschafUiche  6r5s8e  herabgebracbt  werde.  (Vgl.  §  53,  S. 
312.)  Zwar  wird  die  ältere,  im  Bann  der  physiokratisch  Smith'schen 
Ansciiauaiiuen  stehende  Lehre  auch  hier  betonen  wollen,  dass  das 
eiffen«^  Int<M('<sL'  der  Landwirthe  stark  genug  sein  müj^sf.  um  eine 
unverständifi:«' Zerstücki'luiiir  flrrParcellen  zu  hindern  :  die  Erfahrung 
beweist  indessen,  dass  KurzsichtiL^^keit  und  Unverstand  in  bäuer- 
lichen Kreisen  das  wahre  nachhaltige  Interesse  sehr  häufig  nicht 
erkennt,  und  .oene  Landfetzen  von  Tischtuchgrosse'S  Ober  welche 
neuerliche  Erhebungen  zu  erzählen  wissen  (S.  311),  bilden  eine 
seltsame  Illustration  zu  dem  Optimismus  der  älteren  Doctrin, 
welche  von  jedem,  auf  eigene  Fflsse  gestellten  Wirth  voraussetzte, 
dass  er  immer  und  tiberall  das  erforderliche  Haass  wirthschaftlieher 
Einsicht  und  Selbstverleugiiung  besitze  und  bethätigc  Auch  würde 
ilie  Landwirthschaftspolitik  eines  Landes  sicher  in  einen  gewisson 
Widersjtnicli  mitsicli  '^elborgerath»^!).  wenn  sie  einerseits  mit  grosse ni 
Aufwand  von  Mitteln  unter  Zuhilfenahme  des  staatlichen  Apparats 
Unternehmungen  ins  Leben  zu  rufen  trachtet,  die  die  landwirth- 
schafblichen  Nachtheile  der  Besitzzerstflckelung  beseitigen  sollen, 
anderseits  aber  keinerlei  Vorkehr  dagegen  treffen  würde,  dass  nicht 
in  ktirzester  Frist  durch  Vornahme  Ton  Theüungen  der  alte  Zu- 
stand wieder  auflebt  Mindestens  sollte  man  da,  wo  die  klein- 
und  mittelbftuerliche  BeyMkerung  vorherrscht  und  wo  Oberhaupt 
<lie  Xeicrung  zur  Theilung  durch  Recht  und  Sitte  gefordert  wird, 
auf  jt'iif.  wenn  schon  bescheidene  Schranke,  die  ein  Parcel Knnii- 
nimuin  uuverjständigem  Vorhaben  entgegensetzt,  nicht  verzichten: 
auch  um  dp??swillen  nicht,  weil  sie  in  den  (leidenden  der  Frei- 
theilbarkeit für  die  mit  Nachlasstheilungen  Ix 'trauten  Behörden 
eine  keineswegs  (Lberflflssige  Kichtschnur  für  die  Bildung  der  Erb- 
loose abgiebt 

Die  Farcellenminimas  müssen  selbstredend,  wenn  sie 
ihrem  Zweck  entsprechen,  aber  auch  zu  weitgehende  Belästigungen 
des  Verkehrs  nicht  im  Gefolge  haben  sollen,  den  verschiedenartigen 

Cultiirverhältnissen  angepassj.,  daher  fflr  Wald  und  Weide,  für 

Aeker  und  Wiesland  verschieden  gross  nonuiri  sein;  a^uch  ist  durch 
KiüfübruiiLi  t'ineH  Verwaltungsdispensatiunsr^'ehts  aussergewöhnlichen 
Fällen,  die  eint»  'i'heiiu?i'j  nnter  das  geordnete  Maass  rechtfertigen 
(z.  ii.  bei  Abtretung  zu  OüeaUicheu  Zwecken  etc.),  Kechnuug  zu  tragen. 

hl  (lios»<m  Sinne  hat  das  badisclic  Gesotz  vom  6.  April  1854  die  Materie 
gvordn«ft,  indem  es  <lio  Theilung  von  Wald,  Kentfcld  und  Weiden  in  Stücke  xmtßr 
10,  die  Th«ilttDp  von  Adk^Mii  lud  Wiesen  in  Stficke  unter  ein  Wertet  Morgen 

33» 
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(9  tu)  v«r1»ietet,  Theilnngen  Tcm  liefrenschAllen  «Dtg«g«n  ÜMma  B^timraaniren  für 

niohtip  iitid  für  <  in/<'lu<»  Gfriiarkmiircn  auf  Antrng^  des  Ct-in«iti<l»'rafli-  die  Fest- 
setzung höherer  Miiiiniaü  sowie  die  Einführung  solcher  für  Keblaud  tur  statthaft 
erklärt.  (Siehe  des  Verlansen»  Haudb.  des  bad.  Landwiith«chafterechts,  8.  606  und 
628  ff.)  —  Aehnliche  Gesetze  in  Hessen  nnd  Weimar  v.  18.  August  1871  b«nr. 
If).  .Taiiuiir  1872  (dtut  10  ar,  hier  30  ar),  wogegen  anderwärts,  z.  Ii.  in  Bay»»rn, 
im  Amichliuii  au  di«;  FuldbereiniguiigsgusetjEgebuiig  mn» weck  m üftHigea  Theüungen 
durch  die  Besimmniigr  entgegengetreten  wird,  dasB  bei  Theiliugeii  die  Thrilvtvek* 
die  bestehenden  Zufahrtswege  behalten  oder  neue  erhalten  mniMii  (Gesetz  vom 
29.  Mai  188<),  Art.  4'V.  Dabei  mag  bfinerkt  sein,  da«s  Roseher 'a.  s.  O..  ^146- 
die  ächwierigkeiteu  amtlicher  Dispem»ertheiluDgen  im  System  der  Guter-  (»der  Stück- 
■chlOiee  und  fthnlich  Walcker  (a.  a.  O.,  §  53,  Ziffer  3  1F.)  doch  Mhr  ftberacfaitMB ; 
mau  braucht  nicht  allweisv  zu  snn.  um  im  gegebenen  Fall  das  Richtige  zn  trefifen 
und  dio  nodürfnis?;»"  (lf'<s  praktischen  Lebfun  mit  jeuen  drr  hr.bon'n  Staat ?rrii>nrj  im 
Einklang  zu  erhalten.  Die  Schwierigkeiten  mindern  sich  übrigen«»  in  dem  Mü^a«»^' 
und  die  Eatecheidiuifg^  paMen  sich  dem  Fliue  dee  Leb«»  um  so  mehr  aa,  je 
weniger  jcuv  von  dem  Ermessen  der  Bureuiikrati»'  alb-in  aMiänu'i;-'^  ;:<  !nai  bt  ^vo^de^l. 
also  dem  Laienelemciiff  drr  Solbstverwaltiin^r  ein  maassgebeader  Kmfiusä  auch  in 
solchen  Fragen  eingeräumt  ist,  wie  die«  B.  in  Baden  der  Fall,  wo  in  erster 
Instanz  über  TheUnngsgeanche,  auch  fil^r  jene  hinsichtlich  der  gesetzlich  untheil* 
barpn  TTofgüter  (§  77',  immer  der  Bezirksratli  b«»titM!f'  Tuter  dm  t M->.irht-:- 
punkt  der  polizeilichea  l:teBchränkung  der  rarcelürimgsijrviheit  kann  aucii  da» 
Freu  IS.  Gesetz  wvm  26.  Ang^isi  1876  über  die  TerfheUung'  der  Offentiicheit  Lasiea 
bei  GmndatäckBiheilimgen  und  die  Grfindnng  neuer  Ansiedelungen  in  den  Provinzen 
Preussen,  Brandenburg,  Pommern,  Posen,  Sehl»  sien.  J^adisfii.  M'psjtphalen.  und  die 
dazu  ergangeneu  Nachtragsgesetze  vom  4.  Juli  188?  ifiir  Hanno verj  tind  13.  Jani 
1888  (rar  Schleswig^Holstein)  gebracht  werden,  weil  die  Abtrennnnp  Ton  Chnmd- 
Stflcksparcellen  behnfs  Gründung  einer  neuen  Ansiedelung  danach  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  einem  poHzpilirben  Genebmiprnnr^vprfnhrrn  unterworfen  ist.  (VgL 
den  Art.  „Ansiedeluugsgesetzgebung"  von  Komm  ei  im  Hjuidb.  der  St.-W.j 

§  88.   Fortsetzung;  Dismenibrationsverbo te;  Grund* 

erwerb  durch  Ausländer. 

3.  Zu  doD  betrübendsten  Erscheinungen,  welche  die  Freigebung 
des  Verkehrs  im  liegenschaftlichen  Eigenthum  nicht  selten  ge- 
zeitigt hat^  zählt  das  Treiben  der  im  Yelksmund  als  „Gütermetzger** 
bezeichneten  Speculanten,  die  den  Aufkauf  von  landwirtbschaft- 
liehen  Anwesen  in  der  Absicht,  solche  zu  zerstfiekeln  und  in  Far* 
Collen  an  dritte  Personen  weiter  zu  veräussem,  ft^rmlich  gewerbs- 
mässig betreiben.  Obwohl  es  sich  bei  diesem  Treiben  ledijorlich  um 
die  Einheimsung  des  auä  dem  Wiederverkauf  des  erworViriion  (tuts 
in  kleiiit'n  Paroellen  zu  erziolonden  Gewinns  ( l)  i  ffe  r  e  u  z  ir  ?•  h  ä  1 1 
in  G  r u Iii!  a i ü c  k  0 Ti  I )  handelt,  also  eine  Privatspeculation  gewöhn- 
lichster Art  vorliegt,  hat  es  doch  nicht  an  Stimmen  gefehlt  wolche 
auch  diese  Sorte  von  geschäftlicher  Thätigkeit  unter  den  höheren 
Gesichtspunkt  der  Yolkswohlfahrt  mit  dem  Hinweis  zu  bringen 
Tersueht  haben,  dass  im  gegebenen  Fall  eine  solche  Parcellirung 
das  Mittel  sei,  die  Segnungen  des  Grundbesitzes  einer  gr^ss^ren 


Digitized  by  Google 


Abschn.  m.  %  88.  Dismembmtio&BVttrbote;  Oninderwerb  dureh  AQBlinder.  517 

Anzahl  Menschen  theilhaftig  werden  zu  lassen.  Nun  kann  freilich 
die  Zerschlagung  tob  Grossgfitem  allerdings  unter  Umständen 
eine  sehr  nützliche  Maassnahme  sein,  und  in  dem  folgenden  Ah- 
schnitt  wird  sich  Gelegenheit  bieten,  dies  näher  zu  beleuchten; 
aber  heilsam  wird  sie  sich  doch  nur  da  orwoisoii,  wo  durch  die 
Art  des  VoU/ui^s  dorn  Landesculturinteresse  iu  der  That  gedient 
wird  und  dio  neuen  Erwerber  unter  Bedingungen  in  den  Genuss 
von  Gnindbeaitz  gelangen,  welche  ihnen  gestatten,  desselben  wirk- 
lich froh  zu  werden.  Bei  den  hier  in  Rede  stehenden  Güterhändeln 
ist  indess  der  Verlauf  regelmässig  ein  solcher,  dass  weder  die 
Einzelbetheiligten  noch  die  Yolkswirthschafb  im  Ganzen  aus  ihnen 
Yortheile  zu  ziehen  vermag;  denn  nicht  die  Herbeiführung  einer 
bessern  BesitzTertheilung  wie  dort,  sondern  lediglich  die  Erzielung 
eines  hohen  Gewinns  durch  billigen  P^rwerb  und  Wiederverkauf 
zu  möglichst  hohem  Preis  ist  der  für  die  Zerschlagung  maass- 
LTt^bondo  Beweggnmd;  nicht  <las  Bedürfuiss  des  Bodenverkehrs  an 
sieh,  sondern  die  Ausniit/iing  der  Nothlaij^e  einzelner  Besitzer  und 
die  Speculatiou  auf  die  Kurzsichtigkeit  iin«l  Begehrlichkeit  kleinerer 
Leute  der  fuissere  Anlass  des  Treibens  Indem  man  sich  in  den 
Besitz  von  Forderungen  gegen  Besitzer  Terschuldeter  Höfe  setzt, 
ist  ein  Mittel  gefunden,  im  Wege  schonungslosen  Betreibens  der 
Schuld  den  Besitzer  für  den  Verkauf  des  Anwesens  zu  niedrigem 
Preis  geneigt  zu  machen;  und  in  der  Zerlegung  des  erworbenen 
Guts  in  kleinste  Parcellen  bietet  sich  ein  weiteres  Mittel,  die 
grosse  Masse  der  kleinen  Leute  als  kauflustige  Bieter  heranzu- 
ziehen. Dabei  wir<i  durch  die  plumpesten.  aber  gleichwohl  ihres 
Zweckes  bei  kleinen  Leuten  nie  verfehlenden  Veranstaltungen 
(Verabreichung  von  Speisen  und  Getränken  in  reichliclier  Menge 
vor  der  Versteigerung  etc.)  die  erforderliche  ..Stimmung"  zum  Bieten 
zu  erzeugen  gewusst  und  d\irch  aufgestellte,  zum  Mitbieten  Ter- 
anlasste  Mittelspersonen  in  den  erhitzten  Köpfen  eine  Steigerungs- 
leidenschaft  erzeugt,  die  schliesslich  auch  Tor  den  unverständigsten 
Angeboten  nicht  zurQckschreckt.  Und  da  Baarzahlung  selten  er- 
folgt, in  der  Begel  gar  nicht  gewünscht,  vielmehr  Abzahlung  in 

n»ii»r:ils(ircfär  v.  f'.ui-itein  (rwälmte  im  deutschen  I  'ntlwirthschaftsrath 
1884  (Verhandl.,  267;,  dass  in  der  Provinz  Brandenburg  in  16  ivieii^eu  312  grö&sere 
Wirtlwcball«!  durch  ParceUirnDgen  Tenchwnnden  seinen  (in  der  ^uizeD  Provinx  an» 
näbemd  700),  Und  berechnete  den  Gewinn  der  Parcollanten  auf  über  8  Mill.  M.; 
in  den  Pnmnierschen  Amt  Freienwald  bat  lüc  Ansschlarhtunfr  von  52  Höfen  dea. 
Parcellauten  bei  einem  Uesanuuterlös  der  Verkauio  von  XimiM)  M.  einen  Gewinn 
von  197S50M.  gebracht  (lO*/«);  siehe  Miaskowski,  AgrarpoUtiMhe  Zeit-  und 
Stnitfragen  1889t  8*  01. 
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Theilraten  vereinbart  zu  werden  pflegt«  so  sind  solche  Güter- 
Tersteigerungen  meist  die  Ursache  zahlreicher  neuer  Schuld* 
Verbindlichkeiten,  in  welche  ein  Theil  der  Bewohner  eines  Orts  zu 
dem  Güterhändler  gerathen  und  die  diesem  nun  wiederum  eine 

willkommene  Handhabe  zu  unsauberen  Geschäften  jeder  Art  bieten 
und  die  Piin  rllenkäufer  in  immer  stärkere  pecuniärc  AbhaiiLrigk'  it 
versink  »Ml  hiss<Mi.  Es  ist  eine  durcli  zahlreiche  Einzelerhebungen 
zweilVllos  gemachte  Thatsache,  dass  der  \\  ucIut  auf  dfui  rt;u  h»»n 
Lande  in  vielen  Fällen  an  solche  Güterverstejgerungen  anknüpft 
und  dass  die  auf  diesem  Wege  erworbenen  Parcellen  den  Be- 
theiligten nicht  2um  Segen,  sondern  zum  Fluch  geworden  sind. 

Eine  von  richtigen  Erwägungen  geleitete  Landwirthschafts- 
politik,  welche  es  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  erachtet,  m(^glichen 
Schäden  des  Wirthschattslebens  auf  dem  flachen  Lande  durch  vor- 
beugende Maassnahmen  entgegenzutreten,  wird  solchen  Vorkomm- 
nissen gegenüber  selbst  dann,  woim  derartige  Rechtsgeschäfte  sich 
durchweg  in  rochtlich  nicht  antVchtbarer  Form  unter  freier  Ent- 
schlit'ssiniL:  dvr  Hctheiligten  abripit'lcii,  »«in  ruhiges  Zusehen  nicht 
beobachten  wollen,  vielmehr  thunlich  dem  ermähnten  Treiben  ent- 
gegenzuwirken sich  bemühen:  die  meist  sich  findende  gesetzliche 
Vorschrift,  dass  Käufe  von  Grundstücken  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
schriftlichen  Abfassung  bedürfen,  genügt,  wie  die  Erfahrung  der 
Länder  zeigt,  wo  solche  Yorschiiften  bestehen,  nicht,  um  dem  Un- 
wesen zu  steuern;  wirksamer  schon  wäre  ein  polizeiliches  Terbot 
der  Abhaltung  von  Güterversteigerungen  in  Wirthshäusem,  wie 
solche  mehrfach  erlassen  sind;  am  wirksamsten  aber  würde  dem 
speculativen  Aufkauf  von  Amvesen  zum  Zweck  der  Zerschlagung 
durch  die  Vorschrift  ein  liiegel  vorLre<riiuben ,  dass  die  Zer- 
schlagung vor  Ahlauf  einer  bestimmten  nicht  zu  kurz  hemes><enen 
Zeit  nicht  erfolgen  darf,  weil  das  Hindemiss  rascher  Verwertkuug 
des  Objects  und  die  Nöthigung  der  Herbeiführung  einer  inter- 
imistischen Verwaltung  desselben  in  der  Bogel  die  Gewinnaussichten 
merklich  beintrftchügt.  Sehr  erwägungswerth  endlich  erseheint  die 
Einführung  eines  Reuerechts,  gemäss  welchem  bei  Kauf-  und 
Tauschverträgen  über  landwirthschafUich  benutzte  Grundstücke 
den  Vertragsschliessenden  Theilen  binnen  kiUTser  Frist  vom  Ver- 
tragsabschlüsse ab  (las  Kccht  des  einseitigen  liücktritUj  zusteht: 
indem  dadurdi  die  (larantie  eines  nach  allen  Richtungen  möglichst 
überlegten  Abschlusses  und  ein  denkbar  starker  Schutz  vor  Uober- 
eilungen  und  Selbsttäuschungen  gegeben  wäre. 
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lieber  den  vorerst  gescbfiiterteii  Versuch,  tin  solches  Reuerecht  in  Badem 
einzuführen,  siehe  des  Verfas'sers:  „Beiträge  zur  landmrths»  haftlirluni  Fia;r"  der 
Gegenwart",  1887,  S.  52  ff.  und  die  auf  dem  Landtag  1888,84  hiezu  erstatteten 
Berichte  des  Abgeordneten  v.  Nenbronn  and  Roflshirt  und  des  IBtgtiedes  der 
I.  Kammer  v.  StÖsser.  —  Eine  treffliche  Ordnung  der  Sache  in  Württemberg, 
wo  ein  Kcncrecht  schon  durch  dn>  Landrrrht  vom  Jahre  imO  vorgesehen  und 
jetzt  uoch  in  Kralt  ist  und  ein  Speciaige^ietss  vom  23.  Juni  18öH  auf  die  Beseitiguug 
der  bei  Lief^echafksTeräUBflenmgen  und  im  Begonderen  bei  Zerstfickeltinfr  von 
B;nuTnLriif«  rii  vorkommenden  Missbriir.i  ]ip  ali/iflt :  schriftlirlie  Form  der  Vortrüge, 
Gebot  der  Vornahme  der  Güterverstcigeiung  in  RathshäuHern  in  Anwesenheit  obrig- 
keitlicher Personen,  Verbot  der  Verabreichung  von  Getränken  unmittelbar  vor  und 
während  der  „Aufstreicbsverhandlnng'* «  Verbot  des  Wiederverkaufs  von 
iiK^hr  als  dorn  vi  r  r  t  o  n  T  Ii  t»i  1  erworbener  (»  riinds  tu  cko.  die  einen  Mass - 
gehalt  von  10  Morgen  und  darüber  haben,  var  Ablauf  von  3  Jahren 
ohne  Genehmigung  der  Kreisreg^ierung,  welche  indees  dann  nicht  Terweigert 
werden  soll,  „wenn  der  stückweise  Wiederverkauf  n  u  h  der  Persönlichkeit  und  den 
V«*rhnltnis'5cn  des  Eigenthümors  nicht  als  eine  Haiuli  lsspeenlation  sich  darstellt  oder 
wenn  es  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  Gemeinde  als  vortheühaft  erscheint'*. 
Während  das  Geseti  in  den  Sechxiger  und  Siebennger  Jahren,  wie  ee  scheint,  etwas 
lax  gehandhabt  wurde,  ist  seit  den  Achtziger  Jaliren  auf  ministeriell©  Weisungen 
eine  schärfere  Verwaltungspraxis  zu  brnn  ikcn.  die,  wie  der  Verfasser  einer  amtlichen 
JUittheiluug  entnimmt,  einen  sehr  heilsamen  Einflus«  auf  daü  Treiben  der  Güter- 
metager  an^übt  hat  —  In  Bayern,  wo  Ende  des  vorigen  nnd  an  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  die  Zertrümmerung  der  frrösscren  Bauerngüter  als  eine  wesentliche 
Maassregel  der  Landescultur  staatlich  sehr  be^-nnstig-t  wurde,  beobachtete  man 
schon  sehr  bald  den  Missbrauch,  den  jüdischen  L'utiirhäiuller  mit  dieser  Dismem- 
brationsfreiheit  im  grossen  Umfang  trieben  (vgl.  Hausmann,  Die  Omndentlastnng 
in  Bayern,  1892,  S.  51  ff..  S.  93  IT.,  S.  101  ff.,  S.  120  ff.),  was  im  Jalire  1817  zur 
Einfuhrung  eines  polizeilichen  (ienehmigungsverfahnrns  tür  Gutstheilungen  und 
Später  zu  dem  Oesetz  v.  28.  Mai  1852  führte,  das  jede  gewerbsmässig  betriebene 
paroellenweise  Venittsgerung  landwirthHclialtlicher  Gutscomplexe  und  selbst  jede 
gewerbsmässige  Vorschubleistung  dazu  mit  (üfiingniss  bis  zu  3  Monaten  und  Geld 
von  100 — 1000  Fl.  bestraft,  eine  Vorschrift,  die  durch  das  PolizeistraJ^osetsbuch 
von  1861  fireÜidi  wieder  beerttigt  worden  ist.  —  Zahlreiche  Belege  fiber  das  Treiben 
der  (iüterschlScilter  in  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  bei  Miaskowski, 
m.  a.  O.,  I.  Bd.,  S.  132  ff.;  ebenso  in  der  badischen  landwirthschaftlichen  EnqiiMe 
Ton  1883,  IV.  Bd.,  S.  35  ff.  und  in  den  Berichten:  „Bäuerliche  Zustände".  Drastische 
Schildeningen  femer  bei  Jager,  IMe  Agrarfrage  der  Gegenwart,  1882,  S.  188  ff. 

4.  Endlich  kOanen  unter  den  Gesichtspunkt  der  Yerhatimg 
eiaer  einseitigen,  scbftdlichen  Gnindeigenthumsvertheilung  auch 
diejenigen  Oesetzesvoischriften  gebracht  werden,  welche  den  Erwerb 
Ton  Grund  und  Boden  durch  Ausländer  Beschrftnkungen  unter- 

-werfen  tind  deren  Bndzweck  insbesondere  darauf  gerichtet  ist,  die 

liauJiiiiLr  voll  Laiilüinlieubositz  im  Inland  in  der  Hand  vun  Nicht- 
fätiiatsangehörigen  zu  hindprn .  wie  solche  Vorschriften  in  Kussland 
t.*riassea,  neuerdings,  An^esiciits  ungeiih-^^sener  LandankäutV  »'n^- 
lischer  Landlords  in  Nordamerika,  auch  in  diesem  Staatsi^ebiet 
in  Aussicht  genommen  worden  sind Bei  der  Würdigung  derartiger 
Maassnahmen  ist  zu  beachten,  dass  kaum  ein  anderer  Besitz,  als  der 

Jäger  ^ebt  (ti.  a.  ().,  S.  3öl)  eine  Zusammeustellung  des  von  Ausländern 
in  den  Vereinigten  Staaten  besessenen  Gnmd  und  Bodens,  aus  der  sich  erg^iebt, 
daaa  et  lich  um  eine  Fliehe  von  rund  20  MiU.  Acres     mad  8,4  MilL  lia  haadelt; 
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im  Grund  und  Boden  angelegte,  dem  Besitzer  weitbin  wirthecbaft- 
Heben,  socialen  und  politisclien  Einfluss  sichert  und  dass  daher  Ar 
kein  Land  es  gleichgültig  sein  kann,  solchen  Einfluss  TOn  physischen 
(odor  jiiristischen)  Personen  ausgeübt  zu  wissen,  welche  —  weil 

iiuHserhalb  des  staatlichen  Verbands  befindlich  —  den  Interessen  d« 
letztoron  fremd  gegenüber  stehen  und  bei  der  Kcwirthschaftuuir 
ihres  Grundbesitzes  lediglich  von  iliren  privatwirthsehaltli«  hen 
Interessen  rücksichtslos  sich  leiten  lassen:  und  hei  d»^n»*n  die 
Naclitheile  des  Absentiismus  (§  71)  in  potenzirter  Form  in  die  Er- 
scheinung treten.  Wird  kein  Culturstaat  so  kleinlich  sein,  den 
Ankauf  von  Grundstücken  durch  Ausländer  schlechthin  zu  unter- 
sagen, und  bildet  die  NiederlassungsmOglichkeit  Ton  Ausländem 
auf  eigenem  Grund  und  Boden  in  fremden  Staaten  einen  wesent- 
liehen  Bestandtheü  des  neuzeitlichen  internationalen  Wirtbschafts- 
und  Handelsrechts,  so  kann  es  doch  sehr  wohl  als  eine  nationale 
Ptlicht  ersclit'iiien,  Vorsorge  dagegen  zu  treffen,  dass  diese  Nit-dt  r- 
lassungsmögliehkcit  nicht  zur  S<'liatfung  von  ühennässicpn  Land- 
bebitzungen  misshrauclit  werde,  mittelst  deren  fremde  Staatsielemente 
einen  weitgehenden  Eiuflu&<i  auf  die  Gestaltung  des  beimischen 
Wirthschaftslebens  sich  zu  verschaflfen  vermochten.  Ist  der  Lati- 
fimdienbesitz  an  sich  bedenklich  und  dessen  allmähliche  Beseitigung 
Aufgabe  einer  von  socialen  Gesichtspunkten  getragenen  Landwirth- 
Schaftspolitik,  so  wird  der  im  Besitz  Ton  Fremden  befindliche 
Latifundienbesitz  eine  schlechthin  gemeinsch&dliche  Institution  und 
ein  Staat  handelt  wohl  daran,  wenn  er  durch  seine  Gesetzgebung 
der  Entstehung  solcher  gefährlichen  Entwicklung  ein  für  allemal 
einen  Riegel  vorschiebt  und  da.  wo  solche  im  Laufe  der  Zeit 
dennocli  eingetreten,  p:eaetzUche  Vollmachten  behufs  deren  nach- 
träglicher Beseitigung  (Nöthigung  zum  Verkauf  der  Ländereien 
in  bestimmter  Zeit,  allenfalls  Zwangsverkauf  auf  Rechnung  des 
Staats  selber)  sich  erwirbt  „Der  nationale  Grund  und  Boden  den 
Angehörigen  der  Nation*^  —  ist  eine  so  ohne  Weiteres  einleuchtende 
Forderung,  dass  nur  das  internationale  Geldkapital  und  die  mit 
ihm  Terknüpften  Interessenkreise  an  der  Verwirklichung  dieser 
Forderung  Anstoss  nehmen  können. 

Nach  einem  TiPtifrliehrn  im  Jahre  1891  au«;<rf";irbeiteten  rusui sehen  fie^eir- 
btitwtirf  »oll  die  Aiisifduluiig  der  Ausländer  aussertmlb  der  Stadt{^bi«te  soviiv  aurh 
der  Beaita  vnd  die  Nntsong  von  Immobiliarrennög«!!  durch  AusUnder  grnod* 

über  die  in  obiger  Richtung  sich  geltend  machenden  BestrebmiKeu  der  einilaj»»- 
reichen  National  Fusier^a  All^ce  in  Nordamerika  aiehe  Chenej  in  Braoa't  Aidnr, 
1892,  8.  132  ff. 
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sät z lieh  verboten  wcrdeu.  Nur  ausiiahiuswelM  toll  Ausländern  die  Erwerbung 
von  Grund  mu\  Roden  frestattet  sein,  doch  nur  unter  der  Bedingpimg,  dass  sie  in 
den,  ru;&äiüchi'u  l  uteri  haneuverband  eintreten.  Aoüländer,  die  bereits  im  Keieb 
Land  erworben  haben,  tollen  Terpfilchtet  werden,  innerhalb  dreier  Jahre  nusische 

Unterthanen  zu  werden  und  g^enügende  Kenntnisse  in  der  russischen  Sprache  und 
den  russischen  (trnndfrf  '^t'tzeii  aufzuweisen;  nndi»rntalls  sollen  diese  Ausländer  ge- 
nöthigl  werden,  ihr  Kigtuthum  zu  veräusseni  und  Kussland  zu  verlassen.  —  Einem 
ähnlichen  Ge<IaDkeugrang  entspringen  die  vereinselt  erlaaaenen  Gesetze,  welche  den 
Verkauf  oder  diu  YtTpfanduu^^  laiidvvirthMliiirfliclK'r  Amvrsi'n  an  Ortsfremde,  wenn 
schon  Inländer,  verbieten;  hierzu  zählt  das  rumänische  Ablösuugsgesetz  vom 
14.  26.  August  1864.  welche«  die  ehemals  robotpfiichtige  Bauernschaft  in  den  eigen» 
fthümlichen  Be>»it/  t  iiu  s  Tlu  ils  des  Herrenlandes  einwiM,  aber  (inhaltlich  der  Art.  7 
und  57)  den  mit  Land  Beliehenen  und  d(  n  Käufern  von  Landlooscn  für  30  Jahre, 
von  der  Erlassuug  des  Üt^tKes  bezw.  vom  vollxog<»neu  Kauf  an  gerechnet,  die  Be- 
fhgniup  entzieht,  ihr  Anwesen  dnreh  Bechtsgesehäfte  unter  Lebenden  oder  anf  den 
Todesfikll  ansser  an  die  Gemeinde  selbst  oder  an  (  in^n  anderen  Dorf- 
bewohner zu  veräusseni  odfr  /n  verplanden.  Anch  nach  Ablauf  d«  i  .*W  Jalue 
behüU  die  Gemeinde  das  Vorkautsreciit.  Beschränkungen  der  Freitheilbarkeit  im 
Wege  des  Erböbergauges  enthält  das  Oesetz  nicht.  (Nach  Granberg.)  —  Dass 
man  ganz  allgemein  der  Gemeinde  ein  Vorkaufs-  und  Nachharrecht  gegenüber  dem 
Zwangs-  wie  dem  freien  Verkaufe  in  Anlchnunj,'  an  daji  ältere  deutsche  Stammes- 
recht  wieder  einräume,  von  L.  v.  8t ein  wurm  befürwortet.    (Die  drei  Fragen  etc., 

8.  d&) 


Abschnitt  IV; 

Ble  Landpolltik  und  die  innere  Colonisation« 

Literaturüb  ersieht. 

Den  bfsti'ii  Einldick  in  die  in  nachstplir-ndf  rn  Altschnitt  Ixdiandflti^n  Tlcstre- 
bimgeu,  neu  orduend  und  beeinflus:>end  in  die  Verhältnisse  der  Grund  besitz  verthei- 
Inng  einzugreifen  (dnrcb  Regelung  des  Answandemngswesens  und  durch  die  Haass- 
ualuuen  der  inneren  Colo&isation),  Uefem  die  Vi  rofTentlichungen  des  Vereins  für 
.Socialpolitik :  ..Zur  inneren  (.'olonisHtion  in  Deutscliland",  Bd.  XXXII,  mit  den  Auf- 
sätzeu  von  ächuiuiler,  Thiel,  Kimpler  imd  Souibart;  wciteriiin  die  amtlichen 
PreneaiBchen  Denkschriften  und  die  Gesetzes-Materialien  zn  den  im  Text  erwähnten 
GesetztMi  dt-r  Jahre  1886,  1890  und  1891.  Weiterhin  ist  zu  vrrwcisin  auf:  die 
Verbandluugen  des  IVeussischen  LandesökonouiiecoUegiums  vom  Jalire  1879,  Bd. 
Vm,  Ergzbd.  II,  S.  162  ff.  (Referenten:  v.  Wedell  -  Malchow  und  Bokelmann),  des 
Deutschen  Landwirthschaftsraths  von  1888  (Ueferal  von  Freiherm  v.  Eiffa- 
Wem^tirtri  über  die  Auswanderungsfrage;  des  Vereins  für  Sucialpolitik  vom  .lahr 
1886  (Bd.  XXX  der  Scrhrift.  d.  Ver.);  auf  den  amtlichen  Bericht  über  l'reussens 
landw.  Verwaltung  1886/87,  S.  200  ff,  nnd  die  jeweils  dem  Preuss.  Landtag  vorgelegten 
Denkschriften  über  die  Ausführung  des  Ansiedelungs  -  Gesetzes  vom  26.  April  1886, 
w«  If  lic  naniontlich  über  di(»  hin  dem  Aiikanf  von  (!iit»  ni.  d«»ren  Zerlegung  in  kleine 
Anwesen,  die  bei  der  Ueberlaiiäung  von  Gütern  durch  die  eingesetzte  staatliche 
Conmüssion  beobachteten  Grundsätze  einen  sehr  instmctiven  Eüiblick  gewähren. 
Ferner  auf:  Paasche,  Erbpacht  und  Keutengüter  als  Mittel  zur  Schaffung  und 
Erhaltung  eines  ländlichen  Mittel-  und  Kleiiiln  sitze?;  'in  f'onrad's  Jahrb.,  N.  F., 
14.  Bd-,  8.  209  ff.);  Bimpicr,  Donuinenpulitik  und  Gruadcigtuthumsvertheilung, 
1888;  Sering,  Arbeiterfrage  nnd  innere  Colonisation  in  den  östlichen  Provinzen 
T'rrnssens,  1892;  Derselbe,  Die  innere  Colonisalioii,  Kefeiiit  f.  d.  deutschen  Land- 
wirihschaftsrath  1892  i  Archiv,  S.  371  ff.)  —  lieber  die  älteren  Colomsationen  geben 
Aufiichluäs:  Beheim  -  Schwarzbach,  Hoheuzollcm'sche  Colonisationen,  1874; 
Stadelmann,  Preassens  Könige  in  ihrer  Thätigkeit  Ar  die  Landescaltnr,  3  Bde., 
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1878,  1882,  1885;  wt-itPi«'  T.itiraturanfraben  bei  .SchmoUer.  a-  a.  U..  S.  48.  Eiu 
WfsentÜchos  Vrrdieust  um  diu  AiifnahniP  der  ninrTfn  < 'nlonisation  in  Pivti-S'^r-Ti  i't  iMiiirt 
dein  iiitt€rgutsbeäitztir  Sombart,  der  in  der  aut  eigene»  Kisico  uutoruuaimeneo 
Anftheilniifr  des  üntes  Rte«8ow  in  der  Prie^ts  seinen  StandesifrenoseeB  Aber  die 
(lanpb.irkf'it  des  Wcfi'i  uixl  flic  Art  iltr  Ausfithrunp'  ein  prelunjrenes  Beispiel  vi>r 
Aug^cu  fretiidrt  liat:  'Sntnbart  in  .Scliritt«'n  des  Vereins  für  Soeialpolitik,  XXXJL 
8.  183  ff.i,  mmiv  di  m  jetzigen  Preuss.  l'Mnanzminister  Miqiiel,  der  schon  im  Jahre 
1874  im  I'reusH.  Alt^^rdnetenhans  und  wiederholt  in  den  Sitzun^n  des  Landes- 
ökoTK'iinitM  iilli  i.'iuMis,  dfs  Hemmb:ui«;i  «If^  Vcrt-ins  fiir  Sociiilpolitik  «Iii-  N'i <tl^.^  <  ndi?- 
keit  eines  Vortfi'heus  auf  diesem  »iebiet  betont  und  namentlich  von  Anfang  &ehr 
«nerfriseh  für  die  Mn<>rlichkeit  des  Erwerbs  ko?*""  Rente  statt  der  rönusdh 
recbtlichen  kapitali>ti<i  h.  n  Verschuldunpiform  eingetreten  ist.  iVfrl-  Sehr.  d.  Ver.  f. 
.Soejalpolitik.  V,il  XXXII.  4r,  fT..  56  «.  82  ff.,  n.  Bd.  XXXUI,  S.  121  IT.  Sdion  1875 
bemerkte  derselbe  im  l'reuss.  Abgeordnetenhaus:  Schaffung  eines  bäuerlichen 

IKttelstandes  sei  so  wichtiir,  dnss  wenn  ein  Bfiniater  lOlBIlionen  Tblr.  Terlan^n 
\vnr(lt\  um  peeipiete  Domänen  in  bäuerliche  Wirthschaften  zu  verwandeln  rnid  <fesr*'n 
liciii»-  fult  r  Krhpacbt,  w»  lrli  IctzfiTo  jrar  niclit  so  p-i  nihrlicli  !«ei,  väc  man  l.aiuijr 
anueliiue,  uuszuthun,  er  «ich  dvn  Dunk  des  Landes  verdienen  wiirde."  Und  wiederum 
nnlilsslich  der  Berathnnir  des  jünjTsten  Rentengntsgesetoes  in  der  Coninisnon  de« 
Abgeordnetenhauses  bezeichnet  es  Miquel  als  einen  Fehler  für  di<'  KT.twicklunz 
unserer  ländlichen  Kigenthums-  und  BesitzverliHltnisse,  das*;  man  die  rfimi-eh-m'htliclie 
The<»rie  des  Verkehrswerths  ausschliesslich  und  unbedingt  au  die  .Sielk  der  deutsch- 
rechtlichen  Theorie  des  Ertragswerths  (ifesetxt  habe.  Die  Versnche,  in  Neuvorponmein 
tnittrlst  .  infat  lirr  Kiiiiitaluh/alilmiir  zu  coloinsir<Mi,  ^eien  misslniir'*  n.  dir  lU-^r-rLTri-ise. 
welche  an  die  facultative  Unablüsbarkeit  der  Rente  geknüpft  wurden,  als  üi>ertriebtti 
sn  beseichnen;  in  Hannover  existire  auch  ein  Shnlichwi  Rechtsinstitui,  die  Erb- 
pacht; noch  Bt'i  »'ine  uiikiiiidbare  Heute  für  den  verpflichteten  Theil  j«^enfalls  &u- 
g«'nehmer  als  eim-  jiderzeit  kündbare  llv))ntlif-k  *Nr.  ,365  der  Pmeksachrn  de* 
Preusü.  Landtags  18yO/Ul ,  S.  3—4).  —  Die  Prcuss.  Hegieruug  lehnte  inhaldiek 
einer  Denlcschrift  vom  2.  November  1886  an  das  Landesökonomiecollegium  <T1nel's 
Lsndw.  .lahrbuch  Bd.  XIV,  Ergänzungsbd.  3,  S.  1)2  ff.)  die  Wiedereinführung  des  sog. 
getheilten  Eig(Mi  t  Ii  um  s  oder  erblirher,  din^-li«  lur  XiHzunirsreehte  als  ^iiiri>ii><'h 
luiausfü lirbar  und  wirthscbafVlich  höchst  bedenklicir  ab,  zugleich  ein  mit  dem 
Namen  „Rentengnt*^  belegtes  Rechtsverliftltaiss  in  Vorschlag  bringend,  welches 
dahin  definirt  wnirde:  Beriteungen,  bei  deren  cigenthümlichem  Erwerb  der  Käu&r 
die  Zahlung  einer  festen  .Tahresrente  vertragsmäs^^ig  übemiinint  und  wobei  dienern  inner- 
halb der  vom  Gesetz  gezogenen  Schranken  Kinscbräukungei»  in  der  Verfiigung 
über  daa  Ont  auferlegt,  anch  die  ünablAsbarkeit  der  Rente  nnd  der  dem  Renten- 
pflichtigen auferlegten  Verfügunguug8besrhräiikim<r»  n  lii'^Tiiiirt  ii  wrrdcn  kam».  \r!> 
den  bezüglichen  Verhandlungen  ist  besonders  auf  das  Keferat  vom  Freiherm 
Y.  Hammeretein -Loxten  und  die  An.«ifBhmng  von  Dankelmann,  Schmoller  nnd 
V.  Below-Saleske  an  verweisen.  (»egenüber  dem  8(dche  Abmachungen  an»' 
s(  Tilics^ciidi  ri  Pffuss.  <;psrt7  Vfnii  2.  März  1850  §  '  witrde  betcuit.  d.i-?  ^T-j-rin 
grundsätzliche  vcrtragsmässige  Abmachungen  über  Veräusserung  nur  so  weit  Yh*- 
Bchränkt  werden  sollen,  als  es  ans  Staats-  nnd  voUcgwirthsehaftlichen  Grüiiden  ge- 
boten erscheine,  offenbar  jenes  Gesetz  zu  weit  gegangen  sei.  —  Einen  gnten  Com* 
mentar  zu  dieser  nettesten  Ge^^i  1/.r'obtin^'  birtt  t:  Alahrsuin,  Die  Pn  u><j>chen  K^tit«»^- 
gutsgesetze,  1892.  —  Bemerkenswert b  ist,  dass  im  Entwurf  eines  bürgerlichen  iit- 
setasbuChes  fttr  Deutschland  in  1 1061  die  Belastung  eines  Gmndstfickes  ndt  no- 
abl  ÖS  baren  Kenten  gestattet  ist  mit  der  einschränkenden  Bestimmung  (§70  des 
Entwurfs  eines  Eiutühnmgsgesetzes).  das««  die  latidf'^gesptTilicheu  Vorschriften ,  welche 
die  Belastung  mit  Renten  (Reallasten^  verl)ieten  oder  beschränken,  in  Kraft  bleiben 
sollen.  —  Auf  die  gnmdsfttsHehe  Frage  der  Berechtigung  des  Omndaatses  der 
Kapital  Verschuldung  einer-,  dir  Tv  «n  t  ii  Verschuldung  andeiMita  ist  n&her  nicht 
liier,  sondern  im  Kap.  VII,  Der  landw.  Credit,  ein%agelieu. 
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§  89.  Auswanderung  und  Colonisation* 

Die  rerausgogangenen  Betrachtungen  haben  dargethan,  dass 

die  jeweilige  landwirthschaftliche  Besitzvertheilimg  eines  LiUides 
das  Ergebniss  historischer  KntwickluiiLT  ist,  bei  welcher  elieiiialige 
Herrschaftsvt'rliältiiissi»  der  bevorrechteten  K'lasson.  das  Eingreifen 
der  Staatsgewalt  und  die  besondere  Gestaltung  des  Erbrechts,  je 
nach  dem»  einen  für  die  Entwicklung  jener  Besitzverhältnisse  gün- 
stigen oder  ungünstigen  Einfluss  ausgefibt  haben:  dass  hei  der 
grossen  wirthschafÜichen,  socialen  und  politischen  Bedeutung  einer 
hamonischen  Besitzvertheilung  für  das  Yolksganze  der  Staat  sieh 
der  Auijgahe  nicht  entziehen  darf,  einer  in  nachtheiliger  Bichtung 
sich  vollziehenden  Entwicklung  mit  den  Mitteln  der  Gesetzgebung 
entgegenzAitreten ;  dass  aber  hierbei  die  vom  Staat  und  seiner  Ge- 
setzgebung ausgehende  Einwirkung  der  Kegel  nach  doch  nur  ««ine 
mittelbare,  auf  die  VerhfltunL'  «nner  Verschlininierung  bcsicluMider 
Zustände  dtn-  Hesitzvertheilung  gerichtete  sein  kann,  und  dass, 
welchen  Werth  man  insbesondere  einem  Soudererbrecht  für 
Landgüter  auch  beimessen  mag«  dieses  für  sich  allein  jedenfalls 
ungesunde  Besitzverhältnisse  nicht  zu  bessern,  insbesondere  weder 
das  Üebel  einer  bedrohlichen  Besitzzersplitterung  noch 
dasjenige  eines  schädlichen  Ueberwiegens  des  Gross- 
grundbesitzes zu  heilen  yermag.  Im  einzelnen  ist  zu  bemerken : 
1.  Von  diesen  beiden  Uebeln  läset  sich  das  erste  Oberhaupt 
nur  schwer  durch  unmittelbares  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
♦nner  Bessenmg  entgeL'^»Mit'ülirt'n ;  wie  es  denn  wohl  nur  zw  ei  Aus- 
weg»* -1  Ut,  der  Xoth  »mil  r  liesitzvorhältnisse  auf  dem  flachen  Lande 
zu  eutninien:  Entlastung  des  übervölkerten  Bodens  durch  Wegzug 
eines  Theils  der  nachwachsenden  Generation  oder  der  Verpflanzung 
von  industrieller  Thätigkeit  in  solche  übervölkerte  Gegenden,  um 
das  bei  der  Bewirthschaftung  der  Zwergswirtbschaftsschollen  sich 
ergebende  Haushaltsdeficit  durch  Nebenverdienst  zu  ergänzen; 
daher  eine  (schon  von  Fr.  List  dringend  empfohlene)  wichtige 
Auswanderungs-  und  eine  in  grossem  Styl  arbeitende  Gewerbe- 
und  Handelspolitik  in  Staatswesen  mit  stark  wachsender  Be- 
\  nlkeningszahl  wichtig«'  Bestandtheile  <ler  allgemeinen  Staatspolitik 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  lau  hviithschaftlichen  Interessen 
sind,  worauf  indess  in  diesem  Zusammenhang  nicht  näher  eiuzu- 
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gehen  ist^.  Immerhin  ist  es  wichtig  zu  betonen,  dass,  sobald 
einmal  die  Bevölkern iig  in  den  Landorten  eine  Höhe  erreicht  hat, 

bei  der  cferade  noch  für  die  einzelnen  Familien  der  vorhandene 
G»'iiiarki4ii^^^budonl>esitz  zur  Ermöglichung:  der  LebenshaltuiiL^  hin- 
reicht, der  regelmilssicre  ^V^  iiziisr,  sei  oh  in  die  Städte,  um  gewerb- 
lichem, sei  es  an  andere  <  «l»-^  Üachen  Landes,  um  hier  agricolem 
Erwerbe  nachzugehen,  ciiie  wirtlischaftliche  Nothwendigkeit  ist  und 
dass,  Solango  für  die  betreffenden  Elemente  in  den  Orenzen  der 
engeren  Heimath  eine  lohnende  Niederlassungsmögliclikeit  sich  nicht 
bietet,  selbst  die  Auswanderung  einen  für  das  Mutterland 
wohlthätigen  Entlastungsprocess  daistellt,  der  freilich  dann  schmerz* 
lieh  jederzeit  empfunden  werden  wird,  wenn  die  Auswandeniden 
Mangels  einer  guten  Auswandenmgs-  und  Colonialpolitik  durch 
Nit'(l»'rlassung  in  fremden  Staaten  dem  Vaterland  dauernd  verloren 
gehen,  oder  wenn  aus  ihnen  gnr  mit  der  Zeit  filr  die  alte  Heimath 
Coneurrenten  auf  wirthschaftlieheni  (Je))iete  erwaelisen.  Ackerbau- 
und  Handelscolonicü  zu  besitzen,  jene,  um  die  überschüssigen 
Elemente  des  Landvolks  in  einer  für  den  Staat  vortheilhaften  Weise 
abzuleiten,  diese,  um  ein  Wachsthum  der  Industrie  zu  ermöglichen« 
welches  fortschreitend  immer  mehr  Menschen  lohnend  im  Lande 
selbst  zu  beschftftigen  vermag,  ist  daher  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkt landwirthschaftlicher  Interessen  ein  wichtiges  Postulat  und 
um  80  wichtisror,  je  zeugungsfähiger  die  Bevölkerung  ist  und  je 
mehr  daher  zeit-  und  gegendenweise  mit  dem  Hiuauswachsen  der- 
selben über  den  L^egobenon  natürlitiieu  NahnuiLir^spielrauni  7.11 
rechnen  ist.  "Betritt  voliends  ein  Staat  den  Weg.  dun  h  .|ie  be- 
sondere Art  der  Gestaltung  des  Erbrechts  für  Landgüter  im  Sinn 
des  Anerbenrechts  einen  Au sw andern ngs zwang  für  die  nicht 
erbenden  Geschwister  künstlich  zu  schaffen,  so  wird  er  um  so 
weniger  der  Pflicht  sich  entschlagen  dürfen.  Jenen,  für  die  die 
heimische  Mutter  Erde  einen  Raum  nicht  mehr  bietet,  die  Mög- 


Vprl  liii /.u  H'!  If  d  l  Srhr.  d.  Vor.  f.  S. :  Auswaudcnni^f  und  Au*w5»n- 
denuigspolitik  in  Dcut«.i:hluu(l,  löil2,  mit  den  Aulsätzen  von  v.  riiilippovich,  Knej, 
F^,  F.  C.  Hnber,  JimdifTt  Pohle,  Btaseb,  M.  Lindemami,  Leidig.  —  Bs  bat  Teitom 
in  der  Periode  1 87 180  durcli  Mohrauswanderun^r  das  Deutsche  Reich  j  ä h r  1  i »  ^1 : 
78814  (0,18%  der  mittloren  Bevölkenmg),  Belgien  2fK)4  (0,067o\  I'än.  mark  4Ji«) 
(0,22"  0»,  GrosKbritauuien  26326  (O,!»",,,),  Irland  67000  (1,26*  o),  liAhtm  362a2 
(0,13'y,t,  r),.gtcrreich  6838  (0.0ö%\  Ungarn  23672  mb'\  die  Schweis  2899 
(0,fJ8"_„t,  Scliucrlrii  1-^880  (n:V2'*\i\  Nonv-epen  6937  (0,397oU  ^"it  Ausnalnue  der 
(ikaadinavischeu  SiaHien  und  Irlands  ist  also  die  Procentziffer  des  durch  Au6waudrrui^r 
erUtteiten  BeTölkenmipiverlustc'6  im  Deutschen  iieich  unter  den  europäischen  Staatcan 
die  sU&rkBle. 
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liclikeit  einer  anderweiten  Existenzbeschaflfuiiu  durch  oino  zi»'l- 
bewiisste  Staatspolitik  in  den  gedachten  ]k'zi«diunoon  zu  erleiclitern. 

2.  Günstiger  für  ein  unmittelbares  staatliches  Eingreifen  ist  der 
zweiberwähnte  Zustand  der  Besitz vertheilung,  der  sich  durch  das 
Extrem  des  Grosflgrundbesitzes  beim  Zurflcktreten  oder 
völligen  Fehlen  des  mittleren  und  kleineren  Besitzes  kennzeichnet; 
denn  wo  Bodenmateiial  ist,  um  Menschen  darauf  anzusiedeln,  da 
wird  es  an  Ansiedelungslustigen  schwerlich  fehlen ;  kaum  ist  etwas 
tiefer  vom  Anfang  aller  menschlichen  Entwicklung  in  die 
^lensehenseel«^  eiiinepüanzt  als  die  Sehnsucht  nach  einem  eigenen 
Stuck  Erdü,  als  der  Wunsch,  an  <len  schöpferischen  (Jaben  der 
Natur  durch  den  Besitz  eines  noch  so  klo"nen  Bodeatheils  in 
selbstthätiger  Weise  theilzunehmen.  Eine  Tolitik,  welche  darauf 
abhebt,  übergrosse  Landbesitzungen  zum  Zweck  der  Begrün- 
dung neuer  selbstständiger  Landstellen  zu  zerkleinem  mit  dem 
Ziel,  vielen  Tausenden  seither  landloser  Menschen  eine  fest- 
begrflndete  Heimst&tte  zu  geben,  darf  daher  ohne  Weiteres  als 
eine  fQr  das  Land  segensvolle  bezeichnet  werden:  indem  sie  in 
ihrer  Endwirkung  die  Klassengegensätze  auf  dem  flachen  Lande 
mildert,  kommt  ihr  eine  eminent  staatserhaltende  Bedeutung  zu; 
mit  Kecht  ist  aucli  gesagt  wonleii.  dass  man,  um  sein  Vaterland  lieb 
zu  haben,  ein  Stück  desselben  besitzen  müsse  und  dass  man  ein 
besseres  Bollwerk  gegen  die  Bodaldemokratie  auf  dem  flachen 
Lande  nicht  aufrichten  könne,  als  indem  man  an  den  Segnungen 
des  Grundbesitzes  auch  die  kleinsten  Leute  theilnehmon  Iftsst; 
aber  auch  darauf  ist  hinzuweisen,  dass  in  durch  Latifundienbildungen 
schwach  bevölkerten  .Gegenden  die  Yoraussetzungen  einer  in- 
dustriellen Entwickltmg  fehlen  und  dass  eine  auf  die  Termehrung 
der  Landstellen  abzielende  Politik  daher  eine  productiye  Politik 
im  besten  Sinu  des  Worts  ist,  indem  sie  damit  den  Boden  für 
eine  Entfaltung  gewerblicher  Tliätigkeit  vorbereitet,  die  eben  nur 
da  gedeihen  ];  inn,  wo  ein  natürliches  coüäumtionsfähiges  Hinter- 
land vorhaudeu  ist^). 

Aut  den  Zusammenhang,  in  welchem  die  Erleichterung  des  Bodenerwerhs 
darch  kleine  Leute  mit  der  A uswonderungs-  und  damit  der  ländlichen  Arbeiterfrage 
iteht,  ist  schon  früher  <S.  397)  hiugewiesi  ii  xv(.i  (l«m;  liehe  aneh  §  94  Ziff.  4  mul  §  97 
unten.  —  Sombart  betoute  u.  A.  in  (L  u  Vcrhaiullungeu  des  Vi  i  .  •  n  für  Socialjjulitik 
(Bd.  XXXIII,  9.  79^  dass  der  Missätand  eiuer  inländischeu  M  i  ii  derproduction  in 
Uiidvnrthschaftlichen  Prodticten  in  Bentschland  (10 — 15%  des  Bedarfs)  hei  einer 
Znnahni«  der  Bevölkerung  auf  dem  flachen  Lande,  mit  der  eine  intensive  Be- 
wirth«;ehaftung  Hand  in  Hand  irelit%  zum  Theil  weuigstens  gehoben  werden  könnte 
und  dass  schon  dieses  T^-irthachattliche  Moment  neben  den  poUtisclieu  und  socialen 
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Die  Berechtigung  zu  einem  unmittelbaren  Eingreifen  des 
Staats  in  die  bestehenden  landwirthschaftlichen  Besitsverhftltttisse 
kann  fflr  diejenigen  nicht  zweifelhaft  sein,  die  in  dem  Staat  eine 

Wohltahrtsiremeinschaft  7Air  bestmöglichen  EnreichuiiLf  der  mensch- 
lichen Lrlh'iis/.wecke  sehen  und  danach  keine  Aufiiah»^  iils  ausser- 
halb der  Sphäre  des  staatlichen  Eiinvirk»'ns  fallend  »'raolitrn.  mit 
deren  Erfüllung  ein  üchter  Culturfortsehritt  seiner  Vcrwirklirhung 
entgegengeführt  werden  kann.  Es  wäre  übel  bestellt  um  das  Ein- 
lenken in  die  Bahnen  ächten  gesellschaftlichen  Fortschritts,  der 
doch  in  der  wachsenden  Theilnahme  des  ganzen  Volkes  an  den 
Segnungen  der  Cultur  besteht,  wenn  das  historisch  Gewordene  An- 
spruch auf  unbedingten  Schutz  auch  dann  noch  erheben  kannte, 
wenn  sein  Fortbestand  ein  absolutes  Hindemiss  für  diesen  gesell- 
schaftlichen Fortschritt  bedeutet:  und  am  allerwenigsten  darf 
sul(h<Mi  An^^prucli  das  Eiirenthuni  am  Gnmd  und  Boden  gel- 
tend machen,  der  das  \\  crthvoUste  ist,  was  eine  Nation  ihr 
eigen  nennt,  mit  dessen  Bewirthschaftung  die  hi>ciisieu  Lebens- 
interessen  des  Volkes  verknüpft  sind  und  dessen  den  Interessen 
des  Volkes  zuwiderlaufende  Benut'/ungsweise  kein  Staat  zugeben 
darf,  für  den  der  Satz :  „salus  publica  suprema  lex  esto''  eine  mehr 
als  nur  phrasenhafte  Bedeutung  hat'). 

Diejenigen  staatlichen  Maassnahmen,  welche  zum  Zweck  haben, 
eine  günstigere  landwirthschaftliche  Besitzvertheilung  im  Wege  der 
Schaffung  neuer  landwirthschaftlicher  Besitzeinheiten  herzusteUen, 
bezeichnet  mau  als  innere  Co  Ionisation,  wobei  zur  Verwirk- 

Fmgett  M  rilthlich  erscheiiu-n  lasse,  der  inneren  ColfMÜMMon  naher  va  treten.  — 
Bering  (im  deatochen  Landwirthschaftsrath  1892.  S.  3^)  weist  aurh  damaf  hin, 
wie  vortht'ilhuft  «'s  fiir  die  (irossgrundbesitzer  »eiu  mMS-^e.  (We  für  si»-  ofi  prina! 
werÜilutMJU,  weil  ua'ii»t  nur  ttxteutävsit  g^euüuteu  Aussensckläge  abzustossen  oud 
dadnrch  die  Mittel  nicht  nnr  zur  Minderung  der  Schuldenlast,  sondern  anch  sn 
intensiverein  I*«  trieb  des  vifrkbnnerten  Areals  «u  ge>vinnen.  „Concentration  der  vor- 
ImiulfMifii  Arbeit»  und  Kapitalkratt  inns«  die  l-osinit»  einer  zu  jrrosserer  Inten^i^-itat 
Ifirtschrciunide  Lnndwirtliöcliai't  sein".  Auch  der  streng  couservative  M.  A.  Niendorf 
ist  schon  1871  („Bio  BitlenrH^f  der  astUchen  Provinsen'")  fiir  ZerBchla^n?  dei^ 
si'lben  und  Auftheilung  in  kleinere  Wirthscbaftseinheiten  als  einzigem  Mittel,  der 
/.unehnienden  Vi-rarmun^j  dieser  (leffenden  zn  steuern,  einfretreten.  Erst  mit  dies^-r 
Anftheilunjf  werde  die  Hovölkeruug  wachsen  und  erst  damit  auch  die  Yorbedingunif 
für  eine  sieh  entwickelnde  InduHtrie  gegehen  sein. 

\Vi.'  >(  lioii  (It  r  alif  .1.  "Nltiser  dns  Recht  des  ?tnatli*  hen  EinqTcifcTi^  in  »Ii»- 
Bodeubesitzvertheilung  in  die  Worte:  ,l)io  Krde  ist  des  Staats''  ^kleidet  bau 
Vgl.  auch  V.  Miaskowski.  a.  a.  O..  IUI.  IL  S.  250  ff.,  und  A.  Wapner.  rmind- 
egung,  §  374  ff.  -  Die  Wandlung  in  den  Anschauungen  der  uiuissgebenden  Kmsf 
liiber  die^o  Dingt«  winl  dtirrli  die  mlir  skt  ittiM-lie  Stellungnahme,  <ii«'  im  Jalirt-  ]ST3 
der  Geh.  Ub.-Keg.-Uath  Alarcard  zu  der  Frage  der  staatlichen  Furdening  der 
inneren Colonisation  einnahm  <in  dessen  Anftata :  „Der Mangel  an  Ilndlichen  Arbattem"» 
in  Thiers  laodw.  Jahrb.  1874,  8.  236  ff.  und  R  SiS),  gut  yiustrirt 
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lichung  des  Ziels  ein  zveifaoher  Weg  eingeschlagen  werden  kann. 
Entweder  nämlich  nehmen  die  bezflgUchen  Einrichtungen  den 
Charakter  von  Zwangsmaassnahmen  an,  indem  sich  die  innere 
Oolonisation  im  Wege  der  Enteignung  des  Grossgnindbesitzos  zum 
Zweck  der  Begründung  neuer  Ansiedelungen  vollzieht:  oder  aber 
sie  können  derart  V)eschalfen  sein,  dass  die  Geset/crebunir  lediglich 
die  Möglichkeit  zur  Begründung  aolcher  Ansuthlungen  eröffnet 
und  letztere  durch  zweckdienliche  Kechts Vorschriften  und  Veranstal- 
tungen fördert.  Der  erste  Weg  wird  nur  da  zu  beschreiten  sein, 
wo  der  Zustand  der  landwirthschaftlichen  Besitzvertheilung  von 
schweren  Missstftnden  für  das  Wirthschaftsleben  und  in  deren  Ge- 
folge Yon  Gefahren  für  das  Öffentliche  Wohl  begleitet  ist,  wie 
etwa  in  dem  grossbritannischen  Inselreich  oder  in  Italien^);  der 
zweite  Weg  erscheint  ausreichend,  wo  die  Besitzvertheilung  zwar 
an  sich  einer  Besserung  bedürftig  erscheint,  aber  doch  ihre  Fort- 
dauer nicht  ohne  Weiteres  als  unerträglich  fiir  das  Staatswohl  be- 
zeichnet werdtMi  kann  und  daher  für  ein  zwangsweises  Vorgehen 
die  Vmbedingungen  noch  fehlen;  und  man  mag  diesen  Weg  um 
so  i'her  betreten,  je  mehr  unter  der  eigenthümlichen  einseitigen 
Art  der  Besitzvertheilung  die  Besitzenden  selber  leiden  und  also 
erwartet  werden  darf,  dass  sie  gerne  von  der  Möglichkeit  der 
eigenen  Inititiative  auf  diesem  Gebiete  Gebrauch  machen.  Am 
einfachsten  und  wirksamsten  zugleich  aber  wird,  sofern  auf  ein 
zwangsweises  Vorgehen  Verzicht  zu  leisten  ist,  diese  innere  Colo- 
nisatioü  sich  vollziehen,  wenn  sie  der  Staat  als  solcher  in  die  Hand 

*)  Ueber  die  Calonisatioii  in  Italien  durch  Zersclilaguii^  der  eiu^czogmen 

Kirchenpüter  vgl.  oben  die  Anmerkung  zu  §  72,  8.  4(XS.       Walcker  nennt  die 
Wi*^*flrr!u»rstellung'   d(>s  italienischen  l^iun'rnstaiulcs  'nus  (i<  r  jetzigen  Klasse  von 
iieitjMciiteni  und  ilieilbauem)  eine  blosse  Frage  der  Zeit  und  plaidirt  u.  a.  tür  eine 
Art  AblöBongggegetzgebung,  ein  Gedanke^  mit  dem  man  sich  wohl  befreunden  kann 
Ang»'si(rhts  der  durch  die  jetzige  Besitzvertheilung  geschaffenen  Missstäude,  die  durch 
die  neueste  italienische  Agrarenquete  grell  beleuchtet  worden  sind.    Vgl.  die  Aus- 
tührungen  in  §  38:   Theilbau.     Ueber  die   Laudpoliiik   iji  (rrossbritauuicu 
siehe  nnter  $  96.     Alle  diese  neueren  Bestrebungen  in  den  Gegenden  des  LatiAindien- 
br -TT/j  s  hnbrn  uiivrrkt-niibar  innuche  Aehuliehkeit  mit  jenen  im  nlton  I'nni.  welrlte 
die   Ireilirb   sehr   viel   radicaleren  Licinisc.hen  und  üracchiscben  (uset/.e  ge- 
seiligt haben ;  jene  untersagten  bekanntlich,  dass  iemand  mehr  als  ÖÜO  Morgen  vom 
Oemeinland  b»  Mtzr  ..der  mehr  als  1 00  Stück  grosses  und  5(.X)  Stttck  kleines  Vieh 
auf  die  (»ffentlidif  W  l  idc  tn  ili«  :  «Icr  Ueberschuss  des  den  grösseren  Besitzen»  dem- 
nach abzunehmenden  Landes  sollte  den  kleineren  zugetheilt  werden.    Die  späteren 
röniisehen  Schrifsteller,  Yarro,  Plinins,  Columella,  wissen  die  heilsame  Wirkung 
»l«  r  Fünfhnndertmorgenj/'  srt/.i-  nicht  gettl^  zn  rühmen,  die  leider  in  Folge  der  von 
d«  r  I'ad'i»  ii  1  «ich.ift  ausgehenden  Hemmungen  df  -^  TTefonnwerks  nur  zu  rasch  ausser 
jinwendung  kamen,  wie  demi  auch  die  agrarisclien  (jesetze  oder  (iesetzesvorschlage 
der  folgenden  Jahrhunderte  (der  beiden  Gracchen,  des  Volkstribnns  P.  äerrilina 
Rullus,  von  JulioB  Casar)  ohne  nachhaltige  Wirkung  blieben. 
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nimmt,  sei  es,  dass  er  zur  Neubegrfindung  von  Landstellen  etwaigen 
eigenen  Besitz  (Domftnen)  yerwendet,  sei  es,  dass  er  durch  Erwerb 
von  Gfltem  im  freiliändigen  Verkehr  sich  das  Bodenmaterial  für 
die  ColonisationBarbeit  erst  beschafft  minder  leicht,  wenn  er  sich 

diuaut"  beschränkt,  ilie  tVt'iliandiuc  Abtrennun<j!^  von  Landstell^n 
von  jrrösseron  Uütorn  (lurrli  die  < i osotzcrebung  zu  fördern.  In 
Preussen  bat  iTiiUi  Hoit  (]m  AchlzimM-  Jahnen  diese  \  *Ts<']iie(lenerlei 
Möglicbkeiten  der  inneren  Colonisation  gleichzeitig  ins  Werk  ge- 
setzt und  die  damit  inaugurirte  Politik  bildet  eine  werthvolie 
Ergänzung  der  neuerlichen  Gesetzgebung  eben  dieses  Staats  aiii 
dem  bäuerlichen  Erbrechtsgebiet;  mit  ihr  wird  zugleich  ein  Fehler, 
den  die  Preussische  Ablösungsgeaetzgebung  8.  Z.  in  der 
doppelten  Bichtung  begangen  hat,  indem  sie  die  Wohlthat  der 
Ablösung  an  Landabtretungen  knüpfte  und  einen  nicht  unerheb- 
lichen Theil  der  Bauernschatt  von  dem  Befreiungswerk  überhaupt 
aiisr^clilnss  (S.  gut  zu  machen  versucbi:  erscheint  sie  aus 

dit'scni  (irund  socialpolitiöch  b(Ni«Mit-;i]ii.   ^   wird  sie  /uiri»'icb  winb- 
scbatllich  vnrth«'ilhart  wirken,  wenn  mit  der  angestrebt iii  Schaffung 
von  Bauern-  und  von  Tagelöhnerstellen  der  Bevölkerung  der  C^uV- 
lichen  Provinzen  ein  werthvolles  Glied  sich  einfüjrt,  mit  dessen 
Mangel  eine  Beihe  unerfreulicher,  in  dem  chroniachen  Arbeiter* 
mangel  zu  Tage  tretender  Zustände  seither  zusammenhängen: 
nicht  am  wenigsten  bedeutsam  aber  ist  sie  auch  aus  dem  Grund«, 
weil  sie  erstmals  wieder  ein  Terschuldungsprincip  in  die  Gesetz- 
gebung eingeführt  hat  (System  der  Rentenschuld) ,  über  dessen 
vorzugsweise  Berechtigung  im  Gebiet  des  Bodrin  erkdirs  zwar  seit 
langer  Zeit  in  der  Theorie  ein  ernsthafter  Streit  nicht  mehr  be- 
stand, ohne  das8  indessen  diese  Forderung  der  Thenrie  bis  dahin 
zu  Sätzen  des  geltenden  Hechts  sich  verdichtet  hätte.  Auch  wenn 
die  Wirkung  der  Gesetzgebung  nur  eine  langsame  sein  sollte, 
80  wäre  doch  schon  mit  der  durch  sie  erfolgten  Wiedereinf&brung 
des  Bentenguts  in  das  moderne  Agrarrecht  ein  so  wesentlicher 
Fortschritt  vollzogen,  dass  sie  schon  um  desswillen  den  Anspruch 
erheben  darf,  einen  wichtigen  Markstein  in  der  Geschichte  der 
deutschen  Agrarpolitik  zu  bilden^). 

g  90.  Rückblicke  auf  ältere  Colonisationen. 
Unter  Col(Mnsa  t  ionon  im  ei  [^entliehen  Sinn  doi  Worts  vertteht 
mau  die  erstmalige  Uccupaüou  eines  Landes,  der  die  Vertheilung 

^)  AehaUcb  8  er  in  g  im  dentsohai  LuidwirtliMfaaflsrstli  1893,  B.  371. 
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dos  Bodens  unter  die  Occupanten,  die  Bodung  und  Urbarmachung 
bisher  wirthscbafUich  nicht  genutzter  L&ndereien,  die  Gründung 
dauernder  Siedelungen,  die  Organisation  der  GemeindeverfaBsung 
und  weiterer  communaler  oder  staatlieher  Verbände  zu  folgen  pflegt; 
ein  Bild  soleher  Colonisationen  bietet  in  unserem  Jahrhundert  die 
Besiedelung  der  transoceanischon  Landergebiote :  ein  eben  solches 
jene  ältesten  Colonisationen,  welche  in  Deutschland  vom  .j.  lalir- 
hundert  an  einsetzen  und  ihren  llöhenpunkt  im  12.  bis  1(5.  .lahr- 
hundert  erreichen.  „Vom  Ober-  und  Niederrhein  setzte  diese  Be- 
wegung sich  fort  nach  Osten  flher  die  Elbe;  hier  wird  unter  der 
Leitung  der  Ascanier  und  des  Deutschen  Ordens,  der  slavisohen 
FOrstengeschlechter  und  der  hanseatischen  Kaufleute  ein  neues 
zweites  Deutschland  gegrflndei  Die  Städtegrflndungen  und  Er- 
weiterungen gehören  dieser  Bewegung  ebenso  an  wie  die  Tausende 
und  Abertausende  von  Hof-  und  DorfgrQndungen.  Der  grossere, 
besonders  der  südwestdeutsche  Theil  Deutschlands  hat  damals  die 
(iestultung  und  Besiedelung  erhalten,  die  ihn  bis  auf  den  heutigen 
Tag  charakterisiren.  Zum  Stillstand  komuit  diese  Thätigkeit  im 
14.  und  15.  Jahrhundert.  Von  1450 — 1650  hört  so  ziemlieh  jede 
Colonisaüon  in  deutschen  Landen  auf/'  (SchmoUer.) 

Die  innere  Colonisationim  modernen  Sinn  des  Worts 
zielt  nicht  auf  die  Ergreifung  herrenlosen  Landes,  auf  die  Nutzbar- 
machung desselben  zu  landwirthschaftlichen  Zwecken  ab;  bei  ihr 
steht  die  Schaffung  neuer  selbststftndiger  BauemsteUen  auf  bereits 
besiedeltem  und  in  Bebauung  genommenem  Lande,  d.  h.  die  Herbei- 
führung einer  anderweiten  Besitz vertheilung  obenan,  mit  welcher 
wohl  auch  eine  im  Verhältniss  zur  seitherigen  Art  der  Bebauung 
und  BenützuuL^  vollkoniuienere  Bewirthsciiaftungsweisc  erstT>'bt 
werden  kann,  ohne  dass  indessen  hierauf  das  geradezu  cntscheiil  txi  o 
Gewicht  gelegt  ist;  nicht  sowohl  das  Productionsinteresse  ist  es, 
welches  zur  inneren  Colonisation  in  unserer  Zeit  Anlass  giebt,  oder 
doch  nicht  vorwiegend  jenes,  sondern  das  soeialpoUtische  Interesse, 
das  an  einer  besseren  Eigenthumsvertheilung  hinsichtlich  des  Grund 
und  Bodens  besteht  und  sich  Geltung  zu  schaffen  versucht  Hierin 
liegt  auch  der  entscheidende  Gegensatz  zu  jener  Colonisation, 
welche  nach  den  Verwüstungen  des  30jährigen  Krieges  aUflberall 
in  DeutHchland  die  (iam.iligen  Staatsleiter  ins  W»Tk  zu  i^etzen  sich 
beuiüht<'n;  damals  galt  es,  Tausende  von  eiit  \  r  ilu  rteii  Dörfern  neu 
mit  ^lenschen  zu  besetzen,  das  wüst  gewordene  Land  wieder  unter 
deo  PÜug  zu  nehmen,  an  die  Cultur  der  ijüheru  Zeit  einfach 
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wieder  anzukmipfon :  damals  spielten,  wio  namentliuh  in  Pr**ussen, 
populationistische  Erwägungen  eine  wesentliche  Holle ;  während 
dor  Oedanke,  mit  dieser  Tolonisation  zugleich  einer  ungflnstigea 
Besitzvertheilung,  insbesondere  der  Latifundienbüdung  entgegen- 
zuwirken, zwar  mcbt  fehlt,  aber  doch  gegenfiber  den  andern  Ge- 
sichtspunkten zurücktritt;  daher  gerade  in  Preussen  so  grosser 
Werth  Ton  den  Tagen  des  grossen  Kurfürsten  an  auf  die  Ein- 
wanderungen golegt  wird  und  vorwiegend  den  Auslftndem  Colo- 
nistenbenefizien  zugewendet  werden,  weil  eben  nur  der  Zuzug  von 
Aussen  den  gewünschten  Bevölkerungszuwachs  bringt.  Das  H.iden- 
material  aber  für  diese  (Kolonisation  des  vonL:i  ii  Jahrhunderts 
lieferten  neben  den  wüsten  Hufen,  den  königlich «  n  Vorwerken 
und  angekauften  Bittergütem  auch  die  durch  grossartige  Melio- 
rationen neu  gewonnenen  Culturflächen  in  den  Xiederungsgebieten 
der  niederdeutschen  Strome,  wie  namentlich  im  Oder-,  Waitbe- 
und  Weichselgebiet  (vgl.  S.  343). 

Anmerkuii)^.  Vgl.  hierzu  Schm  o  !  1 t  ,  ii.  a.  ()..  S.  6  ff.  „Menschen*^  — 
schreibt,  nach  Schmoller,  Friedrich  Wiluuim  1.  au  dta  alteu  Desi»aaer  ab»  Iro^i 
für  die  grossen,  sich  schlechl  vendiifionden  Summen,  welche  das  Betablisseaieiit 
Ostpr«Mtssi  ii?  jrokostet,   ^linltr-  v(ir  diui  ;rrösstcn   l'oiclithtim Am  An?jr.inü'  de^ 

17.  Jahrhimderta  sassen  aui  der  Quadratuieile  in  Ostpreussen  GUU,  in  der  Ncn- 
mark  öOö.  in  Pommern  421),  in  der  Kurmark  656  Mensch«'n,  gegen  2017  in  Sachsen, 
2272  in  Wiirttomberg,  2400  in  Frankreich;  die  (icsammthevölkerung  Preusäens 
damals  l.ö  Millionen  Menseln  rt  Sc  lim  oll  or  schätzt  dif»  Zahl  der  Kiiiwajiderer 
in  PreoBüeu  bis  X740  auf  luUOUU:  die  Zalil  der  vun  du  ub  bis  17ti6  unter 
Friedrich  dem  Gronen  «edietimlissig  anf  Grund  der  ColonittenlMniefizien  etablirtm 
roloMistea*^  auf  300000;  die  Zahl  der  neu  gegründeten  Coionisteudorffr  auf 
JMJ()  Dörf«'r;  «die  Menge  der  kic  iiicr*  n  C'olonistenetablisscments  und  Abbaut^-n 
geht  in  die  lausende miudestens  ein  Fünftel  bis  ein  Sechstel  aller  1186 
Lebenden  bildeten  die  Colonisten  nnd  GoltmistenabkSnmilinge.  Zwischen  1700 
und  1800  stieg  die  llevölkerung  Preussens  pro  Quadrat  iiuile  von  686  auf  1990. 
d.  h.  um  fast  das  Dreifache;  obwfdil  da^  .'irmste  Land,  haito  es  doch  verrpThalt- 
iiisüuiassig  den  s»tärksteu  Zuwachs;  r,^^^  grosser  Theil,  etwa  ein  Drittel  der- 
selben, beruhte  auf  der  Tbatsache,  dass  es  das  einiige  europäische  Land  mit 
KiinviiTidcrunr'- und  s  t  ii  a  1 1  i  c  !i  trc  1  c  ii  k  f  o  r  iiincrr'r  Colo  in  ti  o  n  v\;ir^  (a,  a.  0., 
i^.  14j.    Im  (tau%eu  lüuimt  Schmoller  au,  dass  durch  die  (Jolonisatiou  im  17.  nnd 

18.  Jahrhundert  80 — 40000  spannfiiliige  Bauerngüter  und  100—120000  KleinstelU-n 
entstanden  und  diesen  etwa  2'  ..  —  3  Mill.  Morgen  überwiesen  worden  seien:  d.  h. 
„die  gair/f'  flnnideigenthumsvi  i  tlK  iluii^'  d<  r  prmssisclicn  östlichen  l'nuin/»  n  i>t  bis 
auf  den  heutigen  Tag  auf  das  stärkste  durch  die  Colouli>atiuu  beciutlusäU  Oho» 
dieselbe  wäre  der  mittlere  ttnd  kleinere  Besita  viel  schwächer^  hfilten  wir  an  Stell« 
einer  grossen  Anzahl  kleiner  Kigenthflmer  blosse  TagelShtt^.  Die  durch  das 
natürliche  Schwergewicht  der  feudalen  Klnsscninteressen  vor  sit'h  ^hende  und  nie 
ganz  gehemmte  Latifundienbüdung  mit  besitzlosen  Tagelöhnern  ist  wenigstens  theil- 
weise  corrigirt  und  eingeschrttnkt  worden  dvrcb  die  Coloniiatson**.  Die  0|ifiBr  des 
Preussischeu  Staates  für  diese  Arbeit  waren  keine  geringen;  allein  das  ^RetablissenMUt* 
Ostpreussen^  sfdl  (»  Mill.  Thalor  gekostet  haben;  aber  ^diebaann  Ausgaben  pflegten 
sich  schon  im  vorigen  Jahrhundert  reichlich  zu  verzinsen,  theilweise  bis  au  lü  und 
11"  u.  Was  Staat  und  Volkswirthschaft  an  Cnltorförderung  und  socialer  Beasemog 
der  (•esellschaftsschiehtiing  i."  "  iniiu  u.  «  ntzidif  sich  jeder  zahlenmässigen  Schatziinj:'". 
—  Was  von  iieitett  des  privaten  Grossgrundbesitxes  selber  in  Besug  auf 
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Schaffuug  neuer  Bauernstellen  geschehen  ist,  scheint,  trotz  der  von  Friedrich  dem 
Grossen  in  dieser  Beri^hiin^  wiederholt  gegebenen  Anregiing-en  und  in  Ansricht  ge* 

stolltrn  staatlichen  Beihilfen  für  diesen  Zweck  (nach  der  Declaration  von  1778  eine 
Bonitication  von  150  Thlr.  für  jede  neu  gegründf^e  Stelle),  in  mnssipvn  Grenzen  sich 
bewegt  zu  haben ;  der  Charakter  der  Colonisation  war  also  ein  vorwiegend  staatlicher. 

Die  Vergebung:  des  Landes  an  die  Colonisteu  erfolgte  theils 
in  der  Fonii  der  Zeit-,  theils  und  vorwiegend  in  der  Form  der 
Erbpacht.  Den  mit  Krhre(  ht  ansfrostatteten  Colonisten  wurden  für 
eine  Anzalil  (ieneratioiien  ^'ers(•iluidung8-  imd  Veräussenings- 
besehränkunoren  auferlegt  und  die  Coloniatenhnfen  dem  Auerbeu- 

CT»  ~ 

recht  unterworfen;  Beschränkungen,  welche  erst  mit  der  Befreiungs- 
gesetzgebung im  Anfang  des  Jahrhunderts  gefallen  sind.  Das 
Dorfsystem  scheint  Tor  dem  Hofsystem  regelmässig  bevorzugt,  ein 
Fehler  aber  dann  und  wann  insofern  gemacht  worden  zu  sein,  als 
Tielfach  die  Colonistenstellen  von  Anfang  ab  zu  klein  zugeschnitten 
waren  und  daher  mancherorts  nachmals  zu  keinem  rechten  6e- 
doilien  treliDiLTeii  konnten.  Die  in  der  Gegenwart  von  Neuem, 
allerdings  aus  anderen  Erwägungen  in  Angriff  genommene  innere 
Colonisation  bietet  in  ihrrT  Ausgestaltung,  so  namentlich  in  der 
Wiederaulnahme  zwar  nicht  des  Erbpacht-,  aber  doch  eines  diesem 
verwandten  Instituts,  manche  Anknüpfungspunkte  an  die  Coloni- 
sationsarbeit  des  vorigen  Jahrhunderts;  sodann  aber  auch  in  dem 
deutsch-nationalen  Zug,  den  gerade  die  erste  der  neueren  Oesetz- 
gebungsarbeiten  mit  jener  gemein  hat;  denn  auch  Friedrich  der 
Grosse  hatte  vor  Allem  auf  deutsche  Einwanderer  in  den  polnischen 
Provinzen  abgehoben*). 


g  Ul.  Die  neuzeitliche  D  uro  Ii  tü  b  ru  n  g  <1  er  inneren 
Colonisation;  das  iientengut. 

Das  Gelingen  der  auf  die  Ansiedelung  von  Bauern  an  Stelle 
vorhandener  Grossgüter  sich  richtenden  Bestrebungen  ist  mit  der 
Thatsache  der  Schaffung  solcher  Bauern st(41en  selbst  noch  keines- 
wegs sichergestellt  und  die  Geschichte  lelurt^  dass  manche  in  besten 
Absichten  unternommenen  Bestrebungen  dieser  Art  schliesslich  das 
erwartete  Ergebniss  keineswegs  aufwiesen,  weil  nach  kürzerer  oder 


Schmoller,  a.  a.  0.,  S.  22  n.  86  nnten:  „Die  Attention  ist  auf  Pfälzer, 
ScUecier  etc.  zai  richten  .  .  .,  schlechterdings  aber  sind  keine  Stockpolen  anzu- 
nehnuTi"  .  dip  .poluisolie  Wirthschaft  müMe  aalhören",  das  Volk  „in  «inon  anderen 
Schleuder'  gebracht  werden. 
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längerer  Zeit  die  neu  geschaffenen  landwirtlischaflUclieii  Anweseu 
dem  Siechtliuni  verfielen.  Die  Gründe  solcher  Erscheinungen  lagen 
theils  darin,  dasB  bei  der  ersten  Einrichtung  der  Anwesen  den  Be* 
dflrfoiBsen  der  angesetzten  Wirtbe  nicht  hinreichend  Bechnung  ge- 
tragen (weil  insbesondere  das  überwiesene  Land  zu  klein  oder  tu 
unergiebig  war),  theils  darin,  dass  die  Wirthe  von  Tomeberein 
durch  den  Erwerb  des  Anwesens  sieb  eine  finanzielle  Last  auf- 
erlegen mussten,  der  sie  iiiclit  gewachsen  üich  zeigten,  theils  darin, 
dass  die  nacli  ihrer  G  100:51*  gerade  für  eine  Bauernfamilie  aua- 
reielienden  Anwesen  alsbald  dnrcli  Kauf.  Krbtheiluiig  ete.  zerkleinert 
wurden  und  auf  den  Theilstücken  ein  Landprolelariat  sich  fest- 
setzte, im  Vergleich  mit  welchem  ein  besitzloses  Tagelohnerthum 
auf  Grossgfltem  noch  als  das  mindere  Uebel  erscheinen  durfte*). 
Es  ist  daher  nOthig,  die  Ans&ssigmachung  neuer  Wirthe,  wenn 
anders  Enttäuschungen  vermieden  und  die  geldlichen  Aufwendungen 
fOr  den  Zweck  nicht  nutzlos  verausgabt  werden  wollen,  unter  Be- 
dingungen zu  ermöglichen  und  ins  Werk  zu  setzen,  welche  den 
dauernden  Bestand  der  Neuschöpfung  nach  menschlicher  Voraus- 
sicht zu  ermöglichen  geeignet  sind,  wobei  namentlich  Folgen de& 
in  Betracht  zu  ziehen  ist: 

1.  Wenn  auch  die  Ausweisung  der  neu  zu  schaffenden  Bauem- 
stellen in  der  Form  der  Zeitpacht  an  sich  nicht  grundsätyJi<  1:  zu 
beanstanden  sein  wird,  so  fördert  doch  den  sodalpoütischen  Werth 
der  Maassregel  eine  Art  der  üeberweisung,  welche  den  angesetzten 
Wirthen  die  Aussicht  dauernden  Verbleibs  auf  der  Stelle  erdi&iei 
zweifelsohne  in  höherem  Maasse  und  es  verdient  daher  die  üeber» 
tragung  zu  Eigenthum  den  Vorzug,  wobei  aber  letzteren  falls 
den  augesetzten  Wirthen  angemessene  Zahlungsfristen  für  den  Kauf- 
scLilliug  zu  gewähren  sind.  Die  Errichtung  der  Gutsbauliclikeiten. 
sei  es  durch  die  eolonisirende  Stelle  od»»r  den  Colonisten.  erfdirt 
zweckmässig  ebenfalls  unter  Einräumung  von  Abtraguugstermiuen 
für  die  dafür  aufgewendeten  Summen,  wobei  jedenfalls  aus  den 
früher  erwähnten  Gründen  (S.  511)  auf  einfache  und  billige  Bau- 
lichkeiten abzuheben  ist  Sehr  forderlich  fOr  den  Wirth  wird  die 
Möglichkeit  sein,  wenn  er  den  Kauf  in  Form  langsam  sich  tilgender 
Zeitrenten  oder  wenn  er  ihn  gegen  ITebemahme  einer  Bentenecbuld 
(Kauf  gegen  Beute)  vollziehen  kann,  und  es  darf  daher  als  eine 

')  Eine  Amahl  Belege  hierf&r  bei  Rini^^ler,  Ueiber  innefe  Golonisstioii  «te.  fai 
Freusfon.  m  Schriften  de»  Verefais  för  SoolidpolilOc,  Bd.  XXXH;  xfA.  insbeeondcie 

8,  löÖff.,  S.  177.  i- 
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besonders  weiihvoUe  Weiterbildung  des  modernen  Agrarrecbts  in 
Preussen  bezeichnet  werden,  gerade  auch  diese  Art  des  Grund- 

<»rwerbs,  welche,  wie  die  späteren  Darlegungen  zeigen  werden,  der 
Natur  (los  (iruiulbesitzes  besonders  entspricht,  bei  der  inneren 
Colonisuiioii  vornclmilich  in's  Auge  gefasst  und  ihre  V'crwirklicliung 
durch  die  Indiensi^lcllmig  staatlicher  Creditinstitute  (Kenten- 
banken) begüuFtiL'i:  zuhaben.  (S.  539  ff.)  Wird  dabei  neben  der 
Zahlung  von  Geldrenten  auch  die  Tilgiuig  der  Schuld  mittelst  Ent- 
richtung in  natura  (in  KOmem)  ermöglicht,  so  wird  gerade  dem 
kleinen  Wirth  eine  weitere  wesentliche  Erleichterung  zu  Theil,  weil 
er  von  den  zufftUigen  Marktconjuncturen,  mit  denen  er  am  wenigsten 
zu  rechnen  weiss,  unabhängiger  wird*). 

2.  Voräusserungsbeschräiikungen.  Bei  jedem  Coloni- 
sation« versuch  wird  als  erster  und  wichtigster  Tuiikt  die  Sorge  für 
die  X  a  c h  h  a  1 1  i  ^  k  e  i  t  der  Sek ö  ji  f  u  n  g  sein  ,  die  nur  dann 
gewährleistet  ist,  wenn  die  aus  dem  Grossgrundbesitz  lierauszu- 
schneidenden  Einzelanwesen  nach  GrOsse,  durchschnittlicher  Boden- 
beschaffenheit. Lage  zu  Verkehrswegen  etc.  so  beschaffen  sind,  dass 
unter  durchschnittlichen  Verhältnissen  die  angesetzten  Wirthe  zu 
bestehen  vermögen;  reglementarische  Vorschriften  hierflber  geben 
zu  wollen ,  würde  jedenfiftlls  verfehlt  sein,  weil  eben  hier  eine  die 
localen  Verhältnisse  berflcksichtigende  Individualisimng  des  Voll- 
zugs vor  allem  ireboten  ist.  Aber  auch  bei  Voraussetzung  einer 
srlücklicben  Lösuiil'^  dieser  ersten  Aufiiiibe  bleibt  immer  noch  die 
Sortie  bestehen,  du^:^  das  Tiut  nicht  behanptet  werden  kann  und  in 
den  Besitz  dritter,  vielleicht  ungeeignetster  Persönlichkeiten  (Güter- 
speculanten)  gelangt,  oder  dass  augenblickliche  Bedrängniss  des 
Besitzers  zu  einem,  das  Anwesen  unwirthschaftlich  verkleinernden 
Stfickverkauf  nOthigt  oder  dass  eine  solche  unwirthschaftliche  Vor- 
theilung  desselben  im  Erbgang  stattfindet  und  dadurch  Theilgflter 
entstehen,  die  die  Bedingungen  des  Gedeihens  nicht  mehr  eifUlllen. 
Es  ist  augenscheinlich,  dass  die  Mi^glichkeit  solcher  Vorkommnisse 
sehr  geeignet  ist,  von  Colonisationsversuchen  zurückzuschrecken,  und 
namentlich  der  private  Grossgnindbesitz  wird  im  Hinblick  auf  die 
ihm  nuterümstunden  imVert'olj^-  solelier  Voruäntre  entstehende  Nach- 
barschaft eines  kleinen,  mit  der  Zeit  verarmenden  Proletariats  dop- 
pelte Zurdckhaltung  mit  Kecht  bethätigen.  JBs  ist  daher  erwünscht, 

Wiodf'rlinK  wurde  die  Schaffung  von  Rentf ii prütern  anch  wichtig  für  die 
Arbeiter  <ier  (troHsindustrie  betout,  so  namentlich  wieder  von  Miquel  und  besonders 
dnfcli     BodftUchwiii^h  (Verhandl.  des  Y.  f.  8.,  Bd.  XXXm,  8.  168).  — 
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da88  der  colonisirenden  Stelle  ein  gewisser  Einfluss  behu&  Fern- 

haltung  solcher  Vorkominnisse  bewahrt  bleibe  und  durch  Auferlegung 
von  Verpflichtungon  dem  anzusiedelnden  Winh  geiremlber  zum  Aus- 
druck g»^laim.'.  welche  die  Abveräusserunir  von  Tli»'il«'n  des  Guts 
oder  die  Zerth»  iliing  des:^f»lben  von  der  < i»^iu'hmiguDg  d«*s  An- 
siedelnden abliängig  machen,  diesem  auch  im  Fall  eines  Verkaufs 
im  Ganzen  ein  Vr>rk aufsrecht  einzuräumen.  Es  hat,  um  solchen 
etwaigen  Absprachen  einen  dauernden  Bestand  zu  geben,  die 
neueste  Preussische  Gesetzgebung  fflr  statthaft  erklärt,  die  Ab* 
lösbarkeit  der  für  die  üeberlassung  des  Guts  zu  zahlenden 
Bente  ganz  oder  theilweise  von  der  Zustimmung  beider  Theile  ab- 
hänixii,^  zu  machen,  also  auf  unbestimmte  Zeit  thatsächlicb  ausiu- 
sckliüäsen  (S.  031»  IT.).  Man  darf  die  bezeichnete  Lösung  der  Sache 
als  eine  recht  srlückliche  bezeicliinMi  und  es  fällt  in  das  Gi^biet  der 
mit  "Worten  spielenden  üebertreilunigen ,  wenn  solchen  auf  dem 
Kentengut  lastenden  Beschränkungen  der  Vertügungsfreiheit  in 
Bezug  auf  Theilveräusserungen  oder  wenn  der  Belastung  des  Guts  mit 
einer  ewigen  Bente  entgegengehalten  wird,  dass  damit  eine  frühere 
Form  der  Gutsunterthänigkeit  wieder  auflebe;  denn  die  Verpflichtung 
zur  Zahlung  eines  festen  Zinses  enthält  nichts,  was  die  persönliche 
Unabhängigkeit  oder  die  Freiheit  der  wirthschaftlichen  Bewegimg 
beeinträchtigt;  und  auch  die  Unterordnung  der  eigenen  Ent- 
schliessung  unter  diejenige  eines  Dritten  betreffs  der  etwaigen  Vor- 
nahme einer  Theilung  oder  der  Abtrennung  einzelner  Pareellen 
verliert  —  abgesehen  von  d<'r  rein  facultativen  Norminniu  dieser  Be- 
stimmung, die  die  Ordnung  im  Einzelnen  dem  freien  Vortragsermess«a 
der  Paciscenten  überlässt  —  jedenfalls  dann  ihre  Schärfe,  wenn 
gegebenenfalls  die  fehlende  Genehmigung  des  Kentenberechtigten 
zu  einem  das  Gut  betreffenden  Bechtsact  durch  die  Staatabeh^^rde 
(„durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinandersetzungabehörde^*) 
ergänzt  werden  kann;  oder  wenn  gar  die  gesetzliche  Möglichkeit 
gegeben  ist^  dass  der  Staat  als  solcher,  indem  er  die  Bentenfor- 
derung  auf  sich  uiiiiinl,  in  jene  dem  ehemals  Ii  entenberechtigten 
eingeräumten  Befugnisse  eintritt  und  sie  aussehliesslich  hatiiüi.ibt. 
Unter  allen  Uiiistäiidon  wird  auch  hier  im  Uebritren  das  Wort  weiten, 
dass  das  Jiessere  der  i'eind  des  Guten  ist  und  dass  es  ein  schlecht 
berathener  Doctrinarismus  wäre,  auf  die  Mitwirkung  des  privaten 
Grossgrundbesitzes  bei  der  Colonisationsarbeit  eher  zu  verzichten, 
als  wirthschaftUch  unbedenkliche,  wenn  auch  yielleicht  nicht  in  die 
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herkömmliclie  Schablone  passende  neue  Bechtsformen,  deren  Zu- 
lassung die  Yorbedingimg  jener  Mitwirkung  ist,  dem  geltenden 
Becht  einzufügen 

§  92.  f  ertsetzung;  Mitwirkung  des  Staats;  geltendes 

Becht  in  Preussen. 

3.  'U't'lclie  Förderunof  übrinons  auch  immer  dio  r c  Ii  t  l  i  c  1j  e 
<.>rdnuüg  des  Colonisationswesens  der  NeuschaÖung  von  Baueru- 
steilen  angedeihen  lassen  möge,  so  wird  mau  doch  mit  der  Thatsache 
rechnen  mtlssen,  dass  innerhalb  des  Grossgnmdbesitzes  weithin  ein 
selbst  nur  versuchsweises  Vorgehen  nur  langsam  sich  Bahn  brechen 
wird,  weil  —  von  etwa  bestehenden  Yorurtheilen  und  Bedenklich- 
keiten aller  Art  abgesehen,  die  TOn  der  Inangriffnahme  der  Arbeit 
abhalten  mögen  —  schon  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Diurch- 
führung  für  Viele  absciireckend  wirken  werden.  Sollen  di(>  Früchte 
der  gesetzgeberischen  Aussaat  nicht  zu  langsam  reifen,  so  wird 
auch  der  Staat  selber  i  m  Verwaltungsweg  die  Colonisations- 
thätigkeit  in  die  Hand  nehmen  müssen,  wie  dies  für  die  polnischen 
Provinzen  auf  Gnmd  des  Gesetzes  vom  26.  April  1886  bereits  so 
erfolgreich  angebahnt  ist;  und  sicher  wftrde  die  Wirkung  der  preu- 
SBisehen  Bentengutsgesetze  von  1890  und  1891  an  Extensit&t  der 
Ausdehnung  und  Intensitftt  der  Wirkung  namhaft  gewinnen,  wenn 


*)  „Dm  Benten^t'',  sagt  Schuoller,  „ist  schon  desshalb  nöthig,  weil,  wenn 

die  Colonien  g^dtüicn  sollen,  der  Verkäufer,  vor  Allem  der  Staat,  eiu  bis  zwei 
Generationen  liindurch  einen  festen  Einfluß«  in  den  nfu  rolonisirten 
J>ürfern  behalten  muss.  Wo  im  Grossen  derartige  Verkante  ohne  solchen 
Einflnss  stattfanden,  hat  die  Trftgheit  der  Kenschen,  das  Hangen  an  der  be- 
stflu  iiileii  Siftr  fs  8ch>vierig  gemacht,  gegenüber  eingel<'l>tt«n  Vorhiiltinssen  neue 
Wirtlischaftszustiiiidp  hcrbriznführpn;  fpsfn^ewnr'/elte  Zustände  werden  nirg-ends  über- 
■wundt-n  durch  ganz  kleine,  mehr  oder  weniger  ungebildete  oder  uukuuüige  Leute, 
die  allein  auf  sich  gestellt  vrirthschaften  sollen;  dieee  gehen  za  Grunde,  wenn  sie 
nirht  Hnp  leitende  oder  er:  :  lnMidf  II md  über  sich  haben/  (Hinweis  auf  Italien!)  — 
Laasche  dagegen  (in  Tunrad  s  Jahrb.,  N.  F.,  Jahrg.  1Ö87,  Ud.  14,  S.  209 ff.)  giebt 
mancherlei  Bedenken  ;:*'<r*<n  die  neue  Rechtsinstitution  Ranm:  ^In  den  BiaAtn 
xm  Privatleuten,  lii-ncn  nuturgemäss  diu  cii^tMien  nintfriellcn  YortheUe  über  den 
Tntfressen  der  GcsaninitluMt  >f«'iieTi  werden,  sind  dcrartiirt'  Kinriclitnnp^n:  Auferlegung 
ewiger  Kenten  mit  Theilbarkeitsbescbränkungeu  etc.  gewiss  eine  gefährliche  Waffe"  — 
Bedenken,  die  indees  durch  du  neueste  Rentengutsgeseta  von  1891,  dnreh  welches 
die  Renten banken  an  die  Stelle  des  das  Rentengni  begrfind«nden  Privatgrund- 
be^it7ps  tretfn  können  nnd  d(«r  Rcntengutsinhaber  somit  von  jeder  wirthschaftlich«! 
Abhängigkeit  gegenüber  dem  letzteren  sich  ledig  weiss,  wesentlich  abgeschwächt 
worden  sein  dürften.  Beachtenswerth  scheint  ^e  von  Paasche  geforderte  geseta* 
liehe  Cautel  gegen  eine  etwa  vertragsmässig  stipulirte  Befugniss  des  Kentenborech- 
ti;ften  zn  j (  derzeitiger  Wiedereinziehung  des  Guts,  obwohl  schwerlich  wird 
angenommen  werdeu  können,  dass  beim  Bestehen  solcher  VertragHclauselu  Jemand 
som  Erwerb  eines  Rentenguii  sich  entschliesseu  sollte« 
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nach  dem  Vorgang  jenes  Gesetzes  auch  für  die  übrigen  östlichea 
Provinzen  entsprechend  grosse  staatliche  Betriebsfonds  ti(bsig 
gemnrlit  werden  könnten,  um  private  Grossgüter  aufzukaufen  tuid 
für  die  Zwecke  der  Ansiedelung  b&uerlicher  Wirthe  herzurichten. 
Ein  dauerndes  Opfer  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  braucht  mit 
dieser  Art  des  Vorgehens  nicht  nothwendig  verknttpfb  zu  sein;  aber 
selbst,  wenn  ohne  ein  solches  eine  Ansiedelung  im  grossen  Styl 
sich  undurchführbar  erwiese,  so  wäre  das  auf  diesem  We^re  erfolgte 
moderne  „Retablissemenl"  joner  Gegenden,  l)ost>*hond  in  der  Ver- 
bessenincf  der  Gnindeigentliiiinsverthoilnn!!.  der  SchafTiuig  zahl- 
reicher kh'iiHT  Wirtlischafts-  und  Cousumtiin-riMitron.  der  Sesshaft- 
machung  einer  jetzt  crrossentheils  in  Fluas  gerat h»'npn  Land- 
bevölkenmg  und  dor  damit  verknüpften  günstigen  Kückwirkuog 
auf  die  landwirthschaftliche  und  industrielle  Entwicklung  joner 
L&ndergebiete  keineswegs  zu  theuer  erkauft.  Ein  interrenirendes 
Eingreifen  der  Begierung,  welches  ermftglichte,  Crflter  oder  Gute- 
theile  im  Concursfall  und  freihftndigen  Verkehr  zu  kaufen,  bOte 
für-  ein  planmässiges  Votgehen  auf  diesem  so  ausserordentlich 
schwierigen  Gebiet  jedenfalls  mehr  Aussichten  des  Gelingens^  als 
die  doch  immer  nur  ruckweise  erfolgende  private  Colonisinings- 
thätigkeit;  aucli  würde  sie  der  wirksamste  Weg  sein,  auf  dem  dio 
Ausbreitung  dor  ,."Xot.h"  dor  östlitlien  Provinzen  durch  Specul:iiit»'n 
sicli  verhüten  iicsso.  Sind,  wi<>  nudirtach  liekimnt,  die  jotziL*"en  un- 
gesunden und  auf  die  Dauer  unhaltl)aren  Zustande  in  jt'nen  Gegenden 
ein  Product  einer  langen  vielverschlungenen  Entwicklung  und  durch 
die  Laxheit  der  Ges  t/Lebung  älterer  Zeit  in  Bezug  auf  Bauem- 
schutz  sowie  durch  die  begangenen  Fehler  in  der  Durchtiahrung 
der  Ablösungsgesetzgebung  jedenfalls  mit  veranlasst,  rächen  sich 
jetzt  die  Folgen  fraherer  Fehler  in  zunehmender  Entvölkerung,  in 
der  wachsenden  Schwierigkeit  der  ordnungsmftssigen  Bewiith- 
Schaltung  der  Grossgüter  und  in  einer  immer  bedrohlicher  werden- 
den Lage  eines  grossen  Theils  der  Inhaber  der  letzteren,  so  über- 
schreitet der  Staat  gewiss  nicht  die  seiner  Thätigkeit  gezogenen 
Schranken,  wenn  er  auch  seinerseits  das  Mögliche  zur  .,Sanirun<r* 
solcher  Zustände  thut  und  über  die  blosse  rechtliche  (Jrdnung  der 
t'olonisirungsarbeit  hinaus  selber  werkthätig  in  grossem  Styl  die 
Neuschaffung  von  kleineren  und  mittleren  Besitzungen  selbst  mit 
Aufwendung  staatlicher  Geldmittel  in  die  Hand  nimmt  und  plan- 
mftssig  fortfahrt'). 

')  nMtiM  SU  gegebener  Zeit,  um  grosie  sociiale  Ctofiducft  imd  wirtiiwhafUielw 
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4.  F(ir  die  Durchführung  der  Organisation  im  Ein- 
seinen ergeben  sich  eine  Beihe  nicht  ohne  Weiteres  leicht  zu 
regelnder  Punkte  und  es  muss  daher  der  Yollzugsbehörde  ein  ge- 
wisser weiter  Spielraum  gegeben  werden.  Ans  den  früher  erwähnten 
Gründen  wird  (h^n  Dorfsystem  vor  dem  Hol'system  der  Vorzug  ein- 
zuräumen (S.  .'}03  ff,),  iiucli  darauf  zu  achten  sein,  die  Ansiedler 
thunlich  nicht  confessiouell  gemischt  anzusetzen.  Wichtig  it>t  es^» 
auf  eine  Mischung  grosserer,  niittlerer  und  kleiner  landw.  Anwesen 
abzuheben,  d.  h.  neben  einem  leistungsfähigen  Bauernstand  auch 

8chad«'n  ahzuwenden,  eine  anderweite  Vertheilung  des  Grund  und  liodens  eintreten, 
dann  ist  die  Termittehing  des  Staats  die  beste,  gelindeste  vnd  am  ersten  Erfolg 

versprechende,  weil  der  Staat  nur  liit-r  all*  in  mit  Erfolg  handeln  kann."  (Uiqnel 
in  den  Verhandl.  d.  V.  l.  .Socialp.,  lid.  XXXIII,  vS.  122.) 

Schmoller  (in  den  Verhandl.  des  Vereins  für  Socialpolitik ,  Bd.  XXXIII, 
S.  92  ff.)  meint,  es  würde  ^niigcn,  in  den  6  östlichen  Provinsen  als  Ziel  die  Redn- 
cirunj^  des  süsseren  Besitzes  anf  t  twa  lO^/o  der  Fläf  lif  .\n<rv  /u  fa*;son.  d.  h. 
etwa  1 — iVa  Mill.  ha  in  Mittel-  und  Kleiubesitz  überzuführen,  und  etwa  öt^BüOUU 
nene  spannffthige  Baneni  nnd  200 — 900000  Häusler  ndt  1  —  2  Morgen  Land  xn 
schaffen;  anch  dann  würde  immer  noch  eine  p^rosse  Anzahl  besitzloser  Tagelöhner 
äbfii?  Mi'ihcTi.  Aber  selbst  in  dieser  Einschninkunfr  sei  ?;(iioTi  da>  liti-rste  gethan, 
In  die  tiutende  Masse  der  Iksitzloseu  ein  fester  Halt  eingefügt,  dieser  »iesellschalts- 
klassft  die  Anssichtslosig'keit  genommen,  ein  lOttelglied  swisehen  Reichthnm  nnd 
Annuth  hergestellt,  fiir  das  (tesellsehaft.slebt'u  auf  dtin  T,aridr.  fiir  das  ixaiizo  (ie- 
meindeleben  eine  ganz  andere  sociale  Stufenleiter  hergestellt,  als  sie  jetzt  vorhanden 
sei.  Wenn  in  der  Industrie  auf  2,2  Mill.  Arbeitgeber  4  Mill.  Arbeiter,  in  der  Land* 
wirthschaft  anf  fast  dieselbe  Zahl  Arbeitgeber  dagegen  (>  Mill.  Arbeiter  und  wenn 
im  d.-utsi'lu  ii  0<U  n  iV'.j — 2  Mill.  Arbeiter  auf  et  v  -.  -Ji)  ^)Q(yO  L'rnsso  Positzrr  kommen, 
so  scicu  dies  unhaltbare,  ungebuude  Zustütuie  und  mit  dem  wachsenden  Selbst- 
bewnsstsein  dieser  Tagelöhnermasse  werden  diese  nothwendigerweise  entweder  der 
Auswanderung  oder  der  Socialdemokratie  verfallen.  Und  richtig  wird  von  Schmoller 
d«r  f^'haraktrr  dor  inneren  TnlnnisHtion  danach  dfibin  charaktcrisirt :  als  ein  demo- 
kratischer Fortschritt  und  doch  eine  durch  und  durch  conservative  Maassregcl, 
die  nicht,  wie  der  Soeialismns,  gans  nene  Erwerhsformen  constmire,  sondern  fest 
nnd  <  iiifaih  an  die  F(mii('ii  des  wirthschaftlichen  Lebens.  sie  seit  ,Talir(a>iscndt'n 
bestehen,  auknüpft;  die  alles  Berechtigte,  was  besteht,  sorgfältig  erhalten  will  und 
nur  soweit  es  nöthig  ist,  eine  maassvolle  Correctur  in  der  bestehenden  Vertheiluag 
des  Grandeigenthums  eintreten  lüsst.- —  Neuerdings  ist  anch  viuii  badischen  Landtag 
die  Möglirliktit  dor  l?<  i  infln«?s-img  der  rirmidi  i;renthHmsverllii  iluii^'-  durch  Maass- 
nahmen  der  Domänen  Verwaltung  erörtert  worden,  wobei  eiuerseitü  die  Ab- 
stossnng  des  donriinenirarischen  Parcellarbesitses,  sd  es  an  Gemeinden,  sei  es  an 
flinzelne,  andrerseits  die  freihändige  Erwerbung  von  Privatbesitz  (namentlich  bei 
Zwangs^'eräusserungen),  _um  sie  dem  (lüterliandcl  /n  entziehen**,  und  dessen  Wioder- 
Teräu^erong  „behufü  Bildung  örtlich  zu  wünschender  Besitzgrös.sen "  in  Betracht 
gesogen  wude.  ,Es  wäre  ^e  sebäoe  Aufgabe,  fttr  die  staatlicbe  Yerwaltnng  so 
g^nsscr  Vorin(>fr»'ii>kräftc  als  Kcgnlator  der  B  es  it  z  vi>  rf  h  ei  1  nn  pr  aufzutreten  .  .  . 
Durch  die  über  das  ganze  Land  verbreiteten  Organe  der  Domänendirection  in  Ver- 
bindung mit  derjenigen  der  politischen  Verwaltnng  vermöchte  ©rstere  wohl  leicht 
Keantniss  sn  erhalten,  wo  sie  dnrch  Kauf  und  Verkauf  und  Pachterei  eulturfördemd 
kfinnte  ....  Per  staatlichen  Vcrwaltunfr  dos  Dnmänengrund'-tiicksvcmiögens 
gebulirt  die  Führerrolle  in  allen  Fragen  der  Bewirthschaftung  und  der  socialen 
Atifgaben  des  groisen  GrandbesitMs'*  (Berieht  des  Fr^errn  J.  F.  ▼.  Bodmann» 
Loretto  an  die  1.  Kammer  der  badischen  Landstände  zur  Berathung  des  Antrags  des 
Freih.  v.  Horn  st  ein  n.  G.,  Verkauf  der  Donutuenparcellen  betr.,  Belage  iir.  643 
z.  Prot,  der  14.  Sitzung  v.  2.  April  1892). 
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einen  sesshaflen  Arbeiterstand  heranzuziehen.  Die  Austheilimg  Ton 
kleineren  Anwesen  wird  namentlich  da  unbedenklieh  sein,  wo  durch 

die  Niiho  grösserer  Güter,  staatlicher  oder  sonstig«  r  Forsten,  indu- 
strit'llcr  Anlai^en  etc.  auf  ( IclcLToiilicit  zu  "Nebeiiver»li»'nst  mit  einer 
gewissen  llegelmfissiiikeit  /.u  iv«  lincn  ist.  liesoiKh'rs  wichtig  ist, 
namentlich  in  Hinsicht  aut  du'  s}tait»re  comnuiiialc  Itdustung.  ila>» 
die  neuen  Colonistengemeinden  mit  entsprechenden  L;iiul«l«^tati.'n»^n. 
insbesondere  ftir  die  Bestreitung  der  Kircfion-  und  Scbullasten  aus- 
gestattet werden.  Als  eine  wesentliche  Erleichterung  der  unter 
allen  Umständen  schwierigen  TJebergangszeit  ist  die  (in  der  Preuss. 
Gesetzgebung  Torgesehene)  Einräumung  von  Freijahren  zu  erachten, 
in  denen  also  die  Entrichtung  der  Bente  ruht.  Auch  io  der  Ein- 
richtung der  Wirthschafl;  kann  den  Colonisten  ohne  erhebliches 
Opfer  manche  Erleichtenmg  eingeräumt  werden,  wohin  namentlich 
die  V  ermittlung  des  Bezugs  von  liiuuüat«  ii.ilien,  Ausliilfeleistuni: 
mit  Gespannarbeiti'ii  im  ersten  Betriebsjahr,  Ueberwcisung  von  Wirth- 
schaftsvorrath  zur  DeckuuL:  «los  iiäclistcn  Bedarfs  bis  zur  Erzielumi 
der  ersten  Ernte  etc.  zu  recliiien  sind.  Erleiciiteruugen.  wie  sie  iu 
den  Ansiedelungsbezirken  der  Provinzen  Posen  und  Westproussen 
thatsächlich  sfewährt  werden,  während  für  ein  filmliches  Yorsfeh^ 

O  CT* 

in  den  auf  Grund  der  Kentengutsgesetze  sich  vollziehenden  Ansie- 
delungen es  zur  Zeit  noch  an  der  erforderlichen  Bewilligung  Ton 
entsprechenden  Staatskrediten  gebricht^). 

5.  Zu  einer  besonderen  Betrachtung  giebt  die  Frag^  di^r 
inneren  Colonisation  im  Hinhliek  auf  die  grossen  Moorilächeu 
Deutschlands,  welche  einen  Fläclienraum  von  300 — 400  (^uadrat- 
meilen  einnehmen,  Anlass;  mit  Kecht  ist  auf  den  Widerspruch 
hingewiesen  worden,  welcher  darin  liegt,  alljührlich  eine  Menge 
Menschen  fibers  Meer  zu  schicken  und  gleichwohl  umfangreiche 

*)  Ygl.  hiexu  die  für  die  Ansiedlun^rMOillliiliiBUni  ÜLr  Woätpreuüsen  imr]  Foim 
erljisspnon,  in  l'reussfns  Iniulwirtlisi  lüiftlicher  Verwaltung'  1884  H7.  S.  ■Jt»7rt'.  mit- 
getheilten  Normeu.  Inhaltlich  der  dem  l'reuss.  Liuidtag  im  Februar  liS^l  tut- 
fcelegton  ^Deiduclurift'*  ttber  die  AmfiUinniir  Gegetses  tooh  26.  April  oad 
in  den  Jahren  1886  — 1890  im  Ganzen  an  „Stelle«'*  ausgelegt  wordeja:  964  fldt 
einem  Fläehengehalt  von  1779f)  lia  und  einem  Werth  von  ll,*iMi!l.  Mark,  wovoo 
bis  Ende  1890  begeben  waren:  712  im  Flücheugebalt  von  rund  12 93*.»  hü  luid  im 
Werth  von  8,1  Mül.  Mark.  —  lieber  die  Handhabnn;  des  Ansiedelniigswwrto  dttreb 
die  An.sicdcluiiirsf  nriimission  in  Pos«  n  hat  sich  eine  im  Juni  1892  iu  diese  l'nivinjt 
gesendete  badische  Commisslou,  der  auch  der  Verfasser  angehörte,  in  einem  in  der 
Ko.  31  dfw  bad.  landw.  Wochenblattes  veröfTentliehten  eingehenden  Bericht  ausge- 
sprochen und  ihr  l'rtheil  daMn  znsammengefasst,  ..dass  die  (Organisation  de«  Ansiede* 
lungsgeschäfts  wahrhaft  mustcrgiltig  ausgebildet  ist  tun!  (  Ix  n^^ovNdhl  von  pnrtücliMI 
wie  von  socialem  Verütändniüü  der  Leiter  beredtem  Zeuguiss  ablegt'". 
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Ländereien  im  Inland  zu  besitzen,  die  noch  der  ErBohliessung 
durch  eine  rationelle  und  dann  viele  Tausende  menschlieber  Hände 
in  Thfttigkeit  setzende  Bodencultur  und  zwar  lediglich  desshalb 
hiirrcn,  weil  die  Iiidoleuii  eines  erheblichen  Theils  der  jetzic^en 
B»  >itzer  dieser  Moorläudereien  an  der  alten  Raub-  und  Iir;ind- 
-wiiiliscliiift  festhält,  olt«rlHicli  die  wissenscliartlichen  und  technischen 
EiTungenschaften  der  Gegenwart  eine  ganz  ausserordentlich  loh- 
nende Meliorirung  dieser  Moore  ermr>gliclien.  Nach  einem  bel- 
gischen Gesetz  vom  Jahr  1847  (loi  de  d^frichement)  kann  Jeder 
den  Besitzer  eines  uncultivirten  Grundstackes  auffordern,  zu  cul- 
tiviren  oder  ihm  das  betreffende  Grundstock  gegen  Entschftdigimg 
zu  überlassen;  und  die  bei  den  Verhandlungen  Uber  die  innere 
Colonisation  gegebene  Anregung,  zur  Femhaltung  eines  cultur- 
sehadlichen  Missbrauchs  des  Eigenthums,  einen  ähnlichen  Weg 
auch  lür  Deutschland  zu  beschreiben,  verdient  volle  Beachtung^). 

A nmt' 1  k  u n fr.  lohendes  Rtrlit  in  Prcnssen.  Den  Zwecken  der  inneren 
Oolonisation  iu  l*ri'ussen  dienen  das  (i,  v.  2t).  April  188<),  betr.  die  Bolordomnjr  dentfjoher 
Ansiedelang  in  den  Provinzen Westprenssen  und  Posen  und  die  Ges.  v.  27.  Juiii  l<Si>U  und 
7.  Juli  1891,  über  die  Rentengüter.  Wenn  jenes  einen  vorwiegenden  politischen  (.*harakter 
hat.  indcTn  es  dnzn  hcstimml  das  dcutschf  KUiiient  in  den  erwähnten  beiden  Pro- 
vinzen durch  Ansiedelung  deutscher  Bauern  und  Arbeiter  zu  stärken,  so  sind  die  beiden 
leUteten  vorwiegend  wirthscliaftlichen  and  socialen  Em-ägungen  der  im  Text  bexeich- 
neteo  Art  entiprungen.  Auch  datin  unterscheidet  sich  das  vrste  von  den  Ix  iden  anderen 
Ge«etzpn.  d»«*-»  jenes  die  rolfmisatinnsnrbeit  auss(  hlicsslii  h  in  dii'  Hand  drr  Staats- 
behörde legt,  welcher  zur  iJurchfiihruug  des  Unternehmens  (zum  Ankauf  von  (iütem, 
nur  Bestreitiing  der  Koston  der  erstmaligen  Einrichtung  nnd  Regelung  der  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Si  lnilvtTlialfnisst\  /nr  newähniii^r  von  Frcijalfrcn.  zur  V»  r\villi;,ning  VOll 
Darleihen  und  Ueberweisung  von  Wirthschaftsvorräthen  etc.  »  ein  Fond  von  UXiMill.  M. 
zur  Vertügung  gestellt  ist;  während  inhaltlich  der  letzteren  Gesetze  die  Absicht  verfolgt 
wSrdf  gradi'  am  h  den  Grossgrundbesitz  selber  (neben  dem  Staat  als  Domänenbesitzer) 
zur  thäli-  Ii  Mitarbeit  an  der  Ansiedeinntr  von  Bauern-  nnd  Tagelöhnerstellen  heran- 
zuziehen. —  Das  Gesetz  vom  27.  Mai  l^UÜ  beschränkt  sich  darauf,  das  durch  das 
Ansiedelungsgesetz  vom  26.  Amil  1886  neabegrflndete  Institiit  der  nRentengflier", 
bei  denen  die  Ablosbarkeit  der  Rente  (Geld*  oder  in  Geld  unt^r  Zugrundelegung 
bestimmter  Marktpreise  zu  entrichtende  Körnerrente)  von  der  Zustitnmung  beider 
Theile  abhängig  gemacht  werden  kann,  für  den  ganzen  Boreich  der  Monarchie  für 
snlissig  zu  erklären.  IHe  Feststellnng  des  AbIGsnngsbetrags  und  der  Ktindignngs- 
frist  bleibt  der  vertragsmässigen  Bcstinnmin^-  überlassen,  dnrh  darf  von  dein  Kenten- 
berechtigten,  wenn  auf  seinen  Antrag  die  Ablösung  erfolgt,  ein  höherer  Ablösungs- 
betrag als  der  25  fache  Betrag  der  Rente  nicht  gefordert  werden.  Das  Bentengut 
muss  frei  von  den  Hypothek-  nnd  Grundschulden  des  Grimdstücks,  von  dem  es 
abgetrennt  wird.  ho^Tündct  wi'idon.  Dit  Erwerber  des  K»'nt(>nf,nits  kann  vortrags- 
fiiMAitig  in  der  Verfügung  dahin  beschränkt  werden,  dass  die  Zulässigkcit  einer  Zer« 
tbeQiin^  des  Omndstüoks  oder  die  AbTerftussnng  ron  Theilen  desselben  von  der 
Zustimmtni;.'^  d»'s  R<'iit»'nbt'r»*chtigteu  abhängig  sein  soll  (Beschränkungen  über  die 
Ver8chul(lunt,'str»  i  heif  sieht  das  Gesetz  nicht  vor);  es  kann  indess  die  ver^^airtf 
Einwilligung  durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinandersetzuugsbehörde  ergänzt 


*)  Thiel  in  denVerbandL  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  XXXm,  S.  120  ff. 
Vgl.  auch  die  Ausführungen  unter  §  59:  Die  Moorcultiir  und  "W.  Giit/..  rin;:i  staltnng 
stniler  BodenEichen  in  Dentscbland  (L  d.  Ztsehr.  d.  landw.  Ver.  iu  Bojern,  18U2j. 
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werden,  wcüun  die  Zcrtlieilung:  oder  Abveräusscruug  im  g^meinschaftlidu n  Interttse 
wiinschenswcrth  orsch«  int:  iu  diesem  Fall  kann  dann  der Rontonberechiigte  dit«  Ablösuug^ 
der  ii^anzen  lernte  xiiai  20  fachen  lietra^  fordern.  —  Seine  wertlivoUe  Ergänzung  fand 
dieses  Gweta  durch  jenes  vom  7.  Juli  1891,  indem  dieses  nur  \  •  riiiittinii|f  der  Ab« 
ir>siiii;r  (Irs  !d)ir)>1i!irni  Tlicili  s  ilcr  Kenten  bei  solchen  Gütrni  dir  I Mengte  d«  r  altrn 
Rentenbanken  zur  Verfügung  stellt,  der  Art,  dass  der  Keut43nberechtigt«  für  «öne 
Ansprüche  in  Rentenbriefen  abgeftinden  und  der  Bentengvisbesitaer  nur  mehr  nodi 
die  Kentenbank  als  (Jläubijrorin  sich  j^fej^enüber  hat  und  die  Ablösung  der  Rente. 
sn\V(  it  Kit'  nach  dem  bestehenden  Vertra«rsverhältniss  überhaupt  statthaft  ist.  durch 
Zahlung  einer  jährlichen  „Rentenbankrente^  mit  V«%  Amortisation  bewirkt.  £& 
kann  sogar  nnter  gewissen,  die  Bentenbank  sicbernden  Vorbehalten  aof  Antrag 
des  Rentenberechtigten  die  Uebemahme  des  nur  mit  Zustimmung  boidrr  T!u  ilr  ib- 
lösburen  Thcils  der  Rente  auf  die  Rentcnhnnk  erfolgen,  wobei  dann  der  Staat  aU 
solcher  iu  alle  dem  Rentenberechtigten  und  dem  Renteugutsvertrag  zustehenden 
Rechte  eintritt,  übrigens  dabei  die  Umwandlung  dieser  Rente  in  eine  Rentenbaak- 
rente.  d.  h.  die  amortisationsweise  Tilgung  jederzeit  verlangen  kann.  Zur  Sic  hrrnnrr 
des  Zwecks  des  ganzen  Vorgehens  hat  uuter  Wiederholung  ähnlicher  Be^tmunungea 
der  beiden  Oeitetxe  vom  26.  April  1886  nnd  27.  Jnni  1890  das  neveifee  Geseti  von 
7.  Juli  1891  verordnet,  dass  solange  eine  Reuteubankrente  auf  dem  Ri  ni«  n^nt 
hafti  f.  dir  Aullirliung  der  \s ii tlisrli.ifilichen  Selbständigkeit  und  die  Zertbrilung  des 
Rcuteuguts,  »uwj«:  die  Abveriiusserung  von  Theilen  derselben  rechts«. irksam  nur 
mit  Genehmigung  der  Staatsbehörde  (der  Oenendcommission)  erfolgen  kann,  fiisca 
wesentlichen  Vorschub  der  Colonisirung  leistet  das  letzte  Gesetz  auch  dadurch.  d.i>- 
den  Reutengutsbositzem  ztir  crstmrtlifren  Kinriclitnn,r  des  Rentenguts  (Autluhrong 
der  nothwendigen  Wohu-  und  Wirthschaltsgebaudc  unkündbare,  in  Tilg^ug^renteu 
heimzuzahlende  Darlehen  gegeben  und  als,  sofern  die  luauspruchuahme  der  Ecaten- 
bank  zur  Ablösung  dn  Hpiito  und  die  Gewälunnir  solcher  Darlehen  ztjfrlrich  mit 
der  Begründung  des  lientenguts  erfolgt,  dem  Besitzer  ein  sog.  Frei  jähr  eia- 
geräumt  werden ,  d.  h.  die  Zahlung  der  Rentenbankrente  für  das  erste  Jahr  nnter- 
bleiben  kann.  —  Zur  Colonisirung  der  Beirrüiidung  von  Rentengütem,  welche  von 
hypothek!iri>^fli  l)ola^<rten  Gütern  ab^rtirunt  werden  sollen,  krnm  die 
griuiduug  durch  Vermitielung  der  Geueralcomuiission  erfolgen.  l>as  Vcriahreu  ge- 
schieht ahidann  in  den  Formen  eines  Anseinandersetanngsverfahrens,  so  dass  ofiie 
alle  Schwierigkeit  die  Lostrennnnr^  drr  Iu  ntengüter  A'on  «lern  Slammgut ,  die  Be- 
frcinnfr  von  der  hypothekarischen  Hat!  liii  die  Schulden  des  Stammguts,  die  Sicher- 
st*>lluujr  der  (ilüubiger  derselben  durch  das  (für  Rente  des  abgetrennuu  Renten- 
guts /.u  gewährende)  Rentenbrietkapital  imd  die  Einweisung  des  Renten  vorpflichteten 
in  das  Eigenthum  des  neu  gesi  lianVnrn.  von  allen  rrivatverbindlichkeit« n  ht  freiteu 
imd  au  erster  Stelle  nur  mit  der  Renteubaukreute  belasteten  Reuteugutä  erfülg^n 
kann,  ffier  liegt ,  wie  zntrelfend  bemerkt  wnrde,  einer  der  Schwerpimkte  des  Ge- 
setzes, weil  ohne  diese  rechtlich«-  C« Instruction  es  bei  mit  Schulden  belastet*^m  Onmd* 
besitz  kaum  rnö^^lii  h  sein  würde,  Kentengüter  zu  constituiren  und  für  die  Ablö^nn? 
der  Rente  die  Keutenbank  iu  Anspruch  zu  nehmen,  weil  eben  dann  die  Bvdiugung 
der  vorherigen  Befireinng  von  allen  privatreehüidien  Lasten  nicht  zu  eifSllen  wiie*!^ 


§  93.  Inuere  Colonisation  in  Irland  und  Gross- 

hritan  niou  -). 

1.  Irland.  Die  seit  Jahrzehnten  in  dem  voreinigten  König- 
reich, dem  dassischen  Land  des  Latifiindienbesitzes,  einsetzenden 
Bestrebungen,  einen  Stand  kleinerer  und  mittlerer  Gnmdbesitier 

*)  Vgl.  Dentschp  landwirtli.  ?rrssr  von  1891,  No.  30,  S.  290. 

*^  Vgl.  hierzu  V.  Stein,  l>ie  drei  Fragen  des  Grundbesitzes,  1881,  S,  112  ff.; 
E.  Wiss,  l)a.s  Landgesets  fiir  Irland  vom  Jahre  1881,  Leipzig  1883,  den  schon 
früher  (9,.  \hT)  (itiiten  Aufsatz  von  TlorkniT  in  dru  Tnhrb.  f.  N.  u.  .*st..  X.  F.  21; 
A.  Meitzeu,  Die  irische  Landtrage  und  die  Stein -ilardeuberg'ücbe  Gesetzgebong 
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neu  zu  schaffen,  sind  den  in  den  vorausgegangenen  Betrachtungen 
erwähnten  Terwandt  Unter  dem  Druck  einer  seit  Jahrzehnten  mit 
steigender  Erbitterung  und  Gewaltthai  gefflhiten  Bewegung  et* 
lassen,  hat  die  irische  Landgesetzgebung  nach  mannichfachen 
unzureichenden  Anlaufen  seit  Anfang  der  Achtziger  Jahre  in  denkbar 
radicaler  Weise  regelnd  in  die  Verhältnisse  der  Grossgrundbesitzer 
um!  der  Pächterbevölkerung  eingegriffen,  durch  die  Landbill  vom 
22.  August  1881  (44  und  45  Viel.  Cli.  lU)  eine  Pestsetzung  des 
Pachtzinses  durch  richterliche  Entsclioidung  ermöglicht,  dem " 
Pächter  ein  festes  Puclitrecht  für  lö  Jaliro  zui^csicliort  und  den 
jeder/eitigen  Verkauf  des  Fachtrechts  an  einen  Dritten  zugelassen 
(die  Erfüllung  der  bekannten  3  f :  fair  rent,  fixity  of  tenure  und 
free  sale),  aber  auch  für  den  Eigenthumsübergang  der  Puchtgrund- 
stücke  an  den  seitherigen  Pächter  unter  erleichternden  Bedingungen 
(Gewährung  von  Vorschüssen  zur  Bezahlung  der  Eaufschillinge 
aus  der  Staatkasse)  Vorsorge  getroffen,  wobei  wegen  der  Einzel- 
heiten auf  8  36  Ziffer  2  zu  verweisen  ist  Und  in  noch  that- 
kräftigerer  Weise  als  die  1881er  Bill  sind  die  (unter  der  Premier- 
schaft Salisbury's)  eingebrachte  Purchase  of  Land  act  von  1885 
(sog.  A>iil)ourn»'-BiU,  48  und  49  Vict.  Ch.  73j  und  eine  Bill  von 
1891  (Balfour  Bill)  bennilit,  den  friedlichen  Auskauf  des  irischeu 
Grossgruudbeait^&ei»  durch  die  Zeitpächter  herbeizuführen. 

Dem  Käufer  einer  Pachtung  kann  nach  der  Bill  von  1885  die  gan;ie  Summe  Yom 
Staat  vorgeschossen  werden  ^^von  der  allerdiu^  ^5  als  Deckung  bis  «nr  Abtragun«^ 
der  andtTi-n  dopnnirt  bitnht i.  nnd  es  sind  diT  Landcdiiimission  zn  diesem  Zweck 
6  MüL  Vld.  und  nachdem  diese  erschöpft  waren,  später  ein  weiterer  Credit  in  gleicher 
Höhe  eröffnet  worden;  bis  August  1889  waren  19500  Eigenthiimserwerbungen 
mittelst  der  1885er  Bill  bewerkstelligt  nnd  im  Laufe  des  Jahres  1891  der  ganze 
Cn  dit  von  10  Mill.  Pfd.  aufgebraucht.  —  In  einer  neuorlirlim  r,nndverkaufsacte 
(Balfour- Ulli  von  1891)  wird  die  weitere  auseluilichc  Krleichu*ning  eingeräiuut, 
dasa  die  Fttehter  die  von  der  Begierong  TorsohnMweifle  aasgelegten  Kanfiichillinge 
tnitt«-'lst  Znhlnng  4"  „iger  Zpitti'iitrn  in  49  Jahren  til>r«'n  können;  die  fJmnflbositzer 
selber  werden  für  ihre  Anspniche  mit  Staatsschuldverüchreibuugcu  ab- 

gefunden, so  das«  der  Regierung  also  1'  .i"  «  zur  Amortisation  sowie  bot  Bestrdtang 
der  Verwaltungsk«  M  1  v»  !l)leiben;  gegen  etwaige  Verluste  ist  ein  Kesi'r\'efond  auzu- 
snimn<-ln,  dessen  Mittt  l  i  ]uc  verstärkte  Amortisation>;znlilnnp-  der  Türbter  innerhalb 
der  ersten  ö  Jahre,  die  Zurückbehaltung  von  V»  die  Urundherren  zu  zahleu- 

den  Kanfyreises  nnd  gewisse  FinanzgeffUle  zn  leisten  haben.  Ffir  die  Dnrchfvhmng 
dieses  Theils  der  -Agrarreform  werden  33  Mill.  Pfd.  gefordert.  Nebenher  erraö;rlirlit 
das  (iesetz  anrb  rinr  Für^iorj^o  für  die  übervölkerten  Theile  Irlands,  indt  ni  man 
die  Kutlastnng  d*-s  Bodens  und  die  Bildung  grösserer  Wirthschaftseinlieitt;»  durch 
Staatliche  Fördenragr  der  Aoswandening  der  Zwergpftehter  sowie  darch  Ueberföhnmg 


(in  Sehmoller  s  Jahrb.  1881^  8.  694  ff.);  Meilzen  tritt  in  diesem  Aufsatz  für  eine 
S5  ^vnn  frs  \v  (•  ise  Eigenthumsregnlirung,  d.  h.  fiir  ein»'  nnrh  Analogie  der  PriMi'^si'^rhen 
BeguUrungs^esetKe  erfolgende  Umwandlung  der  Zeitpächter  in  ivigeuthümer,  unter 
Belassimg  eues  Theils  ao»  Landes  iia  Besits  der  Aristokratie,  ein* 
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dcrselbeu  iii  autUic  Erwerbszweige  (Gewerbe  etc.)  herbdzutuhreu  iracbitt.  uat 
welchen  HaaBsnahmen  dann  freilich  ttberhanpi  tia^  thatkrÜUgere  fre werbliche 

Stafttsfürsorfri-  in  dt  r  noch  imniiT  vm  u  if;.'-t'iid  als  Agririilturstaat  >ir]i  darstollrnden 
Insel  llaiiid  iu  iiand  {j^eheu  miUste.  \V  i»nn  übrigens  gerade  ueuenlings  der  Kigenthnmä- 
urowandlnnrrsprocesg  ins  Stoeken  gerathen  und  Kpeciell  von  der  1891er  BiU  bis 
jetzt  nur  ein  sehr  uniTheblielit  i  (lobranch  gewacht  worden  ist,  so  wirken  hier 
wfilil  .iliiili«  lic  ^Tntive  mit.  welche  bei  der  continentaleu  Ablö?-un<r"'jr**sr't7ircbnnir 
da»  Abiosungswerk  häufig  so  sehr  verzögerten,  die  Hoffnnn;;  nämlich  der  bauer- 
liehen BeTOlkening,  in  der  Znknnft  nneh  günstigere  Bedingungen  zngmcheit  n 
(>rhalteii  miil  die  Abneigung  gegen  Uebexnahiie  Ton  auf  einen  langen  Zeitraiim  aich 
erstreckenden  üeldverpflichtnngen. 

Der  Schwerpunkt  der  neuesten  irischen  Landgesetie  ist  daher 
gegenüber  denjenigen  von  1870  und  1881  wesentlich  verschoben 
worden,  indem  nun  nicht  mehr  sowohl  die  Ordnung  des  Pacht- 
rechts im  Sinne  des  Schutzes  vor  willkürlichen  Austreibungen 

lind  vor  im^remessenen  l^achtüberfordenmgen  im  Vordergrund  steht 
als  vielmehr  die  allmähliclio  Um  w andlunsr  der  b fni  e r  1  i c h e n 
Zeitpächter  in  E  igen  t  h  ihn  e  r,  wesshalb  mau  hier  \\oh\  eben- 
f'ä\h  von  ^raassnahmcn  der  inneren  Co  Ionisation  iii  dem  oben- 
erwähnteu  Sinne  sprechen  darf.  Die  Unbill,  die  dem  irischen  Landvolk 
durch  eine  Jahrhunderte  währende  Landpolitik  widerfuhr,  wird  auf 
diesem  Wege  ihreSflhne  erfahren;  obwohl  man  Zweifel  darüber  hegen 
darf,  ob  von  einer  nach  der  moralischen  Sdte  grossentheils  noch  tief 
stehenden  Bevölkerung  erwartet  werden  darf,  dass  sie  von  dem  vollen, 
unbeschränkten  fiigenthumsrecht  den  wahren  Gebrauch  zu  machen 
bald  verstehen  lerne.  Und  unter  diesem  Gesichtspunkt  würde  die 
principielle  Begründung  von  Erbpachtverhältnissen,  welche  das 
Gesetz  vom  Jahre  1881  übrigens  bereits  vorgesehen  hat,  und  die 
bei  dieser  Eeelitsinstitution  vorliandcne  Moelirbkeit  der  Verbritung 
imwirtliS(.'hal'tliclierTfieiUinji-en  und  hyiiotliokarischer  UeberscbuMumr 
der  Güter  oder  die  Herübernahmo  einer  dem  preussischen  Kenten- 
gut  nachgebildeten  Institution,  mindestens  als  Uebergangsmaass- 
regel,  für  die  irischen  Bauern  vielleicht  dienlicher  sich  erwiesen 
haben  als  die  alsbaldige  Emporhebung  in  die  Stellung  eines  mit 
dem  vollen  Pflichtenmaass  wirthschaftlicher  Selbstverantwortlichkeit 
belasteten  Landeigenthümers.  Mit  vollem  Becht  aber  nennt  Wlss 
die  Gladstone^schen  Acte  von  1881  ein  weltgeschichtlich  bedeu- 
tungsvolles Bocument,  bestimmt,  „die  müchtigste  Bodenaristokratie 
des  englichen  Weltreichs  Scliritt  für  Schritt  aufzuheben  und  in  die 
Keihen  des  freien,  gleichberechtigten  Bürgertiiums  zu  versetzen". 

Aiiinerkutig.  Ein  bekiuinter  euglisrhi^r  SchriftHfener  über  iriseln-  Verhältnisse, 
Mr.  a  euce  Jones,  urtheilt  über  die  irliiuder,  da:>s  äio  uuch  in  der  Kiudluüt  «ich 
belünden,  und  erachtei  dewhalb  ebenfalls  die  alsbaldige  Umwandlnng  der  seitfierlgMi 
Tenants  in  volle  EigenthOmer  für  vnsweclEiiuissig.   „Die  Ide^  ist  grossartig  vnA 
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&chüu,  aber  alle  Gewalt  der  Erde  kann  nickt  Land  verbcitficru  ohuo  Kapital,  d.  h. 
Okhne  bitolligenz,  Arbeitskräfte,  Werkzeug^e.  Ueber  dies«  drei  Agentien  verfSgen  in 
Irlaud  nur  die  Gutsherreo  .Machen  wir  dif  Piichter  morgen  zu  Eigenthümern, 

so  ist  ihr  Land  in  weiiifren  .Talircii  tief  verhypothecirt  und  korniTtt  unter  dpu 
fiammer  .  .  .  „Die  jetzt  beliebte  Berufung  auf  die  Steiu-Hardenberg'sehe 
G«fletsgebnDg  ]»asBt  nicht.  Denn  unsere  Tenants  waren  bisher  keine  beschränkten 
Ei^euthüuier.  Wollte  man  sie  nun,  ohne  diese  Lehrzeit,  sofort  zu  unbeschränkten 
machen  .  >n  wiirdf  ihiton  die  nothwendipe  Vorbereitup?  frlilcn  inid  man  würde  nur 
den  agr«riheheii  i'uttperismus  verewigen.  Die  Gewohubeiten ,  Eigenüchalteu  und 
Charakterschwächen  eines  ganzen  Yolkeii  wenlen  durch  die  äussere  gesetzliche  Um- 
waiidhing  seiner  Zustände  nicht  vorwandelt. l^idfriken,  oh  dir  alsl)Ml«li;_'i'  Er- 
hebung der  Pächter  zu  Eigenthümeru  iu  Irland  dieselben  güustigeu  Wirkungen 
xeitigten  werde,  wie  etwa  auf  dem  Continent,  auch  bei  Heitzen  a.  a.  O.  „Der 
englische  Gesetzgeber  steht  vor  der  unlättgbar  bednikHchen  Aufgabe,  durch  seine 
Maassregeln  einem,  wir»  es  m  li.  int,  nur  allzugrossenTheil  der  irisrhini  Landbevölkenini^ 
die  Schule  des  Mittelalters  und  der  Xüuzeit  ersetzen  zu  müssen,  die  denselben 
durch  nnglfickliche  Corabinationen  der  Herrschaft  tind  des  Tolkscfaaraktera  für 
wesentliche  Richtungen  einer  wirthschaftlichen  und  human rii  TuUnr  versagt  war.**  — 
Wogfsrpn  nun  allerdings  die  mit  Krhebtingen  über  die  Wirkungen  der  i88öer  Hill 
betrauti  kt>niglithc  Commission  die  Ansicht  vertritt,  dass  das  System  des  getheilteu 
Eigeuthums  nicht  diejenigen  Segnungen  zu  verschaflfen  vcniHi;^*  ,  die  sich  mit  dem 
v<»ll»n  Eigenthnm  am  Grund  und  Boden  verknüpften;  und  dass  die  von  Haus  aus 
ehrücbeu,  arbeitäameu  uud  der  Heimath  iuuig  ergebenen  Iren,  erst  eiuinal  zu  Kigeu- 
th&nem  geworden,  gute  und  sociale  ünterthanen  zu  werden  versprechen.  (Siehe 
Herkner,  a.  a.  (>.,  S.  492.)  i^o  ist  auch  ein  mit  di  ni  VerfasstT  in  Verkehr  stehendes* 
auch  literarisch  thätiges  Mifq-Iied  des  Beform-Clubs,  H.  W.  W'olff.  m  iu  rdings  warm 
und  überzeugungstreu,  alLerdiugü  mit  besonderer  Beziehung  auf  England,  für  die 
Schafftog  btaerUcher  Eigenthttmer  eingetreten  und  hat  diese  seine  Ansidit,  untw 
Zugmndelegung  der  contineutaleu  Erfahrungen,  in  t  innn  Aiif>atz:  Prnctical 
Justificatiou  of  Tea-sant  Properties"  fThf  ('ontemporary  Keview,  1891)  niedergelegt. 
Die  sociale,  politische  und  wirthschafiüche  Bedeutung  eines  selbststäudigcn,  auf 
eigenem  Grand  und  Boden  sitzenden  Bauernstandes  wird  am  Schluss  Auf- 
satzes sfhr  treffend  Nvic  f<dcrt  gekennzeichnet:  „From  tlio  rcpfvrts"  tn  uliith  1  refer 
ihe  benelits  resuiting  Irom  small  properties  may  be  suuuued  up  thus;  Larger 
prodaction;  intelligent  cnltivation;  a  snbstancial  appreciation  of  land;  an  industriona 
peaanntry ,  comparatiyelj  thrmng,  ccrtainly  raising  itself  continually  in  the  social 
and  material  scaU*.  averse  to  political  ngifation:  a  stendier  and  larger  aupply  of 
Labour;  largo  familicä;  a  material  iucrease  of  home  trade;  a  sensible  dravi-iug  tugether 
of  classes;  and  a  positiTelj  astonishing  power  of  self-sn])port  in  times  of 
depression  ....  To  my  miud  —  and  evidently  to  that  of  many  of  the  German 
iuquirers  —  an  eveu  greater  benefit  of  tlio  systf-m  i*?.  that  it  makes  the  small  owners 
in  the  füll  sense  Citizens  of  their  couuirv,  giviug  theiu  an  independant  Standing, 
aad  a  sense  of  that  independance,  and  securing  to  them  the  inestiroable  advantage 
of  n  prnriaiu'tit  liomc,  rcally  their  own,  which  the  country  where  „Home"*  is  ttiore 

gloriüed  in  soug,  still  barely  accordü  to  thom  Certaiul^,  when  i  look  at 

th«  Position  of  these  despised  peasant  proprietors  abroad,  I  feel  a  whish  rising  in 
my  breast  that  .snme  good  fairy  might  help  our  own  p»ior  Hodges  to  their  little 
Ir  .  '  IiuM  rnttage  and  freehold  plot.  Onco  thfv  had  it.  1  hav»»  litfU»  dnuht  that  they 
would  learn  to  thrivc  like  their  cuusins  ou  tlic  liliiue  and  on  the  Neckar."  Auch 
Andere  englische  Schriftsteller  ergehen  sich  seit  Jahren  in  Schilderungen  des  Fleisses» 
der  Spar'snmkt  it.  des  erfreulichen  wirthschaftlichen  und  sncinb-n  Zustand»  s  der  kleinen 
Bauern  in  Deutschland,  Frankreich  etc.,  wobei  allerdings  auch  manche  Lcbertreibuugeu 
unterlaufen  mögen. 

2.  Die  „Landbewegung'*  in  England  und  Sc!i  ottland*) 
ist  in  ihren  Zielpunkten  insoweit  feststehend,  dass  die  Ungesund- 

'}  VgL  hierzu  auch  deu  Aufsatz  von  Ereiherm  v.  Ompteda,  Landgesetze 
nad  Laadwirthschaft  in  Grossbritaiuiien,  in  Prenss.  Jahrbüchern,  18S0,  8.  401  ff. 
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heit  der  Latifimdieuverbältnisse  in  wachsendem  Maasse  anerkannt 
und  die  Schaffung  eines  bäuerlichen  Mittelstandos  als  ein  wirtb- 
achaftliches  und  sociales  Bedürfniss  erachtet  wird.    Die  auf  Ver- 
Btaatliehung  des  Grund  und  Bodens  durch  friedlichen  Aufkauf 
oder  durch  ZwangSYersteigerung  der  englischen  und  schottischen 
Landlords  abzielende  Bewegung  ist  dagegen  noch  zu  neu  und 
hat  auch  in  dem  Umfang  ihres  Auftretens  noch  zu  wenig  Boden 
gofasst,  als  dass  ihr  melir  als  eine  bloss  symptomatische  Bedeutung 
beigt  lt'gt  werden  kOnnte  (vgl.  S.  240  ff.).  Aber  auch  (laniber,  ob  es  sich 
melir  empfiehlt,  die  Landankäufe  zur  ScliatViing  bjiucrlicht'r  Ei  nen- 
thümer  zu  verwenden  odf^r  aber,  unter  \  orbohalt  des  EigeIithuiu^. 
das  Land  im  Zeit-  oder  E rbpa cht v  er  h ä 1 1 ni s s  zu  verg>*beii, 
waren  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Meinungen  noch  sehr  geth^t 
und  es  ist  auch  wohl  begreiflich,  dass  man  in  einem  Land,  in 
welchem  man  seit  langer  Zeit  in  dem  Pachtrerhältniss  die  Tor- 
nehmste  Bechtsform  der  Bewirthschaftung  des  Grund  und  Bodens 
zu  sehen  gewohnt  war,  nur  schwer  mit  dem  Gedanken  einer  grund- 
sätzlichen Au%abe  dieses  Systems  sich  zu  befreunden  Termag; 
wobei  die  wenig  erfreulichen  Erscheinungen,  welche  die  englische 
Landpolitik  in  Indien  zeitigte,  dessen  Kleinbauern  nach  ihrer  Um- 
wandlung aus  (ipmeindelandnutzberecbtigten  zu  Kigonthüinern  sehr 
bald   der  Verschuldung   und   Bewuchening   verticb'n .    für  d'\i'<'' 
Stellungnahme  wohl  vielfach  nntbcbtiiunieud  ist.    Das  Wichtigsie 
bleibt,  dass  dieUnhaltbarkeit  der  englisch-schottischen  Grundbesiti- 
verhältnisse  in  breiteren  Scliichten  der  Bevölkerung  empfunden 
und  eine  Landreformbewegung  im  Gange  ist,  die  nnithmaasslich 
in  absehbarer  Zeit  die  englische  Begierung  zu  einer  refonnirendeo 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Bodenverkehr  auch  in  diesem  Theile 
Grossbritanniens  nöthigen  wird,  sei  es,  dass  durch  Einschränkung 
der  Settlements  und  entails  (§  79)  und  durch  HerbeütlhniDg  er- 
leiehteter  Formen  und  Herabminderung  der  Kosten  für  die  Gnmd- 
eigenthumsübertragnngen  die  Starrheit  der  jetzigen  Grundbesitz- 
verfassung einem  freier*  u  liodenverkelir  zu  weichen  hat,  sei  es,  das* 
durcli  lipreitstelluiig  grossiT  St4iat8mittel,  wie  in  Irland,  der  frei- 
händi^o  Ankauf  von  klciiicreii  und  mittleren  landvvirthsclial'tlichen 
Anwesen  thunlichste  Fördenuig  findet,  sei  es,  dass  man  das  Bodeu- 
material   für  letztere  geradezu  im  Wege  der  Enteignung  den 
Latifundienbesitzungen  entnimmt  imd  etwa  das  Enteignungsrecbt 
den  Gemeinden  oder  GrafschaftsbehOrden  einräumt,  die  dann  das 
erworbene  Land  zu  Eigenthum,  lebenslänglicher  Nutzung  oder  zu 
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Zeitpacht  an  die  Dorfeingesesaenen  abzugeben  hätten,  in  welch' 

letzteren  Richtungen  die  neuerlichen  Keformprojecte  sich  vornehm- 
lich bewegen^).  Was  Marx  am  Schlus:;«»  seiner  „Kritik  des 
Kapitals"  zu  prophezeien  uiUvmahm ;  ,,Die  Expropriateurs  worden 
t'Xpropriirt'%  wird  vielleiclit  in  nicht  zu  ferner  Zeit  it'ine  Krtullung 
linden,  nachdem  selbst  die  conservativen  englischen  Staatsleiter  die 
St'haffung  eines  Bauernstandes  aus  dem  Latifiindienmaterial  der 
dortigen  Grundaristokratie  dem  Regiemngaprogramm  eingefügt 
haben.  Und  diejenigen  mögen  vielleicht  nicht  ganz  Unrecht  haben, 
die  meinen,  die  Entwicklung  der  englisch -irischen  Landgesets« 
gebiing  mit  ihrer  wesentlichen  Einschränkung  der  politischen  und 
socialen  Macht  der  Aristokratie  des  Inselreichs  „bedeute  eine 
Umgestaltung,  deren  weltgeschichtliche  Tragweite  auch  in  den 
meisten  Staaten  des  Continents  sich  alsbald  fühlbar  machen  wird". 
(Herkner.) 

A iimerk  un  ü  Als  liauptsächlichst**  Widersacher  einer  Reform  der  en^ 
li-rhen  l.  iudpesctze  bezeiolmet  Professor  IM  ikye  iu  Edinburgh  in  einem  1879  er- 
&ciiieneiieu  Aufsatz  die  grus&tju  Landeigvutuuiuer  iMilbür,  sodann  das  Interesse  der 
Sachwalter,  endlich  die  Gleichgttlti|rheit  der  ^»Mn  Maarn  der  stidtischeii  Be> 
völkeruti;^'  an  der  Reform,  eine  .An^idit.  di«'  tluilwtisc  woh\  auch  heute  noch  zu- 
trefftMi  wird.  ^Wie  aber'*,  sa^  er,  ^können  wir  auf  die  Längte  an  die  Dauer  cinos 
.SyaiemK  glaubeu,  welches  die  besten  Arbeiter  und  die  brauchbarsteu  Soldateu  itur 
Auswaiidi  rmng  drängt.  Hüten  wir  uns,  dass  uicht  ein  zukünttii^'^t  r  Plinins  ftber 
England  den  tmurij^en  Ausruf  wiedt  rholi' :    Latifundia  pcrdidi  ri    iMÜ  ira." 

h)  Als  eiu  l>eHoiiderM  Hiademiss  einer  bessereu  BudeueigeuthumdverUieUtmg 
darf  anch  das  geltende  PriTatreeht  Aber  den  liegenBchafUichen  Terkehr 
hezeit duM  t  werden«  da  die  Uebertragung  von  Kigenthum,  die  Bestellnng  von  Unter 
pfoud.srecliten,  wegen  des  Fehlens  von  (irundbüchern  und  Hypothek enrefristvrn  nach 
C4>utiuüDtalem  System,  und  bei  der  schwer  übersehbaren  Menge  von  Eiuzelgesetzeu 
jedesmal  mit  ansserordentlichen  Kosten  und  Zeitverlnstoi  verkn&pft  ist  Die  eng- 
lischen Landgesetzp,  sagte  schon  Oliver  Crom  well,  sind  ein  verworrener,  got- 
verlassener  ALischmasch  („a  tortnons  and  luiijndly  jumble**  ).  Uud  der  erste  Secretär 
des  Handelsumts,  Mr.  Farrer,  uuiutf  im  liinbliek  auf  die  schwerfalligen  Rechts- 
formen im  Gmndstficksverkehr  (der  Sfjg.  (.'onveyances):  „Wer  das  jetzige  Grond- 
eiLri  iithtinTirrcht  —  ein  Re{)rrtif<»riuin  jeder  di  iikliaren  Absurdidät  ^'  -t  itigte  und 
«in  einfaches  klares  Rechtssystem  an  die  Stelle  setzte,  der  würde  eine  Masse  von 
Oesetsevkoiide  anf  den  Kehrichthaufen  fegen,  die  jetet  eine  Qnal  und  Scbande  für 
dt>n  menschlichen  V(  i  stand  und  eine  Quelle  von  Hindernissen  und  Verlegenheiten 
für  unser  Leben  ist."  V;;!.  hi<  rzu  den  Aufsatz  von  Ompteda's,  a,  a.  (). ,  und  die 
daselbst  gegebene  humorvoUe  Darstellung  über  die  Schicksale  eines  Laudkauia  in 
England  (a.  a.  0.«  S.  470 ff.)  nnd  ferner  Nasse,  a.  a.  O.,  S.  188  ff. 

r)  Mittlerweile  ist  fFelnnar  1S!>2)  —  in  Ueberlra;riirijr  dt  r  iri^iclien  Lnndpolitik 
auf  Iilugland  —  eine  Bill  ^zur  Erleichterung  des  Erwerbs  von  bäuerlichen  Klein- 


')  8u  fordert  z.  B.  der  englische  Schriftsteller  H.  M.  HyuUmunn  (The  text 
hook  of  democracy;  England  for  all,  1881)  als  Endiiel  swar  die  VerstaaUichung 

nicht  bloss  von  fuund  und  Boden,  sondern  auch  des  productiven  Kapitals  ^^Wallare 
in  der  Schritt:  Land  Natioualisation,  its  Necessity  and  its  aims,  \SH2  nur  die  erstere), 
Hyudmann  begnügt  sich  aber  zunächst  mit  der  Aufhebung  der  Primogenitnr<>rdnuug 
(der  Kntails)  nnd  mit  der  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  Liegenschaften  im  Sinne 
der  im  Text  gegebeneu  Andeutungen  lUs  vorläufiges  Ziel  der  Landreformbewc^^nng. 
Bae]i«aberger        Agnrp«Utik.  L  33 
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stellfn'*  Im  Purltaieiit  eingobradit  worden,  tlf  deren  Zweck  der  AckerbMumnifter 
Xehmng  der  Zahl  der  ländlichen  Ornndei^enthümcr  und  die  EinschrilllkBnf 

des  massenhaften  ZuznqfH  der  Bevölkerung  des  Üachen  Landi-  in  die  Städt*«  W- 
seiclmet  hat  Als  Xleinstelle  gilt  ein  zum  Ackerbau  geeignetes  Stück  Land 
im  HaaMgehalt  von  1 — 60  Acres  mid  im  Pacbtwertk  unter  50  Pfd.  t^tertinf^ 
Die  die  Landankäufe  vemiit feinden  «Stellen  sind  die  Grafschaftsräthe  'Cotint-v 
Councils);  Zwangseutoi|niungfen  zu  dem  frt'dnrliten  Zwecke  vorzunehmen,  soll  nur 
ausnahmsweise  ihnen  gestattet  sein.  Die  ISLdinguugeu  der  Ueberla^sungen  —  und 
das  ist  mit  das  Bemerkenswertheste  —  ähneln  denen  dir  prcussischen  Renten* 
gut s  •_'-f  s  r- 1  •  f  :  T>r  r  Käufer  hat  ein  Viertel  des  Kaufpn'isrs  hnnr  zn  r-ntrii  Ltm. 
awei  Viertel  iu  üüjuUrigen  tilgenden  Zeitronten,  während  ein  Viertel  als  ewige 
Beate  iteben  bleiben  kam.  An  Arbeiter,  welche  die  erste  lUnfirente  nickt  sn 
erlegen  Tenuöchten,  kann  der  Grafschaftsrath  Giit«r  bis  zu  10  Acr» »  auch  in  Packt 
geben.  Die  nnthi'jr»»n  Mitffl  haben  sich  die  <irafschaftsr:ithe  durch  Anleihen  zn  b«^ 
HcU&ffen,  doch  darl  die  durch  Zinsen  aufzubringende  :summe  die  lucalen  Steuern 
nicht  ttber  einen  gewissen  Betrag  hiaatis  erhöben.  Der  oft  geäusserte  Wunsch,  es 
mtichten  wenigstens  die  den  Hodeuverkehr  so  sehr  erschwerenden  hohen  Stempel- 
(Liegenschaftsumsatz'itrnb  fi  hren  ermässigt  werden,  scheint  auch  bei  dieeetr  Yoiiage 
eine  Uorücksichtiguüi,'  iiichi  gefunden  zu  haben.  — 

d)  Nicht  ohne  Bedeutung  ist  auch  jener  Theil  der  englischen  L;iinlg»»setagebnn^, 
welcluT  bt'/wprkt.  dfiii  landwirthschaftlit  ht  u  Arbeiter  di  ^!  '.'Iii  hkeit  der  Enverbuji^ 
eines  Laudlooses  zu  landwirtbschaftlichem  Betrieb  zn  eruliueu.  Zu  den  älteren  Crt- 
setaen,  welche  die  Abgabe  Ton  soldien  AUotments  ans  Gemeinde-  oder  Siifttmg^- 
besitz  an  Arbeiter  regeln,  ist  das  neue  vom  16.  Sept.  1887,  bi)  u.  51  Vict.  Ch.  \S 
f AUotments  act  1887)  getreten,  welchps  den  locnlcn  Sanitätsbehörden  di»-  Befugnis* 
zum  Ankauf  vuu  Land  zur  Ueberlassung  an  Arbeiter  einräumt,  und  zwar  unter 
UmstSnden  anch  das  Recht  snm  Zwangskanf ,  wobei  allerdings  die  auf  Antrag  Tun 
der  localen  Behörde  erlassene  dessfallsige  Verfügung  der  Bestätigung  durch  eine 
PnrlaiTunits-Rill  bedarf.  Die  Ab»rRbc  der  höchstens  1  Arri'  '  0.40  ha)  beiragT*ndtTi 
Allutiiieuis  au  die  Arbeiter  ertölgt  pachtweise  gegeu  eine  massige  Jahresrente, 
wobei  Kündigung  mit  monatlicher  Frist  sulissiflr  falls  Pächter  den  eontnc«- 
Üchen  ViTpfiiflitim'^n'n  nicht  nachkommt. 

e.)  Die  Darstellung  wäre  übrigens  unvollstäudig,  wenn  üe  nicht  auch  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  Erwähnung  thäte,  welche  die  Aufgabe  verfolgei:, 
grössere  Gutscomplexe  aiitV.ukaufen,  sie  zn  parcelliren  und  an  Kauflustige  weiter 
Y.»  vpninsspnj.  so  die  1881  gebildete  National  Land  <^'orporntion  of  Ireland 
mit  einem  Kapital  vou  4  Mill.  Pfd.  SterL  und  die  zu  älteren  dieser  Art  liir  England 
1881  hinxttgntreteoe  National  Liberal  Land  Company  (siehe  Waleker 
a.  a.  0.,  S.  66  u.  57). 
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Liter  aturtlb  ersieht 

Bei  Kau  wird  dio  Arbeiteri'rage  in  §  120c  nur  kurz  erörtert  und  vorwie>gond 
unter  dem  hente  nicht  mehr  mtreffendes  0«sicht8puiikt  eines  etvra  herrortretenden 

Ueberanpebots  von  ländlichen  Arbeitern.  Roscher  behandelt  den  Ge^irenstand  im 
Anschluss  au  Kap.  9:  .Päncrlicho  Lasten"  (!)  ebenfaH?^  nur  knapp.  Der  VerfasstT 
Ixat  bei  der  ßt  arbeituiig  dieses  Abschnitts  ausser  dit>«itni  beiden  Schriftstellern 
namentlich  zu  Rathe  gezogen;  v.  d.  Qoltz,  Die  tödliche  Arheiterfrage  und  ihre 
T^ösunp.  1872:  Dtrsell)*-:  in  SdiTniberg's  Politischer  Oekonomic.  IT,  ^  23  ff.; 
Derselbe:  i>ie  sociale  Bedeutung  des  Gesiiulewesens,  1873;  Derselbe:  Die  Lage 
der  bäuerlichen  Arbeiter  im  Deutschen  Reich,  1875.  W.  Hamm,  Das  Weaen  und 
die  Ziele  der  Landwirlhschatt,  1872,  S.  297  ff.  O.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in 
Knrclitx luiff  und  Freiheit.  1891.  K.  Kaor«rer,  IMe  ,  Saehsenjjängerei in  Thiel's 
landw.  Jahrbüchern,  1890,  S.  239  ff.  von  Lengerke,  Die  ländliche  Arbeiterfrage, 
1849.  Meitsen,  Der  Boden  etc.  des  Prenss.  Staata,  1866/71,  n.  Bd.,  S.  87  ff.; 
in.  Bd.,  S.  436  ff.  Marcard,  Ueber  den  Mangtd  au  ländl.  .Arbeitern,  in  Thiers 
landw.  Jahrb.,  1874,  S.  207  fT.   P.  Mevn,  Lnndw.  Probleme  nnri  Fundamen talsUtze, 

1878,  S.  84  ff.  Nobbo,  Zur  iaiidliehen  Arbeiterfrage,  Vortrag  auf  dem  U.  evangelisch- 
socialen  Congress  in  Berlin,  1891.  Settegast,  Ke  Landwirthschaft  nnd  ihr  Betrieb, 

1879,  III.  Bd.  Srlimoller,  Die  läudli  fMii  Arbfiftrverhältnissi'  mit  besonderer 
Üiicksicht  auf  die  norddeutschen  Yerhäliui-^^«',  in  der  Tübinger  Staatsw.  Zeitschrift 
von  1866,  8.  171  ff.  Sering,  .ArbeitertVag^r  nnd  Colonisation  in  den  Ssilichen 
Provinsen  Preussens,  1892.  —  Femer:  Birnbaum,  Das  (lenossenschaftt^pvinc ip  in 
Anwendung  und  Anwendbnr\t'i(  in  der  Landwirthschaft.  Pöhniorf,  Die  (it-winu- 
bethcilig^g,  1878.  H.  »Schuhmacher,  lieber  J.  H.  v.  Thüneu's  Geüetji  vom 
natorgemässen  ArbeitBlohn  nnd  die  Bedentang  dieses  Gesetaes'  für  die  Wirklichkeit, 
1669.  Wirminghau«,  Art.  (lewinnbetheiligung  im  Ilandwb.  d.  St.  W.  Endlich: 
Archiv  d*  H  Deutschen  Landwirth  srhii  ff  sraths  Jahrgang  1873,  S.  227  ff. ; 
1874,  S.  272  iL;  1875,  S.  188  ff.;  1876,  S.  331  iL;  1878,  S.  1  ff.;  1879.  8.  1  ff.; 

1880,  8.  441  ff.;  1891,  S.  4U  ff.;  .Schriften  des  Vereins  für  So<  ial  pditik 
Kd.  Ml.  1K84:  _I\li.  r  dit-  Bostrafun^r  des  Arbeitercontractbruchs",  und  Bd.  VI:  .Ueber 
Betheiligung  der  Arbeiter  aiu  Linteruehmergewinn'',  von  £.  v.  Ploner  u.  a.  — 
Preussens  landw.  Verwaltung,  Amtliche  Berichte  I!irl876ff.;  Die  Landwirthschaft 
in  Baveru,  amtliche  Denkschrift,  1890,  S.  .jH  IT.  Weitere  Literaturangaben  im  Text. 
—  In  dem  der  Kürze  wegen  gewühlten  Ausdruck  „Gesindi'prditik"  in  der  Knpitidüber- 
schrift  int  unter  dem  Wort  n^csiude"  die  Gesammtheit  der  ländlichen  Arbeiter 
verstanden.  —  Bei  Venveisungen  auf  v.  d.  Goltz  ist,  wenn  nichts  anderes  bemerkt 
ist,  immer  die  ersterwälinte  der  ohigen  Schxifien  gemeint 
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Abschnitt  L 
Die  lUiidiicke  Arbeiterfrage  friilier  und  Jetzt« 

%  94.  Unfreie  und  freie  Arbeiter.  Einfluss  der  Arbeits- 
verfassung  auf  den  landwirtbscliaftliclien  Betrieb. 

1.  Unter  den  Productionsfactoren  des  landwirthsehafüicben 

Gewerbes  kommt  der  me nschlichen  Arbeit,  je  mebr  ein  Port- 
schreiten von  den  einfacheren  zu  den  kunstvolleren  Betriebssystemen 
stattfindet,  eine  wachsende  Bedeutung  zu  und  das  (iedtühen  der 
Landwirthschaft  aut  huhcren  Cnltur^tufen  hängt  desshalb  711  oin^m 
guten  Theil  von  der  Art  und  Weise  ab,  wie  das  in  ihr  auUrt-tciui.' 
A  rbeitsbedürfüiss  nach  der  quantitativen  und  qualitativen  Seit* 
befriedigt  zu  worden  vormag.  Nach  Settegast  erfordert  ein  Neu- 
morgen Land  (0,25  ha)  bei  der  Körner-  und  Feldgraswirtlischaft 
12—20;  bei  der  Fmchtwecfaselwirthschaft  30—50;  bei  der  Industrie- 
wirthschaft  60—130  Handarbeitstage;  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  bedingt  daher,  auch  bei  umfangreicherer  Verwendung  von 
Maschinenarbeit,  einen  steigenden  Bedarf  nach  mensehlieher  Arbetts- 
kraft  und  eben^io  wachsen,  je  höhere  Aiiioiderungen  der  Markt  an 
die  Beschaflfonheit  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  stellt,  die 
An8]irikhe  an  ilie  (Qualität  der  Arbeit.sleistnng.  Ein  Fortschreiten 
dos  landwirthsehaftlichon  Betriebs,  ja  auch  nur  die  Behauptung 
einer  einmal  gewonnenen  Intensitätsstufe  ist  daher  ohne  ein  aus- 
reichendes Maass  qualifi cirter  Arbeitskräfte  nicht  denkbar. 

2.  Im  Alterthum  und  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  neuere  Zeit  beruht  der  landwuthschaftliche  Grossbetneb 
auf  dem  Arbeitszwang  der  der  Herrschaft  der  Yomehmen  unter- 
worfenen Bewohner  des  flachen  Landes;  Sklaverei,  Leibeigenschaft 
und  das  Fröhnerthum  der  scholienpflichtigen  Bauernschaft  sind  die 
gesellschaftlichen  Einrichtungen,  auf  die  jener  Grossbetrieh  sich 
stützt;  die  für  denselben  geleistete  Arbeit  —  in  Spann-,  Haud- 
arbeitsfrohnden  und  ( lesindediensten  bestehend  —  ist  im  Weseut- 
lichen  eine  kostenlose,  da  die  arbeitspfliclitige  BevAlkonmir  ihren 
Unterhalt  auf  den  angewiesenen  Landsteüen  findet  und  die  naturalen 
Verabreichungen  der  Gutsherrschaft  an  das  Zwangsgesinde  sowie 
jene,  welche  etwa  durch  die  Versorgungspflicht  gegenüber  den  alt 
und  gebrechlich  gewordenen  Angehörigen  der  der  Qutsherrschaft 
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iint«»nvortViien  LündbovOlktTiiiiGr  sich  ercrobon.  im  Veri?leich  zu  dem 
Avirthiscliaftlichen  Werth  der  orzwuiipfoiion  Arboitsleistuni^eii  in  der 
KpCTfl  nicht  selir  ins  (lowiclit  fallen.  .To  umfanirreicher  aber  die 
der  herrschenden  Klasse  zugehörigen  Läadereien  sind,  um  so  mehr 
muss  sich  das  Bestreben  geltend  machen,  jene  Arbeitsverfassung 
durch  immer  stärkere  Heranziehung  der  unfireien  Bewohner  zu  Arbeits- 
leistungenauf dem  Herrenhof  schftrfer  auszugestalten  und  umgekehrt, 
je  eher  dies  nach  der  geltenden  Rechtsordnung  gelingt,  um  so 
mehr  wird  die  Politik  der  herrschenden  Familien  auf  eine  wachsende 
Vergrösserung  des  Herrenlandes,  mit  der  das  Ansehen  und  der 
Glanz  dieser  Familien  Hand  in  Hand  geht,  gerichtet  sein.  So 
bedincren  sich  unfreie  Arbeitsverfassung,  zunehmende  Vergrösserung 
des  Herrenlandes  durch  Legung  von  Bau<'rnstellen  und  wachsender 
Dnick  der  oriraniHirten  Zwangsarbeit  ueijenpeitiG:"  und  die  Ver- 
vrillkommnung  des  landwirthschaftlicben  Betriebs,  welche  eine 
grössere  Summe  mensclilicher  Arbeit  erfordert,  ist  die  unmittelbare 
Veranlassung  zu  weiterer  Häufung  der  den  Unfreien  obliegenden 
Erohnpflichi  Die  Erschwerung  der  Abzugsfireiheit  durch  strengste 
Ausbildung  der  Schollenpflicht  sichert  dem  Orundherm  auch  bei 
rigoroseter  Ausnutzung  seiner  Herrschaftsgewalt  den  Verbleib  der 
Pflichtigen  Leute,  auch  wenn  nicht  an  sich  schon  die  mangelhalten 
Communicationsmittel  der  älteren  Zeit,  die  durch  die  Zunfk?er- 
fassuno-  <l(>r  Städte  bedingte  Schwierigkeit  der  Uebersiedelung  in 
dio.se  und  der  Ergreifnnix  eines  städtischen  Handbewerhs  die  Land- 
bevölkenme-  an  die  JStätten  der  Geburt  gefesselt  hätte.  (Vgl. 
g  ]fi  rt'.  und  J;  lM)M. 

Diese  unfreie  Arbeitsverfassung  der  grundherrlichen  Zeit  hängt 
also  mit  der  Ausbildung  des  landwirthschafUichen  Grossbetriebs 
aufs  Engste  zusammen,  ähnlich  wie  die  grossen  Plantagenwirth- 
Schäften  der  transoceanischen  Länder  mit  ihrem  starken  Arbeits- 
bedarf  zur  Einführung  der  Sklatenarbeit  Veranlassung  gaben;  sie 
findet  sich  daher  am  stärksten  ausgeprägt,  wo,  wie  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland,  mehr  und  mehr  die  Omndherrschafken 
Betriebsgrundherrschaften  wurden,  d.  h.  die  ihnen  gehörigen 
Läudereien  in  Selbstverwaltung  nahmen;  sie  tritt  zurück,  wo  die- 
selben als  Kentengrundherrschaften  im  Wesentlichen  auf  die  Ein- 
hebung von  naturalen  Gefällen  der  gnmdherrlichen  Bauemschafteu 

*)  Um  so  mehr  hatten  iVeilich  bei  solcher  Lage  die  grösäereu  Bauernhöfe 
sÜ  der  Arbeitoniiyth  so  kämpfcu,  worflber  Übr  die  Zeit  im  letoten  Diittel  dee  TOiigeii 
Jahrhmidertti  Haus  mann,  Die  Gnmdentlastniig  in.  Bayern,  1802  (S.  60/51)  berichtet» 
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sich  beschrankten  und  nur  einen  kleinen  Theö  des  grandherrliehen 
Gebiets  selbst  bewirtlischafteten,  wie  im  mittleren  und  südlichen 
Doiitschland  und  in  »'inem  grossen  Theile  von  Frankreich;  sie  ver- 
schwindet am  früheslt'n.  wn  die  recht  liehe  EntwickhuiL'^  dazu  führt, 
dass  die  grundherrliehen  Geschlechter  ein  selbst  erltlich»'s  Xut/.iinoT^- 
recht  der  eingesessenen  Bauernschaft  nickt  mebi  anzuerkennen 
brauchen,  das  Nutzungsrecht  vielmehr  zu  einem  reinen  Pachtverhält- 
niSB  wird  und  der  Grundherr  nunmehr  als  wirklicher  Gutseigetithümer 
lediglich  einem  Stand  von  Pachtern  sich  gegendher  befindet,  so  das» 
die  gegenseitigen  Beziehungen  rein  vertragsmässige,  in  der  Abf&hzung 
Yon  Pachtschillingen  sich  äussernde  werden;  wie  dies  z.  B.  der  Ent- 
wicklungsgang in  England  war,  wo  desshalb  auch  eine  eigentiiche 
Ablösnngsgesetzgebung  wie  auf  dem  Continent,  wenn  man  von  der 
Ablösung:  der  Zehnten  und  ähnlicher  auf  den  copyhoMers  ruhenden 
Lasten  absieht,  nicht  Platz  zu  greifen  brauchte  (§29,  S.  1.')!  ff.)*). 

3.  Welche  Envägungen  zu  der  Beseitigimi^  der  unfreien  Arl)eit^" 
Verfassung  getuhrt  haben,  ist  an  anderer  Stelle  erörtert  worden 
(g  19,  Ziff.  1,  g  24);  hier  kann  es  genügen,  kurz  darauf  zu  verweisen, 
dass  die  grosse  umwälzende  Gesetzgebung,  die  das  Verhältniss  des 
Gutsherrn  zu  seinen  Arbeitern  in  ein  freies  Vertrags  verhält- 
niss umgestaltet  hat,  neben  poUtisehen  und  socialen  Erwägungen 
auch  auf  solchen  des  volkswirthschafüichen  Productaonsinteresses 
beruhte,  weil  eben  die  erzwungenen  Dienste  der  frohnpfliehtigen 
Bauernschaften  immer  weniger  den  Anforderungen  qualificirter 
Arbeit  genügten*).  Die  Arbeitskraft  der  ländlichen  Bevölkenui^ 
war  mit  der  Durchführnne  des  Befreiungswerks  für  die  Productions- 
zwecke  Dritter  nunmehr  nur  im  Wege  der  Vereinbarung  und  gegen 

YgU  lii«rwegen  auch  Knapp,  a.  a.  0.,  8,  59  ff. 

*)  Wie  lelir  die  Zwa]igelW>hiipflicht  sa  einer  extendven  WIrChschaflsweiM  mit 

dem  Gefolge  verhältmssmässig  geringer  Prodiu  tioustrfrä^niis-it'  nothit^'le .  t-r^ii  ht 
man  p-nt  ans  dpni  Wirthschaftshptrirb  dor  Abtei  l'riim,  des  Kaxolingwchen  F"amilien- 
kloHterä  iu  der  Eitel  um  Hude  dett  i:!.  JalirhiiuderU,  hinsichtlich  dessen  Lamp recht 
hl  den  Prensi.  Jahrbüchern  (56  S.  183)  mittheilt,  dass  „in  ihm  jährlich,  soweit  eise 
Controle  aua  den  Detailanjrabo'n  noch  möglich  ist,  die  Mast  von  etwa  C7(.X>  Schweinen 
sowie  die  Aussaat  von  680U  Scheffeln  Getreide  vorgesehen  war;  16UÜ  hörige  Hofen 
gehttrten  m  ihm,  von  welchen  jähitidi  125000  Fitthntage  auf  die  Aecker  der  AUd 
geleistt  t  wurdi'ii,  nnd  allein  die  Einnahme  an  Zinseiem  betomg  jährlich  20900  Stück. 
Es  sind  Zahlen,  wie  man  sio  heute  aufs'<*11i»Ti  würde,  um  etwa  eine  kleine  Stadt  zu 
verproviautirea.  Und  der  Erfolg  im  9.  Jahrhundert?  Die  Emähroug  von  im  Ganzen 
etwa  180  Mönctieo,  von  denen  100  sngleick  Priester  waren,  nnd  da»  Bewahnmf 
und  l^elian])tiiii^'  oiner  Bildung,  welche,  nach  den  i  rli  iltenon  srlirifYst<  llori«chrn 
Elaboraten  der  guten  Mönche  drs  9.  Jahrhunderts  zu  urtheilen,  eine  auch  tiir  diese 
Zeit  nicht  gerade  überschwängliche  war.  Gleichwohl  kann  kein  Zweifel  sein,  dais 
die  Wmer  Zustände  ganz  gcwöholiehe,  die  Terweadimg  der  abteilicheii  Mittel  d&e 
ttormala  and  gewiesealiaffee  war^. 


Digitized  by  Google 


Absclm.  1.  §  94.  Uufreie  und  freie  Arbeiter  etc. 


551 


enisprechende  YergQtung  erhftlÜich;  wie  die  Industrie  und  das 

Handwerk,  so  war  nunmehr  auch  der  Gutsherr  zur  Befriedigung 
seines  landwirthschaftlichen  Arboit.^bedüii'iiisses  auf  dm\  von  keinen 
oiiiseitiL:«'!!  Ht^rrschaftsvorlulltnissen  beeinÜussten  Arboitsmnrkt  an- 
gewiesen: dir  Ausiöhnung  der  im  freien  Wettbowerb  hu- h  anhicipn- 
den  und  einzustellenden  ländlichen  Arbeitskräfte  bildete  also  von 
jetzt  ab  oiniMi  wesentlichen  Bestandtheil  der  Kosten  des  landwirth- 
8«  baftUciien  Betriebs  und  die  Kentabilität  des  letzteren  hing  dem- 
zufolge zu  einem  namhaften  Theil  auch  von  dem  Aufwand  für  die 
in  Dienst  genommenen  fireien  Arbeiter  und  dem  Yerhftltniss  ab,  in 
welchem  der  thatsftehUche  Arbeitseffect  zu  dem  bestrittenen  Arbeits- 
aufwand sich  im  gegebenen  Fall  stellte.  Ein  Mangel  an  Arbeits- 
kräften im  Vergleich  zu  der  Grösse  des  zu  bewirthschaftenden 
Areals  oder  eine  Steigerunir  der  Lohnansprüche  der  eingestellten 
freien  Arbeiter  bei  gloiilior  Arbeitsleistung  oder  gar  ein  zeitliches 
Zusamiuenfallen  li»)herer  Lohnsätze  mit  sinkenden  Verkaufspreisen 
der  landwirthschaftlichen  Markterzeugnisse  waren  Thatbestände, 
mit  denen  mit  Einführung  einer  freien  Arbeits  Verfassung 
auf  dem  flachen  Lande  der  selbstwirthschailende  ehemalige  Grund- 
herr nunmehr  emsthaft  zu  rechnen  hatte.  Und  je  grosser  die 
selbstbewirthschafteten  Lftndereien  waren,  um  so  stärker  erwies 
sich  die  Einwirkung  des  Factors  Arbeit  auf  die  Gesammtgestaltung 
der  Betriebsergebnisse,  um  so  empfindlicher  machte  sich  jede 
Störung  auf  dem  ländlichen  Arbeitsraarkt  geltend,  sofern  sie  — 
in  der  einen  oder  anderen  der  oben  erwähnten  Richtungen  — 
betriebshemmende  oder  kostenvertheuernde  Folsrou  nach  sich  zos:. 
Je  beweglicher  ferner  die  Hevnlkerunc;  des  flachen  Landes,  gerade 
auch  in  Ansehung  jenes  Theils  derselben  wurde,  der,  mangels 
«ntsprechenden  eigenen  Besitzes,  auf  die  Arbeit  in  fremden  Dienst 
angewiesen  ist,  d.  h.  je  mehr  die  einer  beliebigen  Terwerthung 
der  eigenen  Arbeitskraft  entgegenstehenden  Schranken  des  alten 
Polizeistaats  fielen  und  die  modernen  socialen  Freiheitsrechte 
(Freizfigigkeit,  grundsätzliche  Freiheit  der  Niederlassung  an  jedem 
Ort  etc.)  in  Verbindung  mit  der  Vermehrung  und  VerbiUigung  dmr 
Communicationsmittel  dem  Abstrom  der  Bevölkerung  von  dem  flachen 
Lande  nach  den  städtischen  Mittelpunkten  gesteigerter  Erwerbs- 
thätigkeit  Vorschub  leisteten,  in  einer  um  so  schwierigeren  Lage 
konnte  und  niusste  unter  Umständen  der  Grosscrundbesitz  gerathen, 
dessen  Händen  die  alte  patriarclialiscbe  (Jewatt  enttilitteu  war  und 
der  nunmehr  mit  der  Möglichkeit  rechnen  muäöte,  die  Sicherung 
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seines  Arbeitsbedurfs  in  Wettbewerb  mit  städtlscben  Lohnen,  d.  b. 

mit  verjrleichsweise  hohen  Opfern  herbeizuführen. 

Vou  diesen  Rückwirkungen  einer  freien  Arbeitsver^■a^5^ung  im 
Gebiete  des  laudwirthsch.iltlichen  Geworbes  ])lieben  selbstredend 
auch  die  mittleren  und  kl^-iiH  ieu  Betrieb»*  jucht  unbeiTihrt:  ohne 
dass  indessen  bei  ihnen  der  Arbeitstactor  dieselbe  emptindliche  Rolle 
wie  bei  grossen  Gütern  spielt,  da  sie  nicht  wie  diese  durchweg 
fremder  Arbeitskräfte  zur  Bewältigunir  der  landwirthscbafUiehen 
Verrichtungen  bedürfen,  da  vielmehr  bei  ihnen  zum  mehr  oder 
minder  grossen  Theil  die  Torkommenden  Gleschftfto  durch  den 
Wirth  und  seine  Angehörigen  selber  bewftltigt  zu  werden  ver* 
mögen.  Es  hängt  hiermit  zusammen,  dass  die  unzweifelhafte 
Ueberlegenheit,  welche  den  grossen  Gütern  in  der  Regel  —  ab- 
gosrh»  u  von  der  bessereu  faclilichen  Durchbildung  ihrer  Inhaber  — 
üeiienübcr  den  mittleren  und  kleineren  Gütern  schon  vermfVgi»  dor 
stärkeren  Kapitalkraft  zukommt  (§  69  ff.)  durch  die  unirünstiLrt^re 
Stellung  jener  zum  Arbeitsmarkt  mitunter  l)eeiutrüchtiq,t  wird;  und 
dass^  wenn  die  Beschaffung  tüchtiger  fremder  Arbeitskräfte  gegen  er- 
schwingliche Lohne  zeitweise  auf  besondere  Schwierigkeiten  stösst 
—  wie  in  den  Zeiten  grossen  industriellen  Aufschwungs  —  die 
kleineren  Betriebe,  selbst  bei  mangelhafteren  Betriebsweisen,  doch 
möglicherweise  besser  wie  jene  prosperiren.  Ja,  wo  die  Schwierig- 
keiten der  Arbeitsbeschaflimg  chronische  zu  werden  drohen  und 
selbst  die  umfassende  Zuhilfenahme  der  Menschenkraft  ersparenden 
Maschint'uaiheit  das  Arbeitenleficit  nicht  zu  beseitigen  vermag', 
können  sich  die  grossen  Güter  wohl  gar  vor  die  Alternative  are- 
stellt  sehen,  entweder  eine  an  sich  unzeitgemässe  Riu  l.  kehr  zu 
extensiven  Wirthschal'tsweiseu  zu  vollziehen  oder  aber  ome  Auf- 
theilung  der  grossen  Betriebseinheiten  in  <ine  Anzahl  kleinerer 
▼orzunehmen.  wenn  anders  der  Besitz  ohne  Bedrohung  der  Ver- 
mögenslage der  Besitzer  soll  behauptet  werden  können,  für  welche 
Vorgänge  es  an  Beispielen  aus  neuerer  Zeit  wohl  in  keinem  Lande  fehlt 

4.  Vorschauende  Betrachtungen  der  torerwähnten  Art  mussien 
schon  bei  Inangriffnahme  des  bäuerlichen  Befreiungswerks  mit 
einer  gewissen  Stärke  in  den  Gegenden  des  vorherrschenden  Gross- 
grundbesitzes,  also,  was  Deutschland  anlangt,  in  den  nördlichen 
und  östlichen  Provinzen  sich  geltend  machen,  und  es  ist  unzweifel- 
haft, dass  die  unserem  modernen  socialen  Bewusstsein  befreni  l In  he 
RichtuFiLz-,  wolche  die  Preussische  Ablüdungsgesot/L't  lning  seit  dem 
Jahre  Xölü  einschlug,  ganz  vorwiegend  Kücksichteu  der  uachhaltlgei] 
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Yersorq-unsc  der  in  diesen  Provinzen  vorhandenen  Grossgüter  mit 
Arbeitskräften  entsprunsren  ist.  (Siehe  S.  123  ff.)      Von  der  Au- 
schainmcr  crplpitf't,  dass  im  Oobiete  des  freien  bänerlirlien  Besitzes 
Arbeitskräfte  lür  den  landwirthschaftlichen  Grossbetrieb  nicht  mehr 
genügend  zur  Verfügung  stünden,  und  in  der  Meinimg,  dass  zu 
solcher  Arbeit  nur  landlose  Elementr>  sich  drängen,  schloss  man 
die  nicht  spannföbigen,  d.  h.  die  kleinen  bäuerlichen  Stellen  von 
der  „Eegulirung^*  aus,  gestattete  deren  Einziehung  zu  Gunsten 
des  Heirenlandes  und  die  Umwandlung  ihrer  ehemaligen,  aller^ 
dings  meist  mit  schlechtem  Besitzrecht  ausgestatteten  bäuerlichen 
Inhaber  in  eigenthumslose,  auf  dem  Gutshof  angesetzte,  mit  ge- 
wissen NaturaldepiitaifMi    ausgestattete   G utstagelöhn er,  die, 
wenn  sie  fernerhin  Ichm  wollton,  ihre  Arboitskraft  nach  wie  vor 
den  (iut>:li(^rr(Mi  zur  VertuLiuui;  stellen  mü^^l.ell.    Per  verhängniss- 
Tolle  Irrtlmni  dieser  für  den  AuL::enblick  die  befürchtete  Arbeitsnoth 
beseitigenden  Gesetzgebungspoiitik,  die  aus  Inhabern  kleinbäuer- 
liche Stellen  „frohnbelastete  Nutzniesser''  des  Gutshofs  gemacht 
und  eine  im  Wesentlichen  „proletarische  Arbeitsverfassung'*  ge- 
schaffen hat'),  lag  in  der  Annahme  einer  Constanz  dieser  ander- 
weiten  kflnstiichen  Besitzverhältnisse,  die  indess  mit  dem  Eintritt 
der  obenerwähnten  modernen  Bechts-  und  Verkehrsgestaltimg  mehr 
und  mehr  Einbusse  erlitt;  lag  in  der  TJnterschätzung  des  mit  der 
Zeit  erwachenden  socialen  Bewusstseins  auch  die^^es  Tlieils  der 
Landbevölkerung,   bei   der  das   Gefühl,   dauernd   in  al)liäniriger 
StelluuLi  sicli  zu  lietindtMi,  schwerer  wog  als  das  Hewusstsein  einer 
leidlich  gesicherten  niaterielleu  Lage:  lag  ciullieli  in  der  Nicht- 
Torauasicht  des  im  letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  in  wachsen- 
dem Maasse  sich  abspielenden  Vorgangs,  dass  diese  zu  Gutstage- 
löhnem  s.  Z.  herabgedrückten  Kleinbauern  die  Beziehungen  zur 
Heimath  lösen  und  alljährlich  ein  Haupteontingent  der  Auswande- 
rung stellen  wflrden,  um  anderwärts  eine,  wenn  noch  so  bescheidene 
und  selbst  ärmliche,  aber  selbstständige  Lebenshaltung  zu  begründen. 
Die  im  Anfang  des  Jahrhunderts  im  Norden  und  Kordosten  von 
Deutschland  im  einseitigen  Interesse  der  grossen  Gutsherrschaften 
erfolgte  Lösung  der  Arbeiterfrage  hat  daher  dauernd  befriedigende 
Verhältnisse  nicht  zu  begründen  vernioeht,  wie  bereits  früher  an- 
£r*»deutet  wunle  (S.  124:  S.  395  ff.)  und  es  u^'liort  zu  den  wichtigsten 
Aufgaben  der  modernen  Agrarpolitik,  in  diesen  Gebieten  eine 

Vgl.  avch     d.  OoKs,  Die  läadL  Arbeiterfrage,  8.  6  ff. 
*)  Knapp,  a.  a.  0.,  8.  80  ff. 


Digitized  by  Google 


554        Kap.  y.  Die  Arbeit  im  Undw.  Betrieb  und  die  GesiDdepolitik. 


Losung  der  Ifindlichen  Arbeiterfrage  herbeizufilhreB,  bei  welcher 
den  grossen  Gfitem  die  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  in  einer 
befriedifronderen  Weise  als  seither  ennOglichst  erscheint 

Aber  aiicli  aussorhalb  des  Gebiets  des  Grossgnindbf»?itzes 
haben  sich  die  ländlichen  Arbeiterrerhältnisse  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  vielfach  ungflnstiger  gestaltet,  insofern  seit  dieser  Zeit 
ein  starkes  Abströmen  der  kleinen  Leute  in  die  Städte  zu  beobachten 
ist,  die  Industrie  mehr  und  mehr  ihre  Betriebsstätten  auf  das  flache 
Land  hinausTerlegt  und  daher  selbst  in  dichtbevölkerten  Gegenden 
die  Landwirthe  Mflhe  haben,  tflchtiges  Gesinde  und  Tageldhner 
auch  bei  Bewilligung  liöhenT  Löhne  sich  zu  sichern.  In  «ler  Land- 
wirthschaft.  bei  deren  Betrieb  ungeheuere  Werthe  in  wenigen  Tatren 
verloren  geiien  können,  wenn  die  rechtzeitige  Vomahmo  der  Ar- 
beiten, wie  niinifMitlicli  zur  Krnti^zeit,  Mangels  der  ertordtTÜchen 
Arbeitskräfte,  auf  Schwierigkeiten  stösst,  muss  aber  die  Unsicher- 
heit der  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  fast  noch  fnlrfon schwerer  sich 
geltend  machen  als  in  der  Industrie,  die  eher  in  der  Lage  ist,  den 
Froductionsprocess  den  verfägbaren  Arbeitskräften  anzupassen. 
Jedenfalls  werden  die  Torstehenden  Bemerkungen  genügen,  die 
wachsende  ländliche  Bedeutung  des  Froductionsfaetors  „Arbeit^^  im 
landwirthschaftlichen  Betrieb  zu  kennzeichnen  und  es  darf  nicht 
befremden,  dass  bei  der  Erörtenmg  agrarpolitischer  Fragen  am 
Ausgang  dieses  Jahrhunderts  die  Lösung  der  l  a  ü  d  1  i «  ii »  ü 
Arbeiterfrage  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt 
erscheint. 


S  95.  Die  ländliche  Arbeiterfrage  der  Gegenwart 

1.  Die  ür Sachen  der  Erscheinuncr.  das?  ungeachtet  der  seit 
Decennien  zu  beobachtenden  Steigerung  der  Löhne  auf  dem  flachen 
Lande')  so  sehr  ein  Mangel  an  zuverlässigen,  tüchtigen 
Arbeitskräften  sich  geltend  macht,  sind  fast  überall  die  gleichen: 
es  ist  die  körperlich  minder  anstrengende  Beschäftigung  in  den 
Fabriken  oder  im  städtischen  Gesindedienst,  die  ungebundenere 
Lebensweise  daselbst  und  der  Beiz,  den  das  städtische  Leben 
und  seine  der  Unterhaltung  dienenden  Anstalten  ausüben,  was 
immer  von  Neuem  alljährlich  Tausende  von  jungen  Leuten  beiderlei 


VgL  darüber  die  Ausfülirungen  unter  g  U6. 


Digitized  by  Google 


Abschu.  i.  §  94.   Unfreie  uud  treio  Arbeiter  etc. 


555 


Oeschlechts  der  Arbeit  in  der  Landwirthschaft  entfremdet^).  Im 
Zusammenhang  damit  steht  dor  loidige  häufige  Wechsel  im  Gesinde- 
und  Halbgesindedienst,  zumal  beim  Mangel  an  zum  Gesindedienst 
tauglichen  Personen  der  Wiedereintritt  in  ein  anderes  Dieust- 
verhältniss  regelmässig  unschwer  sich  bewerkstelligen  lässt.  Ganz 
allgemein  ist  die  Klage  von  Seiten  der  ländlichen  Arbeitgeber, 
dass  das  das  Gesinde  erfüllende  Bewusstsein  einer  gewissen  Unent- 
bebrlicbkeit  die  Lohnansprttche  ins  Ungemessene  zu  steigern  und 
eine  wachsende  Unbotmässigkeit  und  Widerspenstigkeit  zu  zeitigen 
drohe,  welche  gleichwohl  die  Dienstherrschaften  meist  ruhig  hin- 
nehmen mfissten,  da  ein  strenges  Kegiment  sofort  mit  Kündigung 
des  Dienstes  beantwortet  werden  wflrde.  Sehen  sich  im  Hinblick 
auf  solche  Verhältnisse  viele  Landwirthe  genöthigt,  die  Zaiil  des 
zu  haltenden  Gesindes  auf  das  Nothwendigste  einzuschränken  und 
sich  mit  der  Einstellung  unständiger  Tagelöhner  zu  behelfen,  so 
wird  gerade  auch  diesen  gegenüber  von  Seiten  der  Arbeitgeber  über 
eine  steigende  Unzuverlässigkeit  in  der  Einhaltung  der  übernom- 
menen Arbeitsverpflichtungen,  Über  die  Praxis  willkürlicher  Entfer- 
nimg aus  dem  Arbeitsverhältniss  und  der  Anknüpfung  ander/veiter 
Dienstbeziehungen  laute  Klage  geftlhrt.  Dabei  befinden  sich  die 
Arbeitgeber  gerade  den  unständigen  Arbeitskräften  gegenüber 
schon  desshalb  in  einer  besonders  schwierigen  Lage,  weil  der 
Arbeitsbedarf  in  den  einzelnen  Zeiten  des  Jahres  wechselt,  nämlich 
im  Winter  meist  ebenso  auf  ein  Minimum  zusammenschrumpft, 
als  er  zur  Erntezeit  ungcwölmlich  sieh  steigert,  wenn  anders  die 
Knitcarbeiten  olme  grossen  Sehaden  in  richtiger  Reihenfolge  und 
unter  bester  Ausnutzung  der  Witterungsverhältnisse  sollen  vor- 
genommen werdiMi  können. 

In  die  unvortheilhafteste  Lage  sehen  mehr  und  mehr  die 
Landwirthe  in  jenen  Gegenden  sich  versetzt,  in  denen  die  Tage<- 
lOhner  aus  den  besitzlosen  Elementen  der  Landbevdlkerung 
rekrutirt  werden  müssen,  weil  diese  nichts  hindert,  ihre  Arbeits- 
kraft an  Ton  ihrem  zufälligen  Wohnort  beliebig  weit  gelegenen 
Arbeitsstätten  zu  Markte  zu  tragen;  während  wo  die  Tageldhner 
.grundangesessen  sind,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  nebst  etwas  Land 
besitzen,  der  beliebigen  Ortsvoränderung  Schranken  gesetzt  sind 

In  (liT  fraii/ös.  AfTrarcnfini  to  von  1879/80  wurde  das  Ab^trömou  der 
ländlichen  Elemente  in  die  Stüdte  auch  mit  der  privilegirtcn  StcHuug  der  Industrie 
durch  Schutzzölle,  welche  die  Gewährung  höherer  Löhne  ermögliche,  und  mit  der 
auBserordentliclKMi  A  aBdebnimg  der  grossen  Gffentlielien  Arbeiten  im  Gebiete  det 
Terkehrvwesens  in  Ztuummmia/tg  gebracht. 
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und  ohnedies  die  Erfalnrung  lehrt  das«  die  kleinen  Leute  in  dieser 

Lage  lieber  in  der  Xähe  ihres  Wolinorts  als  oiiüernl  von  dem- 
si'lben  der  Gelegenheit  zum  N»'l)oiiverdieuijt  nachgehen.  Diese 
Tbatsache  giebt  denn  auch  einon  bedeutsamen  Fingerzeig  för  die 
Bestrebungen  zur  Besserung  der  ländlichen  Arbeiterverhältuiss*» : 
noch  wirkungsvoller  aber  predigt  in  derselben  Bichtung  das  lieber- 
greifen  der  socialdemokratiselien  BeweLMin'j'  auf  das  flache  Land, 
welche  den  denkbarsten  N&hrboden  tiberall  da  linden  wird,  wo  der 
Arbeiter  der  festen  Beziehungen,  wie  sie  der  Besitz  eines  eigenen 
bescheidenen  Heims  gewfthrt,  entbehrt  und  wo  er  eben  deashalb 
für  das  Gift  der  socialdemokratischen  Lehren,  welche  Hass  und  Neid 
gegen  die  Besitzenden  predigen,  besonders  empfönglich  erscheint 

Anm.  a)  Die  Jahresberichte  der  laudwirthächafUicheu  Centralvereine  Deutsch- 
laads  Qod  Oesterreichs  der  letatoii  10  Jahre  sind  in  wachsendetu  Maasse  mit  Klagen  S!b«T 

di(>  zunphmende  Arbcitoruoth  auf  dem  flachen  Lande  gre  füllt.  Beispielsweise  hcisH 
es  in  dem  von  Gen. -See.  v.  Mondel  verfassten  Jahre-^ber.  ftir  dii'  Pr.  Prnv.  Sachsen 
für  1891 :  ^Aro  drückendsten  maeht  sich  der  Mangel  an  tüchtigen  Arbeitskrutttm  unter 
den  Dienstboten  geltend.  Weibliche  Personen^  welche  Kraft  und  Lost  haben, 
auf  dem  T^andt'  Arbeit  zu  nehuirii ,  sind  in  dem  ^rrös^itrTi  Thcil  der  ProWnz  üln  i- 
haupt  nicht  zu  rinden**  fS.  7).  Und  an  einer  anderen  Stelle  tS.  9)  wird  aus  dvm 
Vereinsbezirk  Quei.s  folgendes  Stimmungsbild  niitpetheilt:  «Arbeitseinstellnngen  sind 
fortwiiliri  tid  vorgekommen,  Coütructbriiche,  hauptsächlich  derjünpfnn  Arbeiter,  Sind 
au  der  TiiL't'Sdrdnmig-.  Weni<^  und  bequeme  Arbiit  lu'i  linhcm  Lolm  und  tcTO-r 
Arbeitszeit  wird  verlangt.  Fügt  sich  dann  der  Arbeitgeber  nicht,  so  erhält  er 
Niemandett  und  macht  seine  i^beit  allein.  Sittlichkeit  und  Moral  ist  lingvt  ent* 
■divrnnden.  Eine  Herrschaft,  welche  noch  atif  Ordnung  und  zum  Ueispiel  auf 
Kirchenbesuch  hiilt.  bi  kommt  ütn'rliau]it  kein«»  T.eiife.  rntrr  diesen  rmständeii  zi*  heu 
es  viele  Landwirtiie  vor,  zu  verkaulen  oder  zu  verpachten.*^  Daas  bei  solchen 
Anslaasnngen  doch  anch  nicht  selten  in  ungerechter  Weite  tcnenüisirt  wud«  dfirfte 
f'hi-iiso  ffsfstrhen ,  wir  nidit  zu  br/.uiifolii  ist,  dn^s  dii^  Arltcitrri'hfr  \tm  sich  ru;- 
Manches  dazu  beitragen  können,  der  vielbeklagten  Arbeitercalamität  die  gefiihrlicbsten 
Spitzen  abxnbnM  hcu,  wobei  auf  die  späteren  Darlegungen  zn  verweisen  ist.  Wie 
denn  um  h  Schmoller  nn  int  (im  Preuss.  Landesökonomiecollciriuni  von  1891, 
Tliitl  s  hiiidu.  Jahrb.,  XX.  Bd.,  Kr;r/.rsl)d.  III,  S.  29St,  man  dürfe  nicht  übersehen, 
„dass  hinter  dem  Uu angenehmen,  was  dem  Gut«betdtzcr  und  Unternehmer  heute  am 
Arbeiter  berührt,  doch  anch  .  .  .  hereehtiifrte  Ziele  und  fbrtschreitendo  heOsam» 
Tendenzen  stehen.  Das  Streben  der  unteren  Klassen  nach  grösserer  SelbstStindigkeit, 
nach  IlnahliHnjrifrlcpit,  nach  eigenem  Besitz,  nach  grösserer  Anerkennung,  naeh  ets^as 
grösserem  licheusgeuuss,  alle  diese  Bestrebungeu  sind  zweiieüos  berechtigt,  heilsam 
und  selbst  der  Allgemeinheit  ntttalich,  obwohl  sie  sunichst  dem  hmdwirtliBehjA^ 
liehen  llntprnehmi'r  nur  die  uTinnp-onehmc  Aussenscite  der  WidersffzUi  hkt^it .  dor 
schwierigen  Behandelbarkeit  zeigen,  unter  der  er  zu  leiden  hat;  wir  dürfen  nicht 
■vergessen,  dass  ihr  Begehren  nicht  so  falsch  ist,  wie  es  demjenigen  erscheint,  der 
im  Moment  unter  dem  Wegzielien,  der  Lohnforderung  nnd  auch  luiter  Brutalität  tind 
Gontractbmch  leidef*.  Aehnlich  Sering  im  deatachen  LandwirthschafUratb  189& 

b)  Abwandernnp  vom  flachen  Land  in  die  Städte.  Zwischen  1871  vsd 

1885  hat  zwar  die  Bevölkerung  der  Landorte  (weniger  als  2000  Einwohner  im  Ganzen 
nicht  abgenommfn.  es  ist  aber  dn«  Warhs-thiim  der  Stadtbevölkerung  'ührr  'i(XiO  Ein- 
wohner) ein  selij  viel  stärkeres  iu  diesem  Zeitraum  gewesen  und  es  iüiben  sog»r 
awischen  1881  und  1886  die  Landorte  absolut  an  BevölIceruii^KAbl  «h* 
genommen.  Es  betrug  nSmlich: 
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1.  December 


n 


die  Stadt- 

die  Land- 

beTÖlkerong 

bevdlkenug 

1871  . 

.   .   14  790  798 

32,1 

26  219  352 

67,9 

1875  . 

.   .  Ififi57172 

39,0 

26  070 188 

61,0 

1880  . 

,   .   18  720530 

41,4 

26513531 

58,6 

1885  . 

.  .  20478777 

43,7 

26  878927 

66,8 

Scheirlpt  man  die  Wolmotio  in  Grossstädte  (mit  mehr  al?^  1  ( K )  OX)  Einw.) ,  in 
Mittelstädte  (.von  20-  -lOOOOO  Einw.j,  Kleinstädte  (von  5—  20000;  .Landstädte  (von 
2000—5000)  und  sonstige  Orte  (unter  2000),  so  ergiebt  sich  seit  1871  folgendes 
Bild.   Si  lebten  noter  je  100  Einwohnem  des  Dentscben  Belchs: 

in  (rross'Jtädteu     .  , 

„  j^littel  Städten    .  . 

,  Kleinstädten    .  . 

«  Landstädten    .  . 

n  anderen  Orten.  . 

Das  auü  dieser  Uoberaiebt  erticbtliehe  fibermüssi|;e  Anwachsen  der 
(irossstädte  ist  vi«  M  i  Ii  imr  7a\  froring-oiom  Theil  auf  den  Geburtsüberschuss, 
zum  gröüeren  Tkeil  vielmehr  aui'  die  Zuwanderung  vom  flachen  Lande  her  zurück- 
suimiren,  ^e  denn  in  Berlin  fftr  1880/86  von  der  BerSIkemngflxttDahme  (auf 

1000  Kinwohner  31^)  auf  den  rMburtstiberschuss  nur  10.01 7„.  fi^u  Gewinn 
durch  Wanderun«?  aber  21,0-1  "A,  entmilt.  S.  it  l,S,S0y8ö  haben  niif  dem  Wege 
des  Bevölkerungsaustauäches  innerhalb  Deutschlands  d.  h.  durch  Zuzug  oder 
Abwanderung  gewonnen  beaw.  verloren: 


1871 

1876 

1880 

1885 

4,8 

6,2 

7,2 

9,ö 

7,7 

8,2 

8,9 

8,9 

11,2 

12,0 

12,7 

12,9 

12,4 

12,6 

12,7 

12,4 

63.9 

61,0 

58,6 

56,3 

Oewinn 

in  »  0  der 
Bevölkerung 

Stadt  Berlin    ....  47.75 

Hamburg   36,10 

Bremen  •  28,02 

Lübeck   17,17 

Elsass- Lothringen    .    .  6,86 

Brauuschweig  ....  5,00 

Sachsen   4,40 


etc. 


Yerlvst 

in  «  0  der 

Bevölkerung 

Waldork   23,84 

Mecklenburg- iStrelitz .    .    .  18,04 

Ifecldenbaiig-Schwerin  .   .  8,88 

Ostpreussen ......  8,05 

rommern   7,78 

Posen   6,92 

Provins  Sachsen  ....  6,91 

Schieden   5f54 

etc. 


Eine 


mit  sfaiktu  Verlusten  verbundene  Abwanderung  weisen  danach  vor 
Allem  —  uebeu  den  beiden  Mecklenburg  —  die  östlichen  preussischen 
Provinzen  auf,  obwohl  diese  m.  den  dOnnbeyölkertBten  Gegenden  ]>eutsehlands 


wählen, 
(S.  124; 
folgendes 


wi>bi'i 

s. 

Bild: 


\s-  geu  dieser  Oninde  der 
ff.  ii.  536)  zu  verweisen  ist. 


Erscheinung  auf  das  früher  Gesagte 
Für  die  Periode  18ti5/89  ergiebt  sich 

Verlust  durch 
Wanderung  1885/90 


Zahl  der 
Köpfe 

Ui»tpreu«seu   132  586 

Beide  Mecklenburg  29109 

PommefB  91  490 

Westpreussen  144 

Posen  111MV21 

Sddesieii  127  20*J 


In  "/o  des 

Geburten- 
überschusses 

1U0,6 
89,0 
85,6 

79,5 
76.8 
03.1 


Gruppe  I  599159 


75,7 
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Verlust  dtiTrfi 


\V:,i,,1,:tii 

Zahl  der 

In  dM 

Geburt^u- 
über&chus«es 

Schleswig  -  Holstein  ) 
Hannover -Oldonburg  (     •    •  • 

Mittel  fii*ntache  KlflinntaafiWi  . 

4056 

;?:)7 
27121 
8188 
22948 

6,7 

12,4 
10,2 
12.2 
203 

88671 

13,6 

Grosslierao'jthuui  ircsscii  .  .  . 
RecUtsrh.  Bayern  

ElsiisH  ■  T-(ithriiig"aii    .    »    •    .  . 

9  224 
41844 

17  528 

18  195 
12  948 
68868 

2887 

20,2 
22,6 
23,6 
25.2 
28,8 
^7,9 
128,9 

öa.  bzw.  Ditrchscluutt  von  G  nippe 

I,  U  u.  m 

154444 

837  274 

80^7 
48,8 

G(Mvian  (iurcli 
Waiidcruii-  IS^ö  '^^) 

Zahl  der 
Köpfe 

In  7«  des 
Oeborten- 
fibenohnsses 

185429 
69125 

86  523 

78260 

40  H9H 
37  243 

287,4 

424 

211.0 
32,0 
143 

19.9 

492478 

48,8 

Zu  der  vomtehenden,  Ton  Professor  Sering^Borlin  dem  Deutschen  Land- 

\\  irtliSc  haffsratli  als  Auhanp  zu  seinem  IJoforat  über  ^Inn  rre  Tri  1  n  n  i  ^  ;i  tiou" 

ühergebenen  Lebersicht  (Archiv  von  1892,  S.  397/98)  führte  dtrscibt?  aus: 
„840  000  Menschen  sind  (in  den  5  Jahren  1885/90)  «U  dem  Apricultunrebiet  ab- 
powandt  rt.  .XXXXX)  hat  das  rndnatrieg-ebiet  aufgeuommM»,  der  Kest  von  340000  Köpf« 
ist  ins  Ausland  p'irsm'^'n  .  .  .  Wir  sehen  in  eine  VölkerwaTidernnir  hint*in.  welche 
au  Umfang  der  bewegten  Masse  die  vor  1*/«  Jahrtausende  weitaus  in  den  Schatten 
stellt  1  Jede  der  drei,  Metmchen  prodaciienden  Grappen  hat  vngefiUir  die  gleiche 
Volkszahl,  nämlich  10  12  Mill.  Einwohner,  aber  zu  dem  grossen  \N' andere. n-«  ]iat 
die  Mitte  nur  einijre  8<)(XH>  Kripf««.  der  Süden  150 000  «rfsfellt.  der  Osti-n  hiu- 
gegen  nicht  weniger  als  bOÜOUO  .  .  .  Wähmid  in  Folge  der  übtriujusai^a 
Zuwanderung  in  BerUn,  in  Hamburg^  und  den  Indnstriegegpinden  die  furchtbarste 
tieis.sel  der  Iiidn>frio  Arlioitcrscliaff,  dif  Arbritslosigkeit,  «m'ii  wahrhaft  liimmel- 
schruieudes  Elend  verbreitet,  leidet  die  (»stliclie  LaudwirthschatH  uut«r  zuuehmender 
Blutteere  .  .  und  das  in  einer  Zeit,  wo  die  Entwicklung  der  Technik  und  die  Cvb- 
enrrenz  der  getreideexportirenden  Länder  den  entschlossensten  üebergang  xn 
intensiverer  Cultur  driTiprciul  <  i lii»i»("lit  .  .  .  Das«?  aber  kein  anderes  ^virksanies 
Mittel  gegen  die  Enivoikerung  vorhanden  ist,  als  eine  lunlassende  Vermehrung  des 
Standes  der  Grundeigenthümer  durch  innere  Colonisation,  ergiebt  sich  ans  eui«r 
Untersnchung  der  Ursachen  des  Mfanbehagens,  welches  .gegenwärt^Honderttaiuwode 
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zur  Abwandenmg  drängt  .  .  .  Ick  sehe  den  letzten  Grund  für  die  östlidie  Ab> 
Wanderung  in  den  physischen  und  et  hist-heu  Momenten,  welche  die  gpecielle 
Frajro  der  Gegenwart  nbeilKHipt  prst  h allen  hat.  Es  gelit  ein  Zujr  nach  erhöhter 
Unabhängigkeit  und  Seibtststundigkeit  durch  die  Massen,  ein  Drang  nach  höherer 
flodaler  Stellung  und  Acbtong  der  Penonfichkeit  .  .  .  Jenem  Drang  .  .  .  vermag 
die  Arbeiterschaft  im  Osten  nicht  Genüge  zu  leistsm  mi<l  das  ist  es,  was  gerad»» 
auch  die  besten  und  enerjri^rhsten  von  dauuen  treibt  und  den  Lauddistricten  die 
Krüppel,  die  Greiwe,  die  indolenten  zorücklässt.  Das  Uebel,  welches  den  Osten 
eutvölkert,  ist  der  1»«ft6  Abstand,  welcher  den  Arbeiter  vom  Bauernstand  trennt . . . 
diese  Klnft  jrilt  es,  durch  eine  planvolle  Colonisatiori  zu  üb«  rhriukcn.*  (.Sering, 
a.  a.  0-,  S.  373  if.).  —  Aehnliche  Erscheinungen  auch  in  anderen  .Staatswesen:  In 
Prankreich  betrug  die  Bevölkenin<r  der  städtischen  Ortschaften  1872: 
n  234  899,  1876:  lltni4.j<>.  ISSl :  1  r>41 :  der  ländlichen  Orte  in  denselben 
Jahren  24  8(W022.  i4  IKU  S  iM*)?).)««).  Di.-  Statistique  agricole  de  la  France 
en  1882  (Nancy  3887)  ermiltelte;  Tagelöhner  1480687,  Dienstboten  1  yä4  261, 
wobei  gegenöber  1862  dort  dne  Abnahme  von  628067,  hier  «ine  BOldie  von 
141  526  sich  ergab;  dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass  wegen  des  Verlastes  von 
Klsass-Lothnngen  die  Abnahme  in  Wirklichkeit  eine  kleinere  ist. 

2.  Wenn  die  Yorbesprochenen  Verhältnisse  des  ländlichen 
Arbeitsmarkts  die  Folge  haben  sollten,  die  grossere  Unabhängig- 
keit der  ländlichen  Arbeitgebor  von  letzterem  sich  durch  eine 
TJeberleituiig  des  Betriebs  zu  extensiveren  Wirthschattst'ormen  zu 
siclHTn.  so  wäre  dies  in  oinor  Zeit,  in  der  dio  Zuucihme  der  Be- 
völkerung und  das  BtMiürtniss  der  Behauptung  der  rnabliäiigigkeit 
im  Bczii^r  der  Nalirimgsmittel  vom  Ausland  zu  höherer  Intensität 
des  Betriebs  alle  Veranlassung  giebt,  doppelt  zu  beklagen;  bevor 
2U  jenem  Mittel  der  Abhilfe  geschritten  wird,  wäre  daher  zu  unter- 
suchen, ob  denn  nicht  durch  eine  zweckmässigere  Organisation 
der  landiriithschaftlichen  Arbeiten  und  durch  die  umfangreichere 
Verwendung  Mensehenkraft  ersparender  Maschinen  ohne  Beein- 
trächtigung der  Intensität  des  Betriebs  eine  Minderung  des  Ge- 
sindes und  der  sonstigen  Hilfskräfte  durchführbar  sich  erweist*). 
S'diiiiur  iViiHT  in  einzelnen  Gegenden  ein  verbal üiissmässig  starker 
Arbi'itslMMlari'  die  Folpfo  ledinflich  davon  ist,  dass  der  Besitz  in  zahl- 
lose Tarcelleii  sich  zerstückelt,  entbehren  Klagen  über  den  Ar))ei(s- 
maiiLirl  auf  dem  Lande  der  relativen  Berechtigung  und  ein  Apitell 
an  ilie  Staatsgewalt  zur  Abhilfe  auf  diesem  Hebiet  wird  mit  Fug  zu- 
nächst durch  Verweisung  auf  die  Möglichkeit  der  Selbsthilfe  in 
Form  der  Herbeiführung  eines  geordneten  Zustandes  der  Feldgemar- 
kung durch  das  Mittel  der  Feldbereinigungen  und  Zusammenlegungen 
beantwortet  werden  müssen.  In  einem  grossen  Theil  des  Sfidens 
und  Westens  von  Deutschland,  ebenso  in  einer  Eeihe  der  Eron- 

*)  Vgl.  hienu  Settegast,  a.  a.  O.,  S.  134  ff.,  nnd  Krämer,  a.  a.  0.,  6. 299  ff. 
und  312  ff. 
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Iftnder  Oesterreichs,  d.  h.  in  Gegenden,  in  denen  der  bftaediehe 
Besitz  tiberwiejrt,  enthalten  aus  diesem  Gnind  die  Beschwerden 

über  die  qiumtitative  L'n/ulünglichkeit  der  Arbeits kräfto  einen 
innern  Widerspnich ,  weil  liier  pin  fiher  das  nrtliiue  Maass  sre- 
.steipTtcr  Arbeitsbedarf,  der  in  kt  in 'in  \  t  rhältuiss  zu  der  G^M^öe 
der  jcwj'iliLren  Betriebsfläche  bteht,  oIihh  zwini^oiido  \<'.th  f*»>'t- 
gehalten  wird  und  weil  die  Ursache  dor  Arboitsnoth  weniger  in 
dem  thatsächliclirn  Manprel  an  Arbeitskräften  als  in  dem  Festbalten 
an  einer  irrationeilen  BesitzTerfassung  liegt,  die  eine  imwirth- 
schafüicbe  Verzettelung  der  Arbeitskräfte  im  Gefolge  bat  und  mit 
der  Herbeiführung  einer  besseren  Planlage  der  Grundstücke  und 
eines  rationellen  Wegnetzes  zu  einem  erheblichen  Tbeil  sofort 
schwinden  würde.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  auf  die  frflheren  Be- 
trachtungen in  diesem  Betiel!'  zu  verweisen  (S.  311  ff.),  die  durch 
die  wachsenden  Schwierigkeiten,  denen  die  Festhaltung  guter  Ar- 
boitsknittp  auf  dem  flachon  Lande  aus  den  obenerwähnten  Gründen 
III  d»^r  liegen  wart  nun  eiumai  begegnet,  eine  weitere  Verstärkung 
erfahren. 

3.  Es  wäre  übrigens  im  Hinblick  auf  das  oben  (unter  Ziffer  1) 
Bemerkte  sehr  irrig,  wenn  man  für  die  unleidigen  Verhältnisse 
des  ländlichen  Arbeitsmarktes  allein  die  Betriebsuntemehmer  ver- 
antwortlich machen  und  desshalb  jedes  ordnende  Eingreifen  des 
Staats  auf  diesem  Gebiet  grundsätzlich  ablehnen  wollte;  schon 
der  Umstand,  dass  das  landwirthschaftiliche  Gewerbe  in  seinem 
Gedeihen  so  wesentlich  von  der  Art  der  Befriedigung  des  Arbeits- 
bedürfnisses abhängt,  wird  den  Staat  veranlassen,  nicht  in  die 
liolle  eines  thi'iliialiiii-lo>;en  Zuschauers  der  Vorgänge  auf  dem 
Gobii.'t  des  Arbcitsiiiarkt^*  sirli  dräuLron  zu  lassen.  Doch  sind,  wie 
dio  iiai'litV)lo:('iiden  Betrachtungen  zeigen  werden,  dem  ordnenden 
Kingreil'«' n  der  Gesetzgebung,  wenn  auch  Manches  zur 
Besserung  der  Vf'rbfiUnisse  auf  gesetzlichem  Wege  geschehen  kaui 
(vgl.  die  §§  97  ff.)  doch  gerade  auf  diesem  Gebiet  verbältniss- 
mässig  enge  Grenzen  gezogen,  da  eine  Beschränkung  der  allgem. 
socialen  Freiheitsrechte  der  ländlichen  Arbeiterbevölkerung  selbst- 
redend ausgeschlossen  erscheint,  und  jede  gesetzliche  Ordnung, 
die  die  ländlichen  Arbeiter  im  Yerbältniss  zu  den  im  Gewerbe  be- 
schäftigten in  Nachtheil  versetzte,  das  Abströmen  von  dem  tiaohen 
Lande    lediglich   fördern    müsste*).     Der  Schwerpunkt  der 

Rodbcrtus-J  agct  z  (tw  (Zur  Erklärung  und  Aliliilfc  der  lit-miiren  Credil- 
uoth  des  Ürandbesiues,  lÖüU,  IL  M,,  B.  179)  xneiiite  imUch,  nur  die  htatimmvag 
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Lösung  der  ländlichon  A  rbei  terfracre  liegt  dalnT  in  dpr 
Herbeiführung  snlclior  Bezieliungeu  zwiscliPii  (h'ii  Arbeitgebern  und 
den  Arbeitern,  welche  don  Verbleib  in  dem  landwirthseh«afllichen 
Gewerbe  den  letzteren  erwünscht  erscheinen  lassen:  in  der  wirth- 
schaMichen  und  sittlichen  Hebung  auch  dieses  Theils  dtr  Be- 
Tf^lkening;  in  der  allmählichen  Anbahnung  einer  gewissen  Inter- 
esaengemeinschafk  zwischen  beiden  Parteien,  die  der  häufigen 
Lösung  der  eingegangenen  Vertragsbeziehungen  von  selbst  wider* 
strebt;  in  dem  Hinwirken  auf  Schaffung  yon  Wohlfahrtseinrich- 
tungen auf  dem  flachen  Lande,  an  denen  es  im  Gegensatz  ku  den 
Stiitteii  entwickelter  Industrie  vielfach  noch  sehr  gebricht;  während 
«lurii»  die  Mittel  der  Polizei  ((rej^indopolizei)  zwar  die  gröbsten 
Au&wiiclise  möglicherweise  sirli  ])e>t  iti«^»>n  lassen,  niemals  aber  ein 
Stamm  zuverlässiger  Arl>eiter  sich  schallen  liisst;  wie  ebenso  auch 
der  wachsenden  Beweglichkeit  der  ländlichen  Arbeiterschaft  nicht 
wohl  auf  polizeilichem  Wege  (rechtliche  Unterbiiulung  der  Frei- 
zügigkeit), sondern  nachhaltig  und  mit  Aussicht  aui  dauernden 
Erfolg  nur  durch  eine  richtige  Landpolitik  enl^gegengewirkt  werden 
kann,  die  auf  die  planmässige  Umwandlung  des  ländlichen  Arbeiter- 
standes in  kleine  Grundbesitzer  abhebt  (Siehe  unten  die  §§  97  ff). 
Dieser  Gedankengang  hat  wohl  auch  Roseher  vorgesehwebt,  wenn 
dieser,  allerdings    etwas    übertreibend    meint,    dass  wenn  die 
j.ahdwirthschaft  so  häufig  über  chronischen  Arlieitenuungel  klagt, 
sie  da<lnrch  fast  immer  ein  partielles  Zurückgebliel)ensein  verrathe, 
sei  es,  dass  <iie  lin  iung  der  Arbeiter  hinter  der  Volksbildung  im 
Allgemeinen  zurückgeblieben  sei,  sei  es,  dass  ihr  Lohn  (oder  ihre 
sonstigen  Existeniabedingungen)  zu  üef  im  Vergleich  mit  dem 


des  I*reus8.  Gesetzes  v,  2.  März  1850,  91  fF.,  dass  kein  Dienst  mehr  aul  den 
Gruudhosits  gele^  werden  dürfe,  )iabo  die  Arbeitocalamitiit  des  preosa.  Nordosten« 
verschuldet,   und   sri  fjTössff  Tlinderniss  zur  Anlt'jrung  nfn*  r  ' 'nlturstätten", 

und  da»«,  „wenu  es  deu  Gruadeigcnthümem  gestattet  wäre,  Eigeutlmmsstellen  mit 
der  Leistnngsverpflichtniii?  xu  einer  Anzahl  von  Diensttagen  ansetzen  nnd  rieh  da* 
durch  in  deu  wichtip'ren  Arbeitszeiten  die  Arbeit  sichern  zu  dürfen,  sich  das  Land 
b.nid  mif  smIcIh'u  lüu'fiitltunisstellen  bed<rkrn  nnd  damit  dfr  A rheitsloHipkeit  wie 
der  Auswiiiiderungsiust  der  Arbeiter  ein  Ende  gemacht  werden  wiirde".  Abgusclien 
▼OD  der  Möglichkeit,  ob  der  (irundsatz  der  18dOer  Oesetzgebunp  wieder  tw- 
lassen  werden  könnte  —  ist  t--;  unter  den  heutigen  Verhältnissen  wahrscheinlich, 
dass  unter  dem  (ieding  eines  aut  unbestimmte  Zeit  auferlegten  IMenatzwangs  länd- 
liehe  ilkiuente  in  grösserer  Zahl  von  der  erwünschten  Qualität  als  Kauf liebhaber 
«oftreten  wftrden?  DasB  aber  ])ei  im  Uebrigeo  richtiger  rechtlicher  Ausg(>staltiin|f 
der  Gesetzgebung  über  innere  Colonisation  auch  ohne  die  Mö^rliidikeit  der  Aufl<  jrnnfr 
TOD  Diensten  für  die  AnbiBtung  neuer  CuUurstätten  kein  !^iaugel  ist,  beweist  der 
thatflidiliclie  Erfolg  der  neuen  Prettae.  Rentengutsgesetze,  wie  er  in  den  1892er 
YorhandlnngMi  des  dontschen  Landwirthschaftaraths  konstatirt  wurde. 
Bvehesberg*?,  iu,  Agrupolitik  L  36  ' 
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stftdtisclien  und  gewerblichen  stehen,  sei  es,  dass  man  su  wenig 
gethan  habe,  um  landwirthschafüiche  Maschinen  au  Hilfe  au 
nehmen 

§  96.  Die  Iftndlichen  Arbeitertypen;  Lohnsätae. 

1.  Man  unterscheidet  bei  den  landlichen  Arbeitern  das  Ge- 
sinde und  die  T  a  g  el(y  hn  er ;  und  rersteht  unter  Gesinde  jene  land- 
wirthachafUichen  Hilfskrilfte,  die  „auf  Iftngere  Zeit  —  gewöhnlich 
auf  ein  Jahr  —  Tertragsmässig  in  Pflicht  genommen  werden  und 

ausser  einem  festen  Lohn  und  verschiedenen  Emolumenten  entweder 
freie  Beköstigung  oder  ein  diese  ersetzendes  Natuialdeputat  er- 
halten" (Settegast).  Dabei  ist  bezeichnend  für  das  0»^siiide  im 
Gec^ensatz  zu  den  Tafrelöbiiorn ,  dass  di'^seu  Verptiichtuncr  zur 
Arbeit  sich  nicht  auf  bestimmte  Arbeitsstunden  am  Tage  erstreckt, 
sondern  dass  es  jeder  Zeit  zur  Yerffigung  des  Dienstherm  stehen 
muss,  falls  die  Natur  dor  al)(^mommenen  Obliegenheit  dies  erfor* 
dert  Das  Gesinde  wird  daher  vorzugsweise  zu  solchen  Verrich- 
tungen verwendet,  die  sich  an  bestimmte  Tagesstunden  nicht 
binden  lassen  und  bei  denen  es  zweckmässig  erscheint,  dass  sie 
fortdauernd  von  denselben  Leuten  ausgeführt  werden,  wie  dies 
namentlich  bei  allen  Arbeiten  zutrifft,  die  sich  auf  die  Pflesre  der 
Thiere  und  auf  den  inneron  Uaiishalt  bi'zii'hen -).  Die  Tagelf-hiuT 
sind  entweder  freie  Arbeiter  Oih'v  coutractlich  gebnndt'ii*' 
und  hüisst'ii  U-tzterenfalls  Gutstagelölmor.  Dienstleute,  Instlciit»' : 
jene,  die  freien  Arbeiter,  erhalten  für  jeilen  t^olpisteten  Arlieitstag 
den  vorabredeten  Lohn,  gehen  also  dauernde  ArbeitsverpÜichtungen 
nicht  ein;  sie  sind  entweder  ohne  jeden  eigenen  liegenschafUichen 
Besitz  (Einlieger).  oder  im  Besitz  von  Haus  und  etwas  Land 
(grundbesitzende  Tagelöhner,  auch  H&usler,  Bildner  oder  Eigen- 
kftthner  genannt).  Die  contractlich  gebundenen  GutstagelQhner 
(Instleute)  stehen  in  der  Mitte  zwischen  dem  eigentlichen  Gesinde 
und  den  freien  Arbeitern,  daher  man  sie  auch  als  ,,Halbgesinde'^ 
oder  „Feldgesinde"  (Sclimoller)  bezeichnet  hat.  Sie  bilden  das 
vorwiegende  Arbeitsmatciicl  im  Norden  und  >»'ordosttui  von  Deutsch- 
land und  sind  ürossenthrils  aus  den  Inhabern  der  s.  Z.  nicht  für 
regulirungsfäiug  erklärten  Bauernstellen  hervorgegangen  (S.  123  ff.) ; 

*)  RoscImt,  n.  n.  O..  ^  125a. 

*)  V,  d.Gol«,  in  Schüuberg'»  Hdb.,  §  26  ff. 
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neben  einem  festen  Geldlohn  erhalten  dieselben'gewisse  Naturalhestige, 
insbesondere  Wohnung,  Brennmaterial,  Futter  für  ein  oder  mehrere 
Thiere,  etwas  Kartoffel-  und  Gemflseland  etc.,  wogegen  sie  sich 

verpliichti'ii  inüsscii,  nicht  bloss  selber  tügiicli  zu  den  Arbeiten 
auf  dem  Gutsliof  sich  ein/.utindon.  sondern  auch  noch  einen  zweit^^n 
Arbeiter  (Scharwerker  oder  HofgfinLicr)  zu  stellen  und  auf  Ver- 
laiiLTcn  die  Ehefrau  als  dritte  Arbeitskraft  mitziibrini^en.  Da  die 
Naturalbezüge  dem  Wertlie  nach  den  Geldlohn  meist  übersteigen, 
so  ist  die  Lage  der  Gutstagelöhner  somit  im  Wesentlichen  davon 
bedingt,  in  welcher  Beschaffenheitjene  zur  Verabreichung  gelangen'). 

Eine  besondere  Art  der  eontractlich  gebundenen  Arbeiter  bilden 
dieWanderarbeiter,  welche  zu  gewissen  Jahreszeiten,  in  denen 
die  landw.  Arbeiten  am  meisten  sich  drangen,  ausserhalb  ihrer 
heimathlichen  Districte  da,  wo  die  Gelegenheit  zum  Erwerb  fftr 
sie  günstiger  ist,  sich  auf  Zeit  verdingen,  um  nach  Beendigung 
der  betrefienden  Arbeiten  wieder  nach  Haube  zurückzukehren. 
(Siehe  §  100,  Ziffer  2  unteu.) 

Ziihl  der  ländlichen  Arboiter  in  Dentschland.  Im  Deutscheu  Kaich 
Würden  bei  der  Berufszilhhin}?  von  1882  rrmitttlt  uiit<*r  einer  Gesammtbfvtilkcning 
von  46  222113):  Dieueude  in  der  Landwirthschatt  i^einschliesslich Forstwirtbsehaft, 
Ttdffirsncht,  Jagd  und  Fischerei),  tmd  swar  Gehilfen  nnd  Arbeiter  5881819,  dar 
gegen  in  der  Industrie  nur  4  096  243,  im  Handel  und  Verkehr  nur  727  262:  wobei 
nnter  dfii  in  der  Landwirtlis<'hHlf  tliäticfn  (!i'}nlftii  fillprdin^  aiuli  die  mit- 
arbeitt'iiden  Familienangehorigeu  uutgeiuiblt  8ind.  im  luiizelnen  entfallen  vuu  den  in 
der  Landwiitbflchaft  (ohne  Forntwirthschaft,  Jagd  und  Fischerei)  überhaupt  gaaiUteii 
Erwerbsthütipen  (8ü«3  966: 

a)  auf  die  s<4bätständig  Landwirthschaft  und  lUgleich  landwirth- 
schaftliche  Tagelöbnerei  Betreibende                               ...  866493 

b)  anf  T^löhner  ohne  lelbststftndigen  Landirirthschaftabetrieb .   .  1  373  774 

c)  In  d*  r  Landwirthschaft  des  Fanulienoberhanptes  thälige  Fanilien- 

aTirr''iu>n;:c   1  934  615 

d^  Knecht«',  Miigde  und  sonstige  Gehiltfu   1  589 088 

SEUB.  57^970 

i'i  femor  anf  das  höhere  Verwaltung^s-  und  Aufsichtspersonnl    .    .  47465 
Hierzu  die  Selbstsändigen  (ohne  Verbindung  mit  landwirthschaft- 

lieber  Tagelöhnereij   2  252  Ö31 

8063  966 

Die  AbtheUnng  b)  ist  besonders  stark  in  Preussen  vertreten  (wegen  des  hier 
in  >-iii/f  Inen  T'rriviiurn  vnrwiefrendeu  Grossgrumlln  sitzos  und  der  S«  liwicri^rkeit  des 
Bodenerwi;rbH  durch  die  kleinen  Leute)  und  in  diesem  Staat  namentlich  wieder  in 

*j  Eine  den  üutstagelöhnem  ähnliche  Sielluug  nehmen  nach  Koscher  die  iJinds 
im  sfidlichen  Sehottland  nnd  nördlichen  England  ein.  Ausserdem  unterscheidet  man 
in  Schottland:  farai  ^<  rvimts,  m»Mst  auf  6  Minüit.»  ^rcmietbet;  sbcphcrds.  die  ansst^r 
Kost  und  <;*  ld1nhn  noch  ciiu n  Antbeil  an  d«'r  llr«  ]d<'  hiihcn;  eigentliche  Tn^rlöhnfr; 
crofters  und  cotters,  jene  mit  etwas  Feld,  das  ihnen  etwa  die  Hälfte  des  Nahnujgs- 
bedarfs  liefert  nnd  wofär  sie  höchstens  20  Pfd.  8t.  Pacht  sahlen,  diese  entweder 
ohne  Liind  oder  nur  mit  eiiyähiiger  Afterpacht  (siehe  Soacher,  a.  a.  O.,  Anm.  11 
an  §  12öa). 

36* 
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Ost-  und  Wfst])r»^n-j«<>n,  PoiumPni,  Posen,  Schlesien;  (>bi«ri<?n  in  \T»  rklpTil>nrE-:  vou  den 
besitzlosen  lundwirthsrUaftlichen  TagclüUuern  (1 375  774)  eniiallen  aul  IVetu^  u 
AÜeiii  10fö244,  auf  die  fiMipea  dentacben  Staaten  aJso  nur  etwas  nebr  als 

dOOOOO;  im  Einzelnen  iMirdfii  siil<  In-  hr>it/li)sc  Tii^'t'lr.lmer  «  nnilt«  !! :  in  0^tp^e^lÄS4^n 
154  021.  in  Wostprenssen  KXiHUl  .  in  I'i.mniern  83  iNi;  i'osen  189 iMÜ:  Schlesien 
228  254.  In  Preussen  kamen  auf  1  üii'  21  i  beHitzlose  Tagelöhner  615<>42  'l  ai^döhn« 
mit  selbststaadigem  Landwirtbsehaftsltetrieb,  iu  <leu  übrigen  deutsehen  Staaten  da- 
J»^)Jren  auf  ilii'  rr^fore  (rnippe  331  53<V  auf  die  zweite  (»nippe  251  4Ö1.  Im^  ^mi  ist 
auch  ausserhalb  l'reusseus  dm  Yerliältuisä  der  besitzeudeu  au  den  beaitziD^eu  lagt;- 
löbnern  ein  sehr  Terachiedenee: 


mit  Besita 

ebne  Besita 

Pfala  

13  746 

lL>^HK)S 

44.»  iA^\ 

.   .  28571 

254«3 

23  !'44 

.  .  inn-i? 

18  44Ö 

beide  Mecklenburg    .  , 

.    .    43  435 

9  216 

.    .  9888 

2  995 

Eleasfi- Lothringen    .  . 

.    .  30111 

30  581 

(Statistik  des  Deutschen  Reichs.   Nene  Folge,  Bd.  2,  1884,  8. 

2.  Die  K  in  k  0 mm eiis Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter 
sind  wiederholt  Gegenstund  sorgfältiger  üntersnchnngen  gewesen, 
denen  zu  entnehmen  ist,  dass  wie  sehr  auch  die  ersteren  in  den 
einzelnen  Staaten  und  Staatsgebietstheilen  wechseln,  doch  seit 
Anfang,  insbesondere  aber  seit  der  Mitfce  dieses  Jahrhunderts  eine 
namhafte  Verbesserung  derselben  sich  feststellen  lässt,  die  gegenden- 
weise 50— lOO^'/ü  der  firfiheren  Lohnsfttze  beträgt,  wie  dennSchmolier 
gelegentlich  meint dass  der  leibeigrene  Bauer  des  18.  Jahr- 
hunderts im  Ganzen  in  uiHMiillich  schlimmerer  Lage  sich  befand, 
als  heute  selbst  der  letzte  latidliche  Arbeiter. 

Anmerkung,  a)  Frühere  Löhn«  im  Vergleich  zu  den  jetzigen.  Bis 
Anfang  der  40er  Jahre  waren,  wie  0.  llanssen  s.  Z.  naehgewiejien  hat  (Archif 
d.  poL  OekonoTuif.  X.  F.  TT,  1844,  S.  145  ff.)  die  ländlichen  Arh.  it.  rir.hn.  im  tirosfe« 
und  Gaiuieu  »tagnirend^  im  Jahr  1643  z.  B.  für  Sachsen:  für  eiueu  Jungen  15  Thlr., 
fftr  ebien  Grüssknecbt  30— iOThlr.,  für  eine  junge  Magd  12Thlr.,  für  eine  Gtom- 
matrd  •_>()  :M)  Thir.  Jahreslolin;  während  das  gewöhnliche  Tagelohn  im  «Sommer 
6Ngr.  iW)  l»f.»,  in  der  übrigen  Zeit  5  Ngr.  (50  l'f.),  in  der  Erntezeit  T'/j-  lONgr. 
(75- - 100  Pf.)  betrug.  —  Wie  Schmoller  a,  a.  0.  (S.  231)  angiebt.  stimmen  di»>»^ 
Satze  mit  denen  des  Torifiien  JabrlrandertB  aienlieb  ttberein,  mit  Ausnahme  der 
(Jesindelöhne.  dir  flumals  lux  Ii  /idiilicli  nifdt  r  standen  (8-  lOThlr.  für  ei»«* 
Magd  oder  eiueu  Kut.scher);  ivährend  nun  gerade  in  den  ÖOer  und  60 er  Jahren  eine 
ivesentUche  Anfirärtsbewegung  festzuBtellen  »ei,  im  Zusammenhang  mit  dem  nn- 
geh  euren  Aufschwunip  der  Industrie,  dem  zunehmenden  Kxiinri,  »l*  m  Bau  <ler  Kisen- 
hahnen  etc.;  eiti«^  Bm-t'^rtm^'.  u.-Mir  bis  in  die  neuere  Zeit  angehalt« n  hat.  bat 
z.  B.  1861  i«  Pommern  der  Lohn  eines  Pterdeknechteü  uebst  einem  Woil-  und  Leinen- 
deputat schon  40— fiOThlr.  betragen;  der  Tagelohn  15— 20Sgr.  nebst  Kost,  in  der 
Krnf.«  bis  1  Tlilr.  Aehnlich«'  Satze  (25  Ngr-  Id«  1  Thlr.)  um  Jene  Zeit  auch  iu  der 
Pro\iuz  Preu«»en.     üo   veranschlagt    anch  v.  Üelldorf-Baumersrode  die«« 


a.  a.  0.,  8.  223;  vgL  «neb  Heitaen,  a.  «.  0.,  U.  Bd.,  8.  117  IT. 
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Steijrprunif  der  Arbeitslöhne  in  dor  ZHt  z\vischen  18ri(  iT)3  inid  1SS;VH4  für  die  Ver- 
hältnisse der  I*ro\iii7.  Sachsen  auf  4(i.ö  "  „,  d.  h.  es  stieg  der  üttrchselmittsverdieust 
für  dun  Arb&iutaj^  von  1,2U  M.  auf  i,7Ü21.  —  Uubur  <iia  Loluisätxe  in  dun  älteruu 
PMonisehm  Provinsea  in  den  60er  Jahren  ringeliende  DorsteUnn^  bei  Meitxen, 
a.  a.  O.,  II.  Bd.,  S.  92  f!".:  in  d»  r  durchschnittliehen  Höhe  der  dniii.ih  ermittelten 
Lohnsatze  stand  Posen  am  niednfOiten.  während  „Schlesien,  i'ommern,  Preussen, 
Brandenburg,  Sachsen  und  endlich  Westphabm  die  Reihenfolge  der  gurintfcren  zu  den 
höheren  Löhnun^ren  bilden",  was  auch  heute  noch  im  Grossen  und  Ginaen  sn» 
treffen  diiift.-.  Ifn-  iMlx-dai f  cini-r  A i l)eiterfamilie  (tiir  Wuliiiitii'^'- .  Feuerung, 
Nahrung,  Kleidung,  Viehfutter,  Keparaturen ,  Abgabeu  etc.)  ist  inhaltlich  einttr  in 
den  Jaluen  1848/49  in  Prenssen  Bug^steUten  Erhebung  im  Durcbscbnitt  der  Monarchie 
y.-A  lUöThlr.  -  rund  315  M.  ennittelt  worden  (die  niedrigaten  BedarfszifTeni  mit 
22()  M.  wiesen 'die  Kegi»'nin<rsbf/ii-kf  P(»<cn  m\(\  Minden,  die  höchsten  mit  äiV)  nnd 
460  -M.  die  K(*gieruugsbezirke  Koblenz  und  Köln  aufi.  —  Ein  ähulicht*s  Anziehen  der 
Arbeitslöhne  auch  in  Frankreich  in  den  Enqueten  von  1866,  von  1879/80  nnd 
neuest«'ns  in  der  18^*2  (  r  Airiarcniiiu'tc  gi-gmüber  1H62  festfrestellt  z.  B.  Steigening 
der  .Sommerlöhne  für  Arbeiter  mit  Kost  um  0,1G:  für  Arbeit«'r  <»hne  Kost  um 
0,36  Frc4>.;  fiir  miinnliches  Gesinde  um  6() — 70  Fr<  s.  (20— 2(i''/u'i  für  weibliches 
Gesinde  um  lOö  Frcs.  iSO"*  «'-  Auch  für  England  hat  die  neuest««  Agran  in|u.  te 
dir  ni^>t'riing  in  der  der  ländlichen  L()hii;ir1)»  iti  r  frstirf^ttUf  /war  sie 

hier  nicht  sowohl  die  „Folge  der  inneren  Entwickiung  des  laudw.  Gewerbes,  in 
dem  die  Nachfrage  nach  Arbeitsleistungen  (in  den  leteten  Jahrzebnten'i  abgenonunen 
hat'*,  sondern  sie  steht  im  Zusammenhang  mit  der  „Rückwirkung,  welche  die  (ie- 
ganunti  II t Wicklung  des  ganzen  Arbeiterstnndes  in  Kii;:]aii(1  und  dit-  'Mitixlichkeit  der 
Auswanderung  nach  Amerika  und  Australien  auch  aut  den  zurückgebliebenen  Theil 
der  enfdiscben  Arbeiter  ansgefibt  hat*.  Wie  denn  einer  der  Assistant-Conunissioner 
(Mr.  Littlet  am  Schlüsse  seines  Herichts  über  die  I.ohnarbeiterverhältuisse  bmicikt: 
«I  thiuk  it  may  be  taken  for  granted,  that  what  the  labourer  hat  got.  the  landhird 
will  lose  for  the  future",  und  eine  andere  Stimme  (Marquis  of  Hartington)  sich 
dahin  vernehmen  liess:  „There  is  no  difference  of  opinion,  that  the  position  of  the 
a^rrii  iiltural  labourt  r  i  one  nf  "rr  afcr  rnmfort.  jrreater  prosperity  and  <rrenfer 
wellbeiug,  thau  hau  ever  before  known  in  the  history  of  agricultural  industr^'.^ 
(Siehe  Nasse,  Apiirische  Zustände  in  England,  1884,  8. 159/161.)  —  Für  Italien 
werden  Ar  den  Zeitraum  1847/74  folgende  DnrcbschnittslohnsStze  angegeben: 

1847         1R59         186r>  1874 

für  Sommerarbeiter  1.H3  1,44  l.ßo  2,0« 

liir  Winterarbeiter   0,89  0,98  1,11  1.41 

so  dass  also  die  Sommerlöhne  awischen  1847  nnd  1874  nm  66"  V  die  Winierlohne 

um  58*0  gestiegen  sind,  uas  bei  dem  gleichzeitigen  P'allen  der  Wrizen-  und  Mais- 
proiM-  U-s  kostt<te  der  Centnor  Weizen  1HH2:  ^H.Ö;  ISS.'i  22,(H  l.ir.-:  der  Centner 
Mais  iu  dell^elben  Jahren  19,91  und  14. lU  I-ir«*;  U*>ppt  li  ui>  (it  wit  ht  tallt, 

b>  Arbeitslöhne  der  Gegenwart,  an^  I>»ntsrh  lau  d.  Nach  v.  d.  G  ol  tz 
(bei  Schonberg,  a.  a.  0.,  §  30)  stellt  sich  auf  Grund  der  in  den  Jahren  1873  und 
1874  in  Fol|^  einer  Anregang  des  Congresses  deutscher  Landwirthe  veranstalteten 
Erhebung  ih  r  durchschnittliche  Qesittdelohn  (Geldlobn  und  Werth  der  Kost) 
in  Deutschland 

für  männliches        für  weibliches 
Gesinde  Gesinde 
Mark  Mark 

auf  irrösseren  Gütern  480. iVi  8,73,88 

„    kleinereu     „  446,46  329,  IGj 

im  Süden  ist  er  im  Allgemeinen  höher  nnd  bis  au  600^700 M.  ansteigend,  im 
nordöstlichen  Deutschland  geringer,  nämlich  300  —  400  M.  —  Nac  h  derselben  Ciuelle 
beträgt  in  Deutschland  dor  Ta-relnhn  fiir  ständig  bezieh äftigte  Arbdt4'r  im  Dnrcli- 
schaitt  von  Sommer  und  Winter  für  männliche  Arbeiter  1,44  M.,  für  weibUche 
0,73  M.  mit  ebenfalls  starken  Yerschiedenheiten  in  den  einaelnen  Theilen,  s.  B.  in 
den  nordöstliMii  n  Provinzen  0,70-  0,96  M.  für  mänaliche  nnd  O.  in  O.rVl  M.  für 
weibUche  Arbeiter,  dagegen  im  wflrttembeigischen  Neckarioreise  1,84  M.  and  besw. 
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0,7ö  M.  Der  täg^liche  A  ccordverdit  nst  oines  freien  i\rh»'itors  wird  ebenda  im 
Durchschnitt  des  Deutschrn  RHrhs  zu  2,44  M.  anfjt'jrclion .  wurde  also  den  durcb- 
■chuittlidien  Sommer-  uud  WiüU-rluhu  U»44}  um  70*^,  übersteigen.  —  Da^  Oe- 
iammteinkommen  der  veneUedenen  .\rten  von  Utndiichen  Arbeitern  (einschlieAKÜch 
aller  naturalen  Nutzungen  und  dorn  ^^•rdit■nst  «u  etwaigem  eigenem  OnmdbeiilB) 
wurde  in  Jenen  Erhebungen  wie  folgt  ermittelt: 

OnmdbetitBende  Arbeiter  im  sfldliclieii  Deutschland   781 

Oontractlich  gebundene  Arbeiter  (Gutstagelötincr^  im  niirdl.  Detlttchland  664 

Grundbesitzpnde  Taf^plnhiier  im  nördlichen  iJentschlaud   627 

Freie  Arbeiter  vhm  iiruudbesita  (Einlieger)  im  südlichen  Deutschland  .  611 
SVeie  Arbeiter  obne  Orandbedta  im  nÖrdUchen  DwitscUaiid   56S 

Der  amtliche  Jahresbericllt  fÜr  Preosscns  landw.  Verwaltung  für  1878,80 
gii  ^r  fiir  diese  Zeit  als  Finkommen  Hnpr  Tup  lölinerfamilie  in  W»  s t  f»  r »  u  ssen  , 
vuu  vvckiier  der  Mann,  die  Frau  und  eine  zu  haiteode  Magd  (oder  ein  ^cha^werker) 
aar  Arbeit  gehen  mfiBsenf  erster«  mid  letatere  täglich,  die  Fi«ii  nur  Ifittags  ia  der 
Ernte  und  zu  anderen  dringenden  Arbeitszeiten,  die  Siiraui»^  von  fiW  M.  an.  d;iniji1*^r 
48<),S(>  M.  haar,  der  Rest  in  Naturalien.  Trinrolnlinc  für  nninnlirlu' Arlieiter  wurden 
nach  derselben  (iut  lle  gezahlt  einschliesslith  Ko^t;  iu  Ostpreussiu  je  nach  Zeit  und 
Ort  1  —  2,öO  M.;  Nen -Vorpommern  1  —  2  M.;  in  der  Rheinprovinz  (ohne  Kost)  im 
Sommer  l.oO  2Iit)  M.;  im  Winter  1,50  —  1,80  M.:  in  Uohenzollem  1,50—3  M. 
ohne  und  l,2U-~li8U  M.  mit  Kost.  —  Für  Sachsen  werden  für  1881  (v.  I«iuigs- 
dorff,  Die  Landwiifhsdiaft  in  Sachsen,  1889)  ff.  LShne  angegeben:  fBor  Viimer  ndt 
Kost  0,55-  1.07  M.;  ohne  Kost  1,20—1,91  M.;  für  Frauen  mit  Ko.st  0,44—0.67  M.; 
ohne  Kost  O.ßS  -1,32  M.  Für  Baden  giebt  das  statistische  Jahrbach  für  1890 
als  durchschnittliche  Lohnsätze  an  (S.  212  ff.): 


ohne 

Kost 

f 

mit  Kost 

Gesindeiuhue 

im  Sommer 

im  Winter 

im 

Sommer   im  Winter 

Jahreslohn 

Pf. 

Pf. 

Pf.  Pf. 

M. 

für  Miinner 

148 

119  81 

197 

für  Frauen 

129 

90 

76  50 

128 

Als  höchster  Sommerlolm  fiir  ni't'iiil-i  Arl)»iter  wird  der  Satz  von  2,35  M. 
ohne  Kost  und  1^7  M.  mit  Kost,  als  uiedersiter  der  8atz  von  l,t)4  M.  ohne  Kost 
und  0,96  K.  mit  Kost;  als  höchster  Koechts-  und  bexw.  Mi^lohn  der  Sats  Toa 
252  und  bezw.  163  M.;  als  niederster  der  Satz  von  1B8  bezw.  von  99  M. 
angegeben.    Aehnliche  Lohnsät:'«-  nnrh  in  den  übrigen  süddeutschen  Staatsgebieten. 

Einen  Einblick  in  die  Loimvurhältnisse  der  ländlichen  (land-  nnd  forstwirth- 
sohafUieben)  Arbeiter  gewUhren  auch  die  auf  Omnd  des  laDdwirfhsehalUlcfaen  üa> 
fnllvi  r^it  lierunfjs^n  sefzes  v.  5.  Mai  1886  bewirk fen  amtlit  lien  Feststelluli p'n  >  vel- 
die  in  dem  von  Buschmann  uud  (Jötze  bearbeiteten  Tascheukaleader  1892  zum  «it^ 
brauche  bei  Handhabung   der  Arbciterversichemngsgesetze    gegebenen  Tabellen 

8.  m  ff.). 

Danach  betrftgt  der  durchschnittliche  JahresarT)eitsverdienst: 

für  Männer  für  Frauen 

lOndest-     H6chs(>  IDndett*  Hdchtl- 

betrag     betrag*)  betrag  betrag*) 

Prenssen:                                                          M.  M.  M. 

Beg.-Bes.  Königsberg                             200          410  145  270 

„      Gnmbinnen  24U          360  120  180 

n       Dauzig                                  300          iS2  168  270 

„       Marien  Werder                            300           H7."i  180  270 

n      Potsdam                                376          600  210  860 

„      Frankfhrt  a.  0  aOO         dSO  810  270 

»      SiettiB            im  Uttel             860       im  Mittel  810 


^  Die  für  stridtisehe  Yerwaltungsbeairke  emitteltao  Lohnsfttse  sind  ia  der 
Begel  unberücküichtigt  geblieben. 
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für  Männer  tlir  Frauen 

Mindegfe-  Höchst-  Mindesi-  Höchat- 

betnc;  betnir^     betrag  betrag*) 

IL  Um  K* 

Beg.-Bes.  Kösün    .                               300  380  ISO  250 

,      Posen                                   260  34ö  145  200 

M      Bronheif                             360  425  240  276 

,       Breslau                                   300  4()()  j|(K)  270 

„      Lieg^ita                                 300  360  150  240 

,      Oppeln  2Ö0  860  160  220 

«      Erftirt                                 240  460  210  STD 

,      Mapdoburg                             460  660  '>2r>  330 

^       Merseburg  360  526  21Ü  300 

,       Schleswig  430  690  300  480 

,      Hannover                              400  600  240  400 

,      Hildrsheim                            400  480  240  900 

«      Lüneburg  420  600  270  860 

,      Stade                                 420  600  300  420 

,       Ognabrück   450  240  800 

,      Aurich                                   400  470  260  300 

,      Münster  .    300  büO  22b  420 

Minden                                360  460  180  890 

,       Amsbeig                                 450  660  300  450 

«       Cns^ol  360  500  270  350 

,      Wifsbaden                              450  600  270  460 

«      Koblenz                                240  640  120  860 

,      Düss.  Idoff                            420  600  270  460 

Trier                                    480  600  m)  360 

^      Aachen                                 420  600  300  450 

Bftjern  rechtsrheinisch                         300  600  200  460 

linksrheinisch                          420  600  300  360 

Sachsen                                          360  670  240  440 

WfirUemberg  400  600  250  860 

Baden  :m  600  240  460 

He8s»^n                                               220  600  140  500 

beide  Mecklenburg                          325  640  240  300 

Oldenburg  360  600  240  480 

Blsais-Lothringen                         400  640  800  400 

bb)  Andere  Staaten:  Nach  der  m(>}irerwähnten  französischen  Agiaren^uttfl 
wen.         wurden  damals  als  dorchschnittlictie  Tagelöhne  ennitlelt: 

Männer  FrauoTi 

Winter-  Sommer-  Winter-  Si»uuuer- 

lllr  li&dliche  Arbeiter              lohn  lohn  lohn  lohn 

Fres.  Frot»  WMh 


Kost   1,08         1,82         0^  1,18 

ohne  Kost  1^5         2,77         1,14  1,78 

Als  dur(h'>(.linittlicb8  Jahreslöhiio  fiir  Dienstboten  -«Terden  bezeichnet  unrl  /wnr  für 
männliche  2^0 — 324  Frcs.,  für  Mafde  235  Frcs.,  während  freilich  gegendenwelüe 
fchon  nach  der  Enqufte  von  1879/80  bis  600  und  60O  Fres.  ftr  Knechte,  bis  860 
und  500  Frcs.  für  Mägde  zu  geben  waren,  vgl.  v.  Reitzenstein,  Agrarische  Zustände 
in  Frankreich,  1884,  S.  21  ff.).  —  Uebor  di"  T  (>huTPrbältni«so  der  ländlichen  Arbeiter 
in  Italien  siehe  den  AofBata:  Arbeiisiuhuu  vuu  bbrujavacca  im  Hdwb.  d.  St-W. 
Iii  Tenetion  als  dem  „Dir  Tagelöhner  ^jpischen  Lande**  werden  danach  ange- 
geben als  LohasitM  fllr  ffeindige  Winterarbdter  0^60—0^;  Ar  ttändige  Somner- 

*)  Die  tür  städtische  Verwaltungsbezirkt)  ermittelten  liubuiiatze  sind  in  der 
Bogel  uiborliciaichtigt  gebtioben. 
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arbeit<;r  1  ]  ^5  Lire  uebeD  Wuhuuug  uud  etwas  Laud ;  Hir  uuiktandige  Arbeiter 
1 — 1,50  Lire,  zur  Zeit  der  Hanptemte  wohl  ftticli  mekr  (bis  S  liie).  Ffir  di« 
Lombard«'!*  wird  das  (iesaiimitt  iukommcii  stündiger  Arbeiter  an  Geld  und  Xatu- 
ralirn  zu  Gf)(),  von  Stallkm  c  litrn  /u  'y'M,  für  Unters r1)«'it*>r  zn  'i'/)  T.irr  arürejrfben; 
bei  unütandigen  Arbeii»'rn  soll  tler  Jalire^ilolin  lur  Männer  4öU,  tur  Frauen 
200  Lire  nieht  flberscbreiteii. 

Ein  ürtbeil  über  die  dttrcb  die  jeweilige  Höbe  der  ArbeitalSbne  pnräbrieirtete 

Art  der  L«'bensbaltun^  lässt  sieb  aus  sokben  statistisebeu  Angaben  freilich  inv> 
InnfTf  uicbt  »'Dtnebmen,  als  nifht  atuh  zahlenmässig  drr  durchnittl  ich»'  T.f'h«»Ti>- 
bedarf  einer  Arbeiterfamilie  unter  Beriickiiicbtigujig  der  ürtlichen  i'rt-'U>e  für 
Wohottng,  Lebensmittel  nnd  sonstige  Bedürfnisse  rayerltoig  ennitteli  ist  (wie  dies 
z.  B.  der  bad.  Fabrikinspector  Wcirisb offer  in  der  Beila^  m  1889er  Jabres- 
bericlit:  Die  suciaU'  Lage  der  Cigarn'narbcitcr  in  Baden,  181XJ  und  in  der  Schritt: 
Dio  sociab"  Ln;;L  der  Fabrikarbeiter  in  Ma:iulij_im  etc.,  1891,  betreiffs  eines  Tbeils  der 
Fabrik- Arbeiterbe völkemng  —  vgl.  die  Abschnitte  VI  und  bczw.  VTI  dieser  ScbrÜten: 
„Iliinsliultungsbudgets  uud  physinb)f.ns<*lii'  Bilanzen,  8.  III  fF..  Iitzw.  23öff.  iu  mi:-"tfT 
gültiger  Weise  durcbgefalirt  liat);  und  maucbe  Anzeichen  üprevheu  dafür,  da^ 
gegendenweise,  lungeseben  auf  die  Wohnnngs-  nnd  Lebeasmlttelprdse  nngeacbirt 
des  beobachteten  Aasdehcns  der  Lohntititze  seit  Mitte  des  Jabrbtuiderta,  auch  beute 
noch  das  Kinkonimen  vieler  Arbeiterfamilien  überall  dann,  wonn  nicht  ei<rener  Bf^ts 
ergüuiieud  liiuzutritt,  „ziemlich  hart  an  das  zur  Deckung  eines  beschei- 
denen Lebensunterhalts  Erforderliche  streift"  (Nobbe,  a.  a.  O.,  S.  1€). 


Abschnitt  II. 

Staatliche  Maassnahmen  zar  LVsnng^  der  lindlieben 

Arbeitcrfhige. 

§  97.  Ermöglich un<2:  des  Gruudbositzerwerbs  durch 

läudiiche  Arbeiter^). 

1.  Kill  sichtsvolle  Betirtheiler  <lor  laiKllichon  Verhältnisse  haben 
länpst  erkanüt,  dass  ,, unter  den  ühenviegenden  Verhältnissen 
Deutschlands  die  ausscliliessliche  Haltung  von  Gesinde  <i<ler 
Ealbgesinde  (Hofleute,  Instleuto  etc.)  nicht  dazu  augethan  ist, 
den  landwirthschaftlichen  Arbeiter  auf  die  Dauer  zufrieden  in 
stellen*  £r  leidet  unter  der  Aussichtslosigkeit  seiner  Lage,  und 
Um  quält  das  bittere  Gefühl,  dass  er,  selbst  wenn  Sparsamkeit  ihn 
in  gflnstigere  Umstände  yersetste,  doch  sein  Leben  lang  dem  Druck 
vollster  Abhängkeit  unterworfen  bliebe,  eich  daher  nur  zu  einem 
gewissen  Grad  wirthschaftlicher  Selbstständigkeit  empomiarbeitra 
vermöchte.  Trotzdem  diese  Leute  in  mat»Mieller  Beziehung  meist 
nichts  weniger  als  ungünsticr  srestellt  sind,  gebricht  es  ihnen  an 
Zufriedenheit   Dem  ist  es  zuzuschreiben,  dass  olt  die  Küstigsten 

M  Tgl.  hienm  die  frflheren  Anifthntngen  auf  8. 1S4, 386  A,  sowie  in  $  SB  C 
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und  Tüchtigsten  derselben  sich  den  Gefabren  eines  unruhigen 
Lebens  im  öfteren  Wecbsel  der  Stellen  auasetzen  oder  noch  häufiger 
den  Versuch  machen,  durch  Auswanderung  ihrem  Leben  eine 
andere  Wendung  zu  geben.  Daraus  erkl&rt  sich,  dass  es  in  Gegen- 
den, wo  der  grössere  Theil  der  ländlichen  Bevölkerung  aus  Arbeiten 
der  oben  bezeichneten  Kategorie  besteht,  so  häutig  an  genügenden 
Arbeitskräften  gebrichf  (Settegast).  Die  aus  solchen  Wahr- 
nehmungen abgeleitete  KrktMintniss,  dass  mit  einem  tVoitMi,  d.  h. 
contractlicli  nicht  gebundenen  Arbeiterstand  den  landwiilhschaft- 
lichen  Unternebmern  besser  gedient  sei,  bricht  sich  mehr  und  mehr 
auch  unter  den  letzteren  selber  Balm,  zumal  da,  wo  der  Rechnungs- 
calcül  zeigt,  dass  eine  Verminderung  des  Gesindes  und  Halb- 
geeindes  und  deren  Ersatz  durch  freie  Arbeiter  auch  finanziell 
günstigere  Ergebnisse  liefert'). 

2.  Diese  Sätze  gelten  freilich  nur  dann,  wenn  der  freie 
Arbeiterstand  in  die  Lage  versetzt  ist,  ein  kleines  Grundeigenthum 
sich  zu  erwerben,  d.  h.  zur  Stellung  eines  „Arbeiterunter» 

')  Aehnlkli  Meritzen,  a.  a.  O.,  HI.  Bd.,  S.  434  ff. 

Verl.  liiorzu  am  h  v.  d.  flolt/.  'Die  ländliche  Arbtitt'rfra/t .  S.  3f)(T.  i.  wo 
d&raul  venvicsen  wird,  dm»  dorn  contractlicli  p'bundciien  Instmuna  der  Lohn  das 
ganxe  Jahr  hindurch  ausbe/ahlt  werden  muss,  während  der  freie  Arbeiter  bloss 
dann  Lohn  erhält,  wenn  seine  Arbeit  als  nothwendi^r  in  Anspruch  ffcnouimen  wird. 
Braucht  der  (lUtsberr  z.  B.  im  Jahre  21  (XX)  Männer- Arbeitstage,  davon  14 (XX) 
wäbreud  der  6  Pommer*  und  liJÜÜ  wüUrend  der  6  Wiutünuouate  und  leiület  die 
Familie  eines  Instmanns  jährlieh  700  Matinstag«,  so  mfisstpn  zur  Deckung  jener 
14000  Arbeitstage  zur  Sommerzeit  40  Familien  gehalten  werden,  welche  Jährliclt 
einen  Anfwniifl  von  40  >^  227  Thlr,  =  90H0  Thlr.  veranlassen,  während  die  Haltung^ 
freier  Arbeiter  tiir  14Ü0(J  Arbeitstage  im  Sommer  und  lür  7000  Arbeitstage  im 
Winter  nur  7800  Thlr.  erfordert,  d.  h.  mnd  1200  Thlr.  weniger,  t.  d.  Oolts  heM 
ber^•or,  dass  die  Xachtheile  dt-.  Ivistloutrvprhiiltnisses  für  den  flut-^lifmi  um  so 
grösser  sind,  je  ungünstiger  die  kümatischen  Verhältnisse,  je  länger  der  Winter, 
je  küraer  der  Sommer,  je  mehr  also  der  Bedarf  an  Uaudarbeit  auf  eine  kur^^e  Zeit 
des  Jalires  sich  zusammendrängt.  „Desshalb  sneht  man  attcli  die  Zahl  der  eigenen 
Arbeiferfamili*"!!  nirt^rlidist  y,n  btschränken;  man  verrif^litct  ii(ifh;r*(lninfr''n  nuf  die 
£uifiihnmg  oder  Ausdeimung  sonst  vorUieilhattcr  wirthscholtlicher  Uperatiouüu, 
wie  des  Anbans  von  Hackirucliten  nnd  Handebgewächsen ,  der  Stnnnierstall- 
lütternng  etc.  Aber  trotadem  kann  man  es  nicht  vermeiden.  dri>a  m  im  Sommer 
fast  nMerwärts  an  Menschenhänden  mangelt,  da»«  an«»  diesem  Grund  jcdrs  Jahr  ein 
Theil  der  Ernte  verloren  geht  oder  verdirbt  und  dass  anderscitü  im  Winter  über- 
nisrifr  viele  Kräfte  vorhanden  sind«  wdche  auf  Betchiftigriutg  warten  nnd  welcbe 
man  ans  Miiiit:»-!  an  lohnender  Arbeit  auf  eine  mehr  odf>r  wrniprf'r  nntzlnse  Weise 
in  Thutigkeit  zu  setzen  sich  gezwungen  sieht''.  Und  an  anderer  Stelle  iS.  89  ff.) 
wird  zum  Beleg  dieser  Angaben  darauf  verwiesen,  dass  in  Mecklenburg  in  einem 
ibudgen  Jalire  21000  Last  Korn  aus  Mangel  hu  Arbeitskräften  anf  dem  Felde  um- 
gekommen und  damit  ein  Kapital  von  3  Mill.  Thlr.  verloren  gep-nniren  sei:  nnd 
dass  im  Jahre  1067  der  eine  Kegieruugsbezirk  Königsberg  einen  Verlust  von  Körnern 
in  Folge  der  ünmSglieltlc^  reebtaeit^r  Bergung  im  Betrage  von  4 — 6  IBIL  Thlr. 
erlitt<'n  habe  und  dass  der  durchschnittliche  jährliche  Verlust  in  diesem  Bezirk 
in  Folge  des  durcli  di-u  \  rix  itermangel  veranlassten  mangelhaften  Emteverfahrens 
mindeiitenii  ','4  Mül.  Thlr,  betrage. 
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nehmers''  sich  emporzuarbeiten,  koinoi^wegs  aber  für  den  land- 
losen Arbeiter,  der  wegen  der  Unsicherheit  des  Verdienstes  ausser* 
halb  der  Hauptarbeitszeiten  der  Landwirthschaft  vielfach  noch  In 
einer  trostloseren  Lage  als  der  industrielle  Arbeiter  sich  be- 
finden und  fthnlich  wie  der  contraetUch  gebundene  landlose 
Arbeiter  die  Tugenden  der  Sparsamkeit  und  Wirthschaftlichkeit 
beim  Pehlen  jeder  Aussicht,  dereinst  in  eine  unabhängigere,  ge- 
sichertere KStellung  zu  gelangen,  selten  oder  nie  entwickeln  wird, 
(it'rado  umgekehrt  bei  dem  grundbesitzenden  Tagelöhner,  dem  ia 
der  kleinen  Scholle,  die  er  mit  seinen  Angehörigen  bebaut,  ein 
siclierer  Kückhalt  gegeben  ist  und  der  mit  der  Hoffnung  sich  trairen 
dart'^  dass  bei  Fleiss,  Nüchternheit  und  Entfaltung  häuslichen 
Sinns  sein  kleiner  Grundbesitz  sich  stetig  mehren  wird.   Die  Er- 
fahrungen der  Lftnder,  wo  die  Grundbesitzverfassung  dem  Erwerb 
des  Bodens  durch  kleine  Leute  keine  erheblichen  Schwierigkeiten 
in  den  Weg  stellt  und  desshalb  die  grosse  Mehnabl  der  landwiith- 
schafüichen  Tagelöhner  gleichzeitig  kleine  landwirthschafüiche 
Unternehmer  sind,  zeigt,  dass  das  ArbeitsbedtlTlDiss  der  grösseron 
landwirthschattlichen  Besitzungen  liier  viel  besser  und  wirksamer 
befriedigt  zu  werden  vermag,  als  in  den  Gegenden,  wo  ein  factisch 
oder  rechtlich  unveräusserlicher  (irossbesitz  sich  des  Instituts  der 
landlosen  Instleute  und  Tai^elolmcr  bedienen  nniss;  und  dass  die 
Befflrehtujig,  solche  „  Arbeiteruuternehmer  **  möchten  in  der  An- 
bietung ihrer  Arbeitskraft  für  Dritte  sich  spröde  zeigen»  im  Wesent- 
lichen unbegründet  ist.  Vielmehr  bietet  die  durch  ein  eigenes  Heim 
begründete  Sesshaftigkeit  dieser  kleinen  Leute  die  beste  Gewfthr 
f&r  eine  gewisse  Nachhaltigkeit  des  Arbeitsangebots  und  eher  ist 
die  andere  Besorgniss  begrfindet,  dass  der  Wettbewerb  derselben 
im  Aufsuchen  von  Arbeitsgelegenheit  zeitweise  eine  für  sie  selber 
ungflnstige  Gestaltung  der  Lohn?erhftltnis8e  im  Gefolge  liat.  Nicht 
minder  aber  muss  num  hn  Auge  behalten,  dass  die  grundbesitzen- 
den Landarbeiter  im  Allgemeinen  politisch  viel  zuverlässiger  und 
gesellschaftsfeindlichen  Bestrebungen  weitaus  unzugänglicher  sein 
werden,  als  die  tlnetnirende  Masse  landloser  Leute,  die  durch  eine 
mächtige  sociale  Ivlult  von  der  Klasse  der  Besitzenden  sich  ge- 
trennt sehen  und  daher  gleich  ihren  Bemfsgenossen  in  den  Städten 
den  socialdemokratischen  Verfülirungskflnsten  nur  zu  leicht  ver- 
fallen.  Nirgends  mehr  als  in  den  Beihen  solcher  £iementet  die 
selbst  keinen  Antheil  am  Taterlftndischen  Grund  imd  Boden  haben, 
müssen  die  Schlagworte  von  Aufhebung  des  Grundeigenthums 
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ztlndend  wirken;  und  die  beyorrechteten  grandberitzenden  ElaBsen 
in  denjenigen  Gegenden,  wo  Tradition  und  Torurtheil  seither  der 
AnsftBsigmacliung  kleiner  Leute  gngstlieli  widerstrebte,  werden  je 

läncrer  je  weniger  sich  der  Einsicht  verschliessen  können,  diLss  ihr 
eigener  Besitz  um  so  sicherer  für  die  Zukunft  gewährleistet  ist, 
eine  je  grössere  ^lunnichfaltigkeit  die  sociale  Stufenleiter  des  Grund- 
besitzes auf  dem  flachen  Lande  aufweist:  und  dass  je  vollkommener 
die  hestehende  gesellschaftliche  Ordnung  jedem,  auch  dem  Aermsten 
und  Kleinsten  einen  Antheil  an  der  Mutter  Erde  gewährleistet, 
mit  jedem  dieser  Antheilseigner  eine  weitere  treue  Stütze  eben 
dieser  Gesellschaftsordnung  gewonnen  wird.  Aus  allen  diesen 
GrOnden  steht  die  Arbeiterfrage  und  ihre  gedeihliche  Lösung  mit 
einer  weitausschauenden  Landpolitik  in  innigem  Zusammenhang 
und  die  in  Mherer  Zeit  so  sehr  beklagte  Mobilisinmg  des  Grund 
und  Bodens  gewinnt  in  der  Gegenwart  unter  dem  Hochdruck 
socialdemokratischer  Agitation  und  der  unternommenen  Propaganda 
fQr  die  Bewegung  auf  das  flache  Land  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung;  wie  aus  ehen  diesem  Grund  der  sog.  inneren  Coloni- 
sation  in  den  Gebieten  des  ausscliliesslichen  oder  vorwaltenden 
Grossgnindhesitzes  (§  89  ff.)  ein  thatkräftiger  Aufschwung  zu 
wünschen  bleibt.  Die  Einführung  des  Rentenprincips  durch 
die  Preussische  Gesetzgebung  der  Jahre  1890  und  1891,  dessen 
socialpolitische  Bedeutung  bereits  früher  gewürdigt  wurde  (§  91), 
ist  Tor  Allem  geeignet,  jene  Emporhebnng  des  Landarbeiters  zum 
Arbeiteruntemehmer  in  wirksamster  Weise  zu  f))rdem,  weil  im 
System  des  Bentenkaufs  auch  kapitalschwftcheren  Elementen  die 
Möglichkeit  des  Grundbesitzerwerbs  ohne  Inauhpruchnahme  des 
Bi)dencredits  ermöglicht  ist,  wie  dies  durch  die  Ergebnisse  des 
Alisiedlungswerks  in  Posen  und  Westpreussen  in  einer  Anzahl 
Fälle  in  schöner  Weise  bestätigt  wird. 

Aninerkiinfir'   a)  üeW  den  gfinstigen  Einfluss  d«r  AnilssigniMliung  von 

Tai^ell^hnmi  -wA'  (I  ti  Bomanialgütern  in  Mecklfuhiirpf  auf  Grand  eiiM  *^^  <;rn»^sh. 
Erlasses  vom  Iii.  Mai  1846  (Ueberlaasnng  von  Baugrand  \md  HoütuÜie  gegen  eine 
jährliche  Reco^itionsgebfihr  von  1  M.  75  Pf.  nnd  riner  FlAdie  Ackerfeld  gef^en 
mÄsüf^a  Pachtzins),  deren  Zabl  Yon  142  im  Jahre  1847  anf  2721  im  Jahre  1864 
sit'li  p'lioben  hat,  si<>h<-  die  Aen^iserung^  von  Schuhmncher-Zarchlin  bei  v.  d.  Goltz, 
a.  a<  0.,  S.  255:  „Die  Ansetzung  der  Häusler  ist  von  überaus  günstigem  Einfloss 
•nf  uuere  IMadlicben  Arbdüerverhiltnifse  gewesen.  Anfängliche  Befllrclitnngen^ 
dass  das  Domanium  durch  diese  Klasse  mit  Armenkassen -Benefizianten  beglückt 
würde,  haben  sich  nicht  btstätij:^  .  .  .  Die  Hänslerstellen  liefern  der  Hittfrschaft 
und  den  Pächtern  im  Domanio  eine  grosse  Anzahl  von  freien  Arbeitern  und  ausser- 
d«tt  werden  dmreh  die  MrbeitefiUdgen  Kinder  der  Häusler  die  grossen  Lücken  in 
der  Zahl  der  I>ipn';tbot<>n  fin  wenig  ausgefüllt. "  AehnUches  lTrth<?il  1  'i  Marcard 
(a.  tu  0.,  S.  237),  der  betont,  dass  ein  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern  im  Doma- 
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nitim  iiichf  In  i  Vdr^-^rtrt'frn  sei.  wälin  iid  ilt  r  ritterKcliaftlich«>  Ik*zirk  seil  .lalin  n  in 
sicigindor  l'rog^n  ssiun  an  diesem  Mangel  leidet  und  der  hervorhebt,  daä»  die  btodea 
Volkffidlhlun^ren  1867  und  1871  für  ersteres  eine  Abnahme  von  2843,  für  letztem 
aber  ^le  soU-h«'  von  .')H35  Köplen  •  r;;;ilH  m;  'Iuss  die  Zahl  der  Haashaltun^eB 
vnn  zwei  und  mvhr  l'»'rsone,n  in  derselben  Z(  it  sieh  im  DoniMiiinm  um  87S  ver- 
mehrt, iu  der  iütterschai't  um  976  vermindert  habeu;  endlich  ds^  zwischen 
1854. '71  ausgewandert  «ei:  ans  dem  Bomaniam  906  (1 :221);  ans  der  Ritteis^aft 
1768'  !  :82i;  und  d«T  daraus  mit  Keeht  die  SchluBslolgerunj;  zieht,  dass  ^um  ein«" 
Oejjend  dauernd  einen  Stamm  tiie!iti:ror  Arbeiter  zu  erhalten,  es  ktin  wirhtijrres 
Mittel  fj^vht,  aU  ilire  Ausiedelimg  zu  belordem**,  wobei  allerdings  ein«  üies««-  Alaa^ 
nähme  einleitende  staatliche  Interventiongpolitik  sehr  skeptisch  benrtbeUt  «Xfd 
(der  An1*s;i(/  sf.uiunt  ;itis  dem  .Talirr  IST;?,  veijrl.  die  Arim.  nrif  S.  520  uiitiT,  '.  ,K"i 
giebt",  sagt  Meitzen,  „keinen  billigeren,  besonneren  und  willigf^ren,  auch  keinen, 
durch  eigene  Erfahrung  besser  ausp'histeten  ländlichen  Arbeiter  (itlB  den  gnmd' 
angesessenen).  Er  ist  am  Orte  gebunden  und  auf  seine  Nachbam  ax^rewieMn« 
hat  an  seinem  Besitz  eine  HeiliiltV  und  mi  seinetn  Heimwesen  einen  Halt  für 
seine  Sittlichkeit  und  seine  hausvuterliche  PtUchtertiilluug;  er  dient,  aber  er  im 
ein  !Mann  in  der  Gemeinde  nnd  setzt  nicbt  leicht  deren  Achtong  aoTs  Spiel*. 
—  Zutreffende  Bemerkiiugen  hierüber  auch  durch  Scbnuiller  im  Pienssischen 
Land«'sok<»nomiecolleginm  iThiel  XX,  Erfr;i"7;r>tid.  III,  8.  ^6  ff.i  fremacht:  in*- 
besondere  Hinw<'is  aueli  daraul",  dass  in  handern,  wie  in  Ueut^ichland,  mit  freico 
p<^lisebeB  Zust^den,  nicht  mehr  anders  ansaakommen  ist  als  dass  man  die  XaU 
der  Bcsit/eTKb  1!  Iiis  ^s^lr  iiixr  die  Majorität  vermehrt.  Schon  der  ah«  Srharn- 
weber  habe  s.  Z.  daraut  hingewiesen,  dass  die  Rauememancipation  nur  die  Ilältte 
der  nötbigeu  Reform  sei,  dass  ebenso  wichtig  die  Schaffung  eines  beadtaendeo  Tage- 
Ii  ihuerstandes  sei;  eine  Agrarverfa4»gung,  die  ganz  besitslose  Tageldbaer  schaffi^, 
bringe  «rn^ssf  (Jefahren,  sei  nicht  ur>i  rifli(  h  i  ine  Vcrbr^penni'j"  gegen  di«-  Leib- 
eigeufichalt  des  vorigen  Jalu-himderts;  man  könne  sogar  behaupten,  sie  sei  oa^h 
einzelnen  Seiten  hin  sogar  eine  Terschlechternng  gegen  firülier. 

b)  l)em  Einwand,  dass  es  den  laudwirthschaftlichen  Tagebihnem  in  der  Kegi*l 
an  den  Mitteln  zum  Knv<  r!)  eines  kleinen  Grundeigeuthunis  ftdilei]  werde,  begegnet 
V,  d.  Goltz  a.  a.  0.  (S.  714,  iö;  mit  den  Worten  eines  englischen  Arbeiters,  Jer. 
Taylor,  eines  Agitators  für  die  Sacke  der  Land-  und  Baugesellscbaften  in  Gross* 
britannien,  die  so  treffend  sind,  dass  sie  auch  hier  Tlaty.  6nden  mögi-n :  .<;:^r  MrmrhiT 
meint:  ,,„«0  soll  es  herkununeu?  wie  soll  ich  wöchentlich  einen  Schilling  oder 
mehr  zurücklegen  und  nach  der  Vereinskasse  tragen"".  Da  giebt  es  zwei  Ant- 
worten, erstlich:  trage  den  Schilling  nicht  ins  Wnthshans;  »wciteus:  hänge  ihn 
nicht  an  Wi  iiisli  ntc  nnd  heirathe  nicht  eher,  als  \n>  du  ein  Mniiid-j.tück  und  ein 
Hauscheu  hast.  In  Birmingham  habeu  wir  in  einer  (leseibchalt  4UU  junge  LeolCf 
die  es  so  machen;  die  100,000  Pftind  Sterling,  die  dort,  die  Hillion,  die  in  fana 
England  in  s(dchen  Gesellschaften  st»M  kt.  ist  guten  Theils  an  Hier  und  Branntwein 
erspart.  Ifli  habe  schon  Manchem  durth  .  iii.  ii  Scherz  auf  den  recVitm  Weg^  ver- 
holfen:  -~l>u  hast  ein  Maass  Hier  bestellt,  mein  Junge'"''  —  sage  ich  —  --Do 
solltest  dir  lieber  eine  halbe  Rvthe  Land  bestdlen****.  —  Oder,  wenn  einer  sein 
Bier  hinunterschütU^t,  ati'j^c  irli:  ...,I>;i  ^^'■i  In  n  vier  Fuss  gute  Krde  bin"''.  l'nd 
dann  die  Erklärung,  die  manclipr  begreilt  und  .sich  zu  Herzen  nimmt,  von  dem 
man  es  nicht  glauben  sollte.  Kin  Mann,  dem  ich  so  zugesprochen,  sagte:  »,nun. 
bei  Gott,  dann  habe  ich  manch  schönes  Feld  hinutergeschlungcn,  ohne  es  je  zu 
besitzen**".  Und  jetzt  hat  er  sein  eigen  Gnmdstück  und  1!  •  vil«.  •  darauf.  Man 
hat  bereeUuet,  dass  die  Arbeiter  von  Uinuiughani  jährUch  lU^lGUU  Pfund  Sterling 
vertrinken;  rechnet  man  das  fiir  ein  Maischenalter,  so  könnte  man  die  halbe  Stadl 
dafiir  neu  bauen !  Ich  köunte  noch  gar  iriel  sagca,  aber  an  Worten  fehlt  es  nicht, 
und  was  Noth  thut,  sind  Xhaten/ 
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§  98.  Einfluss  der  socialen  und  landwirthscbaftlichen 
Gesetzgebung;  Wirken  von  Kirche  und  Schule. 

In  dieser  Beziehung  ist  namentlich  auf  folge  ade  Punkte  auf- 
merksam zu  machen: 

1.  Von  nicht  zu  unteiischätzouder  Bedcutuiin  für  daj>  Ziel, 
einen  zufriedenen  und  ebendesslialb  arlieitswilligon  und  aiibän^licht'ii 
Arbeiterstaiid  auf  dem  Lande  zu  scharten  und  zu  erhalten,  ist  die 
Ausdehnung  der  socialen  V  ersicherungsgosetzgebung 
über  den  Kr»'is  der  industriellen  Arbeiter  hinaus  auf  jene  der  erst- 
bezeicbneten  Art,  wie  sie  erstmals  in  Deutschland  durch  die  Reichs- 
gesetze yom  5.  Mai  1886,  betreffend  die  Unfall-  und  Eranken- 
Tersicherung  der  in  land-  und  forstwirthschafklichen  Betrieben  be- 
schäftigten Personen  und  vom  22.  Juni  1889,  betreffend  die  Inrali- 
ditftts-  und  AltersTersichemng  in*s  Werk  gesetzt  worden  ist  und  in 
einigen  anderen  Ländern  Nachahmung  gefunden  haben.  Denn 
durch  diese  grosse  Gesetzgebung,  auf  deren  Einzelheiten  in  diesem 
Zu^Janiinculiang  nicht  eingei^aniien  werden  kann,  ist  nunmehr  auch 
der  Landarlx'it^'r  V(ir  flcii  ^\'tM"llselfnl1en  des  Lebens,  wie  sie  durch 
Krankheit  und  durch  Uniällo  im  Betriebe  herbeigeführt  \v«m<I*m). 
leidlich  gesichert  und  des  drückenden  Uefühls,  im  Alter  oder  bei 
eingetretener  Arbeitsunfähigkeit  einer  demoralisirenden  und  nicht 
immer  ausreichend  geübten  Armenfürsorge  überantwortet  zu  sein, 
enthoben;  hat  aber  auch  der  kleine,  meist  nur  mit  mässigen  An- 
zahlungen erworbene  Grundbesitz  dieser  Leute  sehr  an  Festigkeit 
des  Bestandes  gewonnen,  weil  nun  auch  in  Zeiten  der  durch  Krank- 
heit oder  Unfall  herbeigeführten  zeitweisen  Arbeitsunfähigkeit  die 
seitherigen  Eiiiiiahnien,  welche  der  Verzinsung  und  TilguiiLr  «ler 
Kaufschuld  gewidmet  waren,  in  Folgt«  der  Auszahlung  des  Kranken- 
geldes oder  der  Unfall-  od(»r  hivalideur^^nte  nicht  gänzlieh  versiegen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  aus  demselben  Gruruie  die  Ver- 
sicherung gegen  Unfälle,  welche  die  fahrende  Habe  bedrohen 
(Vieh-,  Feuer-,  Hagelversicherung),  gerade  für  die  kleinsten  land- 
wirthscbaftlichen Unternehmer  besondere  Bedeutung  gewinnt,  weil 
diese  beim  Mangel  jeglichen  Betriebskapitals  und  bei  enggezogenem 
Credit  auch  kleinen  UnföUen  gegenüber  sehr  wenig  widerstands- 
fähig und  daher,  wenn  solche  eintreten,  immer  ?or  die  Gefahr 
gerückt  sind,  des  mühsam  in  langer  Zeit  erworbenen  Kleinbesitzes 
plötzlich  sich  beraubt  zu  sehen.    Daher  es  eine  wichtige  Aufgabe 


üiyiiizeü  by  Google 


574        Kap.  Y.  Die  Arbeit  im  laudw.  Betrieb  mid  die  Gesindepolitik. 


der  prakti-f  lion  Agrarpolitik  bleibt,  eine  solche  Organisation  des 
landwiribscbaftlieheii  Yemcherungsiresens  herbeizuführen,  welche 
gerade  auch  den  kleinsten  Leuten  die  Antheilnahme  ahne  allxu- 
Bchwere  finanzielle  Opfer  enndglieht,  wobei  auf  die  AusUlhnuigen 
in  Kapitel  VII  zu  Terweisen  ist  Und  ebenso  sollte  man  die 
Bdckwirkungeti  einer,  gerade  auch  den  Bedfirfnissen  dieses  Theils 
der  Laiulbevölkorung  angfpassten  Organisation  de8  Credits, 
zumal  im  Gebiete  des  Porsonalcredits,  und  einer  schonenden 
Goset?5gebung  über  das  Zwangsvollstreckimgswesen  nicht  imtor- 
seliätz«'n.  wenn  man  die  wirthschaftliche  nnd  sociale  Hebang  d^^s 
ländlichen  Arbeiterstand  es  ernsthaft  ins  Auge  fasst;  und  dah»'r  bei 
der  Ausgestaltung  der  betreflfenden  Rechtsgebiete  die  Verhältnisse, 
unter  denen  jener  lebt  und  wirtbschaftet,  ebenfalls  in  gebührende 
Bflcksicht  ziehen.  Wie  denn  die  durch  die  Besitsesungleichhdt 
an  sich  hervorgerufene  Schroffheit  des  Gegenllbeistehens  von  Reich 
und  Arm  und  die  naheliegenden  Empfindungen  des  Neides  und  der 
Missgunst  der  unteren  Klassen  gegen  die  oberen  gerade  auch  auf 
dem  flachen  Lande  am  wirksamsten  gemildert  werden,  wenn  die 
kleinen  Leute  L^reifbar  fühlen,  dass  alle  Maassnahmen  der  Staat^- 
fürsnriTP  zu  iuinstfMi  des  Grundbesitzes  nicht  bloss  den  Inhabern 
>t  |l(rstslan(liLi:»'r  Betriebe,  sondern  auch  den  auf  der  untersten  Süiftel 
des  Grundbesitzes  Angesessenen  thatsächlich  zu  Gute  kommen  und 
der  Mitberückäichtigung  auch  ihrer  Lage  entspningen  sind. 

2.  Wie  dies  von  jedem  Stande  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
gilt,  so  ist  auch  die  £mporhebung  des  ländlichen  Arbeiterstaades 
zu  grosserer  Leistungsfähigkeit,  zu  treuerer  Hingabe  an  den  Arbeits- 
herm,  zu  wirthschafUicherer  Lebensweise  und  zu  grosserer  Anhäng- 
lichkeit an  die  bestehenden  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bin- 
richtungen  wesentlich  mit  Ton  seinem  intellectuellen  und  sittlichen 
Fortschreiten  bedingt  imd  vielleicht  den  wirksamsten  Antheil  an 
Holcher  Eniporbebung  gebührt  daher  dem  Eintluss  von  Kirche 
und  Schule.  Je  roher  und  unwissender  die  Elemente  sind,  aus 
denen  sich  die  ländliche  Arlteitorbev^^lkerung  rekrutirt,  lun  s«^ 
schwerer  hält  es\  qualificirte  Arbeitsleistungen  von  ihnen  zu  er- 
halten, welche  doch  die  Vorbedingung  einer  einträglicheren  Wirth- 
schaftsweise  und  damit  für  die  Gewährung  höherer  Lohnsätze,  d.  h. 
der  Verbesserung  der  wirthschafUichen  Lage  der  Arbeiter  selber 
sind ') ;  je  mehr  es  ihnen  an  wahrer  innerlicher  Frömmigkeit  fehlt, 

')  Schmoller,  a.a.O.,  8.  174fr.,  wo  auf  den  iiamhafteu  Intcrschied  in  der 
ArbeitsleiBluiig  der  Arbeiter  im  ösUicheit  Deatschland  einei^,  im  mitfleren  imd  «esl> 
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um  60  schwerer  wird  es  ihnen  werden,  in  das  bescheidene  und 
arbeitsreiche  Loos  des  Dienenden  sich  zu  schicken  und  dem  ihnen 
Tom  Schicksal  zugewiesenen  Arbeitskreis  treu,  gewissenhaft  und 
sorglich  nachzukommen;  und  je  unwissender  und  ungläubiger  zu- 
gleich diese  Elemente  aufwachsen,  um  so  leichter  werden  sie  den 
verluhrt^riHclifMi  Lehren  ihr  Ohr  leihen,  welche  —  anknüpfend  an 
die  durch  die  geltciidc  Kcclits-  und  Wirthschaftsordnung  gegebenen 
Standef5-  und  Vennü<:ciisuntorschiede  und  zu  Neid  und  Hass  gegen 
die  an  Bildung  und  Besitz  Höherstehenden  aufreizend  —  den  Um- 
sturz des  Bestehenden  predigen  und  auf  den  Trümmern  der  jetzigen 
Gesellschaft  das  Gaukelbild  einer  künftigen  Ordnung  der  Dinge 
vormalen,  in  der  angeblieh  ein  gleiches  Maass  Ton  irdischer  Glftck- 
seligkeit  allen  Erdgeborenen  beschieden  ist,  gleichTiel  mit  welchem 
verschiedenen  Maass  von  Einsicht,  Geschick  und  Btlhrigkeit  die 
einzelnen  Glieder  dieser  neuen  Staatsordnung  ausgestattet  sind; 
um  80  misstrauischer  werden  sie  endlich  ^^egen  alle  auf  die  Ver- 
besserung ihii  i  Lairo  Lrerichteten  wolilmoinenden  Bestrebungen, 
gehen  sie  vom  Staat  ^  h  r  den  Arbeitshcrreu  aus,  sich  erweisen  und 
um  so  unzugänglicher  lür  Alles  und  Je<les  sein,  was  wahrliaftes 
Wohlwollen  und  fürsorgliche  Tinnlnahnu'  an  ihrem  Loos  ihnen 
entgegenbringt.  Ein  Vergleich  der  Mehrzahl  der  Gutstagelöhner 
der  östlichen  Provinzen  etwa  mit  jenen  im  mittleren  und  südlichen 
Deutschland  oder  ein  Vergleich  etwa  des  russischen  kleinen  Land- 
arbeiters mit  dem  firanzdsischen  ist  geeignet,  das  Gesagte  zu  be- 
stätigen. Daher  der  segensreiche  Einfluss  einer  mit  tflchtigen 
Kräften  ausgestatteten  Voiksschuloiganisation  in  den  Landgemeinden 
und  einer  Hand  in  Hand  mit  der  Volksschulthfttigkeit  gehenden, 
den  Geist  der  Versöhnung  und  der  Zufriedenheit  in  die  jungen 
Gemüther  pflanzenden  Seelsorirc  gerade  auch  auf  die  untersten  und 
ärmsiteu  ßo^tandtheile  des  Lai  d  »Iks  nicht  hoch  genug  veranschlagt 
werden  kann.  Je  weniger  ferner  innerhalb  dieser  Kreise  Zeit  und 
Fähigkeit  vorhanden  ist,  im  Hause  selbst  eine  erzieherische  Wirk- 
lichen Dentscliland  anderseits  Terwiesen  wird.  Und  Heitzen  bemerkt  (a.  a.  O. 
II.  Bd.,  S.  121'  sehr  treffend,  das.s  .zur  Beseitijnmir  der  Missstäiide  (des  Arbeiter- 
wewns)  vor  Allen  flio  Hebuniar  des  Artx  itcrs  seU)St  zn  erntreben  ist;  dass  es 
darauf  ankoinuit,  da»  höhere  .'>elbstbe\vusi>is«  in,  welches  Schule  und  Militärdienst 
und  der  Fortschritt  der  Zelt  flberhanpt  in  Uun  wachrufen,  sn  Terwerthen,  nicht 
herabzudrürkt  It.  dass  man  iricbt  meinen  kann,  ihn  durch  Heseitipuu}^  der  Aussiclitcn 
auf  erhebliche  Verbesserung  seines  Zustandes  zu  fesseln,  vielmehr  iieiue  Uoffnuugeu 
luid  jkngprüchc  als  Sporn  tteiner  Enerke  und  Sorß>lichkeit  ra  nfitsen  hat;  dass  er 
endlich  .  .  .  möglich.«)!  mit  Kentnissen  und  Fertit^keiten  und  richtigen  Anschauungen 
ül»er  seine  Lebenslage  auszustatten  ist'^,  wobei  auch  auf  die  späteren  AnsflUinuigen 
uuteu  (unter  §  102,  Ziller  2  and  §  103  ff.)  zu  verweüien  ist. 
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samkeit  zu  pflegen,  um  so  mehr  sind  Kirche  und  Schule  berufen, 
die  Keime  zu  leiten,  aus  denen  sich  die  Tugenden  eines  gattr 
erpebenen  zufriedenen  Sinns,  der  Bechtscbaffenheit  und  der  Wirth- 

schaftlieliki'it  entfalten  soUt  n.  Kiiu'  unentbehrliche  Beihilfe  hierzu 
wir<I  fr»'ilirli  iminpr  (h^  Vorbilil  sein,  welches  die  Arbeitsherren 
selber  L-^fluii,  und  mit  lU'chi  win!  betont,  da-s  man  ,,vmh  den  Ar- 
beitern keine  Pflichttreue,  Arbeitsamkeit,  Eiitlialtunir  von  Tnink 
und  anderen  Ausschweifungen  erwarten  darf,  wenn  jene  oder  ihre 
Unterbeamten  sich  derselben  Tugenden  nicht  ebenfalls  befleissigen 
oder  wenn  sie  sogar  ihre  Untergebenen  zu  den  entgegengesetzten 
Pehlem  und  Lastern  verleiten^*  (t.  d.  Goltz)  0* 


§  99.  Die  polizeiliche  Begelung  der  Arbeits- 
beziehungen-). 

1.  Die  eigenartigen  Beziehungen,  in  denen  speciell  das  Haus- 
gesinde zu  dem  Arbeitgeber  steht  (die  sich  durch  die  Aufnahme 

in  das  Haus  und  die  KiiiLiliederung  in  die  Familien-  und  Haus- 
ordnung, durch  die  VcrjiÜichtuug  zu  regelmässigem  Dienst  und 
ständiger  Anwesenheit  und  durch  ein  2t'W7s>5es  Verwach»»  ii  mit 
den  Interessen  des  Hauses  kennzeichnen),  liai)en  schon  s^hr  Irtilu^ 
dazu  geführt,  die  aus  diesem  YerhältnisB  beiderseitig  entspringen- 
den Obliegenheiten  polizeilich  zu  regeln  und  durch  Strafvorschrifton 

*)  Ji.  H.  (),,  S.  110;  v>(l,  aucli  (iio  Au8tuhnni;ri'u  rlcssclbt'ii  Vi-rfassefS  xt 
<li«'rt«'in  Tlu'il  <\vr  Fraj^e  auf  S.  9J  tl.  snwir  .auf  S.  238  ff.,  'v  -  i:  1  . -,oiul. n-  in  «mnz 
üütreßmder  Weise  au  die  werkt  ha  tige  Theilaakme  der  (itisiUt  liea  nicht  bloss  tUr 
die  religiflie,  aondern  gerade  auch  für  die  sociale  Hebung  der  ärmeren  VolkseleineDle 
appollirt  und  lM't^)nt  wird,  daSB  der  Erfoljf  der  ieelBOrgerliclM'n  Tliätijrkeit  von  dm 
Vpi*tr;utrn  f]i>r  (renu'indet»'Iiodor  zum  Geistlichen  panz  wesentlich  bedin>>:t  ist,  dh'^^'^  Vfr- 
fraiH  u  uiier  in  dem  wcrkthätigcu  Interesse  der  letzteren  an  der  wirtlischuliUciieii 
Lage  der  kleinen  Lente  wesentlich  vmrzelt.  «Leute,  welclw  bnngem  und  frier<r>u 
odrr  sicli  NnTi>t  in  rlrndcr  T.a;."'  fii'fiinlrii,  sitid  iii(  i>t  vollstrindip:  uuzucr^in;.'!!' Ii  tlir 
reLigiüseu  Zuspruch;  sie  verlanjfi«n,  nicht  mit  Unrecht,  dass  man  zunächst  ihrer 
drückend.steo  materiellen  Nothdurti  abheile .  .  .  Bei  ihnen  gilt,  sie  überhaupt  erst 
für  höht  rr  Interessen,  welche  fiber  die  Bedfirfiiisse  der  Nahrun;;:  und  Kleidung 
hinaijs^n  fir'ti.  zu  w  ium  n.  Hierzu  pebt  es  aber  keinen  anderen  oder  j»  di  nfülU 
keiueu  sicherem  NN  eg,  als  weun  man  zunächst  ihre  äussere  Lage  auf  jede  NVeise  zu 
erteiclitem  und  dadurch  den  Zn^^in^  zu  Öiren  Herzen  zn  gevnsmen  tucbt  .  .  .  .  & 
fr<!hürt  daher  recht  eigentlich  zu  dem  seelsor^erlichen  Beruf  der  Geistlichen,  da^s 
er  sich  mit  der  T,;ii:i  ilt  r  nrheifenden  Klasse  j^enau  vertraut  macht  und  au  aeiaeu 
Theil  zur  ilebung  derselben  beiträgt'',    (a.  u.  ().,  S.  2-11.) 

Vgl.  über  die  hier  einschlagenden  Fragen  auch  den  Aufsatz  von  Mareard 
(a.  a.  0.,  H.  22fi  tV.  und  die  daselbst  de  lege  ferenda  gemachten  Vorschläge;  femer 
T.  Schön ber^r.  in  dessen  Handb.  d.  p.  Oekonomie  (nPeradnliehe  DieoaÜet8tiiB^''\ 
IJ.  Bd..  181)1,  .S.  1032  ff. 
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Yorsorge  dagegen  tn  treffen,  dass  nicht  durch  einseitige  Yer- 
letzungen  dieser  Obliegenheiten  Schaden  fttr  den  anderen  Theil 
i'utstehe.  Freilich  liatteii  die  Gesinde-  oder  Dienstboten- 
ord nun  Gfpn  der  alt('r(Mi  Zoit,  entsprechend  der  die  damalige 
iU'seizgebung  holiorrselit'iiden  Gedankenrichtung,  vorwiegend  den 
Schutz  dor  Interessen  der  Herrscliaften  im  Auge,  wie  denn 
V.  Berg  mit  als  deren  Zweck  bezeichnet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
«8  nicht  an  gutem  Gesinde  fehle  und  das  Publikum  nicht  durch 
Qberspannte  unbillige  Forderungen  betrogen  werde  Daher  bei- 
spielsweise inhaltlieh  derselben  der  Uebergang  des  Gesindes  Yom 
Lande  in  die  Stadt  erschwert^  dieMinimaldauer  der  abzaschliessenden 
Verträge  bestimmt,  Lohntaxen  festgesetzt,  der  Vertragsbruch  ven 
Seiten  der  Dienstboten  unter  Strafe  gestellt  wurde  u.  a.  m.  Das 
neuere  geltende  Recht  hat  das  Fortbestehen  des  Bedürfnisses 
für  die  ötlentlich- rechtliche  Ausgestaltung  der  Beziehungen  des  Ge- 
sindes zu  dem  Arl)eitgel)er  anerkannt,  mit  Recht  aber  auch  den  privat- 
rechtlichen Charakter  des  l)ieristv<'rhältnisses  und  damit  die  Gleich- 
hf*it  der  contrahirenden  Theile  vor  dem  Gesetz  scharfer  zum  Ausdruck 
gebracht.  Wie  daiier  diese  neueren  Gesindeordnungen  einerseits  in 
Anlehnung  an  das  ältere  Recht  das  Verdingen  des  Dienstboten 
ohne  rechtzeitige  Aufkündigung  des  bisherigen  Dienstes;  das 
gleichzeitige  Verdingen  an  mehrere  Dienstherren;  den  verspäteten 
Eintritt  in  den  Dienst;  das  unbefngte  vorzeitige  Verlassen  des- 
selben; die  Verweigerung  der  Arbeit  an  Werktagen  sowie  der 
notbwendigen  Arbeiten  an  Sonn-  und  Feiertagen;  das  Herum- 
treiben während  der  Arbeitszeit  in  Wirthshäusem :  hartnäckigen 
Ungehorsam   und  Widerspeubü^keit   sowie  die   Verletzung  der 


V)  ^Dass  durch  die  M)in<!:(*l  und  Oebreclieii  des  Gesindewesens  die  bttasliche 
<>i(lnunjr  nicht  pestört,  der  Wolilstand  der  Bürger  niclit  untcrfn'aben,  der  hänslichp 
f  leisä  nicht  gehiudort  und  somit  die  reichhaltigste  iiuellc  des  öffentlichen  Wohl» 
staodet  nicht  Tentopfet,  folglich  eine  Reihe  gemeinschidlieher  üebel  |lfieklie1i  ver- 
hütet  wcrdi  n  —  datVir  S'or^'i'  zu  trag-en,  ist  PHirht  dt'r  Gcsindepolizei.  . . .  ^Die  Ge- 
sindepolizei  muss  vor  atlen  Diujj-i  n  dem  Maugel  an  gutem  Gesinde  vorzubeugen 
suchen.  Da  der  (iesindemangel  zu  übermässiger  Steigerung  des  Gesindelohns  hanpt- 
«ächlich  beitrii<rt  und  dadurch  das  Pabükttm  in  Q^ahr  geaetst  wird,  durch  übet" 
sjprinnfo.  Tinbillijri'  Fordi-run^'t'n  betro;r'^n  r.n  worden:  so  muss  schon  dif  Eieren - 
th ums-i;>icherheitspolizei  (!)  dafür  äorge  tragen«  dass  es  so  wenig  als  möglich 
an  Leuten  fehle,  die  cnm  Dienen  gesehidti  und  willig  sind.**  Und  an  einer  anderen 
Stelle:  ^Gcj^tm  ungehorsames, nftChlifldgei,  onordeotliches  Gesinde  muss  fiir  schleuuige 
und  dnrrhr^Ti  iffMiflt'  Mittel  gesorgt  werden  .  .  .  Das  Verhältniss  /wisrlu'n  Dienst- 
berrschalt  und  (iesiude  erfordert  ein  freilich  nicht  unbescliräukU  h  Zuch  ti^'uugs- 
recht  der  ertteren,  welches  auch  tehon  in  der  Natur  der  häuslichen  Gestdlschaft 
gegründet  zu  sein  scheint  (!)."  (r.  Berg,  Hdb.  dee  deutschen  Polisteirechta,  Xti02, 
II.  Thl.,  S.  •iH2,  268  u.  281.) 

Bachenb«rgftr ,  A.,  Agrwr^oUtik.  I.  37 
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schuldigen  Achtung  gegen  den  Dienstheim;  das  Verlassen  der 
Wohnung  zur  Nachtzeit  etc.  unter  Strafe  gestellt,  ja  selbst  das 
zwangsweise  Zurftckbringen  der  Dienstboten  in  den  Dienst  Tor- 
gesehen  haben  (Bayrisches  Folizeistrafgesetz  Ton  1871;  ftbnliche 

Strafvorschriften  in  der  Prewss.  Gesindeordnung  vom  8.  Not.  1810 
und  dem  Gesetz  vom  Ji.  April  1854  sowie  in  der  Hessischen 
Gesindeordnunsr  vom  28.  April  1877),  so  siiul  sio  aiidorseit«  durch 
entsprechende  Strat-  brzw.  Sehadonserj^atzbestiminuiiiron  «Iruii  au'  ii 
bemüht,  den  Dienstboten  selber  irt'ucii  uncrobülirlichf  Behaiidhmg 
von  Seiten  des  Dienstlierrn  oder  gegen  unbefugte  Entlassung 
vor  Beendigung  der  Dienstzeit  zu  schützen.  Und  wie  femer  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Dienstherrschaft  inhaltlich  dieser 
Oesindeordnungen  die  Befugniss  hat,  den  Dienstboten  ohne  Auf- 
kfindigung  sofort  zu  entlassen  (im  Fall  erwiesener  Unfähigkeit  fttr 
den  Dienst«  wegen  Untreue,  bartnftckigen  Ungehorsams,  unsitt- 
lichen Verhaltens  etc.),  so  ist  auch  dem  Gesinde  durch  neuerliche 
Ordnungen  das  gleiche  Recht  der  sofortigen  Lösung  des  Dienst^ 
Verhältnisses  in  bestimmten  Fällen  eingeräumt,  /.  B.  wenn  die 
Dienstherrschaft,  den  Dienstboten  misshandelt,  ihm  üusittlicheg 
ansinnt,  dt-ii  schuldigen  Lolni  vorenthält,  den  nötlÜL^'n  I  jitfrluilt 
verweigert  und  überhaupt  Anfordeningen  stollt.  welch.'  mit  den 
übliclien  oder  vereinbarten,  aus  dem  Gesinde verliältniss  sich  er- 
gebenden Anfordeningen  nicht  vereinbarlich  erscheinen. 

Bei  dieser  Art  der  Kegeiung  iät  die  Gesetzgebung  Ton  dem 
Gedanken  beherrscht,  dass  dem  Dienstbotenverhftltniss  ein  sitt- 
licher Charakter  innewohne,  welcher  es  von  dem  einfachen  Arbeits- 
verträge wesentlich  unterscheide,  indem  es  gewisse  Verpflichtungen 
beiden  Theilen  auferlege :  dem  Dienstherm,  dass  er  fflr  das  geistige 
und  leibliche  Wohl  der  Dienstboten  zu  sormMi.  dem  letzteren,  dass 
er  über  die  Erfüllung  der  übernommenen  Aibeitsverptiichtungen 
biiiaus  Treue  und  Anliänsrlichkeit  an  das  Hans,  dessen  Genosse  »»r 
geworden  ist,  zu  betbätigen  habe:  und  dass  in  dieser  ethiselieii 
Seite  des  Dienstbotenvertrags  jene  envftbnten,  jenseits  des  reinen 
rrivatrecbtsverbältnisses  liegenden  iresetzlichen  Bestimmunc^eu  ihre 
innerliche  Begründung  finden.  Auch  macht  man  geltend,  dass  die 
Dienstboten  meist  in  einem  Alter  stehen,  in  welchem,  ähnlich  wie  bei 
den  Lehrlingen,  eine  Gewalt  der  Herrschaft  und  Polizei  Uber  sie 
als  Ersatz  der  fehlenden  elterlichen  Aufsicht  gerechtfertigt  sei  und 
weiterhin,  dass  Vertragsbrache  gerade  des  ländlichen  Gesindes 
unter  Umständen  so  grosse  Nachtheile  im  Gefolge  haben  kOnnen» 
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dass  lu  ljeii  (li'iii  iiitoresse  der  Arbeitgeber  auch  das  der  Gesanunt- 
heit  gefölirdet  erscheine. 

Nur  sehr  vereinzelt  hat  die  noiiere  Gesetzirobuiiü:  das  Dienst- 
botenwesen  aiissfliliosslich  nach  den  p  r  i  v  a  t  r  p  c  Ii  1 1  i  c  Ii  c  n  G  r  u  n  d- 
sätzenderDienstmiethe  Ix^liaudelt,  desshalb  von  polizeilicheu 
Bestrafungen  im  Fall  der  Verletzung  des  Vertrags  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  abgesehen  und  die  aus  solchen  Verfehlungen 
etwa  geltend  zu  machenden  Ersatzansprüche  auf  den  Civilrechts- 
weg  verwiesen.  (So  in  Frankreich,  wo  das  Dienstbotenwesen 
lediglich  unter  dem  Code  dvil  steht,  und  in  Baden,  wo  das  die 
allgemeine  G^esindeordnung  vom  15.  April  1809  aufhebende  Gesetz 
vom  3.  Februar  1868  von  der  Anwendung  äusserer  Zwangsmittel 
zur  Erlull Liiig  der  Dienstbotenpflichten  obent'alls  Umgang  genommen 
hat.)  Mit  Recht  kann  man  indess  goircn  diese  Or  iimng  geltend 
machen,  dass  sio  in  allen  Fällen  vorkomiinn  der  Dionstverletzunsren 
die  Eechtslage  zu  Ungunsten  der  Dienstherrschaft  und  zu  Gunsten 
des  Gesindes  in  unbilliger  Weise  verschoben  habe,  da  das  letztere 
in  allen  Fallen  einen  ihm  zukommenden  Schadenersatzanspruch 
gegenüber  dem  Dienstherm  wird  erstreiten  können,  während  dieser 
bei  der  in  der  Bogel  vorhandenen  Yermögenslosigkeit  des  Gesindes 
auf  die  Anstrengung  einer  Civilklage  meist  wird  verzichten  mflssen, 
so  dass  selbst  Mvolste  Vertragsverletzungen  ungesflhnt  bleiben 
und  der  Sinn  itlr  treue  Erfüllung  der  Dienstpflichten  leicht  Schaden 
nehmen  kann.  In  dieser  möglichen  Gefahr  einer  Demoralisirung 
des  Gesindes  durch  eine  rein  civilrechtliche  Ordnung  des  Dienst^ 
botenverhältnisses  liegt  die  Bochtfertigung  der  Aufrechterbaltung 
hezw.  der  Neueinführung  puiizeilicher  Strafmittel;  wobei  deren 
Wirksamkeit  erheblich  gewr>nne,  wenn  nicht  bloss  der  contract- 
brüchige  Dienstbote  selber,  sondern  auch  der  einen  solchen  wissent- 
lich in  Dienst  nehmende  dritte  Arbeitgeber  sich  straffällig  machte ; 
und  wenn  zur  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen  Dienstherr- 
schaft und  Gesinde  ein  rasches,  thunlich  vor  der  Ortspolizeibehdrde 
sich  abwickelndes  Bechtsverfahren  für  zulässig  erkl&rt  wUrde'). 

2.  Sehr  viel  bestrittener  als  die  Frage  einer  von  jxdizeilichen 
Gesichtspunkten  getragenen  Ordnung  des  Dieusiboteuwesens  ist 


'  V*  r;,'-leiche  zu  obip-en  Anslülming"eu  den  rommisfirni-bfiii lit  des  Freiln'rrn 
V.  Küdt-Coil«uberg  an  diel.  Kammer  der  Bad.  Laadstäud^  tieilage  Nu.  202  von 
1889/90.  Eine  fiberrichtliche  DuvteUimg  d«r  »Geiiiidepolizei'^  in  DeutsehlaDd  giebt 
L.  J0II7  in  Stengers  Wörterbuch  d.  deutschen  Yervrftlttingsi  <  <  hts.  -  In  üeber- 
treibnngen,  wie  so  häufig,  ergeht  sich  A.  Menger,  wenn  er  l,Das  bür^^t  rliche  Becht 
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•die  Anwendung  von  polizeilichen  Strafmitteln  in  den 
Verhältnissen  des  ländlichen  Arbei^ebers  zu  den  contncüich  ein- 
gestellten freien  Arbeitern*);  wie  denn  diese  letztere  Frage 
flberhaupt  erst  in  neuerer  Zeit  eine  brennendere  geworden  Ist,  seit 

FreizUgigkeit,  billige  Communicationsniittel  und  der  stets  starke 

Bedarf  riiu  Ii  läiidlicbpii  Arbeitskralten  in  Folge  der  Eutvölkerung 
des  flachen  Laii*l»'.s.  namentlich  in  den  Gegenden  des  r,roöSgruDd- 
beBitzos,  eine  LuMinL'^  der  einL'^ogangenen  Arbeitsbcziehunsren  d-MU 
ArlM'itrr  ohne  Naclithoil  für  ihn  selbst  so  sehr  orb-iclitert  haben. 
Im  Allgemeinen  wird  zu  sorgen  sein,  dass  wenn  überhaupt  t^ine 
Bestrafung  des  böswilligen  Gontractbruchs  aua  Grün- 

tiTid  die  besitzlosen  Klasst  n.  in  Braun's  Archiv,  II.  Bd.,  S.  451  ff.'  mdrit,  dhss  ^.da» 
Kingreifen  des  .Staate  iu  diu»  Dienstverliiiltniss,  Damentlicli  auf  dem  Gebiet  des  Ge- 
sinderechte ,  die  einseitige  Begünsttifoii^  der  bedtaeDden  Kluaea  besweckt*^  oder 
dass  Vorschriften,  wjp  din  im  Text  erwähnten,  von  d»  r  VoraussetzunjT  anstringfiu 
ndeiM  die  besitaloseu  V'oUcsklaasen  der  höheren  Bevölkerungsschichteu  von  vume- 
faereia  m  Odionam  und  ünterwfirfiirkeit  yerpfliehtel  sind** ;  oder  daas  „kone  BndMi- 
niin^  in  nnterer  bürgerlichen  Gesellschaft  sich  so  sehr  der  Sklaverei  (l)  und  der 
Lfihei o-fun.ichaft  (I)  nührrc  als  das  Gosindfvtn'hältniss"  (a.  a.  O.,  S.  463y:  Menger't 
Aiistühningeu  lassen  iast  den  iSchiuss  zu,  dass  er  dem  Arbeitnehmer  durch  die  von 
ihm  angestrebte  f,Beform  des  Dienstverhällaiisses*'  wesentlich  nur  Becbte^  dem  AthA- 
<:f\>eT  wesentlich  nur  Pflicliti  n  aiiffrlt'«r<'ii  wolle,  ddcli  dio  soithi^rige  Entuii 
liing  der  Dinge,  gerade  aul  dem  tlachen  Laude,  aber  auch  iu  den  «Städten  den 
Arbeitgeber  so  oft  zum  willenlosen  Werkzeug  der  Launen  des  Gesindes  macht  und 
die  Ansprüche  des  Gesindes  nicht  selten  bis  zur  frivolen  Begehrlichkeit  sich  SteigerSL 
Die  Fn  iziifi^keit,  die  Miigliclikeif  raschestcü  M'cr  liscls  in  (U-r  Dienstlri^fnnjr.  unter 
ümstuiiiien  also  auch  vom  ländlichen  in  stadtit»che  oder  industrielle  Dieoststellan^, 
sorgt,  aocb  ohne  posUiTe  QeietsesTorschrifleii,  scliim  inr  Oenfige  dafftr,  daas  St 
berechtigten  Anaprüdie  des  ländlichen  Arbeiters  oder  der  häuslichen  Dienstboten  auf 
die  Dauer  nicht  zu  Schaden  kommen.  Beachtenswerth  dürfte  nur  drr  eine  Vor- 
schlag Mengcr's  sein,  dass  wenn  nach  dem  Dienstvertra^  dem  Arb«^iler  KosL, 
Wohoong  und  Bekleidung  zu  gewähren  sind,  ^eselben  yon  den  Diaurtfaerren  in 
einer  Weise  zu  Icisftii  sind,  dass  dadtircli  dio  persönlirben  Güter  des  Arbeitern 
(Leben,  Gesundheit,  Arbeitskraft^  Ehre,  Sittlichkeit)  nicht  verletzt  werden,  obschon 
die  Fälle,  dasn  in  di(;ser  Besiehnng  die  IMenstherrschaften  sich  schwere  Tersänm* 
nisse  zu  .Sebalden  kommen  lassen,  in  den  mitteleuropäischen  Cultnrstaaten  äoA 
wohl  zu  deu  Ausnalimen  zahlen  wonlen. 

')  Vgl.  hiencu  auch  die  Gutachten:  „Ueber  Bestral'ung  des  Arbeitsvertrags- 
bmchs^  von  Knaner,  G.  Boscher,  ScbrooUer,  Brandes,  Brentano  n.  1874  (Sdmflai 
des  V.  f.  S..  \o.  VII)  und  den  Aufsatz:  „Arbeitsvertragshmch**  von  R.  Löninj: 
i.  Hdwb.  d.  St.  W.,  der  mit  Rorbt  dpti  «rnmdsät'/lirhcn  rntor^chii^d  betont,  der 
zwischen  dem  Vertragsbruch  de»  Arbeiiejij  und  di-s  Arbi  ilgebcra  bej.ieLt;  dciri  steht 
nicht  ein  blosser  Keehtsverzng,  sondern  ein  dauerndes,  an  sich  nicht  wieder  zu  bf^ 
8eiti£reride>  T'nrecht  in  Frage,  hier  (beim  Arboitjr'ber^.  wo  die  Vertragspflicht  nicht 
auf  Zulassung  zu  gewissen  Arbeiten,  sondern  nur  auf  gewisse  Gegenleistungen 
(LobnsaUnngen)  gerichtet  ist,  besteht  die  Vertragsverletanmg  in  der  Nichttthltm^  oder 
nicht  rechtzeitigen  Zahlung  d*  s  Lohns  und  nur  auf  die  Herbeifültruug  dieser  ZaU* 
pflicbt  kfinn  daher  die  Vertragspflicht  gpri<  litet  sein.  Löning  folgert  darans.  dts« 
für  eine  criminelle  Ahndung  des  Vertragsbruchs  von  Seiten  des  Arbeitgebers,  da 
das  Unrecht  ledigliek  in  «fam  Yenmg  besteht,  ein  Ranm  nicht  sei  «ine  Am^^W, 
die  juristisch  kaum  anfechtbar  und  jre;r<  n  die  mir  da';  Eine  ein?.ii\vi>nd<'n  ist,  dav« 
eine  einseitige  Bestrafung  des  Contractbruchs  ivon  .Seiten  der  Arbeiter*  dem  Gesetz 
in  Terschftrftem  Maasse  deu  Charakter  ciues  „Kla^engesctzes''  aufprag^en  müsste. 
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den  des  Offentlicheii  Interesses  tOx  angemessen  erachtet  werden 
sollte,  diese  Ordnung  gegenüber  allen,  also  auch  gegenflber  den 

industriellen  Arbeitern  Platz  greifen  mü8ste^),  da  eine  ausnahms- 
weise Behandlung  der  laiidlicbcn  Arbeiter  deren  ohiunlies  beklagte 
Abströiiiun^  in  die  Stätten  industrieller  Tliätigkeit  nur  fördern 
mu^;>te:  dass  aber  unter  allen  Lmständen  sehr  trewichtige  öffent- 
liche Interessen  in's  Feld  müssen  gefübrt  werden  können,  wenn 
die  widerrechtliche  Lösung  eines  reinen  i^rivatrechtsverhältnisses 
dor  Sühne  durch  das  Strafgesetz  unterliesren  soll.  Nun  kann,  was  das 
iandwirthscbaftUehe  Gewerbe  anlangt»  die  plötzliche  Unterbrechung 
bestimmter  Arbeiten  (Bestellungs-  und  Emtearbeiten)  sehr  leicht 
die  Ergebnisse  eines  ganzen  Jahres  in  Frage  stellen;  es  sind 
also  bei  einer  hfiufigen  Wiederkehr  von  Contraetbrflchen  möglicher» 
weise  grosse  volkswirthschafüiche  Werthe  der  Yemichtung  preis- 
gegeben, mithin  nicht  nur  die  Vermögensinteressen  der  Arbeit- 
geber, sondern  auch  gewichtige  Interessen  der  Volkbwiilhscbalt 
als  solcher  gefährdet.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass.  in 
viel  höherem  Maass  als  der  Industrielle,  der  Landwirth  anf  die 
genaue  Einhaltung  bestimmter,  den  Jahreszeiten  sich  anpassender 
Abschnitte  seiner  productiven  Th&tigkeit  angewiesen  ist,  die 
nicht  willkürlich  sich  verlegen  lassen  und  dass  das  Gelingen 
des  Froductionsprocesses  von  der  Beachtung  dieser  gegebenen 
Reihenfolge  der  landwirthschafUichen  Einzelveniehtungen  wesent- 
lich abhangt.  IHe  Hintanhaltung  von  Yorgängen,  welche  diesen 
regelmässigen  Gang  der  Production  hemmen,  darf  aber  wohl  als 
eine  Sache  von  solcher  Wichtigkeit  angesehen  werden,  dass  auch 
aussergewöhnliche  Mittel  zur  Erreichung  des  Zwecks  nicht  grund- 
sätzlich verwerflich  erscheinen.  Hat  daher  in  einem  Land  unter 
der  Arbeiterschaft  (b'r  Sinn  für  Kecht  und  gewissenhafte  Beachtung 
eingegangener  Verträge  weithin  Noth  gelitten:  sind  dolose  Con- 
tractbrüche  nicht  bloss  etwa  vereinz(dte  Vorgänge,  sondern  so 
häufig  auftretend,  dass  sie  als  eine  „öffentliche  Calamität*'  und 
gegen  dasEechtsgefühl  imVolk  verstossend  empfunden  werden;  wird 
etwa  gar  von  Seiten  gesellschaftsfeindlicher  Parteien  als  eines  der 
Mittel  der  Bekämpfung  der  besitsenden  Elemente  die  Aufreizung  zu 
Contractbrüchen  planmässig  betrieben,  so  wird  man,  zumal  bei  der 
Aussichtslosigkeit  der  Verfolgung  der  Ansprache  der  Arbeitgeber 
auf  dem  Civilrechtsweg,  einer  criminellen  Ahndung  der  Contractu 
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brflche  ziistimmen  kennen,  aber  gut  daran  ihuiu  kdne  alkugrossen 
Hofnungea  an  diesen  BepressiTact  tu  knüpfent  da  derselbe  aebr 
vohl  die  Folge  haben  kann,  dass  die  Arbeiter  ee  abiebnen,  auf 

irg"*»nd  löng-ere  Zeit  contractiiche  Verpfliehtunireii  überhaupt  noch 
einzugehen.  .I»'<l.'iil',ills  wäre  es  verfeklt.  w^^nii  mau  die  LÄ^sung 
der  län<llii  lMMi  Arl'»'it*'rtr.i2"f\  d.  h.  die  Eihaltunir  «nit^r  Arl»t*it^ 
bt'zit'liiniL'^»'!!  im  luU'r«- ui in störten  Betriebs  wesentlich  v.ni  «it^ui 
Stralgesetzbüch  erwarten  wollte.  Im  Uebrigen  erfordert  dif  au?- 
gleicbende  Gerechtigkeit  auch  hier,  dass  neben  dpn  contract- 
brflchigen  Arbeiter  auch  der  zum  Contractbruch  verleitende  oder 
den  contFactbrdcbigen  Arbeiter  wissentUeh  einstellende  dritte 
Arbeitgeber  sowie  sonstige  zum  Contractbruch  gewerbsmftssig  yer- 
leitende  Personen  (Makler)  für  strafißlllig  erklärt  werden.  Ans- 
sichts-  und  wirkungsvoller  übrigens  als  eine  criminelle  Bestrafung 
des  Contractbruchs  durften  Vorschriften  sein,  durch  die  den  Ver- 
waltungs  -  (Polizei -)  Behörden  eine  vorläufige  Entscheidung  über 
gewisse  aus  dum  Arbeit^jverhältnisse  entspringende  Streitig- 
k<Mti'ri  zwischen  Arbeitgebern  und  ArbeitnehDunn  fiberwies»^n  wird 
mit  dör  BefTipnüse»,  dieaelb»»  :5»*iort  in  Vollzug  zu  setzoii :  wi»»  audt*r- 
seits  das  lb'<r«'hren  begründet  erscheint,  dass  für  dirji'niizeii  Ent- 
schädigung s  fordern  ngen,  die  dem  Arbeitgeber  gegen  den  Arbeiter 
aus  dem  Contractbruch  des  letzteren  erwachsen,  die  Beschlag- 
nahme des  Lohns  (in  Abweichung  Yon  den  Yorschrifben  des 
D.  Beichsgesetzes  t.  21.  Juni  1869)  oder  besser  noch  die  Ein- 
behaltung des  Lohns  bis  zu  einem  procentualen  Satz  oder  fBr 
eine  bestimmte  Zeitdauer  bis  zur  Erfüllung  des  Contractea  durch 
den  Arbeiter  bei  vorher  erfolgter  Abmachung  gestattet  sei 

AoBierkniiiir.  a)  Zwei  im  Jahre  1873  beim  D.  Reichstag  eingebrachten  Gaatt»* 

PTTtwflrfn,  wplclie  StrafhostimmuTiErcn  ühor  tlon  rontractbrucli  inrlit  bloss  gegfnüHfT 
den  gewerblichen,  sundem  auch  gegenüber  den  land-  und  iurstwirihachahlichen 
Arbaitern  yorsaheo«  liiid  ergebnisslos  Terblieben.  AnBchlieaaeiicl  an  die  vom  Yereia 
für  Social  Politik  erhobenen  olxn  citirten  Idferate  hatte  die  Jahresvereammlimg  dea 
Vereins  (Kisenach,  October  1874)  die  Contractbnichfrapr  itn  Sinne  crimineMpT 
Ahndung  b^aht,  wogegen  damals  der  Deutacho  Landwirthächattsratb  UH74  und 
1876)  an  diaser  Frage  in  seiner  Mehrheit  nodi  «Ine  ablehnende  8telltui|f  «fnnahia, 
diese  aber  inzwischen  iuif;r»-r<  ben  hat,  indem  derselbe  im  Jahre  1891  (Archiv  für 
Iti^l,  S.  411  ff.)  sich  dafür  aussprach,  dafss  ^(\cr  bö^^^villit,'e  Contractbruoh  sowie 
die  Verl  ei  tuug  J5U  demselben  (wegen  der  Ausbildung  des  Agent€nwfefjeu>  ^  straf- 
rechtlich zu  verfolgen  und  mit  augemeaaenen  Strafen  zu  bedrohen  isf*.  ilieferenten: 
V.  Köder  und  Biirstenbinder).  Letzterer  jlnnlite  betonen  zn  sollon.  dass  .die 
Bestrafung  des  dolosen  Contractbruchs  das  Coirelat  i&r  die  Gesetze  über  Freizügig- 
kflit,  Paaslodirkeit  nnd  Ooalationafreiheit  der  Arbeiter  ist*^,  wobei  er  auf  daa  dvch 
V.  Wächter  im  Jahre  1876  in  dieser  Frage  ab<;egebene  Rechtsg-utachten  hinwies,  ia 
welchem  es  heisst:  .Strafo  ist  zulässig  nnd  geboten,  sobald  ein  bejranjrenes  Curw-ht 
derart  ist,  dass  lur  liekiimptuug  des  widerrechtlichen  Willen»  des  i^choldigen  tmd 
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zur  Sanction  der  besteheuden  Reclitsorduung  und  ssur  Genugtlinung  för  das  Terlelita 

R»n  lit  der  blosse  civilrechtliche  Erntattunp-s-  und  Ersatz^wang  nicht  ausreicht  .  .  . 
X>it*  Arbeiter  geniessen  jetzt  mit  vollem  iieclii  eiue  sehr  ausgedehnte  Preiheit  .  .  . 
vaan  fo  entsehiedener  aber  mnss  Missbräachen  dieser  Pr^eil  entgegengetreton  werden. 
Ein  sclnvoror  '>nssl)rau(  h  :»ber  ist  der  willkiirlirhe  Bruch  des  geschlossenen  Arbeits- 
vertrags, der  gerade  bei  jener  Freiheit  für  die  öffeutliche  Ordnung  besonders  ee» 
fäbrUch  ist" 

b)  Eine  polixeilicbe  Bestraftoiff  des  böswilligen  Contractbruchs  besteht  in 
Prenssen  und  zwar  nicht  hV>«  _'<Mren über  dem  eigeutlic  lun  Gesinde  i fü  siiul«'- 
ordnun^  vom  8.  November  1810;,  »»oudt^ni  auch  inhaltlich  des,  allerdings  nur  aul' 
die  älteren  Provinzen  ndt  Ansnalune  ron  HohenzoUem  sieb  erstreckenden  Gesetzes 
vom  24.  April  1854  gegenüber  ländlichen  Arbeitern  (Instleutc,  herrschaftliche  Tage- 
löhner, Einlieger,  Kathenleute,  ferner  Handarbeiter,  die  sich  zu  bestimmten  land- 
luid  forstwirthschaftlichen  Arbeiten  verdungen  haben);  und  ähnliche  Vorschriften 
^Iten  anch  fBr  Schleswig-Holstein  ((lest  t/  vom  6.  Februar  187B)  und  für  Hessen* 
Nassau  »(losetz  rnm  27.  Juni  188f»l  »If^s^leichen  fiir  irannover  ' I>ionstbotennrdnnng 
vom  ö.  August  1844,  V.  St.  G.  B.  Ib47ji  ferner  in  Bayern  (P,  St.  G.  B.  von  1861 
und  Novelle  von  1871)  gegenüber  den  «nf  längere  Zeit  in  Bescbiftigung  ge- 
n<»mmenen  Tagelöhnern;  endlich  in  Meckleuburg-Scbwerin  (Terordnniig  Tom 
15.  Juli  18S5\  Diese  Vor;«rhrifren  sind  aber  meist  nicht  nur  wegen  des  p-eringen 
Strafinaasses,  das  sie  androhen  wenig  wirksam,  sondern  auch  desshalb,  weil  sie 
beim  YerzieheD  der  Arbeiter  in  andere  Staaten  oder  StaatsgebietetheOe  und  solange 
eine  Rechtshilfeverpflichtung  für  Fällt  dit  st  i  Art  nicht  besteht,  ihre  Wirksamkeit 
versri^rPit;  so  da??«!  eine  rr i chsges elz  liehe  Urdmini;  der  ^fatf ric  im  Fall  d»-!- Bi-jahiing 
<itr  Frage  der  .Strat'baikeit  des  Contractbruch  an/.nstrebeu  wäre.  Ogi.  iiieruber 
auch  die  im  Archiv  d.  D.  Landwii  thsrhaftsraths  tiir  1892,  S.  XXXII  nütgetliellte 
Eingabe  dos  PräsidiumB  an  den  deutschen  Bundesrath  in  dieser  Sache.) 

c)  Ks  darf  übrigens  nicht  unbetont  bleiben,  dass  die  Contraifbruchfrage 
iuuerhaib  der  Arbeitgeberkreise  selber  noch  immer  conirovers  ist  und  dass 
in  der  landwirtbsebaftlicben  Fachpresse  poliseUiche  Zwangsmaawregeln  gegenüber 
den  ländlichen  ArbeitiTn  mt-lirfach  auch  jetzt  noch  diirrhans  abflilHi,' bcnrtlicilt  werden. 
^AUe  diese  Maassregeln  werden  gerade  das  Gegentheil  von  dem  bewirken,  was  sie 
sollen,  den  Arbeiter  nicht  an  das  Land  fesseln,  sondern  ihn  forttreiben,  den  Gegensats 
«wischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  verschärfen"  (Gedanken  zur  Arbeiterfrage  auf 
dem  Lande  in  No.  11  von  Mr>-f  r's  Imuhv.  rinschau.  18'M  Aehnliche  Stellungs- 
nabme  zur  Frage  der  Bestrafung  det>  Cuntractbruchs  bei  Ivrämer,  a.  a.  0.,  S.  289; 
sowie  in  dem  Art.  von  K.  Schneider  in  No.  84  C  der  landw.  Presse  von  1891, 
-Mvnn  schon  von  Let:etC'rem  grundsätzlich  die  Zulässigkeit  der  criminellen  Ahndung 
f\<-<  böswilligen  ContractbriK  hs  citifrwiumt  wird,  sofern  ein  erhebliches  volkswirth- 
schafllicbes  iBedürfniss,  nämlich  die  FemhaUuug  grosser  wirthschaftlicher  Schäden, 
nachgewiesen  werden  kann;  wobei  in  Anlehnung  an  das  englische  Recht  eine  Be- 
strafung nur  auf  Antrag  und  mir  dann  gefordert  wird,  wenn  der  Vertragsbrüchige 
^wusste  oder  den  Umständen  na<;li  wissen  musste,  dass  er  den  anderen  Theil  in 
seinem  Lebensunterhalt  (als  Arbeiter)  oder  in  seinem  Gosch&ftsbeh^eb  (als  Arbeit- 
geber) voraussichtlich  in  erheblicher  Weise  schädigen  würde",  unerheblichere  Fälle 
des  Vertragsbruchs  aber  straflos  zu  bleiben  hätten.  —  Und  Meitzen  (a.  a.  0., 
IL  Bd.,  S.  121)  meint:  „Alle  Mittel,  welche  die  Gesetzgebung  darbietet,  sind  sehr 
schwach,  nm  ein  gutes  YerhUtniss  swischen  den  Dienstherrsehaften  nnd  den  Dienen» 
den  zu  sichern.  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  der  Dienst-  oder  Gesindevertrap  sich 
dtirrh  keinerlei  ♦resetzliche  Bestimmunnren  vsm  einem  ersichtlichen  Mangel  an  Er- 
zwingbarkeit  befreien  lässt  .  .  .  Der  Zwang  zur  ErlÜllung  kann  selten  zum  Ziel, 
viel  leichter  aber  zn  grSsseren  Belästigungen  und  Beschädigungen  der  Dienstherren 
fri  rrii.  Ebenso  wird  da,  wo  nicht  der  richtige  Takt  der  Herrschaft  nnd  das  ei;»ene 
Ehrgefühl  und  der  Wunsch  getreuer  und  förderlicher  FAichterfüUung  die  üandlungs« 
weise  des  Dienenden  bestianmen,  die  Aussicht  anf  Poliaeistrafen  so  wenig  als 
die  Möglichkeit  körperlicher  Zfichtigiing  das  Verbältniss  zu  einem  nntsbringvnden 
und  erträglichen  gestalten'*. 

dl  Im  Bereich  der  gewerblichen  Arbeiter  ist  mittlerweile  durch  die  Novelle 
zu  der  i).  Gewerbeordnung  (v.  1.  Juni  1891;  §  119  a  und  §  124  b)  die  Znlftssigkeit 
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vf,ri  T,  oh  11  *■  i  II !)  »•  Ii  ;i  1 1  n  npen  iiimI  <l<r  An«prnch  auf  Em -i  )i.iih';:t:TT  u  .iTich 
ohne  Nachweisi  des  Schadens  gesetzlich  anerkaont,  mxi  weicher  Art  \om. 
B«gelnng  weoigsteDS  den  gröbsten  AtuschrettongeB  auch  im  Berekk  der  laadtr. 
Arbeiter  wohl  m  steuern  wire^ 


§  iUO.  luterlocale  Arbeiterpolitik. 

1.  Wt'iiii  ilif  Arbeitornoth  auf  dom  flachen  L«ind«"  zu  einem 
guten  Theil  aut  den  wachsenden  Draiiir  nach  den  Städten  7iin5ck- 
zuführea  igt,  wenn  ferner  diese  Abwandenmg,  abgesehen  von  den 
Schädieruncren  dea  landwirthschaftlichen  Gewerbes,  auch  in  sonstiger 
Hinsicht  beklagenswerthe  Zustände  geschaifen  hat  —  Anhäufung 
eines  massenhaften  Industarieproletariats  in  den  grossen  Sammel- 
punkten des  Verkehrs  mit  den  daraus  entspringenden  wirthschaft- 
lichen,  socialen  und  sittlichen  Gefahren  — ^  so  wftre  es  doch  un- 
richtig, aus  dieser  nicht  immer  durch  gerechtfeiügte  wirthschaftltche 
Beweggründe  hervorgerufenen  BeTölkerungsverschiebung  die  Be- 
rechtigung zu  weiter  gehenden  E  i  n  s  c  h  r  ä  ii  k  li  u  g  e  u  der  Nieder- 
1  assun  gsfrei  h  ei  t  und  Frrizilgigkeit.  als  das  geltende 
Recht  bie  kennt,  ableiten  zu  wollen:  das  Mittel,  j«MU'n  Wander- 
strom einzudämmen,  kann  vielmehr  nur  in  solchen  Veranstnltuntren 
gesucht  werden,  die  darauf  ])erec]met  sind,  den  auf  Handarbeit 
angewiesenen  Thoilen  der  Bevölkening  des  flachen  Landes  eine 
solche  Verwerthung  ihrer  Arbeitskraft  in  der  Landwirthschaft  su 
er(yffnen,  die  ihnen  den  Verbleib  in  derselben  wünschenawerth  er- 
scheinen lassen;  wobei  theils  auf  das  oben  über  die  Emporliebung 
der  Landarbeiter  zu  Arbeitenmtemehmem  Bemerkte  (|  97),  theils 
auf  die  späteren  Ausführungen  über  die  richtigen  Gestaltungen  der 
persönlichen  Beziehungen  des  Arbeitgebers  zu  den  Arbcitnehraem 
(8  102)  zu  vorwi'ison  ist.  Auch  beachtet  eine  auf  die  grundsätz- 
liche Einschränkung  des  Freizügigkeitsrechts  gerielitnte  Bewesiing 
zu  wenig,  dass  zahllose  Landgemeinden  für  die  iiachwacli^iendo 
jüngere  Generation  die  Gelegenheit  zu  orfolgreiehor  und  lohnender 
Arbeitsbethätigimg  nicht  oder  nicht  in  genügendem  Maasse  dar- 
bieten, eine  Wegwanderung  eines  Theils  dieser  Elemente  daher 
für  die  hierher  zählenden  Landgemeinden  geradezu  eine  Lebens- 
frage bildet;  und  dass  es  Formen  des  landwirthschaCIichen  Betriebs 
giebt,  die  auf  die  periodische  Heranziehung  von  Arbeitskrftften 
ohne  schwere  Schädigungen  schwerlich  rerzichten  können.  Unter 
allen  Umstünden  würde  in  einer  Zeit  der  wachsenden  Versch&rftmg 
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der  socialen  Oegensfttze  und  der  zunehmenden  Yerbittemng  der 
arbeitenden  Slassen  eine  Gesetzgebung,  die  diese  des  Mittels 
berauben  wollten,  ihre  Arbeitskraft  nach  freiem  Ermessen  zu  ver- 
werthen,  schwerlieh  geeignet  sein,  den  sociiih'ii  Frieden  zu  fördern, 
da  sie  in  derenAugen  nicht  anlires  als  eine  im  Interesse  der  Besitzen- 
flon  c!:eleor<*ne  Action,  d.  h.  als  ein  Klns^jonfifesetz  unschönster  Art 
sicii  darstellen  infisste.  Man  muss  auel»  mit  der  Thatsache  rechnen, 
dass  die  in  einzelneu  Staatsgebieten  zu  beobachtende  Entvölkerung 
des  flachen  Landes  und  die  dadurch  für  den  Landwirthschafts- 
betiieb  geschaffene  Schwierigkeit  in  der  Arbeitsbeschaffung  mit 
der  stOrmischen  Entwicklung  der  industriellen  Thfttigkeit  in  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  wie  Wirkung  tmd  Ursache 
zusammenhängt  und  dass,  wenn  erst  einmal  der  Strom  des  indu- 
striellen Lebens  wieder  in  ruhigere  Bahnen  eingelenkt  haben  wird, 
jener  Wegwandemng  dann  von  gelber  Schranken  gezogen  sind. 

2.  Kann  sonach  eine  Rede  nicht  wohl  davon  sein,  der  Arbeiter- 
iiotli  ;inf  dem  T>an<1e  durch  pin  irirendwip  gestaltetes  Zurückgreifen 
auf  frühere  gesetzliche  Einsehränkungen  der  wirthschaftliehea  Be- 
wegungsfreiheit von  Ort  zu  Ort  innerhalb  eines  und  desselben 
Staats-(Reichs-)gebiets  abzuhelfen,  so  liegt  auch  offenkundig  eine 
der  Quellen  des  Missbehagens  für  das  flache  Land  und  nicht  die 
gerinste  weniger  in  dem  zeitweise  starken  Abströmen  eines  Theils 
der  Bevölkerung,  als  darin,  dass  die  Ordnung  der  Fflr sorge- 
und  Untersttltzungspflieht  für  die  Weggezogenen  keineswegs 
überall  eine  glflckliche  ist,  insofern  auch  dann,  wenn  jedes  wirth- 
schaftlicheBand  zwischen  ihnen  und  der  Qeburt8-(Heimath-)gemeinde 
längst  zu  bestehen  aufgehört  hat,  gleichwohl  weitgehende  Unter- 
stützungsverpflichtungen ilefi  letzteren  angesoinien  wer<ien.  Die  in 
diesen  l'mstünden  möglicherweise  begründete  Härte  drückpnder  Be- 
lastung der  Landgemeinden  durch  die  ihnen  aulerlegie  Armenfür- 
sorgepflicht  für  die  auf^serhalb  derselben  dem  wirthschaftlichen  lüiin 
Verfallenen  ist  es,  die  vor  Allem  eine  Abhilfe  erheischt,  d.  Ii.  es  sollte, 
wo  sie  länderweise  zu  Tage  tritt,  eine  an  der  weite  Verth  eilung 
der  Armenlast  im  Sinne  ausgleichender  Gerechtigkeit,  thunlich 
also  in  der  Richtung  der  Bildung  grosser  ArmenTorbände  oder  der 
üebemahme  eines  Theils  des  Armenaufwands  auf  die  Allgemeinheit, 
in  Aussicht  genommen  werden;  während  an  dem  Grundsatz  der  Frei-' 
zUgigkeit  nicht  gerflttelt,  wohl  aber  auf  dem  Weg  einer  die  grössere 
Stetigkeit  des  Erwerbslebens  verbürgenden  planvollen  Wirthschafts- 
politik  die  wünscheiiswerthe  grössere  Sesshaitigkeit  der  Bevölkerung 
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auf  inittelt>arorn  Wege  zu  fördern  gesucht  werden  sollte.    Und  es 
darf  in  dieser  Beziehung  wohl  betont  werden,  dass  wenn  man  mit 
Becht  die  wachsende  Unruhe  in  der  BerMkerungsbewegung  Tom 
flachen  Lande  in  die  Städte  als  eine  beklagenswerthe  Erscheinung 
erachtet,  eine  Richtung  der  Wirthschaftspolitik  Ton  selbst  sieh 
verbicton  sollte,  die  dem  landwirthschafklichen  Gewerbe  die  Erwerhs- 
bf?dinLniii^eii  und  damit  die  ZaliiuDL'^  au>k'"tuiiiilich«'r.  thni  in  der 
Induslrip  irl*»irhk<"»?njii('iitliT  Lrdino  erschwert,  al^o  den  A^st^onl  in 
die  IndustriiM  i'iit  rtMi  uiitl  die  iniLresundt' Ausdehnung  der  industriellen 
Thütigkeiten  begünstigt  mit  dem   unausbleiblieljen  «ieiolge  von 
periodischen  Kückschlägen  und  abermaliger  Häufung  des  >ta<itischea 
Proletariats;  wobei  auf  die  frflberen  Betrachtungen  über  die  völlige 
Preisgabe  der  landwirthschafklichen  Interessen  in  Grossbritannien 
und  die  daraus  erwachsenen  tmerwflnschten  Folgen  (S.  23  unten 
und  S.  24;  S.  169;  S.  182)  Yerwiesen  werden  darf;  eine  Betrachtung, 
die  gerade  wieder  vom  Standpimkte  der  unteren  Yolksklasaen  aus 
eine  den  agricolen  Interessen  wohlwollende  Wirthschaftspolitik 
auch  als  im  allgemeinen  Staatsinteresse  gelegen  erscheinen  lässt 
und  diejenigen  ins  Unrecht  versetzt,  in  deren  Augen  eine  solche 
Politik  als  eine  un irerechtfertigte  BegQnstigung  einseitiger  Klassen- 
(Grundbesitz-jintereaseu  sich  darstellt 

Autnerkuug.    a)  Auf  eine  nähere  grundsätzliche  Erörterung  der  Frageu  de» 
Niederluflangs«  tind  des  Freizfigig'kdtsrachts  sowie  der  damit  im  Zttssmnieiüuuif 

stehenden  Kraj^en  des  Keehts  di  r  Klu  srhliessonp  war  zu  verzichten,  nachdem  diese 
3laterifn  in  der  „ Grundlegung^"  durch  A.  Wagner  bereits  in  erschöpfendster 
Weise  ))ehandelt  worden  sind  (siehe  dessen  Ausführungen  über  die  socialen  Fn-i- 
heitsrechtc  im  Allgemeinen  in  den  §§  224  ff.  und  über  daa  Zoifrecht  insbesondere 
in  den  234  ff.);  es  konnte  vielmehr  triMiii-rt  ii,  die  Stelliintr  zu  betonen,  dir  >i(h 
vom  Gesichtspunkt  agrarischer  Interessen  aus  ergiebt.  Auch  Wagner  hc^ 
gegen  directe  Erschwerungen  des  Prindps  der  Ereisfigigkeit,  «omni  das  Maass  tob 
Beschri&uklingen  des  älteren  Zug-  und  Niederlassnngsrechts  bei  den  heutigen  Com- 
municationsmitteln  einfa«  h  nicht  mehr  aufrechtzuerhalten  gewesen  wäre  (ebenda  ^S2;Wi. 
grosse  Bedenken,  wenn  schon  „die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Bewegung  deä 
Wirtlischafkslebens  verhiUigniBflyolI  eingreift  ,  und  erblickt  die  Lösung  mehr  ia 
indirecten  Erschwerungen,  «Ii»-  ^'Vw  Kiiifiiliniiiir  oiiirs  TTcmmiiTiirsrvids  in  dt^n 
Mechanismus  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  (iang  der  speculativen  Froduction, 
bedeuten",  also  vor  Allem  in  der  weiteren  Ausdehnung  des  gemeinwirtlischafUicheo 
Systems,  sowie  in  der  Erschwerung  der  Speculation  und  der  Ausbentnn^  der  Von- 
juncturen  durth  «itio  rirhti;:»'  Organisation  dt.s  Ofdit-  und  Bankwe.sens,  vor  Allen 
aber  durch  eine  iiegelung  dos  Armeuwesens  im  8inn  der  Abnahme  der  ArmenLass 
von  den  Gemeinden,  weil  und  solange  diesen  jede  jBlnwirkuug  auf  das  ihnen  m 
Last  fallende  Individuum  fehle,  und  dnrch  üeberwälzung  derselben  auf  die  .Schultem 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  '  Hüt'skassenwesen  mit  Kassenzwang\  d  U.  auf  diejenigen, 
%velche  ^zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individuellen  Mtnuing  nach  vor- 
handenen Vort heile  TOn  der  Frdaflgigfceit  haben**  [ebenda  §244  ff.). 

b^  Für  Diutschland  kommen  für  die  vorH('*ri'iide  Materie  die  (Jpsetze  v  -m 
1.  Nov.  18(57  über  die  Freizügigkeit,  vom  4.  Mai  1868  Uber  die  Aufhebung  der 
poüaalllehen  BesehrKnkuug  der  EheschUesümf  qimL  yvm  6.  Juni  1870  über  Mm 
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Untent9tzuiigi»wo1uisitE  in  Betradht,  welch'  letzteres  die  wetentlichen  YonchriftMi 
der  prenssischen  G^setzgebunir  von  1842  in  sich  aufgfeuommcn  hatte;  won-p^r^n 
Bayern  seine  Gesetzgebung  Uber  Heimaths-  und  XiederlassungsverMltniitse  ^eiu- 
gchUeMÜch  gewisser  Be8clir&iikiiiig«ti  des  Yerelielicliiiiigsrechto),  W10  Aber  Aniieii> 
pflege  beibehalten  hat  (Gos.  tzt'  vom  16.  April  1868  und  29.  April  1869),  und  in 
Elsass-Lothriii '/»' M  udiIi  dii-  altere  französigidr  «M  setzgebuug  in  Wirksamkeit 
besteht.  Währeud  uuu  d-AS  Charalcteristische  des  Iruiier  m  den  meisten  deutschen 
Staatmi  in  Geltung  gewesenen  Systems  daiin  sn  finden  ist,  dan  nur  die  Heimath - 
•ronn'inde,  d.  h.  die,  in  lU-r  der  ]5«*(liirfti;^e  diinh  (Jcbiirt,  Verehpliclunitr  oder  aus- 
drückliche Aufnalune  Ueimathreeht«  hat,  zur  Anueuunterstützung  verbunden  ist,  ferner 
dass  die  ursprüngliche  Heimath  nur  durch  Erv^erb  des  Heimaths  rechts  in  einer  anderen 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  verloren  gehen  kann  und 
dass  Personen,  deren  Hcimathsort  sich  nicht  cnnittrlii  lässit.  durch  di»^  Staatsbehörde 
irgend  einer  Gemeinde  als  heimathsbcreehligt  Uberwiesen  werden,  wird  inhaltlich  des 
^Itenden  Rechts  über  den  ühterattttzungswohnsilx  die  ÜnterstatKungsptiicht  der 
(  n  iiit'inde  abhängig  gemacht  von  dem  auf  eine  gewisse  Dauer  {2  Jahr)  sich  er- 
streckenden Aufenthalt  nach  zurückgelegtem  24.  Lebensjahr,  und  dor  T'ntpr??tiit7.ungs- 
woliusitz  geht  verloren  nicht  bloss  durch  Enverb  eines  anderen,  suudem  auch  durch 
«wegfthrige  nnunterbrochene  Abwesenheit  nach  «urftckgelegtem  24.  Lebensjahr;  so 
d&as  es  Pfrsonen  trcben  kann,  die  iibt-rliaupt  keiuen  T'nterstützungswohnsitz  haben, 
und  somit  für  die  Armenpflege  dieser  Personen  (der  sog.  Landarmen)  iu  besonderer 
Weise  zu  sorgen  ist  (Landarmenverbände).  —  Hit  Recht  wandte  man  g^'  j^'en  diese 
Ordnung  des  Armt  invi  scns  ein,  dass  dessen  Grundgedanke:  die  Pflieht  zur  Armen« 
unterstiitzun<r  solle  ein  Aequivalont  sein  für  die  wirtlischaftlichen  Vortheile,  die  der 
Verarmte  dem  Verbände  zur  Zeit  seiner  Arbeitsfähigkeit  gewährt  habe,  ein  ver» 
fehlter  ist,  da  nswischen  einem  Anfenthalt  Ton  3  Jahren  und  einer  zdtlich  un- 
begrenzten ruterstützuugspflicht  kein  Verhältniss  der  Aequivalenz  besteht"  (Löning); 
ferner  dass  das  Institut  der  LandRrmen,  die  von  einer  Gemeinde  zxx  anderen  fort- 
ge^h(»ben  worden,  auf  die  besseren  Elemente  demoralisireud  wirke,  diu  .schlechteren 
Elemente  aber  geradessn  der  Landstreicherei  cntgegenführe;  dass  aber  überhaupt  im 
Sv!;tem  des  (ier^etzes  die  nnschönsten  Praktiken  der  Gemeinden  und  Einzelner  ge- 
zeitigt worden  sind:  Versagung  der  Wohnung,  Kündigung  des  Dienstes,  scheinbares 
Verlassen  des  Dienstes,  um  die  Fristnnterbrechiing  herbeizuführen,  Attfiiahme  illoyaler 
Gedinge  in  die  Pachtverträge  (z.  B.  dass  der  Pächter  Dienstboten  oidlk  Itoger  als 
23  Mniiate  im  Dienst  behalten  dürfe  etc.);  dass  dieses  scharfsinnig  ausgebildete 
Unwesen  des  Abschiebens  die  „Landarbeiterfabrikation'  geradezu  gross- 
gezogen habe;  dass  also  desshalb  ferade  avch  die  Frsisugigkeit  selber  Noth 
leide,  weil  durch  das  ^reitende  Redit  das  Misstrauen  der  Armen  verbände,  der 
grösste  Feind  der  i!reizUgi;.'keit ,  geschallen  worden  sei.  —  Vom  specifischen  land- 
wirthschaft liehen  Standpunkte  aus  wird  seit  Jahren,  namentlich  seitens  der 
östlichen  Provinaen,  im  Hinblick  auf  die  hier  zu  beobachtende  besonders  starke 
Abwandemn'^  von  Personen  sehr  j  u  jre n d  1  i ch e n  Alters,  der  Bejrimi  der  Fristen 
zum  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützuugswohusitzgesetzes  (24.  Lebensjahr)  be- 
mängelt, weil  au  einer  ungerechtfertigten  Belastung  der  ursprünglichen  Heimath- 
geraeinde  innerhalb  dieser  Zeit  führend,  da  diese  zur  Fürsorge  für  die  im  jugend- 
lichen Alter  Verzogenen  bis  /u  deren  vollendetem  26.  Lebensjahr  verpflichtet  bleibt 
und  es  wird  daher  vor  Allem  eine  angemessene  V^erkürzung  der  Frist  zum  Erwerb 
und  Verlust  des  ÜnterstfitsongswohiMitzes  und  eine  Herabsetaun^  des  Lebens- 
alters,  mit  welclu-m  die  Frist  beginnt,  erstrebt,  während  freilich  iu  den  Kreisen 
der  süddeutschen  Landwirthschaft  sieh  vielfach  auch  entgegengesetzte  Strömungen 
bemerklich  machen.  —  Angefügt  sei,  dass,  vrie  in  Bayern,  so  auch  in  Oester- 
reich, noch  das  System  der  Heimat  Ii  ;^meinde  mit  unbedingter  Unterstützungspflicht 
{,'ilt  fits.  V.  3.  Dec.  1863);  dass  in  Frankreich  zwar  in  jeder  Gemeinde  Annen- 
austalten  (^Uureaux  de  bieniaisance)  zu  errichten  sind,  eine  unbedingte  Unterstützungs- 
pflicht aber  nicht  besteht,  mit  Ausnahme  der  Verwaisten  oder  der  von  ihren  Eltern 
verlassenen  Kinder;  und  dass  in  England  (Gesetzgebung  von  1834)  grundsät/dicli 
Verarmte  in  Werkhäusern  (mit  Arbeitszwaugs)  zu  verpflefren  sind,  an  welchem 
Grundsatz  treilich  niemals  streng  festgehalten  zu  werden  vermochte. 

c)  Ueber  die  in  Deutschland  sich  geltend  machenden  Strömungen  ist  ins» 
besondere  auf  die  neuerlichen  Vwhandluiigen  im  Pteuss.  LandesttkonoaiiecoUeginm 
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v<ini  10.,  15.  Nov.  1890  und  \m  Diutschrri  Landwirthschaftsrath  1892  (Archiv  1?^92. 
8.  58U  ff.)  au  verweisen  mit  dem  eingehenden,  durch  »orfaltige  statistische  Nach- 
weise beleg^ten  Referat  von  v.  Below-Saleske,  der  die  Uuthuulichkeit  der  Rück- 
kehr zum  alten  Heimuthrecht  jj^erade  Tom  Standpunkt  der  Landgemeinden  ans 
betonte  im  fiepeusatz  zu  den  CVirrffprontcii  von  v.  O i  li  1  s(  hlUgel  und  v,  Hornstein, 
welch'  letzterer  übrigens  mit  Kecht  eine  Abschwächun;:  der  dem  geltenden  Recht 
entspringenden  Mängel  von  der  soeinlen  Tersicheru n  ^sgesetzgebung  erwartet 
—  Eine  gute  Orientirung  über  das  „Für  und  Wider**  des  geltenden  Recht  giebt 
M ü n .ster bprp" ,  I>ie  deutschf  Armenfrcietzgobung  und  das  Mnterial  zu  ihrer  Kefornt, 
1887;  vgl.  leruer  den  bei  der  Js  jeder  Schrift  mit  benutzten  Auisalz  von  Louiug: 
T, Annen wesen"  in  8ch&nberg*fl  Hdb.  der  polit.  0.,  m.  Bd.,  1881,  8.  963  IL;  etteada 
(wie  nach  bei  A.  Wagner,  a.  a*  O.)  eingehende  Idteratomachwciae. 

2.  Warnl  er  arbeitet  insbesondere.  Eine  za  gewissen 
Jahreszeiten  tTtolironde  Wegwandeniii'j-  von  Arbeitern  aus  ihren 
Heimathorten  in  andere  Di  stricte  behufs  der  Aufsuchung  von  Yer- 
dlenstgelegenheit  wird  in  der  Begel  auf  eine  UeberrMkerong  dar 
Gegenden  dieser  Arbeiter  zurOckgefKlbrt  werden  kl^nnen,  nftmlich 
darauf,  dass  ein  Theil  der  ansfissigen  BeT&Ikerung  weder  auf  dam 
eigenen  Qrundbesitz  hoch  in  fremdem  Dienst  die  ünterhalts- 
raöglicbkeit  findet;  sie  kann  aber  auch,  ohne  dass  eine  solche 
zwingende  Veranlassung  der  Wegwanderung  vorläiic  durch  die 
Möglichkeit  lohnenderer  Verwerthuug  der  Arbeitskraft,  als  sie  die 
Hciniatli  bietet,  also  durch  die  VerschifdcMihcit  der  interiocaien 
Loimsätze  veranlasst  sein ;  es  ist  endlich  nicht  ausgesclilossen.  dass 
nicht  sowohl  materielle  als  psychologische  Beweggrflnde  und  die 
Lust  nach  einer  Ortsveränderung  an  sich:  die  Absicht,  dem 
Familien  verband  mit  seiner  strengeren  Zucht  und  Aufsicht  auf 
einige  Zeit  des  Jahres  sich  zu  entziehen,  die  grossere  Üngebunden- 
heit  des  Lebens  in  der  Fremde  und  Aehnliches  —  einer  Anzahl 
Elemente  der  l&ndlichen  Bevdlkening  alljährlich  den  Wanderstab 
in  die  Hand  drücken.  Sieher  aber  ist  es  in  vielen  Fftllen  die 
wirkliche  Noth  des  Lebens,  welche  gegendenweise  Tausende  von 
Leuten  beiderlei  Geschlechts  Verdiciistgelegenheiteu  weitab  von 
der  Hcimath  aufsuchen;  und  wiederum  das  crerade  den  Land- 
bevvuhncrn  in  ))es(tn<lereni  (Jrad  injicwolmende  Heimathsgotühl, 
das  sie,  den  Zugvögeln  gleich,  imnuT  wieder  in  regelmässigem 
Turnus  den  Stätten  der  Geburt  zueilen  lässt.  So  ziehen  in  den 
dichtbevölkertsten  Tlieilen  Süddeutschlands  vielfach  arbeitskraftige 
Kleinwirthe  und  Tagelöhner  im  Sp&therbst>  wenn  die  Feldarbeiten 
ruhen,  weg  in  die  Walddistricte,  um  während  des  Winters  durch 
Arbeiten  in  den  Forsten  ihre,  ausserdem  zum  Feiern  venirtiieilte 
Arbeitskraft  auszunützen;  in  ähnlicher  Weise  begeben  sich  zur  Zeit 
der  Torfsticharbeiten  alljährlich  Tausende  von  Arbeitskräften  des 
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nordwestlichen  Deutschlands  in  die  deutschen  und  hoUftndischen 
Moordistrlete  (HoUandgängerei) ;  so  ist  insbesondere  eine  sehr 
starke  periodische  AbstrOmung  Ton  ländlichen  Arbeitern  aus  den 

östlichen  Provinzen  Deutschlands  nach  den  mitteldeutschen  Gegen- 
den zu  beobaclitoii.  in  welchen  wegen  der  Zuckerrübencultur  ein 
ausnahmsweise  starker  Bedarf  nach  Arbeitskräften  während  der 
Bestellunofs-  und  Erntezeiten  sicli  gclteud  macht  (vvei^on  der  domi- 
nironden  Stelhmu-.  wolche  die  pn'uss.  Provinz  Sachsen  in  der  Rüben- 
cultur  und  im  Bezug  dieser  fremden  Arbeitskräfte  von  Anfang  ab 
einnahm,  Sachsengängerei  genannt);  und  auch  im  Osten  von 
Deutschland,  in  dessen  fnichtbaron  Tbeilen  die  Rübencultiür  Ein- 
gang fand  (Oderhruch,  Weichselmflndungen ,  Theile  von  Posen, 
Diittel-  und  Niederschlesien,  Neuvorpommem)  ist  allj&hrlieh  eine 
Zuwanderung  von  Arbeitern  aus  anderen  Theilen  dieser  Provinzen 
zu  beobachten. 

Von  diesen  Arbeiterwanderungen  ist  jene,  vom  Osten  Deutsch- 
lands nach  dein  Westen  in  die  Kübenindustrie  sich  vollziehende 
vor  uUem  l)enierkeiis\verth.  weil  es  sich  um  eine  periodische 
Massenbewegujig  von  70 — 80000  Köpfen  handelt  und  weil  die 
Gutsbesitzer  des  Ostens,  die  schon  wejrefi  der  starken  Ani?wande- 
rung  in  überseeische  Länder  mit  Arbeitonuangel  zu  kämpfen  haben, 
durch  das  mittelst  Werbebureaus  organisirte,  durcli  billige  Fahr- 
taxen begünstigte  Anwerben  der  in  ihren  Gntsbezirken  ansässigen 
Arbeitskräfte  in  ihren  eigenen  Interessen  offenbar  schwer  geschädigt 
sind.  Auch  irird  die  aus  dem  üntersttttzungswohnsitz  sich  ergebende 
Folge,  dass,  trotz  der  Ausnutzung  der  ländlichen  Arbeitskrälte  des 
Ostens  durch  die  westlichen  Gutsbesitzer,  den  Heimathsbezirken  der 
Arbeiter  die  Armenversorgungspflicht  verbleibt,  von  den  zahhings- 
pflichtigen  Gemeinden  und  Inhabern  der  Gutsbezirke  als  eine 
wpitpr^»  schwere  Unbilligkeit  empfunden,  die  freilich  <hircli  «lie 
Alters- und  Invalidenversicherung  mit  der  Zeit  eine  Abschwächung 
erfahren  wird.  Endlich  verleitet  das  Zusammenarbeiten  von  iuniien 
Leuten  beiderlei  Geschlechts  ausserhalb  jedes  geordneten  Funiilien- 
verbands  leicht  zu  sittlichen  Verfehlungen  und  es  hat  erfahrunga- 
gemäss  der  leiclitfertige  Contractbnich  gerade  bei  diesen  Wander- 
arbeitern in  bedenklicher  Weise  um  sich  gegriffen;  daher  schon 
aus  diesem  Grund  dieser  interlocale  Arbeiteraustausch  die  Be- 
achtung der  Staatsgewalt  erheischt,  auch  wenn  hierzu  nicht  bereits 
die  durch  ihn  herbeigeführten  scharfen  Interessengegensätze  des 
Ostens  und  Westens  volle  Veranlassung  gäben. 
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Dabei  darf  indess  zur  richtigen  Würdigimg  der  ,,Sach8en- 
gängerei^*  nicht  übersehen  werden,  daas  die  Lebenshaltung  einer 
ausserordentlich  grossen  Anzahl  ärmlicher  Elemente  des  Ostens 
durch  den  periodiflchen  Verdienst  in  der  Fremde  eine  wesentliche 

VerbessermiL:  »M  tiilirt  und ,  wenn  auch  vielfach  der  sommer- 
liche Veidieiisil  der  Wanderarbeiter  imwirtliM  haftlicbcm  Vfr/eLr 
unterlipfren  mair,  doch  uiu  h  orheldiche  Sparpfeniiniire  zur  Anlaee 
gelangen;  und  dass  der  Kintluss  angestrencler  AHi  u  in  fremdem 
Dienst,  des  Bekauutwerdens  mit  besseren  iandwirthsc haftlichen 
Betriebsmetlioden  und  des  Versetztseins  überhaupt  im  vorireschrit- 
tenere  Culturverhältnisse  auf  die  Benkungs-  und  Anschauungs- 
webe Ton  auf  niedrigerer  Bildungsstufe  stehenden  Elementen  der 
Bevölkerung,  auf  deren  künftige  Lebens- und  Wirthschaftsfühnmg, 
auf  den  landwirthschaiüichen  Betrieb  in  der  Heimath  sicherlich 
überwiegend  nur  ein  Tortheilhafter  sein  kann*).  So  lange  femer 
der  ausserordentliche  Arbeitsbodarf  der  grossen  Bübenwirthschaften 
Mitteldeutschlands  nicht  aus  ansässigen  Elementen  der  Land- 
bevölkerung gedeckt  werden  kann,  der  Bezug  von  Arbeitskräften 
von  weiter  her  also  für  diese  Diätricte  eine  imabweisbare  wirth- 
schaitliche  Nothwemiigkeit  ist,  wird  jeder  (iedanke  einer  künst- 
lichen polizeilichen  Beschränkung  der  Sachsengäiigerei, 
welche  ohnedies  mit  den  modernen  rinindsätzen  der  freien  Gestal- 
tung des  Arbeitsmarktes  und  der  Freiheit  der  wirthschaftlioben  Selbst- 
bestimmung in  Widerspruch  stände,  von  der  Hand  zu  weisen  sein, 
wie  sehreine  solche  Beschränkung  auch  den  Gutsbesitzern  des  Ostens 
erwünscht  erscheinen  mag.  Eine  solche  Einschränkung  dieser  zeit- 
weisen Mobilisirung  der  ArbeiterbeTÖlkenuig  ganzer  Landstriche 
kann  daher  nur  mittelbar  durch  solche  Maassnahmen  allmählich 
herbeiL;eführt  werden,  welehe  den  äusseren  Aulass  und  Reiz  zu 
den  ^lasseiiwaiidennif^eu  zu  heseitigc^i  ireeignet  sind:  durch  die 
wirthseiiattliche  Hebung  des  Ostens  selber  und  die  dadurch  den 
Arbeiterel»»nienten  zu  eröftnenden  besseren  Loluinii-^^sichten  an  Ort 
und  Stelle;  durch  die  festere  Kettung  dieser  Kiemente  an  die 
heimatliliclie  Scholle  durch  üeberführung  derselben  in  bäuerliche 
Heini ><•  sitzer  im  Wege  der  inneren  Colonisation  (§  91  und  97  fL)i 
und  durch  allmähliche  Bedachtnahme  der  mitteldeutschen  Kühen- 


Kiirfrer,  a.  a.  0..  S.  407  ff.:  i1«Mselhe  veranschlag  dir  alljährlich  von  den 
Wttuderarbfitcni  nach  dem  Osten  verbrachten  oder  übersandten  Erfiparuis««  anf 
dwrchHchnittUch  140—160  M.  pro  Kopf  od«r  auf  in  Ganiai  MilL  IL 
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grosBgflter  auf  die  Henmsiehimg  eines  bäuerlichen  Arbeiierstandes 
auf  Ähnlichem  Wege. 

Wohl  aber  sollte,  solange  mit  diesen  Massenwandenmgen  als 
einer  nicht  ohne  Weiteres  zu  beseitigenden  Thatsache  zu  rechnen 
ist,  durch  entsprechende  poli  z  cilio  ke  Kegel  ungeu  den  häss- 
lichen  Auswüchsen  derselben  nach  Thunlichkeit  zu  steuern  versucht 
werden:  wobei  etwa  die  Einfühning  eines  Concesöionirung^zwiingg 
für  die  mit  dem  Anw^orlten  von  Arbeitern  sich  abgebenden  Per- 
sonen und  der  Ausschhiss  unzuverlässiger  Persönlichkeiten  von 
diesem  bewerbe;  das  Verbot  der  Anwerbung  jugendlicher  und 
solcher  Personen,  die  bereits  in  einem  Dienstverhältniss  stehen; 
die  £infabrung  Ton  Abzugszeugnissen;  die  Zulassung  der  Ein- 
behaltung eines  Theils  des  Lohns  der  Arbeiter  bis  nach  Beendigung 
des  eingegangenen  Arbeitsvertrags;  die  Vorsorge  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Zucht  und  Sitte  in  den  Beschaftigungsorten  durch 
Trennung  der  Geschlechter  in  den  Quartieren,  äusserstenfalls 
auch  die  Bestrafun<r  des  Contractbruclis  der  Wanderarbeiter  iiU 
geeisrnete  Mittel  zur  Sicherung  des  Zwecks  sieh  darstellen  dürften. 
Auch  wird  bei  der  ollenkundisen  Nothlage  der  östlichen  Land- 
wirthscbaft  den  aus  den  helheiligten  Kreisen  entstammenden 
"Wünschen,  die  Wegwandenmg  ihrer  heimischen  Arbeitskräfte 
staatsseitig  nicht  geradezu  zu  begfinstigen,  eine  Berechtiirnng  nicht 
abzusprechen  sein;  die  Gewährung  ermässigter  Fahrtaxen  für  die 
Wanderarbeiter  erscheint  unter  diesem  Gesichtspunkt  als  eine  frag- 
wflrdige  Maassnahme,  da  sie  gleich  einer  Ausfuhrprämie  wirkt 
und  jedenfalls  kein  Grund  vorliegen  dtirfte,  der  ungleich  leistungs- 
Ahigeren  Landwirthschaft  des  Westens  im  Bezug  ihrer  Arbeits- 
kräfte auf  Kosten  der  Allgemeinheit  und  zum  Nachtheil  der  öst- 
lichen Landwirthschaft  eine  besondere  Erleichterung  zu  Theil 
worden  zu  lassen. 

Amnerknuf;.  1-  Vg^l.  hierzu  die  Ausführungen  vou  Kärprer  in  der  Einffnugs 
erwähnten  gelialtreichen  Darstcllnug,  der  in  Bezug  auf  den  letzten  Ponkt  allerdings 
aiidcrt-r  Ansicht  ist.  a.  ().,  .S.  444 1;  die  vdii  KärfT'T  vorffeschlafrnio  fre'^ee/.liclit'  Rege- 
lung der  Sachsengängerei  ^ini  Anhang  zum  Auisatze,  S.  477  Ii.;  Lst  im  üebhgen  oben  im 
Text  verwerthet.  Bemerkenawerth  in  der  Kärg«r*Bchen  Schrift  die  scharfe  Hervorhebung 
des  Werbesystems,  das  oft  zu  einen  förmlichen  Schacher  der  Anwerber  mit  Arbcits- 
contracti  II  ausartet  'a.  a.  O..  S.  '271  ff.);  femer  des  mitunter  bedenklirlicn  Missbrauchs 
der  einiiusMcii  lu  u  .Su  lluiig  der  Aufneher  (Werber)  gegenüber  den  von  ihm  angewor- 
benen und  seiner  Aufsicht  am  Chi  der  Beschäftigung  unterstellten  Arbeiten!  (8.21)8  ifJ. 
D<T  Ix  ispi.  llos  häufigen  ('(mtractbrüchigkeit  dt  r  Wanderarbeiter  gegenüber,  welche 
»ur  Folge  hat,  datü»  der  Aufseher  von  vomlierein  2U— 3ü"/o  mehr  Leute  anwirbt, 
als  er  Aaftrag  hat  (a.  a.  0.,  8.  271),  und  die  mit  Recht  als  ein  ^sociales  Uebel  von  der 
weittragendsten  Bedeutung"  bexeichiu  f  wird,  da»  „eine  ungeheure  Ilerabdrückung 
des  sittlichen  fieimsstseins  des  Volkes  aar  i^'olge  hat*"  (a.  a.  0.,  8,  428),  wird  doch  auch 
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srliarf  hrtont.  dass  ditst  s  FpIm  I  rliT  irarue  Stand  der  Landwirthe  .dadurrli  >chttld- 
voUiT  Weise  gefordert  hat,  dfluss  er  in  der  Aufnahme  von  Arbeitern,  deren  Coß- 
tractbrii<*hi{!rkeit  nach  Lage  der  Umstände  nicht  zweifelhaft  sein  kann.  gTOsstentbeüs 
durchaus  nicht  »crupulös  ist*  .  .  Für  das  Jahr  1889  ist  eine  ^Abwanderung^^  tob 
r'jMfl  ~'i(YiCi  Köpfen  f»  stirestfllt  worden,  an  welrhi  r  fli  -  Provinz  Brandenbarcr  tm* 
I4.XXJ,  l'umiueru  mit  äUUÜ,  Westpreiuiseu  mit  IböUO,  i'oseu  mit  150CX),  Scklesien 
mit  26 000  theilnalimeii  (a.  a.  O.,  S.  815  u.  964) ;  wobei  in  eimelnea  Becbken  die  Zahl  d<r 
Wanderarbeiter  20— 3()"/„  der  an.sässi}]ren  Bevölkenin^r  ausmachen.  (Siehe  die  Tabellen 
am  Si  hluss  der  Kärjrer'sche?!  Aib.it.)  In  der  Kegvl  verlauft  f\ie  Abwatidemnjr 
pHralit  i  mit  der  li(»d«  uHrrauth  der  betrelfeuden  Gegenden,  der  Kleinheit  und  Aennlicii- 
keit  der  bäuerlichen  Wirihscliafteii  nnd  dem  Mangel  an  ArbeitSTerdienst  auf  gröesmn 
(liitoni.  d.  h.  ihre  Ursachen  ent8prinz*'n  "to  die  der  Auswandrnmp'  iilu-rhaujit.  riner 
thatfiäcblichen  U^^bervölkerung  (a.  a.  ü.,  H.  314  ff.),  was  im  Üezug  auf  die  einzelnen 
Provinxen  mit  grosser  Gründlichkeit  nachzuweisen  versneht  wird :  doch  spielen  baer 
natürlich  anch  oft  andere  Momente  mit,  s.  B.  die  Verleitung  zur  Abwandi^rmng  durch 
lUsrIiu  .t/ii!i<„'-  seitens  der  Agenten,  insbesondere  durch  lii<ronhaftc  Srhildemnjrt'n  der 
»u  t  rwai  u  iidt  n  Vortlieile  (a.  a.  O.,  8.  391)  oder  Erwägungen  der  bereits  im  Texi 
erwähnten  Art  JedenfaUa  iit  aar  ricbtigieii  Würdigung  der  8achMngängerei  «ndi  der 
Umstand  zu  beachten,  dass  sie  mindeind  anf  die  öbersee&Bcho  AnawaBdegnthi^  ein- 
wirkt (a.  a.  O.,  S.  4H8  ff.i. 

2.  Starke  Verbreitung  des  Sj'st»«ms  der  Wanderarbeiter  auch  iu  Euirlaud. 
wo  nach  Roscher  die  wachsende  Verwendung  der  Gangs  (d.  h.  vagabnndirender 
Arbeiterschaaren.  die  /um  grossen  Theil  aus  Weibern  nud  Kindt  rn  lu-sttlun  m.d 
ebensoselur  „eiuer  last  sklavischen  Misshandlung,  wie  der  ärgsten  sittlichen  >  er- 
wildemng  preisg(;geben  sind*")  mit  dem  Streben  vieler  Gntsberren,  dnrcb  Abbrncb 
der  Arbeiterwohnungen  die  künftige  Armenlast  zu  erleichtem,  in  Zusammenhang 
gebracht  wird.  „Heim  fjfingsystem  mm^  drr  \rbf  itir  soviel  l»is!rn.  aU  wem  CT 
stückweise  bezahlt  wurde,  aber  den  liewinn  btcckt  der  gangmaster  ein'  t^Hoscber, 
a.  a.  Om  Anm.  18  m  §  125  a).  —  Wesentlich  nnter  dem  Eindruck  engliedier  Arbcits- 
▼erhältuisse  und  dem  .(Jangsystem"  ist  es  zu  verstehen,  weuu.  uie  ich  einem 
Aufsatz  von  Stcgemann  (in  Thiofs  landw.  Jahrb.  Bd.  XV.  S.  818  ti'.'  entnehme, 
Marx  in  seinem  „Kapital"  auch  für  die  Agricultur  das  Arbeit.suiiUil  ala  Uuter- 
jochnngsmittel,  Kxploitationsmittel  nnd  Yerarmnngsmittel  des  Arbeiters,  die  gesell* 
schaftliche  Combiuation  der  Arbeitsprnresse  als  orfranisirte  Unterdrück un et  ^liner 
individuellen  Lebendigkeit,  J^VeiUcit  und  iSelbststäudigkeit  bezeichnet  und  dk 
Keinnng  Terlritt,  dass  die  Zerstrennng  der  Landarbeiter  Qber  grössere  Flidm 
deren  Widerstandisfähigkeit  (im  Gegensatz  zu  den  städtischen  Arbeitern)  breche  imd 
dass  die  gesteijrcrtp  I*rodnrtion<?kraft  und  jp-össere  Flfissigmachnnf;^  der  Arbeit  in 
der  modernen  Agricultur  durch  Vervvüstung  und  Versiechung  der  Arbeitskrati  »elber 
erkauft  werde. 


§  101.  Internationale  Arbeiterpolitik>). 

Wenn  der  Grundsatz  der  Gleichheit  Aller  Tor  dem  Gesetz  zu 
dem  Anerkenntniss  führen  muse,  dass  keinem  Staatsangehörigen 
verwehrt  werden  darf,  seine  Arbeitskraft  an  einem  beliebigen  Oit 
nach  freier  Wahl  zu  verwerthen  und  dass  desshalb  innerhalb  des- 
selben Staatsgebiets  der  Wanderung  von  Arbeitern  nach  den  Stfltten 


*)  Die  hier  iu  Betracht  kummendea  Fragen  hat  A,  Wagner  m  der  Gnmd- 
1*  ;^'ung  unt<  r  d« m  Abschnitt:  Das  Aus-  nnd  ESnwanderungsreoht,  siebe  besondcn 

die  249  tf.  bemts  einer  Erörterung  iintrr/ogeu.  auf  die  hier  ru  vpr\vei5en  ui; 
mit  der  grundsätzlichen  Auffassung  Waguer's  stimmt  die  Darstellung  im  Text 
aberein. 
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der  günstigsten  Lohnaussichten  rechtliche  Hindernisse  nicht  in  den 
Weg  zu  legen  sind,  so  treffen  solche  Erwägungen  hinsichtlich  der 
aus  fremdenStaatsgehieten  einwandernden  Arbeiter  j  edenfalls 
nicht  zu  und  es  kann  daher  im  gegebenen  Falle' die  Frage  praktisch 
werden,  ob  der  Zuzug  von  Arbeitern  fon  aussen  her  uneingeschränkt 
ziiLTelastsen  werden  soll.  Solche  Zuwanderungen  von  Ailx  iteni 
fremder  Staatsangeht^rijrkeit  sind  schon  in  älterer  Zeit  mannioht'aoh 
zu  beobachten  gewtssti.  liaben  aber  mit  der  Verbilligunu  der 
ronimunicationsmittel  und  unterstützt  durch  eine  treisinnige,  vielfach 
durch  Handelsverträge  gewährleistete  Handhabung  des  Einwande- 
rungsrechts im  Laufe  des  Jahrhunderts  länderweise  eine  starke 
Zunahme  erfahren^). 

Die  internationale  Concurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkt  bildet 
einen  Bestandtheil  der  allgemeinen  Arbeiterfrage  und  ist  daher 

in  diesem  Zusammenhang  luir  insoweit  kurz  zu  berühren,  als  land- 
wirthscliaftliche  Interessen  dabei  im  Spiele  sich  befinden.  Zur 
richtigen  Würdigung  der  letzteren  bedarf  es  vor  Allem  des  Hin- 
weises, dass  auch  hier,  wie  l)ei  der  interlocalen  Bewegung  von 
Arbeitskräften,  die  Schwierigkoit,  in  der  näheren  oder  entfernteren 
Umgebung  der  Betriebsstätte  den  Arbeitsbedarf  befriedigend  zu 
decken,  zu  dem  Bezug  von  Arbeitern  von  weiterher  die  veranlassende 
Ursache  bildet;  dass  aber,  wfthrend  jene  interlocalen  Bewegungen 
allemal  einen  Interessengegensatz  zwischen  den  Arbeitgebern, 
nftmlich  jenen  der  Gegend  der  Wegwanderung  und  denen  der 
Zuwanderung  schaffen,  bei  der  in  Bede  stehenden  Art  des 
Bezugs  ein  solcher  Interessengegensatz  zwischen  Arbeitgebern  und 
den  heimischen  A  r  he  i  lern  sich  orgeben  kann,  insofern  von 
dieser  Beiziehung  fremdländischer  Arbeitskräfte  eine  dauernde 
Hcrabdrückung  der  Krwerbsaussichten  und  Lohnmüglichkeiten  der 
heimischen  Arbeiterbüvülkerung  zu  besorgen  ist    Diese  letztere 

4 

*)  den  Aufsatz:  _lHo  intcrnfitionale  Conntrronr  mit  (inu  Arbeitsmarkt " 
iu  No.  3i)  der  Ba^erschen  Handeiszeitunjj  v.  1891,  wo  die  von  Justus  Müser  in 
Minen  patriotiBchen  Phaatesieen  (1768)  gegebenen  Xotü  über  die  damalige  Aqs* 
dclimiii<r  (Inr  Frenidenarbeit  ri  i)roiliu  irt  wird:  „Es  ij^ehcii  jährlioli  üNt-r  2()()0()  Frati- 
zosen  uaeh  Spanien,  um  den  Spaiiii  rn  in  der  Ernte  zu  helfen.  Kbensovielc  Mr:< 
bänter  gehen  in  gleicher  Absicht  uacli  Krankreich.  Eine  nicht  geringere  Miu;;r 
Wciitphälinger  geht  denHolUndern  and  Brabantern  zu  Hilfe;  und  mittierweile  kommen 
die  Schwaben.  Tliiirin^ror  nnd  Bayern  nach  Westphal  'i,  mn  unsere  Mauom  ym  ver- 
fertigen; die  Italiener  weissen  unsere  lürcheu  und  yerüurgen  uns  mit  Mausefallen;  die 
Tyroler  reinigen  unsere  Teiche;  die  Scbweisser  gehen  noch  Parte,  um  den  Franaoaen 
die  Thür  zu  hüten  oder  die  Schuh  zu  ptit/.t  n:  und  so  wandert  eine  Nation  zar 
anderen,  um  bei  ihr  dea  8ommen  ein  Stück  Brod  zu  verdienen,  was  sie  des  Winters 
zu  Hause  venselirt." 

e««heab«ri,'or,  A.,  Agrarpolitik,  L  36 
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Folge  wird  nämlii  li  allemal  dann  mit  Sicherheit  eintreten,  wenn 
die  einwandernden  Arbeiter  vermöge  der  im  Lande  der  Herkunft 
herrschenden  Lebensgewohnheiten  und  Lebensansprflche  mit  Löhnen 
eich  begnflgen,  bei  denen  der  beimische  Arbeiter  nach  dem  Maasse 
des  seither  behaupteten  Standard  of  lifo  nicht  bestehen  könnte,  und 
wenn  dieBegelmSssigkeit  und  Massenhaftigkeit  dieser  Einwanderung, 
welche  die  Arbeitgeber  der  Nothwendigkeit  enthebt,  mit  den  An- 
sprüchen der  inländischen  Arbeiter  zu  rechnen,  letztere  zwänge, 
bedingungslos  der  durch  diese  Arbeitsconcurrenz  irf^schaftViu-n  Lage 
sich  zu  unterwerfen.  Die  Voraiissetzun*r  für  den  Eintritt  solcher 
dauernden  Herabdrückung  der  Lohnaussichten  wird  namentUch 
dann  gegeben  sein,  wenn  die  einwandernden  Arbeiter  einer  auf 
niedrigerer  CuHurstufe  stehenden  Nationalität  angehören  und  daher 
sehr  viel  bedürfnissloser  als  die  heimischen  Arbeiter  sind,  wie  dies 
z.  B.  betreffs  des  Imports  von  chinesischen  Arbeitern  (Kulis) 
nach  Kordamerika  und  Australien  zutrifft,  daher  gegen  diesen 
Import  aus  den  Arbeiterkreisen  instinctiv  von  Anfang  ab  in  ent- 
schiedenster Weise  Stellung  genommen  wurde;  ein  Widerwille, 
der,  wie  die  Bewegung  der  know-nothiug^  in  ersterem  Land^  in 
der  ersten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre  zeigt,  wohl  auch  gegen 
Einwanderuni:  tremdländischrr  Arlieiter,  weil  die  Arbeitaausäichten 
verschlechternd,  gericlitet  sein  kann. 

Die  Staatsleitung  wird  solchen  Erscheinungen  gegenilber  die 
Interessen  der  heimischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sorgfältig  ab- 
zuwägen haben,  ün  Allgemeinen  aber  doch  nur  ausnahmsweise  zu 
Bepressivmaassregeln ,  nämlich  dann  schreiten,  wenn  dem  als 
Folge  des  Bezugs  billigerer  Arbeitskräfte  eintretenden  Yortheil  der 
Arbeitgeber  fiberwiegende  Nachtheile  für  die  Yolkswirthscbaft  im 
Ganzen  gegenüberstehen.  Wenn  angenommen  werden  darf,  dass 
eine  solche  Einwanderung  nicht  etwa  mir  di('  Folge  hatte  »  ine 
versuchte  Lnhnsteigerung  der  litvimi^chcn  Arbeiterkrüfte  hiiitaiizu- 
halten,  sondt-ni  selbst  diV  bisherigen  Luiiiie  zu  unterbieten:  wenn 
in  Folge  hiervon  die  Vtr/t-hrsfähigkeit  der  arbeitenden  Kias?ie, 
d.  h.  des  verliültnissmäsjiig  grössten  Bruchtheils  der  Volksgemein- 
schaft eine  dauernde  Minderung  erführe,  die  gloichbedeutt  iid  mit 
einer  Herabdrückung  auf  ein  tii  feres  ^^rth8Cbaftlicheä  und  sociales 
Niyeau  wäre;  wenn  gar  jene  Zuwanderung  firemdartiger  Elemente 
vermöge  der  unter  diesen  herrschenden  Bräuche  sittliche  Gefahren 
für  das  Volksleben  zu  bringen  droht;  wenn  endlich  solche  Zu- 
wanderer  nicht  einmal  die  Absicht  hegen,  mit  dem  Einwanderungs- 
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laiid  allmühlich  zu  verschmolzen  und  seine  LebensL:»' Kühnheiten 
anzunehmen,  violinchr  lediglich  zu  periodischem  Aufenthalt  sich 
bequemen  und  die  durch  üiron  Abzuir  entst^indenen  Arbeitslücken 
immer  wieder  von  Xeueni  durrh  Vav/.wj;  iiusm'lullt  werden  -—  so 
würde  es  gewiss  kurzsichtig  sein,  dem  augenblicklichen  Vortheil 
einer  Anzahl  Arbeitgeber  die  viel  schwerer  wiegenden  Interessen 
der  nationalen  Wirthschaftsgemeinschaft  zum  Opfer  zu  bringen. 
Man  kann  daher  sehr  wohl  die  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in 
den  australischen  Colonien  in  den  Achteiger  Jahren  gegen  die 
Masseneinwandening  chinesischer  Arbeiter  ergriffenen  gesetzlichen 
Maassregeln,  die  im  Wesentlichen  auf  eine  Conting(mtirung  der 
Einwanderungszahl  hinauslaufen,  als  Acte  berechtigter  Nothwelir 
betrachten;  un*l  laan  würde  vollends;  in  den  Culturstaaten  der  alten 
"VVelt  es  schwer  verstehen,  wrnn  etwa  liier  einer  Arlicitcriioth  auf  dem 
flaclien  Lande  «lurch  den  orgauisirten  Bezug  von  exoli.^cheii  Arbeit»- 
krütten  chinesischer  oder  ähnlicher  Nationalitüt  abzuhelfen  versucht 
und  einem  solchen  Vorsucli  nicht  alsbald  staatsseitig  entgegen- 
getreten würde.  Die  Arbeitorpolitik,  zumal  in  Ländern  mit  starker 
Auswanderung  in  das  Ausland,  kann  wahrlich  nicht  darin  bestehen, 
diese  dem  Vaterland  den  Bdcken  kehrenden  Elemente  durch 
solche  fremder  Nationalität  zu  ersetzen,  sondern  darin,  durch  ziel- 
bewusste  Förderung  der  verschiedenen  Wirthschaftskreise  thunlich 
tiberall  solch  gtlnstige  Erwerbsbedingungen  zu  schaffen,  die  eine 
gleichmässigere  Vertheilung  der  auf  Lohnarbeit  Angewiesenen  im 
ganzen  Bereich  des  nationalen  Wirthschaftsgebiote  zur  Folge  haben. 

In  den  Vereiiiit,'ten  StaÄten  von  Nordamerika  bestehen  uusäer  dem  (icictÄ 
^^-^:vn  di(>  c h i nes i s c h Kinwunderun^  (ChineBe  Imnuigratioti  Bill)  ein  Geseta  (ans 
dt  tu  Jahn*  188Ö),  welches  dif  Kiiinihrnn;r  von  Arboitera  unter  (Vmtnu't  vrrhit  tit, 
uud  andere  (^«^^»etzliche  Yursctirüton,  welche  die  Landung  von  ^t'ii«tet>kraiikeu  uder 
mit  ansteckenden  Krankheiten  behafteten  imd  dar  gänalich  mittellosen  Personen 
vrrldt-t^^n.  We  Vortieter  des  sng.  nati  vistischen  (d,  h,  di«  Abstammung  betonenden) 
Priiicips  niiiflitrn  fnilich  die  Kiinv!ui(b'nin«r  Jiller,  niclit  der  angeUachsischen 
ßajine  aujfeiiorendt'n  Klemcute  erscinvorr  oder  aus^fesehlosseu  wissen.  Die  gegen 
die  Einwandemng  hiUsbedfirftiger  Personen  (panpers)  in  der  Union  erlassenen 
(»eset/e  haben  einen  vorwiep:end  polizeilich  i  i\  Charakter,  «ibwidil  auch  b«  i  ihnrn 
dif  Absicht  der  Hintauhaltunjr  unliebsamen  Wettbewer]>s  auf  den  Arbeitsmarki  mit- 
bei»timmeud  gewe^sen  sein  luafr.  —  Auf  die  Beizieliuii;;^  russisch-pulnischer 
Arbeiter  in  di<'  (istUchen  Trovin/en  Deutschlands  wird,  solange  die  Sachsen- 
tr;i  n '."»rei  anf  gleicher  Höhe  sich  behauptetf  schwerlich  vorerst  vendchtet  werden 
können. 
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Abschnitt  III. 

Die  Stellaug  der  Arbeltgeber  znr  lindliehen  ArVeltexfrage. 
§  102.  Arbeitgebereartelle;  Lohnsysteme. 

Auch  die  stftrkBten  Bemdhimgen  der  Staatsgewalt  in  der 
Bichttmg  der  Herbeifühnmg  geordneter  Arbeiterverhftltaisse  werden 
des  Erfolgs  ermangeln,  wenn  die  ländlichen  Arbeitgeber  in  kmx- 
sichtigein  Egoismus  Yorkennen,  dass  nur  gut  gelohnte  Arbeiter 
(lauernd  zu  fesseln  sind,  oder  wenn  sie  venneinen  sollten^  dass  poli- 
Züilkho  Machtmittel  für  die  Schati'img  und  Erhaltung  eines  tficlitigen 
Arbeiterötainies  melir  zu  bewirken  verinr>chten.  als  die  Anbabnunfr 
einer,  auf  wohlwollende  Behandlung  und  aul"  iinabläsriiL''e  S«)rge  tür 
das  materielle,  ireistige  und  sittliche  Wohl  der  Arl><"if«^r  sieb 
stützenden  Interessengem einschafL  Und  es  erübrigt  dalier  noch  zu 
untersuchen,  in  welcher  Weise  sich  diese  Selbsthilfe  der  Arbeit- 
geber hauptsächlich  zu  bethätigen  habe. 

1.  Es  ist  bereits  angedeutet  worden,  dass  für  die  Herbei- 
führung beMedigender  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Dienstpersonal  der  Einfluss  der  staatlichen  Gesetzgebung  höchstens 
ein  mittelbarer  ist  und  dass  es  Terhehrt  wftre,  wenn  die  Abhilfe 
der  vielbeklagten  „Arbeiternoth"  auf  dem  flachen  Lande  wesentlich 
durch  ein  Eingreifen  von  Oben  her  erwartet  werden  wollte.  Selbst 
auf  dem  Gebiet  des  ("'ontractbruchs  kann  eine  criminelle  Abndiin!? 
der  willkürliclu'n  Verletzung  übernommener  i)ien!?tptiichten  dndi  nur 
die  allerschlimmstou  Auswüchse  dieser  beklaLrenswerthen  Krank- 
heitserscheinung  beseitigen,  zumal  in  zahlreichen  Fällen  Contractu 
brüche  ungesühnt  bleiben  werden,  weil  manche  Arbeitgeber  den 
Weitläufigkeiten  und  Unannehmlichkeiten  der  Stellung  eines  Straf- 
antrags sich  nicht  unterziehen  wollen.  Es  ist  auch  zu  bedenken, 
dass,  wo  Contractbrflche  mit  besonderer  Hftufigkeit  auftreten,  sehr 
hftuiig  die  Ursache  davon  in  dem  kurzsichtigen  Egoismus  der- 
jenigen Arbeitgeber  liegt,  welche  keinen  Anstand  daran  nehmen, 
contractbrüchige  Arbeiter  einzustellen,  von  der  iiiclit  streng  genug  in 
rügenden  Gepflogenheit  jener  Gutsbesitzer  ganz  zu  schweigen,  welche 
es  mit  ihren  Standespflicbten  verein)>arUc!i  finden,  ihren  Beruf>- 
genoHfien  Arbeitskräfte  durch  Zusiclierung  höherer  Lrdme  abspenstig 
zu  machen,  web  scheu  der  alte  v.  Berg  als  eine  „Niederträchtigkeit" 
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bezeichnet  bat  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  eimndtfaige 
und  gewissenhaft  bethfitigte  Wille  der  ländlichen  Arbeitgeber  eines 
grosseren  Bezirks,  jede  Indienststellung  contractbrdchiger  Arbeiter 
abzulehnen,  in  viel  wirksamerer  Weise  als  die  durch  Gesetz  verfügte 
Androhung  einer  Geld-  oder  Freiheitsstrafe  dem  Contractbrueh  die 
Lebensfäsern  unterbinden  und  mit  der  Zeit  in  den  betheiligten 
Arbeiterkreisen  das  abgeschwächte  oder  ganz  erloschene  Gefühl 
für  treue  VertriiLCserfuUuiig  beleben  müsste.  Die  Bildung  von 
A  r  b  e  i  t    e  Ii  e  r  V  er  ♦»  i  n  i  Gf  u  n  j::  e  n  zu  diMU  besasrten  Zweck,  als  ein 

CT*  i  O  ^ 

berechtigter  Act  der  Selbsthilfe  gegenüber  beklagenswerthen  Aus- 
schreitungen im  Gebiet  des  ländlichen  Arbeiterwesens  und  als  ein 
wertbToUes  Correlat  einer  mit  Strafmitteln  arbeitenden  Polizei- 
gesetzgebnng,  sollte  daher  flberall  thatkräftig  in  die  Hand  genommen 
werden. 

In  dieser  Weise  ist  im  Jahre  1890  auf  Auregiiug  des  Generalsecretiirs  v.  Meudel 
eine  grössere  Anzalil  flntshfsit/er  der  Preuss.  Proviü/  >^arhst'n  vnrtrffrangen,  worüber 
der  Jahresberii  Iii  Ui  s  laudvvirtbschaftlicUen  Ceuiiuivureiu»  der  l'roviuz  Sachsen  und 
der  Angrenzenden  Fürstenthümer  Ifir  1891,  S.  16  ff.  und  die  daselbst  mitgetheilten 
Satznn^'fii  des  „Vt  rbn  t.fl /in  M  -^i  runff  dor  ländlielion  Arbcitrrvt'HiiUtnisse"  Auf- 
schlug} ertheilcn.  i>i'<it  Juui  ^ebt  der  Verband  ein  eigenes  Organ  sur  Wahrung 
seiner  Interessen  („SfitUieilimgen  des  Yerbandes  ete**  in  Häle  In  swanglosm  Hellen 
nnter  der  Redactton  von  Suchsland  erichein^)  heraus.  Als  Ziel  des  Verbandes 
bezeichnen  die  Satzungen:  die  Mitprlicder  zu  schützen  gegen  den  dolosen  Contract- 
brueh landlicher  Arbeiter  sowie  ihnen  beizustehen  gegen  die  socialdemokratische 
Agitation  auf  dem  Lande;  sie  m  untertlUtsen  durch  den  Nachweis  von  Arbeitern 
und  durch  Anstellung  und  Uebensachung  von  Agenten,  insbesondere  auch  solcher 
für  dir  SOS'.  Sachsengänfrr'rpi;  endlich  den  Mittrliedpr  m  hrlffn  bn  den  Einricb- 
tuugeii  üum  Wohl  ihrer  Arbeiter.  —  Mittlenvtilu  haben  sieh  äliulitlic  Verbiiiidc  im 
Königreich  Sachsen  und  im  Grossh.  Sachsen-Weimar,  sowie  in  Braunschweig  gebildet, 
und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der  gesunde  Gedanke,  von  dem  s<d(  In-  Ve  rbände 
getragen  sind,  einer  raschen  Ausbreitung  dieser  Act«  der  Selbsthille  förderlich  sein  wird. 

2.  Im  Weiteren  Ix^ilarf  es  der  besonderen  BotoniuiLj:  nicht, 
tlass,  wio  di»'  Arlx-itcrfragc  üb(Thaiipt,  so  auch  die  ländliche 
Arbeitertrage  w»'seatlich  eine  Lohn  fra  u:p  ist,  niid  man  wird  nicht 
beabreden  kOmien,  dass  wie  viele  Beweggründe  auch  den  massen- 
haften Wegzug  Ton  jimgen  arbeitskräftigen  Leuten  in  die  Städte 
an  sich  beeinflussen  mOgen,  unter  diesen  jedenfalls  die  thats&ch- 
licbe  oder  erhoffte  Yerwirklichung  besserer  Lohnbedingimgen  in 
städtischer  oder  industrieller  Beschäftigung  eine  erhebliche  Bolle 
spielt;  die  höchstmögliche  Yerwerthung  der  eigenen  Arbeitskraft 
ist  aber  so  sehr  eine  in  der  menschlichen  Natur  begründete  For- 
derung, dass  diese,  ungeachtet  aller  entgegenstehenden  künstlichen 
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Hindernisse  einer  etwaigen,  die  ländlichen  Arbeitgeber  noch  so  sehr 
begQnstigendea  Gesetzgebung^,  jeder  Zeit  mit  unbesiegbarer  Gewalt 
sich  Geltung  rerschaffen  wird  Mit  der  Thatsacbe,  den  Arbeitern 
auf  dem  flachen  Lande  bessere  Arbeitsbedingungen  zu  gewähren, 
wird  daher  gerechnet  werden  mflssen,  so  sehr,  Angesichts  der  seit 
geraumer  Zeit  thatsftchlich  eingetretenen  Lohnsteigerung,  eine  solche 
Aussicht  den  ländlichen  Arbeitgebern  befremdlich  erscheinen  mag. 
Dabei  handelt  es  sich  übrigens  durchaus  nicht  durchwog  um  eine 
Aufhfssoriing  dos  Geldlohns,  ulnvnbl  gegendenweise  dieser  noch 
immer  »mh  kürglicher  geniinnt  werden  muss;  sondern  melir  um  eiiif 
günstigere  Gesammtgestaltung  des  Dienstverhältnisses,  welche  dem 
Gesinde  und  den  freien  Arbeiten)  den  Verbleib  auf  dem  Lande 
relativ  vortheilhaft  erscheinen  lässt,  in  welchen  Beziehungen  es  an 
den  nachstehenden  Andeutungen  genfigen  mag. 

a)  Wo,  wie  im  System  der  GutstagelOhner (Instleute),  Natural» 
deputate  eine  wesentliche  Bolle  spielen  (deren  Erhaltung  unzweifel- 
haft im  Ökonomischen  und  sittlichen  Interesse  der  Dienenden  ge* 
legen  ist,  weil  sie  von  den  Dorfkrämem  sich  unabhängiger  halten 
und  der  Gefahr  unwirthschaftlicher  „Verplemperuug  des  Geldlohnä 
wrMiicrer  verfallen),  sollton  diese  Naturalgewälirungen :  die  Ueber- 
lasäung  von  "Wohnung  und  eines  Stückes  Kutzland,  die  Einnlumung 
von  Antheilen  am  Drusch  ertrag  und  der  Kartoflfelernte,  die  Zu- 
weisung Ton  Feuerungsmaterial  etc.  jederzeit  in  guter  Qualität 
erfolgen  und  es  sollte  auch  der  Gutsherr  die  Mühe  nicht  scheuen« 
die  Dienstleute  in  der  vortheilhafteren  Ausnutzung  der  fiberlassenen 
Naturalnutzungen  freundlich  zu  belehren*). 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  „  Lohn  fra  i^e",  inshejinulrrn  auch  auf  die 
verschiedenen  Lohnarteu  (Zeitlohn,  iStückiohn  etc.)  ist  an  dieser  »SteUe  nicht  mojrlich 
und  Tiebnehr  auf  die  allg;eineincn  AustÜlirun^n  in  Bd.  II  dieses  Handbachä  zu  ver- 
wdMo.  Eiogeliende  D«rttelliui^  bei  Pohl,  a.  a.  O.,  8.  463  ff. 

')     d.  &olti,  LSndUche  Arbeiterfirsge,  S.  126:  ^Der  Gntslierr  kum  tiel 

dazu  fu'itrajTfen,  dass  dem  Dionstmann  ans  seinem  Xaturalflcjtntat  r^n  -  rliöht^s  Ein- 
kommen  /.udiesst,  ohne  seihst  irgfend  nenuenswerthe  materielie  Uplor  zu  hnngen  . . . 
Wie  viel  könnten  die  Dienstlcute  gewinnen,  wenn  sie  stets  Kühe  von  milchreicher 
und  Schweine  von  sehr  mastfähig^  Rlice  erhielten  und  wenn  sie  angelßiti't  würden, 
den  Frtra;,'  ihres  Ackers  weniger  ausschliesslich  in  den  immerhin  un>iehereu  Kar 
toffeln  zu  suchen  und  dafür  mehr  Mühren  and  Steckrüben  zu  äeUeo;  denn  letztere 
beidea  GewKehse  dienen  gleichseitigr  als  menschliche  und  als  thierische  Kahnu^ 
und  haben  dabei  gewöhnlich  einen  ganz  angemessenen  V'erkanfspreis.  Solche  aad 
ähnliche  Umänderungen  in  der  Naturalwirthschaft  der  Dien?Jtlente  lassen  sich  rw«r 
nicht  mit  einem  Male  bewerkstelligeu,  aber  der  Gutsherr  kann  sie  bei  gutem  Willen 
reeht  wohl  im  Lanfö  der  Jahre  dnrchfnhren  und  swar  ohne  eigene  erlrahlidie  Geld« 
Opfer."  —  Wie  hoch  ferner  auf  dem  flachen  I,and  die  theilweise  Auslöhnnnv:  in 
Naturalien  auch  zu  voranschlagen  sein  mag,  auch  desshalb,  weil  die  Arbeiter  in 
Zeiten  steigender  Lebensmittel-  imd  Wohuungsprcise  von  solcher  Theuerong^  nicht 


Digitized  by  Google 


AbBCbn.  m.  §  102.  Arbcitgvberevrtelk;  Lohnsjstmne.  599 


b)  Von  der  stfirkeren  Anwendung  des  Stücklohns  (Accor d- 
lohns)  für  bestimmte  landwirtbscbaftlicbe  Venicbtungen  darf 
ebenfalls  eine  Besserstellung  der  ländlichen  Arbeiter  erwartet  wer- 
den, die  gleichwohl  dem  Arbeitgeber  finanzielle  Opfer  nicht  auf- 

(»ih  gt,  weil  die  grössere  Lohnausgabe  in  der  quantitativen  Mehr- 
leistunsr  ihr  entsprechendes  Aequivalent  findet.  Zwar  sind  im  land- 
wirtbsclialtli(*lHMi  Gewerbe  der  Accordlöhnung  im  Vergleicli  zur 
gewerblichen  'Ihätinkeit  irewisse  Seliranken  gezitm'ii  und  bei  be- 
stimmtt'n  Verriclitungen,  wie  namentlich  der  Wartung  der  Thiere 
und  dem  Gesindedienst  im  engeren  Sinn,  ist  sie  wohl  gänzlich 
ausgesclilossen ;  doch  ist  ihr  Anwendungpgol)iet  keineswegs  ein 
ganz  unbedeutendes  (z.  B.  bei  der  Vornahme  der  Mähearbeiten  sowie 
von  Arbeiten  zu  Meliorationszwecken) ;  jedenfalls  ist  zur  richtigen 
Wflrdigung  dieser  anderweiten  Lohnweise  der  Hinweis  nicht  dber^ 
flOssig,  dass  bei  ihr  mit  der  EnnOglichung  höheren  Einkommens 
für  den  Arbeiter  eine  Zeit-  und  Arbeitserspamiss  fflr  den  Arbeit- 
geber Hand  in  Hand  geht,  die  gerade  da,  wo  ohnedies  Arbeiter- 
niangei  sich  erheblich  fühlbar  macht,  besondere  Iknleutung  ge- 
winnt 

c)  Auch  di»'  Untprlassimg  einer  zu  weitGfehemhMi  Aus- 
nützung der  Ar  beitskrait  der  Arbeiter  durch  ungebührliche 
Ausdehnung  der  täglichen  Arbeitszeit  wird  als  eine  wesentliche 


berührt  worden,  so  würde  doch  di^x  r  Vi»rtlH'il  iu's  Gepeiitheil  nmsrhlag^eu,  wnni 
die  als  Lohn  verabreichten  Naturalien  den  nothwendigsten  Bedarf  übersrhreiK*« 
würden,  da  dann  der  Arbeiter  den  Uebersehuss  veräussem  müsstv,  wobei  er  leicht 
rebervortheilun^n  ausgesetzt  ist»  oder  aber  der  Versnchnng  verfiele,  mit  den 
erhallt  lu  ii  N.ititralien  unwirthsclmftlich  /u  li;iiis'on.  (Settej^ast.  a.  a.  O.,  S.  77.) 
—  Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist,  wie  l'ohl  richtig  heri'orhebt  (a.  a.  0., 
S.  60l3)  die  Beschaffenheit  der  den  Arbeitern  eingerSnmten  Wobnungen  nsd 
Sehl  afriMiiii«'.  in  welcher  Besiefanagf  l«'i(l<>r  noch  imiinr  ■jrfsihuli;,'-!  zu  werden 
«!i  hl  int,  fn  ilich  nicht  bloss  anf  dem  flachen  Land.  Rühmliches  Vorgehen  auf  dem 
iVebiet  durch  v.  Behr-Scbmoldow,  dem  bekannten  und  verdienten  langjährigen 
Priridenten  de«  deatocben  FigchereirereiiiB  (f  1891),  der,  wie  Fohl  mittheilt,  aaf  der 
Pariser  AuKstellunir  von  18B7  den  ersten  Preis  fiir  Iftndüche  Arbfliterwohntuigen  fttr 
das  von  ihm  ausg«  sti  llte  .Modellhau<3  erhielt. 

Nach  V.  d.  Goltz  ergiebt  eine  Vergleichuug  des  Stücklohns  mit  dem  Zeit- 
lohn f&T  freie  Arbeiter  folgendes  Ergobnisst 


VerhäUniss 


Accordluhn 


Sommer^  Durchschnitts  - 
tagelohn  tagelohn 


M.  M. 

1,29  282,5:100 


tagelohn 


Höchstbetrag:  Rheinbessen 
Mindest  hetnig:  Landdrostei 


M. 

3,0() 


M. 
1,29 


Mittel  Itir  ganz  l)eutschland 


Osnaliriick 


1,92 
2,44 


1^ 
1,64 


1,63 
1,44 


120,5:  im 

149,0 :  lUO 
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Bessefong  der  Arbeitsverhältniflse  von  den  Betheiligteii  anerkannt 
und  ein  Maasshalten  in  dieser  Beziehung  namentlieh  dann  zur  NoCh* 
wendigkeit  werden,  sobald  und  soweit  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung auf  gewerblichem  (rebiet  eine  Ausnützuncr  der  Arb«itsknft 
über  ein»'  b»'stiininte  Stundi^nzahl  liiiiau»  al»  imzulässiir  orkUrt. 

d)  Ein»'  nachlialtis^ere  Fesseluncr  des  Gesindes  uiid  d»*r  Guts- 
tagel^hner  an  die  einzelne  Gutsunteineiunung  und  die  Herb«'i- 
führung  einer  gewissen  dauernden  Interessengemeinschaft  k5niit<? 
in  dem  Zugeständniss  der  Antheilnahme  der  Arbeiter  an  dem 
Product  ihrer  individuellen  Arbeitsleistung  profunden 
werden,  und  bekanntlich  ist  es  kein  Gheringerer  als  ?.  Tbftnen 
gewesen,  der  in  dieser  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  die 
wahre  LQsung  auch  der  ländlichen  Arbeiterfrage  erblicken  zu 
sollen  geglaubt  und  den  f,nataigem&88en  Arbeitslohn"  demgemSss 
durch  die  Formel  ^.  ai.  ausgedrflckt  hat,  in  welcher  a  die  noth- 
wendigen  Unterhaltsmittel  einer  Arbeiterfamilie,  p  das  Arbeits- 
product  eines  Mannes  bedeutet,  und  mit  deren  Verwirklicliiuiir  al-  « 
im  Verhältniss  der  Grösse  dos  Arbeitspro ducls  auch  der  Verdienst 
des  Arbeiters  steigen  würde.  Sclion  theoretisch  lässt  sich  indessen 
gegen  die  jeweilige  Bildung  des  Arbeitslohns  auf  der  Gruudlage 
dieser  Formel  geltend  machen,  dass,  wie  Settegast  treffend  her- 
Torhebt^),  die  nothwendigen  Unterhaltsmittel  der  Zeit  und  dem 
Baum  nach  ein  sehr  flüssiger  Begriff  sind  und  daher  diese  Grund- 
lage der  Berechnung  des  Arbeiter -Soll  eine  sehr  schwankende 
wäre ;  dass  femer  aus  dem  Werth  des  Arbeitsproducts  eines  Arbeiters 
das  Ergebniss  der  reinen  Arbeit  sich  nur  schwer  aussondern  lässt, 
weil  jenes  aus  der  Zusammenwirkung  von  Kapital  und  Arbeit  ent- 
steht und  jeder  Versuch  einer  solchen  Trennung  ein  willkürliches 
Yerfaliren  einschliessen  ^vürde:  endlich  dass  mit  der  Verwirk- 
liclnuig  jener  Formel  in  dem  Arbeitslohn  Leistungen  bezahlt  wilrden. 
deren  endlicher  Ertrag  erst  durch  die  Art  ihrer  Verwerthuag  auf  dem 
Markt  sich  ergiebt,  indem  er  wesentlich  durch  die  Tbätigkeit  des 
Unternehmers  und  die  allgemeinen  Geschäftsconjuncturen  beein- 
fluBst  wird*).   Die  factische  Unmöglichkeit^  den  natuigemässen 

A.  a.  ().,  8.  öö  flf. 

*}  YirL  V.  d.  Goltt,  Lindliebe  Arbeiterfrau  8.  26S  C,  imd  Sette^att, 

a.  a.  ()..  in,  S.  55  ff.  Aehnlichcn  T^t  denkt  n  '\\\u  t  die  practische  DuTchführbarkeit 
des  „richtig  gedachten"  Thünen' sehen  üest^tzes  über  die  Tlieiluii<r  dfs  Prortnr'x 
Unter  die  Arbeiter  tmd  Kapitali8t4>n  hat  Helfe  rieh  in  eiucm  Aufsutz  in  der  Tub. 
Ztsflir.,  Jahrg.  1852,  S.  398  flf.  Ausdruck  gegeben,  siehe  iusbesondero  427  ff.  ebenda. 
Im  TTpbrigen  ist  aach  hier  auf  äw  aligeineinen  Tbeü  dieses  Haadbacba  (Bd.  Q)  ta 
verweisen. 
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Lohn  im  Sinne  Thflnen's  fttr  jeden  einzelnen  Arbeiter  zu  ermitteln, 
hebt  indessen  die  grundsfttsliclie  Berechtigung  des  Satzes  nicht 

auf,  dass  der  Arbeiter  an  dem  P^rtrag  des  Uiiteruebmens,  dessen 
Grösse  er  in  einem,  allerdings  nicht  zulilenmässig  genau  fest- 
zustellenden Erprebniss  je  nach  dem  Maasse  seiner  individuellen 
Energie  und  Geschicklichkeit  unzweifelhaft  günstiLr  oder  iinLiiinstig 
beeinüusst,  in  irgend  welcher  Weise  betheiligt  werde,  weil  nur  in 
diesem  Fall  vermieden  wird,  dass  der  Arbeiter  nicht  als  blosses 
Froductionsinstnunent  sich  ffthlt  und  fremd  und  theilnahmslos  dem 
Erfolg  des  Unternehmers  gegenflbersteht,  statt  dass  mehr  und 
mehr  das  Vorhandensein  einer  nachhaltigen  Solidarität  der  Inter- 
essen zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Arbeitern  sich  An- 
erkennung verschaffe  und  zur  praktischen  Bethätigung  gelange. 
Liegen  in  dieser  Hinbieht  freilich  nur  wenige  versuchsweise  Anläufe 
vur,  so  ist  es  doch  nicht  unwichti<r,  über  die  praktische  Tragweite 
deri>ell)en  sich  ein  IJrtheil  zu  iuiden,  wozu  die  nachstehenden  Aus- 
führungen einen  Beitrag  liefern  sollen. 


§  103.  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gutsertrag. 

1.  Wenn  die  von  einzelnen  landwirthschafÜichen  Unternehmern 
gegebenen  Beispiele  einer  £rtrags-(Beinertrags-)Antheils- 
gemeinschaft  (der  Gewährung  von  Tantiemen  vom  Guts- 
reinertrag) bis  jetzt  nur  sehr  vereinzelte  Nachahmunic  ii:0funden 
haben,  so  w«1re  es  doch  unrichtig,  daraus  auf  einen  kurzsiclitigen 
Egoismus  oder  eine  Unterschätzung  des  Factors  Arbeit  im  hmd- 
wirthschaftliehen  Betrieb  von  Seiten  der  Arbeitcreber  zu  scliliessen; 
der  Grund  liegt  vielmehr  darin,  dass  gerade  im  hmdwirthschaft- 
lichen  Betrieb  einer  solchen  Antheilsgemeinschaft  noch  sehr 
\nel  grössere,  durch  die  Natur  jenes  Betriebs  bedingte  Schwierig- 
keiten entgegenstehen,  wie  etwa  in  der  gewerblichen  Unternehmung. 
Gegenüber  den  fteieo.  Tageldhnern,  die  nur  zeitweise  und  im 
h&ufigen  Wechsel  ihre  Arbeitskraft  den  verschiedensten  l&ndlichen 
Arbeitgebern  darbieten,  wftre  diese  Betheiligung  wohl  von  vorne« 
herein  ausgeschlossen  und  eine  solche  nur  gegenflber  dem  Gesinde 
und  dem  Halbgesinde  (contractlich  gebundenen  Gutstagelöhnern) 
angängig:  sie  hätte  aber,  um  einen  richtigen  Maassstab  für  die 
Grösse  der  Einzelantheile  zu  gewinnen,  eine  den  einzelnen  Haupt- 
zweigen des  Betriebs  folgende  Beinertragsberechnung  zur  Voraus- 
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ftetzang,  deren  Aufstellung  bei  dem  Inaneinindergreifen  dieser 
Betriebszweif^e  (Feldwirtfaschaft,  Thierfaaltung,  Nebengewerbe  ete.) 
immer  nur  unter  Zubilfenabme  yon  mit  einer  jsrewissen  Willkür 

L^ehaiKlhal't'  ii  Z  iliionwertli»  ii  (über  die  Kost«^n  der  Tajrpshandarbtnt 
und  des  Sp  iinn  i*  hs.  über  die  \  •  rtheiluui:  dii^ser  Kosten  at^f  die 
Feldarbeit  un*i  du  jeiiiir»'  im  Stall,  über  den  Werth  des  Dönjrer-  «  if .) 
durchfuhrbar  und  daher  im  Kinz'  IiK  ii  keineswesrs  einwandfrei  wäre. 
Selbst  für  die  Berechnung  der  jährlichen  Gesammtrente  eines 
landwirthsehaftlichen  Guts  (ohne  deren  Zerlen^ung  nach  einzelnen 
WirthscbaftMZweigen)  hat  sich  noch  keineswegs  eine  feste  überein- 
stimmende Praxis  herausgebildet^  und  doch  wäre  diese  die  Vor- 
bedingung der  allgemeinen  Einftthrung  einer  Beinertags-Antheils- 
gemeinschalU  wenn  anders  nicht  das  System  dem  stärksten  Miss- 
trauen der  Arbeiterschaft  begegnen  soll.  Hierzu  kommt ,  dass, 
noch  weni^rer  als  in  der  Industrie,  im  landwirthschafllichen  Gewerbe 
der  relative  Antheil  des  einzelnen  Arbtdters  am  Gesammterfolsr  d*  r 
UnterneliiiiuiiL"  >i(  li  lM'nir>M'n  lii^^st.  während  doch  eine  nnt^r>pbi»'d>- 
lose  Antlit'iliiiiliint' aller  Arbfiter  leicht  das  ( leirontlicil  der  crj)«>rt^ifii 
Wirkung:  die  höchstmöglichste  Entfaltung  der  individuellen 
Arbeitskraft,  die  jederzeit  bereitwilligste  Hingabe  für  die  Zwecke 
der  Unternehmung  lierbeizuführen  vermöchte.  Man  wird  daher 
für  eine  absehbare  Zukunft  auf  eine  au^edehnte  Verwirklichung 
des  Systems  des  „Partnership**  (Tantieme  Tom  Beinertrag 
des  Guts)  kaum  rechnen  dflrfen. 

Aninrrkunp.  aj  Pohl  lu'bt  hei  dor  Kritik  der  Keinertrapsuiutiemelohuung 
fiir  gewöhnliche  Arhoitrr  (a.  a.  ().,  S.  478  ff.)  nicht  ohne  Gnind  hervor,  «lass  die 
körperlichen  Arbeiten  technischer  Natur  sind  und  d«iiMh  in  ihren  Zielpnnktc» 
nur  auf  tcchnisrlif  Vunkoiiimriilii  it  und  nicht  auf  R«'inertra:r  jrt  riclitt  t  sind.  wf»>s- 
halb  die  l^iuertra|^KUu)titim(;  keine  der  unter  dem  technischen  tre^ichtspuiLkte 
Yerriehteten  Arbeit  adiqtutte  tiotmfomi  sei;  wie  denn  ancli  Settegast  betont,  da» 
in  dem  beschhinkten  Kreise  seiner  Thatigkeit  ein  Arbeiter  dtu  Ausserordentlichst«» 
leisten,  die  Wirthschaft  aber  doch  in  die  Hriicbe  pehen  könne.  .Tpd<^nfalls,  incint 
l'«»hl,  da&s  eine  Uercchtiguug  aur  Keinen ragstantiemc  tur  körperliche  Hilii^arbeiter 
nnr  bei  berorxuKrt^n  Peraoimlverhiltiifsseii  beateben  ktane,  in  welchem  Sinne 
es  auch  aufxufasseu  sei,  wenn  Thiel  diM  Oulturzustand  di  r  landw.  Hilfsarbeiter 
in  Deutschland  noch  yai  niedrig  erachte,  als  dass  sie  emp&ndlich  genug  seien  tnr 
den  Reis  der  Lohtiiorm  der  Reinertrapstanti«>me. 

b)  üeber  beachtenswerthe  Yersucho  zur  Verwirklichung  des  Systemü  der 
Keinertrajfstantif^ntc  niirli  <rn:rt'Tinlnr  den  ITaiHlarlM'item  (pen'«'nnb»T  der  höheren 
Arbeil  der  lietriebsbcamteu  ist  dies»;lbe  seit  lange,  wie  tn  der  Industrie,  so  auch  im 
Landban  fiblich)  enthalten  die  Rtnt^ngrs  (S.  647)  dUrten  Schiiften  von  BShmertf 
V.  d.  (» o  1  tz,  Birnbau  m  •  tf .  Itcini  iki  nswcrthe  An}j:aben.  In  erster  Keihe  ist  v.  Th ü nen 
selber  zu  nennen,  der  freilich  vmi  dt^r  Vrrwirklirhuri?  des  „  naturf^^era  n  «i«*^n 
Arbeitslohns'^  im  8inue  seiner  Theorie  Absttuul  nahm,  aber  den  Ucdaukru  ruier 
Antheilnahtne  der  Arbeiter  am  Ontsreüiertriig  im  Jahre  1848  anf  sutneoi  Qnie 
Tel  low  III  (Irr  WiMsc  verwirklichte,  dass  er  den  Die  nstleuten  und  andirrri  im 
InteresKc  des  (iuts  thätigen  Personen  je  '/a"/»  ^*>^  dem  Beinertrag,  welcher  die 
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Summe  von  bl'yiK)  Tlilr.  iiht  rsti»  s:^,  zu«icliert4',  die  Antheile  ind»  >>  iiidit  iKUir  nns- 
btrzalUte,  soudem  ^täciirieb  und  nur  die  Zimeu  (4V«"/fli)  ausfolgti',  während  diis 
Sparkapital  toq  beiden  Theilen  unkündbar  blieb,  so  latif^  nicht  der  Inhaber  des- 
selben das  (K).  Lebensjalir  inruckgele^  hatte;  starb  der  Arbt  üt  r  früher,  so  tiel 
dasselbe  seinen  Hint<Tbliebenen  zu.  Snrh  IL  Schuhmacher  iT'cli»  r  .1.  H.  v.  Tlüinen's 
Oesetx  vom  uaturgemiissen  Arbeitslohn  und  die  Bedeutung  dieses  lieseizes  tur  die 
Wirklichkeit,  Bostock  1869,  8.  79)  wuchs  der  Antheil  jeder  betheitigten  Familie 
von  1847  bis  18<tiS,  d.  h.  in  21  Jahren,  auf  die  Summe  von  rund  512  Thlr.  an. 
Eine  Xachfoljj^rschatt  iund  v.  Thünen  in  den  ö()er  Jahren  in  dem  Ritterj^itsbesitzer 
Neumann  auf  Posegnik,  der  auf  diesen  und  anderen  (Jütern  ebenfalls  den  Arbeitern 
einen  Autheil  am  Reinertrag-  Uuletxft  S*';q},  von  dem  ein  Theil  in  eine  Sparkasse 
eiii/iili  rri  ii  i>t.   (  in räumt*»,   übri^rtni'?   :nn  h   (Inrcb  (Trihidnnjr  einiT  \'(ilksbil)liothek, 
eiuer  ivieiukinderschulo  und  die  KnuOglichuQg  der  Uebcrt'ühruu;^'^  jcuer  Arbeiter  in 
kleine  GmndbesitaEer  seinen  Standesgenossen  ein  rühmliches  Beis]»ii'i  <regeben  hat.  — 
Ueber  weitere  Versuche  dieser  Art  berichtet  L.  Katscher  in  Xo.  löH  der  Beilage 
«ur  Allg.  Ztg.  von  1H*M  :   Auf  dem  lediglieh  di  r  Milchwirthschnft  ;r<  w  idmeten  Gut 
Bredow  führt«  J.  Juhnko  1872  -77  die  Gewinn betheiliguug  durch;  tünl"  Arbeiter 
erhielten  Wohnung  mit  Gartenland,  Holx,  Torf,  Kartoffeln,  einen  Lohnvorsehuss  von 
wöchentlich  4ö  M.  im  "NVinter,  52 '  .>  M.  im  Sommer,   während  der  Besitzer  das 
Kapital,  die  Milchthiere,  das  Inventar  stellte  und  alle  Wirthsclmftsausgaben  vor- 
schoss;  nach  Abzug  eines  Untemehmergewinns  von  iHK)  M.  wurde  der  ganze  Rein- 
ertrag zwischen  dem  Besitzer  und  den  Arbeiten!  getlieilt,  \Yobei  jeder  Arbeiter 
1872,  73  im  G.ui/cn  KTm  Oo  ^f. ;  187.'V74  07(;,SÖ  M.;  1S74  75  l(K)S.r>(;  M.  W-Af^ur 
das  £iukouunüu  der  Arbeiter  also,  ciuschiiesslich  der  uuturaleu  Nutzungeui  durcli- 
achnittUch  rieh  anf  1179  M.  steUte.   Hiexn  wird  von  Katscher  bemerkt:  nicht 
bloss  die  Arbeiter,  „auch  der  Gutsbesitzer  hatte  alle  t'rsache.  mit  der  Wirksamkeit 
seiues  Planes  zutVi'  drn  zu  sein.    In  jenen  drei  Jahren  sfii-L,'         Werth  des  (iutes. 
da  ein  grosses  Stuck  neuen  Bodens  durchgearbeitet  wurde.    Im  Sommer  leisteten 
sehn  Personen  mehr  als  ehedem  vieraehn.   Die  Lente  vermieden  es  miiglichst, 
fremde  Kräfte  zu  dini^.  n :   sie  zogen   es  vor,   ungemein  fleissig  zu  sein   nn<l  iln  <' 
Weiber  und  grösseren  Kinder  zu  Hilfe  zu  nehmen.    Als  zwei  von  den  fünf  Familien 
aus  triftigen  Gründeu,  die  mit  unsrem  Gi'genstand  nichts  zu  thun  haben,  Bredow 
verliesseu,  übernahmen  die  drei  verbleibenden  alle  Rechte  nnd  Pflichten  derselben 
und  ar1)«  it«'t*'n   nun   mit  fremde«  Händen.    Die  Arl>riffTi   wtmlcn   viel  bes-^t-r  nnd 
achtsamer  verrichtet  als  früher;  ohne  dass  eine  strenge  üebcrwachuug  nothwendig 
gewesen  wftre,  sparte  man  am  Material  nnd  schonte  die  Werkzeuge;  so  z.  B.  war 
das  Verkältniss  der  zerbrochenen  ^lilchtöpfiB  gegen  früher  wie  1 : 12.    Weder  die 
Lohnfrage,  noch  die  Arbeit  gab  jemal<?  Anla«ts  zu  Streitigkeiten  zwi^chfn  dem  Herrn 
und  seinen  Untergebeuen.    Die  l'roduction  wuchs,  der  Sparsinn  der  Leute  wurde 
gefordert  nnd  anch  in  jeder  andern  Hinsicht  erwies  sich  der  Plan  als  dnrehans 
gelungen.       Di  nnuc  h  erneuerte  Herr  Jahnke  den  Vertra;:  nicht,  als  derselbe  1877 
ablief:  vielmehr  verkaufte  er  seine  Besitzung.    .Vis  Grund  gab  er  aji,  das»  seiue 
OutÄnu<rhbam,  insbesondere  die  allerbegütertsten,  seinem  System  gegenüber  eine 
iinatitV'^i  kliirte  FtMndseligkeit  an  den  Tag  gelegt  hatten.    Er  bemerkte  übrigens  das 
Viirli.ii;i'  nsfin  dn  irr  (Inippen  von  tirjmem  der  ( !c\vinnfh«'ilnng :  1.  Die  Bodenci^-rn- 
tliümi  r.  welche  hohe  Preise  und  niedrige  Löhne  wünschten;  2.  die  Arbeiter,  die  für 
geringfügige,  untüchtige  Arbeitsleistuugen  gute  Löhne  endelen  wollten;  3.  jene 
liOate,  in  deren  Tortheil  es  tag,  zwischen  Unternehmern  nnd  Angestellten  Zwietracht 
an  säen.    Der  neue  Besitzer  von  Bredow  setzte  dns  System  seines  Vorgünger-;  nicht 
fort.    Wir  sehen,  dass  in  diesem  Falle  das  Autgeben  der  Gewiuntheiluug  nicht.-*  mit 
ihrem  Wesen  oder  ihren  Ergebnissen  zn  thtin  hatte'*.  —  TgL  zn  den  obigen  Ans- 
führnn^r.n  aiuh  Kränn  r.  a.  a.  ()..  S.  324  IT.  nnd  über  Bci<))i<lr  von  Betheiligung 
von  Landarbeitern  am  üutsreinertrag  in  England  und  Irland  Birnbaumi  a.  a.  0., 
S.  27. 

2.  In  bescheidenerer  Weise  Iftsst  sich  der  Gedanke  einer  Art 

Antheilswirthschaft  verwirklichen,  wenn  inhaltlich  des  Lohnverfcrags 
unter  gewissen  Voraussetzungen  deui  Ai  heiter  am  Ko  Ii  ort  rag 
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emzelaer  Betriebszweige  ein  bestimmter  Brucbtheil  zuirfsichert 
wird,  z.  B.  ein  fester  Geldantheil  um  YerkaufserlGs  der  Producta 
der  Stallwirthschaft  (Milcht  Molkereierzeugnisse,  Mastvieh  u.  dexgL), 
oder  eine  Quote  an  dem  Gewinn  der  Nataialerzeugnisse,  bei  deren 
Herstellung  der  Arbeiter  mitgewirkt  hat,  z.  B.  bei  der  Ernte  der 
Köniertrüchte  oder  anderer  Producte  des  Feldbaus  (System  der 
Kohertrags-Tanti  emelöhnune).  Hierhergehören  auch  jene 
TheilliaiKMiitracte,  die  Dietzel  als  (^^otall  o  h  ncontra cte  be- 
zoicliiict  iniil  deren  oben  l)oroits  Erwähnung  ge^^chah  (§  38). 
mit  dieser  Lohnweise  unter  gegebenen  Umstände  ein  schone?  Kin- 
vemehmen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich  erzielen 
iSsst  und  die  Lage  letzterer  wesentlicher  Verbessemng  entgegen- 
gefahrt werden  kann,  ist  nicht  zu  leugnen  (vgl.  die  Anm.  auf 
S.  221);  und  seine  stärkere  Anwendung  und  bezw.  Einbftigerong 
daher  auch  ausserhalb  der  Gegenden  der  eigentlichen  Tbeilbao- 
Yertrflge  zu  wünschen Aber  auch  wenn  solche  Zuwendungen  mehr 
den  Charakter  von  Prämien  oder  Gratificationen  annehmen, 
sind  sie  in  ihrer  wohlthätigen  Wirkiiiig  auf  die  Arbeitsenerg^ie  und 
die  gewissenhafte  Umsicht  dos  Arbeiterporsonals  gewiss  nicht  zu 
unterschätzon  und  sollten,  namentlich  auf  grosseren  GOtem,  bei 
denen  die  erfolgreiche  Ueberwju- Innig  des  Einzelarbciters  natur- 
gemäss  mit  der  Ausdehnung  des  Betriebs  schwieriger  wird,  schon 
im  eigenen  Interesse  des  Unternehmers  mehr  als  bis  jetzt  der  Fall 
Anwendung  finden.  Dabei  ist  freilich  zuzugeben,  dass  gerade 
solche  FrämienTertheilungen  „nicht  selten  Neid,  Miasgunat  und 
Yerfolgungssucht  bei  den  Arbeitern  hervorrufen,  welche  leer  aus- 
gehen*^ ....  und  dass  daher  „viel  Geduld,  Menschenkenntniaa 
und  Gerechtigkeitssinn  dazu  gehört,  sie  mit  dem  Erfolg  zu  Ter- 
theilen,  dass  sie  Vertrauen  erwecken,  das  Verdienst  belohnen,  den 
Lässigen  anspornen,  die  Wirthschaftszwecke  fördern  und  alle  Theüe 
befriedigen^'  (Settegast). 

Anmerkung,  a)  Pohl  unterscheidet  hinsichtlich  d(>r  Trämien  zwischen 
Ersparniss-,  Productions«,  Leistuugs-  und  Ordnnngsprämien  i^a.  a.  U., 
8. 4w  ff.);  für  Ersparni  s  s  pnünieQ  ist  im  Allgemeinen  in  der  Landwiitheehafl  wenifcr 
Raum  als  in  der  Industrie;  g^gen  Productionsprämien  wird  von  Pohl  nicht  mit 
rnrrchf  cinp-pwendet,  das«  .,nicht  immer  die  Br/iehnn^  zwischt'n  Arbeit  tind  Product 
/.ur  hlsiileiiz  sich  festjitellen  lässt"  und  dnHa  sie  leicht  den  Nacht licil  habcu  kann, 
*die  AnfioaierksAnikeit  des  Hilfsarbeiters  für  die  betreffenden  Productionsarten  auf 
dieeen  Gegenstand  besonders  hin-  und  von  anderen  Arbeiten  absulenken;  dnrcb  n» 

V^ri.  hiezu  die  auf  S.  157  imter  Ziff.  3  aufgefuhrteu  Schriften  von  Dietael 
nnd  Eheberg. 
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ynxA  also  Idcbt  „ün  Hüftarbeiter  ftr  den  einfla  O^jeiiBtand  du  Interesse  erweckt  und 

für  andere  Gleichgiltigkeit''.  In  Oesterreich  vielfach  in  Anwendutijj:  ( Accidenzien 
jTf'nannt),  wohl  vorwiegend  aber  gegenüber  den  höheren  Httri»  bsfbe.tmten.  — 
J^eistungsprämien,  durch  welche  die  Quantität  der  Arbeitsleistungen  beeiuüuiiät 
werden  toU,  fthneln  in  ihrer  Wirknng  dem  Stttckleha  und  sind  mannigfiich  in  An- 
wendung:, nanientlicb  für  Bestrlhnit^'s  und  Fuhrarbeiteu,  so  auf  dem  Cal  b  i  rl  a 'scht  ii 
Gute  Merzdorf  in  Sachsen.  —  Ordnung»  prätnion  (Kemunerationen)  sollen  eine  Beloh- 
nung fiir  Hilfsarbeiter  bilden,  wenn  sie  eine  gewisse  Zeit  treu  und  ordentlich  gedient 
haben;  Pohl  erwähnt  z.  B.  die  Einrichtungen  von  Kuauer-(iröber8,  der  jedem 
stän(ii;:t'n  Arbeiter  10  Pf.  und  an  jede  ständige  Arbeiterin  5  Pf.  für  den  Tag 
über  den  landesüblichen  Lohn  verabreicht. 

b)  In  den  Bescblüssen  ländlicher  Arbeitgeber,  in  Berlin  1872,  Aber  die  Mittel 
cur  Hebung  des  ländlichen  Arbeiterstandes  und  rar  Begründung  eines  friedlichen 
Arbcitsverhältni>i5?es  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  'niiti^M  tbeilt  dureh  v.  d.  G  nltz 
bei  Schonberg,  a.  a.  O.,  §  36)  heisst  es  hinsichtlich  der  Tanticmelohuuug,  sie 
werde  ein  Sporn  sein  xnr  grösseren  Pfliebttrene  der  Arbeiter  und  die  Torsielitige 
Befdlfnmg  dieses  Lohnsystems  deiu  Arbeiter  ♦■inen  mit  der  steiofciicleii  rr{iducti\itiit 
der  nationalen  Arbeit  mitsteigenden  Lohn  sichern.  Während  eine  directe  Lolui- 
xulage  augenblicklich  vielen  Arbeitgebern  fisst  unerschwinglich  wäre,  sei  dies  bei 
der  Tantiemelöhttong  nicht  der  Fall:  denn  die  Ausgabe  för  den  Tantiimeanthcil  der 
Arbeiter  steige  nur  mit  dem  (lufsertrafri'.  „Der  immer  entschiedener  auftretenden 
Forderung  der  Socialisteu,  dass  der  „„volle  Arbeitsertrag**"  dem  Arbeiter  gebühre, 
widersteht  man  am  sichersten,  wenn  man  durch  EinftUnnng  der  Tantitoelöhnnng 
unter  Zugrundeb'^rnn^^  <ruter  KechnungsfÜhrung  die  Arbeiter  an  das  Interesse  der 
Arbeitgeber  fesselt.  Der  feste  Lohn  rnns«;  'dabei)  so  bemessen  werden,  dass  er 
für  den  nuthwendigeu  Lobeusunterhait  der  Arbeiteriamilien  mindestens  ausreicht 
und  von  dem  in  der  Gegend  äblichen  sich  nicht  entfernt,  so  das  der  Tantitaieantheil 
ynn  den  Arltt  itcni  erspart  werden  kann.  Dadurcli  wird  es  iiiöirlich,  dass  der  Arbeiter 
die  Mittel  zur  Erwerbung  von  ttrundeigenthum  gewinnt."  Letzteres  zu  ermöglicheu, 
schien  der  Confereuz  besonders  wichtig,  denn  »der  immer  lauter  werdenden 
SOCialistischen  Forderung  nach  *  iut  m  Collectiveig*  nthmn  am  Grund  und  Boden  \\ider> 
steht  man  am  sichersten  durch  die  Vermehning  der  Zahl  grundbesitzciidi  r  ländlicher 
Arbeiter  oder  sonstiger  kleiner  ländlicher  Grundbesitzer".  —  Beispiele  von  Tautieue- 
IShnungen  auch  b^  Roscher.  Auf  einem  holländischen  Mustergut  bekommt 
der  Pferdeknecht  für  jedes  lebende  Fohlen,  der  Schäfer  für  jedes  6  Wochen  alte 
Lanun,  der  Uühnerwärter  für  je  abgelieferte  lÜO  Eier  eine  Zulage  zu  dem  prewöhn- 
licheu  Lohn.  So  werden  aueh  aus  Posen  Versuche  berichtet,  das  Kubineikeu  nach 
der  Menge  der  Milch  au  besahlen  und  Ifir  das  Plus,  welches  fiber  eine  gewisse 
M>  nsre  hinausgeht,  eine  Tanti^e  an  gewähren  (Boscher,  a.  a.  O.,  Anm.  15  au 
§  125a). 

.'>.  So  innerlich  gesund  und  theoretisch  berechtigt  alle  diese, 
auf  eine  Antheilsgemeinschaft  hinauslaufenden  Lohnfonnen  sein 
mögen,  so  darf  man  sich  doch  nicht  darflber  tftuschen,  dass  auf 
eine  rasche  Ausbreitung  dieser  „idealeren**  Lohnweisen,  hingesehen 
auf  die  Schwerfälligkeit  des  menschliehen  Wesens  und  die  Hinder- 
nisse, die  Tradition  und  Vorurtheil  bereiten,  in  absehbarer  Zeit 
schwerlich  gerechnet  werden  darf.  Um  so  mehr  ist  Worth  darauf 
zu  legen,  dass  der  an  sich  richtige  Godiuike,  dem  ländlichen  Ar- 
heiter  einen  Aiitln'il  um  Ertrag  der  landwirthschaftlichen  Prodiiction 
zu  gehen,  aul'  dem  anderen,  wiederholt  hesproclifiicu  Wege  der 
Erhebung  desselben  zum  Arbeiterunteniehmer,  also  durch 
Umwandlung  desselben  in  einen  kleinen  Grundbesitzer  zur  Verwirk- 
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lichung  gelaoge  (§  97).  Ja  man  kann  sagen,  daas  mit  solcher  Beform 
der  BesitzTerhällaiisse  auf  dem  flachen  Lande  am  sichersten  die 
Versöhnung  zwischen  Arbeit  und  Kapital  im  Oebiet  der  Land- 

wirtlischaft  horboigt^führt  winl  und  dass  die  Mobilisinins^  des  Grund 
und  liM<lcii<.  \sip  ebpiitiilLs  schon  ensähnt,  untrr  diesem  Gesichts- 
punkt eine  neue  und  bemerkenswertbe  Bedeutung  erhält'). 

g  104.  Tersöulii- lit'  He /.  i  eh  u  n  ^eu;  Wohlfahrts- 

oiurichtungeu. 

Nicht  am  wenigsten  förderlich  lür  die  Herstellung  belrie- 
digender  Dienstbeziehuugen  wird  sich  die  freundliche  Stellung- 
nalune  des  Arbeitgebers  zu  seinen  Untergebenen  erweisen,  also 
eine  milde,  wohlwollende  Behandlung,  die  Vermeidung  schroffen, 
verletzenden,  herrischen  Aultretens,  eine  kluge  Nachsicht  unbe* 
deutenden  Verfehlungen  gegenüber  und  yor  AUem  die  jederzeitige 
Bekräffcigimg  einer  warmen,  werktb&tigen  Antheilnahme  an  der 
LebensfQhrung  der  Arbeiter,  wodurch  das  Vorhandensein  einer 
wirklielien  Interessengemeinschaft  in  den  Augen  der  letzteren  oft- 
mals vit'Uoicht  sicherer  nocli  als  durch  besondere  Zuweiiduugeö 
der  im  vorigen  Paragrajilieii  erwähnten  Art  bekräftigt  wird  Dass 
der  ländliche  Arhciti  r  >eiiirn  l.ohn  sparsam  verwende  und  das 
Ersparte  gut  und  sicher  anlege;  dass  er  im  Fall  der  Noth  ein 
augenblickliches  Creditbedurfniss  bei  soliden  Oreditan stalten  zu 
befriedigen  venmlge  und  nicht  Wucherern  in  die  Hände  falle:  dass 
er  ohne  Weitläufigkeiten  und  erhebliche  Kosten  in  die  Lage 
komme,  seine  Habe,  zumal  seinen  kleinen  Viehstand,  gegen  Un- 
fälle in  Versicherung  zu  geben;  dass  ihm  die  Anschaffung  seiner 


^)  So  BBgt  auch  Settcgnst,  a.  a.  O.:  ^Der  jetst  den  Imdw.  Arbefteretand 

lnHlriifk<Mtfli'ii  Aussirlitsloi^ij^kcit.  weicht«  sriiitr  liiiufit^  wahmeliDibami  Unzuverläs^Ji?- 
keit  V<»rsohuh  IrisU't,  ilm  socijiUstischfn  Vorlnliningskünsten  zujninerUch  macht  iider 
zur  Auswaudtruug  ViTiuiliisst,  ist  durcJi  Krln'buug  der  Arbeiter  zu  selbst- 
«tftndifren  landw.  Unternehmern  (Kleinbesitzern,  Pächtern)  m  begegnen, 
rnfcr  nllni  ^Taa>^n'U"' In,  die  zur  Lüsunj:;^  der  sorialeii  Frage  in  dt^r  I.:nuhvirth<;rhaft 
bei/.utrageu  |;eeii^net  erscbeioeu,  ist  dieüe  als  die  durcbschlageudste  und  aussiebt«- 
▼ollste  XU  erachten."  Und  S.  108:  ^Wir  können  nnr  wiederholen  ...»  dass  .  .  . 
in  dem  Unti^'m«  hmt-r-Arbciter  di>r  gediegensU>  (tewerbggenosse  des  Lflndwirths 
gewonnen  ist".    Aehnlirli  v,  d.  (roltz,  a.  u.  ().,  S.  2(H. 

^)  Wi<*  d<nn  anrb  l'olil  la.  a.  ()..  .S.  438'  das  Verbaltniss  zwischen  Arboit- 
jrcbrr  «ind  .\rbeitnebmor  al.s  ein  sittlielies  (iesellscbaftsverbiiltniss  (uicbt  bloss 
SHcbenreditliehes  Vortrafrsvcrbiiltnissi  aufFasst;  und  Wieb  Roscher  meint,  dM 
Ideal  t\>'<  < Jc^iiid-  rerbältnisses  iMStrli»'  dfiriii.  «I.ks  os  von  Herrachaften  wie  Dienst- 
boten ab  ein  Stück  ehriat liehen  Ftuuilienlcbeus  betlmtigt  wird. 
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hauswirtlisehaftlichen  Bedürfnisse  leicht  gemacht  und  seiner  Be- 
wuchenmg  und  Ueberrortheilung  durch  Krämer  etc.  Torgebeugt 
werde;  dass  den  Frauen  der  Arbeiter  eine  Erleichterung  in  der 
Warhing  und  Pflege  der  Kinder  während  der  Tagesarbeit  zu  Theil 
werde  und  neben  dieser  Sorge  för  das  wirthsehaftliche  Vorwärts- 
kommen der  Arbeiter  aucli  die  IMleg^'  iiirer  ijeistigen  Interessen 
nicht  küiiiniiTe,  sind  Forderungen,  deren  Erfüllung  mit  der  wachsen- 
den Vtn-sc]i;irfnng  der  socialen  Gegensützc  kein  Arbeitgebor  sici» 
entziehen  sollt«»  und  zu  deren  Verwirklichung  gerade  auch  die 
ländlichen  Arbeitgeber  beizutragen  um  so  mehr  Anlass  halxMi,  je 
mehr  eine  sociale  Vorsorge  dieser  Art  in  den  industriellen  Be- 
schäftigungsarten Platz  greift  und  den  industriellen  Arbeiter  mit 
seinem  Loose  milder  zu  stimmen  geeignet  ist.  Das  Hinwirken  auf 
die  Enichtung  von  Spar-  in  Verbindung  mit  Personalcreditanstalten 
auf  dem  flachen  Lande,  auf  die  GrOndung  von  LebensbedHrfniss* 
(Gon8um-)Tereinen,  auf  die  Schaffung  Ton  Viehleih-  und  Vieh- 
versicherungskassen, auf  das  Entstehen  von  Kindergärten  und 
ähnlichen  Veranstaltungtui,  auf  die  Verbreitung  eines  angemessenen, 
belehrenden  und  sittlich  anregenden  Lesestoffs  und  nhnliclier 
\V\dilfahrtseinriclitung(Mi  erheischeu  in  der  Regel  Iveine  erhehli<-hen 
Geldopfer  von  Seiton  des  Arbeitsherrn,  sondern  lediglich  ein  that- 
kräftiges  Eintreten  seiner  Persönlichkeit  und  die  Indienststellung 
eines  kleinen  Bruchtheils  seiner  Arbeitskraft  für  die  gute  Func- 
tionirung  des  Geschaffenen;  erfällen  aber  die  arbeitende  Bevölkerung 
mit  dem  tröstlichen  Bewusstsein,  dass  die  Beziehungen  zu  dem 
Arbeitgeber  äber  das  rein  privatrechtliche  Verhältniss  der  Arbeits- 
leistung und  Lohnzahlung  hinausreiehend  ihren  eigenen  Lebens- 
und Wirthschaftsverhältnissen  einen  gewissen  sicheren  Bückhalt 
verleihen 

Dieses  Eintreten  der  grösseren  Besitzer  für  die  kleineren  und 
för  die  Arheiter  und  Tagelöhner  sollte  freilich  nielit  Moss  im  Gohiete 
des  eigentliehen  GrossLirundhesitzes  mehr  und  mehr  sich  geltend 
machen:  auch  in  den  Gebieten  einer  vorwiegend  bäuerlichen 
Bevölkerung  darf  der  auf  fremde  Arbeit  angewiesene  bäuer- 
liche Wirth  der  Erkenntniss  sich  nicht  verschUessen,  dass  die  auch 

'i  V;.'l.  (lif  A u>lii«5S!H>}r«'ii  «Ips  (tutsbi'üitzors  v.  Kath  T.am'rstort  im  Deutsclion 
Laudwirth.HchiHtsrath  von  187ü,  8.  2G,  der  uut«r  dem  Hinweis  auf  die  Errichtung 
einer  örtlichen  Hpar-  tind  Barlehenskasse  und  deren  seirensreiche  Wirkungen  betonen 

konnte,  ^dass,  obj^leich  mau  von  dem  Tliurme  nu  iuc-»  alten  Hauses  Hunderte  von 
dampfenden  Kaminen  sehen  knnn.  dueh  nach  dem  Kriege  (von  1870/71)  keiner 
meiuer  Arbeiter  irgeud  einen  Autrag  aul  Loluerhühiiug  gestellt  und  keiner  meinen 
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ihm  häufig  nahe  treiende  Arbeitern oth  am  sichersten  nur  dann 
überwunden  werden  kann*  wenn  der  Anreiz  des  städtischen  Lebens 
und  die  YeiBuchung  zum  Uebeitritt  in  die,  Tiel&eh  mit  genngeren 
körperlichen  Anstrengungen  verbundene  industrielle  Thfttigkeit  in 
der  günstigeren  Qesammtgestaltung  der  Wirthschafteexistenz  der 
kleinen  Leute  ein  Gegengewicht  finden.  Wie  viel  fehlt  aber  noch 
gerade  in  den  besser  situirten  bäuerlichen  Kreisen  diese  Einsicht 
von  der  Nothwendigkeit  des  jederzeitigen  Eintrat»'!!??  lur  Wohliahits- 
einri('lit\ni<j:»'n,  welolii'  vorwiegend  dem  kleinen  Mann  zum  Vortheii 
gereii:heu,  wie  oft  sclieiicrn  solche  Veranstaltungen,  z.  B.  im  ß^Toich 
des  örtlichen  Credit-  und  Vorsicherungswesens,  gerade  an  dem 
Widerstand  der  Bessergestellten,  wenn  deren  eigenes  Interesse 
nicht  selbst  stark  in  Mitleidenschaft  gezogen  ist;  wie  langsam 
bricht  sich  die  firkenntniss  der  Nachtheile  dieses  widerspruehToUea 
Verhaltens  Bahn,  das  die  kleinen  Leute  dem  flachen  Lande  ent- 
fremdet und  damit  langsam,  aber  sicher  die  Wirthschaftslülhnuig 
auch  der  bestgestellten  bäuerlichen  Wirthe  aunehmend  schwanken- 
der und  unsicherer  macht!  Wenn  das  Missbehagen  mit  dem 
gegebenen  Loose  den  besten  2sälurboden  für  unterwühlende  Be- 

Bienst  verlassen  hat\  Wl»  euch  schon  der  ältere  Koppe  („Unterricht  im  Acktthes 

nnd  in  der  Viehzucht")  meint:  „Die  Tu{?euden  der  G«rechtij^eit,  lUUigkeit,  Freund- 
lichkeit und  des  Wuhlthun«?  von  Seiten  der  Voifitsctzton  «erden  hin  den  Arbeitern 
Fulgsamkcit,  Auiiunglichkeit,  Dankbarkeit  und  Autinerksamkeit  tsrzea^n  und  ein 
gernttthliches  Dasein  wird  die  Frueht  dieser  AnsShnng  sein*.  Und  Xeitzen  sagt 
(a.  a.  O.y  II.  Bd.,  S.  122);  „Gewigs  ist  tliV  dH  jiusgesprochene  Meinung  ui.  hi 
unberechtigt,  die  Hoffnung  zufriedeüstellender  und  immer  fresteigerter  Verbessrniii;: 
der  (lesinde-  nud  Arbeiterverhältnisse  heruhe  vor  Allem  aul  der  buiuaueu  uu  l 
religiösen  Bildung  der  DiensUierrschalten  und  auf  der  Fähiglceit  nnd  dem  Kntschlus» 
dersfllxii.  in  ilim  Fntorgebenen  stet«  den  Mensilu^n  /n  sehen,  des.sen  moralisrl u 
i^r^ichung;  ilmeu  in  die  Hände  gelegt  iüt."  2iähere  EiuzoUieiteu  über  die  Au^i^ 
gtaltnng  von  Wohlfahrteeinrichtungen  an  Gunsten  der  Arbeiter  bei  d.  Oolts, 
Littdliche  Arbeiterfrage,  S.  112  und  135  ff.  Nobbe  (a,  a.  ().,  S.  15)  zweifelt,  ob 
unsere  Landwirthe  ihren  sittlichen  Pflichten  sr»*geniiher  dem  (iesimlc  ühfrall  genö^rt 
iiaben,  und  meiut:  dass  „der  Grundeigenthümer,  welcher  in  seinem  Besits  uichtä 
anderes  erblickt  ab  ein  kapitalistisches  Gewinnmittel,  und  weldier  don  Staat  stets 
nur  die  Aufgabe  xuweiHt,  ihn  in  diesem  Besitz  ungestört  zu  schützen  und  ihm  den 
Genuss  seiner  Reute  ym  '>Trh<>rn,  nm  keinen  Deut  mehr  sociale  Ilcdi  utung  fiir  die 
bürgerliche  Gesellsciialt  hut  ul»  dei  Kapitalist,  der  von  seintu  lUuiti^n  lebt  und  sich 
von  Jeder  socialen  Pflicht  lossagt"*.  Vor  Allem  habe  der  Staat  die  Pflicht,  anf 
sfiiu'ii  i'i^'ciien  Doniäiit  ii  ITir  mnsfrrgültige  Ordnung  der  ArbeitcrverlinltTiissj''  zu  sfir^cri. 
was  aber  bis  jetzt  keinesw  egs  zutreffe  (a.  a.  ü.,  fc>.  22).  —  Durch  die  sociale  Ucseta- 
gebnng  mit  ihrer  Fflrsorge  fiir  die  durch  Krankheit,  UnfitU,  Alter-  nnd  Invalidiat 
herbeigeführten  Nothstände  wird  der  Kreis  der  frei>vil]igen  Wohlfahrtseiurichtungen 
erheblich  einireschrünkt ;  um  so  freien«  Bahn  aber  für  ein  w^rkthätiges  Vnrjrehen 
auf  anderem  Gebiete  geschaffen.  Letzteres  uochdhicklich  betont  durch  die  Beschius-se 
des  Congreeses  deutscher  Landwirthe  in  Berlhi  t.  17.  Febr.  1891;  erst  mit  der  Ver- 
wirklii  lum^  solcher  WohlfahrtSf  iiiri<  litiingen  werde  es  möglich  sein,  „den  Einflus? 
der  socialdemokraüschen  Lehren  zu  bekämpfen''.  (Wörtliche Wiedergabe  der  Beeclüilsee 
in  No.  8  der  Ztschr.:  Laudw.  Thien^ucht  von  1891.) 
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strobungtm  abü:iel)t,  so  wird  die  socialdemokratisclio  Bewegung 
auch  auf  dem  flachen  Lande  um  so  entschiedener  Erfolge  zu  ver- 
zeichnen haben,  je  kühler  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich 
gegenüberBtehen,  je  unsicherer  die  £xistenzbedingungen  der  letzteren 
sich  gestalten,  je  weniger  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  durch 
Versäiimung  einer  socialen  Ftirsorge  für  die  kleinen  Leute  zum 
Ausdruck  gelangt.  Akademische  Belehrungen  (Iber  die  Aussichts- 
losigkeit solch  unterwühlender  Bestrehungen  kdnnen  bei  dem 
Bilduii.irsstand  des  weitaus  grössten  Theils  der  hier  in  Kede  stehen- 
den Elemente  der  Bevölkerung  doch  nur  einen  sehr  schwachen 
Diuiiin  gegen  das  Einbrechen  der  socialdemokratisehen  Kn<  hniith 
uiürichten :  das  wirksamste  Bollwerk  wird  jeder  Zeit  die  i^rniug- 
lichung  wachsender  Antheilüahme  der  Besitzlosen  oder  wenig 
Besitzenden  an  den  Errungenschafben  der  wirthschaftlichen  Cultur 
sein,  das  Emporheben  derselben  zu  den  Stufen  grösseren  wirth- 
schaftlichen Behagens,  die  Eröffnung  der  Aussicht  auf  eigenen 
Besitz  und  die  thunliche  Sicherstellung  dieses  Besitzes  gegen  die 
Wechselfftlle  des  Lebens,  weil  wo  solche  gesellschaftliche  Einrich- 
tungen bestehen,  Niemand  den  mühsam  erworbenen  und  dtirch 
jene  Kimiohtmigen  gewährleisteten  Besitz  gegen  den  unsicheren 
A\  oi  iisel  auf  eine  durch  Umsturz  «illes  Bestehenden  herbeizuführende  ^ 
Zukunft  wird  eintauschen  wollen.  Wo  gleicliw^iil  für  das  Zustande- 
kommen v«»n  Wohlfalirtseiuriclituiiueii  der  goflaclilcn  Art  es  an  der 
Einsicht  und  dem  guten  Willen  der  besitzenden  Klassen  auf  dem 
Lande  noch  fehlen  sollte,  wird  eine  verstündige  Gemeindever- 
waltung unter  Umständen  nicht  unterlassen,  ihrerseits  thfttig 
vorzugehen,  wobei  je  nachdem  die  Gesetzgebung  solchen  Vor- 
gehen wirksam  zu  Hilfe  kommen  kann,  wie  namentlich  in  dem 
Gebiet  des  Sparkassen-  und  des  Versicherungswesens ;  wie  es  denn 
überhaupt  im  Interesse  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt  auf  dem 
Lande  sehr  zu  wünschen  wäre,  dass  die  Gemeinden  sich  mehr  als 
seither  nicht  blo.ss  als  iiolitische  Verwaltuiigskurper,  sondern  vor 
Allem,  der  viel  zutroffendcreu  AutTassuim-  der  Gemeinde  im  Mittel- 
alter gemäss,  als  Avirtlischaftliche  Intcn'ssengenieinschaften  tühion, 
so  dass  nichts,  was  den  einzelnen  Oemeindemitgliedern  wirthschaft- 
Uch  frommt,  der  (jemeinde  als  solcber  fremd  bliebe.  Dass  endlich 
auch  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  gerade  auf  diesem 
Gebiete  ein  grosses  Feld  der  Initiative  offen  steht,  braucht  nicht 
erst  hervorgehoben  zu  werden,  wie  es  denn  an  lobenswerthen  Bei- 
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spielen  oinos  oriolg reichen  YoTgelieuB  in  dieser  Hiuj>i(.-iil  in  neuerer 
Zeit  keiueswegs  felüt. 

Es  mAg  in  dieser  Binsic-ht  daran  n-innert  sein,  dass  die  firrichtnnj?  von  Ver- 
sirhonnij«!aTi stalten  gepen  Vj*  fi>Jt  rb«Mi,  die  (Jriitidung  von  landw.  ( Sinsum vpirirm 
und  ähnlichen,  gerade  den  kitmihien  Leuten  besonders  werthvollen  Veranstaltungvii 
hftnftg  dem  Wirken  der  landw.  Vereine  an  verdanken  ist.  Dass  gegebenenfidU  MtA 
die  Verbreitung  guter  belehrender  Schriften  auf  dem  flachen  Lande  Nützliches  zu  wirken 
vermag,  in  welcher  Beziehung  bereits  einzelne  Vereine  in  pPutHchlantl  l  ifHg  wirke«, 
soll  nicht  beabredet  werden.  —  Neuerding«  verleihen  wohl  auch  eijizelne  landw. 
Vereine  besondere  Verdiens Imedaillen  als  Anerkennung  trener  PflichterfBllnng 
im  ländlichen  (usiii(l<'dii'Tist,  ein  Vorfrohcn,  das  sichcrlit  h  Naclialisr.iTiu'  verdient,  wie 
schon  Settegast  mit  wannen  Worten  (a.  a.  Ü.,  8.  112)  auf  die  moraliscliB  Wir> 
kung  der  Verleihung  ehrender  Auszeiclinungen  an  Angehörige  des  ArbcitetslaBdss 
hiu^r^  wiesen  hat.  Bemerkenswerth  ist  das  Vorgeben  der  franzö  si  scben  Begiereng 
auf  flii  111  Gebiet:  Verleihung  von  «roldenen,  silbonien  und  hronrcnen  Staats- 
medaüleu  au  ländliche  Arbeiter  gemäss  dem  Decret  v.  17.  Juni  lÖiK)  ,poar  recom- 
I»enser  les  bons  Services  de  ces  modestes  travaillenra  agricoles,  qni  oonsacreni  tontes 
lenrs  forces  et  tout  Icur  intelligence  k  la  propriete  d'autrui  et  dont  le  concours 
devoue  t'.st  nne  garantie  de  <\\<res  pour  les  cxploitations  Htixqutllfs  ils  se  sont 
volontairemeut  attaches".  ^Bulletin  des  französischen  Acker baumiuisteriiuns,  1H*K) 
No.  4,  8. 9S2  ff.X  —  In  Bayern  werden  schon  seit  längerer  Zeit  beim  Central- Land- 
wirt fi^rliaftsfest  in  München  fiir  Dienstboten,  wclrhp  7.n  landw.  Arbeiten  ir«rend  »  ukt 
All  verwendet  wertlen,  sich  über  eine  ihenstzeit  von  wenigstens  3U  Jahren  bei  der- 
selben Dienstherschaft,  mit  derselben  im  Faniilienverband  lebend,  Kost  und  Lohn 
bedehcnd,  auszuweisen  vermögen,  al^ährlich  16  grosse  silberne  Vereinsdenkmnnxen 
sammt  Ehreudiplomen;  fiir  diejenigen,  welche  nntcr  obigen  BodinfnJnfren  sich  über 
eine  Dieustseit  von  wenigstens  15  Jahre  ausweisen  können,  64  kleine  silberne  Ver- 
einsdenkmünzen  sowie  ehrende  Erwähnungen  (letatere  in  nnbeetimmter  Ansahl) 
ausgesetzt  und  konnten  „bisher  noch  immer  voll/.iililig  vergeben  werden"  (H.  Ranke 
in:  Die  Landwirthschaft  in  Hävern.  Amtl.  Denkschrift,  1890,  S.  68).  -  Aehnliche 
Einrichtung  im  Königreich  .Sachsen  (Statut  v.  1.  Joni  1880),  wo  in  der  Zeit  1880 
bis  1886  im  Oansen  854  Ansaeichnnngen  ah  männliche  und  94  an  weibliche  Dienst, 
boten  zur  Verleihung'  kamen,  woraus  gefolfjert  wird,  dass  „innnerliin  noch  eine 
beträchtliche  Anzahl  von  landw.  T>ienstboten  si(  h  im  dauernden  Dienstverhältnis 
bei  demselben  Gutsbesitzer  befindet",  (v.  Langsd url't',  Die  Landwirthschaft  in 
Sachsen  etc.,  1889,  8.  188  ff.) 
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Za  §  12,  Seite  5tiif.    Eine  üchöne  Bestiltiimtir  Ar  das  an  diMer Stelle  aber 

die  wirthHcliaftliclii*  und   s(ifial(^  Bedfiifiniir  Laiulvrilks  («esaf^e  ertheilt  das 

jrpdaiikeureichc  Buch  von  <».  Hansen,  Die  drei  Hevidkerun^^stufen,  18W),  auf  das 
der  Verfasser  enrt  anftnerksam  wnrde ,  als  der  Druck  des  Buchs  bereits  im  Gange 
%var.  H.»  dass  nur  noch  pelejj^ntlich  auf  dasselbe  verwiesen  werden  konnte.  G.  Hansen 
sncht  dHr/til»-^'<'ii,  wie  d'w  erste  ISeviilkerunfrsstufe  fdus  I.aiitivolk)  mit  seinem  T'»'brr- 
üchuss  in  die  Sttidte  und  damit  in  die  zweite  Bevülkeruugsütule  (den  Mittelstand: 
Handwerk,  Indiutrie,  Handels-  und  Beamtenstand)  erobernd  vordrlnuft,  während  ^e  nn> 
Hiehti{^n  Elemente  der  zueiten  Stufe  fort  und  fort  ausgcflchieden  werden,  nni  die  6e- 
staudtheile  der  (Ititten:  des  Arbeiterstandes  zu  bilden;  so  dass  also  in  initt«>lbarer Weise 
ein  sehr  zwingender  Buwei«  geführt  wird  für  die  allgem.  gesellschaftUche  Bedeutung 
dea  Landvolks  als  jederzdtigen  geistigen ,  sittlichen  und  kSrperlicben  R^neratoi« 
desjenigen  Sfarule>.  der  redit  eigentlieh  der  Träger  der  höheren  Cultur  und  fort- 
schreitenden Eiitwiekluug  in  Wissensehatt ,  Kunst  etc.  ist.  So  führt  Hansen  den  • 
Verfall  der  italieni scheu  H  un de Isrepu büken  in  directester  Weise  aui  daü 
Verschwinden  des  BanemstAudes  im  Id.  und  14.  Jahrh.  und  Umwandlung  dMselben 
in  abhängig?'' Zeitpärhter  und  Tlieillvnii  r  /nnifl-::  und  an  die  nuf  diese  Umwandlunq: 
der  italienischen  UesvUscbaft  beitugliuUeu  Worte  Mebuhr's:  „In  den  Städten  Pfuscher 
nnd  Krämer,  auf  dem  Land  aeitpachtendes  und  tagelöhnerndes  Lumpengesindel", 
kiui]itt  Hansen  den  Satz:  ,.Wir  wissen  jetxt,  dass  auch  das  Erste  eine  Wirkung 
de»  Zweiten  war,  dass  der  N'iederprnnjr  der  städtischen  Bevülki-ninjf  immer  und  überall 
der  Veruichtung  eine«  ge!»uuden  und  kräftigen  Bauernstände«  auf  dem  Fasse  folgen 
muas^*  (a.  a.  0.  S.  260).  So  möchte  dran  Hansen  auch  den  frfthen  Verfall  der 
deutschen  Reichstädte  wesentlich  daraus  erklären,  dass  es  ihnen  nicht  gelang, 
sich  dauernd  einen  siclieren  Ztizufr  vom  Lnnd  7.11  verschaffen,  weil  eben  „der  Mittel- 
staad sich  immer  nur  durch  einen  lortwäiirendeu  Zuzug  aus  der  ländlichen  Be- 
▼ttlkerung  frisch  und  krftftiir  erhalten  kaim,  ohne  diesen  aber  dahinsiechen  muis,  wie 
die  fadrnseheinifr*'  Diirfti<:keit  f zeigt),  zu  welcher  narli  dem  30jähri}ro  Kricf]:  da« 
deutsche  Bürgerthum  herabsinkt."  Auf  dieses  Versiechen  des  Bevölkeriuigsstromes 
vom  Hachen  Land  in  die  Städte  und  die  dadurch  bewirkte  Herabminderung  des 
geistigen  Niveaus  des  Mittelttandes  (der  /weiten  Bevolkernn^^HStufe)  wird  ähnlich  der 
allmähliche  Niedergang  Spaniens  1^266  ff  K  der  Niederlande  IS.  278)  zurück- 
zttleiteu  versucht,  ijo  glaubt  er  auch  in  Urossbritanuien  die  Anzeichen  eines 
Sinken«  des  geistigen  Niveaus  des  Hittelstandes  ab  Folge  der  Vernichtung  des  eng- 
lischen Bauernstandes  nnd  der  damit  in  Hand  gehenden  Entvölkerung  des  dachen 
Landes  r.n  erblicken  können  (es  betrug  die  ländliche  Bevölkerung  1811  noch  3ö*/o  •1**'' 
üesammtbevolkeruixg,  1821:  33,  1831:  28,  1841:  2ö7,.  1851  waren  in  der  Land- 
Wirtschaft  2048113,  1681  nur  noch  1383184  Personen  heschämgt).  „Die  Ge- 
schichte lehrt  es:  ein  Volk,  das  sie  Ii  einen  gesunden  Bauernstand  bewalirt  kann 
wohl  besiegt  werden,  aber  dem  Antans  gleich  erhebt  es  sich  immer  wieder  irisch 
gestärkt  von  der  Erde.  Und  wie  Herkules  den  Antäus  mit  Leichtigkeit  in  seineu 
Armen  erdrosseln  konnte,  nachdem  er  ihn  vom  Boden  emporgehoben  hatte,  so  ist 
aneli  ein  Volk  dem  Verderhen  ;rewoiht.  wenn  es  durch  Veniiehtun^r  des  Bauernstandes 
das  Band  zerrissen  hat,  welclies  die  Menschen  mit  der  aUnährendeu  Mutter  Krde 
▼erknüpft  hat*^  (Ebenda  6.  407.)  Darttber  freilich,  wie  di«  Erhaltung  des  Bauern- 
standes zu  sichern,  wird  man  sich  mit  Hansen  schwerer  verständigen  (vergl.  die 
allerdings  sehr  aplu)ristisrh  frelmlfenen  Anstnhninfren  Hnnsen's  auf  S.  82^)  ff.  der 
Schril't);  wobei  lünsichtlich  dieser  positiven  Vorschlage  Hansen  s  auf  tlie  kritischen 
Notiaen  auf  S.  436  und  448  des  Hsadbncha  verwiesen  sein  mag. 
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Zn  §31.  Die  Zeitpacht,  Seite  166  ff.  Das  Anfkommea  der  Purht  im  «ipät^erm 

Jlitft  laher  brinjrt  Hii«  ht'r  'Dir  f.»  völki  ntn.r  von  Frnnkfrrt  a.  }A.  im  XIV.  xmd 
XV.  Jabrh.,  1.  Bd.,  S.  Ä>1)  auch  mit  dtr  rechi.suusii  lu^m  Z<Mt  und  der  ,s!«'t<?D 

BedrohtlBir  der  Habe  Mer  Rtadlbtirjrer)  auf  den  DoifpiitTn"  in  Zu'^mmenbatii^.  -Di^ 
selb«'  ist  l^wohniich  Zeitpaoht,  am  hiiufifrsten  unterminirt*^*  . Lm  l-ii  delivcht,  eilte 
Art  tPiiancy  nt  will  ',  wobei  dt ni  Fi.r»  nthiinu  r  di«' Möfrlichkoit  der  j»  «i'  r/i  ?ti;rfn  Aaf- 
liebuug  unter  Wiederautnahnie  der  .Selbätbewirtb»chaftuug  blieb.  Erbpacht  vtr- 
hftltBuiniiitug  aelten.  Nur  die  Weinberge  auf  den  Dörfern  wniden  noch  lingcr 
aUgemeitt  vom  Eifrenthfiiner  gehalten  oder  doch  nor  in  Theflpacht  «ugethan\ 

Zu  §  ä6.  ßcform  des  l'acht  rechts,  Seite  lJ)5ff.  Spuren  eines  sociak« 
PachtrechtK  auch  im  Mittelalter,  wovon  Bücher  a.  a.  O.  S.  ßK^  ßeispiele  anfuhrt, 
insbcs.  im  Üi'reich  der  sojj.  La nd  si e«l  i  1 1  »-i b  e,  die,  wen«  auch  der  Eipeuthümer 
die  >fö*,'lit  )ikt  i!  i»  flcr/riti;:.  r  Ziirückziehunfr  des  (Juts  hat.  doch  -in  sofern  die  Gewähr 
der  Dauer  in  sich  trug,  als  er  nur  dann  aufgetrieben  werden  kunnte,  wenn  er  das 
Gnt  liegen  lieis  oder  wenn  der  Eigenthflmer  es  in  SelbfltbewirUiiicliaftiui^  neluncn 
wollte,  lind  auch  dann  nur  gegen  Vergütung  der  Meliorationen'« 
K.  I^nc  lit  r  führt  zum  Beleg  atis  dt  ii  Frankfurter  Bedcordnnnsrpn  die  Wort^  an. 
iuii  denen  dies«  den  Landüiedelrechts  seit  1419  gedenken:  ^Weres  daz  eins  sin  las: 
an  lantaiedelem  rechte  verlnhen  hette  vnd  man  dcuBelhen  lanteiedel  davon  nil  xet- 
tfingcn  raoclitr-  vmh  ruprcm  pacht  od^r  lirbem  lant.sii'flol .  liess  er  iz  ah«  r  !ii  iren. 
das  man  im  dann  sin  bessernnge  davon  abeiegen  muste"  !a.  a.  »».  S. t>8r^. 

Eine  von  K.  Bücher  mir  freundlichst  zugestellte  Urkunde  aus  dem  Schult- 
heissenbuch  Siegfried'»  zum  Paradiese  von  1372  über  die  Vergebung  einer 
Wiese  dtirrli  den  „Kar!  zn  Fr;mk<M)fiird'*  zu  Laudsiedellcihi'  t-iiihah  liii  almlirlit-^ 
(ie<Üng;  der  Kath  behält  »ich  vor,  die  llüllte  des  Wietilandes  jederzeit  zunickzuzieheD. 
verspricht  aber:  ^betten  wir  dan  ejmche  heaaernng'  dar  an  gelacht,  diehnnt- 
lichen  were,  die  sulden  wir  .  .  .  .  yn  abelegen  nach  irkentnia  der  nachhu« 
unden  und  oben  ane  alle  geverde'^« 

Zu  Kap.  11.  AbRchn.  11:  Privat-  und  rollektiveignnthum  S.  2i*9ff.i 
ist  auf  die  inzwischen  erschienene  f^hiift  von  H.  Preuss,  die  Bodenbesitzrefona 
als  >o/4ales  Ileilmitt»  ! .  1S*12.  zti  vcrwoi^fn.  die  in  besonders  wirkungsvoller  WciM 
die  Irrwege  der  deuti>chea  Laudrelonnbewegung  beleuchtet. 

Zu  Kap.  Y:  Die  Arbeit  im  landw,  Betrieb  etc.  fS.  547 ff.).  Die  aeithm^e 

Kcnntnisf  di'r  I.ac'r'  d.-r  l;iiidliidi<'n  Arlx  itiii  in  Dciitscliland  vfisprieht  in  werthvoller 
VVoiiie  die  Erhebung  zu  erweitern,  die  der  Verein  tur  Sozia lixditik  unter  Ijeitnnjr  des 
CSeli.  Ob.- Reg. •Rath  Dr.  Thiel  nach  einem  von  Prof.  Dr.  Sc  ring  entworlcuca  Er- 
hdMngsprogramm  im  Jahr  1892  veranstaltet  hat  nnd  deren  Ergebnisse  in  3  Bäudes 
niedergelegt  werden  sollenf  von  denen  der  erste  in/wisdirii  <  r.s<  hii  iu  n  i^t  nnd  /wir 
in  Bd.  Uli  der  Schriften  d.  V.  f.  Sozialpolitik:  ^Die  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter 
in  Nordweatdentachland,  Wflrttemberg,  Baden  nnd  in  den  Beichalanden'',  1892^  mit 
den  Anlsätsen  von  K.  Kärger  imd  H.  Losch, 


Berichtignngen.  T^ts  floii^ltif^  Gorrector  sind  einige  Driickfehler  stehen 

jrtddirlM'ii .  die  indcss  di  r  I.cmt  Icit  lif  al.>  solrlic  (»rk«'iinen  wird.  Es  ist  zu  lescTf 
Seite  öt»  Zeile  1  der  Anmerkung  statt  H.  List;  Fr.  List;  auf  Seite  81  vorletzte  Zeile 
des  Textes  statt  Viehausbeut«:  Milc hausbeute;  auf  8.  127  Zeile  16  statt  §  20 
Ziffer  1:  §19  Ziffer  1. 
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der  in  diesem  Band  erwähnten  Schiiftsteller,  Staatsmänner 
und  landwirtlischaftlichen  Fachmänner. 

(Die  Zahlen  bezieheu  sich  auf  die  Sfitoii.) 
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Anidt  ffi 
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Bausch  q21 
Balfour  511 
Bachem  321 
Bärnreither  87H 
Hake  well  lü 
Balbi  394 
V.  Bar  iOD 
Barral  3H8 
Bastiat  21h 

Beheiiu  -  Schwarzbach  b21 
V.  Behr-SchraoUlow  öi)i) 
V.  Below-Saleske  ^ 
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V.  Bonuipien  9ä 
Beil  ton  2AA 
Berchthold  LU 
V.  Ber?  228  äI2  Ölfß 
Berphof-Isinjf  1n7  173 
Bernardi  21Ü 
Bernhard!  323  432 
V.  Bernstorff  801 
Biedermann  2 
Bifrnon  221 
Birnbaum  äl2  ff. 
Fürst  Bismarck  A32 
Blakve  o4r> 
Block  IM  312 
Bl(»meyer  152  1112 
BliintHchli  im 
Bui  kelmann  h'2\ 
V.  Bodelschwinffh  ö33 
V,  Bodmann-Loretto  <ia2 
a32 

Böhmert  547  fiü2 
BorfTffrev«"  352 
Brandes  nH() 
Brentano  L.  5H0 
V.  ßriesen  332 


Bücher  22Ö  2Ü11  2ÜJ  2113 

294  ff.  2^)  im  377  «12 
Bülau  22ii  432 
Bürstenbinder  122  IJil  liiÜ 

Burg^er  11} 

€aird  Ifül 
C'alberla  (JOq 
V.  Canstein  517 
Canwes  81 

V.  Cetto-Keichertshausen  122 
4K1  5ÜQ 

C'henev  52Ü 

Cicero  5Ü 

Columella  112  522 

Conrad  11  62  233  323  3iäi 
302  3aa  403  12Ü  125 
152  Ifil  ff  •  Ifiö  122  5ÜÜ 

V.  Crailsheim- Ameronjj  4H1 

Cromwell,  ().,  515 

l>ahn  ä2 

Delbrück,  iiä 
Diehl  233  2A1 
Dietzel  152  21D  ßül 
Ditz,  31M 
Doli  3Ü1 
Dünnipes  270 
Dombasle  lü 
Drechsler  11  157  1112 
Dressler  31Q 

Dünkelberg  1  32  152  221 
22Ü  220  334  33a  a^O 

Eheberg  2  IM  129 

187  !>10  373  m  427  (><)4 
Eisenhart  2  «1  ^30  244  ff- 

2511 

Eisner  lli2  323_ 
Eraminghaus  455 
Endres  352 
Engelbreclit  15 
Escher.  J.  K.,  341 
V.  Erffa-Weniburg  3112  122 
521 


Fahlbeck  81 
Fallati  433 
Fam'r  545 
Ffllenberg  lö 
Fesca  90 
Fey  521 
Fichte  259 
Fleischer  312 
Flürscheim  23Ü  211  13Q 
Frjias  1  13  Sfi 
Fraissinet  270  344  M) 
Krank  22ü  3«0 
Frank,  J.  P.,  222 
Frankl  230  25« 
Fuchs  83  9ü 
Fühling  2 


Oasparin  IQ  215 
(ieffken  152  122 
fieorge ,  iL  23Ü  235 
V.  Oerber  457 
Gide  84 

(Jierke  2f)9  35fi  373  4 19  457 
477  im  lÜÖ  ti'.  liü  tr.  5Ü8 
Gladstone  1118  2üQ 
Glatzel  81  288  331 
V.  Gneist  457  -iHO 
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